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Entwurf eines Dritten Steuerreformgesetzes 

A. Zielsetzung 

Die Steuerreform gehört zu den bedeutenden innenpolitischen 
Reformen dieser Legislaturperiode. Das geltende Steuerrecht 
soll durch ein sozialgerechteres und besser überschaubares Recht 
ersetzt werden. Der vorliegende Entwurf soll dieses Ziel auf 
den Gebieten der Einkommensteuer — einschließlich der Lohn- 
steuer und des Kinderlastenausgleichs — , der Körperschaft- 
steuer und des Sparprämienrechts verwirklichen! 


B. Lösung 

Der Entwurf eines Dritten Steuerreformgesetzes enthält auf dem 
Gebiet des Einkommensteuerrechts eine Neufassung des bisher 
in zahlreichen Gesetzen und Verordnungen enthaltenen Rechts 
und ändert es in vielfacher Hinsicht. Besonders hervorzuheben 
ist die Regelung des Kinderlastenausgleichs, die dem Grund- 
satz der Chancengleichheit aller Kinder Rechnung trägt. Vor- 
sorgeaufwendungen sollen künftig durch den Abzug eines für 
alle gleichen Vomhundertsatzes der geleisteten Aufwendungen 
von der Steuerschuld berücksichtigt werden-, damit soll die bis- 
herige Entlastungsmethode ersetzt werden, bei der der steuer- 
liche Vorteil mit wachsendem Einkommen steigt. Die Höchst- 
beträge für die Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen 
werden stark erhöht. Durch die Reform des Einkommensteuer- 
tarifs werden Entlastungen bis in den Bereich des selbständigen 
und unselbständigen Mittelstandes erreicht. Der Entwurf enthält 
zahlreiche weitere bedeutsame Verbesserungen, wie eine Son- 
derregelung für die Besteuerung der Einkünfte im Alter, die 
Erhöhung des Freibetrags für Alleinstehende mit Kindern, die 
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Einführung eines Sparer-Freibetrags und Sondervorschriften für 
den Umweltschutz. 

Auf dem Gebiet der Körperschaftsteuer sieht der Entwurf vor 
allem die Beseitigung der Doppelbelastung ausgeschütteter Ge- 
winne durch ein Anrechnungsverfahren vor. Im geltenden Recht 
ist die Doppelbelastung nur gemildert. Sie wird künftig voll- 
ständig ausgeschaltet werden, zum Teil auf der Ebene der aus- 
schüttenden Gesellschaft und im übrigen durch Anrechnung der 
Körperschaftsteuer auf die Einkommensteuer- oder Körper- 
schaftsteuerschuld der Anteilseigner. Außerdem enthält der Ent- 
wurf neue Vorschriften über die Bildung versicherungstech- 
nischer Rücklagen und geänderte Steuersätze für die nach dem 
geltenden Recht begünstigten Kreditinstitute. Die Reform der 
Körperschaftsteuer soll zusammen mit einem Gesetz zur Beteili- 
gung breiter Schichten der Bevölkerung am Produktivvermögen 
in Kraft treten. 

Durch das neue Sparprämiengesetz werden das Wohnungsbau- 
Prämiengesetz und das Spar-Prämiengesetz zusammengefaßt 
sowie das jeweilige Sparvolumen, die Prämiensätze und die 
Anlagearten vereinheitlicht. Außerdem wird eine Einkommens- 
grenze eingeführt, die eine Förderung des Sparens von Personen 
mit Einkommen oberhalb dieser Grenze ausschließt. 

Eine Vereinfachung wird vor allem durch die Ausdehnung der 
Proportionalzone des Einkommensteuertarifs sowie durch die 
Neuregelung des Lohnsteuer- und des Prämienverfahrens er- 
reicht werden. 


C. Alternative 

keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen des Dritten Steuerreformgeset- 
zes führen per Saldo zu Haushaltsbelastungen, die auf der Basis 
der Wirtschaftstatbestände 1975 in den ersten zwölf Monaten 
voller Wirksamkeit der Rechtsänderungen 10 743 Millionen DM 
betragen. Für den Bund ergeben sich, wenn man von einer 
Steuer- und Ausgabenverteilung nach geltendem Recht ausgeht, 
Haushaltsbelastungen von 1 822 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
1/4 (IV/4) — 521 10 — Ste 40/73 

Bonn, den 8. Januar 1974 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Dritten Steuerreformgesetzes mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 400. Sitzung am 20. Dezember 1973 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der An- 
lage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Prof. Dr. Ehmke 
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Entwurf eines Dritten Steuerreformgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz (EStG 1975) 

ERSTER TEIL 

Besteuerungsgrundlagen 

ERSTES KAPITEL 

Persönliche Voraussetzungen 
für die Besteuerung 

§ 1 

Unbeschränkte Einkommensteuerpflicht 

(1) Natürliche Personen, die im Inland einen 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, sind unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. 

(2) Zum Inland im Sinne dieses Gesetzes gehört 
auch der der Bundesrepublik Deutschland zustehende 
Anteil am Festlandsockel, soweit dort Naturschätze 
des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes er- 
forscht oder ausgebeutet werden. 

§ 2 

Erweiterte unbeschränkte Einkommensteuerpflicht 

Unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind auch 
deutsche Staatsangehörige, die 

1. im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt haben und 

2. zu einer inländischen juristischen Person des öf- 
fentlichen Rechts in einem Dienstverhältnis ste- 
hen und dafür Arbeitslohn aus einer inländi- 
schen öffentlichen Kasse beziehen, 

sowie zu ihrem Haushalt gehörende Angehörige, 
die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. 
2 Dies gilt nur für natürliche Personen, die auf- 
grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder 
völkerrechtlicher Übung in dem Staat, in dem sie 
ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt haben, lediglich in einem der beschränkten 
Einkommensteuerpflicht ähnlichen Umfang zu einer 
Steuer vom Einkommen herangezogen werden. 


§ 3 

Beschränkte Einkommensteuerpflicht 

Natürliche Personen, die im Inland weder einen 
Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt ha- 
ben, sind vorbehaltlich des § 2 beschränkt einkom- 
mensteuerpflichtig, wenn sie inländische Einkünfte 
im Sinne des § 111 haben. 


ZWEITES KAPITEL 

Sachliche Voraussetzungen für die Besteuerung 

§ 4 

Umfang der Besteuerung, Begriffsbestimmungen 

(1) Der Einkommensteuer unterliegen 

1. Einkünfte aus Gewerbe (§§ 38, 39, 40), 

2. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit (§§41, 
42), 

3. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§§ 43, 
44, 45), 

4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 50), 

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 55), 

6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
(§56), 

7. sonstige Einkünfte (§ 58), 

die der Steuerpflichtige während seiner unbe- 
schränkten Einkommensteuerpflicht oder als inlän- 
dische Einkünfte (§ 111) während seiner beschränk- 
ten Einkommensteuerpflicht erzielt 

(2) Die Summe der Einkünfte, vermindert um 
den Altersentlastungsbetrag (§64), den Ausgleichs- 
betrag (§65) und den Verlustvortrag (§66), ist der 
Gesamtbetrag der Einkünfte. 

(3) Der Gesamtbetrag der Einkünfte, vermindert 
um die Sonderausgaben (§ 68) und die außerge- 
wöhnlichen Belastungen (§ 74), ist das Einkom- 
men. 

(4) Das Einkommen, vermindert um die Sonder- 
freibeträge (§ 79), ist das zu versteuernde Einkom- 
men; dieses bildet die Bemessungsgrundlage für die 
tarifliche Einkommensteuer (§§ 80 bis 88). 

(5) Die tarifliche Einkommensteuer, vermindert 
um die Steuerermäßigungen (§§ 89, 90, 97), ist die 
festzusetzende Einkommensteuer. 
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(6) *Die Einkommensteuer ist eine Jahressteuer. 
2 Die Grundlagen für ihre Festsetzung sind jeweils 
für ein Kalenderjahr zu ermitteln. 3 Besteht die un- 
beschränkte oder beschränkte Steuerpflicht nicht 
jeweils während eines ganzen Kalenderjahrs, so 
tritt an die Stelle des Kalenderjahrs der Zeitraum 
der jeweiligen Steuerpflicht. 

§ 5 

Zeitliche Zuordnung von Einnahmen 
und Aufwendungen 

(1) Einnahmen sind für das Kalenderjahr anzu- 
setzen, in dem sie dem Steuerpflichtigen zugeflos- 
sen sind. Regelmäßig wiederkehrende Einnahmen, 
die dem Steuerpflichtigen kurze Zeit vor Beginn 
oder kurze Zeit nach Ablauf des Kalenderjahrs, zu 
dem sie wirtschaftlich gehören, zugeflossen sind, 
sind für dieses Kalenderjahr anzusetzen. Rinnah- 
men aus nichtselbständiger Arbeit sind für das Ka- 
lenderjahr anzusetzen, in dem sie nach § 133 bezo- 
gen sind. 

(2) 1 Aufwendungen sind für das Kalenderjahr 
abzuziehen, in dem sie geleistet worden sind. 2 Für 
regelmäßig wiederkehrende Aufwendungen gilt Ab- 
satz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) 1 Absätze 1 und 2 gelten für Betriebseinnah- 
men und Betriebsausgaben mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des Kalenderjahrs das Wirtschaftsjahr 
tritt. 2 Die Vorschriften über die Gewinnermittlung 
durch Betriebsvermögensvergleich (§11) bleiben 
unberührt. 

§ 6 

Steuerbefreiungen 

(1) Steuerfrei sind folgende Sozialleistungen: 

1 die Leistungen aus einer Krankenversicherung 
oder gesetzlichen Unfallversicherung; 

2. die Sachleistungen aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen einschließlich der Sachlei- 
stungen nach dem Gesetz über eine Altershilfe 
für Landwirte; 

3. die Geldleistungen nach § 1241 der Reichsversi- 
cherungsordnung, § 18 des Angestelltenversi- 
cherungsgesetzes, § 40 des Reichsknappschafts- 
gesetzes und § 7 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte; 

4. die Leistungen nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz, soweit sie Arbeitnehmern oder Arbeitsu- 
chenden oder zur Förderung der beruflichen 
Bildung der Empfänger gewährt werden; 

5. die Kapitalabfindungen aufgrund der gesetzli- 
chen Rentenversicherungen oder aufgrund von 
beamtenrechtlichen Vorschriften; 

6. die Kapitalisierungsbeträge, die im Rahmen des 
Rentenkapitalisierungsgesetzes gewährt wer- 
den; 


7. die Leistungen aus öffentlichen Mitteln oder 
aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die we- 
gen Hilfsbedürftigkeit gewährt werden; 

8. die Leistungen nach einem Kindergeldgesetz ; 

9. das Wohngeld nach den Wohngeldgesetzen; 

10. die Leistungen nach Teil II des Gesetzes über 
die Errichtung einer Stiftung „Hilfswerk für 
behinderte Kinder"; 

11. die landwirtschaftlichen Unternehmern ge- 
währten Zuschüsse im Sinne des § 47 Abs. 1 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte; 

12. die Entschädigungen nach § 49 Abs. 1 bis 3 und 
§§ 51 und 54 Abs. 3 des Bundesseuchengesetzes. 

(2) Steuerfrei sind folgende Versorgungs- und 

Entschädigungsleistungen : 

1. die Leistungen, die aufgrund gesetzlicher Vor- 
schriften aus öffentlichen Mitteln versorgungs- 
halber an Wehrdienstbeschädigte und Zivil- 
dienstbeschädigte oder ihre Hinterbliebenen, 
Kriegsbeschädigte, Kriegshinterbliebene und 
ihnen gleichgestellte Personen gewährt werden, 
soweit es sich nicht um Leistungen handelt, die 
aufgrund der Dienstzeit gewährt werden; 

2. einmalige Entschädigungen nach § 148 a des 
Bundesbeamtengesetzes, § 26 des Bundespolizei- 
beamtengesetzes, § 63 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes oder entsprechenden landesrechtlichen 
Vorschriften; 

3. die Ausgleichsleistungen nach dem Gesetz über 
den Lastenausgleich und die Leistungen nach 
dem Flüchtlingshilfegesetz oder nach dem Repa- 
rationsschädengesetz; 

4. die Geldrenten, Kapitalentschädigungen und 
Leistungen im Heilverfahren, die aufgrund ge- 
setzlicher Vorschriften zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts gewährt wer- 
den, soweit es sich nicht um Einnahmen aus 
einem gegenwärtigen, früheren oder nachträg- 
lich unterstellten früheren Dienstverhältnis han- 
delt; 

5. die Entschädigungen nach dem Kriegsgefange- 
nenentschädigungsgesetz; 

6. die Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz; 

7. die Einkünfte, soweit sie jährlich 2 000 Deutsche 
Mark nicht übersteigen, aus der Verpachtung 
eines Betriebs oder Betriebsteils der Land- und 
Forstwirtschaft oder eines land- und forstwirt- 
schaftlich genutzten Grundstücks oder aus einer 
bei der Veräußerung derartiger Wirtschaftsgüter 
vorbehaltenen Versorgung mit Wohnung und 
Unterhalt (zum Beispiel Altenteil) nach Maßgabe 
der §§ 48, 42 und 35 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes. 

(3) Steuerfrei sind folgende Leistungen zur För- 
derung von Wissenschaft und Forschung, Bildung 

und Erziehung, Kunst und Kultur: 
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1. die Leistungen aus öffentlichen Mitteln oder aus 
Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die zur För- 
derung der Erziehung oder Ausbildung oder zur 
unmittelbaren Förderung der Wissenschaft oder 
Kunst bewilligt werden. 2 Dazu gehören nicht 
die Kinderzuschläge und Kinderbeihilfen, die 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften, nach Ta- 
rifverträgen oder nach ähnlichen Regelungen 
gezahlt werden; 

2. die Stipendien, die unmittelbar aus öffentlichen 
Mitteln oder von zwischenstaatlichen oder über- 
staatlichen Einrichtungen, denen die Bundesre- 
publik Deutschland als Mitglied angehört, zur 
unmittelbaren Förderung der Forschung oder 
zur Förderung der wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Ausbildung oder Fortbildung ge- 
währt werden. 2 Das gleiche gilt für die Stipen- 
dien, die zu den in Satz 1 bezeichneten Zwecken 
von einer Einrichtung, die von einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts errichtet ist oder 
verwaltet wird, oder von einer Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse im 
Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft- 
steuergesetzes gegeben werden. Voraussetzung 
für die Steuerfreiheit ist, daß 

a) die Stipendien einen für die Erfüllung der 
Forschungsaufgabe oder für die Bestreitung 
des Lebensunterhalts und die Deckung des 
Ausbildungsbedarfs erforderlichen Betrag 
nicht übersteigen und nach den von dem Ge- 
ber erlassenen Richtlinien vergeben wer- 
den, 

b) der Empfänger im Zusammenhang mit dem 
Stipendium nicht zu einer bestimmten wis- 
senschaftlichen oder künstlerischen Gegen- 
leistung oder zu einer Arbeitnehmertätigkeit 
verpflichtet ist, 

c) bei Stipendien zur Förderung der wissen- 
schaftlichen oder künstlerischen Fortbildung 
im Zeitpunkt der erstmaligen Gewährung 
eines solchen Stipendiums der Abschluß der 
Berufsausbildung des Empfängers nicht län- 
ger als zehn Jahre zurückliegt; 

3. die Zuwendungen, die aufgrund des Fulbright- 
Abkommens gezahlt werden. 

(4) Steuerfrei sind folgende Ehrenbezüge: 

1. die aus öffentlichen Mitteln vom Bundespräsi- 
denten aus sittlichen oder sozialen Gründen ge- 
währten Zuwendungen an besonders verdiente 
Personen oder ihre Hinterbliebenen; 

2. der Ehrensold, der aufgrund des Gesetzes über 
Titel, Orden und Ehrenzeichen gewährt wird; 

3. der Ehrensold für Künstler sowie Zuwendungen 
aus Mitteln der Deutschen Künstlerhilfe, wenn 
es sich um Bezüge aus öffentlichen Mitteln han- 
delt, die wegen der Bedürftigkeit des Künstlers 
gewährt werden. 

(5) Steuerfrei sind folgende Bezüge aufgrund 

von Dienstleistungen zur Erfüllung der Wehr- 
pflicht: 


, 1. die Geld- und Sachbezüge sowie die Heilfürsor- 
ge, die Soldaten aufgrund des § 1 Abs. 1 Satz 1 
des Wehrsoldgesetzes und Zivildienstleistende 
aufgrund des § 35 des Zivildienstgesetzes erhal- 
ten; 

2. die Leistungen nach dem Unterhaltssicherungs- 
gesetz mit Ausnahme der Leistungen nach § 7 
Abs. 2 Nr. 6 Buchstaben a bis c und § 13 Abs. 4 
und 5 des vorbezeichneten Gesetzes; 

3. die Unterschiedsbeträge, die nach § 17 Abs. 1 
des Arbeitssicherstellungsgesetzes gezahlt wer- 
den. 

(6) Steuerfrei sind folgende Prämien und Zula- 
gen: 

1. die Investitionszulagen nach dem Investitionszu- 
lagengesetz; 

2. die Investitionszulagen nach § 19 und die Zula- 
gen nach § 28 des Berlinförderungsgesetzes; 

3. die Bergmannsprämien nach dem Gesetz über 
Bergmannsprämien; 

4. die Arbeitnehmer-Sparzulagen nach dem Dritten 
Vermögensbildungsgesetz; 

5. die Sparprämien nach dem Sparprämiengesetz. 

(7) Steuerfrei sind folgende Aufwandsentschä- 
digungen: 

1. die aus einer Bundeskasse oder Landeskasse ge- 
zahlten Bezüge, die in einem Bundesgesetz oder 
Landesgesetz oder einer auf bundesgesetzlicher 
oder landesgesetzlicher Ermächtigung beruhen- 
den Bestimmung oder von der Bundesregierung 
oder einer Landesregierung als Aufwandsent- 
schädigung festgesetzt sind und als Aufwands- 
entschädigung im Haushaltsplan ausgewiesen 
werden. 2 Das gleiche gilt für andere Bezüge, die 
als Aufwandsentschädigung aus Öffentlichen 
Kassen an Personen gezahlt werden, die öffentli- 
che Dienste leisten, soweit nicht festgestellt 
wird, daß die Bezüge für Verdienstausfall oder 
Zeitverlust gewährt werden oder die Aufwen- 
dungen, die dem Empfänger entstehen, offen- 
sichtlich übersteigen; 

2. die aus öffentlichen Kassen nicht im Zusammen- 
hang mit einem Dienstverhältnis gezahlten Rei- 
sekostenvergütungen und Umzugskostenvergü- 
tungen einschließlich Trennungsgeld, soweit die 
Vergütungen die nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften in Betracht kommenden Beträge nicht 
übersteigen. 

(8) Steuerfrei sind folgende Einnahmen aus 

einem Dienstverhältnis: 

1. soweit nicht aufgrund zwischenstaatlicher 
Übereinkommen andere Regelungen anzuwen- 
den sind, das Gehalt und die Bezüge 

a) der diplomatischen Vertreter fremder 
Mächte, der ihnen zugewiesenen Beamten 
und der in ihren Diensten stehenden Perso- 
nen, wenn sie nicht die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit besitzen, 
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b) der ausländischen Berufskonsuln, der Kon- 
sulatsangehörigen und deren Personal, 
wenn sie Angehörige des Entsendestaates 
sind und im Inland außerhalb ihres Amtes 
oder Dienstes keinen Beruf, kein Gewerbe 
und keine andere gewinnbringende Tätigkeit 
ausüben. 

Voraussetzung ist, daß der ausländische Staat 
den von der Bundesrepublik Deutschland ent- 
sandten vergleichbaren Personen eine ent- 
sprechende Steuerbefreiung gewährt; 

2. die Zuschläge, die an Arbeitnehmer für tat- 
sächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit neben dem Grundlohn gezahlt wer- 
den. 2 Die Zuschläge sind insoweit steuerfrei, 
als sie in einem Gesetz oder in einem Tarifver- 
trag, an dem der Arbeitnehmer und sein Ar- 
beitgeber gebunden sind oder dem das Dienst- 
verhältnis unterstellt worden ist, dem Grunde 
und der Höhe nach festgelegt sind. 3 In anderen 
Fällen sind die Zuschläge insoweit steuerfrei, 
als sie für Sonntagsarbeit 50 vom Hundert, für 
Arbeiten an den Weihnachtsfeiertagen 150 vom 
Hundert, für Arbeiten an anderen gesetzlichen 
Feiertagen, auch wenn diese auf einen Sonntag 
fallen, 125 vom Hundert, für gelegentliche 
Nachtarbeit 30 vom Hundert und für regelmä- 
ßige Nachtarbeit 15 vom Hundert des Grund- 
lohns nicht übersteigen. 4 Als Grundlohn gilt, 
was dem Arbeitnehmer bei der für ihn maßge- 
benden regelmäßigen Arbeitszeit in dem jewei- 
ligen Lohnzahlungszeitraum an laufendem Ar- 
beitslohn ohne die bezeichneten Zuschläge zu- 
steht. 5 Dieser Betrag ist in einen Stundenlohn 
umzurechnen. 6 Welche Tage gesetzliche Feier- 
tage sind, bestimmen die am Ort der Arbeits- 
stätte geltenden Vorschriften. 7 Sonntags- und- 
Feiertagsarbeit im Sinne des Satzes 3 ist die 
Arbeit in der Zeit von 0 Uhr bis 24 Uhr des je- 
weiligen Tages. 8 Nachtarbeit im Sinne des Sat- 
zes 3 ist die Arbeit in der Zeit von 20 Uhr bis 6 
Uhr. 9 Für Arbeitnehmer, denen einheitliche 
Vergütungen für den Grundlohn und die Zu- 
schläge oder die Zuschläge pauschal gezahlt 
werden, können die obersten Finanzbehörden 
der Länder mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen den Teil der Vergütung, der 
als Zuschlag für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit steuerfrei ist, nach den Verhältnis- 
sen des Berufszweiges von Fall zu Fall feststel- 
len, wenn in dem Berufszweig Sonntags-, Feier- 
tags- oder Nachtarbeit überlicherweise gelei- 
stet wird, die gesonderte Anschreibung und 
Abrechnung dieser Arbeit wegen der Besonder- 
heiten des Arbeitseinsatzes oder der Entloh- 
nung nicht zumutbar ist; 

3. die Getränke oder Genußmittel, die der Arbeit- 

geber dem Arbeitnehmer zum häuslichen Ver- 

zehr unentgeltlich oder verbilligt überläßt, in 

den Mengen, die in einem am 1. Januar 1966 

örtlich geltenden Tarifvertrag vereinbart oder 

bis zu diesem Zeitpunkt in herkömmlicher 

Weise gewährt worden sind. 2 Der Haustrunk 
im Brauereigewerbe, der Freitabak in der Tabak- 


industrie und die Freizigarren in der Zigarren- 
industrie sind in den Mengen steuerfrei, die 
in dem für die jeweilige Betriebstätte am 1. Ja- 
nuar 1966 örtlich geltenden Tarifvertrag für 
männliche Arbeitnehmer vereinbart worden 
sind. 3 Die Freizigaretten in der Zigarettenindu- 
strie sind in 4 en Mengen steuerfrei, die nach 
herkömmlicher Weise an männliche Arbeitneh- 
mer gewährt werden, höchstens jedoch 150 Zi- 
garetten wöchentlich und zusätzlich 400 Ziga- 
retten jährlich; 

4. die Trinkgelder, die dem Arbeitnehmer ohne 
Rechtsanspruch von Dritten gezahlt werden, 
soweit sie 600 Deutsche Mark im Kalenderjahr 
nicht übersteigen; 

5. die Zinsersparnisse bei einem unverzinslichen 
oder zinsverbilligten Darlehen, das der Arbeit- 
geber dem Arbeitnehmer gewährt, soweit die 
Zinsersparnis 2 000 Deutsche Mark im Kalen- 
derjahr nicht übersteigt. 2 Zinsersparnisse sind 
anzunehmen, soweit der Zinssatz für das Darle- 
hen 4 vom Hundert unterschreitet; 

6. die Zinszuschüsse des Arbeitgebers, soweit sie 
für Darlehen gewährt werden, die im Zusam- 
menhang mit der Errichtung oder dem Erwerb 
eines Familienheims oder einer selbstgenutzten 
Eigentumswohnung im Inland stehen und zu- 
sammen mit Zinsersparnissen nach Nummer 5 
2 000 Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht 
übersteigen. 2 Den Zinszuschüssen im Sinne des 
Satzes 1 werden die aus einer öffentlichen Kas- 
se gezahlten Aufwendungszuschüsse gleichge- 
stellt. Voraussetzung für die Steuerbefreiung 
nach den Sätzen 1 und 2 ist, daß der Arbeitneh- 
mer Zuschüsse im Rahmen der öffentlichen 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus nicht 
erhält; 

7. bei Angehörigen der Bundeswehr und des Bun- 
desgrenzschutzes, bei Angehörigen der Bereit- 
schaftspolizei eines Landes, bei Angehörigen 
der Vollzugspolizei und der Berufsfeuerwehr 
eines Landes oder einer Gemeinde und bei 
Vollzugsbeamten der Kriminalpolizei des Bun- 
des, eines Landes oder einer Gemeinde 

a) die freie ärztliche Behandlung, 

b) die freie Krankenhauspflege, 

c) der freie Gebrauch von Kur- und Heilmit- 
teln, 

d) die freie ärztliche Behandlung ihrer Ehe- 
frauen und unterhaltsberechtigten Kinder; 

8. die Leistungen nach § 4 Nr. 2, § 7 Abs. 3, §§ 9, 
10 Abs. 1, §§ 13, 15 des Entwicklungshelfer-Ge- 
setzes; 

9. die Sonderunterstützung nach § 12, das Mutter- 
schaftsgeld nach § 13 Abs. 2 und der Zuschuß 
zum Mutterschaftsgeld nach § 14 des Mutter- 
schutzgesetzes; 

10. die aus einer öffentlichen Kasse nach beamten- 
rechtlichen Regelungen in Krankheits-, Ge- 
burts- und Todesfällen gezahlten Beihilfen so- 
wie in Fällen einer außerordentlichen wirt- 
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schaftlichen Notlage gezahlten Unterstützun- 
gen. ^Beihilfen und Unterstützungen, die nicht 
aus einer öffentlichen Kasse gezahlt werden, 
sind steuerfrei, wenn sie ausschließlich nach 
den für den öffentlichen Dienst geltenden Re- 
gelungen gewährt werden, die Empfänger nach 
den für den öffentlichen Dienst geltenden Vor- 
schriften entlohnt werden und die zahlende 
Stelle einer staatlichen oder kommunalen 
Dienstaufsicht und Prüfung ihrer Haushaltsfüh- 
rung unterliegt; 

11. die in Krankheits- und Todesfällen sowie bei 
ähnlich unabwendbaren Ereignissen gezahlten 
Unterstützungen, wenn sie 

a) aus einer mit Mitteln des Arbeitgebers ge- 
schaffenen, in der Gewährunng der Unter- 
stützungen von ihm unabhängigen Einrich- 
tung (Unterstützungskasse oder Hilfskasse 
für Notfälle) oder 

b) vom Betriebsrat oder sonstigen Vertretern 
der Arbeitnehmer aus den dafür yom Ar- 
beitgeber zu Verfügung gestellten Mitteln 
oder 

c) vom Arbeitgeber selbst nach Anhörung des 
Betriebsrats oder sonstiger Vertreter der 
Arbeitnehmer 

gewährt werden und steuerfreie Beihilfen oder 
Unterstützungen nach Nummer 10 nicht in Be- 
tracht kommen. Unterstützungen, die insge- 
samt 1 000 Deutsche Mark im Kalenderjahr 
übersteigen, sind nur insoweit steuerfrei, als sie 
aus Anlaß einer außerordentlichen wirtschaft- 
lichen Notlage gewährt werden; 

12. die gesetzlichen Beiträge des Arbeitgebers zu 
den gesetzlichen Rentenversicherungen der Ar- 
beitnehmer. 2 Diesen Beiträgen werden gleich- 
gestellt Zuschüsse des Arbeitgebers zu den Auf- 
wendungen der Arbeitnehmer für 

a) eine Lebensversicherung, 

b) die freiwillige Weiterversicherung oder 
Selbstversicherung in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen, 

c) eine öffentlich-rechtliche Versicherungs- 
oder Versorgungseinrichtung seiner Berufs- 
gruppe, 

wenn der Arbeitnehmer von der Versicherungs- 
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung 
befreit worden ist. 3 Die Zuschüsse sind nur so- 
weit steuerfrei, als sie nicht höher sind als der 
Betrag, der als Arbeitgeberbeitrag in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung zu zahlen wäre 
und als sie bei Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung der Angestellten die Hälfte und bei 
Befreiung von der Versicherungspflicht in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zwei 
Drittel der Gesamtaufwendungen des Arbeit- 
nehmers nicht übersteigen; 


13. die gesetzlichen Beiträge oder Beitragszuschüs- 
se des Arbeitgebers zur Krankenversicherung 
des Arbeitnehmers; 

14. die gesetzlichen Beiträge des Arbeitgebers zur 
Bundesanstalt für Arbeit; 

15. die Versicherungsbeiträge (§ 91 Abs. 1) des Ar- 
beitgebers für den Arbeitnehmer, soweit sie 
der Zukunftsicherung des Arbeitnehmers die- 
nen, 312 Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht 
übersteigen und an Versicherungsunternehmen 
geleistet werden, die ihren Sitz oder ihre Ge- 
schäftsleitung im Inland haben oder denen die 
Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb im Inland er- 
teilt ist. 2 Das gilt nicht für die Übernahme von 
gesetzlichen Beiträgen des Arbeitnehmers; 

16. bei Arbeitnehmern, die nach § 2 unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig sind, die Bezüge in- 
soweit, als sie den Arbeitslohn, der bei einer 
gleichwertigen Tätigkeit am Ort der zahlenden 
öffentlichen Kasse dem Arbeitnehmer zustehen 
würde, übersteigen; bei anderen für einen be- 
grenzten Zeitraum in ein Gebiet außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes entsandten 
Arbeitnehmern, die dort einen Wohnsitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, der ih- 
nen von einem inländischen Arbeitgeber ge- 
währte Kaufkraftausgleich, soweit er den für 
vergleichbare Auslandsdienstbezüge nach § 2 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes zulässi- 
gen Betrag nicht übersteigt; 

17. die Übergangsgelder und Übergangsbeihilfen 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften wegen Ent- 
lassung aus dem Dienstverhältnis; 

18. die Abfindungen wegen einer vom Arbeitgeber 
veranlaßten oder gerichtlich ausgesprochenen 
Auflösung des Dienstverhältnisses bis zur 
Höhe von zwölf Monatsverdiensten. 2 Hat der 
Arbeitnehmer das 50. Lebensjahr vollendet und 
hat das Dienstverhältnis mindestens 15 Jahre 
bestanden, so ist ein Betrag bis zur Höhe von 
15 Monatsverdiensten, hat der Arbeitnehmer 
das 55. Lebensjahr vollendet und hat das 
Dienstverhältnis mindestens 20 Jahre bestan- 
den, so ist ein Betrag bis zur Höhe von 18 Mo- 
natsverdiensten steuerfrei. 3 Als Monatsver- 
dienst gilt, was dem Arbeitnehmer bei der für 
ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit in 
dem Monat, in dem das Dienstverhältnis endet, 
an laufendem Arbeitslohn einschließlich der 
nach Nummer 2 steuerfreien Zuschläge zusteht, 
höchstens jedoch 2 000 Deutsche Mark; 

19. die Leistungen aus öffentlichen Mitteln an Ar- 
beitnehmer des Steinkohlen-, Pechkohlen- und 
Erzbergbaus, des Braunkohlentiefbaus und der 
Eisen- und Stahlindustrie aus Anlaß von Still- 
legungs-, Einschränkungs-, Umstellungs- oder 
Rationalisierungsmaßnahmen; 

20. die nach § 5 Abs. 5 Satz 1 des Mühlenstruktur- 
gesetzes an Arbeitnehmer gezahlten Abfindun- 
gen. 
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(9) Steuerfrei sind folgende Betriebseinnahmen 

oder Einnahmen aus Vermögenswerten: 

1. die Zinsen aus Entschädigungsansprüchen für 
deutsche Auslandsbonds im Sinne der §§ 52 bis 
54 des Bereinigungsgesetzes für deutsche Aus- 
landsbonds, soweit sich die Entschädigungsan- 
sprüche gegen den Bund oder die Länder rich- 
ten. 2 Das gleiche gilt für die Zinsen aus Schuld- 
verschreibungen und Schuldbuchforderungen, 
die nach den §§ 9, 10 und 14 des Gesetzes zur 
näheren Regelung der Entschädigungsansprüche 
für Auslandsbonds vom Bund oder von den Län- 
dern für Entschädigungsansprüche erteilt oder 
eingetragen werden; 

2. das Aufgeld für ein an die Bank für Vertriebene 
und Geschädigte (Lastenausgleichsbank) zugun- 
sten des Ausgleichsfonds (§ 5 des Gesetzes über 
den Lastenausgleich) gegebenes Darlehen, wenn 
das Darlehen nach § 7 f des Einkommensteuerge- 
setzes 1953 im Jahr der Hingabe als Betriebsaus- 
gabe abzugsfähig war; 

3. die Zinsen aus Schuldbuchforderungen und 
Schuldverschreibungen im Sinne des § 252 
Abs. 3 des Gesetzes über den Lastenausgleich, 
wenn der Zinssatz nicht mehr als 4 vom Hun- 
dert beträgt, sowie die Zinsen aus Spareinlagen 
im Sinne des § 252 Abs. 4 des Gesetzes über den 
Lastenausgleich und im Sinne des § 41 Abs. 5 
des Reparationsschädengesetzes während der 
Festlegung der Spareinlagen; 

4. die Zinsen aus Schuldbuchforderungen im Sinne 
des § 35 Abs. 1 des Allgemeinen Kriegsfolgenge- 
setzes; 

5. die Zinsen aus festverzinslichen Schuldver- 
schreibungen, die zur Erfüllung der Entschädi- 
gungsansprüche für Altsparanlagen im Sinne 
des Altsparergesetzes ausgegeben worden 
sind; 

6. die Entschädigungen aus Mitteln des Aus- 
gleichsfonds nach dem Dritten Abschnitt des 
Wertpapierbereinigungschlußgesetzes, soweit 
sie für Zinsen geleistet werden, die nach den 
Nummern 5 und 8 steuerfrei sind; 

7. die Zinsen aus Pfandbriefen und Kommunalobli- 
gationen, die von der Landesbank und Girozen- 
trale Saar vor dem 6. Juli 1959 ausgegeben wor- 
den sind; 

8. a) die Zinsen aus vor dem 1. Januar 1955 im Ge- 

biet der Bundesrepublik Deutschland oder in 
Berlin (West) ausgegebenen Pfandbriefen 
und Kommunalschuldverschreibungen, wenn 
die Erlöse aus diesen Wertpapieren minde- 
stens zu 90 vom Hundert zur Finanzierung 
des sozialen Wohnungsbaus und der durch 
ihn bedingten Kosten der Aufschließungs- 
maßnahmen und Gemeinschaftseinrichtungen 
bestimmt sind; 

b) die Zinsen aus vor dem 1. Januar 1955 ausge- 
gebenen 

aa) festverzinslichen Schuldverschreibungen 
des Bundes und aus Schatzanweisungen 


des Bundes mit einer Laufzeit von min- 
destens drei Jahren, 

bb) festverzinslichen Schuldverschreibungen 
der Länder und aus Schatzanweisungen 
der Länder mit einer Laufzeit von minde- 
stens drei Jahren, wenn der Ausschuß 
für Kapitalverkehr im Sinne des § 6 des 
Gesetzes über den Kapitalverkehr festge- 
stellt hat, daß die vorgesehenen Ausga- 
bebedingungen das Kurs- und Zinsgefü- 
ge am Kapitalmarkt nicht stören; 

c) die Zinsen aus vor dem 1. April 1952 — ■ in 
Berlin (West) vor dem 27. Juni 1952 — im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder 
in Berlin (West) ausgegebenen festverzins- 
lichen Wertpapieren mit Ausnahme von Na- 
mensschuldverschreibungen und aus festver- 
zinslichen Wertpapieren, die in der Zeit nach 
dem 31. März 1952 — in Berlin (West) nach 
dem 26. Juni 1952 — bis zum 17. Dezember 
1952 in der Bundesrepublik Deutschland oder 
in Berlin (West) ausgegeben und nach dem 
Gesetz über den Kapitalverkehr genehmigt 
worden sind. 2 Die Steuerfreiheit bezieht sich 
auch auf Zinsen aus vor dem 21. Juni 1948 — 
in Berlin (West) vor dem 25. Juni 1948 — au- 
ßerhalb des Gebiets der Bundesrepublik 
Deutschland und von Berlin (West) ausgege- 
benen festverzinslichen Wertpapieren 

aa) von Geldinstituten, die nach § 3 der 35. 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz bis zum 17. Dezember 1952 
als verlagert anerkannt worden sind 
oder vor dem 21. Juni 1948 ihren Sitz in 
das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder vor dem 24. Juni 1948 nach 
Berlin (West) verlegt haben, 

bb) von anderen Unternehmen, die ihren Sitz 
in das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland oder nach Berlin (West) 
verlegt haben und auf deren Emissionen 
§ 1 des Gesetzes zur Bereinigung des 
Wertpapierwesens vom 19. August 1949 
— in Berlin (West) § 1 des Gesetzes zur 
Bereinigung des Wertpapierwesens vom 
26. September 1949 — anzuwenden ist. 

3 Die Steuerfreiheit gilt nicht für Zinsen aus 
Industrieobligationen, die nach dem 20. Juni 
1948 — - im Saarland nach dem 19. November 

1947 und in Berlin (West) nach dem 24. Juni 

1948 — ausgegeben worden sind, und nicht 
für Zinsen aus Wandelanleihen und Gewinn- 
obligationen. 4 Sie gilt jedoch für Zinsen aus 
vor dem 1. Januar 1952 ausgegebenen Indu- 
strieobligationen — mit Ausnahme von Wan- 
delanleihen und Gewinnobligationen — , so- 
weit und nachdem der Zinssatz auf 5,5 vom 
Hundert ermäßigt worden ist; 

d) die Zinsen aus nach dem 31. März 1952 — in 
Berlin (West) nach dem 26. Juni 1952 — , aber 
vor dem 1. Januar 1955 in der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder in Berlin (West) aus- 
gegebenen festverzinslichen Wertpapieren, 
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wenn der Verwendungszweck des Erlöses 
nach Anhörung des Ausschusses für Kapital- 
verkehr im Sinne des § 6 des Gesetzes über 
den Kapitalverkehr durch Rechtsverordnung 
als besonders förderungswürdig anerkannt 
worden ist. 

2 Eine Anleihe gilt im Sinne der Nummern 7 und 
8 als ausgegeben, wenn mindestens ein Wertpapier 
der Anleihe veräußert worden ist; die Steuerfrei- 
heit der Zinsen aus den in der Nummer 8 bezeich- 
neten Anleihen wird durch eine Änderung des Aus- 
gabekurses der Anleihe nicht berührt, wenn der 
Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen die Änderung 
genehmigt hat. 

(10) Steuerfrei sind Erhöhungen des Betriebsver- 
mögens, die dadurch entstehen, daß Schulden zum 
Zweck der Sanierung ganz oder teilweise erlassen 
werden (Sanierungsgewinne). 

(11) Bei der Ermittlung der Einkünfte bleiben 
Einkünfte der in § 111 bezeichneten Art außer An- 
satz, wenn sie in der Deutschen Demokratischen 
Republik oder in Berlin (Ost) bezogen worden 
sind. 

ZWEITER TEIL 

Einkünfte 

ERSTES KAPITEL 

Gewinneinkünfte 

1. TITEL 

Gewinnermittlung 
a) Allgemeines 
§ 7 

Einkünfte aus Gewerbe, freiberuflicher Tätigkeit 
und Land- und Forstwirtschaft 

Einkünfte aus Gewerbe, freiberuflicher Tätigkeit 
und Land- und Forstwirtschaft sind jeweils die 
Summe der Gewinne, die im Kalenderjahr erzielt 
worden sind. 

§ 8 

Gewinnermittlung und Betrieb 

(1) Der Gewinn ist für jeden Betrieb gesondert 
zu ermitteln. 

(2) J Als Betrieb gilt auch 

1. die im Ausland belegene Betriebstätte eines in- 
ländischen Betriebs, 


2. die im Inland belegene Betriebstätte eines aus- 
ländischen Betriebs, 

3. die im Ausland belegene Betriebstätte eines aus- 
ländischen Betriebs einer unbeschränkt einkom- 
mensteuerpflichtigen Person. 

2 Befinden sich in einem ausländischen Staat meh- 
rere Betriebstätten eines inländischen oder eines 
ausländischen Betriebs, so gelten sie jeweils zu- 
sammen als ein Betrieb. 3 Das gleiche gilt für im 
Inland belegene Betriebstätten eines ausländischen 
Betriebs. 

§ 9 

Gewinnermittlungszeitraum, Wirtschaftsjahr 

(1) J Der Gewinn ist für das Wirtschaftsjahr zu 
ermitteln. 2 Er ist in dem Kalenderjahr erzielt, in 
dem das Wirtschaftsjahr endet. 

(2) 1 Wirtschaftsjahr ist 

1. bei Gewerbebetrieben das Kalenderjahr. 2 Ist die 
Firma im Handelsregister eingetragen, so kann 
als Wirtschaftsjahr ein anderer Zwölfmonats- 
zeitraum als das Kalenderjahr gewählt werden, 
wenn für die Wahl dieses anderen Zeitraums 
wichtige betriebliche Gründe vorliegen und das 
Finanzamt zustimmt. 3 Hat ein Steuerpflichtiger 
neben einem Gewerbebetrieb auch einen Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft und werden die 
Gewinne aus diesen Betrieben durch Betriebs- 
vermögensvergleich ermittelt, so gilt Satz 2 
auch ohne Eintragung der Firma im Handelsre- 
gister, wenn der Steuerpflichtige als Wirt- 
schaftsjahr für den Gewerbebetrieb den nach 
Nummer 3 für den Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft maßgebenden Zeitraum wählt; 

2. bei freiberuflicher Tätigkeit das Kalenderjahr; 

3. bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft der 
Zeitraum vom l.Juli bis 30. Juni. 2 Bei reiner 
Weidewirtschaft oder reiner Viehzucht ist der 
Zeitraum vom 1. Mai bis 30. April und bei reiner 
Forstwirtschaft der Zeitraum vom 1. Oktober bis 
30. September das Wirtschaftsjahr. 3 Bei Betrie- 
ben, deren Gewinn nicht nach § 45 ermittelt 
wird, kann auch das Kalenderjahr als Wirt- 
schaftsjahr gewählt werden; das Wirtschaftsjahr 
kann nur dann wieder auf den nach den Sät- 
zen 1 und 2 maßgebenden Zeitraum umgestellt 
werden, wenn dafür wichtige betriebliche Grün- 
de vorliegen und das Finanzamt zustimmt. 

(3) *Wird der Betrieb innerhalb des in Absatz 2 
bezeichneten Zeitraums eröffnet, erworben, aufge- 
geben oder übertragen oder beginnt oder endet in- 
nerhalb dieses Zeitraums die unbeschränkte oder 
beschränkte Einkommensteuerpflicht, so tritt für 
dieses Wirtschaftsjahr an die Stelle des nach Ab- 
satz 2 maßgebenden Zeitraums der entsprechend 
kürzere Zeitraum. 2 Satz 1 gilt sinngemäß, wenn das 
Wirtschaftsjahr auf einen anderen Zeitraum umge- 
stellt wird. 
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(4) 1 Bei einem Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft ist der Gewinn entsprechend dem zeitlichen 
Anteil aufzuteilen auf das Kalenderjahr, in dem das 
Wirtschaftsjahr beginnt, und auf das Kalenderjahr, 
in dem das Wirtschaftsjahr endet. 2 Vor der Auftei- 
lung sind Veräußerungsgewinne im Sinne der §§ 44 
und 181 auszuscheiden; sie sind dem Anteil des 
Gewinns zuzurechnen, der auf das Kalenderjahr 
entfällt, in dem sie entstanden sind. 

§ 10 

Gewinnermittlungsarten 

(1) Der Gewinn ist zu ermitteln 

1. bei einem Betrieb, für den 

a) aufgrund gesetzlicher Vorschriften Bücher zu 
führen und regelmäßig Abschlüsse zu ma- 
chen sind, 

b) ohne gesetzliche Verpflichtung Bücher gefürt 
und regelmäßig Abschlüsse gemacht wer- 
den, 

durch Betriebsvermögensvergleich (§ 11), 

2. bei einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft 
mit nicht in Sonderkulturen (§ 52 des Bewer- 
tungsgesetzes) bestehender landwirtschaftlicher 
Nutzung im Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 1 Buchsta- 
be a des Bewertungsgesetzes, für den nicht auf- 
grund gesetzlicher Vorschriften Bücher zu füh- 
ren und regelmäßig Abschlüsse zu machen 
sind, 

nach Durchschnittsätzen (§ 45), 

3. bei einem anderen Betrieb 

durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den 
Betriebsausgaben (§ 21). 

(2) *Auf Antrag des Steuerpflichtigen ist für 
einen Betrieb im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 der Ge- 
winn für vier aufeinanderfolgende Wirtschaftsjah- 
re 

1. durch Betriebsvermögensvergleich zu ermitteln, 
wenn für das erste dieser Wirtschaftsjahre Bü- 
cher geführt werden und ein Abschluß gemacht 
wird, 

2. durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den 
Betriebsausgaben zu ermitteln, wenn für das er- 
ste dieser Wirtschaftsjahre keine Bücher geführt 
werden und kein Abschluß gemacht wird, aber 
die Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben 
aufgezeichnet werden; für das zweite bis vierte 
dieser Wirtschaftsjahre bleibt Absatz 1 Nr. 1 un- 
berührt. 

2 Der Antrag ist spätestens sechs Monate nach Ab- 
lauf des ersten Wirtschaftsjahrs, auf das er sich 
bezieht, schriftlich zu stellen. 3 Er kann nicht zu- 

rückgenommen werden. 


b) Gewinnermittlung 
durch B e t r i e b s v e r m ö g e n s v e r g 1 e i c h 

§ 11 

Betriebsvermögensvergleich 

(1) Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Betriebsvermögen, das in der Steuerbilanz für 
den Schluß des Wirtschaftsjahrs (Bilanzstichtag) 
ausgewiesen ist, und dem Betriebsvermögen, das in 
der der Veranlagung zugrunde gelegten Steuerbi- 
lanz für den vorangegangenen Bilanzstichtag aus- 
gewiesen ist, 

1. vermehrt um 

a) die Entnahmen und 

b) die nicht abziehbaren Betriebsausgaben, 

2. vermindert um 

a) die Einlagen, 

b) die steuerfreien Betriebseinnahmen und 

c) die Sanierungsgewinne. 

(2) Ist ein Betrieb eröffnet oder erworben wor- 
den oder wird der Gewinn aus anderen Gründen für 
ein Wirtschaftsjahr erstmals nach Absatz 1 ermit- 
telt, so tritt an die Stelle der Steuerbilanz für den 
vorangegangenen Bilanzstichtag die Steuerbilanz 
für den Zeitpunkt der Eröffnung oder des Erwerbs 
des Betriebs oder des Beginns der Gewinnermitt- 
lung nach Absatz 1. 

§ 12 

Steuerbilanz 

(1) Für einen Betrieb, dessen Gewinn durch Be- 
triebsvermögensvergleich zu ermitteln ist, ist für 
den Beginn des Wirtschaftsjahrs, für das diese Ge- 
winnermittlung erstmals gilt, und für jeden folgen- 
den Bilanzstichtag eine Bilanz aufzustellen, in der 
das Betriebsvermögen nach den handelsrechtlichen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung auszu- 
weisen ist, soweit sich aus steuerrechtlichen Vor- 
schriften nichts anderes ergibt (Steuerbilanz). 

(2) Steuerrechtliche Bilanzierungs- und Bewer- 
tungswahlrechte dürfen in der Steuerbilanz nicht 
abweichend von der Handelsbilanz ausgeübt wer- 
den. 

(3) ^ine Änderung der Steuerbilanz ist nur 
wirksam, wenn die Handelsbilanz an die Änderung 
angepaßt wird. 2 Die Anpassung muß spätestens für 
den Bilanzstichtag vorgenommen werden, der auf 
den Zeitpunkt folgt, an dem die Steuerbilanz geän- 
dert wird. 

§ 13 

Betriebsvermögen 

(1) *In der Steuerbilanz sind als Betriebsvermö- 
gen auszuweisen (notwendiges Betriebsvermö- 
gen): 

1. Grund und Boden und Gebäude, soweit diese 

Wirtschaftsgüter unmittelbar für den Betrieb ge- 
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nutzt werden und der betrieblich genutzte Teil 
dem Steuerpflichtigen nach § 42 der Abgaben- 
ordnung zuzurechnen ist. 2 Bei einem Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft gilt ein Gebäude 
auch insoweit als unmittelbar für den Betrieb 
genutzt, als es die Wohnung des Steuerpflichti- 
gen enthält und diese die bei Betrieben gleicher 
Art übliche Größe nicht überschreitet; 

2. Verbindlichkeiten, soweit sie mit den in Num- 
mer 1 bezeichneten Wirtschaftsgütern im unmit- 
telbaren wirtschaftlichen Zusammenhang stehen 
und auf den als Betriebsvermögen auszuweisen- 
den Teil dieser Wirtschaftsgüter entfallen; 

3. die übrigen Wirtschaftsgüter einschließlich der 
nicht unter Nummer 2 fallenden Verbindlichkei- 
ten, die überwiegend unmittelbar für den Be- 
trieb genutzt werden oder in einem sonstigen 
unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammenhang 
mit dem Betrieb stehen, soweit sie dem Steuer- 
pflichtigen nach § 42 der Abgabenordnung zuzu- 
rechnen sind; 

4. Rückstellungen für 

a) ungewisse Verbindlichkeiten mit Ausnahme 
der Pensionsverpflichtungen und 

b) drohende Verluste aus schwebenden Geschäf- 
ten; 

5. Rechnungsabgrenzungsposten; dabei sind nur 
anzusetzen 

a) auf der Aktivseite Betriebsausgaben vor dem 
Bilanzstichtag, soweit sie Aufwand für eine 
bestimmte Zeit nach diesem Stichtag sind, 

b) auf der Passivseite Betriebseinnahmen vor 
dem Bilanzstichtag, soweit sie Ertrag für eine 
bestimmte Zeit nach diesem Stichtag sind. 

(2) In der Steuerbilanz dürfen als Betriebsvermö- 
gen ausgewiesen werden (gewillkürtes Betriebsver- 
mögen) : 

1. Wirtschaftsgüter, die in einem objektiven Zu- 
sammenhang mit dem Betrieb stehen und diesem 
zu dienen bestimmt und geeignet sind, soweit 
sie nicht notwendiges Betriebsvermögen sind 
und soweit sie dem Steuerpflichtigen nach § 42 
der Abgabenordnung zuzurechnen sind; 

2. Rückstellungen für 

a) Pensionsverpflichtungen nach Maßgabe des 
§ 29, 

b) Gewährleistungen, die ohne rechtliche Ver- 
pflichtung erbracht werden, 

c) im Wirtschaftsjahr unterlassene Aufwendun- 
gen für Instandhaltung oder Abraumbeseiti- 
gung, wenn die Instandhaltung oder Abraum- 
beseitigung innerhalb von drei Monaten 
nach dem Bilanzstichtag nachgeholt und ab- 
geschlossen wird; 

3. Rücklagen, die nach steuerrechtlichen Vor- 
schriften gebildet werden dürfen. 


(3) Immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlage- 
vermögens sind in der Steuerbilanz nur auszuwei- 
sen, wenn sie entgeltlich erworben wurden. 

(4) Für die Ausgleichsverpflichtung gegenüber 
einem Handelsvertreter oder einem Versicherungs- 
vertreter nach § 89 b des Handelsgesetzbuchs darf 
keine Rückstellung gebildet werden, bevor das 
Vertragsverhältnis beendet ist. 

§ 14 

Betriebsvermögen bei Personengesellschaften 

(1) Wird ein Betrieb in der Rechtsform einer 
Personengesellschaft geführt, so gilt § 13 mit der 
folgenden Maßgabe: 

1. An die Stelle des Steuerpflichtigen tritt die Per- 
sonengesellschaft. 

2. Wirtschaftsgüter, die nach § 42 der Abgabenord- 
nung nicht der Personengesellschaft, sondern ei- 
nem ihrer Gesellschafter zuzurechnen sind, sind 
als Betriebsvermögen dieses Gesellschafters in 
demselben Umfang in der Steuerbilanz der Per- 
sonengesellschaft auszuweisen oder können dar- 
in ausgewiesen werden, in dem sie in einer 
Steuerbilanz des Gesellschafters ausgewiesen 
werden müßten oder könnten, wenn der Betrieb 
der Personengesellschaft dem Gesellschafter 
allein gehörte, es sei denn, daß diese Wirtschafts- 
güter in einer Steuerbilanz des Gesellschafters 
auszuweisen sind; das gilt sinngemäß für Wirt- 
schaftsgüter, die nach § 42 der Abgabenordnung 
mehreren Gesellschaftern zuzurechnen sind. 

(2) *Die Personengesellschaft darf Bilanzierungs- 
wahlrechte oder Bewertungswahlrechte für ein 
Wirtschaftsgut, das der Personengesellschaft nach 
§ 42 der Abgabenordnung zuzurechnen ist, nur ein- 
heitlich mit Wirkung für alle Gesellschafter aus- 
üben. 2 Das gilt sinngemäß für Wirtschaftsgüter, die 
nach § 42 der Abgabenordnung mehreren Gesell- 
schaftern zuzurechnen sind. 

§ 15 

Entnahmen, Einlagen 

(1) Eine Entnahme liegt vor, wenn 

1. ein Wirtschaftsgut 

a) aus einem Betrieb in den privaten Bereich des 
Steuerpflichtigen überführt wird, 

b) nicht mehr als Betriebsvermögen ausgewiesen 
werden darf, 

c) aus einem Betrieb in einen anderen Betrieb 
des Steuerpflichtigen überführt wird, 

2. Nutzungen oder Leistungen des Betriebs 

a) von dem Steuerpflichtigen für private Zwecke, 

b) von einem anderen Betrieb des Steuerpflichti- 
gen 

in Anspruch genommen werden. 
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(2) Eine Einlage liegt vor, wenn 

1. ein Wirtschaftsgut 

a) aus dem privaten Bereich des Steuerpflichti- 
gen in einen Betrieb überführt wird, 

b) als Betriebsvermögen ausgewiesen werden 
muß, 

c) in einen Betrieb aus einem anderen Betrieb 
des Steuerpflichtigen überführt wird, 

2. Nutzungen oder Leistungen für einen Betrieb 

a) von dem Steuerpflichtigen aus seinem priva- 
ten Bereich, 

b) von einem anderen Betrieb des Steuerpflichti- 
gen 

erbracht werden. 

§ 16 

Betriebsausgaben 

Betriebsausgaben sind alle Aufwendungen, die 
durch den Betrieb veranlaßt sind. 1 2 3 Keine Betriebs- 
ausgaben sind 

1. Aufwendungen für die Lebensführung des Steu- 
erpflichtigen und seiner Angehörigen; dazu ge- 
hören insbesondere Aufwendungen für Nahrung, 
Kleidung, Wohnung, Unterhaltung, Erholung 
und Repräsentation, 

2. Steuern vom Einkommen und sonstige Personen- 
steuern sowie die Umsatzsteuer für den Eigen- 
verbrauch und für Lieferungen und sonstige Lei- 
stungen, die Entnahmen sind. 

3 Dient eine Aufwendung sowohl dem Betrieb als 
auch der Lebensführung des Steuerpflichtigen und 
seiner Angehörigen, so ist sie entsprechend aufzu- 
teilen, wenn sie leicht und nach sachlichen Ge- 
sichtspunkten aufteilbar ist. 4 Ist eine solche Auftei- 
lung nicht möglich, so ist die Aufwendung in vol- 
lem Umfang der Lebensführung zuzurechnen. 

§ 17 

Nicht abziehbare Betriebsausgaben 

*Die folgenden Betriebsausgaben dürfen den Ge- 
winn nicht mindern: 

1. Aufwendungen für ein Geschenk an eine Per- 
son, die nicht Arbeitnehmer des Steuerpflichti- 
gen ist, wenn die Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten des Geschenks 10 Deutsche Mark 
übersteigen, 

2. Aufwendungen für die Bewirtung, Beherbergung 
oder Unterhaltung von Personen, die nicht Ar- 
beitnehmer des Steuerpflichtigen sind, 

3. Aufwendungen für Einrichtungen des Steuer- 

pflichtigen, soweit sie der Bewirtung, Beherber- 
gung oder Unterhaltung von Personen dienen, 
die nicht Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen 
sind, 


4. Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, für Se- 
geljachten oder Motorjachten sowie für ähnli- 
che Zwecke, 

5. Mehraufwendungen für Verpflegung anläßlich 
einer Geschäftsreise oder eines Geschäftsgangs 
des Steuerpflichtigen, soweit sie durch Rechts- 
verordnung der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrats zu bestimmende Höchstbe- 
träge, die in Anlehnung an die beamtenrechtli- 
chen Reisekostenvergütungen zu bemessen sind, 
übersteigen; § 53 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b 
gilt sinngemäß, 

6. Aufwendungen für Fahrten des Steuerpflichti- 
gen zwischen Wohnung und Betriebstätte und 
für Familienheimfahrten, soweit sie die sich in 
entsprechender Anwendung von § 53 Abs. 1 
Nr. 2 bis 4 ergebenden Beträge übersteigen, 

7. andere als die in den Nummern 1 bis 6 bezeich- 
neten Aufwendungen, die die Lebensführung des 
Steuerpflichtigen oder anderer Personen berüh- 
ren, soweit sie nach allgemeiner Verkehrsauf- 
fassung als unangemessen anzusehen sind, 

8. Aufwendungen, die mit steuerfreien Betriebsein- 
nahmen oder mit einem Sanierungsgewinn in 
unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang 
stehen, 

9. Ausgleichzahlungen, die in den Fällen der §§ 13, 
16 und 17 des Körperschaftsteuergesetzes an au- 
ßenstehende Anteilseigner geleistet werden. 

2 Das Abzugsverbot gilt nicht, soweit die in den 
Nummern 2 bis 4 bezeichneten Zwecke Gegenstand 
einer mit Gewinnabsicht ausgeübten Betätigung des 
Steuerpflichtigen sind. 

§ 18 

Übertragung stiller Reserven 
bei der Veräußerung bestimmter Anlagegüter 

(1) Steuerpflichtige, die ein in Absatz 2 be- 
zeichnetes Wirtschaftsgut veräußern, können die in 
seinem Buchwert enthaltenen stillen Reserven im 
Wirtschaftsjahr der Veräußerung nach Maßgabe 
der Absätze 3 bis 7 übertragen. Buchwert ist der 
Wert, mit dem das veräußerte Wirtschaftsgut im 
Zeitpunkt der Veräußerung in einer Steuerbilanz 
des Steuerpflichtigen anzusetzen wäre. Stille Re- 
serven sind der Betrag, um den der Veräußerungs- 
preis nach Abzug der Veräußerungskosten den 
Buchwert übersteigt. 

(2) *Die Übertragung der stillen Reserven ist bei 
den folgenden Wirtschaftsgütern zulässig: 

1. Grund und Boden, 

2. Aufwuchs auf Grund und Boden oder Anlagen 
im Grund und Boden, wenn der Aufwuchs oder 
die Anlagen 

a) zu einem Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft oder 

b) zum Betrieb einer Körperschaft, Personenver- 
einigung oder Vermögensmasse, der aus- 
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schließlich die Land- und Forstwirtschaft zum 
Gegenstand hat, 

gehören und der zugehörige Grund und Boden 
mitveräußert wird, 

3. Gebäuden, 

4. abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgütern mit 
einer betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von 
mindestens 25 Jahren, 

5. Anteilen an Kapitalgesellschaften, 

6. Schiffen, 

7. lebendem Inventar eines Betriebs im Sinne der 
Nummer 2, wenn es im Zusammenhang mit einer 
Betriebsumstellung veräußert wird. 

(3) x Die stillen Reserven können auf die folgen- 
den Wirtschaftsgüter übertragen werden, die im 
Wirtschaftsjahr der Veräußerung oder in dem vor- 
angegangenen Wirtschaftsjahr angeschafft oder 
hergestellt worden sind: 

1. abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter, 

2. Grund und Boden, 

soweit die stillen Reserven auf veräußerten 
Grund und Boden entfallen, 

3. Aufwuchs auf Grund und Boden oder Anlagen 
im Grund und Boden, wenn der Aufwuchs oder 
die Anlagen zu einem Betrieb im Sinne des Ab- 
satzes 2 Nr. 2 gehören, 

soweit die stillen Reserven auf Grund und Bo- 
den, Aufwuchs auf Grund und Boden oder Anla- 
gen im Grund und Boden entfallen, 

4. auf Gebäude, 

soweit die stillen Reserven auf Grund und Bo- 
den, Aufwuchs auf Grund und Boden, Anlagen 
im Grund und Boden, Gebäude oder Anteile an 
einer Kapitalgesellschaft entfallen, 

5. Anteile an einer Kapitalgesellschaft, 

soweit die stillen Reserven auf Anteile an einer 
Kapitalgesellschaft entfallen und der Bundesmi- 
nister für Wirtschaft im Benehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen und der von der Lan- 
desregierung bestimmten Stelle bescheinigt hat, 
daß 

a) die Veräußerung der Anteile, auf die die stil- 
len Reserven entfallen, 

oder 

b) der Erwerb der Anteile, auf die die stillen 
Reserven übertragen werden sollen, 

volkswirtschaftlich besonders förderungswürdig 
ist. 2 Die Bescheinigung ist nicht zu erteilen, 
wenn im Falle des Buchstaben a der Erwerb der 
Anteile, auf die die stillen Reserven übertragen 
werden sollen, und im Falle des Buchstaben b 
die Veräußerung der Anteile, auf die die stillen 
Reserven entfallen, volkswirtschaftlich uner- 
wünscht ist, 

6. Anteile an einer Kapitalgesellschaft, die der 
Steuerpflichtige aufgrund eines allgemeinen 


Umtauschangebots dieser Kapitalgesellschaft im 
Tauschwege gegen Hingabe von Anteilen an 
einer Kapitalgesellschaft erworben hat, 

soweit die stillen Reserven auf die beim Tausch 
hingegebenen Anteile entfallen und der Bundes- 
minister für Wirtschaft im Benehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und der von der 
Landesregierung bestimmten Stelle der Kapital- 
gesellschaft, die das allgemeine Umtauschange- 
bot abgegeben hat, bescheinigt hat, daß der 
Umtausch volkswirtschaftlich besonders förde- 
rungswürdig ist. 2 Ein Tausch liegt nicht vor, so- 
weit von einem Tauschpartner eine Zuzahlung 
geleistet wird. 

2 Ein Veräußerungs-, Erwerbs- oder Tauschvorgang 
im Sinne der Nummern 5 und 6 ist regelmäßig 
volkswirtschaftlich besonders förderungswürdig, 
wenn er geeignet ist, die Unternehmensstruktur 
eines Wirtschaftszweigs zu verbessern oder der 
breiten Eigentumsstreuung zu dienen. 3 Die Beschei- 
nigung nach den Nummern 5 und 6 kann unter Be- 
dingungen erteilt werden. 4 Der Anschaffung oder 
Herstellung von Gebäuden oder Schiffen steht ihr 
Ausbau oder ihre Erweiterung gleich. 

(4) ^ie stillen Reserven werden dadurch über- 
tragen, daß bei der Bemessung der Wertansätze der 
Wirtschaftsgüter, auf die sie übertragen werden 
sollen, von den um sie verminderten Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten auszugehen ist. 2 Diese 
Ausgangswerte gelten als neue Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten. 3 In den Fällen des Absatzes 3 
Satz 4 tritt an die Stelle der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten der Aufwand für den Ausbau 
oder die Erweiterung. 

(5) *Hat ein Steuerpflichtiger stille Reserven im 
Wirtschaftsjahr der Veräußerung nicht oder nicht 
in voller Höhe übertragen, so kann er in diesem 
Wirtschaftsjahr eine Rücklage bis zur Höhe der 
nicht übertragenen stillen Reserven bilden. 2 Die 
Rücklage kann in den folgenden zwei Wirtschafts- 
jahren auf Wirtschaftsgüter übertragen werden, die 
in diesen Wirtschaftsjahren angeschafft oder fertig- 
gestellt worden sind; Absätze 3 und 4 gelten sinn- 
gemäß. 3 Die Übertragung ist nur im Wirtschafts- 
jahr der Anschaffung oder Fertigstellung der Wirt- 
schaftsgüter zulässig. 4 Soll die Rücklage auf neu 
hergestellte Gebäude oder Schiffe übertragen wer- 
den, so verlängert sich in Satz 2 die Frist von zwei 
Jahren auf vier Jahre, wenn mit der Herstellung der 
Gebäude oder Schiffe spätestens bis zum Ablauf 
des auf das Wirtschaftsjahr der Veräußerung fol- 
genden zweiten Wirtschaftsjahrs begonnen worden 
ist. 5 Für Schiffe, die der Steuerpflichtige in unge- 
brauchtem Zustand vom Hersteller erwirbt, gilt 
Satz 4 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Be- 
ginns der Herstellung die Bestellung des Schiffes 
und die Leistung einer Anzahlung auf die Anschaf- 
fungskosten tritt. 

(6) Soweit eine Rücklage nach Absatz 5 nicht bis 
zum Ablauf der in Absatz 5 bezeichneten Wirt- 
schaftsjahre übertragen worden ist, ist sie mit Ab- 
lauf dieser Wirtschaftsjahre aufzulösen. 
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(7) Voraussetzung für die Anwendung der Ab- 
sätze 1 bis 6 ist, daß 

1. der Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich 
(§ 11) ermittelt wird, 

2. die veräußerten Wirtschaftsgüter im Zeitpunkt 
der Veräußerung 

a) mindestens sechs Jahre ununterbrochen zum 
Anlagevermögen eines inländischen Betriebs 
des Steuerpflichtigen gehört haben und, 

b) soweit es sich um unbewegliche Wirtschafts- 
güter handelt, im Inland belegen sind; 

die Frist von sechs Jahren entfällt in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 7 und des Absatzes 3 Nr. 6, 

3. die angeschafften oder hergestellten Wirt- 
schaftsgüter 

a) zum Anlagevermögen eines inländischen Be- 
triebs des Steuerpflichtigen gehören und, 

b) soweit es sich um unbewegliche Wirtschafts- 
güter handelt, im Inland belegen sind; 

4. die Übertragung der stillen Reserven nach Ab- 
satz 4 und die Bilduüg und Auflösung der Rück- 
lage nach den Absätzen 5 und 6 in der Buchfüh- 
rung verfolgt werden können. 

§ 19 

Übertragung stiller Reserven beim Ausscheiden 
von Wirtschaftsgütern in außergewöhnlichen Fällen 

(1) Scheidet ein Wirtschaftsgut durch höhere 
Gewalt oder durch behördlichen Eingriff oder durch 
Veräußerung zur Vermeidung eines solchen Eingriffs 
aus dem Betrieb aus, so können die in seinem 
Buchwert enthaltenen stillen Reserven im Wirt- 
schaftsjahr des Ausscheidens auf ein in diesem 
Wirtschaftsjahr oder in dem vorangegangenen 
Wirtschaftsjahr angeschafftes oder hergestelltes Er- 
satzwirtschaftsgut übertragen werden. 2 Buchwert 
ist der Wert, mit dem das ausgeschiedene Wirt- 
schaftsgut im Zeitpunkt des Ausscheidens in einer 
Steuerbilanz des Steuerpflichtigen auszuweisen 
wäre. 3 Stille Reserven sind der Betrag, um den eine 
wegen des Ausscheidens des Wirtschaftsguts ge- 
währte Entschädigung oder der Veräußerungspreis 
nach Abzug der mit dem Ausscheiden oder der 
Veräußerung im Zusammenhang stehenden Auf- 
wendungen den Buchwert übersteigt. 4 Ersatzwirt- 
schaftsgut ist ein Wirtschaftsgut, das wirtschaftlich 
dieselbe oder eine entsprechende Aufgabe erfüllt 
wie das ausgeschiedene Wirtschaftsgut. 5 § 18 
Abs. 4 Satz 1 und 2 gilt sinngemäß. 

(2) 1 Hat ein Steuerpflichtiger stille Reserven im 

Wirtschaftsjahr des Ausscheidens des Witschafts- 

guts nicht oder nicht in voller Höhe übertragen, so 

kann er in diesem Wirtschaftsjahr eine Rücklage 

bis zur Höhe der nicht übertragenen stillen Reserven 
bilden. 2 Die Rücklage kann in den folgenden zwei 
Wirtschaftsjahren auf ein Ersatzwirtschaftsgut 
übertragen werden, das in diesen Wirtschaftsjahren 

angeschafft oder fertiggestellt worden ist. 3 § 18 
Abs. 4 Satz 1 und 2 gilt sinngemäß. 4 Die Uber- 


I tragung ist nur im Wirtschaftsjahr der Anschaffung 
j oder Fertigstellung des Ersatzwirtschaftsguts zuläs- 
sig. Hst das Ersatzwirtschaftsgut ein Gebäude oder 
Schiff, so verlängert sich in Satz 2 die Frist von 
zwei auf vier Jahre, wenn mit der Herstellung des 
i Gebäudes oder Schiffes spätestens bis zum Ablauf 
i des auf das Wirtschaftsjahr des Ausscheidens des 
1 Wirtschaftsguts folgenden zweiten Wirtschaftsjahrs 
begonnen worden ist. 6 § 18 Abs. 5 Satz 5 gilt sinn- 
gemäß. 7 Soweit eine Rücklage nicht bis zum Ablauf 
I der in den Sätzen 2 und 5 bezeichneten Wirt- 
! schaftsjahre übertragen worden ist, ist sie mit Ab- 
: lauf dieser Wirtschaftsjahre aufzulösen. 

(3) Voraussetzung für die Anwendung der Ab- 
I sätze 1 und 2 ist, daß 

| 1. der Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich 
j ermittelt wird, 

| 2. das ausgeschiedene Wirtschaftsgut und das Er- 
satzwirtschaftsgut zu einem inländischen Be- 
trieb des Steuerpflichtigen gehört hat oder ge- 
hört und, soweit es sich um unbewegliche Wirt- 
schaftsgüter handelt, im Inland belegen ist, 

3. die Übertragung der stillen Reserven nach Ab- 
satz 1 und die Bildung und Auflösung der Rück- 
lage nach Absatz 2 in der Buchführung verfolgt 
werden können. 

§ 20 

Rücklage für Preissteigerung 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn durch Be- 
triebsvermögensvergleich ermitteln, können eine 
Rücklage für Preissteigerung bilden, wenn der Wie- 
derbeschaffungspreis für in der Steuerbilanz ausge- 
wiesene Waren, unfertige oder fertige Erzeugnisse, 
Roh-, Hilfs- oder Betriebstoffe, die vertretbare Wirt- 
schaftsgüter sind, am Bilanzstichtag um mehr als 10 
vom Hundert höher ist als am vorangegangenen 
Bilanzstichtag. 

(2) ! Die Rücklage für Preissteigerung darf den 
Betrag nicht übersteigen, der sich ergibt, wenn der 
Hundertsatz der berücksichtigungsfähigen Preisstei- 
gerung auf den Wert angewendet wird, mit dem die 
Wirtschaftsgüter im Sinne des Absatzes 1 in der 
Steuerbilanz für den Bilanzstichtag ausgewiesen 
sind. 2 Hundertsatz der berücksichtigungsfähigen 
Preissteigerung ist der Hundertsatz, um den der 
Wiederbeschaffungspreis der Wirtschaftsgüter im 
Sinne des Absatzes 1 am vorangegangenen Bilanz- 
stichtag zuzüglich 10 vom Hundert dieses Preises 
niedriger ist als der Wiederbeschaffungspreis am 
Bilanzstichtag. 

(3) Für unfertige Erzeugnisse, für die kein Wie- 
derbeschaffungspreis vorhanden ist, ist die Preis- 
steigerung nach dem Wiederbeschaffungspreis des 
nächsten Wirtschaftsguts zu berechnen, in das das 
unfertige Erzeugnis eingeht und für das ein Wie- 
derbeschaffungspreis vorliegt. 

(4) Eine Rücklage für Preissteigerung ist späte- 
stens an dem auf ihren erstmaligen Ausweis folgen- 
den sechsten Bilanzstichtag aufzulösen. 
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c) Ermittlung des Gewinns durch 
Vergleich der Betriebseinnahmen 
mit den Betriebsausgaben 

§ 21 

Vergleich der Betriebseinnahmen 
mit den Betriebsausgaben 

(1) Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
den in Geld bestehenden Betriebseinnahmen und 
den in Geld bestehenden Betriebsausgaben 

1. vermehrt um 

a) die nicht in Geld bestehenden Entnahmen, 

b) die nicht abziehbaren Betriebsausgaben und 

c) den gemeinen Wert der im Tauschweg er- 
worbenen Wirtschaftsgüter des Anlagever- 
mögens, 

2. vermindert um 

a) die nicht in Geld bestehenden Einlagen, 

b) die steuerfreien Betriebseinnahmen, 

c) die Abschreibungen, erhöhten Abschreibun- 
gen und Sonderabschreibungen und 

d) die Sanierungsgewinne. 

(2) *Bei der Ermittlung des Gewinns bleiben vor- 
behaltlich des Absatzes 3 außer Ansatz: 

1. Beträge, die der Steuerpflichtige im Namen und 
für Rechnung eines anderen einnimmt und aus- 
gibt (durchlaufende Posten), 

2. empfangene oder hingegebene Darlehen und de- 
ren Rückzahlung, 

3. die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens sowie 
die Einlage solcher Wirtschaftsgüter. 

2 §§ 14 bis 17 gelten sinngemäß. 3 Gewillkürtes Be- 
triebsvermögen ist nicht zulässig. 

(3) 1 Wird ein Darlehen nicht zurückgezahlt, so 
ist der Darlehnsbetrag 

a) bei einem empfangenen Darlehen als Betriebs- 
einnahme, 

b) bei einem hingegebenen Darlehen als Betriebs- 
ausgabe 

im Sinne des Absatzes 1 zu behandeln. 2 Fällt eine 
Verbindlichkeit weg, die im wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang mit einem Wirtschaftsgut des Anlage- 
vermögens steht, so ist der Betrag dieser Verbind- 
lichkeit als Betriebseinnahme im Sinne des Absat- 
zes 1 zu behandeln. ^Scheidet ein Wirtschaftsgut des 
Anlagevermögens aus dem Betrieb aus, so sind sei- 
ne um die Abschreibungen, erhöhten Abschreibun- 
gen und Sonderabschreibungen geminderten An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten als Betriebs- 
ausgabe im Sinne des Absatzes 1 zu behandeln. 

(4) H/Virtschaftsgüter des Anlagevermögens sind 
in ein besonderes, laufend zu führendes Verzeich- 
nis aufzunehmen, das den Tag der Anschaffung 


oder Fertigstellung, die Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten oder den an deren Stelle tretenden 
Wert enthält. 2 Bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern 
muß das Verzeichnis auch die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer und die Höhe der jährlichen Ab- 
schreibungen, erhöhten Abschreibungen und Son- 
derabschreibungen enthalten. 

§ 22 

Übertragung stiller Reserven 
bei der Ermittlung des Gewinns nach § 21 

J Bei der Ermittlung des Gewinns nach § 21 sind 

1. § 18, soweit 

a) Grund und Boden, 

b) Aufwuchs auf Grund und Boden oder Anla- 
gen im Grund und Boden mit dem dazugehö- 
rigen Grund und Boden, wenn der Aufwuchs 
oder die Anlagen zu einem Betrieb im Sinne 
des § 18 Abs. 2 Nr. 2 gehören, 

c) Gebäude, 

d) im Zusammenhang mit einer Betriebsumstel- 
lung lebendes Inventar eines Betriebs im Sin- 
ne des § 18 Abs. 2 Nr. 2 

veräußert werden, und 

2. § 19 

sinngemäß anzuwenden mit der Maßgabe, daß die 
Übertragung der stillen Reserven oder die Bildung 
einer Rücklage und deren Übertragung jeweils als 
Betriebsausgabe und die Auflösung der Rücklage 
als Betriebseinnahine im Sinne des § 21 Abs. 1 zu 
behandeln ist. 2 Die entsprechenden Vorgänge sind 
besonders aufzuzcichnen. 


d) Wechsel 

der Gewinnermittlungsart 
§ 23 

Zu- und Abrechnungen 

(1) *Der Übergang von der Ermittlung des Ge- 
winns durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit 
den Betriebsausgaben zur Ermittlung des Gewinns 
durch Betriebsvermögensvergleich darf nicht dazu 
führen, daß Betriebseinnahmen oder Betriebsausga- 
ben nicht oder doppelt berücksichtigt werden; der 
Gewinn des ersten nach dem Übergang endenden 
Wirtschaftsjahrs ist entsprechend zu erhöhen oder 
zu vermindern. 2 Ist der Gewinn zu erhöhen, so ist 
der hinzuzurechnende Betrag auf Antrag des Steuer- 
pflichtigen auf die drei ersten nach dem Übergang 
endenden Wirtschaftsjahre gleichmäßig zu vertei- 
len. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend beim Übergang 
von der Ermittlung des Gewinns durch Betriebsver- 
mögensvergleich zur Ermittlung des Gewinns durch 
Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Betriebs- 
ausgaben. 
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(3) Wird ein Betrieb, für den der Gewinn durch 
Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Betriebs- 
ausgaben ermittelt wird, veräußert oder aufgege- 
ben, so ist Absatz 1 Satz 1 mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß an die Stelle des Gewinns des ersten 
nach dem Übergang endenden Wirtschaftsjahrs der 
Gewinn des letzten Wirtschaftsjahrs tritt. 


e ) Bewertung 
§ 24 

Abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 

(1) x Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, de- 
ren Nutzung zeitlich begrenzt ist (abnutzbare Wirt- 
schaftsgüter), sind in der Steuerbilanz mit ihren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert 
um die Abschreibungen, erhöhten Abschreibungen 
und Sonderabschreibungen anzusetzen. 2 Ist der 
Teilwert niedriger, so kann dieser Wert oder ein 
Zwischenwert angesetzt werden. 3 Der niedrigere 
Teilwert ist anzusetzen, wenn eine voraussichtlich 
dauernde Wertminderung vorliegt. 4 Der Wertan- 
satz für Wirtschaftsgüter, die bereits am vorange- 
gangenen Bilanzstichtag zum Anlagevermögen des 
Stuerpflichtigen gehört haben, darf nicht über den 
Wertansatz für diesen Bilanzstichtag hinausge- 
hen. 

(2) An die Stelle der Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten tritt 

1. bei einem Wirtschaftsgut, das dem Betrieb als 
Einlage zugeführt worden ist, der Wert, der 
nach § 27 Abs. 2 Nr. 1 als Wert der Einlage maß- 
gebend ist, wenn dieser Wert von den Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten abweicht; 

2. bei einem Wirtschaftsgut, das dem Betrieb im 
Rahmen seiner Eröffnung zugeführt worden ist, 
der sich nach Nummer 1 ergebende Wert; 

3. bei einem Wirtschaftsgut, das aus betrieblichem 
Anlaß aus dem Betriebsvermögen eines anderen 
Steuerpflichtigen unentgeltlich in das Betriebs- 
vermögen des Steuerpflichtigen übertragen wor- 
den ist, der gemeine Wert des Wirtschaftsguts 
im Zeitpunkt der Übertragung; 

4. bei einem Wirtschaftsgut, das durch eine ent- 
geltliche Betriebsübertragung erworben worden 
ist, der Teilwert des Wirtschaftsguts im Zeit- 
punkt des Erwerbs, höchstens jedoch der Teil 
der Anschaffungskosten des Betriebs, der auf 
das Wirtschaftsgut entfällt. 

(3) Ein Wirtschaftsgut im Sinne des Absatzes 1, 
das im Rahmen des unentgeltlichen Erwerbs eines 
Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils 
erworben worden ist, ist in der Steuerbilanz mit 
dem Wert anzusetzen, mit dem es vom Rechtsvor- 
gänger ohne den Rechtsübergang anzusetzen gewe- 

sen wäre. 


§ 25 

Nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens und Wirtschaftsgüter 
des Umlaufvermögens 

(1) 1 Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, de- 
ren Nutzung zeitlich nicht begrenzt ist (nicht ab- 
nutzbare Wirtschaftsgüter), und Wirtschaftsgüter 
des Umlaufvermögens sind in der Steuerbilanz mit 
ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten anzu- 
setzen. 2 § 24 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(2) *Statt des Wertansatzes nach Absatz 1 kann 
der niedrigere Teilwert, der Wertansatz für den 
vorangegangenen Bilanzstichtag oder ein Zwischen- 
wert angesetzt werden. 2 Der Wertansatz für den 
vorangegangenen Bilanzstichtag darf nur über- 
schritten werden, soweit der Teilwert diesen An- 
satz übersteigt; die Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten dürfen nicht überschritten werden. 
3 Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, bei denen 
eine voraussichtlich dauernde Wertminderung vor- 
liegt, und Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens 
sind höchstens mit dem Teilwert anzusetzen, wenn 
dieser niedriger ist als die Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten. 

(3) Lassen sich bei gleichartigen Wirtschaftsgü- 
tern die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
nicht für jedes einzelne Wirtschaftsgut feststellen, 
so ist für die Ermittlung des Wertansatzes von den 
durchschnittlichen Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten auszugehen; dabei darf nicht unter- 
stellt werden, daß die Wirtschaftsgüter entgegen 
dem tatsächlichen Verlauf in einer bestimmten Fol- 
ge verbraucht oder veräußert werden. 

(4) Bei einem Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft kann statt des Wertansatzes nach Absatz 1 
auch der höhere Teilwert angesetzt werden, wenn 
dies den Grundsätzen ordungsmäßiger Buchführung 
entspricht. 

(5) Durch Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates kann be- 
stimmt werden, daß Wertpapiere, die sich in Giro- 
sammelverwahrung befinden, in gleicher oder an- 
nähernd gleicher Weise bewertet werden wie bei 
Einzelverwahrung. 

§ 26 

Verbindlichkeiten, Rückstellungen 

(1) Werbindlichkeiten, die in Deutscher Mark 
zu erfüllen sind, sind mit ihrem Rückzahlungsbe- 
trag anzusetzen. 2 Ist der Rückzahlungsbetrag im 
Zeitpunkt der Entstehung der Verbindlichkeit höher 
als der Auszahlungsbetrag oder der Wert der son- 
stigen vom Gläubiger erbrachten Leistung, so ist 
der Unterschiedsbetrag auf der Aktivseite der Bi- 
lanz als Rechnungsabgrenzungsposten anzusetzen 
und gleichmäßig auf die Laufzeit der Verbindlich- 
keit zu verteilen. 

(2) Werbindlichkeiten, die nicht in Deutscher 
Mark zu erfüllen sind, sind mit ihrem in Deutsche 
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Mark umgerechneten Wert nach den Verhältnissen 
am Bilanzstichtag, mindestens jedoch mit ihrem in 
Deutsche Mark umgerechneten Wert im Zeitpunkt 
ihrer Entstehung anzusetzen. 2 Absatz 1 Satz 2 gilt 
sinngemäß. 

(3) Rentenverpflichtungen sind mit ihrem Bar- 
wert anzusetzen. 

(4) ^ine Rückstellung ist mit dem Betrag anzu- 
setzen, der nach vernünftiger kaufmännischer Beur- 
teilung notwendig ist. 2 Für die Bewertung von Pen- 
sionsverpflichtungen gilt § 29. 

§ 27 

Wert der Entnahmen und Einlagen 

(1) Als Wert einer Entnahme ist anzusetzen 

1. bei einem Wirtschaftsgut 

a) der Teilwert, wenn das Wirtschaftsgut in den 
privaten Bereich des Steuerpflichtigen über- 
führt wird oder nicht mehr als Betriebsver- 
mögen ausgewiesen werden darf, 

b) der vergleichbare Verkaufswert, wenn das 
Wirtschaftsgut 

aa) aus einem inländischen in einen aus- 
ländischen Betrieb, 

bb) aus einem ausländischen Betrieb in einen 
anderen ausländischen oder in einen in- 
ländischen Betrieb 

des Steuerpflichtigen überführt wird; ver- 
gleichbarer Verkaufswert ist der Wert, der 
einem fremden Unternehmen für das Wirt- 
schaftsgut unter gleichen oder ähnlichen 
Verhältnissen in Rechnung gestellt würde, 

c) der Buchwert, wenn das Wirtschaftsgut 

aa) aus einem inländischen Betrieb in einen 
anderen inländischen Betrieb des Steuer- 
pflichtigen überführt wird, 

bb) unmittelbar nach seiner Entnahme auf 
eine nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 des Körper- 
schaftsteuergesetzes von der Körper- 
schaftsteuer befreite Körperschaft, Per- 
sonenvereinigung oder Vermögensmasse 
oder eine Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts unent- 
geltlich übertragen wird und die Tätig- 
keit der Empfängerin ausschließlich und 
unmittelbar der Förderung wissenschaft- 
licher Zwecke oder der Förderung der 
Erziehung, Volksbildung und Berufsbil- 
dung dient; 

Buchwert ist der Wert, mit dem das entnom- 
mene Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Ent- 
nahme in einer Steuerbilanz auszuweisen 
wäre; 

2. bei Nutzungen und Leistungen 

a) der Betrag der anteiligen Aufwendungen des 
Betriebs für die Nutzung oder Leistung, 


wenn diese von dem Steuerpflichtigen zu pri- 
vaten Zwecken oder von einem anderen in- 
ländischen Betrieb des Steuerpflichtigen in 
Anspruch genommen wird und nicht unter 
Buchstabe b fällt, 

b) der ortsübliche Miet- oder Pachtpreis, wenn 
der Steuerpflichtige Grundstücke oder 
Grundstücksteile für private Zwecke nutzt, 

c) das vergleichbare Entgelt, wenn die Nutzung 
oder Leistung von einem ausländischen Be- 
trieb in Anspruch genommen wird; ver- 
gleichbares Entgelt ist der Betrag, der einem 
fremden Unternehmen für die Nutzung oder 
Leistung unter gleichen oder ähnlichen Ver- 
hältnissen in Rechnung gestellt würde. 

(2) Als Wert einer Einlage ist anzusetzen 

1. bei einem Wirtschaftsgut 

a) der Teilwert, wenn das Wirtschaftsgut aus 
dem privaten Bereich des Steuerpflichtigen 
in einen Betrieb überführt wird oder als Be- 
triebsvermögen ausgewiesen werden muß 
und die Voraussetzungen des Buchstaben b 
nicht vorliegen, 

b) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 
höchstens jedoch der Teilwert, wenn in den 
Fällen des Buchstaben a das Wirtschafts- 
gut 

aa) innerhalb der letzten drei Jahre vor der 
Einlage angeschafft oder hergestellt wor- 
den ist, 

bb) ein Bodenschatz ist, 

cc) ein Anteil an einer Kapitalgesellschaft ist, 
an der der Steuerpflichtige im Sinne des 
§ 40 Abs. 1 beteiligt ist; § 40 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend; 

c) der Entnahmewert, wenn das Wirtschaftsgut 
in einen Betrieb aus einem anderen Betrieb 
des Steuerpflichtigen überführt wird; Entnah- 
mewert ist der Wert, mit dem das Wirt- 
schaftsgut bei dem abgebenden Betrieb nach 
Absatz 1 Nr. 1 als Entnahme anzusetzen ist; 

2. bei Nutzungen und Leistungen 

a) der Betrag der anteiligen Aufwendungen für 
die Nutzung oder Leistung, wenn diese von 
dem Steuerpflichtigen aus seinem privaten 
Bereich erbracht wird, 

b) der Entnahmewert, wenn die Nutzung oder 
Leistung von einem anderen Betrieb des 
Steuerpflichtigen erbracht wird; Entnahme- 
wert ist der Wert, mit dem die Nutzung oder 
Leistung bei dem Betrieb, der sie erbringt, 
nach Absatz 1 Nr. 2 als Entnahme anzusetzen 
ist. 

§ 28 

Anschaffungskosten, Herstellungskosten, Teilwert 
gemeiner Wert 

(1) 1 Anschaffungskosten sind die Aufwendun- 
gen, die geleistet werden, um ein Wirtschaftsgut zu 
erwerben und es in einen betriebsbereiten Zustand 
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zu versetzen. 2 Dazu gehören außer dem Anschaf- 
fungspreis alle Aufwendungen, die in unmittelba- 
rem Zusammenhang mit dem Erwerb und der Ver- 
setzung des Wirtschaftsguts in einen betriebsberei- 
ten Zustand stehen, soweit sie dem Wirtschaftsgut 
einzeln zugeordnet werden können. Anschaffungs- 
preis eines Wirtschaftsguts, das tauschweise erwor- 
ben wird, ist der gemeine Wert des hingegebenen 
Wirtschaftsguts; das gilt auch dann, wenn die ge- 
tauschten Wirtschaftsgüter wirtschaftlich als iden- 
tisch angesehen werden können. 

(2) Herstellungskosten sind die Aufwendungen, 
die durch den Verbrauch von Gütern und die Inan- 
spruchnahme von Diensten für die Herstellung ei- 
nes Wirtschaftsguts entstehen. 2 Dazu gehören die 
Materialkosten einschließlich der notwendigen Ma- 
terialgemeinkosten, die Fertigungskosten ein- 
schließlich der notwendigen Fertigungsgemeinko- 
sten, die Sonderkosten der Fertigung und der Wert- 
verzehr des Anlagevermögens, soweit er durch die 
Fertigung veranlaßt ist. Aufwendungen für die all- 
gemeine Verwaltung und für soziale Einrichtungen 
des Betriebs, für freiwillige soziale Leistungen, für 
die betriebliche Altersversorgung sowie für die Ge- 
werbesteuer, soweit sie auf den Gewerbeertrag ent- 
fällt, brauchen in die Herstellungskosten nicht ein- 
bezogen zu werden. 4 Zinsen für Fremdkapital und 
Vertriebskosten gehören nicht zu den Herstellungs- 
kosten. 

(3) Teilwert ist der Betrag, den ein Erwerber des 
ganzen Betriebs im Rahmen des Gesamtkaufpreises 
für das einzelne Wirtschaftsgut ansetzen würde; 
dabei ist davon auszugehen, daß der Erwerber den 
Betrieb fortführt. 

(4) Hemeiner Wert ist der Betrag, der für das 
Wirtschaftsgut nach seiner Beschaffenheit im ge- 
wöhnlichen Geschäftsverkehr bei einer Veräuße- 
rung als Preis zu erzielen wäre. 2 Dabei sind alle 
Umstände, die den Preis beeinflussen, zu berück- 
sichtigen. Ungewöhnliche oder persönliche Ver- 
hältnisse sind nicht zu berücksichtigen. Als per- 
sönliche Verhältnisse sind auch Verfügungsbe- 
schränkungen anzusehen, die in der Person des 
Steuerpflichtigen oder eines Rechtsvorgängers be- 
gründet sind. 5 Das gilt insbesondere für Verfü- 
gungsbeschränkungen, die auf letztwilligen Anord- 
nungen beruhen. 

(5) Her Vorsteuerbetrag nach § 15 des Umsatz- 
steuergesetzes — Mehrwertsteuer — * gehört zu den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Wirt- 
schaftsguts, auf dessen Anschaffung oder Herstel- 
lung er entfällt, soweit er bei der Umsatzsteuer 
nicht abgezogen werden kann und wenn der nicht 
abziehbare Betrag 500 Deutsche Mark übersteigt. 
2 Wird der Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 7 und 
Abs. 8 Nr. 3 des Umsatzsteuergesetzes — Mehr- 
wertsteuer — berichtigt, so sind die Mehrbeträge 
als Betriebseinnahmen, die Minderbeträge als Be- 
triebsausgaben zu behandeln; die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten bleiben unberührt. 

(6) Erhält der Steuerpflichtige zur Finanzierung 
der Anschaffung oder Herstellung von Wirtschafts- 


gütern oder zur Finanzierung nachträglicher Her- 
stellungsarbeiten an Wirtschaftsgütern einen Zu- 
schuß, so gelten die um den Zuschuß verminderten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten als An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten. 


f) Aufwendungen für die 
betriebliche Altersversorgung 

§ 29 

Pensionsrückstellung 

(1) Für eine Pensionsverpflichtung darf eine 
Rückstellung (Pensionsrückstellung) nur gebildet 
werden, wenn 

1. der Pensionsberechtigte einen Rechtsanspruch 
auf einmalige oder laufende Pensionsleistungen 
hat, 

2. die Pensionszusage keinen Vorbehalt enthält, 
daß die Pensionsanwartschaft oder die Pensions- 
leistung gemindert oder entzogen werden kann 
oder ein solcher Vorbehalt sich nur auf Tatbe- 
stände erstreckt, bei deren Vorliegen nach all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen unter Beachtung 
billigen Ermessens eine Minderung oder ein Ent- 
zug der Pensionsanwartschaft oder der Pen- 
sionsleistung zulässig ist, und 

3. die Pensionszusage schriftlich erteilt ist. 

(2) Eine Pensionsrückstellung darf erstmals ge- 
bildet werden 

1. vor Eintritt des Versorgungsfalls für das Wirt- 
schaftsjahr, in dem die Pensionszusage erteilt 
wird, frühestens jedoch für das Wirtschaftsjahr, 
bis zu dessen Hälfte der Penisonsberechtigte das 
30. Lebensjahr vollendet, 

2. nach Eintritt des Versorgungsfalls für das Wirt- 
schaftsjahr, in dem der Versorgungsfall ein- 
tritt. 

(3) *Eine Pensionsrückstellung darf höchstens 
mit dem Teilwert der Pensionsverpflichtung ange- 
setzt werden. Als Teilwert einer Pensionsver- 
pflichtung gilt 

1. vor Beendigung des Dienstverhältnisses des 
Pensionsberechtigten der Barwert der künftigen 
Pensionsleistungen am Schluß des Wirtschafts- 
jahrs abzüglich des sich auf denselben Zeit- 
punkt ergebenden Barwerts betragsmäßig 
gleichbleibender Jahresbeträge. Hie Jahresbe- 
träge sind so zu bemessen, daß am Beginn des 
Wirtschaftsjahrs, in dem das Dienstverhältnis 
begonnen hat, ihr Barwert gleich dem Barwert 
der künftigen Pensionsleistungen ist; die künfti- 
gen Pensionsleistungen sind dabei mit dem Be- 
trag anzusetzen, der sich nach den Verhältnissen 
am Bilanzstichtag ergibt. 3 Es ist ferner zu unter- 
stellen, daß die Jahresbeträge vom Beginn des 
Wirtschaftsjahrs, in dem das Dienstverhältnis 
begonnen hat, bis zu dem in der Pensionszusage 
vorgesehenen Zeitpunkt des Eintritts des Ver- 
sorgungsfalls rechnungsmäßig aufzubringen 
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sind. Erhöhungen oder Verminderungen der 
Pensionsleistungen nach dem Schluß des Wirt- 
schaftsjahrs, die hinsichtlich des Zeitpunkts ih- 
res Wirksamwerdens oder ihres Umfangs unge- 
wiß sind, sind bei der Berechnung des Barwerts 
der künftigen Pensionsleistungen und der Jah- 
resbeträge erst zu berücksichtigen, wenn sie 
eingetreten sind. 5 Wird die Pensionszusage erst 
nach dem Beginn des Dienstverhältnisses erteilt, 
so ist die Zwischenzeit für die Berechnung der 
Jahresbeträge nur insoweit als Wartezeit zu be- 
handeln, als sie in der Pensionszusage als sol- 
che bestimmt ist. 6 Hat das Dienstverhältnis 
schon vor der Vollendung des 30. Lebensjahrs 
des Pensionsberechtigten bestanden, so gilt es 
als zu Beginn des Wirtschaftsjahrs begonnen, 
bis zu dessen Hälfte der Pensionsberechtigte das 
30. Lebensjahr vollendet; 

2. nach Beendigung des Dienstverhältnisses des 
Pensionsberechtigten unter Aufrechterhaltung 
seiner Pensionsanwartschaft oder nach Eintritt 
des Versorgungsfalls der Barwert der künftigen 
Pensionsleistungen am Schluß des Wirtschafts- 
jahrs. 

3 Bei der Berechnung des Teilwerts der Pensions- 
verpflichtung sind ein Rechnungszinsfuß von 5,5 
vom Hundert und die anerkannten Regeln der Ver- 
sicherungsmathematik anzuwenden. 

(4) Eine Pensionsrückstellung darf in einem 
Wirtschaftsjahr höchstens um den Unterschied zwi- 
schen dem Teilwert der Pensionsverpflichtung am 
Schluß des Wirtschaftsjahrs und am Schluß des 
vorangegangenen Wirtschaftsjahrs erhöht werden. 

2 In dem Wirtschaftsjahr, in dem mit der Bildung ei- 
ner Pensionsrückstellung frühestens begonnen wer- 
den darf (Erstjahr), darf die Rückstellung bis zur 
Höhe des Teilwerts der Pensionsverpflichtung am 
Schluß des Wirtschaftsjahrs gebildet werden; diese 
Rückstellung kann auf das Erstjahr und die beiden 
folgenden Wirtschaftsjahre gleichmäßig verteilt 
werden. Erhöht sich in einem Wirtschaftsjahr ge- 
genüber dem vorangegangenen Wirtschaftsjahr der 
Teilwert der Pensionsverpflichtung um mehr als 25 
vom Hundert, so kann die für dieses Wirtschafts- 
jahr zulässige Erhöhung der Pensionsrückstellung 
auf dieses Wirtschaftsjahr und die beiden folgen- 
den Wirtschaftsjahre gleichmäßig verteilt werden. 
4 Am Schluß des Wirtschaftsjahrs, in dem das 
Dienstverhältnis des Pensionsberechtigten unter 
Aufrechterhaltung seiner Pensionsanwartschaft en- 
det oder der Versorgungsfall eintritt, darf die Pen- 
sionsrückstellung stets bis zur Höhe des Teilwerts 
der Pensionsverpflichtung gebildet werden. 

(5) Die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend, 
wenn der Pensionsberechtigte zu dem Pensionsver- 
pflichteten in einem anderen Rechtsverhältnis als 
einem Dienstverhältnis steht. 

§ 30 

Direktversicherung 

Eer Versicherungsanspruch aus einer Direktver- 
sicherung, die von einem Steuerpflichtigen aus be- 


7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 

trieblichem Anlaß abgeschlossen wird, ist dem Be- 
triebsvermögen des Steuerpflichtigen nicht zuzu- 
rechnen, soweit am Schluß des Wirtschaftsjahres 
hinsichtlich der Leistungen des Versicherers die 
Person, auf deren Leben die Lebensversicherung 
abgeschlossen ist, oder ihre Hinterbliebenen be- 
zugsberechtigt sind. 2 Das gilt auch, wenn der Steu- 
erpflichtige die Ansprüche aus dem Versicherungs- 
vertrag abgetreten oder beliehen hat, sofern er sich 
der bezugsberechtigten Person gegenüber verpflich- 
tet, sie bei Eintritt des Versicherungsfalls so zu 
stellen, als ob die Abtretung oder Beleihung nicht 
erfolgt wäre. 

§ 31 

Zuwendungen an Pensionskassen 

(1) Zuwendungen an eine Pensionskasse dürfen 
von dem Unternehmen, das die Zuwendungen lei- 
stet (Trägerunternehmen), als Betriebsausgaben ab- 
gezogen werden, soweit sie auf einer in der Sat- 
zung oder im Geschäftsplan der Kasse festgelegten 
Verpflichtung oder auf einer Anordnung der Versi- 
cherungsaufsichtsbehörde beruhen oder der Abdek- 
kung von Fehlbeträgen bei der Kasse dienen. 

(2) Zuwendungen im Sinne des Absatzes 1 dür- 
fen als Betriebsausgaben nicht abgezogen werden, 
soweit die Leistungen der Kasse, wenn sie vom 
Trägerunternehmen unmittelbar erbracht würden, 
bei diesem nicht betrieblich veranlaßt wären. 

§ 32 

Zuwendungen an Unterstützungskassen 

(1) Zuwendungen an eine Unterstützungskasse 
dürfen von dem Unternehmen, das die Zuwendun- 
gen leistet (Trägerunternehmen), als Betriebsausga- 
ben abgezogen werden, soweit sie die folgenden 
Beträge nicht übersteigen: 

1. bei Unterstützungskassen, die lebenslänglich 
laufende Leistungen gewähren: 

a) das Deckungskapital für die laufenden Lei- 
stungen nach der dem Gesetz als Anlage 1 
beigefügten Tabelle, 

b) in jedem Wirtschaftsjahr für jeden Leistungs- 
anwärter, 

aa) wenn die Kasse nur Invaliditätsversor- 
gung oder nur Hinterbliebenenversor- 
gung gewährt, jeweils 5 vom Hundert 

bb) wenn die Kasse Altersversorgung mit 
oder ohne Einschluß von Invaliditätsver- 
sorgung oder Hinterbliebenenversorgung 
gewährt, 20 vom Hundert 

des durchschnittlichen Höchstbetrags der 
jährlichen Versorgungsleistungen, den die 
Leistungsanwärter, die am Schluß des Wirt- 
schaftsjahrs über 60 Jahre alt sind, oder de- 
ren Hinterbliebene erhalten können; hat eine 
Unterstützungskasse keine über 60 Jahre al- 
ten Leistungsanwärter, so treten an ihre Stel- 
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le die über 55 Jahre alten Leistungsanwärter. 
-Leistungsanwärter ist jede Person, die von 
der Unterstützungskasse Leistungen erhalten 
kann; soweit die Kasse Hinterbliebenenver- 
sorgung gewährt, gilt als Leistungsanwärter 
die Person, deren Hinterbliebene die Hinter- 
bliebenenversorgung erhalten können, 

c) den Betrag der Jahresprämie, den die Kasse an 
einen Versicherer zahlt, soweit sie sich die 
Mittel für ihre Leistungen durch Abschluß 
einer Versicherung verschafft; die Zuwen- 
dungen nach den Buchstaben a und b sind in 
diesem Fall in dem Verhältnis zu vermin- 
dern, in dem die Leistungen der Kasse durch 
die Versicherung gedeckt sind. 

Zuwendungen nach den Buchstaben a und b 
dürfen nicht als Betriebsausgaben abgezogen 
werden, wenn das Vermögen der Kasse ohne 
Berücksichtigung künftiger Kassenleistungen 
am Schluß des Wirtschaftsjahrs das zulässige 
Kassenvermögen übersteigt. 3 Bei der Ermittlung 
des Vermögens der Kasse ist der Grundbesitz 
mit dem Wert anzusetzen, mit dem er bei einer 
Veranlagung der Kasse zur Vermögensteuer auf 
den Veranlagungszeitpunkt anzusetzen wäre, 
der auf den Schluß des Wirtschaftsjahrs folgt; 
das übrige Vermögen ist mit dem gemeinen 
Wert am Schluß des Wirtschaftsjahrs zu bewer- 
ten. Zulässiges Kassenvermögen ist die Summe 
aus dem Deckungskapital für alle am Schluß des 
Wirtschaftsjahrs laufenden Leistungen nach der 
dem Gesetz als Anlage 1 beigefügten Tabelle 
und dem Sechsfachen der nach Buchstabe b ab- 
zugsfähigen Zuwendungen ohne deren Minde- 
rung nach Buchstabe c; 

2. bei Kassen, die keine lebenslänglich laufenden 
Leistungen gewähren, für jedes Wirtschaftsjahr 
0,2 vom Hundert der Lohn- und Gehaltssumme 
des Trägerunternehmens. 2 Diese Zuwendungen 
dürfen nicht als Betriebsausgaben abgezogen 
werden, wenn das Vermögen der Kasse am 
Schluß des Wirtschaftsjahrs 1 vom Hundert der 
durchschnittlichen jährlichen Lohn- und Ge- 
haltssumme der letzten drei Wirtschaftsjahre 
des Trägerunternehmens übersteigt (zulässiges 
Kassenvermögen); für die Bewertung des Ver- 
mögens der Kasse gilt Ziffer 1 Satz 4 entspre- 
chend. 3 Bei der Berechnung der Lohn- und Ge- 
haltssumme des Trägerunternehmens sind Löhne 
und Gehälter von Personen, die von der Kasse 
keine nicht lebenslänglich laufenden Leistungen 
erhalten können, auszuscheiden. 

2 Gewährt eine Kasse lebenslänglich laufende und 
nicht lebenslänglich laufende Leistungen, so gelten 
die Ziffern 1 und 2 nebeneinander. 3 Leistet ein Trä- 
gerunternehmen Zuwendungen an mehrere Unter- 
stützungskassen, so sind diese Kassen bei der An- 
wendung der Nummern 1 und 2 als Einheit zu be- 
handeln. 

(2) Zuwendungen im Sinne des Absatzes 1 sind 

von dem Trägerunternehmen in dem Wirtschafts- 
jahr als Betriebsausgaben abzuziehen, in dem sie 

geleistet werden. Zuwendungen, die innerhalb eines 


Monats nach Aufstellung der Bilanz des Trägerun- 
ternehmens für den Schluß eines Wirtschaftsjahrs 
geleistet werden, können von dem Trägerunterneh- 
men noch für das abgelaufene Wirtschaftsjahr 
durch eine Rückstellung gewinnmindernd berück- 
sichtigt werden, übersteigen die in einem Wirt- 
schaftsjahr geleisteten Zuwendungen die nach Ab- 
satz 1 abzugsfähigen Beträge, so können die über- 
steigenden Beträge im Wege der Rechnungsabgren- 
zung auf die folgenden drei Wirtschaftsjahre vorge- 
tragen und im Rahmen der für diese Wirtschafts- 
jahre abzugsfähigen Beträge als Betriebsausgaben 
behandelt werden. 

(3) Zuwendungen im Sinne des Absatzes 1 dür- 
fen als Betriebsausgaben nicht abgezogen werden, 
soweit die Leistungen der Kasse, wenn sie vom 
Trägerunternehmen unmittelbar erbracht würden, 
bei diesem nicht betrieblich veranlaßt wären. 


g) Abschreibungen 
§ 33 

Abschreibungen bei abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsgütern 

(1) *Bei abnutzbaren beweglichen Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens sind die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten auf die betriebsge- 
wöhnliche Nutzungsdauer zu verteilen (Abschrei- 
bung). 2 Die Abschreibungen können bemessen wer- 
den 

1. nach einem gleichbleibenden Hundertsatz von 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten (li- 
neare Abschreibung) 

oder 

2. nach einem gleichbleibenden Hundertsatz vom 
jeweiligen Buchwert (degressive Abschrei- 
bung). 

3 Neben den Abschreibungen nach Nummer 1 oder 2 
sind Abschreibungen nach Maßgabe eines außer- 
gewöhnlichen technischen oder wirtschaftlichen 
Wertverzehrs zulässig (außergewöhnliche Abschrei- 
bung). 4 Wesentliche Bestandteile von Grundstücken, 
die Betriebsvorrichtungen (§ 68 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
des Bewertungsgesetzes) sind, gelten als bewegliche 
Wirtschaftsgüter. 

(2) Bei der linearen Abschreibung ist der Hun- 
dertsatz so zu bemessen, daß sich eine betragsmä- 
ßig gleiche Verteilung der Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten auf die betriebsgewöhnliche Nut- 
zungsdauer des Wirtschaftsguts ergibt. 

(3) J Bei der degressiven Abschreibung darf der 
Hundertsatz höchstens das Zweifache des bei der 
linearen Abschreibung in Betracht kommenden 
Hundertsatzes betragen und 20 vom Hundert nicht 
übersteigen. 2 Buchwert sind im Wirtschaftsjahr der 
Anschaffung oder Fertigstellung eines Wirtschafts- 
guts dessen Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 
in den folgenden Wirtschaftsjahren der Wert, mit 
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dem das Wirtschaftsgut in der Steuerbilanz für den 
vorangegangenen Bilanzstichtag angesetzt worden 
ist oder unter Berücksichtigung der vorgenomme- 
nen Abschreibungen, erhöhten Abschreibungen und 
Sonderabschreibungen anzusetzen gewesen wäre, 
wenn eine Steuerbilanz hätte aufgestellt werden 
müssen. 

(4) *Wird eine außergewöhnliche Abschreibung 
vorgenommen, so bemessen sich die linearen Ab- 
schreibungen vom folgenden Wirtschaftsjahr an 
nach dem letzten Buchwert des Wirtschaftsguts 
(Absatz 3 Satz 2) und der Restnutzungsdauer. 2 Bei 
der degressiven Abschreibung bleibt der anzuwen- 
dende Hundertsatz unverändert. 

(5) Im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 
Fertigstellung kann bei Wirtschaftsgütern, die 

1. in der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahrs ange- 
schafft oder fertiggestellt worden sind, der volle 
Betrag, 

2. in der zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahrs ange- 
schafft oder fertiggestellt worden sind, der halbe 
Betrag 

der für das ganze Wirtschaftsjahr in Betracht kom- 
menden Abschreibung berücksichtigt werden. 

(6) J Bei den in § 24 Abs. 2 bezeichneten Wirt- 
schaftsgütern treten die nach dieser Vorschrift 
maßgebenden Werte an die Stelle der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten; in diesen Fällen 
beginnt die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
mit der Zugehörigkeit des Wirtschaftsguts zum Be- 
triebsvermögen. 2 Wird ein Wirtschaftsgut von ei- 
nem inländischen Betrieb in einen anderen inländi- 
schen Betrieb des Steuerpflichtigen überführt, so 
sind die Abschreibungen abweichend von Satz 1 so 
zu bemessen, als habe keine Überführung stattge- 
funden. 

(7) ^ei einem Wirtschaftsgut, das spätestens seit 
dem 20. Juni 1948 — in Berlin (West) seit dem 
31. März 1949 und im Saarland seit dem 5. Juli 1959 
— zum Betriebsvermögen eines inländischen Be- 
triebs des Steuerpflichtigen gehört, gilt als Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten der Wert, der nach 
den D-Markbüanzgesetzen und den D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzen angesetzt worden ist oder, 
wenn eine Verpflichtung zur Aufstellung einer 
D-Markeröffungsbilanz bestanden hätte, anzusetzen 
gewesen wäre. 2 In diesen Fällen gilt der 21. Juni 
1948 — in Berlin (West) der 1. April 1949 und im 
Saarland der 6. Juli 1959 — als Beginn der betriebs- 
gewöhnlichen Nutzungsdauer. 

(8) Wird ein Wirtschaftsgut im Rahmen des 
unentgeltlichen Erwerbs eines Betriebs, Teilbetriebs 
oder eines Mitunternehmeranteils erworben, so tritt 
der Erwerber hinsichtlich der Abschreibungen in 
die Stellung des Rechtsvorgängers ein. 

(9) Werden für ein Wirtschaftsgut nachträgli- 
che Herstellungskosten aufgewendet, so bemessen 
sich vom Wirtschaftsjahr der Fertigstellung der 
nachträglichen Herstellungsarbeiten an die linearen 
Abschreibungen nach dem um die nachträglichen 


Herstellungskosten vermehrten letzten Buchwert 
des Wirtschaftsguts und der Restnutzungsdauer. 
2 Dies gilt entsprechend, wenn nachträgliche An- 
schaffungskosten aufgewendet werden. 3 Bei der de- 
gressiven Abschreibung bleibt der anzuwendende 
Hundertsatz unverändert. 

(10) HSei nachträglichen Minderungen der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten oder des an 
deren Stelle getretenen Werts bemessen sich vom 
Wirtschaftsjahr der Minderung an die linearen Ab- 
schreibungen nach dem um den Betrag der Minde- 
rung gekürzten letzten Buchwert des Wirtschafts- 
guts und der Restnutzungsdauer. 2 Satz 1 ist nicht 
anzuwenden, wenn die Summe der in einem Wirt- 
schaftsjahr eingetretenen Minderungen der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten nicht mehr als 
5 vom Hundert der ursprünglichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten beträgt. 3 Bei der degressi- 
ven Abschreibung bleibt der anzuwendende Hun- 
dertsatz unverändert. 

(11) Hst ein Wirtschaftsgut mit dem niedrigeren 
Teilwert oder einem Zwischenwert angesetzt wor- 
den, so bemessen sich die linearen Abschreibungen 
vom folgenden Wirtschaftsjahr an nach dem niedri- 
geren Teilwert des Wirtschaftsguts oder dem Zwi- 
schenwert und der Restnutzungsdauer. 2 Bei der de- 
gressiven Abschreibung bleibt der anzuwendende 
Hundertsatz unverändert. 

(12) 1 Wird während der Nutzung eines Wirt- 
schaftsguts erkennbar, daß die tatsächliche Nut- 
zungsdauer kürzer ist als die den Abschreibungen 
zugrundeliegende betriebsgewöhnliche Nutzungs- 
dauer, so kann die lineare Abschreibung von die- 
sem Wirtschaftsjahr an nach dem letzten Buchwert 
und der Restnutzungsdauer bemessen werden. 2 Bei 
der degressiven Abschreibung kann von diesem 
Wirtschaftsjahr an der Hundertsatz angewendet 
werden, der der tatsächlichen Nutzungsdauer ent- 
spricht; Absatz 3 Satz 1 bleibt unberührt. 

(13) ^eht der Steuerpflichtige von der degressi- 
ven Abschreibung zur linearen Abschreibung über, 
so bemessen sich vom Wirtschaftsjahr des Über- 
gangs an die linearen Abschreibungen nach dem 
letzten Buchwert des Wirtschaftsguts und der Rest- 
nutzungsdauer. 2 Der Übergang von der linearen 
Abschreibung zur degressiven Abschreibung ist 
nicht zulässig. 

§ 34 

Abschreibungen bei Gebäuden 

(1) Bei Gebäuden des Anlagevermögens gelten 
vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 die Vorschriften 
des § 33 entsprechend. 

(2) Die degressive Abschreibung ist nicht zuläs- 
sig. 

(3) Der anzuwendende Hundertsatz darf bei ei- 
nem Gebäude, das 

1. nach dem 31. Dezember 1924 fertiggestellt wor- 
den ist, 2 vom Hundert, 
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2. vor dem 1. Januar 1925 fertiggestellt worden ist, 
2,5 vom Hundert 

jährlich nicht unterschreiten. 

§ 35 

Abschreibungen bei anderen abnutzbaren 
unbeweglichen und bei abnutzbaren 
immateriellen Wirtschaftsgütern 

(1) Bei abnutzbaren unbeweglichen Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens, die keine Gebäude 
sind, und bei abnutzbaren immateriellen Wirt- 
schaftsgütern des Anlagevermögens gelten vorbe- 
haltlich der Absätze 2 und 3 die Vorschriften des 
§ 33 entsprechend. 

(2) Die degressive Abschreibung ist nicht zulässig. 

(3) Bei dem Geschäfts- oder Firmenwert eines 
Gewerbebetriebs oder eines Betriebs der Land- und 
Forstwirtschaft gilt als betriebsgewöhnliche Nut- 
zungsdauer ein Zeitraum von zehn Jahren. 

§36 

Abschreibungen bei Wirtschaftsgütern, 
die dem Substanzverzehr unterliegen 

(1) TBei Wirtschaftsgütern des Anlagevermö- 
gens, deren Substanz durch Ausbeutung verzehrt 
wird, und bei Rechten auf Gewinnung von Boden- 
schätzen ist jeweils für ein Wirtschaftsjahr der Teil 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzu- 
schreiben, der dem Substanzverzehr in diesem 
Wirtschaftsjahr entspricht (Abschreibung für Sub- 
stanzverringerung). 2 § 33 Abs. 1 Satz 3, Abs. 4 und 
6 bis 11 ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Wird während der Ausbeutung erkennbar, 
daß der tatsächliche Umfang der Substanz größer 
oder geringer ist als der den Abschreibungen zu- 
grunde liegende Umfang der Substanz, so ist die Ab- 
schreibung für Substanzverringerung von diesem 
Wirtschaftsjahr an nach dem letzten Buchwert und 
der Restsubstanz zu bemessen. 

§ 37 

Abschreibungen bei kurzlebigen und bei 
abnutzbaren geringwertigen Wirtschaftsgütern 

(1) Bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anla- 
gevermögens, deren betriebsgewöhnliche Nutzungs- 
dauer nicht mehr als ein Jahr beträgt, können die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Wirt- 
schaftsjahr der Anschaffung oder Fertigstellung in 
voller Höhe abgeschrieben werden. 

(2) TBei abnutzbaren beweglichen Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens, die zu einer selbstän- 
digen Nutzung bestimmt sind, können die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten im Wirtschaftsjahr 

der Anschaffung oder Fertigstellung in voller Höhe 
abgeschrieben werden, wenn sie 800 Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 2 In den Fällen des § 24 
Abs. 2 mit Ausnahme der Überführung eines Wirt- 
schaftsguts von einem inländischen in einen anderen 
inländischen Betrieb des Steuerpflichtigen gilt Satz 1 


mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten die nach dieser Vor- 
schrift maßgebenden Werte und in den Fällen des 
§ 24 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 an die Stelle des Wirtschafts- 
jahrs 4er Anschaffung oder Fertigstellung das Wirt- 
schaftsjahr der Zuführung oder Übertragung in das 
Betriebsvermögen treten. 

(3) Absatz 2 ist nur bei Wirtschaftsgütern anzu- 
wenden, die unter Angabe des Tages der Anschaf- 
fung oder Fertigstellung und der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten oder des an deren Stelle 
tretenden Werts in einem besonderen, laufend zu 
führenden Verzeichnis aufgeführt sind. 2 Das Ver- 
zeichnis braucht nicht geführt zu werden, wenn 
diese Angaben aus der Buchführung oder dem nach 
§ 21 Abs. 4 zu führenden Verzeichnis ersichtlich 
sind. 


2. TITEL 

Die einzelnen Gewinneinkünfte 


a) Gewerbe 
§38 

Einkünfte aus Gewerbe 

(1) Einkünfte aus Gewerbe sind 

1. die Gewinne aus Gewerbebetrieben. Gewerbe- 
betrieb ist eine selbständige nachhaltige Tätig- 
keit, die mit Gewinnabsicht und unter Beteili- 
gung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr 
ausgeübt wird und nicht als land- und forstwirt- 
schaftliche oder als freiberufliche Tätigkeit an- 
zusehen ist. 3 Als Gewerbebetrieb gilt auch die 
Vermietung von Schiffen im Sinne des § 3 der 
Schiffsregisterordnung vom 19. Dezember 1940 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 359) und die Vermie- 
tung von Verkehrsflugzeugen; 

2. die Gewinnanteile der Gesellschafter einer Per- 
sonengesellschaft, die einen Gewerbebetrieb un- 
terhält, wenn die Gesellschafter Mitunternehmer 
sind; 

3. die Gewinnanteile eines persönlich haftenden 
Gesellschafters einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien, soweit es sich nicht um eine Beteiligung 
am Grundkapital handelt; 

4. die Vergütungen, die die in den Nummern 2 und 
3 bezeichneten Gesellschafter von der Gesell- 
schaft für ihre Tätigkeit für die Gesellschaft 
oder für die Hingabe von Darlehen oder die 
Überlassung von Wirtschaftsgütern an die Ge- 
sellschaft bezogen haben. 

(2) Werluste aus gewerblicher Tierzucht oder 
gewerblicher Tierhaltung dürfen die Bsteuerungs- 
grundlagen nicht mindern. 2 Sie dürfen jedoch in 
den auf das Wirtschaftsjahr, in dem sie entstanden 
sind, folgenden fünf Wirtschaftsjahren bei der Er- 
mittlung der Summe der Einkünfte bis zur Höhe ei- 
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nes in diesen Wirtschaftsjahren erzielten Gewinns 
aus gewerblicher Tierzucht oder gewerblicher Tier- 
haltung abgezogen werden. 

§39 

Veräußerung und Aufgabe 
des Gewerbebetriebs 

(1) Zu den Einkünften aus Gewerbe gehört auch 
der Gewinn aus der Veräußerung 

1. des ganzen Gewerbebetriebs oder eines Teilbe- 
triebs; als Teilbetrieb gilt auch die Beteiligung 
an einer Kapitalgesellschaft, wenn die Beteili- 
gung das gesamte Nennkapital oder alle Kuxe 
einer bergrechtlichen Gewerkschaft umfaßt, 

2. des Anteils oder eines Teils des Anteils eines 
Gesellschafters einer Personengesellschaft, die 
einen Gewerbebetrieb unterhält, wenn der Ge- 
sellschafter Mitunternehmer ist, 

3. des Anteils oder eines Teils des Anteils eines 
persönlich haftenden Gesellschafters einer Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien, soweit es sich 
nicht um eine Beteiligung am Grundkapital han- 
delt. 

(2) Weräußerungsgewinn im Sinne des Absat- 
zes 1 ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem Ver- 
äußerungspreis nach Abzug der Veräußerungsko- 
sten und dem Wert, mit dem das veräußerte Be- 
triebsvermögen oder der veräußerte Anteil im Zeit- 
punkt der Veräußerung in einer Steuerbilanz anzu- 
setzen wäre. 2 Werden bei der Veräußerung eines 
ganzen Gewerbebetriebs oder eines Teilbetriebs 
(Betriebsveräußerung) einzelne Wirtschaftsgüter 
nicht mitveräußert, so ist der Unterschiedsbetrag 
zwischen ihrem gemeinen Wert im Zeitpunkt der 
Betriebsveräußerung und dem Wert, mit dem sie in 
diesem Zeitpunkt in einer Steuerbilanz anzusetzen 
wären, dem Veräußerungsgewinn nach Satz 1 hin- 
zuzurechnen. 

(3) 1 A\s Veräußerung gilt auch die Aufgabe ei- 
nes Gewerbebetriebs oder eines Teilbetriebs. 2 Wer- 
den die Wirtschaftsgüter des aufgegebenen Gewer- 
bebetriebs oder Teilbetriebs veräußert, so ist Ab- 
satz 2 Satz 1, werden sie nicht veräußert, so ist Ab- 
satz 2 Satz 2 sinngemäß anzuwenden. 

(4) *Der Veräußerungsgewinn bleibt bei der Er- 
mittlung der Einkünfte aus Gewerbe außer An- 
satz, soweit er bei der Veräußerung des ganzen 
Gewerbebetriebs 30 000 Deutsche Mark und bei der 
Veräußerung eines Teilbetriebs oder eines Anteils 
an einer Personengesellschaft den entsprechenden 
Teil von 30 000 Deutsche Mark nicht übersteigt. 
2 Der Freibetrag ermäßigt sich um den Betrag, um 
den der Veräußerungsgewinn bei der Veräußerung 
des ganzen Gewerbebetriebs 100 000 Deutsche 
Mark und bei der Veräußerung eines Teilbetriebs 
oder eines Anteils an einer Personengesellschaft den 
entsprechenden Teil von 100 000 Deutsche Mark 
übersteigt. 3 An die Stelle der Beträge von 30 000 
Deutsche Mark tritt jeweils der Betrag von 60 000 
Deutsche Mark und an die Stelle der Beträge von 


100 000 Deutsche Mark jeweils der Betrag von 
200 000 Deutsche Mark, wenn der Steuerpflichtige 
seinen Gewerbebetrieb oder seinen Teilbetrieb oder 
seinen Anteil an einer Personengesellschaft nach 
Vollendung seines 55. Lebensjahrs oder wegen dau- 
ernder Berufsunfähigkeit veräußert oder aufgibt. 
4 Die Sätze 1 bis 3 gelten bei der Veräußerung eines 
Teils eines Anteils an einer Personengesellschaft 
entsprechend. 

(5) *Hat der Steuerpflichtige den veräußerten 
Gewerbebetrieb oder Teilbetrieb oder Anteil oder 
Teil eines Anteils an einer Personengesellschaft in- 
nerhalb der letzten fünf Jahre vor der Veräußerung 
unentgeltlich erworben, so ist auf Antrag die auf 
den Veräußerungsgewinn entfallende Einkommen- 
steuer um die bei dem Erwerb entrichtete Erb- 
schaftsteuer zu ermäßigen, soweit diese auf den 
Teil des Vermögens entfällt, der auch zu einem 
Veräußerungsgewinn geführt hat. 2 Die Erbschaft- 
steuer darf dabei höchstens mit dem Steuersatz be- 
rücksichtigt werden, mit dem der Veräußerungsge- 
winn der Einkommensteuer unterliegt. 


§40 

Veräußerung von Anteilen 
an einer Kapitalgesellschaft 
bei wesentlicher Beteiligung 

(1) *Zu den Einkünften aus Gewerbe gehört 
auch der Gewinn aus der Veräußerung von Antei- 
len an einer Kapitalgesellschaft, wenn der Veräuße- 
rer innerhalb der letzten fünf Jahre am Kapital der 
Gesellschaft wesentlich beteiligt war und die inner- 
halb eines Veranlagungszeitraums veräußerten An- 
teile 1 vom Hundert des Kapitals der Gesellschaft 
übersteigen. 2 Anteile an einer Kapitalgesellschaft 
sind Aktien, Anteile an einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, Kuxe, Genußscheine oder 
ähnliche Beteiligungen und Anwartschaften auf 
solche Beteiligungen. 3 Eine wesentliche Beteiligung 
ist gegeben, wenn der Veräußerer an der Gesell- 
schaft mindestens zu 10 vom Hundert unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt war. 4 Hat der Veräußerer 
den veräußerten Anteil innerhalb der letzten fünf 
Jahre vor der Veräußerung unentgeltlich erworben, 
so gilt Satz 1 entsprechend, wenn der Veräußerer 
zwar nicht selbst, aber der Rechtsvorgänger oder, 
sofern der Anteil nacheinander unentgeltlich über- 
tragen worden ist, einer der Rechtsvorgänger inner- 
halb der letzten fünf Jahre wesentlich beteiligt 
war. 

(2) ^eräußerungsgewinn im Sinne des Absatzes 
1 ist der Betrag, um den der Veräußerungspreis 
nach Abzug der Veräußerungskosten die Anschaf- 
fungskosten übersteigt. 2 Als Anschaffungskosten 
sind maßgebend 

1. bei unentgeltlichem Erwerb des veräußerten An- 
teils die Anschaffungskosten des Rechtsvorgän- 
gers, der den Anteil zuletzt entgeltlich erworben 
hat, 

2. bei einem Anteil, der vor dem 21. Juni 1948 er- 
worben worden ist, der endgültige Höchstwert, 
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mit dem der Anteil in einer steuerlichen Eröff- 
nungsbilanz in Deutscher Mark auf den 21. Juni 
1948 hätte eingestellt werden können, 

3. bei Anteilen, die am 21. Juni 1948 als Auslands- 
vermögen beschlagnahmt waren, im Fall der 
Veräußerung der Anteile vor der Rückgabe der 
Veräußerungserlös und im Fall der Veräußerung 
nach der Rückgabe der Wert im Zeitpunkt der 
Rückgabe, 

4. bei Anteilen, die am 1. Januar 1975 und im Zeit- 
punkt der Veräußerung zu einer Beteiligung von 
nicht mehr als 25 vom Hundert gehört haben, 
der gemeine Wert der Anteile am 1. Januar 
1975. 

3 In den Nummern 2 und 3 tritt an die Stelle des 
21. Juni 1948 in Berlin (West) jeweils der 1. April 
1949 und im Saarland für die in § 43 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über die Einführung des deutschen 
Rechts auf dem Gebiet der Steuern, Zölle und Fi- 
nanzmonopole im Saarland vom 30. Juni 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 339) bezeichneten Personen je- 
weils der 6. Juli 1959. 

(3) *Der Veräußerungsgewinn bleibt bei der Er- 
mittlung der Einkünfte aus Gewerbe außer Ansatz, 
soweit er den Teil von 30 000 Deutsche Mark nicht 
übersteigt, der dem veräußerten Anteil an der Ka- 
pitalgesellschaft entspricht. 1 2 Der Freibetrag ermä- 
ßigt sich um den Betrag, um den der Veräußerungs- 
gewinn den Teil von 100 000 Deutsche Mark über- 
steigt, der dem veräußerten Anteil an der Kapital- 
gesellschaft entspricht. 3 § 39 Abs. 5 gilt entspre- 
chend. 

(4) *Die Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzu- 
wenden, wenn eine Kapitalgesellschaft aufgelöst 
wird oder wenn ihr Kapital herabgesetzt und zu- 
rückgezahlt wird, soweit die Rückzahlung nicht als 
Gewinnanteil (Dividende) gilt. 2 In diesen Fällen 
ist als Veräußerungspreis der gemeine Wert des 
dem Steuerpflichtigen zugeteilten oder zurückge- 
zahlten Vermögens der Kapitalgesellschaft anzuset- 
zen, soweit es nicht nach § 55 Abs. 1 Nr. 2 zu den 
Einnahmen aus Kapitalvermögen gehört. 


b) Freiberufliche Tätigkeit 
§41 

Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit 

(1) Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit sind 
die Gewinne aus 

1. der selbständig ausgeübten wissenschaftlichen, 
künstlerischen, schriftstellerischen, unterrich- 
tenden oder erzieherischen Tätigkeit, 

2. der selbständigen Berufstätigkeit der 

a) Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Heilpraktiker, 
Krankengymnasten, 

b) Rechtsanwälte, Notare, Patentanwälte, Wirt- 
schaftsprüfer, Steuerberater, Steuerbevoll- 


mächtigten, beratenden Volks- und Betriebs- 
wirte, vereidigten Buchprüfer, 

c) Architekten, Ingenieure, Vermessungsinge- 
nieure, Handelschemiker, 

d) Journalisten, Bildberichterstatter, Dolmet- 
scher, Übersetzer, 

e) Lotsen 

oder einer anderen selbständigen Berufstätigkeit, 

die der Tätigkeit dieser Personen ähnlich ist. 

2 Ein Steuerpflichtiger, der eine Tätigkeit im Sinne 
des Satzes 1 ausübt, ist auch dann freiberuflich tätig, 
wenn er sich der Mithilfe fachlich vorgebildeter 
Arbeitskräfte bedient; Voraussetzung ist, daß er 
aufgrund eigener Fachkenntnisse leitend und eigen- 
verantwortlich tätig wird. 3 Eine Vertretung im Fall 
vorübergehender Verhinderung steht der Annahme 
einer leitenden und eigenverantwortlichen Tätigkeit 
nicht entgegen. 

(2) Einkünfte nach Absatz 1 sind auch dann 
steuerpflichtig, wenn es sich nur um eine vorüber- 
gehende Tätigkeit handelt. 

(3) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus freibe- 
ruflicher Tätigkeit ist ein Freibetrag von 5 vom 
Hundert der Betriebseinnahmen aus dieser Tätig- 
keit, höchstens jedoch ein Betrag von 1 200 Deut- 
sche Mark jährlich abzuziehen, wenn die Einkünfte 
aus freiberuflicher Tätigkeit vor Abzug des Freibe- 
trags die anderen Einkünfte des Steuerpflichtigen 
übersteigen. 

§42 

Veräußerung und Aufgabe des der freiberuflichen 
Tätigkeit dienenden Betriebs 

*Zu den Einkünften aus freiberuflicher Tätigkeit 
gehört auch der Gewinn, der bei der Veräußerung 
eines ganzen Betriebs oder Teilbetriebs oder eines 
Anteils am Betrieb erzielt wird, der der freiberufli- 
chen Tätigkeit dient. 2 § 39 Abs. 1 Nr. 1 zweiter 
Halbsatz und Abs. 2 bis 5 gilt entsprechend. 


c) Land - und Forstwirtschaft 
§43 

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

(1) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
sind Gewinne aus 

1. dem Betrieb von Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Weinbau, Gartenbau und aus allen Betrieben, 
die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Na- 
turkräfte gewinnen. 2 Zu diesen Einkünften ge- 
hören auch die Einkünfte aus der Tierzucht und 
Tierhaltung, wenn im Wirtschaftsjahr 

für die ersten 20 Hektar 

nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 
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für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 7 Vieheinheiten, 

für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 3 Vieheinheiten 

und für die weitere Fläche 

nicht mehr als 1,5 Vieheinheiten 

je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regel- 
mäßig landwirtschaftlich genutzten Fläche er- 
zeugt oder gehalten werden. 3 Die Tierbestände 
sind nach dem Futterbedarf in Vieheinheiten 
umzurechnen. 4 § 51 Abs. 2 bis 5 und § 122 Abs. 2 
des Bewertungsgesetzes sind anzuwenden; 

2. Binnenfischerei, Teichwirtschaft, Fischzucht, für 
Binnenfischerei und Teichwirtschaft, Imkerei 
und Wanderschäferei; 

3. Jagd, wenn diese mit dem Betrieb einer Land- 
wirtschaft oder einer Forstwirtschaft im Zusam- 
menhang steht; 

4. Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossenschaf- 
ten und ähnlichen Realgemeinden im Sinne des 
§ 3 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 

sowie Gewinne aus land- und forstwirtschaftlichen 
Nebenbetrieben. 2 Als Nebenbetrieb gilt ein Betrieb, 
der dem land- und forstwirtschaftlichen Haupt- 
betrieb zu dienen bestimmt ist. 

(2) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
sind auch die Gewinnanteile der Gesellschafter ei- 
ner Personengesellschaft, die einen Betrieb im Sin- 
ne des Absatzes 1 unterhält, wenn die Gesellschaf- 
ter Mitunternehmer sind. 2 § 38 Abs. 1 Nr. 4 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 3 Die Einkünfte aus Tier- 
zucht und Tierhaltung einer Gesellschaft, bei der 
die Gesellschafter als Unternehmer oder Mitunter- 
nehmer anzusehen sind, gehören zu den Einkünften 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1, wenn die Vorausset- 
zungen des § 51 a des Bewertungsgesetzes erfüllt 
sind und andere Einkünfte der Gesellschafter aus 
dieser Gesellschaft zu den Einkünften aus Land- und 
Forstwirtschaft gehören. 

(3) Zum Gewinn eines Betriebs der Land- und 
Forstwirtschaft gehört auch der Nutzungswert der 
Wohnung des Steuerpflichtigen, wenn die Woh- 
nung die bei Betrieben gleicher Art übliche Größe 
nicht überschreitet. 

(4) *Bei der Ermittlung der Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft ist ein Freibetrag von 1 200 
Deutsche Mark abzuziehen. 2 Ehegatten, die nach 
§ 118 zusammen veranlagt werden, wird ein ge- 
meinsamer Freibetrag von 2 400 Deutsche Mark ge- 
währt. 3 Der Abzug des Freibetrags darf nicht zu ei- 
nem negativen Betrag der Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft führen oder einen solchen erhöhen. 
4 Der gemeinsame Freibetrag von 2 400 Deutsche 
Mark ist zur Einkunftsermittlung bei jedem Ehegat- 
ten zur Hälfte abzuziehen; ist bei einem Ehegatten 
die Summe der Gewinne niedriger als 1 200 Deut- 
sche Mark, so ist der Freibetrag insoweit, als er 
die Summe der Gewinne dieses Ehegatten über- 
steigt, vorbehaltlich des Satzes 3 beim anderen 
Ehegatten abzuziehen. 


§ 44 

Veräußerung und Aufgabe des Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft 

*Zu den Einkünften aus Land- und Forstwirt- 
schaft gehört auch der Gewinn aus der Veräuße- 
rung 

1. eines ganzen Betriebs oder eines Teilbetriebs im 
Sinne des § 43 Abs. 1, 

2. des Anteils oder eines Teils des Anteils eines 
Gesellschafters an einer Personengesellschaft, 
die einen Betrieb im Sinne des § 43 Abs. 1 unter- 
hält, wenn der Gesellschafter Mitunternehmer 
ist. 

2 § 39 Abs. 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz und Abs. 2 bis 5 
gilt mit der Maßgabe entsprechend, daß der Frei- 
betrag nach § 39 Abs. 4 nicht zu gewähren ist, wenn 
der Freibetrag nach § 181 Abs. 1 gewährt wird. 

§ 45 

Ermittlung des Gewinns aus Betrieben der Land- 
und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen 

(1) 1 Ist der Gewinn aus einem Betrieb der Land- 
und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen zu er- 
mitteln (§ 10 Abs. 1 Nr. 2), so ist Gewinn die Summe 
aus 

1. dem Grundbetrag (Absatz 2), 

2. dem Wert der Arbeitsleistung des Betriebsinha- 
bers und seiner im Betrieb tätigen Angehörigen 
(Absatz 3), 

3. den vereinnahmten Pachtzinsen (Absatz 4 
Satz 3), 

4. den Zuschlägen nach Absatz 5, 

5. dem Nutzungswert der Wohnung des Betriebsin- 
habers mit einem Achtzehntel des im Einheits- 
wert besonders ausgewiesenen Wohnungs- 
werts. 

2 Abzusetzen sind verausgabte Pachtzinsen (Absatz 4 
Sätze 1 und 2) und diejenigen Schuldzinsen, die 
Betriebsausgaben sind, sowie dauernde Lasten, die 
Betriebsausgaben sind und die bei der Einheits- 
bewertung nicht berücksichtigt sind. 

(2) 4 Als Grundbetrag ist der zwölfte Teil des 
Ausgangswerts anzusetzen. 2 Dieser ist nach den 
folgenden Nummern bis 5 zu ermitteln: 

1. x Zum Ausgangswert gehören die folgenden im 
maßgebenden Einheitswert des Betriebs der 
Land- und Forstwirtschaft ausgewiesenen Werte: 

a) der Vergleichswert der landwirtschaftlichen 
Nutzung einschließlich der dazugehörenden 
Abschläge und Zuschläge nach § 41 des Be- 
wertungsgesetzes, jedoch ohne Sonderkultu- 
ren, 

b) die Hektarwerte des Geringstlandes und 

c) die Vergleichswerte der Sonderkulturen, der 
weinbaulichen Nutzung, der gärtnerischen 
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Nutzung und der sonstigen land- und forst- 
wirtschaftlichen Nutzung einschließlich der 
zu diesen Nutzungen oder Nutzungsteilen 
gehörenden Abschläge und Zuschläge nach 
§ 41 des Bewertungsgesetzes sowie die Einzel- 
ertragswerte der Nebenbetriebe und des Ab- 
baulandes, wenn die für diese Nutzungen, 
Nutzungsteile und sonstigen Wirtschaftsgü- 
ter nach den Vorschriften des Bewertungsge- 
setzes ermittelten Werte zuzüglich oder ab- 
züglich des sich nach Nummer 4 ergebenden 
Werts insgesamt 4 000 Deutsche Mark nicht 
übersteigen. 

2 Maßgebend ist grundsätzlich der Einheitswert, 
der auf den letzten Feststellungszeitpunkt (Haupt- 
feststellungs-, Fortschreibungs- oder Nachfest- 
stellungszeitpunkt) festgestellt worden ist, der 
vor dem Beginn des Wirtschaftsjahrs liegt oder 
mit dem Beginn des Wirtschaftsjahrs zusammen- 
fällt, für das der Gewinn zu ermitteln ist 3 Sind 
bei einer Fortschreibung oder Nachfeststellung 
die Umstände, die zu der Fortschreibung oder 
Nachfeststellung geführt haben, bereits vor Be- 
ginn des Wirtschaftsjahrs eingetreten, in das 
der Fortschreibungs- oder Nachfeststellungszeit- 
punkt fällt, so ist der fortgeschriebene oder 
nachfestgestellte Einheitswert bereits für die 
Gewinnermittlung dieses Wirtschaftsjahrs maß- 
gebend. 4 Die §§ 156, 163 Abs. 1 und 334 Abs. 2 
der Abgabenordnung sind anzuwenden. 

2. ^eim Pächter ist der Vergleichswert der land- 
wirtschaftlichen Nutzung des eigenen Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft um den Ver- 
gleichswert der landwirtschaftlichen Nutzung 
für die zugepachteten landwirtschaftlichen Flä- 
chen zu erhöhen. 2 Besteht für die zugepachteten 
landwirtschaftlichen Flächen kein besonderer 
Vergleichswert, so ist die Erhöhung nach dem 
Hektarwert zu errechnen, der bei der Einheits- 
bewertung für den eigenen Betrieb beim Ver- 
gleichswert der landwirtschaftlichen Nutzung 
zugrunde gelegt worden ist. 

3. Beim Verpächter ist der Vergleichswert der 
landwirtschaftlichen Nutzung um den Wertan- 
teil zu vermindern, der auf die verpachteten 
landwirtschaftlichen Flächen entfällt. 

4. Werden Flächen mit Sonderkulturen, weinbauli- 
cher Nutzung, gärtnerischer Nutzung, sonstigel 
land- und forstwirtschaftlicher Nutzung sowie 
Nebenbetriebe oder Abbauland zugepachtet 
oder verpachtet, so sind deren Werte oder deren 
nach entsprechender Anwendung der Num- 
mern 2 und 3 ermittelten Werte den Werten der 
in Nummer 1 Buchstabe c genannten Nutzungen, 
Nutzungsteile oder sonstigen Wirtschaftsgüter 
im Falle der Zupachtung hinzuzurechnen oder 
im Falle der Verpachtung von ihnen abzuzie- 
hen. 

5. landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie Flä- 
chen und Wirtschaftsgüter der in Nummer 4 be- 


zeichneten Art eines Betriebs, die bei der Ein- 
heitsbewertung nach § 69 des Bewertungsgeset- 
zes dem Grundvermögen zugerechnet und mit 
dem gemeinen Wert bewertet worden sind, sind 
mit dem Wert anzusetzen, der sich nach den 
Vorschriften über die Bewertung des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens ergeben würde. 
2 Dieser Wert ist nach dem Hektarwert zu er- 
rechnen, der bei der Einheitsbewertung für den 
eigenen Betrieb beim Vergleichswert der jewei- 
ligen Nutzung zugrunde gelegt worden ist oder 
zugrunde zu legen wäre. 

(3) Der Wert der Arbeitsleistung ist nach den 

folgenden Nummern 1 bis 5 zu ermitteln: 

1 . Der Wert der Arbeitsleistung beträgt für 

a) die körperliche Mitarbeit des Betriebsinhabers 
und der im Betrieb beschäftigten Angehöri- 
gen (§14 der Abgabenordnung) bei einem 
Ausgangswert (Absatz 2) 

aa) bis 25 000 Deutsche Mark 

je 4 400 Deutsche Mark 

bb) über 25 000 Deutsche Mark bis 
50 000 Deutsche Mark 

je 4 600 Deutsche Mark 

cc) über 50 000 Deutsche Mark 

je 4 800 Deutsche Mark, 

b) die Leitung des Betriebs 2,5 vom Hundert des 
Ausgangswerts nach Absatz 2. 

2. ^ie Arbeitsleistung von Familienangehörigen 
unter 15 Jahren bleibt außer Betracht. 2 Bei Fami- 
lienangehörigen, die zu Beginn des Wirtschafts- 
jahrs das 15., nicht aber das 18. Lebensjahr voll- 
endet haben, ist der Wert der Arbeitsleistung 
mit der Hälfte des in Nummer 1 Buchstabe a ge- 
nannten Betrags anzusetzen. 

3. ^ind die in den Nummern 1 und 2 bezeichneten 
Personen nicht voll im Betrieb beschäftigt, so ist 
ein der tatsächlichen körperlichen Mitarbeit ent- 
sprechender Teil des nach Nummer 1 Buchsta- 
be a und Nummer 2 maßgebenden Werts der Ar- 
beitsleistung anzusetzen. 2 Satz 1 gilt entspre- 
chend bei Minderung der Erwerbsfähigkeit. 3 Für 
Angehörige, mit denen Arbeitsverträge abge- 
schlossen sind, unterbleibt der Ansatz des Wer- 
tes der Arbeitsleistung. 

4. Der Wert der körperlichen Mitarbeit der Person, 
die den Haushalt führt, vermindert sich für jede 
im Haushalt voll beköstigte und untergebrachte 
Person um 20 vom Hundert. 

5. *Der Wert der Arbeitsleistung der Angehörigen 
kann höchstens für die nach Art und Größe des 
Betriebs angemessene Zahl von Vollarbeitskräf- 
ten angesetzt werden. 2 Entgeltlich beschäftigte 
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Vollarbeitskräfte sind entsprechend der Dauer 
ihrer Beschäftigung auf die angemessene Zahl 
der Arbeitskräfte anzurechnen. 3 Die zu berück- 
sichtigende Zahl von Vollarbeitskräften darf bei 
der landwirtschaftlichen Nutzung (Absatz 2 
Nr. 1 Buchstabe a) 0,07 Vollarbeitskraft je Hektar 
nicht übersteigen. 

(4) Pachtzinsen sind abziehbar, soweit sie den 
zwölften Teil des Ausgangswerts für die gepach- 
teten Flächen nach Absatz 2 Nr. 2 und 4 nicht über- 
steigen. 2 Im Fall der Zupachtung eines Wohngebäu- 
des können die hierauf entfallenden Pachtzinsen bis 
zur Höhe von einem Achtzehntel des Wohnungs- 
werts abgezogen werden. Eingenommene Pacht- 
zinsen sind hinzuzurechnen, wenn sie zu den Ein- 
künften aus Land- und Forstwirtschaft gehören. 

(5) Eür Erträge aus 

1. den in Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe c genannten 
Nutzungen, Nutzungsteilen und sonstigen Wirt- 
schaftsgütern, wenn die hierfür nach den Vor- 
schriften des Bewertungsgesetzes ermittelten 
Werte zuzüglich oder abzüglich des sich nach 
Absatz 2 Nr. 4 ergebenden Werts 4 000 Deutsche 
Mark übersteigen, 

2. forstwirtschaftlicher Nutzung, 

3. anderen Betriebsvorgängen, die bei der Feststel- 
lung des Ausgangswerts nach Absatz 2 nicht be- 
rücksichtigt worden sind, 

sind Zuschläge zu dem nach den Absätzen 1 bis 4 
ermittelten Betrag zu machen, wenn er dadurch um 
mindestens 800 Deutsche Mark erhöht wird. 2 Das 
gilt auch für Gewinne aus der Veräußerung oder 
Entnahme von Grund und Boden; hierbei sind § 190 
sowie § 21 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 Satz 3 entspre- 
chend anzuwenden. 


(6) Eei der Ermittlung des Gewinns sind 

1. § 18, soweit 

a) Grund und Boden, 

b) Aufwuchs auf Grund und Boden oder Anla- 
gen im Grund und Boden mit dem dazugehö- 
rigen Grund und Boden, 

c) Gebäude sowie 

d) im Zusammenhang mit einer Betriebsumstel- 
lung lebendes Inventar veräußert werden, 
und 

2. §19 

sinngemäß anzuwenden mit der Maßgabe, daß die 
Übertragung der stillen Reserven und die Bildung 
einer Rücklage als Abzug und die Auflösung der 
Rücklage als Zuschlag zu behandeln ist. 2 Die ent- 
sprechenden Vorgänge sind besonders aufzuzeich- 
nen. 


ZWEITES KAPITEL 

Andere Einkünfte 

1. TITEL 

Ermittlung des Unterschiedsbetrags zwischen 
den Einnahmen und den Werbungskosten 

§ 46 

Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen 
und den Werbungskosten 

(1) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, Kapi- 
talvermögen, Vermietung und Verpachtung und son- 
stige Einkünfte sind jeweils der Unterschiedsbetrag 
zwischen den Einnahmen und den Werbungskosten. 

(2) Bei der Ermittlung der Einnahmen und der 
Werbungskosten bleiben außer Ansatz: 

1. steuerfreie Einnahmen und die Aufwendungen, 
die durch die Erzielung dieser Einnahmen ver- 
anlaßt sind; 

2. Beträge, die der Steuerpflichtige im Namen und 
für Rechnung eines anderen einnimmt und aus- 
gibt; 

3. empfangene oder hingegebene Darlehen und de- 
ren Rückzahlungen. 

§ 47 

Einnahmen 

(1) Einnahmen sind alle Wirtschaftsgüter und 
geldwerten Vorteile, die dem Steuerpflichtigen im 
Rahmen einer der Einkünfte des § 4 Abs. 1 Nr. 4 
bis 7 zufließen. 2 Zu den Einnahmen gehören auch Be- 
züge, die auf früheren Werbungskosten beruhen, 
und erstattete Werbungskosten. 

(2) Einnahmen, die nicht in Geld, sondern in 
Sachbezügen, insbesondere Waren, Verpflegung, 
Unterkunft, Dienstleistungen, bestehen, sind mit 
den üblichen Mittelpreisen des Verbrauchsorts anzu- 
setzen. 2 Dies gilt sinngemäß für die Bewertung an- 
derer geldwerter Vorteile. 

§ 48 

Werbungskosten 

(1) Werbungskosten sind Aufwendungen, die 
durch die Erzielung von Einnahmen im Sinne des 
§ 47 veranlaßt sind. 2 § 16 Sätze 2 bis 4 gilt sinn- 
gemäß. 3 Die in Betracht kommenden Werbungs- 
kosten sind um entsprechende steuerfreie Aufwen- 
dungsersatzleistungen zu kürzen. 

(2) 1 Werbungskosten sind auch: 

1. Beiträge zu Berufsverbänden, deren Zweck nicht 
auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ge- 
richtet ist; 

2. Abschreibungen und erhöhte Abschreibungen 
bei Wirtschaftsgütern, die dem Steuerpflichtigen 
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zur Erzielung von Einnahmen (§ 47) dienen. 
2 Bei einem Wirtschaftsgut, das nach § 42 der 
Abgabenordnung mehreren Beteiligten zuzurech- 
nen ist, dürfen Abschreibungen und erhöhte Ab- 
schreibungen von allen Beteiligten nur einheit- 
lich vorgenommen werden; 

3. öffentliche Abgaben und Versicherungsbeiträge, 
soweit sie sich auf Wirtschaftsgüter beziehen, die 
dem Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einnah- 
men (§ 47) dienen; 

4. Schuldzinsen und dauernde Lasten, soweit das 
ihnen jeweils zugrundeliegende Schuldverhältnis 
durch die Erzielung von Einnahmen (§ 47) veran- 
laßt ist. 2 Bei Zeitrenten darf nur der Zinsanteil, 
bei Leibrenten nur der Teil abgezogen werden, 
der sich aus den in § 59 enthaltenen Tabellen er- 
gibt. 

(3) Als Werbungskosten dürfen die folgenden 
Aufwendungen nicht abgezogen werden; 

1. Aufwendungen für die Anschaffung oder Her- 
stellung nicht abnutzbarer Wirtschaftsgüter; 

2. Aufwendungen im Sinne des § 17 Nr. 1 bis 4 
und 7. 

(4) Einnahmen, die der Steuerpflichtige erstattet 
hat, sind als Werbungskosten, aber neben einem 
etwa in Betracht kommenden Werbungskosten- 
Pauschbetrag oder Werbungskosten-Pauschsatz ab- 
zuziehen. 2 Dies gilt nicht, soweit die Erstattung 
durch eine Minderung der Einnahmen erfolgt; als 
zugeflossen gelten in diesem Fall die nach der Min- 
derung verbleibenden Einnahmen. 

§ 49 

Abschreibungen bei Wirtschaftsgütern, die nicht zu 
einem Betriebsvermögen gehören 

(1) Für die Bemessung der Abschreibungen nach 
§ 48 Abs. 2 Nr. 2 gelten vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 7 die Vorschriften der §§ 33 bis 37 sinngemäß. 

(2) Die degressive Abschreibung ist nicht zu- 
lässig. 

(3) ^ei einem Wirtschaftsgut, das aus einem Be- 
trieb entnommen worden ist (§ 15 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben a und b), tritt an die Stelle der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten der Wert, mit dem 
die Entnahme angesetzt worden ist. 2 Bei einem 
Wirtschaftsgut, das bisher bei der Ermittlung von 
im Inland zu besteuernden Einkünften nicht berück- 
sichtigt worden ist, tritt vorbehaltlich des Absatzes 6 
an die Stelle der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten der gemeine Wert in dem Zeitpunkt, in dem 
das Wirtschaftsgut erstmals der Erzielung von Ein- 
nahmen (§ 47) dient. 3 In den Fällen der Sätze 1 
und 2 tritt außerdem an die Stelle der Nutzungs- 
dauer die Restnutzungsdauer. 

(4) Wird ein Wirtschaftsgut unentgeltlich erwor- 
ben, so tritt der Erwerber hinsichtlich der Abschrei- 
bungen in die Stellung des Rechtsvorgängers ein. 


(5) ^ei einem Wirtschaftsgut, das der Steuer- 
pflichtige vor dem 21. Juni 1948 angeschafft oder 
hergestellt hat und das seitdem nicht zu seinem Be- 
triebsvermögen gehört hat, treten vorbehaltlich des 
Absatzes 3 Satz 2 an die Stelle der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten 

1. bei einem Gebäude der am 21. Juni 1948 maßge- 
bende Einheitswert des Grundstücks, soweit er 
auf das Gebäude entfällt; in Reichsmark festge- 
setzte Einheitswerte sind im Verhältnis von einer 
Reichsmark gleich einer Deutschen Mark umzu- 
rechnen; 

2. bei einem sonstigen Wirtschaftsgut der Betrag, 
den der Steuerpflichtige für die Anschaffung am 
31. August 1948 hätte aufwenden müssen. 

2 In Berlin (West) ist Satz 1 mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß an die Stelle des 21. Juni 1948 der 
1. April 1949 und an die Stelle des 31. August 1948 
der 31. August 1949 treten. 3 Im Saarland ist Satz 1 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des 
21. Juni 1948 der 20. November 1947, an die Stelle 
des am 21. Juni 1948 maßgebenden Einheitswerts 
der letzte in Reichsmark festgestellte Einheitswert 
und an die Stelle des 31. August 1948 der 20. No- 
vember 1947 treten; soweit von Frankenwerten aus- 
zugehen ist, sind diese nach dem amtlichen Umrech- 
nungskurs am 6. Juli 1959 in Deutsche Mark umzu- 
rechnen. 4 In den Fällen der Sätze 1 bis 3 gilt der 
21. Juni 1948 — in Berlin (West) der 1. April 1949 
und im Saarland der 20. November 1947 — als 
Beginn der Nutzungsdauer. 

(6) Bei einem Wirtschaftsgut, das dem Substanz- 
verzehr unterliegt, sind Abschreibungen für Sub- 
stanzverringerung nicht zulässig, wenn weder der 
Steuerpflichtige noch einer seiner Rechtsvorgänger 
für das Wirtschaftsgut Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten aufgewendet hat. 

(7) § 37 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. 

2. TITEL 

Die einzelnen anderen Einkünfte 

a) Nichtselbständige Arbeit 
§ 50 

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 

(1) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit sind 
der Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen 
aus gegenwärtigen, früheren und zukünftigen 
Dienstverhältnissen (Arbeitslohn), vermindert um 
die Freibeträge nach § 52, und den Werbungskosten. 

(2) Tun Dienstverhältnis liegt vor, wenn eine na- 
türliche Person 

1. für eine andere natürliche oder eine juristische 
Person, eine Personenvereinigung oder eine Ver- 
mögensmasse Arbeit leistet oder ihr ihre Ar- 
beitskraft schuldet und 


38 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCksa chS 7/1470 


2. nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhält- 
nisse unter ihrer Leitung steht oder in ihren Be- 
trieb oder ihre Verwaltung eingeordnet ist. 

2 Als Dienstverhältnis gilt, wenn eine natürliche 
Person Einnahmen aus einem früheren oder im Hin- 
blick auf ein zukünftiges Dienstverhältnis oder aus 
einem früheren Dienstverhältnis einer anderen Per- 
son bezieht. 

(3) *Die natürliche Person, die in einem Dienstver- 
hältnis steht (Absatz 2 Satz 1) oder Arbeitslohn be- 
zieht (Absatz 2 Satz 2), ist Arbeitnehmer. 2 Die na- 
türliche oder juristische Person, Personenvereini- 
gung oder Vermögensmasse, zu der ein Arbeitneh- 
mer in einem Dienstverhältnis steht (Absatz 2 
Satz 1) oder von der ein Arbeitnehmer Arbeitslohn 
bezieht (Absatz 2 Satz 2), ist Arbeitgeber. 

§51 

Arbeitslohn 

(1) x Zum Arbeitslohn im Sinne des § 50 Abs. 1 
gehören alle laufenden oder einmaligen Einnahmen 
aus Dienstverhältnissen, gleichgültig, ob ein Rechts- 
anspruch auf sie besteht, unter welcher Bezeichnung 
oder in welcher Form sie gewährt werden und ob sie 
unmittelbar aus dem Dienstverhältnis oder im Zu- 
sammenhang mit dem Dienstverhältnis zufließen. 
2 Zum Arbeitslohn gehören insbesondere 

1. Gehälter, Löhne, Provisionen, Gratifikationen, 
Tantiemen sowie andere Wirtschaftsgüter und 
geldwerte Vorteile aus einem gegenwärtigen 
Dienstverhältnis; 

2. Ruhegehälter, Witwen- und Waisengelder, Un- 
terhaltsbeiträge sowie Bezüge im Sinne der Num- 
mer 1 aus früheren oder einem zukünftigen 
Dienstverhältnis des Arbeitnehmers oder einer 
anderen Person. 

(2) x Zum Arbeitslohn gehören auch 

1. vom Arbeitnehmer geschuldete gesetzliche Ab- 
gaben und Beiträge, die der Arbeitgeber für den 
Arbeitnehmer übernimmt; 

2. Zuwendungen des Arbeitgebers an eine Pen- 
sionskasse oder ein Versicherungsunternehmen 
zur Versorgung des Arbeitnehmers oder seiner 
Angehörigen für den Fall einer Krankheit, eines 
Unfalls, der Invalidität, des Alters oder des To- 
des. 2 Das gilt nicht für die Ausgaben zur Rück- 
deckung einer Versorgungsverpflichtung des 
Arbeitgebers. 

(3) J Zum Arbeitslohn gehören nicht: 

1. Einnahmen, die ganz oder teilweise auf früheren 
Zuwendungen des Arbeitgebers im Sinne des Ab- 
satzes 2 Nr. 2 oder auf früheren Beiträgen im 
Sinne des § 91 Abs. 1 des Bezugsberechtigten 
oder seines Rechtsvorgängers beruhen. 2 § 47 
Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt; 

2. der Ersatz von Beträgen, die der Arbeitnehmer 
im Namen oder ausschließlichen Interesse und 


für Rechnung des Arbeitgebers verauslagt hat 
(Auslagenersatz) ; 

3. Beträge, die der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 
zu dem Zweck erhält, sie im Namen oder aus- 
schließlichen Interesse und für Rechnung des 
Arbeitgebers auszugeben (durchlaufende Gel- 
der); 

4. die Zuwendungen in Geld oder in Sachwerten, 
die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer im zeit- 
lichen Zusammenhang mit seltenen, nicht regel- 
mäßig wiederkehrenden Ereignissen als Auf- 
merksamkeit oder Ehrung gewährt, wenn der 
Wert der Zuwendung ihrem Zweck und Anlaß 
angemessen ist (Gelegenheitsgeschenke). 2 Zu 
den Gelegenheitsgeschenken gehören auch Zu- 
wendungen 

a) bei Heirat des Arbeitnehmers, soweit sie 
700 Deutsche Mark nicht übersteigen, 

b) bei Geburt eines Kindes des Arbeitnehmers, 
soweit sie 500 Deutsche Mark nicht über- 
steigen, 

c) bei Vollendung bestimmter Beschäftigungs- 
zeiträume des Arbeitnehmers bei demselben 
Arbeitgeber (Arbeitnehmer jubiläum), und 
zwar soweit sie bei einem 10jährigen Jubi- 
läum 600 Deutsche Mark, bei einem 25jähri- 
gen Jubiläum 1 200 Deutsche Mark, bei einem 
40jährigen Jubiläum 1 800 Deutsche Mark, 
und bei einem 50- oder 60jährigen Jubiläum 
2 400 Deutsche Mark nicht übersteigen, 

d) bei Vollendung eines 25jährigen oder mehr- 
fach 25jährigen Bestehens des Unternehmens 
(Geschäftsjubiläum), soweit sie 1 200 Deutsche 
Mark für jeden Arbeitnehmer, der in dem 
Unternehmen beschäftigt ist oder zuletzt be- 
schäftigt war, nicht übersteigen; 

5. die Leistungen, die der Arbeitgeber im Rahmen 
seiner Fürsorgepflicht oder im betrieblichen In- 
teresse für den Arbeitnehmer im betrieblichen 
Bereich erbringt und die zu keiner Bereicherung 
des Arbeitnehmers führen (Annehmlichkeiten). 
2 Dazu gehören auch 

a) die unentgeltliche oder verbilligte Überlas- 
sung von Getränken und Genußmitteln zum 
Verbrauch im Betrieb, 

b) die unentgeltliche oder verbilligte Überlas- 
sung von betrieblichen Arbeitsmitteln zur 
privaten Benutzung im Betrieb, wenn dies 
nach den betrieblichen Verhältnissen üblich 
ist und zu keiner ins Gewicht fallenden Be- 
reicherung des Arbeitnehmers führt, 

c) die üblichen Sachleistungen des Arbeitgebers 
bei Betriebsveranstaltungen, wenn der auf den 
einzelnen, an der Veranstaltung teilnehmen- 
den Arbeitnehmer entfallende Aufwand des 
Arbeitgebers 80 Deutsche Mark nicht über- 
steigt. 2 Den üblichen Sachleistungen werden 
Barzuwendungen an die Arbeitnehmer gleich- 
gestellt, wenn gewährleistet ist, daß sie vom 
Arbeitnehmer für die Betriebsveranstaltung 
aufgewendet werden. 
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(4) *Für Arbeitslohn, der nicht in Geld, sondern 
in Sachbezügen, insbesondere Waren, Verpflegung, 
Unterkunft, Dienstleistungen, besteht, gilt abwei- 
chend von § 47 Abs. 2 folgendes; 

1. *Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens 
können für die Bewertung von Sachbezügen 
durch Rechtsverordnung der zuständigen Landes- 
regierung Durchschnittswerte oder Erfahrungs- 
werte festgesetzt werden. 2 Die Landesregierung 
kann die Ermächtigung auf die für die Finanz- 
verwaltung zuständige oberste Landesbehörde 
übertragen. 

2. *Ein geldwerter Vorteil aus der verbilligten 
Überlassung von Waren, die im Betrieb des Ar- 
beitgebers hergestellt, gehandelt oder verwen- 
det werden, ist nicht anzunehmen, soweit die 
Waren auch an betriebsfremde Privatpersonen 
verbilligt abgegeben werden oder soweit 

a) die Verbilligung nach den betrieblichen und 
örtlichen Verhältnissen für alle Arbeitnehmer 
üblich ist und 

b) die Waren Gegenstände des täglichen Bedarfs 
sind und 

c) das Entgelt des Arbeitnehmers die Selbst- 
kosten des Arbeitgebers nicht unterschreitet. 

2 überläßt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
im Kalenderjahr mehrere hochwertige Ge- 
brauchsgüter desselben Nutzungszwecks, be- 
schränkt sich die Anwendung des Satzes 1 auf 
die Überlassung eines dieser Gebrauchsgüter. 
3 Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß für verbilligte 
Dienstleistungen. 

3. Ein geldwerter Vorteil aus der unentgeltlichen 
oder verbilligten Überlassung einer Wohnung 
oder eines Wohnraums in einem Gebäude des 
Arbeitgebers (Werkswohnung, Dienstwohnung) 
ist nicht anzunehmen, wenn der Unterschied 
zwischen der ortsüblichen Miete und der Miete 
des Arbeitnehmers 40 Deutsche Mark monatlich 
nicht übersteigt. 

4. Rin geldwerter Vorteil aus der unentgeltlichen 
oder verbilligten Gewährung von Mahlzeiten ist 
nicht anzunehmen, soweit der Unterschiedsbe- 
trag zwischen dem ortsüblichen Mittelpreis der 
Mahlzeit und dem Entgelt des Arbeitnehmers 
1,50 Deutsche Mark arbeitstäglich nicht über- 
steigt. 2 Der verbilligten Gewährung von Mahl- 
zeiten steht die Gewährung von Barzuschüssen 
an eine Gaststätte, Kantine oder an eine zwi- 
schengeschaltete Einrichtung zur Verbilligung 
von Mahlzeiten für den Arbeitnehmer gleich. 

§ 52 

Freibeträge vom Arbeitslohn 

(1) Won Versorgungsbezügen ist ein Betrag in 
Höhe von 40 vom Hundert der Bezüge, höchstens 
jedoch insgesamt ein Betrag von 4 800 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr, abzuziehen (Versorgungs- 
Freibetrag). 2 Versorgungsbezüge im Sinne dieser 


Vorschrift sind Bezüge und geldwerte Vorteile aus 
früheren Dienstverhältnissen, die 

1. als Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld, Un- 
terhaltsbeitrag oder als gleichartiger Bezug 

a) aufgrund beamtenrechtlicher oder entspre- 
chender gesetzlicher Vorschriften, 

b) nach beamtenrechtlichen Grundsätzen von 
Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-recht- 
lichen Verbänden von Körperschaften 

oder 

2. in anderen Fällen wegen Erreichens einer Alters- 
grenze, Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit 
oder als Hinterbliebenenbezüge gewährt wer- 
den; Bezüge, die wegen Erreichens einer Alters- 
grenze gewährt werden, gelten erst dann als 
Versorgungsbezüge, wenn der Steuerpflichtige 
das 62. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Wom Arbeitslohn, der dem Arbeitnehmer in 
der Zeit vom 15. November bis 31. Dezember aus 
seinem ersten Dienstverhältnis zufließt, ist ein Be- 
trag von 100 Deutsche Mark abzuziehen (Weih- 
nachts-Freibetrag). 2 Bei einer Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer und beim Lohnsteuer-Jahresausgleich 
ist der Weihnachts-Freibetrag auch zu berücksichti- 
gen, wenn der Arbeitnehmer in der genannten Zeit 
keinen Arbeitslohn bezogen hat. 3 Der Weihnachts- 
Freibetrag darf nur bis zur Höhe des um einen 
etwaigen Freibetrag nach Absatz 1 gekürzten Ar- 
beitslohns abgezogen werden. 

§ 53 

Werbungskosten der Arbeitnehmer 

(1) 1 Außer den in § 48 Abs. 2 bezeichneten Auf- 
wendungen sind Werbungskosten (§ 48 Abs. 1) bei 
Arbeitnehmern insbesondere: 

1. Reisekosten. Reisekosten sind alle Aufwendun- 
gen, die unmittelbar durch eine Dienstreise oder 
einen Dienstgang verursacht werden (Fahrt- 
kosten, Unterkunftskosten, Mehraufwendungen 
für Verpflegung und Reisenebenkosten). 3 Für 
die Anerkennung von Fahrtkosten bei Benut- 
zung eines eigenen Kraftfahrzeugs, von Unter- 
kunftskosten und von Mehraufwendungen für 
Verpflegung können durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Pauschbeträge festgesetzt werden, die 
die durchschnittlichen Aufwendungen abdecken. 
4 Für die Anerkennung von Mehraufwendungen 
für Verpflegung sind durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Höchstbeträge zu bestimmen, die in 
Anlehnung an die beamtenrechtlichen Reise- 
kostenvergütungen zu bemessen sind. 

a) Rine Dienstreise liegt vor, wenn der Arbeit- 
nehmer im Rahmen seines Dienstverhältnis- 
ses vorübergehend an einer Einsatzstelle 
beschäftigt ist, die mindestens 15 Kilometer 
von seiner regelmäßigen Arbeitsstätte (Buch- 
stabe c) entfernt ist. 2 Geht der Arbeitnehmer 
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seiner Beschäftigung von seiner Wohnung 
aus nach, muß die Einsatzstelle auch von der 
Wohnung mindestens 15 Kilometer entfernt 
sein. 

b) Ein Dienstgang liegt vor, wenn der Arbeit- 
nehmer im Rahmen seines Dienstverhältnis- 
ses vorübergehend außerhalb seiner regel- 
mäßigen Arbeitsstätte (Buchstabe c) beschäf- 
tigt ist und keine Dienstreise (Buchstabe a) 
ausführt. 

c) Regelmäßige Arbeitsstätte ist der Mittel- 
punkt der auf Dauer abgestellten Beschäfti- 
gung des Arbeitnehmers, an dem er regel- 
mäßig wiederkehrend wenigstens einen Teil 
der ihm insgesamt übertragenen Arbeiten 
verrichtet. 2 An die Stelle der regelmäßigen 
Arbeitsstätte nach Satz 1 tritt eine Einsatz- 
stelle, an der der Arbeitnehmer vorüber- 
gehend beschäftigt ist, soweit die Dauer der 
Beschäftigung 3 Monate übersteigt. 3 Liegt 
eine regelmäßige Arbeitsstätte nach den Sät- 
zen 1 oder 2 nicht vor, so hat der Arbeitneh- 
mer seine regelmäßige Arbeitsstätte an sei- 
ner jeweiligen Einsatzstelle. 

2. Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung 
und regelmäßiger Arbeitsstätte (Nummer 1 
Buchstabe c). 2 Für jeden Arbeitstag, an dem der 
Arbeitnehmer einen eigenen Kraftwagen be- 
nutzt, ist ein Betrag von 0,36 Deutsche Mark für 
jeden Kilometer, den die Wohnung von der 
regelmäßigen Arbeitsstätte entfernt liegt, als 
Werbungskosten anzusetzen; bei Benutzung 
eines eigenen Motorrads oder Motorrollers ist 
für jeden Entfernungskilometer ein Betrag von 
0,16 Deutsche Mark anzustezen. 3 Dasselbe gilt, 
wenn der Arbeitnehmer ein vom Arbeitgeber 
zur Verfügung gestelltes Kraftfahrzeug benutzt. 
4 Für die Bestimmung der Entfernung ist die 
kürzeste benutzbare Straßenverbindung maß- 
gebend; auf Antrag des Arbeitnehmers kann 
eine von ihm regelmäßig benutzte, offensichtlich 
verkehrsgünstigere Straßenverbindung zu- 
grunde gelegt werden. Körperbehinderte, deren 
Erwerbsfähigkeit 

a) mindestens um 70 vom Hundert gemindert 
ist oder 

b) mindestens um 50 vom Hundert gemindert 
ist und die erheblich gehbehindert sind, 

können ihre tatsächlichen Aufwendungen gel- 
tend machen. 6 Die Voraussetzungen der Buch- 
staben a und b sind durch amtliche Unterlagen 
nachzuweisen; 

3. Mehraufwendungen für eine doppelte Haus- 

haltsführung. 2 Eine doppelte Haushaltsführung 

liegt vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb 
der Gemeinde, in der er seine Familienwoh- 

nung unterhält, eine Unterkunft hat, von der 
aus er seiner Beschäftigung nachgeht. 3 Die Fa- 
milienwohnung im Sinne dieser Vorschrift hat 
der Arbeitnehmer in der Wohnung, in der er zu- 
sammen mit Angehörigen einen gemeinsamen 
Haushalt führt, dessen Gesamtkosten überwie- 


gend er allein oder zusammen mit seinem nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten trägt. 4 Als 
Werbungskosten kommen die Aufwendungen 
für wöchentlich eine Fahrt von der Unterkunft 
zur Familienwohnung und zurück (Familien- 
heimfahrten) sowie Verpflegungsmehraufwen- 
dungen und die Kosten der Unterkunft in Be- 
tracht. 5 Bei einer Familienheimfahrt mit eige- 
nem oder mit einem vom Arbeitgeber zur Ver- 
fügung gestellten Kraftfahrzeug ist je Kilo- 
meter der Entfernung zwischen der Familien- 
wohnung und der Unterkunft Nummer 2 ent- 
sprechend anzuwenden. 6 Für die Anerkennung 
von Verpflegungsmehraufwendungen und Un- 
terkunftskosten können durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Pauschbeträge festgesetzt werden, die 
die durchschnittlichen Aufwendungen abdecken. 
7 Auf die Fahrtkosten für die erste Fahrt von der 
Familienwohnung zum Beschäftigungsort oder 
zur Unterkunft und für die letzte Rückfahrt ist 
Nummer 1 anzuwenden; 

4. ‘ Mehraufwendungen für eine doppelte Unter- 

kunft, wenn eine doppelte Haushaltsführung 
(Nummer 3) nicht gegeben ist. 2 Eine doppelte 
Unterkunft liegt vor, wenn der Arbeitnehmer 
außerhalb der Gemeinde, in der er eine Woh- 
nung unterhält, vorübergehend eine Unter- 
kunft hat, von der aus er seiner Beschäftigung 
nachgeht. 3 Als Werbungskosten kommen die 
Aufwendungen für monatlich eine Fahrt von der 
Unterkunft zur beibehaltenen Wohnung und zu- 
rück, Verpflegungsmehraufwendungen für die 
ersten zwei Wochen sowie die Kosten für die 
Unterkunft in Betracht. Nummer 3 Sätze 5 bis 7 
gilt sinngemäß; 

5. Mehraufwendungen für Verpflegung, wenn der 
Arbeitnehmer keine regelmäßige Arbeitsstätte 
im Sinne der Nummer 1 Buchstabe c Sätze 1 
oder 2 hat und am Arbeitstag aus ausschließlich 
beruflichen Gründen mehr als zehn Stunden von 
seiner Wohnung abwesend ist. 2 Für jeden dieser 
Arbeitstage ist ein Betrag von 5 Deutsche Mark 
als Werbungskosten anzusetzen, soweit die An- 
erkennung von Verpflegungsmehraufwendun- 
gen nach Nummern 1, 3 und 4 nicht in Betracht 
kommt; 

6. Mehraufwendungen für Verpflegung, wenn der 
Arbeitnehmer an mehr als der Hälfte seiner 
jährlichen Arbeitstage in einem Dienstverhält- 
nis aus ausschließlich beruflichen Gründen mehr 
als zwölf Stunden von seiner Wohnung abwe- 
send ist. 2 Für jeden dieser Arbeitstage ist ein 
Betrag von 3 Deutsche Mark als Werbungs- 
kosten anzusetzen soweit die Anerkennung von 
Verpflegungsmehraufwendungen nach Num- 
mern 1, 3 bis 5 nicht in Betracht kommt; 

7. Aufwendungen für Arbeitsmittel, insbesondere 
für Werkzeuge und typische Berufskleidung, 
2 § 48 Abs. 2 Nr. 2 bleibt unberührt; 

8. Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszim- 
mer, wenn es ausschließlich für berufliche 
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Zwecke benutzt wird. 2 § 48 Abs. 2 Nr. 2 bleibt 
unberührt; 

9. Aufwendungen für die Fortbildung im ausge- 
übten Beruf; 

10. Umzugskosten. 2 Umzugskosten sind alle Auf- 
wendungen, die dem Arbeitnehmer durch einen 
beruflich veranlaßten Wohnungswechsel ent- 
stehen. 3 Bei Umzügen innerhalb einer Gemeinde 
liegt eine berufliche Veranlassung vor, wenn 
der Arbeitgeber den Umzug im Rahmen des 
Dienstverhältnisses fordert. 4 Zur Feststellung 
der Umzugskosten können die entsprechenden 
beamtenrechtlichen Vorschriften angewendet 
werden. 

(2) J Die nach Absatz 1 in Betracht kommenden 
Werbungskosten sind jeweils um etwaige Ersatzlei- 
stungen und um den Wert entsprechender Sach- 
leistungen des Arbeitgebers im Sinne des § 54 zu 
kürzen. 2 Wenn in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 
Satz 3 die nach Satz 1 verbleibenden Werbungs- 
kosten die Aufwendungen des Arbeitnehmers über- 
steigen, dürfen nur die Aufwendungen als Wer- 
bungskosten angesetzt werden. 

(3) ^ei der Ermittlung der Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Arbeit ist ein Werbungskosten- 
Pauschbetrag von 564 Deutsche Mark abzuziehen, 
wenn höhere Werbungskosten nicht nachgewiesen 
werden. 2 Für bestimmte Berufsgruppen können 
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates besondere Werbungs- 
kosten-Pauschsätze festgesetzt werden, die neben 
dem Werbungskosten-Pauschbetrag von 564 Deut- 
sche Mark berücksichtigt werden können; Voraus- 
setzung ist, daß die Berufsgruppe eine Vielzahl von 
Arbeitnehmern umfaßt, denen erfahrungsgemäß auf 
Dauer Werbungskosten in etwa gleicher Höhe ent- 
stehen. 3 Der Werbungskosten-Pauschbetrag und ein 
etwaiger Werbungskosten-Pauschsatz dürfen ins- 
gesamt nur bis zur Höhe des um die Freibeträge nach 
§ 52 gekürzten Arbeitslohns abgezogen werden. 

§ 54 

Ersatz von Werbungskosten durch den Arbeitgeber 

(1) Leistungen, durch die der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer Werbungskosten ersetzt oder erspart, 
gelten nicht als Arbeitslohn, soweit diese die in Be- 
tracht kommenden Werbungskosten des Arbeitneh- 
mers nicht übersteigen. 

(2) ^icht als Arbeitslohn gelten insbesondere die 
folgenden Leistungen: 

1. aus Öffentlichen Kassen nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften gezahlte Vergütungen zur Abgel- 
tung von Aufwendungen bei Dienstreisen, Dienst- 
gängen und beruflich veranlaßten Umzügen ein- 
schließlich Trennungsgeld oder entsprechende 
Sachleistungen, soweit dabei die Höchstbeträge 
nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 nicht überschritten 
werden. 2 In anderen Fällen gelten Reisekosten- 
vergütungen, Umzugskostenvergütungen und 

Vergütungen zur Abgeltung der Mehraufwen- 


dungen des Arbeitnehmers bei doppelter Haus- 
haltsführung und bei doppelter Unterkunft oder 
entsprechende Sachleistungen nicht als Arbeits- 
lohn, soweit die Vergütungen und der Vorteil 
für den Arbeitnehmer aus der Sachleistung (§ 47 
Abs. 2) die nach § 53 Abs. 1 Nr. 1, 3, 4 und 10 in 
Betracht kommenden Werbungskosten nicht über- 
steigen; 

2. Ersatz der Aufwendungen des Arbeitnehmers für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
oder unentgeltliche oder verbilligte Gestellung 
eines Beförderungsmittels zur Beförderung des 
Arbeitnehmers zwischen Wohnung und Arbeits- 
stätte, soweit die Ersatzleistung und der Vorteil 
für den Arbeitnehmer aus der Sachleistung (§ 47 
Abs. 2) die nach § 53 Abs. 1 Nr. 2 in Betracht 
kommenden Werbungskosten nicht übersteigen; 

3. Ersatz der Mehraufwendungen des Arbeitneh- 
mers für Verpflegung an seiner regelmäßigen 
Arbeitsstätte, soweit die Ersatzleistungen die 
nach § 53 Abs. 1 Nr. 5 und 6 in Betracht kom- 
menden Werbungskosten nicht übersteigen; 

4. Werkzeuggeld oder ein anderes Entgelt für die 
Benutzung von Werkzeugen des Arbeitnehmers 
im Betrieb des Arbeitgebers, soweit das Entgelt 
die nach § 53 Abs. 1 Nr. 7 in Betracht kommenden 
Werbungskosten nicht offensichtlich übersteigt; 

5. Ersatz der Aufwendungen des Arbeitnehmers 
für typische Berufskleidung, soweit die Ersatz- 
leistung die nach § 53 Abs. 1 Nr. 7 in Betracht 
kommenden Werbungskosten nicht offensichtlich 
übersteigt, oder die unentgeltliche oder ver- 
billigte Gestellung von typischer Berufskleidung 
zur ausschließlichen Benutzung im Betrieb; 

6. Lohnzuschläge der Heimarbeiter zur Abgeltung 
der durch die Heimarbeit entstehenden Mehr- 
aufwendungen, soweit sie 10 vom Hundert des 
Arbeitslohns ohne die Zuschläge nicht überstei- 
gen; 

7. pauschale Fehlgeldentschädigungen 

a) der Arbeitnehmer, die überwiegend im Kas- 
sen- oder im Zähldienst beschäftigt sind, bis 
30 Deutsche Mark monatlich oder 

b) der Arbeitnehmer, die nicht überwiegend im 
Kassen- oder im Zähldienst beschäftigt sind, 
bis 10 Deutsche Mark monatlich, wenn bei 
ihnen der Bargeldumsatz im Monatsdurch- 
schnitt 500 Deutsche Mark übersteigt. 

(3) Nicht als Arbeitslohn gelten bei Angehörigen 
der Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes, bei 
Angehörigen der Bereitschaftspolizei eines Landes, 
bei Angehörigen der Vollzugspolizei und der Be- 
rufsfeuerwehr eines Landes oder einer Gemeinde 
und bei Vollzugsbeamten der Kriminalpolizei des 
Bundes, eines Landes oder einer Gemeinde auch 

1. Verpflegungs- und Beköstigungszuschüsse sowie 
die im Einsatz unentgeltlich abgegebene Ver- 
pflegung, 

2. die aus Dienstbeständen überlassene Dienst- 
kleidung, 
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3. Einkleidungsbeihilfen und Abnutzungsentschädi- 
gungen für die Dienstkleidung der zum Tragen 
oder Bereithalten von Dienstkleidung Verpflich- 
teten und für dienstlich notwendige Kleidungs- 
stücke der Vollzugsbeamten der Kriminalpolizei. 


b) Kapitalvermögen 
§ 55 

Einkünfte aus Kapitalvermögen 

(1) Einkünfte aus Kapitalvermögen sind der Un- 
terschiedsbetrag zwischen den Einnahmen aus Kapi- 
talnutzung (Kapitalerträge), vermindert um den 
Sparer-Freibetrag (Absatz 4), und den Werbungs- 
kosten. Zu den Kapitalerträgen gehören: 

1. Gewinnanteile (Dividenden), Ausbeuten und 
sonstige Bezüge aus Aktien, Kuxen, Genuß- 
scheinen, mit denen das Recht am Gewinn- und 
Liquidationserlös einer Kapitalgesellschaft ver- 
bunden ist, aus Anteilen an Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, an Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften, Kolonialgesellschaften 
und an bergbautreibenden Vereinigungen, die 
die Rechte einer juristischen Person haben. 2 Die 
Bezüge gehören nicht zu den Einnahmen, so- 
weit sie aus Ausschüttungen einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaft stammen, für die 
Eigenkapital im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 4 des 
Körperschaftsteuergesetzes als verwendet gilt; 

2. Bezüge, die aufgrund einer Kapitalherabsetzung 
oder nach der Auflösung unbeschränkt steuer- 
pflichtiger Körperschaften oder Personenvereini- 
gungen im Sinne der Nummer 1 anfallen, soweit 
bei diesen für Ausschüttungen verwendbares 
Eigenkapital im Sinne des § 32 des Körperschaft- 
steuergesetzes als verwendet gilt und die Be- 
züge nicht zu den Einnahmen im Sinne der 
Nummer 1 gehören. Nummer 1 Satz 2 gilt ent- 
sprechend; 

3. das für Ausschüttungen verwendbare Eigen- 
kapital und die darauf entfallende körperschaft- 
steuerliche Tarifbelastung einer nach den Vor- 
schriften des Umwandlungsgesetzes umgewan- 
delten Kapitalgesellschaft mit Ausnahme des 
Teilbetrags im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 4 des 
Körperschaftsteuergesetzes ; 

4. die nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b anzu- 
rechnende oder nach den §§ 129 bis 131 zu ver- 
gütende Körperschaftsteuer; sie gilt als zu- 
sammen mit den Einnahmen im Sinne der Num- 
mern 1 oder 2 bezogen; 

5. Einnahmen aus der Beteiligung an einem Han- 
delsgewerbe als stiller Gesellschafter und aus 
partiarischen Darlehen, es sei denn, daß der 
Gesellschafter oder Darlehensgeber als Mit- 
unternehmer anzusehen ist; 

6. Zinsen aus Hypotheken und Grundschulden und 
Renten aus Rentenschulden. 2 Bei Tilgungshypo- 
theken und Tilgungsgrundschulden ist nur der 


Teil der Zahlungen anzusetzen, der als Zins auf 
den jeweiligen Kapitalrest entfällt; 

7. Zinsanteile, die in Kaufpreisraten oder Zeit- 
renten enthalten sind, wenn die Kaufpreisraten 
oder Zeitrenten nicht Einnahmen im Sinne des 
§ 58 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 sind. 2 Bei der Berech- 
nung der Zinsanteile ist ein Rechnungszinsfuß 
von 5,5 vom Hundert zugrunde zu legen. 3 Zinis- 
anteile in Zeitrenten sind nicht dem Empfänger 
zuzurechnen, wenn der Empfänger der Zeitrente 
oder sein Ehegatte gegenüber dem Geber oder 
seinem Ehegatten unterhaltsberechtigt ist oder 
wenn er die Zuwendung aufgrund einer frei- 
willig begründeten Rechtspflicht oder freiwillig 
ohne Rechtspflicht erhält und wenn der Geber 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist. 
4 Satz 3 gilt nicht, wenn die Zuwendungen in 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit einer Ge- 
genleistung stehen, deren gemeiner Wert (§ 28 
Abs. 4) mindestens der Hälfte des Werts der 
Zuwendungen entspricht; 

8. außerrechnungsmäßige und rechnungsmäßige 
Zinsen aus den Sparanteilen, die in den Bei- 
trägen zu Versicherungen auf den Erlebens- 
oder Todesfall enthalten sind. 2 Dies gilt nicht 
für Zinsen aus Versicherungsverträgen im Sinne 
des § 91, die mit Beiträgen verrechnet oder im 
Versicherungsfall oder im Fall des Rückkaufs 
des Vertrages nach Ablauf von zwölf Jahren 
seit dem Vertragsabschluß ausgezahlt werden. 
3 Sätze 1 und 2 sind auf Zinsen aus den Spar- 
anteilen von Versicherungsverträgen, bei denen 
auch eine Sachleistung verlangt werden kann 
(fondsgebundene Lebensversicherungen), ent- 
sprechend anzuwenden; 

9. Zinsen aus sonstigen Kapitalforderungen jeder 
Art, zum Beispiel aus Einlagen und Guthaben 
bei Kreditinstituten, aus Darlehen und Anleihen; 

10. Zinsen im Sinne des § 57 Abs. 3 des Aktien- 
gesetzes; 

11. Diskontbeträge von Wechseln und Anweisun- 
gen einschließlich der Schatzwechsel. 

(2) 4 Zu den Kapitalerträgen gehören audi 

1. besondere Entgelte oder Vorteile, die neben den 
in Absatz 1 bezeichneten Einnahmen oder an 
deren Stelle gewährt werden; 

2. der Unterschiedsbetrag zwischen dem im Zeit- 
punkt der Einlösung vereinnahmten Betrag und 
dem Ausgabekurs bei Anleihen und Forderun- 
gen, die in ein öffentliches Schuldbuch eingetra- 
gen oder über die Teilschuldverschreibungen 
ausgegeben sind, wenn der Unterschiedsbetrag 
mehr als 6 vom Hundert des Nennwerts beträgt; 

3. Einnahmen aus der Veräußerung 

a) von Dividendenscheinen und sonstigen An- 
Sprüchen durch den Anteilseigner; 

b) von Zinsscheinen durch den Inhaber der 
Schuldverschreibung, 
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wenn die dazugehörigen Aktien, sonstigen An- 
teile oder Schuldverschreibungen nicht mitver- 
äußert werden. Anteilseigner ist derjenige, dem 
nach § 42 der Abgabenordnung die Anteile an 
dem Kapitalvermögen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 zuzurechnen sind. 3 Sind einem Nießbrau- 
cher oder Pfandgläubiger die Einnahmen im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 oder 2 zuzurechnen, 
so gilt er als Anteilseigner; 

4. Einnahmen aus der Veräußerung von Zinsschei- 
nen, wenn die dazugehörigen Schuldverschrei- 
bungen mitveräußert werden und das Entgelt für 
die auf den Zeitraum bis zur Veräußerung der 
Schuldverschreibung entfallenden Zinsen des lau- 
fenden Zinszahlungszeitraums (Stückzinsen) be- 
sonders in Rechnung gestellt ist. 2 Die bei der Ein- 
lösung oder Weiterveräußerung der Zinsscheine 
vom Erwerber der Zinsscheine vereinnahmten 
Zinsen sind um das Entgelt für den Erwerb der 
Zinsscheine zu kürzen. 

(3) *§ 53 Abs. 1 gilt sinngemäß. Won den Kapital- 
erträgen, die nach Abzug des Sparer-Freibetrags im 
Sinne des Absatzes 4 verbleiben, ist ein Werbungs- 
kosten-Pauschbetrag von 100 Deutsche Mark abzu- 
ziehen, wenn nicht höhere Werbungskosten nachge- 
wiesen werden. 3 Ehegatten, die nach § 118 zusam- 
men veranlagt werden, wird ein gemeinsamer 
Pauschbetrag von 200 Deutsche Mark gewährt. 4 Der 
gemeinsame Pauschbetrag ist zur Einkunftsermitt- 
lung bei jedem Ehegatten je zur Hälfte abzuziehen; 
sind die Kapitalerträge eines Ehegatten niedriger 
als 100 Deutsche Mark, so ist der anteilige Pausch- 
betrag insoweit, als er die Kapitalerträge dieses 
Ehegatten übersteigt, beim anderen Ehegatten abzu- 
ziehen. 5 Der Pauschbetrag und der gemeinsame 
Pauschbetrag dürfen nicht höher sein als die nach 
Abzug des Sparer-Freibetrags verbleibenden Kapi- 
talerträge. 

(4) ^ei der Ermittlung der Einkünfte aus Kapi- 
talvermögen ist vor Abzug der Werbungskosten ein 
Betrag von 300 Deutsche Mark abzuziehen (Sparer- 
Freibetrag). 2 Ehegatten, die nach § 118 zusammen 
veranlagt werden, wird ein gemeinsamer Sparer- 
Freibetrag von 600 Deutsche Mark gewährt. 3 Der 
gemeinsame Sparer-Freibetrag ist bei der Einkunfts- 
ermittlung bei jedem Ehegatten je zur Hälfte abzu- 
ziehen; sind die Kapitalerträge eines Ehegatten nied- 
riger als 300 Deutsche Mark, so ist der anteilige 
Sparer-Freibetrag insoweit, als er die Kapitalerträge 
dieses Ehegatten übersteigt, beim anderen Ehegatten 
abzuziehen. 4 Der Sparer-Freibetrag und der gemein- 
same Sparer-Freibetrag dürfen nicht höher sein als 
die Kapitalerträge. 

(5) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Ein- 
nahmen und die Werbungskosten sind den Einkünf- 
ten aus Gewerbe, aus freiberuflicher Tätigkeit, aus 
Land- und Forstwirtschaft, aus Vermietung und Ver- 
pachtung oder den sonstigen Einkünften im Sinne 
des § 58 Abs. 1 Nr. 3 und 4 zuzurechnen, soweit sie 
im Rahmen dieser Einkunftsarten anfallen. 


c) Vermietung und Verpachtung 
§ 56 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

(1) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
sind der Unterschiedsbetrag zwischen den Einnah- 
men und den Werbungskosten aus 

1. Vermietung und Verpachtung von unbeweglichen 
Sachen, insbesondere Grundstücken, Gebäuden, 
Gebäudeteilen, von Schiffen, die in ein Schiffs- 
register eingetragen sind, und von Rechten, die 
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts über 
Grundstücke unterliegen, insbesondere Erbbau- 
rechten, Erbpachtrechten, Mineralgewinnungs- 
rechten; 

2. Vermietung und Verpachtung von beweglichen 
Sachen; 

3. Überlassung der Nutzung oder des Rechts auf 
Nutzung von Rechten, insbesondere Urheber- 
rechten und gewerblichen Schutzrechten, von 
gewerblichen, technischen, wissenschaftlichen und 
ähnlichen Erfahrungen, Kenntnissen und Fertig- 
keiten, insbesondere Plänen, Mustern und Ver- 
fahren; 

4. der Veräußerung von Miet- und Pachtzinsforde- 
rungen, auch dann, wenn die Einnahmen im Ver- 
äußerungspreis von Grundstücken enthalten sind 
und die Miet- und Pachtzinsen sich auf einen 
Zeitraum beziehen, in dem das Grundstück noch 
dem Veräußerer nach § 42 der Abgabenordnung 
zuzurechnen war. 2 Die Einnahmen des Erwerbers 
einer Forderung sind um das Entgelt für den Er- 
werb der Forderung zu kürzen, soweit sich die 
Forderung auf den Zeitraum bezieht, in dem das 
Grundstück noch dem Veräußerer zuzurechnen 
war. 

(2) Als Einnahmen aus Vermietung und Ver- 
pachtung gelten auch 

1. der Mietwert einer selbstgenutzten Wohnung, 
die dem Nutzenden nach § 42 der Abgabenord- 
nung zuzurechnen ist oder an der ihm ein Nieß- 
brauchsrecht oder ein dingliches Wohnrecht zu- 
steht; 

2. der Mietwert der einer anderen Person ganz oder 
teilweise unentgeltlich überlassenen Wohnung, 
die dem überlassenden Steuerpflichtigen nach 
§ 42 der Abgabenordnung zuzurechnen ist oder 
an der ihm ein Nießbrauchsrecht oder ein ding- 
liches Wohnrecht zusteht. 2 Bei teilweise unent- 
geltlicher Überlassung ist der Unterschiedsbe- 
trag zwischen dem Mietwert und den tatsäch- 
lichen Mieteinnahmen anzusetzen. 

2 Zur Wohnung rechnen auch die zugehörigen son- 
stigen Teile des Grundstücks. 3 Der Mietwert ist ent- 
sprechend § 47 Abs. 2 zu bemessen. 

(3) § 53 Abs. 1 gilt sinngemäß. 

(4) *Bei einer Wohnung in einem inländischen 
Einfamilienhaus im Sinne des § 75 Abs. 5 des Be- 
wertungsgesetzes ist anstelle des Unterschiedsbe- 
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trags zwischen dem Mietwert und den Werbungs- 
kosten der nach § 57 zu ermittelnde Nutzungswert 
anzusetzen, wenn das Einfamilienhaus dem Nutzen- 
den nach § 42 der Abgabenordnung zuzurechnen ist. 
2 Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die gesamte 
Fläche des Grundstücks größer als das Zwanzig- 
fache der bebauten Grundfläche ist; in diesem Fall 
ist jedoch mindestens der Nutzungswert anzusetzen, 
der sich nach § 57 ergeben würde, wenn die gesamte 
Fläche des Grundstücks nicht größer als das Zwan- 
zigfache der bebauten Grundfläche wäre. 

(5) *Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Einnahmen und die Werbungskosten sind den Ein- 
künften aus Gewerbe, aus freiberuflicher Tätigkeit, 
aus Land- und Forstwirtschaft, aus Kapitalvermögen 
oder den sonstigen Einkünften im Sinne des § 58 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 zuzurechnen, soweit sie im Rah- 
men dieser Einkunftsarten anfallen. 2 Absatz 4 ist 
in diesen Fällen nicht anzuwenden. 

§ 57 

Nutzungswert der selbstgenutzten Wohnung 
im eigenen inländischen Einfamilienhaus 

(1) l A\s Grundbetrag für den Nutzungswert der 
Wohnung in einem inländischen Einfamilienhaus, 
das dem Nutzenden nach § 42 der Abgabenordnung 
zuzurechnen ist, sind 1,5 vom Hundert des maß- 
gebenden Einheitswerts des Grundstücks anzusetzen. 
2 Ein auf den Wertverhältnissen vom 1. Januar 1964 
beruhender Einheitswert ist um 40 vom Hundert 
zu erhöhen. 3 Beginnt oder endet die Selbstnutzung 
während des Kalenderjahrs, so ist nur der Teil des 
Grundbetrags anzusetzen, der auf die vollen Kalen- 
dermonate der Selbstnutzung entfällt. 

(2) Maßgebend ist der Einheitswert für den letz- 
ten Feststellungszeitpunkt (Hauptfeststellungs-, Fort- 
schreibungs- oder Nachfeststellungszeitpunkt), der 
vor dem Beginn des Kalenderjahrs liegt oder mit 
dem Beginn des Kalenderjahrs zusammenfällt, für 
das der Nutzungswert zu ermitteln ist. 2 Ist das Ein- 
familienhaus erst innerhalb des Kalenderjahrs fertig- 
gestellt worden, für das der Nutzungswert zu er- 
mitteln ist, so ist der Einheitswert maßgebend, der 
zuerst für das Einfamilienhaus festgestellt wird. 

(3) Von dem Grundbetrag dürfen nur abgesetzt 
werden: 

1. die mit der Nutzung des Grundstücks zu Wohn- 
zwecken im wirtschaftlichen Zusammenhang 
stehenden Schuldzinsen bis zur Höhe des Grund- 
betrags; 

2. erhöhte Abschreibungen nach den §§ 170, 172, 
173, 175 und 176 dieses Gesetzes und nach § 14 a 
des Berlinförderungsgesetzes in voller Höhe 
nach Abzug der Schuldzinsen im Sinne der Num- 
mer 1. 

(4) *Dient das Grundstück teilweise eigenen oder 
fremden gewerblichen, beruflichen oder öffentlichen 
Zwecken, so vermindert sich der maßgebende Ein- 
heitswert um den Teil, der bei einer Aufteilung nach 
dem Verhältnis der Nutzflächen auf den gewerb- 


lichen, beruflichen oder öffentlich genutzten Teil des 
Grundstücks entfällt. 2 Dasselbe gilt, wenn Teile des 
Einfamilienhauses zu Wohnzwecken vermietet sind 
und die Einnahmen hieraus das Dreifache des an- 
teilig auf die vermieteten Teile entfallenden Grund- 
betrags, mindestens aber 1000 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr, übersteigen. 

d) Sonstige Einkünfte 
§ 58 

Arten der sonstigen Einkünfte 

(1) Sonstige Einkünfte sind der Unterschiedsbe- 
trag zwischen den folgenden Einnahmen und den 
Werbungskosten: 

1. Einnahmen aus privaten Veräußerungsgeschäf- 
ten im Sinne des § 60; 

2. Einnahmen aus der Veräußerung von Boden- 
schätzen nach Maßgabe des § 61 ; 

3. Einnahmen aus der Tätigkeit als Mitglied eines 
Aufsichtsrats oder Verwaltungsrats, als Testa- 
mentsvollstrecker, Vermögensverwalter, Haus- 
verwalter, Verwalter von Wohnungseigentümer- 
gemeinschaften, Pfleger, Treuhänder, Konkurs- 
verwalter oder aus einer ähnlichen Tätigkeit; 

4. Einnahmen als Einnehmer einer staatlichen Lot- 
terie; 

5. Einnahmen aus Leistungen, die gegen Entgelt er- 
bracht werden, insbesondere aus gelegentlichen 
Vermittlungen und aus der Veräußerung einer 
nicht im Rahmen einer planmäßigen Tätigkeit ge- 
machten Erfindung, wenn die Einnahmen nicht 
den Nummern 1 bis 4 zuzurechnen sind. 2 Der Un- 
terschiedsbetrag zwischen den Einnahmen und 
den damit im Zusammenhang stehenden Wer- 
bungskosten bleibt außer Ansatz, wenn er we- 
niger als 500 Deutsche Mark im Kalenderjahr 
beträgt. 3 übersteigen die Werbungskosten die 
Einnahmen, so darf der Unterschiedsbetrag weder 
mit anderen Einkunftsteilen im Sinne der Num- 
mern 1 bis 4, 6 und 7 oder mit anderen Ein- 
künften ausgeglichen noch als Verlustvortrag 
abgezogen werden; 

6. wiederkehrende Bezüge, soweit sie nicht Einnah- 
men im Sinne der Nummern 1 bis 5 sind. 2 Bei 
Leibrenten ist nur der Ertrag des Rentenrechts 
(§ 59) anzusetzen. Zuwendungen eines Dritten 
sind nicht dem Empfänger zuzurechnen, wenn der 
Empfänger oder sein Ehegatte gegenüber dem 
Geber oder seinem Ehegatten unterhaltsberech- 
tigt ist oder wenn er die Zuwendungen freiwillig 
oder aufgrund einer freiwillig begründeten 
Rechtspflicht erhält und wenn der Geber unbe- 
schränkt einkommensteuerpflichtig ist. 4 Satz 3 
ist nicht anzuwenden, wenn die Zuwendungen 
in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einer Ge- 
genleistung stehen, deren gemeiner Wert (§ 28 
Abs. 4) mindestens der Hälfte des Gesamtwertes 
der Zuwendungen entspricht; 

7. von einem Dritten zugunsten des Steuerpflich- 
tigen geleistete Vierteljahresbeträge der Vermö- 
gensabgabe in Höhe eines Drittels oder eines 
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Viertels nach Maßgabe des § 211 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 2 des Lastenausgleichsgesetzes. 

(2) *§ 53 Abs. 1 gilt sinngemäß. 2 § 60 Abs. 3 und 
§ 61 Abs. 2 bleiben unberührt. 

(3) Won den Einnahmen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 6 ist ein Werbungskosten-Pauschbetrag von 200 
Deutsche Mark abzuziehen, wenn nicht höhere Wer- 
bungskosten nachgewiesen werden. 2 Der Pauschbe- 
trag darf nicht höher sein als die Einnahmen. 

(4) Einkunftsteile im Sinne der Absätze 1 und 2 
gehören nur insoweit zu den sonstigen Einkünften, 
als sie nicht einer anderen Einkunftsart zuzurechnen 
sind. 


§ 59 

Ertrag des Leibrentenrechts 

(1) *Als Ertrag des Rentenrechts (Ertragsanteil) 
von Leibrenten gilt für die gesamte Dauer des Ren- 
tenbezugs der Unterschied zwischen dem Jahresbe- 
trag der Rente und dem Betrag, der sich bei gleich- 
mäßiger Verteilung des Kapitalwerts der Rente auf 
ihre voraussichtliche Laufzeit ergibt. 2 Dabei ist der 
Kapitalwert nach dieser Laufzeit zu berechnen. 

(2) Bei Leibrenten, deren Bezug bis zum Ableben 
des Rentenberechtigten dauert (lebenslängliche Leib- 
renten), ist der nach der Lebenserwartung ermittelte 
Ertragsanteil aus der nachstehenden Tabelle zu ent- 
nehmen: 


Bei Beginn der Rente 
vollendetes Lebensjahr 
des Rentenberechtigten 
(falls die Rente vor dem 

1. Januar 1955 zu laufen 
begonnen hat, zuletzt 
vor diesem Zeitpunkt 
vollendetes Lebensjahr) 

Ertrags- 
anteil 
in v. H. 

Bei Beginn der Rente 
vollendetes Lebensjahr 
des Rentenberechtigten 
(falls die Rente vor dem 

1. Januar 1955 zu laufen 
begonnen hat, zuletzt 
vor diesem Zeitpunkt 
vollendetes Lebensjahr) 

1 Ertrags- 
anteil 
in v. H. 

Bei Beginn der Rente 
vollendetes Lebensjahr 
des Rentenberechtigten 
(falls die Rente vor dem 

1. Januar 1955 zu laufen 
begonnen hat, zuletzt 
vor diesem Zeitpunkt 
vollendetes Lebensjahr) 

Ertrags- 
anteil 
in v. H. 

l 1 

2 I 

3 

1 4 

1 5 

1 6 

0 

63 

39 

43 

64 

21 

1 bis 3 

64 

40 

42 

65 

20 

4 bis 5 

63 

41 bis 42 

41 

66 

19 

6 bis 8 

62 

43 

40 

67 

18 

9 bis 10 

61 

44 

39 

68 

17 

11 bis 12 

60 

45 

38 

69 

16 

13 bis 14 

59 

46 

37 

70 bis 71 

15 

15 bis 16 

58 

47 

36 

72 

14 

17 bis 18 

57 

48 bis 49 

35 

73 

13 

19 bis 20 

56 

50 

34 

74 

12 

21 

55 

l 51 

33 

75 bis 76 

11 

22 bis 23 

54 

52 

32 

77 

10 

24 bis 25 

53 

53 

31 

78 bis 79 

9 

26 

52 

54 

30 

80 

8 

27 bis 28 

51 

55 

29 

81 bis 82 

7 

29 bis 30 

50 

56 

28 

83 bis 84 

6 

31 

49 

57 

27 

85 bis 86 

5 

32 

48 

58 

26 

87 bis 89 

4 

33 bis 34 

47 

59 bis 60 

25 

90 bis 92 

3 

35 

46 

61 

24 

93 bis 98 

2 

36 bis 37 

45 

62 

23 

ab 99 

1 

38 

44 

63 

22 




46 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


(3) Bei Leibrenten, die auf eine bestimmte Zeit 
beschränkt sind (abgekürzte Leibrenten), ist der nach 
der Lebenserwartung unter Berücksichtigung der 
zeitlichen Begrenzung ermittelte Ertragsanteil aus 
der folgenden Tabelle zu entnehmen: 


Beschränkung der 
Laufzeit der Rente 
auf . . . Jahre 
ab Beginn des 
Rentenbezugs 
(ab 1. Januar 1955, 
falls die Rente vor 
diesem Zeitpunkt 
zu laufen begon- 
nen hat) 

Ertragsanteil 
in v. H. 
vorbehaltlich 
Spalte 3 

Der Ertragsanteil 
ist der Tabelle in 
Absatz 2 zu ent- 
nehmen, wenn der 
Rentenberechtigte 
zu Beginn des 
Rentenbezugs 
(vor dem 

1. Januar 1955, 
falls die Rente vor 
diesem Zeitpunkt 
zu laufen begon- 
nen hat) das . . .te 
Lebensjahr voll- 
endet hatte 

Beschränkung der 
Laufzeit der Rente 
auf . . . Jahre 
ab Beginn des 
Rentenbezugs 
(ab 1. Januar 1955, 
falls die Rente vor 
diesem Zeitpunkt 
zu laufen begon- 
nen hat) 

Ertragsanteil 
in v. H. 
vorbehaltlich 
Spalte 6 

Der Ertragsanteil 
ist der Tabbelle in 
Absatz 2 zu ent- 
nehmen, wenn der 
Rentenberechtigte 
zu Beginn des 
Rentenbezugs 
(vor dem 

1. Januar 1955, 
falls die Rente vor 
diesem Zeitpunkt 
zu laufen begon- 
nen hat) das . . .te 
Lebensjahr voll- 
endet hatte 

i 

2 

3 

4 

5 

6 

1 

0 

entfällt 

28 

35 

50 

2 

2 

99 

29 

36 

48 

3 

4 

90 

30 

37 

47 

4 

6 

85 

31 

38 

46 

5 

7 

83 

32 

39 

45 

6 

9 

80 

33 

40 

44 

7 

u 

77 

34 

41 

43 

8 

12 

75 

35 bis 36 

42 

41 

9 

14 

73 

37 bis 38 

44 

39 

10 

15 

72 

39 

45 

38 

11 

16 

70 

40 bis 41 

1 46 

36 

12 

18 

68 

42 bis 43 

47 

35 

13 

19 

67 

44 bis 45 

49 

32 

14 

21 

65 

46 bis 47 

51 

29 

15 

22 

64 

48 bis 50 

52 

27 

16 

23 

63 

51 bis 53 

54 

24 

17 

24 

62 

54 bis 55 

55 

22 

18 

25 

61 

56 bis 58 

56 

21 

19 

26 

59 

59 bis 61 

57 

19 

20 

27 

58 

62 bis 64 

58 

17 

21 

28 

57 

65 bis 68 

59 

15 

22 

29 

56 

69 bis 72 

60 

13 

23 

30 

55 

73 bis 76 

61 

11 

24 

31 

54 

77 bis 81 

62 

9 

25 

32 

53 

82 bis 86 

63 

6 

26 

33 

52 

mehr als 86 

Der Ertragsanteil ist immer der 

27 

34 

51 


Tabelle in Absatz 2 zu entnehmen 


47 



Drucksache 7/1470 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


(4) ^ängt die Dauer der Leibrente von der 
Lebenszeit einer anderen Person als des Rentenbe- 
rechtigten ab, so sind die Tabellen der Absätze 2 
oder 3 mit der Maßgabe anzuwenden, daß das bei 
Beginn der Rente oder, falls die Rente vor dem 
1. Januar 1955 zu laufen begonnen hat, das zuletzt 
vor diesem Zeitpunkt vollendete Lebensjahr dieser 
Person zugrunde zu legen ist. 2 Hängt die Dauer der 
Rente von der Lebenszeit mehrerer Personen ab, so 
ist das in Betracht kommende Lebensjahr der älte- 
sten Person maßgebend, wenn das Rentenrecht mit 
dem Tod des zuerst Sterbenden erlischt, und das 
Lebensjahr der jüngsten Person, wenn das Renten- 
recht mit dem Tod des zuletzt Sterbenden erlischt. 

§ 60 

Private Veräußerungsgeschäfte 

(1) Private Veräußerungsgeschäfte (§ 58 Abs. 1 
*Nr. 1) sind Geschäfte über nicht zu einem Betriebs- 
vermögen gehörende Wirtschaftsgüter, wenn 

1. der Zeitraum zwischen dem schuldrechtlichen 
Vertrag oder gleichstehenden Rechtsakt über die 
Anschaffung und dem schuldrechtlichen Vertrag 
oder gleichstehenden Rechtsakt über die Ver- 
äußerung beträgt: 

a) bei Grundstücken und Rechten, die den Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechts über Grund- 
stücke unterliegen — zum Beispiel Erbbau- 
recht, Erbpachtrecht, Mineralgewinnungs- 
recht — nicht mehr als zwei Jahre, 

b) bei anderen Wirtschaftsgütern, insbesondere 
bei Wertpapieren nicht mehr als sechs Mo- 
nate; 

2. der schuldrechtliche Vertrag oder gleichstehende 
Rechtsakt über die Veräußerung vor der An- 
schaffung des Wirtschaftsguts abgeschlossen 
wird. 

(2) Außer Ansatz bleiben Einnahmen aus der 
Veräußerung von 

1. Schuld- und Rentenverschreibungen von Schuld- 
nern, die Wohnsitz, Geschäftsleitung oder Sitz 
im Inland haben, es sei denn, daß bei ihnen 
neben der festen Verzinsung ein Recht auf Um- 
tausch in Gesellschaftsanteile (Wandelschuldver- 
schreibungen) oder eine Zusatzverzinsung, die 
sich nach der Höhe der Gewinnausschüttung des 
Schuldners richtet (Gewinnobligationen), einge- 
räumt ist oder daß sie von dem Steuerpflichtigen 
im Ausland erworben worden sind? 

2. Forderungen, die in ein inländisches öffentliches 
Schuldbuch eingetragen sind. 

(3) x Bei der Ermittlung der Einkunftsteile aus Ge- 
schäften im Sinne des Absatzes 1 sind als Einnahmen 
der Veräußerungspreis und als Werbungskosten 

1. die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, ver- 
mindert um zwischenzeitlich vorgenommene Ab- 
schreibungen und erhöhte Abschreibungen, 

2. die Aufwendungen im Sinne des § 48, die durch 
das Veräußerungsgeschäft veranlaßt sind, soweit 


sie bei der Ermittlung der Einkünfte oder des 
Einkommens nicht bereits berücksichtigt worden 
sind, 

anzusetzen. 2 Abweichend von § 5 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 Satz 1 gelten der Veräußerungspreis als im 
Jahr der Veräußerung bezogen und die Werbungs- 
kosten als im Jahr der Veräußerung geleistet. 3 Wird 
der Veräußerungspreis in Form wiederkehrender 
Bezüge gezahlt, so ist als Einnahme der Barwert 
dieser Bezüge anzusetzen. 

(4) ^inkunftsteile aus Geschäften im Sinne des 
Absatzes 1 bleiben außer Ansatz, wenn sie ins- 
gesamt weniger als 1 000 Deutsche Mark im Kalen- 
derjahr betragen. 2 Dies gilt im Fall der Zusammen- 
veranlagung für jeden Ehegatten, der Einnahmen 
aus Geschäften im Sinne des Absatzes 1 hat. über- 
steigen die Werbungskosten die Einnahmen, so darf 
der Unterschiedsbetrag weder mit anderen Ein- 
kunftsteilen im Sinne des § 58 oder mit anderen 
Einkünften ausgeglichen noch als Verlustvortrag 
abgezogen werden. 

§61 

Veräußerung von Bodenschätzen 

(1) Einnahmen aus der Veräußerung von Boden- 
schätzen im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 2 liegen vor, 
wenn 

1. die Bodenschätze nicht zu einem Betriebsver- 
mögen gehören und 

2, die Veräußerung kein privates Veräußerungsge- 
schäft im Sinne des § 60 ist. 

(2) *Bei der Ermittlung der Einkunftsteile aus der 
Veräußerung von Bodenschätzen gilt § 60 Abs. 3 
sinngemäß. 2 Bei unentgeltlichem Erwerb des ver- 
äußerten Bodenschatzes gelten die Anschaffungs- 
kosten des Rechtsvorgängers, der den Bodenschatz 
zuletzt entgeltlich erworben hat, als Anschaffungs- 
kosten des Veräußerers. 

(3) Einkunftsteile aus der Veräußerung von Bo- 
denschätzen im Sinne des Absatzes 1 bleiben außer 
Ansatz, wenn sie insgesamt nicht mehr als 10 000 
Deutsche Mark im Kalenderjahr betragen. 

(4) übersteigen die Werbungskosten die Ein- 
nahmen, so darf der Unterschiedsbetrag weder mit 
anderen Einkunftsteilen im Sinne des § 58 oder mit 
anderen Einkünften ausgeglichen noch als Verlust- 
vortrag abgezogen werden. 


DRITTES KAPITEL 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 62 

Entschädigungen, nachträgliche Zuflüsse 

Bei der Ermittlung der Einkünfte sind auch anzu- 
setzen 
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1. Entschädigungen, die gewährt worden sind 

a) als Ersatz für entgangene oder entgehende 
Betriebseinnahmen oder Einnahmen, 

b) für die Aufgabe oder Nichtausübung einer 
Tätigkeit, für die Aufgabe einer Gewinnbe- 
teiligung oder einer Anwartschaft auf eine 
solche; 

2. Betriebseinnahmen oder Einnahmen sowie Be- 
triebsausgaben oder Werbungskosten aus einer 
früheren Tätigkeit im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 oder aus einem früheren Rechtsverhältnis 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 5 bis 7, und zwar 
auch dann, wenn sie dem Steuerpflichtigen als 
Rechtsnachfolger zufließen oder von ihm als 
Rechtsnachfolger aufgewendet sind. 


DRITTER TEIL 

Gesamtbetrag der Einkünfte, 
Einkommen, zu versteuerndes 
Einkommen 


ERSTES KAPITEL 

Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte 

§ 63 

Gesamtbetrag der Einkünfte 

Zur Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte 
ist die Summe der Einkünfte um den Altersent- 
lastungsbetrag (§ 64), den Ausgleichsbetrag (§ 65) 
und den Verlustvortrag (§ 66) zu vermindern. 

§ 64 

Altersentlastungsbetrag 

1 Altersentlastungsbetrag ist ein Betrag von 40 
vom Hundert des Arbeitslohns und der positiven 
Summe der Einkünfte, die nicht solche aus nicht- 
selbständiger Arbeit sind, höchstens jedoch insge- 
samt ein Betrag von 2400 Deutsche Mark im Kalen- 
derjahr. 2 Versorgungsbezüge im Sinne des § 52 
Abs. 1 und Einkunftsteile aus Leibrenten bleiben bei 
der Bemessung des Betrags außer Betracht. 3 Der 
Altersentlastungsbetrag wird einem Steuerpflich- 
tigen gewährt, der vor dem Beginn des Kalender- 
jahrs, in dem er sein Einkommen bezogen hat, das 
64. Lebensjahr vollendet hatte. 4 Im Falle der Zusam- 
menveranlagung von Ehegatten zur Einkommen- 
steuer (§ 118) sind die Sätze 1 bis 3 für jeden Ehe- 
gatten gesondert anzuwenden. 

§ 65 

Ausgleichsbetrag 

Ausgleichsbetrag ist der Betrag, um den bei der 
Veranlagung von Arbeitnehmern nach § 116 der 
Betrag der lohnsteuerunbelasteten Einkünfte und 


Einkunftsteile niedriger als 1600 Deutsche Mark ist, 
höchstens jedoch der Betrag dieser Einkünfte und 
Einkunftsteile. 2 Der Betrag der lohnsteuerunbelaste- 
ten Einkünfte und Einkunftsteile ist die positive 
Summe der Einkünfte und Einkunftsteile, die nicht 
der Lohnsteuer zu unterwerfen waren. 3 Der Betrag 
nach Satz 2 vermindert sich um den Altersent- 
lastungsbetrag, soweit dieser 40 vom Hundert des 
Arbeitslohns, der der Lohnsteuer zu unterwerfen 
war und nicht zu den Versorgungsbezügen (§ 52 
Abs. 1) gehört, übersteigt. 

§ 66 

Verlustvortrag 

1 Verlustvortrag ist die Summe der negativen Ein- 
künfte, die in den vorangegangenen fünf Veranla- 
gungszeiträumen entstanden sind und in diesen 
Veranlagungszeiträumen bei der Ermittlung des Ge- 
samtbetrags der Einkünfte nach Abzug des Alters- 
entlastungsbetrags und des Ausgleichsbetrags nicht 
ausgeglichen werden konnten. 2 § 38 Abs. 2 Satz 2 
bleibt unberührt. 


ZWEITES KAPITEL 
Ermittlung des Einkommens 

1. TITEL 

Allgemeines 

§ 67 

Einkommen 

Zur Ermittlung des Einkommens ist der Gesamt- 
betrag der Einkünfte um die Sonderausgaben (§ 68) 
und um den als außergewöhnliche Belastung abzie- 
baren Betrag (§ 74 )zu vermindern. 


2. TITEL 

Sonderausgaben 
§ 68 

Sonderausgaben 

(1) Sonderausgaben sind die folgenden Aufwen- 
dungen, wenn sie weder Betriebsausgaben noch 
Werbungskosten sind: 

1. Auf besonderen Verpflichtungsgründen beru- 
hende dauernde Lasten, die nicht mit steuer- 
freien oder steuerlich unberücksichtigt bleiben- 
den Einnahmen in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang stehen. 2 Dauernde Lasten, die 

a) Zuwendungen an eine gegenüber dem Steuer- 
pflichtigen oder seinem Ehegatten unterhalts- 
berechtigte Person oder deren Ehegatten oder 

b) Zuwendungen auf Grund einer freiwillig be- 
gründeten Rechtspflicht an eine nicht unter 
Buchstabe a fallende Person 
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darstellen, können nur abgezogen werden, wenn 
sie in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einer 
Gegenleistung stehen, deren gemeiner Wert 
(§ 28 Abs. 4) mindestens der Hälfte des Wertes 
der dauernden Last entspricht. 3 Bei Leibrenten 
kann nur der Anteil abgezogen werden, der sich 
aus den in § 59 enthaltenen Tabellen ergibt. 
4 Zeitrenten können nicht abgezogen werden; 

2. Kirchensteuern; 

3. die nach § 211 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes abziehbaren Teile der Ver- 
mögensabgabe, der Hypothekengewinnabgabe 
und der Kreditgewinnabgabe; 

4. Steuerberatungskosten; 

5. die nach §§69 bis 73 abziehbaren Spenden für 
steuerbegünstigte Zwecke und Zuwendungen an 
politische Parteien; 

6. Aufwendungen des Steuerpflichtigen für seine 
Berufsausbildung oder Fortbildung in einem nicht 
ausgeübten Beruf bis zu 900 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr. 2 Dieser Betrag erhöht sich auf 
1 200 Deutsche Mark, wenn der Steuerpflichtige 
wegen der Ausbildung oder Fortbildung außer- 
halb des Orts untergebracht ist, in dem er einen 
eigenen Hausstand unterhält. 3 Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend, wenn dem Steuerpflichtigen 
Aufwendungen für eine Berufsausbildung oder 
Fortbildung seines Ehegatten erwachsen; in die- 
sem Fall können die Beträge von 900 Deutsche 
Mark und 1 200 Deutsche Mark für den in der 
Berufsausbildung oder Fortbildung befindlichen 
Ehegatten insgesamt nur einmal abgezogen wer- 
den. Als Aufwendungen für eine Berufsausbil- 
dung gelten auch Aufwendungen für eine haus- 
wirtschaftliche Aus- oder Fortbildung. 5 Zu den 
Aufwendungen für eine Berufsausbildung oder 
Fortbildung gehören nicht Aufwendungen für 
den Lebensunterhalt, es sei denn, daß es sich um 
Mehraufwendungen handelt, die durch eine aus- 
wärtige Unterbringung im Sinne des Satzes 2 
entstehen. 

(2) Erstattete Sonderausgaben sind in dem Ka- 
lenderjahr, in dem sie zurückgeflossen sind, von 
den nach Absatz 1 zu berücksichtigenden Sonderaus- 
gaben derselben Art abzuziehen. 

(3) Für Sonderausgaben ist, wenn nicht höhere 
Aufwendungen nachgewiesen werden, ein Pausch- 
betrag von 240 Deutsche Mark, im Fall der Zusam- 
menveranlagung von Ehegatten (§ 118) oder in den 
Fällen des § 80 Abs. 6 von 480 Deutsche Mark, ab- 
zuziehen (Sonderausgaben-Pauschbetrag) . 

§ 69 

Spenden für steuerbegünstigte Zwecke 

(1) Ausgaben zur Förderung 

1. mildtätiger, kirchlicher, wissenschaftlicher Zwecke 
und der Entwicklungshilfe (§ 70), 

2. staatspolitischer Zwecke (§ 71) und 


3. der als besonders förderungswürdig anerkannten 
sonstigen gemeinnützigen Zwecke (§ 72) 

werden bis zur Höhe von 5 vom Hundert der Summe 
der Einkünfte oder 2 vom Tausend der steuerpflich- 
tigen Umsätze als Spenden abgezogen. 2 Für Aus- 
gaben zur Förderung wissenschaftlicher, staatspoli- 
tischer Zwecke und der Entwicklungshilfe erhöht 
sich der Betrag von 5 vom Hundert der Summe der 
Einkünfte auf 10 vom Hundert. 

(2) Als Ausgabe im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch die Zuwendung eines Wirtschaftsguts, jedoch 
nicht die Zuwendung von Nutzungen und Leistun- 
gen. 2 Ist das Wirtschaftsgut unmittelbar vor seiner 
Zuwendung einem Betriebsvermögen entnommen 
worden, so darf bei der Ermittlung der Ausgaben- 
höhe der bei der Entnahme angesetzte Wert nicht 
überschritten werden. 3 In allen übrigen Fällen be- 
stimmt sich die Höhe der Ausgabe nach dem ge- 
meinen Wert des zugewendeten Wirtschaftsguts. 

§ 70 

Mildtätige, kirchliche, wissenschaftliche Zwecke 
und Entwicklungshilfe 

(1) Ausgaben zur Förderung 

1. mildtätiger, kirchlicher und wissenschaftlicher 
Zwecke und 

2. der Entwicklungshilfe 

können nur abgezogen werden, wenn die Empfänge- 
rin 

a) — in den Fällen der Nummern 1 und 2 — 

eine inländische Körperschaft des öffentlichen 
Rechts oder eine inländische öffentliche 
Dienststelle ist und nach amtlich vorgeschrie- 
benem Vordruck bestätigt, daß der zugewen- 
dete Betrag zu einem der begünstigten Zwecke 
verwendet wird, oder 

b) — in den Fällen der Nummer 1 — 

eine in § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaft- 
steuergesetzes bezeichnete Körperschaft, Per- 
sonenvereinigung oder Vermögensmasse ist 
und nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
bestätigt, daß sie den zugewendeten Betrag 
nur für ihre steuerbegünstigten satzungsmä- 
ßigen Zwecke verwendet. 

(2) Als Zwecke der Entwicklungshilfe gelten nur 
solche, die sich auf Länder im Sinne des Entwick- 
lungshilfe-Steuergesetzes beziehen. 

(3) § 72 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 71 

Staatspolitische Zwecke 

(1) Ausgaben zur Förderung staatpolitischer 
Zwecke können nur abgezogen werden, wenn die 
Empfängerin 
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1. eine durch Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates aner- 
kannte juristische Person ist, die nach ihrer Sat- 
zung und tatsächlichen Geschäftsführung 

a) ausschließlich staatspolitische Zwecke ver- 
folgt und 

b) weder eine politische Partei ist noch ihre Mit- 
tel für die unmittelbare oder mittelbare Unter- 
stützung oder Förderung politischer Parteien 
verwendet und 

2. nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck bestä- 
tigt, daß sie den zugewendeten Betrag und ihre 
übrigen Mittel ausschließlich für staatspolitische 
Zwecke, nicht aber für die unmittelbare oder 
mittelbare Unterstützung oder Förderung politi- 
scher Parteien verwendet. 

(2) 1 Staatspolitische Zwecke im Sinne dieser Vor- 
schrift sind solche, die auf die allgemeine Förderung 
des demokratischen Staatswesens im Inland gerich- 
tet sind. 2 Hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur 
bestimmte Einzelinteressen staatspolitischer Art ver- 
folgen oder die auf den kommunalpolitischen Be- 
reich beschränkt sind. 

(3) Rechts Verordnungen, durch die juristische 
Personen als solche im Sinne des Absatzes 1 vor 
dem 1. Januar 1975 anerkannt worden sind, bleiben 
in Kraft. 

(4) § 72 Abs. 3 Nr. 1 gilt entsprechend. 

§ 72 

Sonstige gemeinnützige Zwecke 

(1) Die folgenden sonstigen gemeinnützigen 
Zwecke werden als besonders förderungswürdig an- 
erkannt: 

1. a) Die Förderung der Religion; 

b) die Förderung der öffentlichen Gesundheits- 
pflege, insbesondere die Bekämpfung von 
Seuchen und seuchenähnlichen Krankheiten; 
dies gilt auch, wenn diese Zwecke durch Kran- 
kenanstalten im Sinne des § 67 der Abgaben- 
ordnung gefördert werden; 

c) die Förderung der Jugendpflege und Jugend- 
fürsorge; 

d) die Förderung der Erziehung, Volks- und Be- 
rufsbildung einschließlich der Studentenhilfe; 

e) die Förderung der Denkmalspflege, soweit 
es sich nach dem Urteil der dafür zuständigen 
Stelle um die Erhaltung oder Wiederherstel- 
lung historisch oder kulturell besonders wich- 
tiger Baudenkmäler handelt; 

f) die Zwecke der Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege, ihrer Unterverbände und 
der diesen Verbänden angeschlossenen Ein- 
richtungen und Anstalten; 

g) die Förderung des gemeinnützigen Woh- 
nungsbaus, des Siedlungs- und Heimstätten- 


wesens und der Wiederherstellung durch 
Kriegsereignisse oder Katastrophen zerstör- 
ten oder beschädigten Wohnraums; 

h) die Förderung der Fürsorge für politisch, 
rassisch oder religiös Verfolgte, für Flücht- 
linge, Vertriebene, Kriegsopfer, Kriegsbe- 
schädigte und Kriegshinterbliebene, für Be- 
hinderte und Blinde, für Kriegsgefangene, 
ehemalige Kriegsgefangene, die sich noch im 
Ausland befinden, und Heimkehrer, ferner die 
Förderung der Kriegsgräberfürsorge, des 
Suchdienstes für Vermißte und der Altersfür- 
sorge; 

i) die Förderung der Rettung aus Lebensgefahr 
(Errettung Ertrinkender, Schiffbrüchiger, in 
Bergnot Geratener und ähnliches); 

k) die Förderung des Gedankens der Völker- 
verständigung und der Toleranz auf allen Ge- 
bieten der Kultur; 

l) Feuerschutz, Arbeitsschutz und Unfallverhü- 
tung; 

m) die Errichtung von Gedenkstätten für Kriegs- 
opfer, für Katastrophenopfer und für Opfer 
unrechtmäßiger Gewalt; 

n) die Förderung des Tierschutzes; 

o) die Bekämpfung der Tierseuchen; 

p) Verbraucherberatung; 

q) die Förderung der Fürsorge für Strafgefan- 
gene und ehemalige Strafgefangene. 

2. a) Die Förderung des Sports; 

b) die Förderung der Kunst; 

c) die Förderung der Heimatpflege und Heimat- 
kunde ; 

d) die Förderung der Pflege von Kulturwerten 
(z. B. Gegenstände von künstlerischer und 
sonstiger kultureller Bedeutung, Kunst- und 
wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken 
und Archive) ; 

e) die Förderung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege ; 

f) die Förderung der Verbundenheit mit der Be- 
völkerung von Berlin (West); 

g) die Förderung der Wiedervereinigung 
Deutschlands in Frieden und Freiheit; 

h) die Förderung des Zivilschutzes; 

i) der Umweltschutz, soweit die folgenden 
Zwecke gefördert werden: 

Reinhaltung von Luft und Wasser, 
Lärmbekämpfung, 

Abfallbeseitigung, 

Verringerung der Strahlenbelastung durch 
kerntechnische Anlagen und Verbesserung 
ihrer Sicherheit. 

(2) Ausgaben zur Förderung der in Absatz 1 be- 
zeichneten Zwecke können nur abgezogen werden, 
wenn die Empfängerin 
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1. — in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 — 

eine inländische Körperschaft des öffentlichen 
Rechts oder eine inländische öffentliche Dienst- 
stelle ist und nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck bestätigt, daß der zugewendete Betrag 
zu einem der in Absatz 1 begünstigten Zwecke 
verwendet wird oder 

2. — in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 — 

eine in § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes bezeichnete Körperschaft, Personenver- 
einigung oder Vermögensmasse ist und nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck bestätigt, 
daß sie den zugewendeten Betrag nur für ihre 
satzungsmäßigen, in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten 
Zwecke verwendet. 

(3) An Stelle der vom Empfänger zu erteilenden 
Bestätigung kann als Voraussetzung für den Spen- 
denabzug der von der Post oder einem Kreditinstitut 
ausgefertigte Zahlungsbeleg vorgelegt werden, 
wenn 

1. die Spende 100 Deutsche Mark nicht übersteigt 
und an eine in Absatz 2 Nr. 1 bezeichnete Emp- 
fängerin, an einen Spitzenverband der freien 
Wohlfahrtspflege oder einen ihm angeschlosse- 
nen Unterverband gerichtet ist und der begün- 
stigte Spendenzweck den Umständen nach offen- 
sichtlich ist; 

2. Spenden zur Linderung der Not in Katastrophen- 
fällen auf einem hierfür eingerichteten Sonder- 
konto eingezahlt werden und die Empfängerin 
oder der Empfänger eine in Absatz 2 Nr. 1 be- 
zeichnete Körperschaft oder Dienststelle, ein 
Spitzenverband der freien Wohlfahrtspflege oder 
ein ihm angeschlossener Unterverband ist; 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
Vorschrift des Absatzes 2 Nr. 2 bei Körperschaften, 
Personenvereinigungen oder Vermögensmassen im 
Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes, die nach Satzung und tatsächlicher Ge- 
schäftsführung überregional tätig sind, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates auch 
in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 für anwendbar 
zu erklären. 

§ 73 

Zuwendungen an politische Parteien 

(1) Beiträge und Spenden an politische Parteien 
im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes werden bis 
zur Höhe von insgesamt 600 Deutsche Mark, im Fall 
der Zusammenveranlagung von Ehegatten (§ 118) 
von insgesamt 1200 Deutsche Mark im Kalenderjahr 
abgezogen. Voraussetzung ist, daß die politische 
Partei nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck be- 
stätigt, daß sie den ihr zugewendeten Betrag nur für 
ihre satzungsmäßigen Zwecke verwendet. 

(2) § 72 Abs. 3 Nr. 1 gilt entsprechend. 


3. TITEL 

Außergewöhnliche Belastungen 
§ 74 

Außergewöhnliche Belastungen 

(1) Außergewöhnliche Belastungen liegen vor, 
wenn dem Steuerpflichtigen im Vergleich zu der 
überwiegenden Mehrzahl der Steuerpflichtigen glei- 
cher Einkommensverhältnisse, gleicher Vermögens- 
verhältnisse und gleichen Familienstands größere 
Aufwendungen zwangsläufig erwachsen. Abziehbar 
ist auf Antrag der Teil dieser Aufwendungen, der 
die dem Steuerpflichtigen zumutbare Belastung (Ab- 
satz 5) übersteigt. 3 Soweit für die Aufwendungen 
von Dritten Ersatz geleistet wird, können sie nicht 
als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt wer- 
den. Aufwendungen, die Betriebsausgaben, Wer- 
bungskosten, Sonderausgaben oder Vorsorgeauf- 
wendungen sind, stellen keine außergewöhnlichen 
Belastungen dar. 

(2) Aufwendungen erwachsen dem Steuerpflich- 
tigen zwangsläufig, wenn er sich ihnen aus recht- 
lichen, sittlichen oder tatsächlichen Gründen nicht 
entziehen kann und soweit die Aufwendungen den 
Umständen nach notwendig sind und einen ange- 
messenen Betrag nicht übersteigen. 

(3) Zu den außergewöhnlichen Belastungen ge- 
hören insbesondere 

1. Krankheitskosten, mit Ausnahme von 

a) Aufwendungen, die durch Diätverpflegung 
entstehen, es sei denn, daß es sich um Mehr- 
aufwendungen für Verpflegung wegen Zuk- 
kerkrankheit oder multipler Sklerose handelt, 
und 

b) Aufwendungen für eine Kur, es sei denn, daß 
die Kur wegen einer Krankheit erforderlich 
und dies amtsärztlich bescheinigt ist; 

2. Entbindungskosten; 

3. Zinsen für ein Darlehen, das der Steuerpflichtige 
zur Leistung von Aufwendungen, die als außer- 
gewöhnliche Belastung zu berücksichtigen sind, 
aufgenommen hat; 

4. Aufwendungen anläßlich des Todes eines Ange- 
hörigen, mit Ausnahme von Aufwendungen für 
Trauerkleidung und für die laufende Grabpflege, 
bis zu einem Höchstbetrag von 5 000 Deutsche 
Mark. Dieser Betrag vermindert sich um den 
gemeinen Wert des Nachlasses, soweit er 
10 000 Deutsche Mark übersteigt. 

(4) Aufwendungen für den üblichen Unterhalt 
und die Schul- oder Berufsausbildung können nur 
nach Maßgabe des § 75, Aufwendungen für die Be- 
schäftigung einer Hausgehilfin nur nach Maßgabe 
des § 76 berücksichtigt werden. 

(5) Die zumutbare Belastung beträgt bei einem 
um die Sonderausgaben (§ 68) verminderten Ge- 
samtbetrag der Einkünfte 


52 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 



bis 

24 000 DM 

über 

24 000 DM 
bis 

50 000 DM 

über 

50 000 DM 
bis 

100 000 DM 

über 

100 000 DM 

bei Steuerpflichtigen, denen eine Kinderentla- 
stung nach den §§ 97 bis 99 nicht zusteht oder 
in den Fällen des § 100 nicht zustehen würde 
und bei denen die Einkommensteuer 





a) nach § 80 Abs. 1 

7 

7 

8 

8 

b) nach § 80 Abs. 5 oder 6 (Splittingverfahren) 

zu berechnen ist; 

5 

6 

7 

8 

bei Steuerpflichtigen mit 
a) einem Kind oder zwei Kindern, 

3 

4 

6 

7 

b) drei oder mehr Kindern, 

1 

2 

4 

7 

für die dem Steuerpflichtigen Kinderentlastung 
nach den §§ 97 bis 99 zusteht oder in den Fällen 
des § 100 zustehen würde. 






vom Hundert des um die Sonderausgaben (§ 68) 
verminderten Gesamtbetrags der Einkünfte. 


(6) Leistet der Steuerpflichtige die als außerge- 
wöhnliche Belastung zu berücksichtigenden Aufwen- 
dungen aus Mitteln, die er sich durch die Aufnahme 
eines Darlehens verschafft hat, so gelten die Auf- 
wendungen abweichend von § 5 Abs. 2 als in dem 
Kalenderjahr geleistet, in dem er die entsprechenden 
Darlehnsmittel zurückzahlt. 

§ 75 

Außergewöhnliche Belastung 
durch Unterhaltsaufwendungen 

(1) Aufwendungen für den üblichen Unterhalt 
und d;e Schul- oder Berufsausbildung 

1. des Steuerpflichtigen selbst, 

2. des Ehegatten des Steuerpflichtige^ wenn die 
Ehegatten das Veranlagungs Wahlrecht nach § 117 
haben, und 

3. von Personen, für die im Veranlagungszeitraum 
dem Steuerpflichtigen oder einem Dritten Kinder- 
entlastung nach den §§97 bis 99 oder eine der in 
§ 100 Abs. 1 bezeichneten Entlastungen zusteht, 

können nicht als außergewöhnliche Belastungen be- 
rücksichtigt werden. 2 * Die Vorschriften des Absat- 
zes 3 über die Berücksichtigung von Aufwendungen 
für die auswärtige Unterbringung einer in der 
Schul- oder Berufsausbildung befindlichen Person 
bleiben unberührt. 

(2) Aufwendungen, die dem Steuerpflichtigen 
zwangsläufig (§ 74 Abs. 2) für den üblichen Unter- 
halt und die Schul- oder Berufsausbildung anderer 

Personen erwachsen, werden auf Antrag bis zu 

einem Höchstbetrag von 2 400 Deutsche Mark je 
unterhaltene Person und Kalenderjahr ohne Kür- 


zung um die zumutbare Belastung (§ 74 Abs. 5) ab- 
gezogen. Voraussetzung ist, daß die unterhaltene 
Person kein oder nur geringes Vermögen besitzt. 
3 Hat die unterhaltene Person andere Einkünfte oder 
Bezüge, die zur Bestreitung des Unterhalts bestimmt 
oder geeignet sind, so vermindert sich der jeweilige 
Höchstbetrag um den Betrag, um den diese Ein- 
künfte und Bezüge 3 600 Deutsche Mark im Kalen- 
derjahr übersteigen. 4 Werden die Aufwendungen 
für eine unterhaltene Person im Kalenderjahr von 
mehreren Steuerpflichtigen getragen, so sind sie ins- 
gesamt nur bis zum Höchstbetrag abziehbar, über- 
steigen sie den Höchstbetrag, so wird bei jedem 
Steuerpflichtigen der Teil des Höchstbetrags abge- 
zogen, der seinem Anteil am Gesamtbetrag der Lei- 
stungen entspricht. 

(3) Aufwendungen, die dem Steuerpflichtigen da- 
durch erwachsen, daß ein Kind, für das ihm Kinder- 
entlastung nach den §§97 bis 99 zusteht oder in den 
Fällen des § 100 zustehen würde, zum Zwecke der 
Schul- oder Berufsausbildung außerhalb seines 
Haushalts untergebracht ist, werden auf Antrag bis 
zu einem Höchstbetrag von 1 200 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr ohne Kürzung um die zumutbare Be- 
lastung (§ 74 Abs. 5) abgezogen. 

(4) Für jeden vollen Kalendermonat, in dem die 
in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten Voraussetzun- 
gen nicht Vorgelegen haben, ermäßigen sich die 
dort bezeichneten Beträge um je ein Zwölftel. 

§ 76 

Außergewöhnliche Belastung durch die 
Beschäftigung einer Hausgehilfin 

(1) Aufwendungen, die dem Steuerpflichtigen 
durch die Beschäftigung einer Hausgehilfin erwach- 
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sen ( werden auf Antrag bis zu einem Höchstbetrag 
von 1 200 Deutsche Mark im Kalenderjahr ohne 
Kürzung um die zumutbare Belastung (§ 74 Abs. 5) 
als außergewöhnliche Belastung abgezogen, wenn 

1. zum Haushalt des Steuerpflichtigen mindestens 
drei Kinder (§ 98 Abs. 1 und 2) gehören, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder 

2. zum Haushalt des Steuerpflichtigen mindestens 
zwei Kinder (§ 98 Abs. 1 und 2) gehören, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und 

a) der Steuerpflichtige verheiratet ist, von sei- 
nem Ehegatten nicht dauernd getrennt lebt 
und beide Ehegatten erwerbstätig sind oder 

b) der Steuerpflichtige verheiratet ist, von sei- 
nem Ehegatten dauernd getrennt lebt und er- 
werbstätig ist oder 

c) der Steuerpflichtige unverheiratet und er- 
werbstätig ist oder 

3. der Steuerpflichtige oder sein nicht dauernd ge- 
trennt lebender Ehegatte das 60. Lebensjahr voll- 
endet hat oder 

4. der Steuerpflichtige, sein nicht dauernd getrennt 
lebender Ehegatte, ein zu seinem Haushalt ge- 
höriges Kind (§ 98 Abs. 1 und 2) oder eine an- 
dere zu seinem Haushalt gehörige Person, für 
die der Steuerpflichtige nach § 75 zu berücksich- 
tigende Unterhaltsaufwendungen leistet, nicht 
nur vorübergehend körperlich hilflos oder schwer 
körperbehindert ist oder die Beschäftigung einer 
Hausgehilfin wegen Krankheit einer der genann- 
ten Personen erforderlich ist. 

(2) *Wird statt einer Hausgehilfin stundenweise 
eine Haushaltshilfe beschäftigt, so gilt Absatz 1 mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle des Betrags von 
1 200 Deutsche Mark ein Betrag von 600 Deutsche 
Mark tritt. 1 2 Ein Abzug der Aufwendungen für mehr 
als eine Hausgehilfin oder Haushaltshilfe oder für 
eine Hausgehilfin und eine Haushaltshilfe steht dem 
Steuerpflichtigen nur zu, wenn zu seinem Haushalt 
mindestens fünf Kinder (§ 98 Abs. 1 und 2) gehören, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Höchstbeträge ermäßigen sich für jeden vollen Ka- 
lendermonat, für den Aufwendungen für die Be- 
schäftigung einer Hausgehilfin oder Haushaltshilfe 
nicht geleistet worden sind oder in denen die Vor- 
aussetzungen für den Abzug der Aufwendungen als 
außergewöhnliche Belastung nicht Vorgelegen ha- 
ben, um je ein Zwölftel. 

§ 77 

Pauschbeträge für Körperbehinderte 
und Hinterbliebene 

(1) Wegen der außergewöhnlichen Belastungen, 

die Körperbehinderten unmittelbar infolge ihrer 
Körperbehinderung erwachsen, wird auf Antrag 
ohne Kürzung um die zumutbare Belastung (§ 74 
Abs. 5) ein Pauschbetrag abgezogen, wenn nicht 


Aufwendungen nachgewiesen oder glaubhaft ge- 
macht werden, die bei Anwendung des § 74 zu einem 
höheren Abzugsbetrag führen. 

(2) Die Pauschbeträge erhalten 

1. Körperbehinderte, deren Minderung der Er- 
werbsfähigkeit auf weniger als 50 vom Hundert, 
aber mindestens 25 vom Hundert festgestellt ist, 
wenn 

a) dem Körperbehinderten wegen seiner Behin- 
derung nach gesetzlichen Vorschriften Renten 
oder andere laufende Bezüge zustehen, und 
zwar auch dann, wenn das Recht auf die Be- 
züge ruht oder der Anspruch auf die Bezüge 
durch Zahlung eines Kapitals abgefunden 
worden ist, oder 

b) die Körperbehinderung zu einer äußerlich er- 
kennbaren dauernden Einbuße der körper- 
lichen Beweglichkeit geführt hat oder auf 
einer typischen Berufskrankheit beruht; 

2. Körperbehinderte,, deren Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit auf mindestens 50 vom Hundert fest- 
gestellt ist. 

(3) *Die Höhe des Pauschbetrags richtet sich nach 
der dauernden Minderung der Erwerbsfähigkeit des 
Körperbehinderten, soweit diese nicht überwiegend 
auf Alterserscheinungen beruht. 2 Als Pauschbeträge 
werden gewährt: 


Bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit um 



v. H. 


v. H. 


DM 

1 

25 

bis 

34 


600 

2 

35 

bis 

44 

\ 

840 

3 

45 

bis 

54 


1 110 

4 

55 

bis 

64 


1 410 

5 

65 

bis 

74 


1 740 

6 

75 

bis 

84 


2 070 

7 

85 

bis 

90 


2 400 

8 

91 

bis 

WO 

(Erwerbs- 

unfähig- 

keit) 

2 760 


3 Für Blinde und für Körperbehinderte, die infolge 
der Körperbehinderung ständig so hilflos sind, daß 
sie nicht ohne fremde Wartung und Pflege bestehen 
können, erhöht sich der Pauschbetrag auf 7200 Deut- 
sche Mark. 

(4) Personen, denen laufende Hinterbliebenen- 
bezüge bewilligt worden sind, erhalten auf Antrag 
einen Pauschbetrag von 720 Deutsche Mark, wenn 
die Hinterbliebenenbezüge geleistet werden 

1. nach dem Bundesversorgungsgesetz oder einem 
anderen Gesetz, das die Vorschriften des Bun- 
desversorgungsgesetzes über Hinterbliebenenbe- 
züge für entsprechend anwendbar erklärt, oder 
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2. nach den Vorschriften über die gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder 

3. nach den beamtenrechtlichen Vorschriften an Hin- 
terbliebene eines an den Folgen eines Dienst- 
unfalls verstorbenen Beamten oder 

4. nach den Vorschriften des Bundesentschädigungs- 
gesetzes über die Entschädigung für Schaden an 
Leben, Körper oder Gesundheit. 

2 Der Pauschbetrag wird auch dann gewährt, wenn 
das Recht auf die Bezüge ruht oder der Anspruch 
auf die Bezüge durch Zahlung eines Kapitals abge- 
funden worden ist. 

(5) Steht der Pauschbetrag für Körperbehinderte 
oder der Pauschbetrag für Hinterbliebene einem 
Kind des Steuerpflichtigen zu, für das er Anspruch 
auf Kinderentlastung nach den §§ 97 bis 99 hat oder 
in den Fällen des § 100 haben würde, so wird der 
Pauschbetrag auf Antrag auf den Steuerpflichtigen 
übertragen, wenn ihn das Kind nicht in Anspruch 
nimmt. 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, wie nachzuweisen ist, daß die Vor- 
aussetzungen für die Inanspruchnahme der Pausch- 
beträge vorliegen. 


DRITTES KAPITEL 

Ermittlung des zu versteuernden Einkommens 

§ 78 

Zu versteuerndes Einkommen 

Zur Ermittlung des zu versteuernden Einkommens 
ist das Einkommen um die Sonderfreibeträge (§ 79) 
zu vermindern. 

§ 79 

Sonderfreibeträge 

(1) Sonderfreibeträge sind 

1. der Altersfreibetrag, 

2. der Haushaltsfreibetrag. 

(2) ^in Altersfreibetrag von 720 Deutsche Mark 
wird einem Steuerpflichtigen gewährt, der vor dem 
Beginn des Kalenderjahrs, in dem er sein Einkom- 
men bezogen hat, das 64. Lebensjahr vollendet 
hatte. 1 2 Bei Ehegatten, die nach § 118 zusammen zur 
Einkommensteuer veranlagt werden, verdoppelt 
sich der Altersfreibetrag, wenn jeder Ehegatte die 
Voraussetzung des Satzes 1 erfüllt. 

(3) Einern Steuerpflichtigen, für den die Voraus- 
setzungen des § 80 Abs. 5 oder 6 nicht erfüllt sind 
und der nicht nach § 119 getrennt zur Einkommen- 
steuer zu veranlagen ist, wird, 

1. wenn er vor dem Beginn des Kalenderjahrs, in 

dem er sein Einkommen bezogen hat, das 49. Le- 


bensjahr vollendet hatte, ein Haushaltsfreibetrag 
von 840 Deutsche Mark gewährt. 2 Der Haus- 
haltsfreibetrag erhöht sich um 180 Deutsche Mark 
monatlich für die Kalendermonate, für die ihm 
die Kinderentlastung nach den §§ 97 bis 99 für 
wenigstens ein Kind zusteht oder in den Fällen 
des § 100 zustehen würde; 

2. wenn ihm der Haushaltsfreibetrag nach Num- 
mer 1 nicht zusteht, ein Haushaltsfreibetrag von 
250 Deutsche Mark monatlich für die Kalender- 
monate gewährt, für die ihm Kinderentlastung 
nach den §§ 97 bis 99 für wenigstens ein Kind 
zusteht oder in den Fällen des § 100 zustehen 
würde. 


VIERTER TEIL 

Höhe der Einkommensteuer 


^ ERSTES KAPITEL 

Einkommensteuertarif und Tarif ermäßigungen 

§ 80 

Einkommensteuertarif 

(1) TOe tarifliche Einkommensteuer bemißt sich 
nach dem zu versteuernden Einkommen. 2 Sie be- 
trägt vorbehaltlich der §§ 81 bis 88 jeweils in Deut- 
sche Mark 

1 . für zu versteuernde Einkommen bis 3 029 Deut- 
sche Mark: 0; 

2. für zu versteuernde Einkommen von 3 030 Deut- 
sche Mark bis 16 019 Deutsche Mark: 

0,22 x - 660; 

3. für zu versteuernde Einkommen von 16 020 
Deutsche Mark bis 47 999 Deutsche Mark: 

[(- 49,2 y + 505,3) y + 3 077] y + 2 858; 

4. für zu versteuernde Einkommen von 48 000 Deut- 
sche Mark bis 130 019 Deutsche Mark: 

] [(0,1 z ~ 6,07) z + 109,95] z + 4 800 \ z + 16 266; 

5. für zu versteuernde Einkommen von 130 020 
Deutsche Mark an: 0,56 x — 12 676. 

3 „x ,J ist das abgerundete zu versteuernde Einkom- 
men. 4 „y" ist ein Zehntausendstel des 16 000 Deut- 
sche Mark übersteigenden Teils des abgerundeten 
zu versteuernden Einkommens. 5 „z" ist ein Zehn- 
tausendstel des 48 000 Deutsche Mark übersteigen- 
den Teils des abgerundeten zu versteuernden Ein- 
kommens. 

(2) Das zu versteuernde Einkommen ist 

1. auf den nächsten durch 30 ohne Rest teilbaren 
vollen Deutsche-Mark-Betrag abzurunden, wenn 
es nicht mehr als 48 000 Deutsche Mark beträgt 
und nicht bereits durch 30 ohne Rest teilbar ist, 
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2. auf den nächsten durch 60 ohne Rest teilbaren 
vollen Deutsche-Mark-Betrag abzurunden, wenn 
es mehr als 48 000 Deutsche Mark beträgt und 
nicht bereits durch 60 ohne Rest teilbar ist. 

(3) *Die zur Berechnung der tariflichen Einkom- 
mensteuer erforderlichen Rechenschritte sind in der 
Reihenfolge auszuführen, die sich nach dem Hor- 
ner-Schema ergibt. 1 2 Dabei sind die sich aus den 
Multiplikationen ergebenden Zwischenergebnisse für 
jeden weiteren Rechenschritt mit drei Dezimalstellen 
anzusetzen; die nachfolgenden Dezimalstellen sind 
fortzulassen. 3 Der sich ergebende Steuerbetrag ist 
auf den nächsten vollen Deutsche-Mark-Betrag ab- 
zurunden. 

(4) Für zu versteuernde Einkommen bis 130 019 
Deutsche Mark ergibt sich die nach Absätzen 1 bis 3 
berechnete tarifliche Einkommensteuer aus der die- 
sem Gesetz beigefügten Anlage 2 (Einkommen- 
steuer-Grundtabelle) . 

(5) ^ei Ehegatten, die nach § 118 zusammen zur 
Einkommensteuer veranlagt werden, beträgt die 
tarifliche Einkommensteuer vorbehaltlich der §§ 81 
bis 88 das Zweifache des Steuerbetrags, de^sich 
für die Hälfte ihres gemeinsam zu versteuernden 
Einkommens nach den Absätzen 1 bis 3 ergibt 
(Splitting-Verfahren). 2 Für zu versteuernde Einkom- 
men bis 260 039 Deutsche Mark ergibt sich die nach 
Satz 1 berechnete tarifliche Einkommensteuer aus 
der diesem Gesetz beigefügten Anlage 3 (Einkom- 
mensteuer-Splittingtabelle) . 

(6) *Die Berechnung der tariflichen Einkommen- 
steuer nach Absatz 5 gilt auch 

1. bei einem verwitweten Steuerpflichtigen für den 
Veranlagungszeitraum, der dem Kalenderjahr 
folgt, in dem der Ehegatte verstorben ist, wenn 
der Steuerpflichtige und sein verstorbener Ehe- 
gatte im Zeitpunkt seines Todes die Vorausset- 
zungen des § 117 Satz 1 erfüllt haben. 

2. bei einem Steuerpflichtigen, dessen Ehe in dem 
Kalenderjahr, in dem er sein Einkommen bezo- 
gen hat, durch Tod, Scheidung oder Aufhebung 
aufgelöst worden ist, wenn in diesem Kalender- 
jahr 

a) der Steuerpflichtige und sein bisheriger Ehe- 
gatte die Voraussetzungen des § 117 Satz 1 er- 
füllt haben, 

b) der bisherige Ehegatte wieder geheiratet hat 
und 

c) der bisherige Ehegatte und dessen neuer Ehe- 
gatte ebenfalls die Voraussetzungen des § 117 
Satz 1 erfüllen. 

Voraussetzung ist, daß der Steuerpflichtige nicht 
nach § 119 getrennt zur Einkommensteuer veran- 
lagt wird. 

§ 81 

Tarifermäßigung bei Entgelten für eine mehrjährige 
Tätigkeit 

(1) Einkünfte und Einkunftsteile aus nicht regel- 

mäßig wiederkehrenden Entgelten, die im Rahmen 


der Einkünfte des § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 4 für die Aus- 
übung oder Nichtausübung einer Tätigkeit, die sich 
auf mehrere Kalenderjahre erstreckt, bezogen wer- 
den, sind zur Ermittlung des zu versteuernden Ein- 
kommens zur Hälfte anzusetzen, wenn sich die 
Tätigkeit auf zwei Kalenderjahre erstreckt; sie sind 
mit einem Drittel anzusetzen, wenn sich die Tätig- 
keit auf mehr als zwei Kalenderjahre erstreckt. 2 Die 
auf die Hälfte der Einkünfte und Einkunftsteile ent- 
fallende Einkommensteuer ist mit dem doppelten 
Betrag, die auf ein Drittel der Einkünfte und Ein- 
kunftsteile entfallende Einkommensteuer ist mit 
dem dreifachen Betrag festzusetzen. 3 Die auf die 
Hälfte oder ein Drittel der Einkünfte und Einkunfts- 
teile im Sinne des Satzes 1 entfallende Einkommen- 
steuer ist der Unterschiedsbetrag zwischen der sich 
nach Satz 1 ergebenden tariflichen Einkommensteuer 
und der tariflichen Einkommensteuer, die sich für 
das zu versteuernde Einkommen ohne die Einkünfte 
und Einkunftsteile im Sinne des Satzes 1 ergibt; da- 
bei bleiben Einkünfte und Einkunftsteile, für die 
die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag des Ein- 
kommensteuerpflichtigen nach dem ermäßigten 
Steuersatz des § 82 Abs. 1 zu bemessen ist, außer 
Ansatz. Einkünfte und Einkunftsteile im Sinne des 
§ 109, ausgenommen Einkunftsteile, für die die 
tarifliche Einkommensteuer auf Antrag des Steuer- 
pflichtigen nach § 82 Abs. 1 zu bemessen ist, sind 
dem zu versteuernden Einkommen jeweils hinzuzu- 
rechnen. 

(2) Ein Einmalbeitrag des Arbeitgebers für eine 
Versicherung des Arbeitnehmers auf den Todes- 
oder Invaliditätsfall oder auf den Erlebensfall des 
60. oder eines späteren Lebensjahrs, eine Kapital- 
abfindung, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
zur Abgeltung einer Versorgungsanwartschaft oder 
eines Versorgungsanspruchs beim Ausscheiden aus 
dem Dienstverhältnis zahlt, und der nicht steuer- 
freie Teilbetrag einer Jubiläumszuwendung im 
Sinne des § 51 Abs. 3 Nr. 4 Buchstabe c gelten als 
Entgelt für eine Tätigkeit, die sich auf mehr als 
zwei Kalenderjahre erstreckt. 

(3) Sind Entgelte im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 
ein Teil der Betriebseinnahmen aus freiberuflicher 
Tätigkeit oder ein Teil der Einnahmen aus nichtselb- 
ständiger Arbeit, so gilt für die Ermittlung der ent- 
sprechenden Einkunftsteile folgendes: 

1. Freibeträge im Sinne der §§ 41 Abs. 3 und 52 sind 
insoweit von den Entgelten abzuziehen, als sie 
niedriger wären, wenn die Entgelte bei ihrer Be- 
messung außer Ansatz geblieben wären; 

2. Betriebsausgaben sind insoweit von den Entgel- 
ten abzuziehen, als sie mit ihnen in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen; 

3. Nummer 2 gilt entsprechend für Werbungs- 
kosten, die mit den Entgelten in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen, soweit diese den Wer- 
bungskosten-Pauschbetrag (§ 53 Abs. 3) über- 
steigen; 

4. der Werbungskosten-Pauschbetrag im Sinne des 
§ 53 Abs. 3 ist insoweit von den Entgelten abzu- 
ziehen, als er die anderen Einnahmen aus nicht- 
selbständiger Arbeit übersteigt. 


56 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


(4) Vor Anwendung des Absatzes 1 sind folgende 
Beträge von den nach Absatz 1 begünstigten Ein- 
künften und Einkunftsteilen abzuziehen: 

1. der Altersentlastungsbetrag (§ 64), soweit dieser 
niedriger wäre, wenn die begünstigten Einkünfte 
und Einkunftsteile bei seiner Bemessung außer 
Ansatz geblieben wären-, 

2. der Ausgleichsbetrag (§ 65), soweit dieser den 
Betrag der lohnsteuerunbelasteten Einkünfte und 
Einkunftsteile (§ 65 Satz 2) nach Abzug der dar- 
in enthaltenen und um die nach Nummer 1 ver- 
minderten begünstigten Einkünfte und Einkunfts- 
teile übersteigt; 

3. der Verlustvortrag (§ 66), soweit dieser die nicht 
begünstigten Einkünfte und Einkunftsteile über- 
steigt. 

§ 82 

Tarif ermäßigung für außerordentliche Einkünfte 
oder Einkunftsteile 

(1) *Sind in dem zu versteuernden Einkommen 
außerordentliche Einkünfte oder Einkunftsteile ent- 
halten, so ist die darauf entfallende tarifliche Ein- 
kommensteuer auf Antrag ganz oder teilweise nach 
einem ermäßigten Steuersatz zu bemessen. 2 Der er- 
mäßigte Steuersatz beträgt die Hälfte des durch- 
schnittlichen Steuersatzes, der sich ergeben würde, 
wenn die Einkommensteuer für das abgerundete zu 
versteuernde Einkommen einschließlich der mit 
einem ermäßigten Steuersatz zu versteuernden Ein- 
künfte oder Einkunftsteile und zuzüglich des nach 
§ 81 nicht anzusetzenden und des nach § 109 anzu- 
setzenden Teils der Einkünfte nach § 80 festzusetzen 
wäre; dabei ist das auf den Eingangsbetrag der je- 
weiligen Stufe der anzuwendenden Einkommen- 
steuertabelle abgerundete zu versteuernde Einkom- 
men maßgebend. 3 Bei außerordentlichen Einkünften 
oder Einkunftsteilen im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 
und 2 ist mindestens der durchschnittliche Steuersatz 
anzusetzen, der sich für das abgerundete zu versteu- 
ernde Einkommen einschließlich der Zurechnungsbe- 
träge im Sinne des Satzes 2, jedoch ohne die außer- 
ordentlichen Einkünfte im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 
und 2 ergibt. 4 Der durchschnittliche Steuersatz im 
Sinne der Sätze 2 und 3 ist mit zwei Dezimalstellen 
unter Fortfall der nachfolgenden anzusetzen. 5 Der 
Teil des zu versteuernden Einkommens, für den die 
Einkommensteuer nach § 80 festzusetzen ist, ist auf 
den Endbetrag der jeweiligen Stufe der anzuwen- 
denden Einkommensteuertabelle zu erhöhen; die 
außerordentlichen Einkünfte oder Einkunftsteile ver- 
mindern sich entsprechend. 6 Für die Ermittlung der 
außerordentlichen Einkunftsteile und des Gesamtbe- 
trags der Einkünfte im Sinne des § 63 ist § 81 Abs. 3 
und 4 sinngemäß anzuwenden; Entgelte im Sinne 
des § 81 sind hierbei den nicht begünstigten 

Einkünften und Einkunftsteilen hinzuzurechnen. 7 Die 
Sätze 1 bis 6 gelten nicht, wenn der Steuerpflichtige 
auf die außerordentlichen Einkünfte oder Einkunfts- 
teile ganz oder teilweise § 18, § 22 oder § 45 Abs. 6 
Nr. 1 anwendet. 


(2) Als außerordentliche Einkünfte oder Ein- 
kunftsteile im Sinne des Absatzes 1 kommen nur in 
Betracht 

1. Veräußerungsgewinne im Sinne der §§ 39, 40, 
42, 44 und 181 Abs. 1, 

2. Einnahmen aus der Veräußerung von Boden- 
schätzen im Sinne des § 61, 

3. Entschädigungen im Sinne des § 62 Nr. 1, 

4. Betriebseinnahmen der Handelsvertreter aus An- 
sprüchen im Sinne des § 89 b des Handelsgesetz- 
buchs, 

5. nachgezahlte Nutzungsvergütungen für die Inan- 
spruchnahme von Grundstücken für öffentliche 
Zwecke sowie nachgezahlte Zinsen aus solchen 
Nutzungsvergütungen und auf Entschädigungen, 
die mit der Inanspruchnahme von Grundstücken 
für öffentliche Zwecke Zusammenhängen, soweit 
die Nachzahlungsbeträge auf den drei Jahre 
übersteigenden Zeitraum entfallen, 

bei den Nummern 2 bis 5 nach Abzug der jeweils 
mit den Betriebseinnahmen oder Einnahmen in wirt- 
schaftlichem Zusammenhang stehenden Betriebsaus- 
gaben oder Werbungskosten. 

(3) ^ebeneinkünfte aus wissenschaftlicher, künst- 
lerischer oder schriftstellerischer Tätigkeit sind bei 
einem Steuerpflichtigen mit Einkünften aus nicht- 
selbständiger Arbeit oder aus einer freiberuflichen 
Hauptätigkeit (§ 41 Abs. 1) außerordentliche Ein- 
künfte oder Einkunftsteile im Sinne des Absatzes 1, 
wenn 

1. die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit oder 
die Einkunftsteile aus der freiberuflichen Haupt- 
tätigkeit oder die Summe beider die übrigen Ein- 
künfte und Einkunftsteile übersteigen, und 

2. die Nebeneinkünfte nicht zu den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit gehören und von den 
Einkunftsteilen aus der freiberuflichen Haupt- 
tätigkeit abgrenzbar sind. 

2 Der ermäßigte Steuersatz ist beim Vorliegen der 
Voraussetzungen des Satzes 1 auf die Nebenein- 
künfte anzuwenden, die 50 vom Hundert der Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit oder der Ein- 
kunftsteile aus der freiberuflichen Haupttätigkeit 
oder der Summe beider nicht übersteigen. 8 Bei Ehe- 
gatten, die nach § 118 zusammen zur Einkommen- 
steuer veranlagt werden, sind für die Anwendung 
der Sätze 1 und 2 die Einkünfte des Ehegatten maß- 
gebend, der die Nebeneinkünfte erzielt hat. 

(4) Bei Inanspruchnahme der Tarifermäßigung 
nach den Absätzen 1 bis 3 ist die Anwendung des 
§ 81 insoweit ausgeschlossen. 

§ 83 

Tarif ermäßigung 

bei außerordentlichen Holznutzungen 

(1) Wird ein Bestandsvergleich für das stehende 
Holz nicht vorgenommen, so werden Gewinne oder 


57 



Drucksache 7/1470 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Gewinnteile aus den außerordentlichen Holznut- 
zungen im Sinne des Absatzes 2 auf Antrag mit fol- 
genden ermäßigten Steuersätzen versteuert: 

1. Holznutzungen infolge höherer Gewalt (Absatz 2 
Satz 2), soweit sie im Rahmen des Nutzungssat- 
zes (Absatz 4 Nr. 1) anfallen, und Übernutzungen 
(Absatz 2 Satz 3) mit dem ermäßigten Steuersatz 
des § 82 Abs. 1, 

2. nachgeholte Nutzungen (Absatz 2 Satz 4) mit 
dem durchschnittlichen Steuersatz, der sich bei 
Anwendung des § 80 Abs. 1 auf das zu ver- 
steuernde Einkommen ohne Berücksichtigung der 
Gewinne oder Gewinnteile aus Holznutzungen 
infolge höherer Gewalt, Übernutzungen und 
nachgeholten Nutzungen ergibt, mindestens je- 
doch mit 10 vom Hundert der Gewinne oder Ge- 
winnteile aus nachgeholten Nutzungen, 

3. Holznutzungen infolge höherer Gewalt (Absatz 2 
Satz 2), soweit sie den Nutzungssatz (Absatz 4 
Nr. 1) übersteigen, mit dem halben Steuersatz 
des § 82 Abs. 1. 

(2) Außerordentliche Holznutzungen sind Holz- 
nutzungen infolge höherer Gewalt, Übernutzungen 
und nachgeholte Nutzungen. 2 Holznutzungen infolge 
höherer Gewalt sind Holznutzungen, die durch Eis-, 
Schnee-, Windbruch oder Windwurf, Erdbeben, 
Bergrutsch, Insektenfraß, Brand oder ein anderes 
Naturereignis, das in seinen Folgen den angeführ- 
ten Ereignissen gleichkommt, verursacht worden 
sind; die in der Forstwirtschaft regelmäßig entste- 
henden Schäden bleiben hierbei unberücksichtigt. 
3 übernutzungen sind außerhalb des Nutzungssatzes 
(Absatz 4 Nr. 1) anfallende Holznutzungen, soweit 
sie nicht nachgeholte Nutzungen sind. 4 Nachgeholte 
Nutzungen sind Holznutzungen, die in den letzten 
drei Wirtschaftsjahren eingespart worden sind und 
nachgeholt werden. 

(3) J Bei der Ermittlung der Gewinne oder Ge- 
winnteile aus den einzelnen Holznutzungsarten 
(ordentliche und außerordentliche Holznutzungen) 
sind 30 vom Hundert der Betriebsausgaben im Ver- 
hältnis der Einnahmen aus den einzelnen Holznut- 
zungsarten zu verteilen. 2 Die übrigen Betriebsaus- 
gaben sind auf die Nutzungen innerhalb des Nut- 
zungssatzes (ordentliche Holznutzungen und Holz- 
nutzungen infolge höherer Gewalt, die im Rahmen 
des Nutzungssatzes anfallen) im Verhältnis der Ein- 
nahmen aus diesen Nutzungen zu verteilen. 

(4) Voraussetzung für die Anwendung der Ab- 
sätze 1 bis 3 ist, daß 

1. aufgrund eines amtlich anerkannten Betriebsgut- 
achtens oder durch ein Betriebswerk periodisch 
für mindestens 10, jedoch höchstens 20 Jahre ein 
Nutzungssatz festgesetzt ist. 2 Dieser muß den 
Nutzungen entsprechen, die unter Berücksichti- 
gung der vollen jährlichen Ertragsfähigkeit des 
Waldes in Festmetern nachhaltig erzielbar sind; 

2. die in einem Wirtschaftsjahr erzielten verschie- 

denen Nutzungen mengenmäßig nachgewiesen 

werden, 


3. Schäden infolge höherer Gewalt unverzüglich 
nach Feststellung des Schadensfalles dem zustän- 
digen Finanzamt mitgeteilt werden. 


ZWEITES KAPITEL 

Tarif ermäßigung und andere Steuererleichte- 
rungen bei Erfindungen und Verbesserungs- 
vorschlägen 


1. TITEL 

Freie Erfindertätigkeit 

§ 84 

Steuererleichterungen 

(1) Auf den Teil der Einkünfte, der aus einer 
Tätigkeit als freier Erfinder erzielt wird, ist bei un- 
beschränkt Steuerpflichtigen auf Antrag § 82 Abs. 1 
anzuwenden. 2 Werden Betriebseinnahmen, die auf 
eine Erfindung entfallen, in mehreren Kalenderjah- 
ren bezogen, so wird die Tarifermäßigung für die 
Versuchszeit, für das Kalenderjahr, in dem die Ver- 
wertung beginnt, und für die folgenden acht Kalen- 
derjahre gewährt. 3 Bei Inanspruchnahme der Tarif- 
ermäßigung ist die Anwendung des § 81 insoweit 
ausgeschlossen. 

(2) Von den auf die Erfindung entfallenden Be- 
triebseinnahmen, die aus der Tätigkeit als freier 
Erfinder bezogen werden, ist im Wirtschaftsjahr des 
erstmaligen Zuflusses vor Abzug der Betriebsaus- 
gaben ein Freibetrag von 300 Deutsche Mark abzu- 
ziehen. 2 Der Freibetrag darf nicht höher als die auf 
die Erfindung entfallenden Betriebseinnahmen sein. 

(3) *Die Absätze 1 und 2 sind nur anzuwenden, 
soweit die Erfindung nicht durch den Erfinder selbst 
ausgewertet wird. 2 Eine Auswertung durch den Er- 
finder ist anzunehmen, wenn unter unmittelbarer 
Ausnutzung der Erfindung Wirtschaftsgüter 

1. im Gewerbebetrieb oder Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft des Erfinders, 

2. in einem Gewerbebetrieb oder Betrieb der Land- 
und Forstwirtschaft, an dem der Erfinder als 
Mitunternehmer beteiligt ist, 

hergestellt oder erzeugt werden. 3 Die Herstellung 
oder Erzeugung unter Ausnutzung der erworbenen 
Erfindung durch eine Kapitalgesellschaft, an der der 
Erfinder beteiligt ist, gilt nicht als Auswertung der 
Erfindung durch den Erfinder. 

(4) Abweichend von den Vorschriften über die 
Gewinnermittlung können Erfinder Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten für abnutzbare Wirtschafts- 
güter, die im Inland nicht nur vorübergehend und 

1. als bewegliche Wirtschaftsgüter fast ausschließ- 
lich, 

2. als unbewegliche Wirtschaftsgüter zu mehr als 
80 vom Hundert 
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unmittelbar der Erfindertätigkeit dienen, sofort in 
voller Höhe abschreiben. 2 Satz 1 gilt auch, wenn die 
Wirtschaftsgüter zum Betriebsvermögen einer Per- 
sonengesellschaft gehören oder mehreren Personen 
nach Bruchteilen zuzurechnen sind, soweit der ein- 
zelne Gesellschafter oder der einzelne Beteiligte in 
dem Wirtschaftsjahr, für das der Gewinn ermittelt 
wird, 

a) mit mindestens 20 vom Hundert an dem Vermö- 
gen der Personengesellschaft oder der Bruch- 
teilsgemeinschaft beteiligt und 

b) unbeschränkt steuerpflichtig ist. 

(5) Voraussetzung für die Gewährung der Steuer- 
erleichterungen nach den Absätzen 1, 2 und 4 ist, 
daß 

1. die oberste Wirtschaftsbehörde des Landes, in 
dem die Erfindertätigkeit ausgeübt wird, aner- 
kannt hat, daß der Versuch oder die Erfindung 
gesamtwirtschaftlich wertvoll ist, 

2. die Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben, 
die sich auf die Erfindung und die damit zusam- 
menhängenden Versuche beziehen, gesondert 
aufgezeichnet werden. 

§ 85 

Freie Erfinder, freie Erfindertätigkeit, 
Zurechnung der Einkünfte 

(1) Tätigkeit als freier Erfinder ist eine nach- 
haltige, durch eine natürliche Person nicht im Rah- 
men eines Arbeitsverhältnisses ausgeübte Tätigkeit, 
die auf die Erzielung einer patentfähigen Erfindung 
oder die Verbesserung oder weitere Ausbildung 
einer eigenen patentfähigen Erfindung gerichtet ist. 
2 Einer patentfähigen Erfindung steht eine gebrauchs- 
musterfähige Erfindung oder eine sortenschutzfähige 
Pflanzensorte im Sinne des Sortenschutzgesetzes 
vom 20. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 429) gleich. 
3 Ob es tatsächlich zur Erteilung eines Patents, eines 
Gebrauchsmusters oder eines Sortenschutzes kommt, 
ist ohne Bedeutung. 4 übt ein Arbeitnehmer eine Er- 
findertätigkeit aus, so wird er als freier Erfinder be- 
handelt, soweit er eine freie oder vom Arbeitgeber 
freigegebene Erfindung verwertet. 

(2) Einkünfte oder Einkunftsteile aus der Tätig- 
keit als freier Erfinder gehören zu den Einkünften 
aus freiberuflicher Tätigkeit. 2 Sie sind den Einkünf- 
ten aus Gewerbe oder aus Land- und Forstwirtschaft 
zuzurechnen, soweit sie im Rahmen dieser Einkunfts- 
arten anfallen. 


2. TITEL 

Erfindungen und Verbesserungsvorschläge 
der Arbeitnehmer 

§ 86 

Steuererleichterungen 

*Auf Vergütungen für Arbeitnehmererfindungen 
sowie auf Prämien für Verbesserungsvorschläge, die 


der Arbeitgeber einem unbeschränkt oder beschränkt 
einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmer zahlt, ist 
§ 84 Abs. 2 und nach Abzug der im Kalenderjahr 
aufgewendeten, mit den Einnahmen im wirtschaft- 
lichen Zusammenhang stehenden Werbungskosten 
§ 84 Abs. 1 Sätze 1 und 3 entsprechend anzuwenden. 
2 Fließen Vergütungen für die einzelne Erfindung 
oder Prämien für den einzelnen Verbesserungsvor- 
schlag in mehreren Kalenderjahren zu, so wird die 
Tarifermäßigung nach § 82 Abs. 1 für das Kalender- 
jahr des erstmaligen Zuflusses und für die folgen- 
den acht Kalenderjahre gewährt. 

§ 87 

Arbeitnehmererlindungen 

x Die Steuererleichterungen nach § 86 werden bei 
Arbeitnehmererfindungen nur gewährt, wenn der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer für die Inanspruch- 
nahme einer patent- oder gebrauchsmusterfähigen 
Diensterfindung im Sinne des Gesetzes über Arbeit- 
nehmererfindungen einschließlich eines Verbesse- 
rungsvorschlags im Sinne des § 20 Abs. 1 des vor- 
genannten Gesetzes eine Vergütung zahlt, soweit 
diese nicht unangemessen hoch ist. 2 Satz 1 gilt ent- 
sprechend für Arbeitnehmer, für die das Gesetz über 
Arbeitnehmererfindungen nicht anwendbar ist. 

§ 88 

Verbesserungsvorschläge der Arbeitnehmer 

(1) *Die Steuererleichterungen nach § 86 werden 
bei Verbesserungsvorschlägen nur gewährt, wenn 
das folgende Verfahren eingehalten worden ist: 

1. *Der Entscheidung des Arbeitgebers über die 
Gewährung und die Höhe einer Prämie muß in 
Betrieben mit mehr als 20 Arbeitnehmern ein 
Ausschuß zustimmen, dem der Arbeitgeber und 
mindestens zwei Arbeitnehmer des Betriebs an- 
gehören. 2 Ausschußmitglieder dürfen insoweit 
nicht mitwirken, als es sich um die Beurteilung 
von eigenen Verbesserungsvorschlägen, von 
solchen ihrer Angehörigen (§ 14 der Abgaben- 
ordnung) oder der Verbesserungsvorschläge von 
Personen handelt, deren gesetzlicher Vertreter 
sie sind; 

2. die Gewährung, die Höhe der Prämie und die 
Begründung hierfür sind in einer Niederschrift 
festzuhalten, die beim Arbeitgeber, bei Mitwir- 
kung des in Nummer 1 bezeichneten Ausschusses 
außerdem von dessen Vorsitzenden und von 
einem weiteren Mitglied des Ausschusses zu un- 
terschreiben und bis zum Ablauf des fünften Ka- 
lenderjahrs, das auf die Prämiengewährung 
folgt, aufzubewahren ist; 

3. die Gewährung der Prämien ist den Arbeitneh- 
mern des Betriebs allgemein bekanntzumachen. 

2 Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Prämien von 
einer öffentlichen Dienststelle gezahlt werden. 3 Wer- 
den die Prämien nach Richtlinien gezahlt, die von 
einer obersten Bundesbehörde oder einer obersten 
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Landesbehörde oder von dem Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn erlassen oder gebilligt worden 
sind, so werden die Steuererleichterungen auch ge- 
währt, wenn das in den Richtlinien vorgeschriebene 
Verfahren von dem Verfahren nach Satz 1 Nr. 1 
bis 3 abweicht. 

(2) Die Steuererleichterungen werden nicht ge- 
währt, soweit die Prämien 

1. unangemessen hoch sind oder 

2. an Arbeitnehmer gezahlt werden, die ausschließ- 
lich oder überwiegend die Aufgabe haben, Ver- 
besserungen zu erarbeiten, oder 

3. für Vorschläge gewährt werden, deren Verwirk- 
lichung zu einer nur unwesentlichen Verbesse- 
rung führen würde. 


DRITTES KAPITEL 
Steuerermäßigungen 

§ 89 

Steuerermäßigung bei Arbeitnehmern 

*Die sich nach den §§80 bis 88 ergebende Einkom- 
mensteuer wird um 22 vom Hundert der positiven 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, höchstens 
jedoch um 132 Deutsche Mark (Arbeitnehmer-Ermä- 
ßigung), ermäßigt. 2 Die Steuerermäßigung ist auf 
den nächsten vollen Deutsche-Mark-Betrag aufzu- 
runden. 3 Auf Ehegatten, die beide Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit erzielt haben und die nach 
§ 118 zusammen zur Einkommensteuer veranlagt 
werden, sind diese Vorschriften je gesondert anzu- 
wenden. 

§ 90 

Steuerermäßigung für Vorsorgeaufwendungen 

(1) Die sich nach den §§80 bis 89 ergebende Ein- 
kommensteuer wird auf Antrag ermäßigt, wenn der 
Steuerpflichtige Vorsorgeaufwendungen der folgen- 
den Art geleistet hat: 

1. Versicherungsbeiträge (§ 91), 

2. Bausparbeiträge (§ 92). 

(2) Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist, 
daß die Aufwendungen 

1. weder Betriebsausgaben noch Werbungskosten 
sind, 

2. weder unmittelbar noch mittelbar im wirtschaft- 
lichen Zusammenhang mit der Aufnahme eines 
Kredits stehen, 

3. nicht im unmittelbaren wirtschaftlichen Zusam- 
menhang mit steuerfreien Einnahmen stehen und 

4. an Versicherungsunternehmen oder Bausparkas- 
sen, die ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung im 
Inland haben oder denen die Erlaubnis zum Ge- 


schäftsbetrieb im Inland erteilt ist, oder an einen 
Sozialversicherungsträger geleistet werden. 

(3) *Die Aufwendungen des Steuerpflichtigen sind 
je Kalenderjahr nur bis zu den folgenden Höchst- 
beträgen zu berücksichtigen* 

1. Versicherungsbeiträge und Bausparbeiträge zu- 
sammen bis zu 5 400 Deutsche Mark, 

im Fall der Zusammenveranlagung von Ehegat- 
ten (§ 118) bis zu 10 800 Deutsche Mark. 

2 Diese Beträge erhöhen sich für jedes Kind, für 
das dem Steuerpflichtigen Kinderentlastung nach 
den §§97 bis 99 zusteht oder in den Fällen des 
§ 100 Abs. 1 zustehen würde, um 

600 Deutsche Mark; 

2. Versicherungsbeiträge zusätzlich 

bis zu 4 200 Deutsche Mark, 

im Fall der Zusammenveranlagung von Ehegat- 
ten bis zu 8 400 Deutsche Mark. 

2 Diese Beträge vermindern sich bei Arbeitneh- 
mern um die nach § 6 Abs. 8 Nr. 12 steuerfreien 
Beiträge des Arbeitgebers zu Versicherungen des 
Arbeitnehmers. 

(4) Die Steuerermäßigung beträgt 22 vom Hun- 
dert der zu berücksichtigenden Beiträge. 

§ 91 

V ersicherungsbeiträge 

(1) Begünstigt sind 

1. Beiträge zu Kranken-, Unfall- und Haftpflichtver- 
sicherungen, zu den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen und an die Bundesanstalt für Arbeit, 

2. Beiträge zu den folgenden Versicherungen auf 
den Erlebens- oder Todesfall: 

a) Risikoversicherungen, die nur für den Todes- 
fall eine Leistung vorsehen, 

b) Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht, 

c) Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht 
gegen laufende Beitragsleistung, wenn das 
Kapitalwahlrecht nicht vor Ablauf von zwölf 
Jahren seit Vertragsabschluß ausgeübt wer- 
den kann, 

d) Kapitalversicherungen gegen laufende Bei- 
tragsleistung mit Sparanteil, wenn der Ver- 
trag für die Dauer von mindestens zwölf Jah- 
ren abgeschlossen worden ist. 

(2) Erstattete Versicherungsbeiträge sind in dem 
Kalenderjahr, in dem sie zurückgeflossen sind, von 
den nach Absatz 1 zu berücksichtigenden Beiträgen 
derselben Art abzuziehen. 

(3) Für die zeitliche Zuordnung von Beiträgen zu 
Versicherungen auf den Erlebens- oder Todesfall, 
bei denen auch die Voraussetzungen des § 10 des 
Sparprämiengesetzes vorliegen, gilt § 36 Abs. 2 Nr. 1 
des Sparprämiengesetzes entsprechend. 
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§ 92 

Bausparbeiträge 

(1) begünstigt sind Beiträge aufgrund von Ver- 
trägen mit einer Bausparkasse, in denen sich der 
Sparer verpflichtet, nach Maßgabe der Bausparbe- 
dingungen einmalig oder laufend Geldbeträge auf 
ein Bausparkonto einzuzahlen. ^Werden in einem 
vorangegangenen Kalenderjahr geleistete Bauspar- 
beiträge zurückgezahlt oder werden Ansprüche aus 
dem Bausparvertrag beliehen, ohne daß die emp- 
fangenen Beträge zu den nach § 95 Abs. 2 Nr. 4 
begünstigten Zwecken verwendet werden, oder wird 
die Bausparsumme ganz oder zum Teil ausgezahlt, 
so gilt dies für die Steuerermäßigung als Unterbre- 
chung. 3 Nach der Unterbrechung geleistete Einzah- 
lungen sind nicht mehr begünstigt. 4 Guthabenzinsen 
gelten als Bausparbeitrag des Kalenderjahrs, für das 
sie dem Sparer gutgeschrieben werden. 

(2) Bausparbeiträge, die nach Ablauf des dritten 
auf das Kalenderjahr des Vertragsabschlusses fol- 
genden Kalenderjahrs erbracht werden, können 
nur bis zu einer Höchstgrenze berücksichtigt wer- 
den. 2 Diese beträgt je Kalenderjahr die Hälfte der 
aufgrund des einzelnen Vertrags in den ersten vier 
Kalenderjahren insgesamt erbrachten Bausparbei- 
träge. 3 Die Höchstgrenze gilt nicht für Bauspar- 
beiträge, für die der Sparer eine Arbeitnehmer-Spar- 
zulage (§12 Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungs- 
gesetzes) erhält. 

(3) hinsichtlich der Steuerermäßigung unterlie- 
gen die Bausparbeiträge einer Festlegungsfrist von 
sieben Jahren. 2 Die Festlegungsfrist beginnt mit dem 
ersten Tag des Monats, in dem der Vertrag abge- 
schlossen worden ist. 

(4) 4 Wird bei einem Bausparvertrag die Bauspar- 
summe erhöht, so gelten die nach der Erhöhung ge- 
leisteten Bausparbeiträge als aufgrund eines neuen 
Vertrags erbracht, der mit der Annahme des An- 
trags auf Erhöhung der Bausparsumme durch die 
Bausparkasse als abgeschlossen gilt. 2 Für die Be- 
rechnung der Höchstgrenze nach Absatz 2 sind die 
vor der Erhöhung geleisteten Bausparbeiträge inso- 
weit zu berücksichtigen, als sie im Kalenderjahr der 
Erhöhung erbracht worden sind. 

(5) 4 Werden mehrere Bausparverträge zu einem 
Vertrag zusammengelegt, so gelten die nach der Zu- 
sammenlegung geleisteten Bausparbeiträge als auf- 
grund des zuletzt abgeschlossenen Vertrags er- 
bracht. 2 Für die Berechnung der Höchstgrenze nach 
Absatz 2 gilt folgendes: 

1. Ist bei sämtlichen zusammengelegten Verträgen 
das dritte auf das Kalenderjahr des Vertragsab- 
schlusses folgende Kalenderjahr abgelaufen, so 
sind weitere Bausparbeiträge bis zur Summe der 
Beträge zu berücksichtigen, die vor der Zusam- 
menlegung als Höchstgrenzen gegolten hatten. 

2. Ist bei einem oder mehreren der zusammenge- 
legten Verträge das dritte auf das Kalenderjahr 
des Vertragsabschlusses folgende Kalenderjahr 
noch nicht abgelaufen, so sind die vor der Zu- 
sammenlegung geleisteten Bausparbeiträge inso- 
weit zu berücksichtigen, als sie seit Beginn des 


Kalenderjahrs erbracht worden sind, in dem der 
letzte Vertrag abgeschlossen worden ist. 

(6) Für die zeitliche Zuordnung der Bausparbei- 
träge gilt § 36 Abs. 2 Nr. 1 des Sparprämiengesetzes 
entsprechend. 

(7) Bausparverträge, die von mehreren Sparern 
gemeinschaftlich abgeschlossen werden, gelten steu- 
erlich als Einzelverträge der Beteiligten. Bür die 
Begünstigung der Beiträge aufgrund solcher Ver- 
träge ist Voraussetzung, daß die beteiligten Sparer 
dem Unternehmen erklären, in welcher Höhe die 
geleisteten Bausparbeiträge dem einzelnen Sparer 
zuzurechnen sind. 3 Diese Erklärung kann auch im 
voraus für künftige Sparleistungen abgegeben wer- 
den. 

(8) Bausparbeiträge aufgrund von Verträgen zu- 
gunsten Dritter sind nur begünstigt, wenn der Dritte 
Rechtsansprüche aus dem Vertrag erst nach Ablauf 
der Festlegungsfrist oder, falls der Sparer vorher 
stirbt, mit dessen Tod erwirbt. 

(9) 4 Wird der Bausparvertrag von einem Dritten 
fortgesetzt, so gelten dessen Einzahlungen als auf- 
grund eines neuen Vertrags geleistet. 2 Satz 1 ist 
nicht anzuwenden, wenn der Vertrag durch eine 
Person fortgesetzt wird, die im Kalenderjahr des 
Übergangs der Rechte aus dem Vertrag zusammen 
mit dem Erstsparer eine Höchstbetragsgemeinschaft 
im Sinne des § 28 des Sparprämiengesetzes bildet 
oder bilden würde. 

(10) Bausparverträge können während ihrer 
Laufzeit auf eine andere Bausparkasse übertragen 
werden, wenn diese sich gegenüber dem Sparer und 
der Bausparkasse, mit der der Vertrag abgeschlos- 
sen worden ist, verpflichtet, in die Rechte und Pflich- 
ten aus dem Vertrag einzutreten. 2 Das Bauspargut- 
haben muß von der übertragenden Bausparkasse un- 
mittelbar an die übernehmende Bausparkasse über- 
wiesen werden. 

§ 93 

Wahlrecht zwischen Steuerermäßigung 
und Sparprämie, Kumulierungsverbot 

(1) Steuerpflichtige, die Anspruch auf Sparprä- 
mien haben (§ 1 des Sparprämiengesetzes), können 
für jedes Kalenderjahr wählen, ob sie 

1. für Versicherungsbeiträge (§ 91), bei denen auch 
die Voraussetzungen des § 10 des Sparprämien- 
gesetzes vorliegen, und 

2. für Bausparbeiträge (§ 92), 

die Steuerermäßigung oder eine Prämie nach dem 
Sparprämiengesetz erhalten wollen (Wahlrecht). 
Bas Wahlrecht kann für jede der beiden Anlage- 
arten nur einheitlich ausgeübt werden. Steuerpflich- 
tige, die im Kalenderjahr der Beitragsleistung eine 
Höchstbetragsgemeinschaft im Sinne des § 28 des 
Sparprämiengesetzes bilden, können ihr Wahlrecht 
nur einheitlich ausüben. 4 Eine Änderung der getrof- 
fenen Wahl ist nicht zulässig. 

(2) *Der Steuerpflichtige oder Personen, die im 
Kalenderjahr der Sparleisfung eine Höchstbetrags- 
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gemeinschaft im Sinne des § 28 des Sparprämienge- 
setzes bilden, können für Bausparbeiträge eine 
Steuerermäßigung nicht erhalten, wenn dem Steuer- 
pflichtigen oder einer Person, die der Höchstbetrags- 
gemeinschaft angehört, eine Prämie nach dem Spar- 
prämiengesetz zu gewähren ist (Kumulierungsver- 
bot). 2 Dies gilt nicht, wenn die Bausparbeiträge, für 
die Steuerermäßigung beantragt wird, oder die Spar- 
leistungen, für die Sparprämie zu gewähren ist, aus- 
schließlich vermögenswirksame Leistungen darstel- 
len, für die eine Arbeitnehmer-Sparzulage (§ 12 
Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes) ge- 
währt wird. 

(3) Wird ein Prämienbescheid über die Gewäh- 
rung von Sparprämien für die in Absatz 1 Satz 1 
bezeichneten Beiträge nach § 46 Nr. 2 des Sparprä- 
miengesetzes aufgehoben, so wird die Steuerermäßi- 
gung nachträglich von Amts wegen gewährt, soweit 
die nach § 90 Abs. 3 maßgebenden Höchstbeträge 
dies zulassen. 

§ 94 

Vorsorge-Pauschbetrag, Vorsorgepauschale 

(1) Für Vorsorgeaufwendungen (§ 90 Abs. 1), 
wird die Einkommensteuer vorbehaltlich der Ab- 
sätze 2 und 3 pauschal um 66 Deutsche Mark er- 
mäßigt (Vorsorge-Pauschbetrag), wenn der Steuer- 
pflichtige nicht nachweist, daß die Vorsorgeaufwen- 
dungen 300 Deutsche Mark übersteigen. 

(2) *Hat der Steuerpflichtige Arbeitslohn bezo- 
gen, wird die Einkommensteuer um eine Vorsorge- 
pauschale ermäßigt, wenn er nicht nachweist, daß 
die Vorsorgeaufwendungen 

1. 16 vom Hundert des Arbeitslohns oder 

2. 5 400 Deutsche Mark zuzüglich 600 Deutsche 
Mark für jedes Kind im Sinne des § 90 Abs. 3 
Nr. 1 Satz 2 

übersteigen. 2 Die Vorsorgepauschale beträgt 
3,52 vom Hundert des Arbeitslohns, mindestens 
66 Deutsche Mark, höchstens 1 188 Deutsche Mark 
zuzüglich 132 Deutsche Mark für jedes Kind im 
Sinne des § 90 Abs. 3 Nr, 1 Satz 2. Arbeitslohn im 
Sinne dieser Vorschrift ist der um die Freibeträge 
des § 52 und den Altersentlastungsbetrag (§ 64) ver- 
minderte Arbeitslohn, höchstens der Jahresbetrag 
der maßgebenden Beitragsbemessungsgrenze in der 
gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten. 

(3) Hm Falle der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten zur Einkommensteuer (§ 118) gilt folgen- 
des: 

1. Die Beträge des Absatzes 1 und die Beträge von 
5 400, 66 und 1 188 Deutsche Mark des Absat- 
zes 2 verdoppeln sich; 

2. Absatz 2 ist anstelle des Absatzes 1 anzuwenden, 
wenn einer der Ehegatten Arbeitslohn bezogen 
hat; 

3. Absatz 2 Satz 3 ist auf den Arbeitslohn jedes 
Ehegatten gesondert 'Äazuwenden. 


-Bei Steuerpflichtigen, bei denen die tarifliche Ein- 
kommensteuer nach § 80 Abs. 6 zu ermitteln ist, 
verdoppeln sich die Beträge von 66 und 1 188 Deut- 
sche Mtirk des Absatzes 2. 

§ 95 

Vorzeitige Verfügung über Bausparbeiträge 

(1) Wor Ablauf der Festlegungsfrist (§ 92 Abs. 3) 
dürfen weder ganz noch zum Teil 

1. Bausparbeiträge zurückgezahlt, 

2. die Bausparsumme ausgezahlt und 

3. Ansprüche aus dem Bausparvertrag abgetreten 
oder verpfändet werden. 2 Werden die Ansprüche 
sicherungshalber abgetreten oder verpfändet (Be- 
leihung), so gilt dies nur dann, wenn die zu 
sichernde Forderung ganz oder zum Teil entstan- 
den ist 

(schädliche Verfügung). 

(2) l Die vorzeitige Verfügung ist unschädlich, so- 
weit 

1. nach dem Tode des Bausparers oder seines von 
ihm im Zeitpunkt des Todes nicht dauernd ge- 
trennt lebenden Ehegatten über deren Bauspar- 
beiträge verfügt wird. 2 Das gleiche gilt, wenn 
der Bausparer oder sein von ihm nicht dauernd 
getrennt lebender Ehegatte nach Vertragsab- 
schluß erwerbsunfähig geworden ist, für die von 
diesen vor Eintritt der Erwerbsunfähigkeit gelei- 
steten Bausparbeiträge. Erwerbsunfähigkeit ist 
bei einer dauernden Minderung der Erwerbsfä- 
higkeit um mehr als 90 vom Hundert anzuneh- 
men; 

2. im Fall der Zuteilung der Bausparsumme der 
Bausparer oder sein von ihm nicht dauernd ge- 
trennt lebender Ehegatte die ausgezahlten Be- 
träge unverzüglich und unmittelbar zum Woh- 
nungsbau verwendet; 

3. im Fall der Abtretung der neue Bausparer die 
nach Zuteilung der Bausparsumme oder die auf- 
grund einer Beleihung von Ansprüchen aus dem 
Bausparvertrag empfangenen Beträge unverzüg- 
lich und unmittelbar zum Wohnungsbau für den 
Abtretenden oder dessen Angehörige (§ 14 der 
Abgabenordnung) verwendet; 

4. im Fall der Beleihung der Bausparer oder sein 
von ihm nicht dauernd getrennt lebender Ehe- 
gatte die empfangenen Beträge unverzüglich und 
unmittelbar zum Wohnungsbau oder zur Einzah- 
lung auf den beliehenen Bausparvertrag verwen- 
det. 

(3) Als Wohnungsbau (Absatz 2 Nr. 2 bis 4) gilt 

1. der Bau oder Erwerb von Gebäuden oder Eigen- 
tumswohnungen, die Wohnzwecken dienen; 

2. der Ausbau und die Erweiterung (§ 17 des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes; § 11 des Wohnungs- 
baugesetzes für das Saarland) von Gebäuden 
oder Eigentumswohnungen, wenn die ausgebau- 
ten oder neu hergestellten Gebäudeteile Wohn- 
zwecken dienen; 
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3. die Verbesserung von Gebäuden oder Eigen- 
tumswohnungen im Sinne der Nummer 1, wenn 
die Verbesserung Wohnzwecken dient und für 
die einzelne Baumaßnahme Aufwendungen in 
Höhe von mindestens 4 000 Deutsche Mark oder 
10 vom Hundert des Einheitswertes geleistet 
werden; 

4. der Erwerb eines dinglichen Wohnrechts auf 
Lebenszeit oder für einen Zeitraum von minde- 
stens zehn Jahren sowie der Erwerb von Wohn- 
besitz (§ 12 a des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes; § 9 a des Wohnungsbaugesetzes für das 
Saarland) ; 

5. der Erwerb einer Wohnberechtigung auf Lebens- 
zeit in einem Altenheim, Altenwohnheim oder 
Pflegeheim; 

G. der Erwerb von Bauland, das nach der Bauleit- 
planung oder einer Bescheinigung der Gemeinde 
für den Bau von Gebäuden, die überwiegend 
Wohnzwecken dienen, oder von Eigentumswoh- 
nungen geeignet ist; 

7. der Erwerb eines Grundstücks, auf dem der Bau- 
sparer als Erbbauberechtigter bereits ein Ge- 
bäude oder eine Eigentumswohnung im Sinne 
der Nummer 1 errichtet hat; 

8. die Ablösung von Verpflichtungen, ausgenom- 
men laufende Zins- und Tilgungsleistungen, die 
der Bausparer zur Durchführung einer Maß- 
nahme im Sinne der Nummern 1 bis 7 eingegan- 
gen ist. 

Voraussetzung ist, daß das Gebäude, die Woh- 
nung, das Altenheim, das Altenwohnheim oder das 
Grundstück im Inland liegt. 

(4) ‘Dient in den Fällen des Absatzes 3 das be- 
treffende Gebäude, die Wohnung, der ausgebaute 
oder neu hergestellte Gebäudeteil oder die Ver- 
besserung nur zum Teil Wohnzwecken, so gelten 
die empfangenen Beträge (Absatz 2) bis zur Höhe 
des Teils der Gesamtkosten als zum Wohnungsbau 
verwendet, der auf den Wohnteil entfällt. 2 Bei der 
Aufteilung der Gesamtkosten ist das Verhältnis der 
gesamten Nutzfläche zur Wohnfläche zugrunde zu 
legen. 

§ 96 

Entfallen der Steuerermäßigung für Bausparbeiträge, 
Anzeigepflichten, Haftung 

(1) Verfügt der Steuerpflichtige schädlich über 
Bausparbeiträge (§ 95), für die er die Steuerermäßi- 
gung in Anspruch genommen hat, so entfällt sie mit 
Wirkung für die Vergangenheit. 2 Dabei ist eine 
Nachversteuerung für das Kalenderjahr durchzu- 
führen, in dem der schädliche Tatbestand eingetre- 
ten ist. 

(2) Verfügt der Steuerpflichtige nur über einen 
Teil der aufgrund eines Vertrags geleisteten Bau- 

sparbeiträge, so kann er bestimmen, welche Bau- 
sparbeiträge als von dieser Verfügung betroffen 
gelten. 2 Diese Bestimmung kann nur einheitlich für 
die Zwecke dieses Gesetzes, des Sparprämiengeset- 
zes und des Dritten Vermögensbildungsgesetzes ge- 


troffen werden. ^Trifft der Steuerpflichtige keine Be- 
stimmung, so ist davon auszugehen, daß über die 
zuletzt eingezahlten Bausparbeiträge zuerst verfügt 
worden ist, 

(3) Werden die Bausparsumme oder die aufgrund 
der Beleihung empfangenen Beträge nur zum Teil 
unschädlich verwendet, so gelten bis zur Höhe die- 
ses Teils die ausgezahlten oder von der Beleihung 
betroffenen Bausparbeiträge als unschädlich ver- 
wendet. 

(4) Die Vorschriften des § 43 Abs. 1, 4 und des 
§ 49 Nr. 3 des Sparprämiengesetzes gelten entspre- 
chend. 


VIERTES KAPITEL 

Steuerermäßigung für Kinder 

§ 97 

Kinderentlastung 

(1) ‘Die sich nach den §§ 80 bis 90 ergebende 
Einkommensteuer ermäßigt sich um die Kinderent- 
lastung. ^Soweit die Kinderentlastung die sich nach 
den §§ 80 bis 90 ergebende Einkommensteuer über- 
steigt, wird sie dem Steuerpflichtigen ausgezahlt; 
sie gilt insoweit als Steuervergütung. 

(2) ‘Die Höhe der Kinderentlastung richtet sich 
nach der Zahl der Kinder des Steuerpflichtigen. 2 Sie 
beträgt für ein Kind 50 Deutsche Mark monatlich, 
für zwei Kinder 120 Deutsche Mark monatlich und 
für jedes weitere Kind zusätzlich 120 Deutsche Mark 
monatlich. 3 Maßgebend ist jeweils die Zahl der Kin- 
der zu Beginn eines jeden Kalendermonats im Ver- 
anlagungszeitraum, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. ‘Ein Kind, das das 18. Lebens- 
jahr vollendet hat, wird auf Antrag berücksichtigt, 
wenn es 

1. für einen Beruf ausgebildet wird oder 

2. ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des Ge- 
setzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres leistet oder 

3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer 
Behinderung dauernd erwerbsunfähig ist 

und das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Nr. 1 wird ein Kind, 

1. das den gesetzlichen Grundwehrdienst oder 
Zivildienst geleistet hat, auch für einen der 
Dauer dieses Dienstes entsprechenden Zeitraum 
oder 

2. das sich freiwillig für eine Dauer von nicht mehr 
als drei Jahren zum Wehrdienst oder zum Poli- 
zeivollzugsdienst, der anstelle des Wehr- oder 
Zivildienstes abgeleistet wird, verpflichtet hat, 
für einen der Dauer dieses Dienstes, höchstens 
für einen der Dauer des Grundwehrdienstes, ent- 
sprechenden Zeitraum oder 

3. das eine vom Wehr- und Zivildienst befreiende 
Tätigkeit als Entwicklungshelfer im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 des Entwicklungshelfergesetzes aus- 
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geübt hat, für einen der Dauer dieser Tätigkeit 
entsprechenden Zeitraum, höchstens für 24 Mo- 
nate oder 

4. dessen Berufsausbildung sich wegen mangelnden 
Studienplatzes oder infolge eines berufsbeding- 
ten Wohnortwechsels des Steuerpflichtigen nach- 
weislich verzögert hat, für einen der Dauer der 
Verzögerung entsprechenden Zeitraum 

über das 27. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. 

(4) Um Falle des Absatzes 2 Nr. 3 wird ein Kind 
über das 27. Lebensjahr hinaus berücksichtigt, wenn 
es ledig oder verwitwet ist oder sein Ehegatte außer- 
stande ist, es zu unterhalten. 2 Dasselbe gilt, wenn 
der geschiedene Ehegatte des Kindes gesetzlich zum 
Unterhalt verpflichtet und außerstande ist, es zu 
unterhalten, oder gesetzlich nicht zum Unterhalt ver- 
pflichtet ist und es nicht unterhält. 

(5) *Der Anspruch auf Auszahlung der Kinderent- 
lastung nach Absatz 1 Satz 2 ist nicht übertragbar. 
2 Dasselbe gilt für einen Lohn- oder Gehaltsanspruch 
in Höhe der beim Lohnsteuerabzug gewährten 
Steuerermäßigung nach Absatz 1 Satz 1. 3 Sätze 1 
und 2 sind nicht anzuwenden, soweit der auf ein 
Kind entfallende Teilbetrag der Kinderentlastung 
zur Erfüllung eines gesetzlichen Unterhaltsanspruchs 
des Kindes übertragen werden soll. 4 Der auf ein 
Kind entfallende Teilbetrag der Kinderentlastung ist 
der Betrag, der sich bei gleichmäßiger Verteilung 
der Kinderentlastung auf alle Kinder des Steuer- 
pflichtigen, für die ihm die Kinderentlastung gewährt 
wird, ergibt. 

§ 98 

Kinder 

(1) Kinder im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. leibliche Kinder, 

2. Adoptivkinder, 

3. Pflegekinder, 

die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt, haben. 

(2) Wie Kinder sind Enkelkinder, Stiefkinder 
und Geschwister zu berücksichtigen, die der Steuer- 
pflichtige in seinen Haushalt aufgenommen hat, 
wenn sie in keinem der in Absatz 1 bezeichneten 
Kindschaftsverhältnisse stehen und im Inland einen 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt ha- 
ben. 

§ 99 

Zuordnung der Kinder 

(1) Für die Gewährung der Kinderentlastung 
wird jedes Kind einem Steuerpflichtigen zugeordnet. 

(2) *Für die Zuordnung eines Kindes, das in 

einem der Kindschaftsverhältnisse im Sinne des 


§ 98 Abs. 1 steht, ist dieses Kindschaftsverhältnis 
maßgebend. 2 Ein Kindschaftsverhältnis im Sinne des 
§ 98 Abs. 1 Nr. 1 bleibt jedoch unberücksichtigt, 
wenn es neben einem Adoptiv- oder Pflegekind- 
schaftsverhältnis besteht; dasselbe gilt für ein Adop- 
tivkindschaftsverhältnis, wenn es neben einem Pfle- 
gekindschaftsverhältnis besteht. 3 Die Finanzbe- 
hörde, die ein Adoptiv- oder Pflegekindschaftsver- 
hältnis anerkennt, hat dies den Finanzbehörden mit- 
zuteilen, in deren Bezirken die Steuerpflichtigen 
einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt haben, zu denen das Adoptiv- oder Pflegekind 
in einem weiteren Kindschaftsverhältnis steht. 

(3) besteht das maßgebende Kindschaftsverhält- 
nis zu mehreren Steuerpflichtigen, so wird das Kind 
dem Steuerpflichtigen zugeordnet, zu dessen Haus- 
halt es gehört. 2 Gehört das Kind nicht zum Haushalt 
eines dieser Steuerpflichtigen oder gehört es zum 
gemeinsamen Haushalt dieser Steuerpflichtigen, so 
wird es demjenigen von ihnen zugeordnet, den sie 
gemeinsam zum Berechtigten bestimmen. 

(4) besteht das maßgebende Kindschaftsverhält- 
nis zu einem Elternpaar, so wird unterstellt, daß das 
Kind zum Haushalt der Mutter gehört, so lange der 
Vater nicht nachweist, daß das Kind zu seinem 
Haushalt gehört. 2 Der Nachweis ist durch eine Be- 
scheinigung des Jugendamtes zu erbringen. 

(5) besteht das maßgebende Kindschaftsverhält- 
nis zu Ehegatten, die das Veranlagungswahlrecht 
nach § 117 haben, so wird das Kind diesen gemein- 
sam zugeordnet. 2 Das gilt auch für ein Kind, das 
nur im Verhältnis zu einem der Ehegatten in einem 
Kindschaftsverhältnis steht. 3 § 119 Abs. 2 Satz 5 
bleibt unberührt. 

§ 100 

Ausschluß der Kinderentlastung 

(1) Die Kinderentlastung wird nicht für Kinder 
gewährt, für die jemandem 

1. ein Kinderzuschlag nach § 27 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes oder den entsprechenden tarifver- 
traglichen Bestimmungen im Bereich des öffent- 
lichen Dienstes, 

2. eine Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, 

3. ein Kinderzuschuß aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen, 

4. eine der Kinderentlastung vergleichbare Ent- 
lastung von einer zwischen- oder überstaatlichen 
Einrichtung 

zusteht. 

(2) ! Die Kinderentlastung wird bis zum Ablauf 
des Kalenderjahres gewährt, in dem erstmals eine 
der Entlastungen im Sinne des Absatzes 1 bewilligt 
wird. 2 Für Kinder, für die eine Entlastung im Sinne 
des Absatzes 1 erstmals wegen Begründung eines 
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Kindschaftsverhältnisses bewilligt wird, besteht von 
der Begründung des Kindschaftsverhältnisses an 
kein Anspruch auf die Kinderentlastung. 

(3) *In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 geht der 
Anspruch auf Entlastungen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 bis 3 bis zur Höhe der Kinderentlastung, die 
wegen der anspruchsbegründenden Kinder für den- 
selben Zeitraum zu gewähren ist, auf das Finanz- 
amt über, das für die Einkommensbesteuerung des 
ohne den Anspruchsübergang Berechtigten für das 
Bewilligungsjahr zuständig ist. 2 Dieser Anspruchs- 
übergang geht einem Anspruchsübergang aufgrund 
anderer gesetzlicher Vorschriften vor. 3 Die zur Aus- 
zahlung der Entlastungen im Sinne des Absatzes 1 
verpflichtete Stelle hat die Entlastungen bis zum 
Ablauf des Bewilligungsjahrs an das in Satz 1 
bezeichnete Finanzamt als Einkommensteuer anzu- 
melden und abzuführen, soweit sie dem Finanzamt 
nach Satz 1 zustehen. 


FÜNFTER TEIL 

Steuerermäßigungen und -entlastungen 
für ausländische Einkünfte 

§ 101 

Anrechnung ausländischer Steuern 

(1) ^ei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die in 
einem ausländischen Staat mit ihren aus diesem 
Staat stammenden Einkünften {ausländische Ein- 
künfte) zu einer der Einkommensteuer entsprechen- 
den Steuer (ausländische Steuer) herangezogen wer- 
den, ist die festgesetzte und gezahlte und keinem 
Ermäßigungsanspruch unterliegende ausländische 
Steuer auf den Teil der sich nach den §§80 bis 90 
ergebenden Einkommensteuer anzurechnen, der auf 
die ausländische Einkünfte entfällt. 2 Dieser Teil ist 
in der Weise zu ermitteln, daß die sich nach den 
§§ 80 bis 90 ergebende Einkommensteuer im Ver- 
hältnis der ausländischen Einkünfte zur Summe der 
Einkünfte (§ 4 Abs. 2) aufgeteilt wird. 3 Stammen 
die ausländischen Einkünfte aus verschiedenen aus- 
ländischen Staaten, so sind die Höchstbeträge der 
anrechenbaren ausländischen Steuern für den ein- 
zelnen ausländischen Staat gesondert zu berechnen. 
Ausländische Steuern sind nur insoweit anzurech- 
nen, als sie auf die im Veranlagungszeitraum be- 
zogenen ausländischen Einkünfte entfallen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Ein- 
künfte aus einem ausländischen Staat stammen, mit 

dem ein Abkommen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung besteht. 


§ 102 

Abzug ausländischer Steuern als Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten 

(1) Statt der in § 101 vorgesehenen Anrechnung 
einer ausländischen Steuer ist auf Antrag des 
Steuerpflichtigen die festgesetzte und gezahlte und 
keinem Ermäßigungsanspruch unterliegende auslän- 
dische Steuer ganz oder zu einem Teil bei der Er- 
mittlung der ausländischen Einkünfte, von denen 
sie erhoben wird, abzuziehen. 

(2) Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die in 
einem ausländischen Staat zu einer Steuer vom 
Einkommen herangezogen werden, die nicht der 
deutschen Einkommensteuer entspricht, ist die fest- 
gesetzte und gezahlte und keinem Ermäßigungsan- 
spruch unterliegende ausländische Steuer bei der 
Ermittlung der Einkünfte abzuziehen. 

§ 103 

Ausländische Einkünfte 

Ausländische Einkünfte (§§ 101, 102) sind 

1. Einkünfte aus Gewerbe (§§ 38, 39 und 40), die 

a) durch eine in einem ausländischen Staat be- 
legene Betriebstätte oder durch einen in 
einem ausländischen Staat tätigen ständigen 
Vertreter erzielt werden, 

b) durch in einem ausländischen Staat ausge- 
übte technische oder kaufmännische Beratung 
oder durch in einem ausländischen Staat aus- 
geübte Tätigkeit von Künstlern, Sportlern 
und Artisten oder durch Überlassung von 
Arbeitskräften zur Arbeitsausübung in einem 
ausländischen Staat erzielt werden, oder 

c) durch den Betrieb eigener oder gecharteter 
Seeschiffe oder Luftfahrzeuge aus Beförderun- 
gen zwischen ausländischen oder von auslän- 
dischen zu inländischen Häfen erzielt werden, 
einschließlich der Einkünfte aus anderen mit 
solchen Beförderungen zusammenhängenden, 
sich auf das Ausland erstreckenden Beförde- 
rungsleistungen, oder 

d) zu der in den Nummern 2, 3, 4, 6 oder 7 ge- 
nannten Art gehören, soweit sie den Ein- 
künften aus Gewerbe zuzurechnen sind; 

2. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit (§§41, 42), 
die in einem ausländischen Staat ausgeübt oder 
verwertet wird oder worden ist, sowie Ein- 
künfte, die zu der in den Nummern 3, 4, 6 oder 7 
genannten Art gehören, soweit sie den Einkünf- 
ten aus freiberuflicher Tätigkeit zuzurechnen 
sind; 

3. Einkünfte aus einer in einem ausländischen Staat 
betriebenen Land- und Forstwirtschaft (§§ 43, 44) 
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sowie Einkünfte, die zu der in den Nummern 4, 
6 und 7 genannten Art gehören, soweit sie den 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft zuzu- 
rechnen sind; 

4. Einkünfte aus der Veräußerung von 

a) Wirtschaftsgütern, die zum Anlagevermögen 
eines Betriebs gehören, wenn die Wirt- 
schaftsgüter in einem ausländischen Staat 
belegen sind, 

b) Anteilen an Kapitalgesellschaften, wenn die 
Gesellschaft Sitz oder Geschäftsleitung in 
einem ausländischen Staat hat; 

5. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 50), 
die in einem ausländischen Staat ausgeübt oder 
verwertet wird oder worden ist, sowie Einkünfte 
aus Bezügen, die von ausländischen öffentlichen 
Kassen mit Rücksicht auf ein gegenwärtiges oder 
früheres Dienstverhältnis gewährt werden; 

6. Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 55), wenn der 
Schuldner Wohnsitz, Sitz oder Geschäftsleitung 
in einem ausländischen Staat hat oder das Kapi- 
talvermögen durch ausländischen Grundbesitz 
gesichert ist; 

7. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
(§ 56), wenn 

a) unbewegliches Vermögen in einem ausländi- 
schen Staat belegen ist, 

b) bewegliche Sachen in einem ausländischen 
Staat genutzt werden, oder 

c) Rechte, insbesondere Urheberrechte und ge- 
werbliche Schutzrechte, gewerbliche, techni- 
sche, wissenschaftliche und ähnliche Erfahrun- 
gen, Kenntnisse und Fertigkeiten, insbeson- 
dere Pläne, Muster und Verfahren, in ein aus- 
ländisches öffentliches Buch oder Register 
eingetragen sind oder in einem ausländischen 
Staat genutzt werden; 

8. sonstige Einkünfte im Sinne des § 58, wenn bei 

a) privaten Veräußerungsgeschäften die veräu- 
ßerten Wirtschaftsgüter in einem ausländi- 
schen Staat belegen sind, 

b) Vergütungen aus einer Tätigkeit als Mitglied 
eines Aufsichtsrats oder Verwaltungsrats, als 
Testamentsvollstrecker, Vermögensverwalter, 
Hausverwalter, Verwalter von Wohnungs- 
eigentümergemeinschaften, Pfleger, Treuhän- 
der, Konkursverwalter oder aus einer ähn- 
lichen Tätigkeit der zur Leistung Verpflichtete 
Wohnsitz, Sitz oder Geschäftsleitung in einem 
ausländischen Staat hat, 

c) Leistungen, die wegen des Entgelts erbracht 
werden, der zur Vergütung der Leistung Ver- 
pflichtete Wohnsitz, Sitz oder Geschäftslei- 
tung in einem ausländischen Staat hat, 

d) wiederkehrenden Bezügen der zur Leistung 
Verpflichtete Wohnsitz, Sitz oder Geschäfts- 
leitung in einem ausländischen Staat hat und 
wenn 

e) Bodenschätze, die in einem ausländischen 
Staat belegen sind, veräußert werden. 


§ 104 

Sonderregelung für ausländische Einkünfte 
aus Gewerbe 

(1) ^tatt der in § 101 vorgesehenen Anrechnung 
oder des in § 102 vorgesehenen Abzugs einer aus- 
ländischen Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichti- 
gen der auf ausländische Einkünfte aus Gewerbe 
im Sinne des § 38 entfallende Teil der sich nach den 
§§80 bis 90 ergebenden Einkommensteuer auf die 
Hälfte zu ermäßigen, wenn 

1. die Einkünfte durch eine in einem ausländischen 
Staat belegene Betriebstätte erzielt werden, de- 
ren Bruttoerträge ausschließlich oder fast aus- 
schließlich aus unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des 
Außensteuergesetzes fallenden Tätigkeiten stam- 
men, oder 

2. die Einkünfte aus einer Beteiligung an einer 
Personengesellschaft oder Arbeitsgemeinschaft 
stammen, soweit die Personengesellschaft oder 
Arbeitsgemeinschaft unter den Voraussetzungen 
der Nummer 1 Einkünfte aus einer in einem 
ausländischen Staat belegenen Betriebstätte er- 
zielt. 

2 Satz 1 gilt nur für den Betrag der Einkünfte aus 
einer ausländischen Betriebstätte, der sich nach Ab- 
zug der Verluste der Betriebstätte ergibt, die in den 
Wirtschaftsjahren entstanden sind, deren Ergebnisse 
den Veranlagungen der fünf vorangegangenen Ver- 
anlagungszeiträume zugrunde liegen. 3 Der Ermäßi- 
gungsantrag muß alle aus einem ausländischen Staat 
stammenden Einkünfte im Sinne des Satzes 2 Nr. 1 
und 2 umfassen, er kann aber auf die Einkünfte aus 
einem oder mehreren ausländischen Staaten be- 
grenzt werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Einkünfte, die unter 
§ 105 fallen. 

§ 105 

Tarifermäßigung für ausländische Einkünfte aus dem 

Betrieb von Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr 

(1) *Statt der in § 101 vorgesehenen Anrechnung 
oder des in § 102 vorgesehenen Abzugs einer aus- 
ländischen Steuer ist bei unbeschränkt Steuerpflich- 
tigen auf Antrag die auf ausländische Einkünfte 
aus dem Betrieb von Handelsschiffen im internatio- 
nalen Verkehr entfallende Einkommensteuer nach 
dem ermäßigten Steuersatz des § 82 Abs. 1 Satz 1 
bis 4 zu bemessen. 2 Als ausländische Einkünfte aus 
dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr gelten, wenn ein Gewerbebetrieb aus- 
schließlich den Betrieb von Handelsschiffen im inter- 
nationalen Verkehr zum Gegenstand hat, 75 vom 
Hundert desGewinns dieses Gewerbebetriebs. 3 Ist Ge- 
genstand eines Gewerbebetriebs nicht ausschließlich 
der Betrieb von Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr, so gelten 75 vom Hundert des Teils des 
Gewinns des Gewerbebetriebs, der auf den Betrieb 
von Handelsschiffen im internationalen Verkehr 
entfällt, als ausländische Einkünfte im Sinne des 
Satzes 1; in diesem Fall ist Voraussetzung für die 
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Anwendung des Satzes 1, daß dieser Teil des Ge- 
winns gesondert ermittelt wird. 

/ (2) Handelsschiffe werden im internationalen Ver- 
kehr betrieben, wenn eigene oder gecharterte Han- 
delsschiffe, die in einem inländischen Seeschiffs- 
register eingetragen sind und die Flagge der Bun- 
desrepublik Deutschland führen, im Wirtschaftsjahr 
überwiegend zur Beförderung von Personen oder 
Gütern im Verkehr mit oder zwischen ausländischen 
Häfen, innerhalb eines ausländischen Hafens oder 
zwischen einem ausländischen Hafen und der freien 
See eingesetzt werden. 2 Zum Betrieb von Handels- 
schiffen im internationalen Verkehr gehört auch die 
Vercharterung von Handelsschiffen für die in Satz 1 
bezeichneten Zwecke, wenn die Handelsschiffe vom 
Vercharterer ausgerüstet worden sind, sowie die 
mit dem Betrieb und der Vercharterung von Han- 
delsschiffen in unmittelbarem Zusammenhang ste- 
henden Neben- und Hilfsgeschäfte. 

§ 106 

Steuerentlastung für im Ausland 
tätige Arbeitnehmer 

^tatt der in § 101 vorgesehenen Anrechnung oder 
des in § 102 vorgesehenen Abzugs einer ausländi- 
schen Steuer ist bei einem in einem ausländischen 
Staat tätigen unbeschränkt steuerpflichtigen Arbeit- 
nehmer auf Antrag von der Erhebung des auf den 
Arbeitslohn entfallenden Teils der sich nach den 
§§ 80 bis 90 ergebenden Einkommensteuer abzu- 
sehen, wenn die Tätigkeit, für die der Arbeitslohn 
gewährt wird, mit einer Montage zusammenhängt 
und die Dauer der Tätigkeit bei dem gleichen Ob- 
jekt über den Zeitraum hinausgeht, für den nach 
§ 53 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c Reisekostenvergütun- 
gen gezahlt werden, jedoch von vornherein auf die 
Zeit der Durchführung eines bestimmten Vorhabens 
begrenzt ist und der Arbeitslohn in dem ausländi- 
schen Staat nachweislich einer der Einkommensteuer 
entsprechenden Steuer unterliegt. 2 Als Montage gilt 
das Aufsuchen oder die Gewinnung von Bodenschät- 
zen, der Einbau, die Aufstellung oder die Instand- 
setzung von Wirtschaftsgütern, die Errichtung, Ein- 
richtung, Erweiterung oder Instandsetzung von Fa- 
briken/Bauwerken oder ähnlichen Vorhaben sowie 
das Aufsuchen des günstigsten Standorts für ein 
Vorhaben und daran anschließende Tätigkeiten, ins- 
besondere Entwurf, Projektierung und baureife Pla- 
nung, die Ausschreibung und Vergabe von Aufträ- 
gen, die Überwachung von Lieferungen, Bauausfüh- 
rungen, Bohrungen und Messungen und die Schu- 
lung einheimischer Arbeitskräfte. 3 Ein Zusammen- 
hang mit einer solchen Montage liegt nur vor, 
wenn die in dem ausländischen Staat ausge- 
führte Tätigkeit in der praktischen Durchführung 
des mit dem ausländischen Auftraggeber abge- 
schlossenen Vertrags besteht. 4 Satz 1 gilt nicht, 
wenn der Arbeitslohn aus inländischen öffent- 
lichen Kassen einschließlich der Kasse der Deut- 
schen Bundesbank gewährt wird. 5 Das Betrieb- 
stättenfinanzamt erteilt auf Antrag des Arbeitneh- 
mers oder Arbeitgebers eine Bescheinigung, daß der 
Arbeitslohn nach Satz 1 von der Lohnsteuer freizu- 


stellen ist? der Arbeitgeber hat die Bescheinigung 
als Beleg zum Lohnkonto (§ 144 Abs. 1) aufzube- 
wahren. 

§ 107 

Steuerbefreiung ausländischer Einkünfte 
auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 

Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen wird der auf 
Tätigkeiten oder Rechtsverhältnissen nach § 103 
entfallende Teil der sich nach den §§ 80 bis 90 er- 
gebenden Einkommensteuer nicht erhoben, wenn 
die Einkünfte aus einem ausländischen Staat stam- 
men, mit dem kein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung besteht, und soweit der aus- 
ländische Staat Steuerpflichtigen mit Wohnsitz oder 
gewöhnlichem Aufenthalt in seinem Gebiet eine 
entsprechende Steuerbefreiung für derartige aus der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
stammende Einkünfte gewährt und der Bundesmi- 
nister der Finanzen mit den zuständigen Behörden 
des ausländischen Staates Einvernehmen über die 
gegenseitige Steuerbefreiung herstellt. 

§ 108 

Anrechnung und Abzug ausländischer Steuern bei 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

A Sind nach einem Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in einem ausländischen Staat 
erhobene Steuern auf die Einkommensteuer anzu- 
rechnen, so sind die §§ 101 und 102 entsprechend 
anzuwenden. Ausländische Steuern, die nicht er- 
hoben worden sind, aber nach einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung wie festgesetzte 
und gezahlte Steuern auf die Einkommensteuer 
anzurechnen sind, werden erst nach Anrechnung 
aller festgesetzten und gezahlten ausländischen 
Steuern dieses Staates angerechnet und bleiben bei 
einem Abzug nach § 102 außer Ansatz. 

§ 109 

Progressionsvorbehalt bei Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) A Sind ausländische Einkünfte nach einem Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
von der Einkommensteuer freizustellen, bei der 
Festsetzung des Steuersatzes für die übrigen Ein- 
künfte aber zu berücksichtigen, so ist auf das zu 
versteuernde Einkommen der Steuersatz anzuwen- 
den, der sich nach § 80 für ein zu versteuerndes Ein- 
kommen unter Einbeziehung dieser ausländischen 
Einkünfte (maßgebendes zu versteuerndes Einkom- 
men) ergibt. 2 Bei der Ermittlung von Freibeträgen, 
Höchstbeträgen und Tarifermäßigungen sind die in 
Satz 1 genannten ausländischen Einkünfte ebenfalls 
anzusetzen. 

(2) 1 Bei der Ermittlung des maßgebenden zu ver- 
steuernden Einkommens sind Einkünfte im Sinne 
des § 81, soweit sie nach dieser Vorschrift nicht zu 
berücksichtigen sind, und Einkünfte, für die die 
tarifliche Einkommensteuer auf Antrag des Steuer- 
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pflichtigen nach dem ermäßigten Steuersatz des 
§ 82 Abs. 1 zu bemessen ist, nicht anzusetzen. 2 Sind 
die in Satz 1 genannten Einkünfte nach einem Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
von der Einkommensteuer freizustellen, bei der 
Festsetzung des Steuersatzes für die übrigen Ein- 
künfte aber zu berücksichtigen, so sind sie bei der 
Ermittlung von Tarifermäßigungen nach den §§ 81 
und 82 anzusetzen. 

§ HO 

Nachweispflichten 

*Der Steuerpflichtige hat für die Anwendung der 
§§ 101 bis 109 den Nachweis über die Höhe der aus- 
ländischen Einkünfte und für die Anwendung der 
§§ 101, 102 und 108 den Nachweis über die Festset- 
zung und Zahlung der ausländischen Steuern durch 
Vorlage entsprechender Urkunden zu führen. 2 Sind 
diese Urkunden in einer fremden Sprache abgefaßt, 
so kann eine beglaubigte Übersetzung in die deut- 
sche Sprache verlangt werden. 


SECHSTER TEIL 

Besteuerung beschränkt 
Steuerpflichtiger 

§ in 

Einkünfte bei beschränkter Einkommensteuerpflicht 

(1) inländische Einkünfte im Sinne der be- 
schränkten Einkommensteuerpflicht (§ 3) sind 

1. Einkünfte aus Gewerbe (§§ 38, 39 und 40), die 

a) durch eine im Inland belegene Betriebstätte 
oder durch einen für das Inland bestellten 
ständigen Vertreter erzielt werden,* 

b) durch im Inland ausgeübte technische oder 
kaufmännische Beratung, durch Überlassung 
von Arbeitskräften zur inländischen Arbeits- 
ausübung, durch Veranstaltung von oder Mit- 
wirkung bei inländischen Unterhaltungsdar- 
bietungen oder durch die inländische Tätig- 
keit als Berufssportler oder Artist erzielt wer- 
den. Das gleiche gilt für eine im Inland aus- 
geübte künstlerische, wissenschaftliche, rechts-, 
wirtschafts- oder steuerberatende Tätigkeit, 
soweit die Voraussetzungen der Nummer 2 
oder 4 nicht gegeben sind; 

c) durch den Betrieb eigener oder gecharterter 
Seeschiffe oder Luftfahrzeuge aus Beförderun- 
gen zwischen inländischen und von inländi- 
schen zu ausländischen Häfen erzielt werden, 
einschließlich der Einkünfte aus anderen mit 
solchen Beförderungen zusammenhängenden, 
sich auf das Inland erstreckenden Beförde- 
rungsleistungen; 

d) durch Veräußerung eines im Privatvermögen 
oder in einem Betriebsvermögen gehaltenen 
Anteils an einer Kapitalgesellschaft erzielt 
werden, die ihre Geschäftsleitung oder ihren 


Sitz im Inland hat, wenn der Veräußerer an 
der Kapitalgesellschaft wesentlich im Sinne 
von § 40 Abs. 1 Satz 3 beteiligt ist; dasselbe 
gilt für den Gewinn aus der Auflösung der 
Kapitalgesellschaft oder der Herabsetzung 
ihres Kapitals, soweit die Rückzahlung nicht 
als Gewinnanteil (Dividende) gilt; 

e) durch Veräußerung von unbeweglichem Ver- 
mögen erzielt werden, das im Inland belegen 
oder in ein inländisches öffentliches Buch oder 
Register eingetragen ist und in einem Be- 
triebsvermögen gehalten worden ist, oder 

f) durch Veräußerung von Rechten, gewerb- 
lichen, technischen, wissenschaftlichen und 
ähnlichen Erfahrungen, Kenntnissen und Fer- 
tigkeiten, insbesondere Plänen, Mustern und 
Verfahren erzielt werden, wenn diese in ein 
inländisches öffentliches Buch oder Register 
eingetragen sind oder in einer im Inland be- 
legenen Betriebstätte verwertet werden oder 
worden sind; 

2. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit (§§ 41, 42), 
die im Inland ausgeübt oder verwertet wird oder 
worden ist; 

3. Einkünfte aus im Inland betriebener Land- und 
Forstwirtschaft (§§ 43, 44); 

4. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 50), 
die im Inland ausgeübt oder verwertet wird oder 
worden ist und Einkünfte, die aus inländischen 
öffentlichen Kassen einschließlich der Kasse der 
Deutschen Bundesbank mit Rücksicht auf ein ge- 
genwärtiges oder früheres Dienstverhältnis ge- 
währt werden; das gilt nicht für Arbeitslohn, der 
an Arbeitnehmer, die weder einen Wohnsitz 
noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
haben, für eine Arbeitsleistung von nur vorüber- 
gehender Dauer während des Aufenthalts eines 
deutschen Schiffs in einem ausländischen Hafen 
gezahlt wird; 

5. Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne des 

a) § 55 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5, 8 und 10, wenn der 
Schuldner Wohnsitz, Geschäftsleitung oder 
Sitz im Inland hat; 

b) § 55 Abs. 1 Nr. 4; 

c) § 55 Abs. 1 Nr. 6, 7 und 9, wenn 

aa) das Kapitalvermögen durch inländischen 
Grundbesitz, durch inländische Rechte, 
die den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts über Grundstücke unterliegen, 
oder durch Schiffe, die in ein inländisches 
Schiffsregister eingetragen sind, unmittel- 
bar oder mittelbar gesichert ist, oder 

bb) das Kapitalvermögen in Anleihen und 
Forderungen besteht, die in ein öffent- 
liches Schuldbuch eingetragen oder über 
die Teilschuldverschreibungen ausgege- 
ben sind, und der Schuldner Wohnsitz, 
Geschäftsleitung oder Sitz im Inland hat; 
das gilt nicht 

für Kapitalerträge aus Anleihen, bei de- 
nen der Steuerabzug vom Kapitalertrag 
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nach § 155 Abs. 1 Nr. 6 letzter Satz nicht 
vorzunehmen ist, und 

für Kapitalerträge aus festverzinslichen 
Wertpapieren im Sinne des § 155 Abs. 1 
Nr. 5 mit Ausnahme von Wandelanleihen 
und Gewinnobligationen. 

2 Die Vorschrift des § 55 Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 gilt 
entsprechend; 

6. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

(§ 56), wenn 

a) unbewegliches Vermögen im Inland belegen 
oder in ein inländisches öffentliches Buch oder 
Register eingetragen ist; 

b) bewegliche Sachen im Inland genutzt werden 
oder worden sind oder 

c) Rechte, insbesondere Urheberrechte und ge- 
werbliche Schutzrechte, gewerbliche, tech- 
nische, wissenschaftliche und ähnliche Erfah- 
rungen, Kenntnisse und Fertigkeiten, insbe- 
sondere Pläne, Muster und Verfahren, in ein 
inländisches öffentliches Buch oder Register 
eingetragen sind oder im Inland verwertet 
werden oder worden sind; 

7. sonstige Einkünfte (§ 58), soweit sie aus 

a) privaten Veräußerungsgeschäften mit inlän- 
dischen Grundstücken oder mit inländischen 
Rechten entstanden sind, die den Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts über Grundstücke 
unterliegen; 

b) einer Tätigkeit im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 3 
und 4, die im Inland ausgeübt oder verwertet 
wird oder worden ist und 

c) aus der Veräußerung von im Inland belege- 
nen Bodenschätzen herrühren. 

(2) Eie Einkunftsart bestimmt sich nach den Be- 
steuerungsmerkmalen, die im Inland gegeben sind. 
2 § 62 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) freiberufliche Tätigkeit, nichtselbständige Ar- 
beit oder eine Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 Nr. 7 
Buchstabe b wird im Inland verwertet, wenn eine 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und Ber- 
lin (West) ausgeübte Tätigkeit oder ihr Ergebnis 
wirtschaftlich unmittelbar einem im Inland ansässi- 
gen Auftraggeber oder einem inländischen Arbeit- 
geber zu dienen bestimmt ist oder ihr Ergebnis im 
Inland genutzt wird und das Entgelt zu Lasten einer 
inländischen Stelle gezahlt wird. 2 Verwertung von 
freiberuflicher Tätigkeit oder nichtselbständiger Ar- 
beit im Inland liegt auch vor, wenn eine im Inland 
erbrachte Leistung, die auf einem Wiedergabeträger 
gespeichert worden ist, genutzt und das Entgelt zu 
Lasten einer inländischen Stelle gezahlt wird. Ein- 
künfte aus der Verwertung einer außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) aus- 
geübten nichtselbständigen Arbeit bleiben bei der 
Besteuerung außer Ansatz, wenn nachgewiesen 
wird, daß von diesen Einkünften in dem Staat, in 
dem die Tätigkeit ausgeübt worden ist, eine der 
deutschen Einkommensteuer entsprechende Steuer 
erhoben wird. 


(4) 1 Bei Schiffahrt- und Luftfahrtunternehmen sind 
die Einkünfte im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c mit fünf vom Hundert der für diese Beförde- 
rungsleistungen vereinbarten Entgelte anzusetzen. 
2 Das gilt auch, wenn solche Einkünfte durch eine in- 
ländische Betriebstätte oder einen inländischen stän- 
digen Vertreter erzielt werden (Absatz 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a. 

(5) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 sind Ein- 
künfte steuerfrei, die ein beschränkt Steuerpflichti- 
ger mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in 
einem ausländischen Staat durch den Betrieb eigener 
oder gecharteter Schiffe oder Luftfahrzeuge aus 
einem Unternehmen bezieht, dessen Geschäftslei- 
tung und Sitz sich in dem ausländischen Staat be- 
findet. Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist, 
daß Steuerpflichtigen mit Wohnsitz oder gewöhn- 
lichem Aufenthalt im Inland in dem ausländischen 
Staat eine entsprechende Steuerbefreiung für der- 
artige Einkünfte gewährt wird und der Bundesmini- 
ster für Verkehr die Steuerbefreiung nach Satz 1 
für verkehrspolitisch unbedenklich erklärt hat. 

(6) Abweichend von Absatz 1 und vorbehaltlich 
des Absatzes 5 sind Einkünfte steuerfrei, die ein 
beschränkt Steuerpflichtiger mit Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichem Aufenthalt in einem ausländischen 
Staat, mit dem kein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung besteht, aus Tätigkeiten oder 
Rechtsverhältnissen nach Absatz 1 bezieht, soweit 
der ausländische Staat Steuerpflichtigen mit Wohn- 
sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in der Bundes- 
republik Deutschland oder Berlin (West) eine ent- 
sprechende Steuerbefreiung für derartige Einkünfte 
gewährt und der Bundesminister der Finanzen mit 
den zuständigen Behörden des ausländischen Staa- 
tes Einvernehmen über die gegenseitige Steuerbe- 
freiung herstellt. 

§ 112 

Besteuerungsgrundlagen und Tarifvorschriften 
für beschränkt Steuerpflichtige 

(1) *Bei der Ermittlung der inländischen Einkünfte 
(§111 Abs. 1) dürfen Betriebsausgaben nur insoweit, 
als sie mit inländischen Betriebseinnahmen, und 
Werbungskosten nur insoweit, als sie mit inländi- 
schen Einnahmen in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang stehen, abgezogen werden. 2 Pauschbeträge für 
Werbungskosten werden nicht gewährt. 

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Ein- 
künfte ist § 64 nicht und § 66 nur anzuwenden, wenn 
die in dieser Vorschrift bezeichneten Verluste in 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit inländischen 
Einkünften stehen. 

(3) x Bei der Ermittlung des Einkommens ist § 68 
nur hinsichtlich der als Sonderausgaben abzugs- 
fähigen Teile der Vermögensabgabe und der Steuer- 
beratungskosten anzuwenden, soweit sie durch Be- 
ratung auf dem Gebiet des inländischen Steuerrechts 
von im Inland für die Steuerrechtsberatung zugelas- 
senen Personen oder Gesellschaften entstanden sind. 
2 Die übrigen Vorschriften des § 68 sowie die §§ 74 
bis 77 und 79 sind nicht anzuwenden. 
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(4) *Die Einkommensteuer bemißt sich Vorbehalt- j 
lieh des Absatzes 6 bei beschränkt Steuerpflichtigen, 
die veranlagt werden, nach § 80. 2 Die Vorschriften 
des § 82 sind nur insoweit anzuwenden, als sie sich 
auf Veräußerungsgewinne im Sinne der §§ 39, 40, 
42 und 44 sowie Überschüsse im Sinne des § 61 be- 
ziehen; § 39 Abs. 4 Satz 3 sowie §§ 81, 90 und 97 
sind nicht anzuwenden. 3 Die Einkommensteuer darf 
vorbehaltlich der §§ 82 und 83 nicht niedriger als 
25 vom Hundert des zu versteuernden Einkommens 
sein. 4 Dieser Mindeststeuersatz gilt nicht für natür- 
liche Personen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 
Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik oder Berlin (Ost). 

(5) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 sind 
bei beschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeit- 
nehmern insoweit, als sie Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Arbeit im Sinne des § 111 Abs. 1 Nr. 4 
beziehen, die Vorschriften der §§ 53 Abs. 3, 64, 68, 
79 Abs. 2 und 3 Nr. 1, 94, ohne Möglichkeit die tat- 
sächlichen Aufwendungen nachzuweisen, 97 bis 100 
anzuwenden. Absatz 4 Satz 3 und § 66 sind nicht 
anzuwenden. Verheirateten Arbeitnehmern wird 
ein Freibetrag von 70 Deutsche Mark monatlich, 
Arbeitnehmern, die Anspruch auf die Kinderent- 
lastung oder eine der in § 100 Abs. 1 bezeichneten ; 
Entlastungen haben, von 250 Deutsche Mark monat- j 
lieh gewährt; § 79 Abs. 3 Nr. 1 ist in diesen Fällen j 
nicht anzuwenden. 4 Die Jahres- und Monatsbeträge j 
nach den Sätzen 1 und 3 ermäßigen sich zeitanteilig, j 
wenn die beschränkte Einkommensteuerpflicht nicht 
während eines vollen Kalenderjahrs oder Kalen- 
dermonats bestanden hat. 5 §§ 97 bis 100 sind auch 
auf Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz 
noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, für den 
Zeitraum anzuwenden, für den diese Unterhalts- 
leistungen nach § 4 Nr. 1 des Entwicklungshelfer- 
Gesetzes beziehen; sie sind insoweit als beschränkt 
steuerpflichtige Arbeitnehmer zu behandeln. 

(6) *Die Einkommensteuer ist bei beschränkt 
Steuerpflichtigen für Einkünfte aus nichtselbständi- 
diger Arbeit, für Kapitalerträge und in den Fällen 
der §§ 164, 165, 166 Abs. 1 bis 5 durch den Steuer- j 
abzug abgegolten. 2 § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b ist j 
nicht anzuwenden. 3 Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn die Einkünfte in einer inländischen Betrieb- 
stätte anfallen. 

(7) Erzielt ein beschränkt Steuerpflichtiger durch 
eine im Inland belegene Betriebstätte Einkünfte aus 
Gewerbe nach § 111 Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a, 
und wird er in einem ausländischen Staat, in dem er 
weder einen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, mit aus diesem Staat stammenden 
Einkünften der inländischen Betriebstätte zu einer 
der Einkommensteuer entsprechenden Steuer heran- 
gezogen, so ist die festgesetzte und gezahlte und 
keinem Ermäßigungsanspruch unterliegende aus- 
ländische Steuer auf die Einkommensteuer anzu- 
rechnen; § 101 ist entsprechend anzuwenden. 2 Das 
gilt nur, wenn der Bundesminister der Finanzen fest- 
gestellt hat, daß der ausländische Staat, in dem der 
beschränkt Steuerpflichtige einen Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, Steuerpflich- 


tigen, die in seinem Gebiet eine Betriebstätte unter- 
halten und die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
unbeschränkt steuerpflichtig sind, eine entspre- 
chende Entlastung gewährt. 3 Satz 1 gilt nicht, wenn 
ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Staat, in dem der beschränkt Steuerpflichtige 
einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt hat, die Behandlung der in Satz 1 bezeichneten 
gewerblichen Einkünfte regelt. 


SIEBENTER TEIL 

Besteuerung in Sonderfällen 

§ 113 

Besteuerung nach dem Verbrauch 

(1) Der Steuerpflichtige kann nach dem Ver- 
brauch besteuert werden, wenn der Verbrauch im 
Kalenderjahr 24 000 Deutsche Mark überstiegen 
hat und um mindestens die Hälfte höher ist als das 
Einkommen. 

(2) Zum Verbrauch gehören alle Aufwendungen 
des Steuerpflichtigen für seine Lebenshaltung und 
die Lebenshaltung seiner Angehörigen. 

(3) Zum Verbrauch gehören nicht 

1. die Sonderausgaben (§§ 68 bis 73) und die Vor- 
sorgeaufwendungen (§§ 90 bis 96) im Rahmen 
der Höchstbeträge; 

2. die Steuern vom Einkommen und sonstige Per- 
sonensteuern; 

3. Ausgaben, die durch Krankheiten, Todesfälle 
oder Unglücksfälle oder durch körperliche oder 
geistige Gebrechen verursacht sind; 

4. Aufwendungen, die durch die Geburt eines Kindes 
entstanden sind; 

5. Aufwendungen, die durch den Unterhalt eines 
bedürftigen Angehörigen, mit Ausnahme von 
Kindern, für die Kinderentlastung oder eine ent- 
sprechende Entlastung im Sinne des § 100 Abs. 1 
gewährt wird, entstanden sind; 

6. Aufwendungen aus sozialen Beweggründen für 
Arbeitnehmer oder frühere Arbeitnehmer oder 
für ihre Angehörigen; 

7. der Teil des Verbrauchs, den der Steuerpflichtige 
bestritten hat 

a) aus Einkommen, das er in den letzten drei 
Jahren versteuert, aber nicht verbraucht hat; 

b) aus Einnahmen, die nach § 6 steuerfrei sind, 
oder aus Bezügen, die dem Steuerpflichtigen 
nach § 58 Abs. 1 Nr. 6 Satz 3 nicht zuzurech- 
nen sind. 

(4) *Die Einkommensteuer nach dem Verbrauch 
beträgt die Hälfte der Steuer, die sich nach § 80 ergibt. 
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2 Wenn die sich danach ergebende Steuer geringer ist 
als die Steuer, die sich bei Zugrundelegung des Ein- 
kommens ergeben würde, so ist der Besteuerung 
nicht der Verbrauch, sondern das Einkommen zu- 
grunde zu legen. 

§ 114 

Pauschbesteuerung 

(1) Werden natürliche Personen durch Zuzug in 
die Bundesrepublik Deutschland oder nach Berlin 
(West) unbeschränkt einkommensteuerpflichtig, so 
kann das Finanzamt die Einkommensteuer auf An- 
trag mit Zustimmung der obersten Finanzbehörde 
des Landes bis zur Dauer von fünf Kalenderjahren 
in der Weise pauschalieren, daß 

1. von der Anwendung des § 109 Satz 1 abgesehen 
wird; 

2. von der Besteuerung von Einkünften oder Ein- 
kunftsteilen, die aus einem ausländischen Staat 
stammen, abgesehen wird, wenn diese Einkünfte 
oder Einkunftsteile im Verhältnis zu den inländi- 
schen Einkünften oder Einkunftsteilen nicht mehr 
als 25 vom Hundert betragen, auf sie nachweis- 
lich eine der deutschen Einkommensteuer ent- 
sprechende Steuer zu entrichten ist und die aus- 
ländische Steuer nicht durch ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung mit der 
Bundesrepublik Deutschland eingeschränkt wor- 
den ist; 

3. Beiträge an Versicherungsunternehmen, die we- 
der ihre Geschäftsleitung noch ihren Sitz in der 
Bundesrepublik Deutschland oder Berlin (West) 
haben und denen keine Erlaubnis zum Geschäfts- 
betrieb im Inland erteilt ist, als Vorsorgeauf- 
wendungen im Sinne des § 90 Abs. 1 anerkannt 
werden; 

4. bei der Veranlagung der inländische Verbrauch 
als zu versteuerndes Einkommen zugrunde ge- 
legt wird, wenn der Steuerpflichtige in der Bun- 
desrepublik Deutschland und Berlin (West) keine 
oder im Verhältnis zum inländischen Verbrauch 
nur geringe Einkünfte erzielt. 

(2) ^ei natürlichen Personen im Sinne des Ab- 
satzes 1 kann das Finanzamt auf Antrag mit Zu- 
stimmung der obersten Finanzbehörden des Bundes 
und des Landes die auf die inländischen Einkünfte 
oder Einkunftsteile entfallende Einkommensteuer 
wie folgt ermäßigen: 

1. Bei zurückgekehrten deutschen oder ehemaligen 
deutschen Staatsangehörigen um 20 vom Hundert 
bis zur Dauer von drei Kalenderjahren und um 
10 vom Hundert für das vierte und fünfte Kalen- 
derjahr seit Wiederbegründung der unbeschränk- 
ten Einkommensteuerpflicht, wenn der Steuer- 
pflichtige die Bundesrepublik Deutschland oder 
Berlin (West) nicht aus steuerlichen Gründen 
verlassen hat und nach dem Zuzug nicht erwerbs- 
tätig wird oder im Zeitpunkt des Zuzugs das 
65. Lebensjahr vollendet hat; 

2. bei Naturwissenschaftlern und technischen Spit- 
zenkräften um 20 vom Hundert bis zur Dauer 


von drei Kalenderjahren und um 10 vom Hundert 
für das vierte und fünfte Kalenderjahr seit Be- 
gründung der unbeschränkten Einkommensteuer- 
pflicht, wenn der Steuerpflichtige die Bundes- 
republik Deutschland oder Berlin (West) nicht 
aus steuerlichen Gründen verlassen hat und 
wenn an seinem Zuzug ein erhebliches öffent- 
liches Interesse besteht, weil durch seine Tätig- 
keit mit wesentlicher Einsparung von Forschungs- 
oder Entwicklungsaufwand der öffentlichen Hand 
zu rechnen ist; 

3. bei Künstlern und anderen kulturell Tätigen um 
20 vom Hundert bis zur Dauer von drei Kalender- 
jahren und um 10 vom Hundert für das vierte 
und fünfte Kalenderjahr seit Begründung der 
unbeschränkten Einkommensteuerpflicht, wenn 
an dem Zuzug des Steuerpflichtigen ein vordring- 
liches kulturelles Interesse besteht und er die 
Bundesrepublik Deutschand oder Berlin (West) 
nicht aus steuerlichen Gründen verlassen hat; 

4. bei Fach- und Führungskräften, die zur Durch- 
führung einer zeitlich begrenzten Aufgabe zuge- 
zogen sind, kann bis zur Dauer von fünf Kalen- 
derjahren der Abzug eines Pauschbetrags bis zu 
monatlich 500 Deutsche Mark von den inländi- 
schen Einkünften zugelassen werden, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß erhöhte Werbungs- 
kosten, Sonderausgaben, außergewöhnliche Be- 
lastungen und Vorsorgeaufwendungen im Sinne 
des § 90 Abs. 1 in jährlich etwa gleichbleibender 
Höhe erwachsen sind. 2 Durch diesen Abzug sind 
alle über die Pauschbeträge hinausgehenden 
Werbungskosten, Sonderausgaben, außerge- 
wöhnlichen Belastungen und Vorsorgeaufwen- 
dungen abgegolten. 

(3) *Bei natürlichen Personen, die früher in der 
Bundesrepublik Deutschland oder Berlin (West) an- 
sässig waren, darf die Einkommensteuer nur pau- 
schaliert werden, wenn der Zeitraum zwischen Weg- 
zug und Zuzug mindestens fünf Jahre betragen hat. 
2 Der Zeitraum der Pauschalierung darf auch bei wie- 
derholtem Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) insgesamt fünf Kalenderjahre 
nicht übersteigen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Antrag bei den 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn (§ 132) anzuwenden. 


ACHTER TEIL 

Steuerfestsetzung 

§ 115 

Veranlagung 

(1) *Der Steuerpflichtige wird jeweils nach Ab- 
lauf des Kalenderjahrs, in dem er sein Einkommen 
bezogen hat (Veranlagungszeitraum), vorbehaltlich 
des § 116 zur Einkommensteuer veranlagt. 2 Die Ver- 
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anlagung zur Einkommensteuer ist die Festsetzung 
der Einkommensteuer des Steuerpflichtigen für den 
Veranlagungszeitraum. 

(2) ^at die Einkommensteuerpflicht nicht wäh- 
rend des ganzen Kalenderjahrs bestanden, so wird 
der Steuerpflichtige für den Zeitraum zur Einkom- 
mensteuer veranlagt, während dessen die Einkom- 
mensteuerpflicht im Kalenderjahr bestanden hat. 
2 Bei einem Wechsel zwischen unbeschränkter und 
beschränkter Einkommensteuerpflicht im Laufe des 
Kalenderjahrs wird der Steuerpflichtige sowohl für 
die Dauer der unbeschränkten Einkommensteuer- 
pflicht als auch für die Dauer der beschränkten Ein- 
kommensteuerpflicht zur Einkommensteuer veran- 
lagt. 3 Die Dauer der Steuerpflicht gilt jeweils als 
Veranlagungszeitraum. 4 Bei Beendigung der Ein- 
kommensteuerpflicht kann der Steuerpflichtige so- 
fort veranlagt werden. 

(3) Einkünfte aus Gewerbe, freiberuflicher Tätig- 
keit, Land- und Forstwirtschaft oder Kapitalvermö- 
gen werden insoweit, als sie aus Kapitalerträgen im 
Sinne des § 155 Abs. 1 Nr. 5 erzielt worden sind, bei 
der Veranlagung zur Einkommensteuer nicht erfaßt. 
2 Die Einkommensteuer, die auf die bei der Ver- 
anlagung nicht erfaßten Einkünfte oder Einkunfts- 
teile entfällt, ist für den Steuerpflichtigen durch den 
Kapitalertragsteuerabzug abgegolten, soweit er 
nicht für zu wenig erhobene Kapitalertragsteuer in 
Anspruch genommen werden kann. 3 § 159 Abs. 3 
bleibt unberührt. 

(4) 4 Eine Veranlagung zur Einkommensteuer 
unterbleibt, wenn sich nach den §§ 80 bis 90 offen- 
sichtlich keine Einkommensteuer ergibt und weder 
für den Veranlagungszeitraum Einkommensteuer- 
Vorauszahlungen entrichtet oder Kinderentlastung- 
Abschlagzahlungen geleistet worden sind noch Kör- 
perschaftsteuer oder durch Steuerabzug erhobene 
Einkommensteuer auf die Einkommensteuer anzu- 
rechnen ist. Eine Veranlagung unterbleibt außerdem, 
soweit die Einkommensteuer nach § 112 Abs. 6 ab- 
gegolten ist. 

(5) *Für die Durchführung der Veranlagung rich- 
tet sich die örtliche Zuständigkeit der Finanzämter 
nach § 21 der Abgabenordnung. 2 Für die Durchfüh- 
rung einer Zusammenveranlagung von Ehegatten 
(§ 118), die keinen Familienwohnsitz haben, ist das 
für den älteren Ehegatten nach Satz 1 maßgebende 
Finanzamt örtlich zuständig. 

§ 116 

Veranlagung von Arbeitnehmern 

(1) ^in unbeschränkt Steuerpflichtiger, der Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit erzielt hat, ist 
zur Einkommensteuer zu veranlagen, 

1. wenn das zu versteuernde Einkommen 

a) bei Steuerpflichtigen, bei denen die tarifliche 
Einkommensteuer nach § 80 Abs. 5 zu ermit- 
teln ist, 48 000 Deutsche Mark, 


b) bei anderen Steuerpflichtigen 24 000 Deut- 
sche Mark 

übersteigt; 

2. wenn die Einkünfte oder Einkunftsteile aus 
nichtselbständiger Arbeit nicht der Lohnsteuer 
zu unterwerfen waren; 

3. wenn der Steuerpflichtige Einkünfte, die nicht 
solche aus nichtselbständiger Arbeit sind, ein- 
schließlich der ausländischen Einkünfte, die nach 
einem Abkommen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung von der Einkommensteuer freizu- 
stellen sind, von insgesamt mehr als 800 Deut- 
sche Mark erzielt hat; 

4. wenn der Steuerpflichtige nebeneinander von 
mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn bezogen 
hat und das zu versteuernde Einkommen 

a) bei Steuerpflichtigen, bei denen die tarifliche 
Einkommensteuer nach § 80 Abs. 5 oder 6 
zu ermintteln ist, 32 000 Deutsche Mark, 

b) bei anderen Steuerpflichtigen 16 000 Deut- 
sche Mark 

übersteigt; 

5. wenn der Steuerpflichtige nebeneinander von 
mehreren Arbeitgebern Versorgungsbezüge im 
Sinne des § 52 Abs. 1 von insgesamt mehr als 
12 000 Deutsche Mark bezogen hat; 

6. wenn der Steuerpflichtige vor Beginn des Kalen- 
derjahrs, in dem er sein Einkommen bezogen 
hat, das 64. Lebensjahr vollendet hatte und 
nebeneinander von mehreren Arbeitgebern Ar- 
beitslohn, ausgenommen Versorgungsbezüge im 
Sinne des § 52 Abs. 1, von insgesamt mehr als 
6 000 Deutsche Mark bezogen hat; 

7. wenn auf der Lohnsteuerkarte des Steuerpflich- 
tigen ein Freibetrag im Sinne des § 137 Abs. 1 
Nr. 8 eingetragen worden ist; 

8. wenn der Steuerpflichtige ausländische Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit erzielt hat, 
die nach einem Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung von der Einkommensteuer 
freizustellen sind; 

9. wenn der Steuerpflichtige im Veranlagungszeit- 
raum geheiratet hat, sein Ehegatte unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig ist, beide Ehegatten 
im Veranlagungszeitraum Arbeitslohn bezogen 
haben und für den Steuerpflichtigen oder seinen 
Ehegatten vor der Eheschließung die Vorschrif- 
ten des § 79 Abs. 3 oder des § 80 Abs. 6 anzu- 
wenden waren; 

10. wenn die Ehe des Steuerpflichtigen in dem Ka- 
lenderjahr, in dem er sein Einkommen bezogen 
hat, durch Tod, Scheidung oder Aufhebung auf- 
gelöst worden ist und er oder sein bisheriger 
Ehegatte in diesem Kalenderjahr wieder gehei- 
ratet hat; 
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11. wenn der Ehegatte des Steuerpflichtigen für den 
Veranlagungszeitraum die getrennte Veranla- 
gung nach § 119 gewählt hat. 

(2) 'Ein unbeschränkt Steuerpflichtiger, der Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit erzielt hat, wird 
auf Antrag zur Einkommensteuer veranlagt, 

1. wenn er ein negatives Ergebnis aus einer ande- 
ren Einkunftsart als aus nichtselbständiger Ar- 
beit erzielt hat, 

2. wenn er einen Verlustvortrag (§ 66) geltend 
machen kann, 

3. wenn ausländische Steuern auf die Einkommen- 
steuer nach § 101 anzurechnen sind, 

4. wenn § 114 angewendet werden soll, 

5. wenn er die getrennte Veranlagung nach § 119 
wählt, 

6. wenn Körperschaftsteuer auf die Einkommen- 
steuer nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b oder c 
anzurechnen ist, 

7. wenn Kapitalertragsteuer auf die Einkommen- 
steuer nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe d anzu- 
rechnen ist. 

2 Der Antrag ist durch Abgabe einer Einkommen- 
steuererklärung zu stellen. 

(3) J Bei Ehegatten, die das Veranlagungswahl- 
recht nach § 117 haben, sind 

1. die Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 2, 3 und 8 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Einkünfte 
beider Ehegatten an die Stelle der Einkünfte des 
Steuerpflichtigen treten, 

2. die Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 4 bis 6 auf 
den Arbeitslohn jedes Ehegatten gesondert anzu- 
wenden. -Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 4 
erster Teil gilt jedoch auch als erfüllt, wenn 
beide Ehegatten Arbeitslohn bezogen haben und 
einer von ihnen für den Veranlagungszeitraum 
oder für einen Teil des Veranlagungszeitraums 
nach den Steuerklassen V oder VI besteuert wor- 
den ist. 

(4) J Für die Durchführung der Veranlagung in den 

Fällen der Absätze 1 und 2 ist das Finanzamt örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Steuerpflichtige am 
Schluß des Veranlagungszeitraums seinen Wohnsitz 
oder in Ermangelung eines Wohnsitzes seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt hatte. 2 § 21 Abs. 1 Satz 2 der 
Abgabenordnung ist entsprechend anzuwenden. 3 Für 
die Durchführung einer Zusammenveranlagung von 
Ehegatten (§ 118), die keinen Familienwohnsitz 

haben, ist das für den älteren Ehegatten nach Satz 1 
maßgebende Finanzamt örtlich zuständig. 4 In den 
Fällen des § 2 ist das Finanzamt örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk sich die öffentliche Kasse befindet, die 
für den Veranlagungszeitraum den Arbeitslohn ge- 
zahlt hat. 

(5) ^ommt nach den Absätzen 1 bis 3 eine Ver- 
anlagung zur Einkommensteuer nicht in Betracht, so 
gilt die Einkommensteuer, die auf die Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit entfällt, für den Steuer- 


pflichtigen durch den Lohnsteuerabzug als abge- 
golten, soweit er nicht für zu wenig erhobene Lohn- 
steuer in Anspruch genommen werden kann. 2 §§ 148 
bis 150 bleiben unberührt. 

§ 117 

Veranlagungs Wahlrecht für Ehegatten 

Ehegatten, die beide unbeschränkt einkommen- 
steuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben 
und bei denen diese Voraussetzungen zu Beginn des 
Veranlagungszeitraums Vorgelegen haben oder im 
Laufe des Veranlagungszeitraums eingetreten sind, 
können zwischen Zusammenveranlagung (§ 118) und 
getrennter Veranlagung (§ 119) zur Einkommen- 
steuer wählen. 2 Gelten für die Ehegatten verschie- 
dene Veranlagungszeiträume (§ 115 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 2 Satz 3), so tritt an die Stelle des Ver- 
anlagungszeitraums der Teil des Kalenderjahrs, 
während dessen beide Ehegatten unbeschränkt ein- 
kommensteuerpflichtig gewesen sind. 3 Das Wahl- 
recht gilt nicht für Ehegatten, deren Ehe im Laufe 
des Kalenderjahrs, in dem sie ihr Einkommen be- 
zogen haben, aufgelöst worden ist, wenn einer der 
Ehegatten in diesem Kalenderjahr wieder geheiratet 
hat und er und sein neuer Ehegatte die Vorausset- 
zungen des Satzes 1 erfüllen. 

§ 118 

Zusammenveranlagung von Ehegatten 

(1) Ehegatten, die das Veranlagungswahlrecht 
nach § 117 haben, werden zusammen zur Einkom- 
mensteuer veranlagt, wenn keiner der Ehegatten die 
getrennte Veranlagung zur Einkommensteuer wählt. 

(2) 1 Bei der Zusammenveranlagung werden die 
Einkünfte, die die Ehegatten erzielt haben, zusam- 
mengerechnet, den Ehegatten gemeinsam zugerech- 
net und, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist, 
die Ehegatten sodann gemeinsam als Steuerpflich- 
tiger behandelt. 2 In den Fällen des § 117 Satz 2 er- 
streckt sich die Zusammenveranlagung auf den Zeit- 
raum, während dessen mindestens einer der Ehe- 
gatten unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ge- 
wesen ist. 

§ 119 

Getrennte Veranlagung von Ehegatten 

(1) Ehegatten, die das Veranlagungswahlrecht 
nach § 117 haben, werden getrennt zur Einkommen- 
steuer veranlagt, wenn einer von ihnen diese Ver- 
anlagungsart wählt. 2 Die Wahl ist im Rahmen der 
Steuererklärung schriftlich zu treffen. 

(2) *Bei der getrennten Veranlagung werden Ehe- 
gatten so besteuert, als ob sie unverheiratet wären; 
§§ 16 Satz 2, 48 Abs. 1 Satz 2 und 75 Abs. 1 blei- 
ben unberührt. 2 Jedem Ehegatten werden die von 
ihm erzielten Einkünfte zugerechnet. 3 Dabei sind 
Einkünfte eines Ehegatten nicht allein deshalb 
zum Teil dem anderen Ehegatten zuzurechnen, weil 
dieser bei der Erzielung der Einkünfte mitgewirkt 
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hat. Sonderausgaben (§ 68), außergewöhnliche Be- 
lastungen (§§ 74 bis 76) und die Steuerermäßigung 
für Vorsorgeaufwendungen (§ 90) werden, soweit 
sie die Summe der bei der Veranlagung jedes Ehe- 
gatten in’ Betracht kommenden Pauschbeträge und 
Pauschalen (§ 68 Abs. 3, § 94) übersteigen, bis zur 
Höhe der bei einer Zusammenveranlagung der Ehe- 
gatten in Betracht kommenden Höchstbeträge je zur 
Hälfte bei der Veranlagung der Ehegatten abgezo- 
gen, wenn nicht die Ehegatten gemeinsam eine an- 
dere Aufteilung beantragen. 5 Die nach § 77 Abs. 5 
übertragbaren Pauschbeträge, die Kinderentlastung 
nach § 97 und der Freibetrag nach § 185 stehen den 
Ehegatten insgesamt nur einmal zu; sie werden je- 
dem Ehegatten zur Hälfte gewährt. 

§ 120 

Gesonderte Feststellung 
der Besteuerungsgrundlagen 

(1) J Bei der gesonderten Feststellung von Ein- 
künften im Sinne des § 161 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 
der Abgabenordnung gelten auch Einkunftsteile als 
Einkünfte. 2 Die Art der Einkünfte ist nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes für die Tätigkeit oder das 
Rechtsverhältnis zu bestimmen, aus dem die Ein- 
künfte erzielt werden. 3 Die für die Beteiligten fest- 
gestellten Anteile an den Einkünften sind bei der 
Veranlagung zur Einkommensteuer jedoch der Ein- 
kunftsart zuzurechnen, in der sie bei dem Beteiligten 
jeweils anfallen. 

(2) Bei der gesonderten Feststellung von Ein- 
künften sind auch Aufwendungen gesondert festzu- 
stellen, die bei der Ermittlung der Einkünfte nicht 
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten berück- 
sichtigt worden sind, soweit sie bei der Veranlagung 
der Beteiligten zur Einkommensteuer von Bedeutung 
sein können. 

(3) 1 Wenn an Einkünften im Sinne der §§ 55 und 
57 eine Vielzahl von Steuerpflichtigen beteiligt ist, 
sind Werbungskosten, die nur einzelnen Betei- 
ligten entstanden sind, bei der gesonderten Fest- 
stellung der Einkünfte nicht zu berücksichtigen. 2 Sie 
können von dem einzelnen Steuerpflichtigen bei sei- 
ner Veranlagung zur Einkommensteuer geltend ge- 
macht werden. 

§ 121 

Einkommensteuererklärung 

(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige haben eine 
Einkommensteuererklärung für den abgelaufenen 
Veranlagungszeitraum in den folgenden Fällen ab- 
zugeben: 

1. Ehegatten, die für den Veranlagungszeitraum, 
für den die Steuererklärung abzugeben ist, das 
Veranlagungswahlrecht nach § 117 haben, 

a) wenn keiner der Ehegatten Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit erzielt hat und 
aa) die Summe der Einkünfte beider Ehe- 
gatten mindestens 7 140 Deutsche Mark 
beträgt oder 


bb) mindestens einer der Ehegatten die ge- 
trennte Veranlagung nach § 119 wählt, 

b) wenn mindestens einer der Ehegatten Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit erzielt 
hat und eine Veranlagung nach § 116 Abs. 1 
in Betracht kommt; 

2. andere unbeschränkt steuerpflichtige Personen, 

a) wenn die Summe der Einkünfte mindestens 
3 570 Deutsche Mark beträgt und darin keine 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit ent- 
halten sind, 

b) wenn in der Summe der Einkünfte Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit enthalten sind 
und eine Veranlagung nach § 116 Abs. 1 in 
Betracht kommt. 

Unbeschränkt Steuerpflichtige im Sinne der Num- 
mer 1 Buchstabe a und der Nummer 2 Buchstabe a, 
deren Einkünfte die Mindestbeträge unterschreiten, 
haben eine Einkommensteuererklärung abzugeben, 
wenn sie für den Veranlagungszeitraum Kinderent- 
lastung-Abschlagzahlungen erhalten haben oder 
eine Veranlagung zur Einkommensteuer beantragen. 
3 Ehegatten, die das Veranlagungswahlrecht nach 
§ 117 haben, haben eine gemeinsame Einkommen- 
steuererklärung abzugeben, wenn keiner der Ehe- 
gatten die getrennte Veranlagung wählt. 

(2) Beschränkt Steuerpflichtige haben eine Ein- 
kommensteuererklärung für den abgelaufenen Ver- 
anlagungszeitraum abzugeben, soweit sie inländi- 
sche Einkünfte im Sinne des § 111 erzielt haben, für 
die die Einkommensteuer nicht durch den Steuer- 
abzug abgegolten ist (§ 112 Abs. 6). 

(3) Personen, die nach den Absätzen 1 oder 2 
nicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung 
verpflichtet sind, haben eine solche abzugeben, wenn 
das Finanzamt sie dazu auffordert. 2 Die Aufforde- 
rung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung 
erfolgen. 

(4) *Die Einkommensteuererklärungen sind späte- 
stens am 31. Mai des auf den Veranlagungszeitraum 
folgenden Kalenderjahrs abzugeben. 2 In den Fällen 
des § 9 Abs. 2 Nr. 3 sind die Einkommensteuererklä- 
rungen bis zum Ablauf des dritten Kalendermonats, 
der auf das Ende des Wirtschaftsjahrs folgt, das im 
abgelaufenen Veranlagungszeitraum begonnen hat, 
abzugeben, frühestens aber bis zu dem in Satz 1 be- 
zeichneten Zeitpunkt. 3 Das Finanzamt ist berechtigt, 
schon vor Ablauf der Steuererklärungsfrist An- 
gaben zu verlangen, die für die Besteuerung von Be- 
deutung sind. 

§ 122 

Erklärung zur gesonderten Feststellung 
der Besteuerungsgrundlagen 

(1) Die zur Geschäftsführung oder Vertretung 
einer Gesellschaft oder Gemeinschaft berechtigten 
Personen sind in den Fällen des § 161 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a der Abgabenordnung verpflichtet, eine 
Erklärung zur gesonderten Feststellung der Ein- 
künfte der Beteiligten abzugeben. 
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(2) Der Unternehmer ist in den Fällen des § 161 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b der Abgabenordnung ver- 
pflichtet, eine Erklärung zur gesonderten Feststel- 
lung seiner Einkünfte abzugeben. 

(3) Für die Erklärungen im Sinne der Absätze 1 
und 2 gilt § 121 Abs. 4 sinngemäß. 

§ 123 

Form der Erklärungen 

(1) ^ie Erklärungen im Sinne der §§ 121 und 122 
sind nach amtlich vorgeschriebenen Vordrucken ab- 
zugeben. 2 Sie müssen vom Steuerpflichtigen, in den 
Fällen des § 121 Abs. 1 Satz 3 von den Ehegatten, 
eigenhändig unterschrieben sein. 3 * * * Hat eine Person 
oder Vereinigung bei der Anfertigung der Erklärung 
oder ihrer Anlagen mitgewirkt, so sind der Name 
und die Anschrift dieser Person oder Vereinigung in 
in der Erklärung anzugeben. 

(2) *Den Erklärungen sind beizufügen, 

1. wenn Einkünfte im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 erzielt worden sind: 

a) eine Abschrift der Steuerbilanz und, wenn 
eine Handelsbilanz aufgestellt wird und diese 
von der Steuerbilanz abweicht, eine Abschrift 
der Handelsbilanz, wenn ein Gewinn durch 
Betriebsvermögensvergleich nach § 11 zu er- 
mitteln ist oder ermittelt wird, 

b) eine Abschrift der Verlust- und Gewinnrech- 
nung sowie auf Verlangen des Finanzamts 
eine Hauptabschlußübersicht, wenn Bücher 
geführt werden, die den Grundsätzen der dop- 
pelten Buchführung entsprechen, 

c) Jahresberichte (Geschäftsberichte) oder Prü- 
fungsberichte, wenn solche vorliegen. 

2 Das Finanzamt kann verlangen, daß ein Steuer- 
pflichtiger, bei dem eine Außenprüfung in regel- 
mäßigen Zeitabständen nicht durchgeführt wird, 
die Steuerbilanz sowie die Verlust- und Gewinn- 
rechnung nach amtlich vorgeschriebenen Vor- 
drucken erstellt; 

2. wenn Einkünfte im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 4 
erzielt worden sind: 

a) die für den Veranlagungszeitraum ausgestell- 
ten Lohnsteuerkarten des Steuerpflichtigen 
mit vollständigen Lohnsteuerbescheinigungen 
oder in den Fällen, in denen dem Arbeitgeber 
eine Lohnsteuerkarte nicht Vorgelegen hat, 
Lohnsteuerbescheinigungen nach entsprechen- 
dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck, 

b) in den Fällen, in denen der Steuerpflichtige 
während des Veranlagungszeitraums zeit- 
weise in keinem Dienstverhältnis gestanden 
hat, etwaige Unterlagen über die Dauer dieser 
Zeiträume; 

3. wenn Einkünfte im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 5 er- 

zielt worden sind: 

a) Bescheinigungen im Sinne des § 47 des Kör- 

perschaftsteuergesetzes, wenn Kapitalerträge 


im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder 
Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a bezogen worden 
sind. Hst für den Veranlagungszeitraum eine 
Bescheinigung im Sinne des § 129 Abs. 3 aus- 
gestellt worden, so ist auch diese beizufügen, 

b) Bescheinigungen im Sinne des § 162 Abs. 2; 

4. wenn Einkünfte im Sinne des § 111 Abs. 1 erzielt 
worden sind: Bescheinigungen über die durch 
Steuerabzug nach § 166 Abs. 6 für den Veranla- 
gungszeitraum erhobene Einkommensteuer, 


NEUNTER TEIL 

Steuererhebung 


ERSTES KAPITEL 

Erhebung der Einkommensteuer 

§ 124 

Entstehung und Tilgung der Einkommensteuer 

(1) Die Einkommensteuer entsteht, soweit in die- 
sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, mit Ablauf 
des Veranlagungszeitraums. 

(2) Die Einkommensteuer wird wie folgt abge- 
rechnet: 

1. Die Einkommensteuer erhöht sich um 

a) die für den Veranlagungszeitraum geleisteten 
Kinderentlastung-Abschlagzahlungen (§ 125); 

b) die für den Veranlagungszeitraum ausge- 
zahlte Kinderentlastung (§ 126 Abs. 1) und 
ausgezahlte Lohnsteuer (§ 126 Abs. 2, § 139 
Abs. 2 Satz 7 und Abs. 3). 

2. x Die Einkommensteuer vermindert sich um 

a) die für den Veranlagungszeitraum entrichteten 
Einkommensteuer-Vorauszahlungen (§ 127); 

b) die Körperschaftsteuer einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaft oder Personen- 
vereinigung in Höhe von 9 /ie der Einnahmen 
im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder 
Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a. 2 Die Anrechnung er- 
folgt unabhängig von der Entrichtung der Kör- 
perschaftsteuer. 3 Die Körperschaftsteuer wird 
nicht angerechnet 

aa) in den Fällen des § 128, 

bb) wenn die Vergütung nach den §§ 129 
oder 130 beantragt oder durchgeführt 
worden ist, 

cc) wenn die in § 123 Abs. 2 Nr. 3 Buch- 
stabe a bezeichneten Bescheinigungen 
nicht vorgelegt werden; 

c) die Körperschaftsteuer in Höhe der zu den 
Einnahmen im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 3 ge- 
hörenden Tarifbelastung; 
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d) die durch Steuerabzug erhobene Einkommen- 
steuer (§§ 132, 155, 164, 165 und 166 Abs. 6), 
soweit sie auf die bei der Veranlagung er- 
faßten Einkünfte entfällt und in den Fällen des 
§ 155 nicht die Erstattung nach § 159 Abs. 1 
oder 2 beantragt oder durchgeführt worden 
ist. 

(3) 'Die Steuerbeträge nach Absatz 2 Nr. 1 sind 
insgesamt auf volle Deutsche Mark abzurunden; die 
Steuerbeträge nach Absatz 2 Nr. 2 sind jeweils auf 
volle Deutsche Mark aufzurunden. 2 Bei den durch 
Steuerabzug erhobenen Steuern ist jeweils die 
Summe der Beträge einer einzelnen Abzugsteuer 
aufzurunden. 

(4) 'Wenn sich nach der Abrechnung ein Über- 
schuß zuungunsten des Steuerpflichtigen ergibt, hat 
der Steuerpflichtige (Steuerschuldner) diesen Betrag, 
soweit er den fällig gewordenen, aber nicht entrich- 
teten Einkommensteuer-Vorauszahlungen entspricht, 
sofort, im übrigen innerhalb eines Monats nach Be- 
kanntgabe des Steuerbescheids zu entrichten (Ab- 
schlußzahlung). 2 Wenn sich nach der Abrechnung 
ein Uberschuß zugunsten des Steuerpflichtigen er- 
gibt, wird dieser dem Steuerpflichtigen nach Be- 
kanntgabe des Steuerbescheids ausgezahlt. 3 Bei Ehe- 
gatten, die nach § 118 zusammen zur Einkommen- 
steuer veranlagt worden sind, wirkt die Auszahlung 
an einen Ehegatten auch für und gegen den anderen 
Ehegatten. 

§ 125 

Kinderentlastung — Abschlagzahlung 

(1) 'Das Finanzamt hat dem unbeschränkt Steuer- 
pflichtigen, der zur Einkommensteuer veranlagt wird 
und Einkünfte oder Einkunftsteile, die der Lohn- 
steuer unterliegen, nicht erzielt, jeweils nach Ab- 
lauf des Monats, für den ihm Kinderentlastung zu ge- 
währen ist, den Monatsbetrag der Kinderentlastung 
als Abschlagzahlung auszuzahlen, soweit er die sich 
nach den §§ 80 bis 90 für den laufenden Veranla- 
gungszeitraum voraussichtlich ergebende und auf 
einen Monatsbetrag umgerechnete Einkommensteuer 
um wenigstens 50 Deutsche Mark übersteigt. 2 § 124 
Abs. 4 Satz 3 gilt sinngemäß. 3 Der Anspruch auf Kin- 
derentlastung-Abschlagzahlung entsteht jeweils mit 
Beginn des Kalendermonats, für den die Kinderent- 
lastung zu gewähren ist. 

(2) 'Das Finanzamt setzt die Abschlagzahlungen 
durch schriftlichen Bescheid fest. 2 Das Finanzamt 
kann die Abschlagzahlungen rückwirkend neu fest- 
setzen, wenn eine Änderung in den Verhältnissen, 
die für den Anspruch auf die Kinderentlastung-Ab- 
schlagzahlung von Bedeutung sind, eingetreten ist. 
3 Werden die Abschlagzahlungen rückwirkend her- 

abgesetzt, so ist der zuviel gezahlte Betrag innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheids zu- 

rückzuzahlen. 

§ 126 

Kinderentlastung — Auszahlung 

(1) 'Der unbeschränkt Steuerpflichtige, der nicht 

zur Einkommensteuer veranlagt wird und Einkünfte 


oder Einkunftsteile, die der Lohnsteuer unterliegen, 
nicht erzielt, kann die Auszahlung der Kinderentla- 
stung beantragen. 2 Der Antrag ist nach amtlich vor- 
geschriebenem Vordruck beim Finanzamt zu stellen. 
3 § 125 Abs. 1 Satz 3 gilt sinngemäß. 4 Das Finanzamt 
setzt die Kinderentlastung durch schriftlichen Be- 
scheid fest und zahlt dem Steuerpflichtigen jeweils 
nach Ablauf der Monate, für die ihm die Kinderent- 
lastung zu gewähren ist, den Monatsbetrag der Kin- 
derentlastung aus. 5 Bei Ehegatten, denen die Kinder- 
entlastung gemeinsam zusteht, wirkt die Auszahlung 
an einen Ehegatten auch für und gegen den anderen 
Ehegatten. 6 Der Steuerpflichtige ist verpflichtet, dem 
Finanzamt einen Wohnungswechsel und eine Ände- 
rung in den Verhältnissen, die für den Anspruch auf 
die Auszahlung der Kinderentlastung von Bedeu- 
tung sind, unverzüglich anzuzeigen, 7 Soweit die An- 
spruchsvoraussetzungen für die Auszahlung der Kin- 
derentlastung nicht Vorgelegen haben oder wegge- 
fallen sind, hat das Finanzamt die Festsetzung der 
Kinderentlastung zu ändern. 8 § 125 Abs. 2 Satz 3 gilt 
sinngemäß. 

(2) 'Absatz 1 gilt sinngemäß für einen unbe- 
schränkt Steuerpflichtigen, der Einkünfte oder Ein- 
kunftsteile, die der Lohnsteuer unterliegen, erzielt, 
wenn der Zeitraum, für den er Arbeitslohn nicht be- 
zogen oder Auszahlungsbeträge nach § 139 Abs. 3 
nicht erhalten hat, 30 Kalendertage übersteigt. 2 Der 
Antrag auf Auszahlung der Kinderentlastung kann 
in diesem Fall nur bis zum 30. November des Kalen- 
derjahrs gestellt werden, für das die Kinderentla- 
stung zu gewähren ist; dem Antrag ist die für dieses 
Kalenderjahr ausgeschriebene Lohnsteuerkarte bei- 
zufügen. s Das Finanzamt hat den Zeitraum, für den 
es die Kinderentlastung ausgezahlt hat, und den aus- 
gezahlten Betrag als ausgezahlte Lohnsteuer auf der 
Lohnsteuerkarte einzutragen. 4 Die örtliche Zustän- 
digkeit des Finanzamts richtet sich nach § 151 Abs. 1. 

(3) Soweit der Zeitraum im Sinne des Absatzes 2 
keine vollen Kalendermonate umfaßt, beträgt die 
Kinderentlastung für ein Kind 1,67 Deutsche Mark, 
für zwei Kinder vier Deutsche Mark und für jedes 
weitere Kind zusätzlich vier Deutsche Mark je Ka- 
lendertag. 

§ 127 

Einkommensteuer- V or auszahlung 

(1) 'Der Steuerpflichtige hat am 10. März, 10. Juni, 
10. September und 10. Dezember Vorauszahlungen 
auf die Einkommensteuer zu entrichten, die er für 
den laufenden Veranlagungszeitraum voraussicht- 
lich schulden wird. 2 Die Einkommensteuer-Voraus- 
zahlung entsteht jeweils mit Beginn des Kalender- 
vierteljahrs, in dem die Vorauszahlungen zu ent- 
richten sind, oder, wenn die Steuerpflicht erst im 
Laufe des Kalendervierteljahrs begründet wird, mit 
Begründung der Steuerpflicht. 

(2) 'Die Oberfinanzdirektionen können für Steuer- 
pflichtige, die überwiegend Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft erzielen, von Absatz 1 Satz 1 ab- 
weichende Vorauszahlungszeitpunkte bestimmen. 
2 Das gleiche gilt für Steuerpflichtige, die überwie- 
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gend Einkünfte oder Einkunftsteile aus nichtselb- 
ständiger Arbeit erzielen, die der Lohnsteuer nicht 
unterliegen. 

(3) 4 Das Finanzamt setzt die Vorauszahlungen 
durch Vorauszahlungsbescheid fest. 1 2 Die Voraus- 
zahlungen bemessen sich grundsätzlich nach der 
Einkommensteuer, die sich nach Anrechnung der 
Körperschaftsteuer und der Steuerabzugsbeträge 
(§ 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstaben b bis d) bei der letz- 
ten Veranlagung ergeben hat. 3 Das Finanzamt kann 
bis zum Ablauf des auf den Veranlagungszeitraum 
folgenden Kalenderjahrs die Vorauszahlungen an 
die Einkommensteuer anpassen, die sich für den 
Veranlagungszeitraum voraussichtlich ergeben wird. 
4 Bei der Anwendung der Sätze 2 und 3 bleiben Auf- 
wendungen im Sinne der §§ 68 und 74 sowie die 
abziehbaren Beträge nach den §§ 75, 76 und 185 
außer Ansatz, wenn diese insgesamt 1800 Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 

(4) *Bei einer nachträglichen Erhöhung der Vor- 
auszahlungen ist die letzte Vorauszahlung für den 
Veranlagungszeitraum anzupassen. 2 Der Erhöhungs- 
betrag ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Vorauszahlungsbescheids zu entrichten. 

§ 128 

Ausschluß der Anrechnung von Körperschaftsteuer 
in Sonderfällen 

(1) ^ie Anrechnung von Körperschaftsteuer nach 
§ 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b ist einem Anteils- 
eigner mit beherrschendem Einfluß auf die ausschüt- 
tende Körperschaft oder Personenvereinigung zu 
versagen oder bei ihm rückgängig zu machen, soweit 
die anzurechnende Körperschaftsteuer nicht durch 
die ihr entsprechende gezahlte Körperschaftsteuer 
gedeckt ist und nach Beginn der Vollstreckung we- 
gen dieser rückständigen Körperschaftsteuer anzu- 
nehmen ist, daß die vollständige Einziehung keinen 
Erfolg haben wird. 2 Das gleiche gilt für einen wesent- 
lich beteiligten Anteilseigner ohne beherrschenden 
Einfluß. 

(2) J Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn der be- 
herrschende Einfluß oder die wesentliche Beteili- 
gung zu einem Zeitpunkt innerhalb der letzten drei 
Jahre vor dem Jahr der Ausschüttung bestanden 
hat. 2 Ein Anteilseigner gilt als wesentlich beteiligt 
im Sinne des Absatzes 1, wenn er zu mehr als 25 
vom Hundert unmittelbar oder mittelbar beteiligt 
war. 

(3) Wird die Anrechnung rückgängig gemacht, so 
ist der Steuerbescheid zu ändern. 

§ 129 

Vergütung von Körperschaftsteuer 
an unbeschränkt Steuerpflichtige 

(1) Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 55 Abs. 1 

Nr. 1 oder 2 wird auf Antrag einem Anteilseigner, 

der im Zeitpunkt des Zufließens der Kapitalerträge 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig war, die 


nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b Satz 1 und 2 
anrechenbare Körperschaftsteuer vergütet, wenn an- 
zunehmen ist, daß für ihn eine Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer nicht in Betracht kommt. 

(2) Die zu vergütende Körperschaftsteuer ist durch 
eine Bescheinigung im Sinne des § 47 Abs. 1 oder 2 
des Körperschaftsteuergesetzes nachzuweisen. 

(3) *Die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 1 
sind durch eine Bescheinigung des für den Anteils- 
eigner zuständigen Wohnsitzfinanzamts nachzuwei- 
sen. 2 Die Geltungsdauer der Bescheinigung darf 
höchstens fünf Jahre betragen; sie muß am Schluß 
eines Kalenderjahrs enden. 3 Das Finanzamt hat die 
Bescheinigung vor Ablauf ihrer Geltungsdauer zu- 
rückzufordern, wenn die unbeschränkte Einkommen- 
steuerpflicht des Anteilseigners endet oder wenn 
Tatsachen bekannt werden, aufgrund derer voraus- 
sichtlich eine Veranlagung des Anteilseigners durch- 
zuführen sein wird. 4 Fordert das Finanzamt die Be- 
scheinigung zurück oder erkennt der Anteilseigner, 
daß die Voraussetzungen für die Erteilung der Be- 
scheinigung weggefallen sind, so hat der Anteils- 
eigner dem Finanzamt die Bescheinigung unverzüg- 
lich zurückzugeben. 

(4) Für die Vergütung ist das Bundesamt für 
Finanzen zuständig. 

(5) Wird der Antrag auf Vergütung in Vertretung 
des Anteilseigners durch ein inländisches Kredit- 
institut gestellt, so kann von der Übersendung der 
in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten Bescheinigun- 
gen abgesehen werden, wenn das Kreditinstitut ver- 
sichert, daß ihm diese Bescheinigungen vorliegen. 
2 Wird die Bescheinigung im Sinne des Absatzes 3 an 
den Anteilseigner oder an sein Wohnsitzfinanzamt 
zurückgegeben, hat das Kreditinstitut auf den Be- 
scheinigungen zu vermerken, für welchen Zeitraum 
die Vergütung beantragt worden ist. 3 Das Recht der 
Finanzbehörden zur Ermittlung des Sachverhalts 
bleibt unberührt. 

(6) *Die Antragsfrist endet am 31. Mai des Jahres, 
das dem Kalenderjahr folgt, in dem die Einnahmen 
zugeflossen sind. 2 Wird die Vergütung nach Ab- 
satz 5 von einem Kreditinstitut beantragt, gilt die 
Frist als gewahrt, wenn der Anteilseigner das Kre- 
ditinstitut bis zu dem in Satz 1 bezeichneten Zeit- 
punkt schriftlich mit der Antragstellung beauftragt 
hat. 

(7) Die Vergütung ist ausgeschlossen, 

1. wenn die Bescheinigung über die zu vergütende 
Körperschaftsteuer durch einen Hinweis im Sinne 
des,§ 47 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 
gekennzeichnet worden ist oder 

2. wenn der Anteilseigner Mitglied einer Erwerbs- 
oder Wirtschaftsgenossenschaft ist, soweit die 
Vergütung nach § 130 beantragt oder durchge- 
führt worden ist. 

(8) Hat der Anteilseigner Einnahmen aus der Ver- 
äußerung von Dividendenscheinen (§ 55 Abs. 2 Nr. 3 
Buchstabe a) erzielt, so gelten für ihn die Absätze 1 
und 3 bis 6 sinngemäß. An die Stelle der in Ab- 
satz 2 bezeichneten Bescheinigung tritt die Beschei- 
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nigung im Sinne des § 47 Abs. 5 des Körperschaft- 
steuergesetzes. 

§ 130 

Vergütung von Körperschaüsteuer für 
Mitglieder von Genossenschaften 

(1) 'Bei Bezügen unbeschränkt Steuerpflichtiger 
aus Anteilen an einer unbeschränkt steuerpflichti- 
gen Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft wird 
die nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b Satz 1 auf 
die Einkommensteuer der Mitglieder anrechenbare 
Körperschaftsteuer auf Antrag unabhängig vom Vor- 
liegen der Voraussetzungen des § 129 Abs. 1 an die 
Genossenschaft vergütet. 2 Satz 1 gilt nur 

1. für Mitglieder, deren Bezüge im Wirtschaftsjahr 
100 Deutsche Mark nicht überstiegen haben, und 

2. wenn die Genossenschaft in Vertretung der Mit- 
glieder einen Sammelantrag auf Vergütung stellt, 
in dem sie sich bereiterklärt, den Vergütungs- 
betrag für die Mitglieder entgegenzunehmen. 

(2) 'Der Antrag auf Vergütung ist an das für die 
Besteuerung nach dem Einkommen der Erwerbs- 
oder Wirtschaftsgenossenschaft zuständige Finanz- 
amt zu richten, das die Körperschaftsteuer vergütet. 
2 Für die Antragsfrist gilt § 129 Abs. 6 Satz 1 ent- 
sprechend. 

§ 131 

Vergütung des Körperschaftsteuer- 
Erhöhungsbetrags an beschränkt 
Einkommensteuerpflichtige 

*Die Vergütung des Erhöhungsbetrags nach den 
Absätzen 1 und 2 des § 53 Körperschaftsteuergesetz 
wird auch beschränkt Einkommensteuerpflichtigen 
gewährt. 2 § 53 Abs. 3 Nr. 1 und 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes gilt sinngemäß. 

ZWEITES KAPITEL 

Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) 

§ 132 

Erhebung der Lohnsteuer 

(1) 'Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
wird Einkommensteuer durch Abzug vom Arbeits- 
lohn erhoben (Lohnsteuer), soweit der Arbeitslohn 
von einem Arbeitgeber gezahlt wird, der im Inland 
einen Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Aufenthalt, 
seine Geschäftsleitung, seinen Sitz, eine Betrieb- 
stätte oder einen ständigen Vertreter im Sinne der 
§§ 7 bis 12 der Abgabenordnung hat (inländischer 
Arbeitgeber). 2 Der Lohnsteuer unterliegt auch der 
im Rahmen des Dienstverhältnisses üblicherweise 
von einem Dritten für eine Arbeitsleistung gezahlte 
Arbeitslohn. 

(2) 'Der Arbeitnehmer ist Schuldner der Lohn- 
steuer. 2 Die Lohnsteuer entsteht in dem Zeitpunkt, 
in dem der Arbeitslohn dem Arbeitnehmer zufließt. 


(3) 'Der Arbeitgeber hat die Lohnsteuer für Rech- 
nung des Arbeitnehmers bei jeder Lohnzahlung 
vom Arbeitslohn einzubehalten. 2 Bei juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts hat die öffentliche 
Kasse, die den Arbeitslohn zahlt, die Pflichten des 
Arbeitgebers. 

(4) 'Wenn der vom Arbeitgeber geschuldete Bar- 
lohn zur Deckung der Lohnsteuer nicht ausreicht, 
hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber den Fehl- 
betrag zur Verfügung zu stellen oder der Arbeit- 
geber einen entsprechenden Teil der anderen Be- 
züge des Arbeitnehmers zurückzubehalten. 2 Soweit 
der Arbeitnehmer seiner Verpflichtung nicht nach- 
kommt und der Arbeitgeber den Fehlbetrag nicht 
durch Zurückbehaltung von anderen Bezügen des 
Arbeitnehmers aufbringen kann, hat der Arbeitge- 
ber dies dem Betriebstättenfinanzamt (§ 145 Abs. 1 
Nr. 1) anzuzeigen. 3 Das Finanzamt hat die zu wenig 
erhobene Lohnsteuer vom Arbeitnehmer nachzufor- 
dern. 

§ 133 

Hohe der Lohnsteuer 

(1) 'Die Jahreslohnsteuer bemißt sich nach dem 
Arbeitslohn, den der Arbeitnehmer im Kalenderjahr 
bezieht (Jahresarbeitslohn). kaufender Arbeitslohn 
gilt in dem Kalenderjahr als bezogen, in dem der 
Lohnzahlungszeitraum endet; in den Fällen des § 138 
Abs. 6 Satz 1 tritt der Lohnabrechnungszeitraum an 
die Stelle des Lohnzahlungszeitraums. Arbeitslohn, 
der nicht als laufender Arbeitslohn gezahlt wird 
(sonstige Bezüge), wird in dem Kalenderjahr bezo- 
gen, in dem er dem Arbeitnehmer zufließt. 

(2) Die Jahreslohnsteuer ist nach dem Jahres- 
arbeitslohn so zu bemessen, daß sie der Einkommen- 
steuer entspricht, die der Arbeitnehmer schuldet, 
wenn er ausschließlich Einkünfte aus nichtselbstän- 
diger Arbeit erzielt. 

(3) 'Vom laufenden Arbeitslohn wird die Lohn- 
steuer jeweils mit dem auf den Lohnzahlungszeit- 
raum entfallenden Teilbetrag der Jahreslohnsteuer 
erhoben, die sich bei Umrechnung des laufenden 
Arbeitslohns auf einen Jahresarbeitslohn ergibt. 
2 Von sonstigen Bezügen wird die Lohnsteuer mit 
dem Betrag erhoben, der zusammen mit der Lohn- 
steuer für den laufenden Arbeitslohn des Kalender- 
jahrs und für etwa im Kalenderjahr bereits ge- 
zahlte sonstige Bezüge die voraussichtliche Jahres- 
lohnsteuer ergibt. 

(4) Bei der Ermittlung der Lohnsteuer werden die 
Besteuerungsgrundlagen des Einzelfalls durch die 
Einreihung der Arbeitnehmer in Steuerklassen 
(§ 134), Aufstellung von entsprechenden Lohnsteuer- 
tabellen (§ 135) und Ausstellung von entsprechen- 
den Lohnsteuerkarten (§ 136) sowie Feststellung 
von Freibeträgen (§ 137) berücksichtigt. 

§ 134 

Lohnsteuerklassen 

'Für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs wer- 
den unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeit- 
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nehmer in Steuerklassen eingereiht. 2 Dabei gilt fol- 
gendes: 

1. In die Steuerklasse I gehören Arbeitnehmer, die 

a) ledig, 

b) verheiratet, verwitwet oder geschieden sind 
und bei denen die Voraussetzungen für die 
Steuerklassen III oder IV nicht erfüllt sind; 

2. in die Steuerklasse II gehören die unter Nummer 
1 bezeichneten Arbeitnehmer, 

a) wenn sie vor Beginn des Kalenderjahrs das 
49. Lebensjahr vollendet haben oder 

b) solange ihnen die Kinderentlastung (§ 97) für 
mindestens ein Kind zusteht; 

3. in die Steuerklasse III gehören Arbeitnehmer, 

a) die verheiratet sind, wenn beide Ehegatten 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind 
und nicht dauernd getrennt leben und 

aa) der Ehegatte des Arbeitnehmers keinen 
Arbeitslohn bezieht oder 

bb) der Ehegatte des Arbeitnehmers auf An- 
trag beider Ehegatten in die Steuerklasse 
V eingereiht wird, 

b) die verwitwet sind, wenn sie und ihr verstor- 
bener Ehegatte im Zeitpunkt seines Todes 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig wa- 
ren und in diesem Zeitpunkt nicht dauernd 
getrennt gelebt haben, für das Kalenderjahr, 
das dem Kalenderjahr folgt, in dem der Ehe- 
gatte verstorben ist, 

c) deren Ehe aufgelöst worden ist, wenn 

aa) im Kalenderjahr der Auflösung der Ehe 
beide Ehegatten unbeschränkt einkom- 
mensteuerpflichtig waren und nicht 
dauernd getrennt gelebt haben und 

bb) der andere Ehegatte wieder geheiratet 
hat, von seinem neuen Ehegatten nicht 
dauernd getrennt lebt und er und sein 
neuer Ehegatte unbeschränkt einkom- 
mensteuerpflichtig sind, 

für das Kalenderjahr, in dem die Ehe aufge- 
löst worden ist; 

4. in die Steuerklasse IV gehören Arbeitnehmer, 
die verheiratet sind, wenn beide Ehegatten unbe- 
schränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht 
dauernd getrennt leben und der Ehegatte des 
Arbeitnehmers ebenfalls Arbeitslohn bezieht; 

5. in die Steuerklasse V gehören die unter Num- 
mer 4 bezeichneten Arbeitnehmer, wenn der Ehe- 
gatte des Arbeitnehmers auf Antrag beider Ehe- 
gatten in die Steuerklasse III eingereiht wird; 

6. die Steuerklasse VI gilt bei Arbeitnehmern, die 
nebeneinander von mehreren Arbeitgebern 
Arbeitslohn beziehen, für die Einbehaltung der 
Lohnsteuer vom Arbeitslohn aus dem zweiten 
und weiteren Dienstverhältnis. 


§ 135 

Lohnsteuertabellen 

(1) *Der Bundesminister der Finanzen hat auf der 
Grundlage der diesem Gesetz beigefügten Anlagen 
2 und 3 (Einkommensteuertabellen) eine Jahres- 
lohnsteuertabelle für Jahresarbeitslöhne bis zu 
96 000 Deutsche Mark aufzustellen und bekanntzu- 
machen. 2 In der Jahreslohnsteuertabelle sind die für 
die einzelnen Steuerklassen in Betracht kommenden 
Jahreslohnsteuerbeträge auszuweisen. 3 Die Jahres- 
lohnsteuerbeträge sind für die Steuerklassen I, II 
und IV aus der Anlage 2, für die Steuerklasse III 
aus der Anlage 3 abzuleiten. 4 Die Jahreslohnsteuer- 
beträge für die Steuerklassen V und VI sind aus 
einer für diesen Zweck zusätzlich aufzustellenden 
Einkommensteuertabelle abzuleiten; in dieser Ta- 
belle ist für die in der Anlage 3 ausgewiesenen Be- 
träge des zu versteuernden Einkommens jeweils die 
Einkommensteuer auszuweisen, die sich aus dem 
Unterschiedsbetrag zwischen der Einkommensteuer 
für das Zweieinhalbfache und der Einkommensteuer 
für das Eineinhalbfache des zu versteuernden Ein- 
kommens nach der Anlage 3 ergibt. 5 Im übrigen ist 
wie folgt zu verfahren: 

1. Die in den Einkommensteuertabellen ausgewie- 
senen Beträge des zu versteuernden Einkom- 
mens sind in einen Jahresarbeitslohn umzurech- 
nen durch Hinzurechnung 

a) des Werbungskosten-Pauschbetrags (§ 53 

Abs. 3) für die Steuerklassen I bis V, 

b) des Sonderausgaben-Pauschbetrags (§ 68 Abs. 
3) von 240 Deutsche Mark für die Steuerklas- 
sen I, II und IV und von 480 Deutsche Mark 
für die Steuerklasse III, 

c) des Haushaltsfreibetrags (§ 79 Abs. 3) für die 
Steuerklasse II. 

2. *Die ausgewiesenen Beträge der Einkommen- 
steuer sind in die Jahreslohnsteuer umzurechnen 
durch Kürzung um 

a) die Arbeitnehmer-Ermäßigung (§ 89) für die 
Steuerklassen I bis V, 

b) die Vorsorgepauschale (§ 94 Abs. 2) 

aa) für die Steuerklassen I und II in Höhe 
des § 94 Abs. 2 Satz 2, 

bb) für die Steuerklasse III in Höhe des § 94 
Abs. 3 Nr. 1, 

cc) für die Steuerklasse IV in Höhe des § 94 
Abs. 2 Satz 2 mit der Abweichung, daß 
ein Betrag von 66 Deutsche Mark an die 
Stelle des Betrags von 132 Deutsche 
Mark tritt, 

dd) für die Steuerklasse V in folgender Höhe: 
3,52 vom Hundert des Arbeitslohns, so- 
weit dieser den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dem Betrag von 67 500 Deutsche 
Mark und dem Jahresbetrag der Bei- 
tragsbemessungsgrenze in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung nicht übersteigt, 
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c) die Kinderentlastung (§ 97 Abs. 2) von 600 
Deutsche Mark für ein Kind, von 1 440 Deut- 
sche Mark für zwei Kinder und zusätzlich von 
1 440 Deutsche Mark für jedes weitere Kind 
für die Steuerklassen II und III sowie von 
300 Deutsche Mark für ein Kind, von 720 
Deutsche Mark für zwei Kinder und zusätz- 
lich von 720 Deutsche Mark für jedes weitere 
Kind für die Steuerklasse IV. 2 Soweit die 
Kinderentlastung jeweils den Betrag über- 
steigt, der sich nach Kürzung der Einkom- 
mensteuer um die in den Buchstaben a und b 
bezeichneten Beträge ergibt, ist sie als Aus- 
zahlungsbetrag (§ 97 Abs. 1 Satz 2) auszu- 
weisen. 

6 Der Jahreslohnsteuertabelle ist eine dieser Vor- 
schrift entsprechende Anleitung zur Ermittlung 
der Lohnsteuer für einen nicht ausgewiesenen Jah- 
resarbeitslohn anzufügen. 

(2) 4 Der Bundesminister der Finanzen hat aus der 
Jahreslohnsteuertabelle eine Monatslohnsteuerta- 
belle für Arbeitslöhne bis zu 8 000 Deutsche Mark, 
eine Wochenlohnsteuertabelle für Wochenarbeits- 
löhne bis zu 750 Deutsche Mark und eine Tages- 
lohnsteuertabelle für Tagesarbeitslöhne bis zu 150 
Deutsche Mark abzuleiten und bekanntzumachen. 
2 Dabei sind die Anfangsbeträge der Arbeitslohnstu- 
fen und die Lohnsteuerbeträge für die Monatslohn- 
steuertabelle mit einem Zwölftel, für die Wochen- 
lohnsteuertabelle mit 7 / 360 und für die Tageslohn- 
steuertabelle mit V 360 der Jahresbeträge anzuset- 
zen. 3 Bei der Berechnung der Arbeitslohnstufen und 
der Lohnsteuerbeträge für die Wochen- und Tages- 
lohnsteuertabellen bleiben Bruchteile eines Pfennigs 
außer Ansatz. 4 Bei der Berechnung der Lohnsteuer- 
beträge für die Monatslohnsteuertabelle sind die 
Lohnsteuerbeträge auf den nächsten durch 10 teil- 
baren Pfennigbetrag abzurunden. 5 Absatz 1 Satz 6 
ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 136 

Lohnsteuerkarte 

(1) 4 Die Gemeinden haben den in ihrem Bezirk 
ansässigen unbeschränkt einkommensteuerpflichti- 
gen Arbeitnehmern für jedes Kalenderjahr unent- 
geltlich eine Lohnsteuerkarte nach amtlich vorge- 
schriebenem Muster auszustellen und zu übermit- 
teln. 2 Bezieht ein Arbeitnehmer nebeneinander von 
mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn, so hat die Ge- 
meinde eine entsprechende Anzahl Lohnsteuerkar- 
ten unentgeltlich auszustellen und zu übermitteln. 
3 Wenn eine Lohnsteuerkarte verlorengegangen, un- 
bi auchbar geworden oder zerstört worden ist, hat 
die Gemeinde eine Ersatz-Lohnsteuerkarte auszu- 
stellen. 4 Hierfür kann die ausstellende Gemeinde 
von dem Arbeitnehmer eine Gebühr bis 3 Deutsche 
Mark erheben; das Verwaltungskostengesetz ist an- 
zuwenden. 

(2) *Das Verfahren für die Ausstellung der 

Lohnsteuerkarten wird durch Rechtsverordnung der 

Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates 


geregelt. 2 Dabei kann insbesondere bestimmt wer- 
den, 

1. welche Gemeinde für die Ausstellung der Lohn- 
steuerkarten und Änderung der Eintragungen im 
Einzelfall örtlich zuständig ist, 

2. wann die Lohnsteuerkarten auszustellen sind, 

3. welche Merkmale auf den Lohnsteuerkarten ein- 
zutragen sind, 

4. welche Unterlagen den Eintragungen zugrunde 
zu legen sind, 

5. daß die Beendigung der Ausstellung öffentlich 
bekanntzumachen ist, 

6. welche Nachweise über die ausgestellten Lohn- 
steuerkarten zu führen sind. 

(3) *Die Gemeinde hat auf der Lohnsteuerkarte 
insbesondere jeweils in Worten den Familienstand, 
die Steuerklasse (§ 134) und die Zahl der Kinder, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und für die dem Arbeitnehmer Kinderentlastung 
(§ 97) zusteht, einzutragen. 2 Für die Eintragungen 
sind die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahrs 
maßgebend, für das die Lohnsteuerkarte gilt. 3 Steht 
dem Arbeitnehmer eine Kinderentlastung für ein 
Kind zu, das zu Beginn des Kalenderjahrs das 
18. Lebensjahr vollendet hat (§ 97 Abs. 2 Satz 4 und 
Abs. 3 und 4), so wird die auf der Lohnsteuerkarte 
eingetragene Steuerklasse und Zahl der Kinder auf 
Antrag vom Finanzamt geändert. 4 Die Eintragung 
des Familienstands, der Steuerklasse und der Zahl 
der Kinder ist die gesonderte Feststellung von Be- 
steuerungsgrundlagen im Sinne des § 160 Abs. 1 der 
Abgabenordnung, die unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung steht. 5 Der Eintragung braucht eine 
Belehrung über den zulässigen Rechtsbehelf nicht 
beigefügt zu werden. 

(4) *Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die Ein- 
tragung des Familienstands und der Zahl der Kin- 
der auf der Lohnsteuerkarte umgehend ändern zu 
lassen, wenn 

1. die Eintragung auf der Lohnsteuerkarte von den 
Verhältnissen zu Beginn des Kalenderjahrs zu- 
gunsten des Arbeitnehmers abweicht, 

2. die Voraussetzungen für die Kinderentlastung 
für ein Kind im Laufe des Kalenderjahrs wegfal- 
len. 

2 Die Änderung von Eintragungen im Sinne des 
Absatzes 3 Satz 1 ist bei der Gemeinde, die Ände- 
rung von Eintragungen im Sinne des Absatzes 3 
Satz 3 beim Finanzamt zu beantragen. 3 Kommt der 
Arbeitnehmer seinen Verpflichtungen nicht nach, 
so hat die Gemeinde oder das Finanzamt die Eintra- 
gung von Amts wegen zu ändern; der Arbeitneh- 
mer hat die Lohnsteuerkarte der Gemeinde oder 
dem Finanzamt auf Verlangen vorzulegen. Unter- 
bleibt die Änderung der Eintragung, hat das Fi- 
nanzamt zuwenig erhobene Lohnsteuer vom Ar- 
beitnehmer nachzufordern, wenn diese 20 Deutsche 
Mark übersteigt; hierzu hat die Gemeinde dem Fi- 
nanzamt die Fälle mitzuteilen, in denen eine von 
ihr vorzunehmende Änderung unterblieben ist. 
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(5) treten bei einem Arbeitnehmer im Laufe 
des Kalenderjahrs, für das die Lohnsteuerkarte gilt, 
die Voraussetzungen für eine ihm günstigere Steu- 
erklasse oder Zahl der Kinder ein, so kann der Ar- 
beitnehmer bis zum 30. November bei der Gemein- 
de, in den Fällen des § 97 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 
und 4 bei dem Finanzamt die Änderung der Eintra- 
gung beantragen. 2 Die Änderung ist mit Wirkung 
von dem Tage an vorzunehmen, an dem erstmals 
die Voraussetzungen für die Änderung Vorlagen. 
3 Ehegatten, die beide Arbeitslohn beziehen, können 
im Laufe des Kalenderjahrs einmal, spätestens bis 
zum 30. November, bei der Gemeinde beantragen, 
die auf ihren Lohnsteuerkarten eingetragenen Steu- 
erklassen in andere nach § 134 Nr. 3 bis 5 in Be- 
tracht kommende Steuerklassen zu ändern. 4 Die 
Gemeinde hat die Änderung mit Wirkung vom Be- 
ginn des auf die Antragstellung folgenden Kalen- 
dermonats an vorzunehmen. 

(6) 4 Die Gemeinden sind insoweit, als sie Lohn- 
steuerkarten auszustellen, Eintragungen auf den 
Lohnsteuerkarten vorzunehmen und zu ändern ha- 
ben, örtliche Landesfinanzbehörden. 2 Sie sind inso- 
weit verpflichtet, den Anweisungen des örtlich zu- 
ständigen Finanzamts nachzukommen. 3 Das Finanz- 
amt kann erforderlichenfalls Verwaltungsakte, für 
die eine Gemeinde sachlich zuständig ist, selbst er- 
lassen. 4 Der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber oder an- 
dere Personen dürfen die Eintragungen auf der 
Lohnsteuerkarte nicht ändern oder ergänzen. 

§ 137 

Freibetrag beim Lohnsteuerabzug 

(1) Auf der Lohnsteuerkarte wird als vom Ar- 
beitslohn abzuziehender Freibetrag die Summe der 
folgenden Beträge eingetragen: 

1. der Altersfreibetrag (§ 79 Abs. 2), 

2. der Haushaltsfreibetrag (§ 79 Abs. 3) bei Arbeit- 
nehmern, denen Kinderentlastung nach den 
§§97 bis 99 in den Fällen des § 100 für minde- 
stens ein Kind zustehen würde, soweit der 
Haushaltsfreibetrag nicht bereits durch Einrei- 
hung des Arbeitnehmers in die Steuerklasse II 
berücksichtigt wird, 

3. die Pauschbeträge für Körperbehinderte und 
Hinterbliebene (§ 77), 

4. Werbungskosten, die bei den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit anfallen (§ 53), soweit 
sie den Werbungskosten-Pauschbetrag (§ 53 
Abs. 3) übersteigen, 

5. Sonderausgaben (§ 68), soweit sie den Sonder- 
ausgaben-Pauschbetrag von 240 Deutsche Mark 
(§ 68 Abs. 3) übersteigen, 

6. der Betrag, der nach §§ 74, 75 und 76 wegen 
außergewöhnlicher Belastungen zu gewähren ist, 

7. der Freibetrag, der nach § 185 zu gewähren 
ist, 

8. der Betrag der negativen Einkünfte aus Vermie- 
tung und Verpachtung, der sich bei Inanspruch- 


nahme der erhöhten Abschreibungen nach § 170 
oder nach § 14 a des Berlinförderungsgesetzes 
oder der erhöhten Absetzungen nach Maßgabe 
des § 194 Abs. 12 für ein selbstgenutztes Einfami- 
lienhaus oder eine selbstgenutzte Eigentums- 
wohnung voraussichtlich ergeben wird. 

(2) *Die Gemeinde hat den Altersfreibetrag und 
nach Anweisung des Finanzamts die Pauschbeträge 
für Körperbehinderte und Hinterbliebene bei der 
Ausstellung der Lohnsteuerkarten in einer Summe 
von Amts wegen einzutragen; dabei ist der Freibe- 
trag durch Aufteilung in Monats-, Wochen- und Ta- 
gesfreibeträge jeweils auf das Kalenderjahr gleich- 
mäßig zu verteilen. 2 Der Arbeitnehmer kann beim 
Finanzamt die Eintragung des nach Absatz 1 insge- 
samt in Betracht kommenden Freibetrags beantra- 
gen. 3 Der Antrag kann nur nach amtlich vorge- 
schriebenem Vordruck bis zum 30. November des 
Kalenderjahrs gestellt werden, für das die Lohn- 
steuerkarte gilt. 4 Der Antrag ist hinsichtlich eines 
Freibetrags aus der Summe der nach Absatz 1 Nr. 4 
bis 7 in Betracht kommenden Aufwendungen und 
Beträge unzulässig, wenn die Aufwendungen im 
Sinne der §§ 53, 68 und 74 sowie die abziehbaren 
Beträge nach den §§75, 76 und 185 insgesamt 1 800 
Deutsche Mark nicht übersteigen. 5 Das Finanzamt 
hat den Freibetrag durch Aufteilung in Monats-, 
Wochen- und Tagesfreibeträge jeweils auf die der 
Antragstellung folgenden Monate des Kalender- 
jahrs gleichmäßig zu verteilen. 6 Abweichend hier- 
von darf ein Freibetrag, der im Monat Januar eines 
Kalenderjahrs beantragt wird, mit Wirkung vom 
1. Januar dieses Kalenderjahrs an eingetragen 
werden. 7 Das Eintragungsverfahren wird durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates geregelt; dabei kann insbe- 
sondere angeordnet werden, wie die Umrechnung 
in Monats-, Wochen- und Tagesfreibeträge vorzu- 
nehmen ist, wie die sich ergebenden Beträge aufzu- 
runden sind und in welcher Form die Eintragung zu 
geschehen hat. 

(3) 1 Für Ehegatten, die beide unbeschränkt ein- 
kommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd ge- 
trennt leben, ist jeweils die Summe der nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 und 3 und 5 bis 8 in Betracht kommen- 
den Beträge gemeinsam zu ermitteln; in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 5 tritt an die Stelle des Sonder- 
ausgaben-Pauschbetrags von 240 Deutsche Mark 
der Sonderausgaben-Pauschbetrag von 480 Deut- 
sche Mark. 2 Für die Anwendung des Absatzes 2 
Satz 4 ist die Summe der für beide Ehegatten in Be- 
tracht kommenden Beträge im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 4 bis 7 maßgebend. 3 Die nach Satz 1 ermittelte 
Summe ist je zur Hälfte auf die Ehegatten aufzutei- 
len, wenn für jeden Ehegatten eine Lohnsteuerkarte 
ausgeschrieben worden ist und die Ehegatten keine 
andere Aufteilung beantragen. 4 Für einen Arbeit- 
nehmer, dessen Ehe in dem Kalenderjahr, für das 
die Lohnsteuerkarte gilt, aufgelöst worden ist und 
dessen bisheriger Ehegatte im selben Kalenderjahr 
wieder geheiratet hat, sind die nach Absatz 1 in Be- 
tracht kommenden Beträge ausschließlich auf 
Grund der in seiner Person erfüllten Voraussetzun- 
gen zu ermitteln. 
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(4) *Die Eintragung eines Freibetrags auf der 
Lohnsteuerkarte ist die gesonderte Feststellung ei- 
ner Besteuerungsgrundlage im Sinne des § 160 
Abs. 1 der Abgabenordnung, die unter dem Vorbe- 
halt der Nachprüfung steht. 1 2 Der Eintragung 
braucht eine Belehrung über den zulässigen Rechts- 
behelf nicht beigefügt zu werden. 3 Ein mit einer Be- 
lehrung über den zulässigen Rechtsbehelf versehe- 
ner schriftlicher Bescheid ist jedoch zu erteilen, 
wenn dem Antrag des Arbeitnehmers nicht in vol- 
lem Umfang entsprochen wird. 

(5) *Der Arbeitnehmer ist abweichend von § 98 
Abs. 2 der Abgabenordnung verpflichtet, unverzüg- 
lich die Änderung eines auf seiner Lohnsteuerkarte 
eingetragenen Freibetrags zu beantragen, wenn bei 
dessen Ermittlung 

1. Aufwendungen für die Benutzung eines eigenen 
Kraftfahrzeugs zu Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte (§ 53 Abs. 1 Nr. 2), 

2. Mehraufwendungen für doppelte Haushaltsfüh- 
rung (§ 53 Abs. 1 Nr. 3), 

3. Mehraufwendungen für eine doppelte Unter- 
kunft (§ 53 Abs. 1 Nr. 4), 

4. Unterhaltsaufwendungen (§ 75) oder 

5. Aufwendungen für eine Hausgehilfin (§ 76) 

berücksichtigt worden sind und die Verhältnisse 
sich im Laufe des Kalenderjahrs derart ändern, daß 
die Aufwendungen um mindestens 400 Deutsche 
Mark geringer sein werden. 2 § 98 Abs. 1 der Abga- 
benordnung bleibt unberührt. 

(6) Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 5, daß 
zu wenig Lohnsteuer erhoben worden ist, so hat 
das Finanzamt den Fehlbetrag vom Arbeitnehmer 
nachzufordern, wenn er 20 Deutsche Mark über- 
steigt. 

.§ 138 

Durchführung des Lohnsteuerabzugs 
für unbeschränkt einkommensteuerpflichtige 
Arbeitnehmer 

(1) *Für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs 

hat der unbeschränkt einkommensteuerpflichtige 
Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber vor Beginn des 

Kalenderjahrs oder beim Eintritt in das Dienstver- 

hältnis eine Lohnsteuerkarte vorzulegen. 2 Der Ar- 

beitgeber hat die Lohnsteuerkarte während des 

Dienstverhältnisses aufzubewahren. 3 Er hat sie dem 
Arbeitnehmer während des Kalenderjahrs zur Vor- 
lage beim Finanzamt oder bei der Gemeinde vor- 

übergehend zu überlassen sowie innerhalb ange- 
messener Frist nach Beendigung des Dienstverhält- 
nisses herauszugeben; bei vorübergehender Über- 
lassung ist auf der Lohnsteuerkarte kenntlich zu 
machen, daß das Dienstverhältnis fortbesteht. 4 Der 
Arbeitgeber darf die auf der Lohnsteuerkarte einge- 
tragenen Merkmale nur für die Einbehaltung der 
Lohnsteuer verwerten; er darf sie ohne Zustimmung 
des Arbeitnehmers nur offenbaren, soweit dies ge- 
setzlich zugelassen ist. 


(2) *Für die Einbehaltung der Lohnsteuer vom lau- 
fenden Arbeitslohn hat der Arbeitgeber die Höhe 
des laufenden Arbeitslohns und den Lohnzahlungs- 
zeitraum festzustellen. 2 Vom Arbeitslohn sind der 
auf den Lohnzahlungszeitraum entfallende Anteil 
des Versorgungs-Freibetrags (§ 52 Abs. 1), der Weih- 
nachts-Freibetrag (§ 52 Abs. 2) und der auf den 
Lohnzahlungszeitraum entfallende Anteil des Alters- 
entlastungsbetrags (§ 64) abzuziehen, wenn die 
Voraussetzungen für den Abzug dieser Beträge je- 
weils erfüllt sind. 3 Außerdem hat der Arbeitgeber 
einen etwaigen Freibetrag nach Maßgabe der Ein- 
tragungen auf der Lohnsteuerkarte des Arbeitneh- 
mers vom Arbeitslohn abzuziehen. 4 Für den so ge- 
kürzten Arbeitslohn ist die Lohnsteuer aus der für 
den Lohnzahlungszeitraum geltenden Lohnsteuer- 
tabelle oder nach der der Lohnsteuertabelle ange- 
fügten Anleitung zu ermitteln. 5 Dabei ist die auf 
der Lohnsteuerkarte eingetragene Steuerklasse und 
Zahl der Kinder maßgebend. 6 Die sich danach erge- 
bende Lohnsteuer ist vom Arbeitslohn einzubehal- 
ten; ein sich etwa ergebender Auszahlungsbetrag 
ist dem Arbeitnehmer auszuzahlen. 7 Die auszuzah- 
lende Lohnsteuer ist dem Betrag zu entnehmen, den 
der Arbeitgeber für seine Arbeitnehmer insgesamt 
an Lohnsteuer einbehalten hat. 

(3) *Wird im Rahmen eines fortbestehenden ge- 
genwärtigen Dienstverhältnisses die Beschäftigung 
unterbrochen oder eingeschränkt, so hat der Ar- 
beitgeber einen in Betracht kommenden Auszah- 
lungsbetrag auch dann zu ermitteln und auszuzah- 
len, wenn der Arbeitnehmer infolge der Unterbre- 
chung oder Einschränkung für den Lohnzahlungs- 
zeitraum Arbeitslohn nicht bezieht. 2 Es dürfen je- 
doch nur solche Lohnzahlungszeiträume berück- 
sichtigt werden, in denen der Arbeitnehmer nach- 
weislich erkrankt ist oder für die 

1. Verletztengeld aus der gesetzlichen Unfallversi- 
cherung, 

2. Einkommensausgleich nach § 17 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, 

3. Kurzarbeitergeld oder Schlechtwettergeld, 

4. Mutterschaftsgeld nach den Vorschriften des 
Mutterschutzgesetzes oder der Reichsversiche- 
rungsordnung, 

5. Übergangsgeld während der Durchführung von 
Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und Wie- 
derherstellung der Erwerbsfähigkeit (Heilbe- 
handlung und Berufsförderung), 

6. Unterhaltsgeld während der Teilnahme an Maß- 
nahmen der beruflichen Bildung und der berufli- 
chen Rehabilitation nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz, 

7. Unterhaltsbeitrag während einer Berufsförde- 
rungsmaßnahme nach § 26 des Bundesversor- 
gungsgesetzes, 

8. Entschädigung nach dem Bundes-Seuchengesetz 

bezogen wird, längstens aber 78 Wochen. 3 Bezieht 
der Arbeitnehmer Arbeitslohn für einen Kalender- 
monat, in dem die Beschäftigung durch Streik oder 
Aussperrung des Arbeitnehmers unterbrochen war, 
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so sind auch die Lohnzahlungszeiträume dieses Ka- 
lendermonats zu berücksichtigen, für die der Ar- 
beitnehmer keinen Arbeitslohn bezieht. 

(4) x Für die Einbehaltung der Lohnsteuer von 
einem sonstigen Bezug hat der Arbeitgeber den vor- 
aussichtlichen Jahresarbeitslohn ohne den sonstigen 
Bezug festzustellen. 2 Von dem voraussichtlichen 
Jahresarbeitslohn sind der Versorgungs-Freibetrag 
(§52 Abs. 1), der Weihnachts-Freibetrag (§52 
Abs. 2) und der Altersentlastungsbetrag (§64), 
wenn die Voraussetzungen für den Abzug dieser 
Beträge jeweils erfüllt sind, sowie ein etwaiger 
Jahresfreibetrag nach Maßgabe der Eintragungen 
auf der Lohnsteuerkarte abzuziehen. 8 Für den so 
gekürzten Jahresarbeitslohn (maßgebender Jahres- 
arbeitslohn) ist die Lohnsteuer aus der Jahreslohn- 
steuertabelle oder der der Jahreslohnsteuertabelle 
angefügten Anleitung zu ermitteln. 4 Dabei ist die 
auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Steuerklasse 
und Zahl der Kinder maßgebend. 5 Außerdem ist die 
Jahreslohnsteuer für den maßgebenden Jahresar- 
beitslohn unter Einbeziehung des sonstigen Bezugs 
zu ermitteln. 6 Dabei ist der sonstige Bezug um den 
Versorgungs-Freibetrag, den Weihnachts-Freibetrag 
und den Altersentlastungsbetrag zu kürzen, wenn 
die Voraussetzungen für den Abzug dieser Beträge 
jeweils erfüllt sind und soweit sie nicht bei der 
Feststellung des maßgebenden Jahresarbeitslohns 
berücksichtigt worden sind. 7 Der Unterschiedsbe- 
trag zwischen den ermittelten Jahreslohnsteuerbe- 
trägen oder Auszahlungsbeträgen ist die Lohnsteu- 
er, die von dem sonstigen Bezug einzubehalten ist. 
8 Bei Bezügen für eine mehrjährige Tätigkeit sind 
die Vorschriften des § 81 sinngemäß anzuwenden. 
9 Aus Vereinfachungsgründen ist 

1. ein sonstiger Bezug als laufender Arbeitslohn zu 
behandeln, wenn er 300 Deutsche Mark nicht 
übersteigt, oder 

2. die Lohnsteuer von einem sonstigen Bezug mit 
einem Steuersatz von 20 vom Hundert einzube- 
halten, wenn der maßgebende Jahresarbeitslohn 
einschließlich des sonstigen Bezugs 

a) bei Arbeitnehmern in den Steuerklassen I, II 
und IV 17 000 Deutsche Mark, 

b) bei Arbeitnehmern in der Steuerklasse III 
34 000 Deutsche Mark, 

c) bei Arbeitnehmern in den Steuerklassen V 
und VI 14 000 Deutsche Mark 

nicht übersteigt. 10 Von einer Entschädigung im 
Sinne des § 62 Nr. 1, soweit sie nach § 132 Abs. 1 
der Lohnsteuer unterliegt, sowie von der Vergü- 
tung für eine Arbeitnehmererfindung (§ 87) und von 
der Prämie für einen Verbesserungsvorschlag (§ 88), 
soweit der nach § 86 Satz 1, § 84 Abs. 2 in Betracht 
kommende Freibetrag überschritten wird, ist die 
Lohnsteuer nach Satz 7 oder nach Nummer 2 zur 
Hälfte einzubehalten. 

(5) 4 Für Lohnzahlungszeiträume, für die Lohn- 

steuertabellen nicht aufgestellt sind, ergibt sich die 

Lohnsteuer aus den mit der Zahl der Arbeitstage 

oder Arbeitswochen vervielfachten Beträgen der 


Lohnsteuertagestabelle oder Lohnsteuerwochenta- 
belle. 2 Als Zahl der Arbeitstage gilt die Zahl der 
Kalendertage des Lohnzahlungszeitraums. 

(6) 1 Wenn der Arbeitgeber für den Lohnzah- 
lungszeitraum lediglich Abschlagzahlungen leistet 
und eine Lohnabrechnung für einen längeren Zeit- 
raum (Lohnabrechnungszeitraum) vornimmt, kann 
er den Lohnabrechnungszeitraum als Lohnzahlungs- 
zeitraum behandeln und die Lohnsteuer abweichend 
von § 132 Abs. 3 bei der Lohnabrechnung einbehal- 
ten. 2 Satz 1 gilt nicht, wenn der Lohnabrechnungs- 
zeitraum fünf Wochen übersteigt oder die Lohnab- 
rechnung nicht innerhalb von drei Wochen nach 
dessen Ablauf erfolgt. 3 Das Betriebst^ttenfinanzamt 
kann anordnen, daß die Lohnsteuer von den Ab- 
schlagzahlungen einzubehalten ist, wenn die Erhe- 
bung der Lohnsteuer sonst nicht gesichert er- 
scheint. 4 Wenn wegen einer besonderen Entloh- 
nungsart weder ein Lohnzahlungszeitraum noch ein 
Lohnabrechnungszeitrum festgestellt werden kann, 
gilt als Lohnzahlungszeitraum die Summe der tat- 
sächlichen Arbeitstage oder Arbeitswochen. 

(7) *Ist nach einem Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung der von einem inländischen 
Arbeitgeber gezahlte Arbeitslohn von der Lohn- 
steuer freizustellen, so erteilt das Betriebstätten- 
finanzamt auf Antrag des Arbeitnehmers oder des 
Arbeitgebers eine entsprechende Bescheinigung. 
2 Der Arbeitgeber hat diese Bescheinigung als Beleg 
zum Lohnkonto (§ 144 Abs. 1) aufzubewahren. 

§ 139 

Durchführung des Lohnsteuerabzugs 
ohne Lohnsteuerkarte 

(1) Solange der unbeschränkt steuerpflichtige 
Arbeitnehmer dem Arbeitgeber eine Lohnsteuerkar- 
te schuldhaft nicht vorlegt oder die Rückgabe der 
ihm ausgehändigten Lohnsteuerkarte schuldhaft 
verzögert, hat der Arbeitgeber die Lohnsteuer 

1. bei Monatsarbeitslöhnen, die . . . Deutsche Mark, 
bei Wochenarbeitslöhnen, die . . . Deutsche 
Mark, und bei Tagesarbeitslöhnen, die . . . Deut- 
sche Mark nicht übersteigen *), nach der Steuer- 
klasse VI, 

2. in den Fällen, in denen die Beträge der Num- 
mer 1 überschritten werden, nach der Steuer- 
klasse I 

zu ermitteln. 2 Weist der Arbeitnehmer nach, daß er 
die Nichtvorlage oder verzögerte Rückgabe der 
Lohnsteuerkarte nicht zu vertreten hat, so hat der 
Arbeitgeber für die Lohnsteuerberechnung die ihm 
bekannten Familienverhältnisse des Arbeitnehmers 
zugrunde zu legen. 

(2) *Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von 
dem Arbeitslohn für den Monat Januar eines Ka- 
lenderjahrs abweichend von Absatz 1 aufgrund der 


*) Hier sind die höchsten Arbeitslohnbeträge einzusetzen, 
für die die Lohnsteuer nach der Steuerklasse VI ge- 
ringer ist als nach der Steuerklasse I. 
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Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte für das vor- 
hergehende Kalenderjahr ermitteln, wenn der Ar- 
beitnehmer eine Lohnsteuerkarte für das neue Ka- 
lenderjahr bis zur Lohnabrechnung nicht vorgelegt 
hat. 2 Nach Vorlage der Lohnsteuerkarte ist die 
Lohnsteuerermittlung für den Monat Januar zur 
überprüfen und erforderlichenfalls zu ändern. 3 Legt 
der Arbeitnehmer bis zum 31. März keine Lohnsteu- 
erkarte vor, ist nachträglich Absatz 1 anzuwenden. 
4 Die zuwenig oder zuviel einbehaltene Lohnsteuer 
ist jeweils bei der nächsten Lohnabrechnung auszu- 
gleichen. 

(3) *Für Arbeitnehmer, die nach § 2 unbe- 
schränkt einkommensteuerpflichtig sind, hat der 
Arbeitgeber die Lohnsteuer unabhängig von einer 
Lohnsteuerkarte zu ermitteln. 2 Dabei sind die Steu- 
erklasse und Zahl der Kinder maßgebend, die nach 
§ 136 Abs. 3 bis 5 auf einer Lohnsteuerkarte des Ar- 
beitnehmers einzutragen wären. 3 Auf Antrag des 
Arbeitnehmers erteilt das Betriebstättenfinanzamt 
(§ 145 Abs. 1 Nr. 1) über die maßgebende Steuerklas- 
se und Zahl der Kinder und einen etwa in Betracht 
kommenden Freibetrag (§ 137) eine Bescheinigung, 
für die die Vorschriften über die Eintragungen auf 
der Lohnsteuerkarte sinngemäß anzuwenden sind. 

§ 140 

Durchführung des Lohnsteuerabzugs für beschränkt 
einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer 

(1) *Für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs 
werden beschränkt einkommensteuerpflichtige Ar- 
beitnehmer in der Steuerklasse I oder II eingereiht. 
Arbeitnehmer, die unverheiratet sind, gehören in 
die Steuerklasse I oder, wenn sie vor Beginn des 
Kalenderjahrs das 49. Lebensjahr vollendet oder 
Anspruch auf Kinderentlastung haben, in die Steuer- 
klasse II, verheiratete Arbeitnehmer gehören in die 
Steuerklasse II; § 134 Nr. 6 ist anzuwenden. 3 Das 
Betriebstättenfinanzamt (§ 145 Abs. 1 Nr. 1) er- 
teilt auf Antrag des Arbeitnehmers über die maßge- 
bende Steuerklasse und Zahl der Kinder eine Be- 
scheinigung, für die die Vorschriften über die Ein- 
tragungen auf der Lohnsteuerkarte sinngemäß an- 
zuwenden sind. 

(2) *In die nach Absatz 1 zu erteilende Beschei- 
nigung trägt das Finanzamt auf Antrag des Arbeit- 
nehmers als vom Arbeitslohn abzuziehender Freibe- 
trag die Summe folgender Beträge ein: 

1. den Altersfreibetrag (§ 79 Abs. 2), 

2. den Haushaltsfreibetrag (§ 79 Abs. 3) bei den be- 
schränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern, de- 
nen Kinderentlastung nach den §§ 97 bis 99 in 
den Fällen des § 100 für mindestens ein Kind zu- 
stehen würde, soweit der Haushaltsfreibetrag 
nicht bereits durch Einreihung des Arbeitneh- 
mers in die Steuerklasse II berücksichtigt wird, 

3. Werbungskosten, die bei den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit anfallen (§ 53), soweit 
sie den Werbungskosten-Pauschbetrag (§ 53 
Abs. 3) übersteigen, 


4. Sonderausgaben (§ 68), soweit sie den Sonder- 
ausgaben-Pauschbetrag von 240 Deutsche Mark 
(§ 68 Abs. 3) übersteigen. 

2 § 137 Abs. 2 Sätze 3, 5 bis 7 und Absätze 4 bis 6 
ist sinngemäß anzuwenden. 

(3) *Der Arbeitnehmer hat die nach Absatz 1 er- 
teilte Bescheinigung seinem Arbeitgeber vor Be- 
ginn des Kalenderjahrs oder beim Eintritt in das 
Dienstverhältnis vorzulegen. 2 Der Arbeitgeber hat 
die Bescheinigung aufzubewahren. 3 § 138 Abs. 1 
Satz 3 und 4 gilt sinngemäß. 4 Der Arbeitgeber hat 
im übrigen den Lohnsteuerabzug nach Maßgabe des 
§ 138 Abs. 2 bis 7 und des § 139 Abs. 1 und 2 durch- 
zuführen; dabei tritt die nach Absatz 1 erteilte Be- 
scheinigung an die Stelle der Lohnsteuerkarte. 

(4) ^ine Auszahlung von Lohnsteuer im Sinne 
des § 138 Abs. 2 ist auch an die in § 112 Abs. 5 
Satz 5 bezeichneten Personen vorzunehmen. Zu- 
ständig für die Auszahlung ist der jeweilige Träger 
der Entwicklungshilfe im Sinne des § 2 des Entwick- 
lungshilfegesetzes. 3 Das für den Träger der Ent- 
wicklungshilfe zuständige Finanzamt erteilt auf An- 
trag des Entwicklungshelfers über die maßgebende 
Zahl der Kinder eine Bescheinigung, für die die 
Vorschriften über die Eintragungen auf der Lohn- 
steuerkarte sinngemäß anzuwenden sind. 

§ 141 

Pauschalierung der Lohnsteuer 
in besonderen Fällen 

(1) *Das Betriebstättenfinanzamt (§ 145 Abs. 1 
Nr. 1) kann auf Antrag des Arbeitgebers zulassen, 
daß die Lohnsteuer mit einem unter Berücksichti- 
gung der Vorschriften des § 133 zu ermittelnden 
Pauschsteuersatz erhoben wird, soweit 

1. von dem Arbeitgeber sonstige Bezüge in einer 
größeren Zahl von Fällen gewährt werden 
oder 

2. ist einer größeren Zahl von Fällen Lohnsteuer 
nachzuerheben ist, weil der Arbeitgeber die 
Lohnsteuer nicht vorschriftsmäßig einbehalten 
hat. 

Voraussetzung für die Pauschalierung der Lohn- 
steuer ist, daß die Ermittlung der Lohnsteuer nach 
§§ 138 bis 140 schwierig ist oder einen unverhält- 
nismäßigen Arbeitsaufwand erfordern würde. 3 Der 
Arbeitgeber hat dem Antrag eine Berechnung bei- 
zufügen, aus der sich der durchschnittliche Steuer- 
satz unter Zugrundelegung der durchschnittlichen 
Jahresarbeitslöhne und der durchschnittlichen Jah- 
reslohnsteuer in jeder Steuerklasse für diejenigen 
Arbeitnehmer ergibt, denen die Bezüge gewährt 
werden sollen oder gewährt worden sind. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann das Betrieb- 
stättenfinanzamt die Erhebung der Lohnsteuer mit 
einem Pauschsteuersatz von 25 vom Hundert zulas- 
sen, soweit der Arbeitgeber in einer größeren Zahl 
von Fällen Arbeitslohn aus Anlaß von Betriebsver- 
anstaltungen zahlt. 2 Dasselbe gilt, soweit der Ar- 
beitgeber in einer größeren Zahl von Fällen Erho- 
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lungsbeihilfen gewährt unter folgenden Vorausset- 
zungen: 

1. Die Erholungsbeihilfe darf zusammen mit Erho- 
lungsbeihilfen, die im selben Kalenderjahr frü- 
her gewährt worden sind, 300 Deutsche Mark 
für den Arbeitnehmer, 200 Deutsche Mark für 
dessen Ehegatten und 100 Deutsche Mark für je- 
des Kind, für das dem Arbeitnehmer Kinderent- 
lastung nach den §§ 97 bis- 99 zusteht oder in 
den Fällen des § 100 Abs. 1 zustehen würde, 
nicht übersteigen. 

2. Bei Erholungsbeihilfen, die in bar gezahlt wer- 
den, muß der Arbeitgeber sicherstellen, daß die 
Beihilfen zu Erholungszwecken verwendet wer- 
den. 

(3) *Der Arbeitgeber hat die pauschale Lohn- 
steuer zu übernehmen. 2 Er ist Schuldner der pau- 
schalen Lohnsteuer. 3 Der pauschal besteuerte Ar- 
beitslohn und die pauschale Lohnsteuer bleiben bei 
einer Veranlagung zur Einkommensteuer und beim 
Lohnsteuer-Jahresausgleich außer Ansatz. 4 Die pau- 
schale Lohnsteuer ist weder auf die Einkommen- 
steuer noch auf die Jahreslohnsteuer anzurech- 
nen. 

§ 142 

Pauschalierung der Lohnsteuer 
für Teilzeitbeschäftigte 

(1) A Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf die 
Vorlage einer Lohnsteuerkarte bei Arbeitnehmern, 
die nur kurzfristig oder in geringem Umfang und 
gegen geringen Arbeitslohn beschäftigt werden, die 
Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 10 vom 
Hundert des Arbeitslohns erheben. 2 Dabei gilt fol- 
gendes: 

1. Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn 
der Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber gelegent- 
lich, nicht regelmäßig wiederkehrend beschäf- 
tigt wird, die Dauer der Beschäftigung 18 zu- 
sammenhängende Arbeitstage nicht übersteigt 
und 

a) der Arbeitslohn während der Beschäftigungs- 
dauer 28 Deutsche Mark durchschnittlich je 
Arbeitstag nicht übersteigt oder 

b) die Beschäftigung zu einem unvorhersehba- 
ren Zeitpunkt sofort erforderlich wird. 

2. Eine Beschäftigung in geringem Umfang und ge- 
gen geringen Arbeitslohn liegt vor, wenn der 
Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber laufend be- 
schäftigt wird, die Tätigkeit jedoch während der 
Beschäftigungsdauer 20 Stunden und der Ar- 
beitslohn 80 Deutsche Mark wöchentlich nicht 
übersteigt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann der Arbeit- 
geber unter Verzicht auf die Vorlage einer Lohn- 
steuerkarte bei Aushilfskräften, die in Betrieben 

der Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 43 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ausschließlich mit typisch land- 

oder forstwirtschaftlichen Arbeiten beschäftigt wer- 
den, die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz 


von 2 vom Hundert des Arbeitslohns erheben. 
Aushilfskräfte im Sinne dieser Vorschrift sind Per- 
sonen, die von Fall zu Fall für eine im voraus be- 
stimmte Arbeit von vorübergehender Dauer in ein 
Dienstverhältnis treten. Aushilfskräfte sind nicht 
Arbeitnehmer, die zu den land- und forstwirtschaft- 
lichen Fachkräften gehören. 

(3) *Die Pauschalierungen nach den Absätzen 1 
und 2 sind unzulässig bei Arbeitnehmern, deren Ar- 
beitslohn während der Beschäftigungsdauer 8 Deut- 
sche Mark durchschnittlich je Arbeitsstunde über- 
steigt. 2 Das Betriebstättenfinanzamt kann außer- 
dem die Pauschalierung der Lohnsteuer untersagen, 
wenn die Pauschalsteuer offensichtlich von der 
nach §§ 138 bis 140 insgesamt zu erhebenden Lohn- 
steuer abweicht. 

(4) Auf die Pauschalierungen nach den Absät- 
zen 1 und 2 ist § 141 Abs. 3 anzuwenden. 2 Die aus 
dem pauschal besteuerten Arbeitslohn erzielten 
Einkünfte oder Einkunftsteile gelten nicht als Ein- 
künfte oder Einkunftsteile, die der Lohnsteuer un- 
terliegen. 

§ 143 

Pauschalierung der Lohnsteuer 
bei bestimmten Zukunftsicherungsleistungen 

(1) *Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von 
den Beiträgen für eine Direktversicherung des Ar- 
beitnehmers und von den Zuwendungen an eine 
Pensionskasse mit einem Pauschsteuersatz von 10 
vom Hundert der Beiträge und Zuwendungen erhe- 
ben, soweit diese nicht nach § 6 Abs. 8 Nr. 15 steu- 
erfrei sind. 2 Die pauschale Erhebung der Lohnsteu- 
er von Beiträgen für eine Direktversicherung ist 
nur zulässig, wenn die Versicherung nicht auf den 
Erlebensfall eines früheren als des 60. Lebensjahrs 
abgeschlossen und eine vorzeitige Kündigung des 
Versicherungsvertrags durch den Arbeitnehmer 
ausgeschlossen worden ist. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die zu besteuern- 
den Beiträge und Zuwendungen des Arbeitgebers 
für den Arbeitnehmer 2 400 Deutsche Mark im Ka- 
lenderjahr übersteigen oder nicht aus seinem ersten 
Dienstverhältnis bezogen werden. 2 Für Beiträge und 
Zuwendungen, die der Arbeitgeber für den Arbeit- 
nehmer aus Anlaß der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses erbracht hat, vervielfältigt sich der Betrag 
von 2 400 Deutsche Mark mit der Anzahl der Ka- 
lenderjahre, in denen das Dienstverhältnis des Ar- 
beitnehmers zu dem Arbeitgeber bestanden hat. 

(3) *§ 141 Abs. 3 ist anzuwenden. 2 Die Anwen- 
dung des § 141 Abs. 1 Nr. 1 auf Bezüge im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 ist ausgeschlossen. 

§ 144 

Aufzeichnungspflichten beim Lohnsteuerabzug 

(1) *Der Arbeitgeber hat am Ort der Betriebstät- 
te (Absatz 2) für jeden Arbeitnehmer und jedes Ka- 
lenderjahr ein Lohnkonto zu führen. 2 In das Lohn- 
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konto sind die für den Lohnsteuerabzug erforderli- 
chen Merkmale aus der Lohnsteuerkarte oder aus 
einer entsprechenden Bescheinigung zu überneh- 
men. 3 Bei jeder Lohnzahlung für das Kalenderjahr, 
für das das Lohnkonto gilt, sind im Lohnkonto die 
Art und Höhe des gezahlten Arbeitslohns, der steu- 
erfreien Bezüge und der Bezüge im Sinne des § 54 
sowie die einbehaltene, übernommene oder ausge- 
zahlte Lohnsteuer einzutragen; an die Stelle der 
Lohnzahlung tritt in den Fällen des § 138 Abs. 3 die 
Auszahlung der Lohnsteuer und in den Fällen des 
§ 138 Abs. 6 Satz 1 die Lohnabrechnung. 4 Die Bun- 
desregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates vorzuschrei- 
ben, welche Einzelangaben im Lohnkonto aufzu- 
zeichnen sind. 5 Dabei können für Arbeitnehmer mit 
geringem Arbeitslohn und für die Fälle der §§ 141 
bis 143 Aufzeichnungserleichterungen sowie für 
steuerfreie Bezüge und Bezüge im Sinne des § 54 
Aufzeichnungen außerhalb des Lohnkontos zuge- 
lassen werden. 6 Die Lohnkonten sind bis zum Ab- 
lauf des sechsten Kalenderjahrs, das auf die zuletzt 
eingetragene Lohnzahlung folgt, aufzubewahren. 

(2) ^etriebstätte ist der Betrieb oder Teil des 
Betriebs des Arbeitgebers im Inland, in dem der Ar- 
beitslohn und die Lohnsteuer ermittelt werden. Er- 
füllt der Betrieb oder ein Teil des Betriebs des Ar- 
beitgebers im Inland nicht die Voraussetzungen des 
Satzes 1, so gilt als Betriebstätte der Mittelpunkt 
der geschäftlichen Leitung des Arbeitgebers im In- 
land. 3 Als Betriebstätte gilt auch der inländische 
Heimathafen deutscher Handelsschiffe, wenn die 
Reederei im Inland keine Niederlassung hat. 

§ 145 

Anmeldung und Abführung der Lohnsteuer 

(1) 4 Der Arbeitgeber hat spätestens am zehnten 
Tag nach Ablauf eines jeden Lohnsteuer-Anmel- 
dungszeitraums 

1. dem Finanzamt, in dessen Bezirk sich die Be- 
triebstätte (§ 144 Abs. 2) befindet (Betriebstätten- 
finanzamt), eine Steuererklärung einzureichen, 
in der er die Summen der im Lohnsteuer-Anmel- 
dungszeitraum einzubehaltenden, zu überneh- 
menden und auszuzahlenden Lohnsteuer angibt 
(Lohnsteuer- Anmeldung) , 

2. die im Lohnsteuer- Anmeldungszeitraum insge- 
samt einbehaltene und übernommene Lohnsteuer 
nach Abzug der ausgezahlten Lohnsteuer an das 
Betriebstättenfinanzamt abzuführen. 2 übersteigt 
die im Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum ausge- 
zahlte Lohnsteuer die Summe der einzubehalten- 
den und zu übernehmenden Lohnsteuer, so wird 
der übersteigende Betrag dem Arbeitgeber auf 
Antrag vom Betriebstättenfinanzamt aus den Ein- 
nahmen an Lohnsteuer ersetzt. 

3 Die Lohnsteuer-Anmeldung ist nach amtlich vor- 
geschriebenem Vordruck abzugeben und vom Ar- 
beitgeber oder von einer zu seiner Vertretung be- 
rechtigten Person zu unterschreiben. 4 Wird einem 
Arbeitnehmer bekannt, daß der Arbeitgeber die ein- 
zubehaltende und zu übernehmende Lohnsteuer 
nicht vorschriftsmäßig angemeldet hat, hat er dies 


dem Finanzamt unverzüglich anzuzeigen. 5 Der Ar- 
beitgeber wird von der Verpflichtung zur Abgabe 
weiterer Lohnsteuer-Anmeldungen befreit, wenn er 
Arbeitnehmer, für die nach § 144 ein Lohnkonto zu 
führen ist, nicht mehr beschäftigt und das dem 
Finanzamt mitteilt. 

(2) 1 Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum ist grund- 
sätzlich der Kalendermonat. 2 Lohnsteuer-Anmel- 
dungszeitraum ist das Kalendervierteljahr, wenn 
die abzuführende Lohnsteuer für das vorangegan- 
gene Kalenderjahr mehr als 360 Deutsche Mark, aber 
nicht mehr als 2 400 Deutsche Mark betragen hat; 
Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum ist das Kalender- 
jahr, wenn die abzuführende Lohnsteuer für das vor- 
angegangene Kalenderjahr nicht mehr als 360 Deut- 
sche Mark betragen hat. 3 Hat die Betriebstätte 
nicht während des ganzen vorangegangenen Kalen- 
derjahrsbestanden, so ist die für das vorangegangene 
Kalenderjahr abzuführende Lohnsteuer für die Fest- 
stellung des Lohnsteuer-Anmeldungszeitraums auf 
einen Jahresbetrag umzurechnen. 4 Wenn die Betrieb- 
stätte im vorangegangenen Kalenderjahr noch nicht 
bestanden hat, ist die auf einen Jahresbetrag umge- 
rechnete für den ersten vollen Kalendermonat nach 
der Eröffnung der Betriebstätte abzuführende Lohn- 
steuer maßgebend. 

(3) 4 Die oberste Finanzbehörde des Landes kann 
bestimmen, daß die Lohnsteuer nicht dem Betrieb- 
stättenfinanzamt, sondern einer anderen öffentli- 
chen Kasse anzumelden und an diese abzuführen 
ist; die Kasse erhält insoweit die Stellung einer 
Landesfinanzbehörde. 2 Das Betriebstättenfinanzamt 
oder die zuständige andere öffentliche Kasse kön- 
nen anordnen, daß die Lohnsteuer abweichend von 
dem nach Absatz 1 maßgebenden Zeitpunkt anzu- 
melden und abzuführen ist, wenn die Abführung 
der Lohnsteuer nicht gesichert erscheint. 

§ 146 

Abschluß des Lohnsteuerabzugs 

(1) 4 Bei Beendigung eines Dienstverhältnisses 
oder am Ende des Kalenderjahrs hat der Arbeitge- 
ber das Lohnkonto des Arbeitnehmers aufzurech- 
nen. 2 Der Arbeitgeber hat aufgrund der Eintragun- 
gen im Lohnkonto auf der Lohnsteuerkarte des Ar- 
beitnehmers 

1. die Dauer des Dienstverhältnisses während des 
Kalenderjahrs, für das die Lohnsteuerkarte 
gilt, 

2. die Art und Höhe des gezahlten Arbeitslohns, 

3. die steuerfreien Bezüge und Zuschüsse im Sinne 
des §6 Abs. 8 Nr. 12, 

4. die einbehaltene und ausgezahlte Lohnsteuer 

zu bescheinigen (Lohnsteuerbescheinigung). 3 Liegt 
dem Arbeitgeber eine Lohnsteuerkarte des Arbeit- 
nehmers nicht vor, hat er die Lohnsteuerbescheini- 
gung nach einem entsprechenden amtlich vorge- 
schriebenen Vordruck zu erteilen. 4 Der Arbeitgeber 
hat dem Arbeitnehmer die Lohnsteuerbescheini- 
gung auszuhändigen, wenn das Dienstverhältnis 
vor Ablauf des Kalenderjahrs beendet wird, der Ar- 
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beitnehmer zur Einkommensteuer veranlagt wird 
oder beim Finanzamt den Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich beantragt. 5 In den übrigen Fällen hat der Ar- 
beitgeber die Lohnsteuerbescheinigung dem Be- 
triebstättenfinanzamt einzureichen. 6 Kann ein Ar- 
beitgeber, der für die Lohnabrechnung ein maschi- 
nelles Verfahren anwendet, die Lohnsteuerbeschei- 
nigung nach Satz 2 nicht sofort bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses ausschreiben, so hat er die Lohn- 
steuerkarte bis zur Ausschreibung der Lohnsteuer- 
bescheinigung zurückzubehalten und dem Arbeit- 
nehmer eine Bescheinigung über alle auf der Lohn- 
steuerkarte des Arbeitnehmers eingetragenen Merk- 
male auszuhändigen; in dieser Bescheinigung ist 
außerdem der Zeitpunkt einzutragen, zu dem das 
Dienstverhältnis beendet worden ist. 7 In diesem 
Falle ist die Ausschreibung der Lohnsteuerbeschei- 
nigung innerhalb von acht Wochen nachzuholen. 

(2) *Der Arbeitgeber hat ferner 

1. für einen Arbeitnehmer in der Steuerklasse I, II 
oder IV, dessen Arbeitslohn 26 000 Deutsche 
Mark übersteigt, 

2. für einen Arbeitnehmer in der Steuerklasse III, 
dessen Arbeitslohn 50 000 Deutsche Mark über- 
steigt, 

3. für einen Arbeitnehmer in der Steuerklasse V, 
dessen Arbeitslohn 14 000 Deutsche Mark über- 
steigt, 

4. für einen Arbeitnehmer in der Steuerklasse VI 

einen Lohnzettel nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck auszuschreiben, der dieselben Angaben 
wie die Lohnsteuerbescheinigung enthält. 2 Der 
Lohnzettel ist dem für den Arbeitnehmer nach sei- 
nem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt am 
31. Dezember des abgelaufenen Kalenderjahrs zu- 
ständigen Finanzamt einzureichen. 3 Bei Beendigung 
des Dienstverhältnisses vor Ablauf des Kalender- 
jahrs ist der Lohnzettel dem Finanzamt einzurei- 
chen, das für den nach Kenntnis des Arbeitgebers 
letzten Wohnsitz des Arbeitnehmers zuständig 
ist. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten nicht für Arbeitneh- 
mer, soweit sie Arbeitslohn bezogen haben, der 
nach den §§ 141 bis 143 pauschal besteuert worden 
ist. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
vorzuschreiben, welche Einzelangaben in der Lohn- 
steuerbescheinigung und im Lohnzettel einzutragen, 
wann die Lohnsteuerbescheinigung und Lohnzettel 
auszuschreiben und dem Arbeitnehmer auszuhändi- 
gen oder dem Finanzamt einzureichen sind. 

§ 147 

Änderung des Lohnsteuerabzugs 

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, bei der je- 
weils nächstfolgenden Lohnzahlung bisher erhobe- 
ne Lohnsteuer zu erstatten, noch nicht erhobene 
Lohnsteuer nachträglich einzubehalten, ausgezahlte 


Lohnsteuer zurückzufordern oder nicht ausgezahlte 
Lohnsteuer nachträglich auszuzahlen, 

1. wenn ihm der Arbeitnehmer eine Lohnsteuer- 
karte mit Eintragungen vorlegt, die auf einen 
Zeitpunkt vor Vorlage der Lohnsteuerkarte zu- 
rückwirken, 

2. wenn er erkennt, daß er die Lohnsteuer bisher 
nicht vorschriftsmäßig einbehalten oder ausge- 
zahlt hat. 

(2) x Die zu erstattende oder auszuzahlende 
Lohnsteuer ist dem Betrag zu entnehmen, den der 
Arbeitgeber für seine Arbeitnehmer insgesamt an 
Lohnsteuer einbehalten oder übernommen hat. 
2 Wenn die zu erstattende oder auszuzahlende Lohn- 
steuer aus dem Betrag nicht gedeckt werden kann, 
der insgesamt an Lohnsteuer einzubehalten oder zu 
übernehmen ist, wird der Fehlbetrag dem Arbeit- 
geber auf Antrag vom Betriebstättenfinanzamt er- 
setzt. 3 Die Summen der nach Absatz 1 nachträglich 
einbehaltenen oder zurückgeforderten und erstat- 
teten oder nachträglich ausgezahlten Lohnsteuer 
sind in der Lohnsteuer- Anmeldung gesondert anzu- 
geben. 

(3) A Nach Ablauf des Kalenderjahrs, oder, wenn 
das Dienstverhältnis vor Ablauf des Kalenderjahrs 
endet, nach Beendigung des Dienstverhältnisses ist 
die Änderung des Lohnsteuerabzugs nur bis zur 
Ausschreibung der Lohnsteuerbescheinigung oder 
eines Lohnzettels zulässig. 2 Bei Änderung des 
Lohnsteuerabzugs nach Ablauf des Kalenderjahrs 
ist die nachträglich einzubehaltende oder zurück- 
zufordernde Lohnsteuer nach dem Jahresarbeitslohn 
auf Grund der Jahreslohnsteuertabelle zu ermitteln. 
3 Eine Erstattung oder nachträgliche Auszahlung 
von Lohnsteuer ist nach Ablauf des Kalenderjahrs 
nur im Wege des Lohnsteuer-Jahresausgleichs nach 
§ 150 zulässig. 

(4) *Der Arbeitgeber hat die Fälle, in denen die 
Lohnsteuer nicht nachträglich einbehalten werden 
kann, weil 

1. Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte eines Ar- 
beitnehmers auf einen Zeitpunkt vor Beginn des 
Dienstverhältnisses zurückwirken, 

2. der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber Arbeitslohn 
nicht mehr bezieht oder 

3. der Arbeitgeber nach Ablauf des Kalenderjahrs 
bereits die Lohnsteuerbescheinigung oder einen 
Lohnzettel ausgeschrieben hat, 

dem Betriebstättenfinanzamt unverzüglich anzuzei- 
gen. 2 Das Finanzamt hat die zu wenig erhobene 
Lohnsteuer vom Arbeitnehmer nachzufordern, wenn 
der nachzufordernde Betrag 20 Deutsche Mark 
übersteigt. 3 § 152 bleibt unberührt. 

§ 148 

Lohnsteuer-Jahresausgleich 

(1) x Den unbeschränkt einkommenteuerpflichti- 
gen Arbeitnehmern, die nicht zur Einkommensteuer 
veranlagt werden, wird die für das abgelaufene Ka- 
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lenderjahr (Ausgleichsjahr) einbehaltene Lohnsteuer 
insoweit erstattet, als sie die auf den Jahresarbeits- 
lohn entfallende Jahreslohnsteuer übersteigt (Lohn- 
steuer-Jahresausgleich). 1 2 Ein Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich ist auch vorzunehmen, soweit sich durch die 
Kinderentlastung (§ 97) ein Auszahlungsbetrag oder 
ein höherer Auszahlungsbetrag, als für das Aus- 
gleichsjahr insgesamt geleistet worden ist, ergibt. 
3 Hat die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht 
des Arbeitnehmers nicht während des ganzen Kalen- 
derjahrs bestanden, so gilt ' die Dauer der unbe- 
schränkten Einkommensteuerpflicht im Kalender- 
jahr als Ausgleichsjahr und der während dieses 
Zeitraums bezogene Arbeitslohn als Jahresarbeits- 
lohn. 

(2) *Der Lohnsteuer-Jahresausgleich wird nach 
Ablauf des Ausgleichsjahrs auf Antrag des Arbeit- 
nehmers vom Finanzamt durchgeführt, soweit er 
nach § 150 nicht vom Arbeitgeber durchgeführt 
worden ist. 2 Bei Wegfall der unbeschränkten Ein- 
kommensteuerpflicht kann der Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleich sofort durchgeführt werden. 3 Der Antrag 
ist spätestens am 31. Mai des dem Ausgleichsjahr 
folgenden Kalenderjahrs nach amtlich vorgeschrie- 
benem Vordruck zu stellen. 4 Diese Frist kann nicht 
verlängert werden; § 16 der Abgabenordnung gilt 
insoweit nicht. 5 § 123 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(3) Dem Antrag auf Lohnsteuer-Jahresausgleich 
sind beizufügen: 

1. die für das Ausgleichsjahr ausgeschriebenen 
Lohnsteuerkarten des Arbeitnehmers mit voll- 
ständigen Lohnsteuerbescheinigungen oder in 
den Fällen, in denen dem Arbeitgeber eine 
Lohnsteuerkarte nicht Vorgelegen hat, Lohnsteu- 
erbescheinigungen nach entsprechendem amtlich 
vorgeschriebenen Vordruck (§ 146 Abs. 1 Satz 3); 

2. in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer wäh- 
rend des Ausgleichsjahrs zeitweise in keinem 
Dienstverhältnis gestanden hat, etwaige Unter- 
lagen über die Dauer dieser Zeiträume. 

(4) Vorbehaltlich der Vorschriften des § 149 hat 
das Finanzamt für den Lohnsteuer-Jahresausgleich 
den Jahresarbeitslohn aus sämtlichen Dienstver- 
hältnissen des Arbeitnehmers festzustellen. 2 Vom 
Jahresarbeitslohn sind der etwa in Betracht kom- 
mende Versorgungs-Freibetrag, der Weihnachts- 
Freibetrag und der etwa in Betracht kommende Al- 
tersentlastungsbetrag abzuziehen. 3 Außerdem ist 
unabhängig von den beim Lohnsteuerabzug berück- 
sichtigten Freibeträgen die Summe der nach § 137 
Abs. 1 in Betracht kommenden Beträge vom Ar- 
beitslohn abzuziehen. 4 Für den gekürzten Jahresar- 
beitslohn ist die Jahreslohnsteuer aus der Jahres- 
lohnsteuertabelle zu ermitteln. 5 Dabei gilt folgendes: 

1. Die Steuerklasse I ist maßgebend für Arbeitneh- 

mer, die am Ende des Ausgleichsjahrs 

a) ledig, 

b) verheiratet, verwitwet oder geschieden sind, 

wenn sie die Voraussetzungen für die Steu- 
erklasse III nicht erfüllen. 


2. Die Steuerklasse II ohne Zahl der Kinder ist 
maßgebend für die unter Nummer 1 bezeichne- 
ten Arbeitnehmer, die vor Beginn des Aus- 
gleichsjahrs das 49. Lebensjahr vollendet hatten, 
soweit sie nicht unter die Nummer 3 fallen. 

3. A Die Steuerklasse II und die Zahl der Kinder ist 
maßgebend, wenn der Arbeitnehmer während 
des ganzen Ausgleichsjahrs Anspruch auf Kin- 
derentlastung (§ 97) hatte. 2 Haben die Voraus- 
setzungen für die Kinderentlastung insgesamt 
nur für einen Teil des Ausgleichsjahrs Vorgele- 
gen, so ist 

a) bei Arbeitnehmern, die nicht unter Nummer 2 
fallen, die Steuerklasse I maßgebend. 2 Dabei 
ist vor Anwendung der Jahreslohnsteuer- 
tabelle der maßgebende Jahresarbeitslohn um 
den Haushaltsfreibetrag von 250 Deutsche 
Mark (§79 Abs. 3 Nr. 2) für jeden Kalender- 
monat zu kürzen, für den ein Anspruch auf 
Kinderentlastung bestanden hat; die Kürzung 
ist nicht vorzunehmen, wenn für denselben 
Kalendermonat der Haushaltsfreibetrag be- 
reits bei der Feststellung des Freibetrags 
nach Satz 3 berücksichtigt wird, 

b) bei Arbeitnehmern, die unter Nummer 2 fal- 
len, die Steuerklasse II ohne Zahl der Kinder 
maßgebend. 2 Dabei ist vor Anwendung der 
Jahreslohnsteuertabelle der maßgebende Jah- 
resarbeitslohn um den Erhöhungsbetrag im 
Sinne des § 79 Abs. 3 Nr. 1 Satz 2 von 180 
Deutsche Mark für jeden Kalendermonat zu 
kürzen, für den ein Anspruch auf Kinderent- 
lastung bestanden hat; die Kürzung ist nicht 
vorzunehmen, wenn für denselben Kalender- 
monat der Haushaltsfreibetrag bereits bei der 
Feststellung des Freibetrags nach Satz 3 be- 
rücksichtigt wird. 

4. *Die Steuerklasse III und die Zahl der Kinder, 
wenn der Arbeitnehmer während des ganzen 
Ausgleichsjahrs Anspruch auf Kinderentlastung 
(§ 97) hatte, ist maßgebend für Arbeitnehmer, die 
am Ende des Ausgleichsjahrs 

a) verheiratet waren, 

b) verwitwet waren, wenn der Ehegatte im Aus- 
gleichsjahr oder in dem dem Ausgleichsjahr 
vorangegangenen Kalenderjahr verstorben 
ist, 

c) geschieden waren, wenn der Arbeitnehmer zu 
Beginn oder im Laufe des Ausgleichsjahrs 
verheiratet war. 

Voraussetzung ist, daß der Arbeitnehmer und 
sein Ehegatte in den Fällen der Buchstaben a 
und c zu Beginn oder im Laufe des Ausgleichs- 
jahrs, in den Fällen des Buchstaben b im Zeit- 
punkt des Todes des Ehegatten unbeschränkt ein- 
kommensteuerpflichtig waren und nicht dauernd 
getrennt gelebt haben. 

5. ^ei Arbeitnehmern der Steuerklassen II und III, 
bei denen der Anspruch auf Kinderentlastung 
für ein Kind nur für einen Teil des Ausgleichs- 
jahrs bestanden hat, rechnet dieses Kind bei der 
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Anwendung der maßgebenden Zahl der Kinder 
nicht mit. 1 2 Die sich ohne Berücksichtigung die- 
ses Kindes ergebende Jahreslohnsteuer ist um 
die Kinderentlastung entsprechend der Zahl der 
Kalendermonate, für die der Anspruch auf Kin- 
derentlastung bestand, zu kürzen. 3 Das gilt ent- 
sprechend in den Fällen der Nummer 3 Buch- 
stabe a. 

6 Wenn in dem Jahresarbeitslohn Bezüge für eine 
mehrjährige Tätigkeit enthalten sind, ist die darauf 
entfallende Jahreslohnsteuer unter entsprechender 
Anwendung des § 81 zu ermitteln. 7 Wenn in dem 
Jahresarbeitslohn Entschädigungen im Sinne des 
§ 62 Nr. 1, die nach § 132 Abs. 1 der Lohnsteuer un- 
terliegen, enthalten sind, ist die darauf entfallende 
Jahreslohnsteuer unter entsprechender Anwendung 
des § 82 Abs. 1 zu ermitteln. 8 Wenn in dem Jahres- 
arbeitslohn Vergütungen für Arbeitnehmererfindun- 
gen und Prämien für Verbesserungsvorschläge ent- 
halten sind, ist die darauf entfallende Jahreslohn- 
steuer unter entsprechender Anwendung der §§86 
bis 88 zu ermitteln. 

(5) J Die ermittelte Jahreslohnsteuer ist um die 
nach § 90 in Betracht kommende Steuerermäßigung 
unter Berücksichtigung der Vorsorgepauschale in 
Höhe des § 94 Abs. 2 Satz 2, wenn die Steuerklas- 
se I oder II maßgebend ist und in Höhe des § 94 
Abs. 3 Nr. 1, wenn die Steuerklasse III maßgebend 
ist, zu kürzen. 2 Die Kürzung ist jedoch nur inso- 
weit vorzunehmen, als dadurch der in der Jahres- 
lohnsteuertabelle ausgewiesene höchste Auszah- 
lungsbetrag, der nach der für den Arbeitnehmer 
maßgebenden Steuerklasse und Zahl der Kinder in 
Betracht kommt, zuzüglich der etwa nach Absatz 4 
Nr. 5 zu berücksichtigenden Kinderentlastung nicht 
überschritten wird. 3 Den Betrag, um die sich hier- 
nach ergebende Jahreslohnsteuer die Lohnsteuer 
unterschreitet, die für das Ausgleichsjahr nach Ab- 
zug der insgesamt ausgezahlten Lohnsteuer insge- 
samt erhoben worden ist, hat das Finanzamt dem 
Arbeitnehmer zu erstatten. 4 Ergibt sich als Jahres- 
lohnsteuer ein Auszahlungsbetrag, so ist dieser in- 
soweit auszuzahlen, als er die für das Ausgleichs- 
jahr insgesamt ausgezahlte Lohnsteuer nach Abzug 
der insgesamt einbehaltenen Lohnsteuer übersteigt; 
§ 124 Abs. 4 Satz 3 gilt sinngemäß. 5 Bei der Feststel- 
lung der für das Ausgleichsjahr insgesamt ausge- 
zahlten Lohnsteuer ist auch die nach § 126 Abs. 1 
ausgezahlte Kinderentlastung als ausgezahlte Lohn- 
steuer zu behandeln. 

(6) x Das Finanzamt erteilt über den Lohnsteuer- 
Jahresausgleich dem Antragsteller einen Bescheid 
im Sinne des § 136 der Abgabenordnung. 

§ 149 

Gemeinsamer Lohnsteuer- Jahresausgleich 
für Ehegatten 

(1) x Bei Arbeitnehmern, die die Voraussetzun- 

gen für die Anwendung der Steuerklasse III nach 

§ 148 Abs. 4 Nr. 4 erfüllen, wird nur ein Lohnsteuer- 

Jahresausgleich für beide Ehegatten gemeinsam 

durchgeführt, wenn beide Ehegatten im Ausgleichs- 


jahr Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit erzielt 
haben. 2 Der Antrag auf den gemeinsamen Lohn- 
steuer-Jahresausgleich ist von den Ehegatten ge- 
meinsam zu stellen, es sei denn, daß einer der Ehe- 
gatten dazu aus zwingenden Gründen nicht in der 
Lage ist. 3 § 148 Abs. 2 Satz 3 bis 5 ist anzu- 
wenden. 

(2) *Für den gemeinsamen Lohnsteuer- Jahres- 
ausgleich hat das Finanzamt jeweils den Jahresar- 
beitslohn der Ehegatten aus ihren sämtlichen 
Dienstverhältnissen festzustellen. 2 Von dem Jahres- 
arbeitslohn des einzelnen Ehegatten sind jeweils 
der etwa in Betracht kommende Versorgungs-Frei- 
betrag, der Weihnachts-Freibetrag und der etwa in 
Betracht kommende Altersentlastungsbetrag abzu- 
ziehen. 3 Der niedrigere der so gekürzten Jahresar- 
beitslöhne ist außerdem um den Werbungskosten- 
Pauschbetrag zu vermindern; dabei ist ein negati- 
ves Ergebnis nicht zulässig. 4 Der nach Satz 2 ge- 
kürzte Jahresarbeitslohn des einen Ehegatten ist 
mit dem sich für den anderen Ehegatten nach Satz 3 
ergebenden Betrag zusammenzurechnen. 5 Von dem 
zusammengerechneten Betrag ist unabhängig von 
den beim Lohnsteuerabzug berücksichtigten Freibe- 
trägen die Summe der nach § 137 Abs. 1 in Betracht 
kommenden Beträge abzuziehen; dabei sind Wer- 
bungskosten des Ehegatten, für den nach Satz 3 
etwa ein geringerer Werbungskosten-Pauschbetrag 
als 564 Deutsche Mark angesetzt worden ist, inso- 
weit zu berücksichtigen, als sie den angesetzten 
W erbungskosten-Pauschbetrag übersteigen. 

(3) *Für den nach Absatz 2 verbleibenden Jah- 
resarbeitslohn beider Ehegatten ist die Jahreslohn- 
steuer aus der Jahreslohnsteuertabelle zu ermitteln; 
dabei ist § 148 Abs. 4 Nr. 4 und 5 und Satz 6 bis 8 
anzuwenden. 2 Die ermittelte Jahreslohnsteuer ist 
um die nach § 90 in Betracht kommende Steuerer- 
mäßigung unter Berücksichtigung der Vorsorgepau- 
schale in Höhe des § 94 Abs. 3 Nr. 1 zu kürzen. 3 Sie 
ist außerdem um 22 vom Hundert des sich nach Ab- 
satz 2 Satz 3 ergebenden Betrags, höchstens jedoch 
um 132 Deutsche Mark (Arbeitnehmer-Ermäßigung) 
zu ermäßigen; § 89 Satz 2 ist anzuwenden. 4 Die 
Kürzung und Ermäßigung nach den Sätzen 2 und 3 
ist jedoch nur insoweit vorzunehmen, als dadurch 
der in der Jahreslohnsteuertabelle ausgewiesene 
höchste Auszahlungsbetrag, der nach der maßge- 
benden Zahl der Kinder in Betracht kommt, zuzüg- 
lich der etwa nach § 148 Abs. 4 Nr. 5 zu berücksich- 
tigenden Kinderentlastung nicht überschritten wird. 
5 Den Betrag, um den die sich hiernach ergebende 
Jahreslohnsteuer die Lohnsteuer unterschreitet, die 
für das Ausgleichsjahr nach Abzug der insgesamt 
ausgezahlten Lohnsteuer von beiden Ehegatten ins- 
gesamt erhoben worden ist, hat das Finanzamt zu 
erstatten; § 148 Abs. 5 Satz 4 und 5 ist entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 150 

Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den Arbeitgeber 

(1) *Der Arbeitgeber, der am 31. Dezember des 
Ausgleichsjahrs mindestens zehn Arbeitnehmer be- 
schäftigt, hat für unbeschränkt steuerpflichtige Ar- 
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beitnehmer, die während des Ausgleichsjahrs stän- 
dig in einem Dienstverhältnis gestanden haben, ei- 
nen Lohnsteuer- Jahresausgleich durchzuführen. 
2 Das gilt auch für Arbeitnehmer, die nach den 
Lohnsteuerbescheinigungen auf ihrer Lohnsteuer- 
karte während des Ausgleichs jahrs zeitweise in 
keinem Dienstverhältnis gestanden haben, wenn sie 
die Dauer dieser Zeiträume durch amtliche Unterla- 
gen lückenlos nachweisen. Voraussetzung für den 
Lohnsteuer-Jahresausgleich ist, daß dem Arbeitge- 
ber die Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers mit den 
Lohnsteuerbescheinigungen aus etwaigen vorange- 
gangenen Dienstverhältnissen vorliegt und der Ar- 
beitgeber für den Arbeitnehmer einen Lohnzettel 
noch nicht ausgeschrieben hat. 4 Der Arbeitgeber 
darf den Lohnsteuer- Jahresausgleich nicht durch- 
führen, wenn 

1. der Arbeitnehmer es beantragt oder 

2. der Arbeitnehmer für das Ausgleichs jahr oder 
für einen Teil des Ausgleichsjahrs nach den 
Steuerklassen IV, V oder VI zu besteuern war 
oder 

3. die auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Zahl 
der Kinder sich während des Ausgleichs jahrs 
geändert hat oder 

4. der Arbeitnehmer nach den Lohnsteuerbeschei- 
nigungen auf der Lohnsteuerkarte nicht wäh- 
rend des ganzen Ausgleichsjahrs ständig in ei- 
nem Dienstverhältnis gestanden hat und für die 
Zeiten der Nichtbeschäftigung Kinderentlastung 
nach § 126 Abs. 1 ausgezahlt worden ist oder 

5. der Arbeitnehmer Entschädigungen im Sinne des 
§62 Nr. 1, soweit sie nach §132 Abs. 1 der 
Lohnsteuer unterlegen haben, sowie Vergütun- 
gen für Arbeitnehmererfindungen oder Prämien 
für Verbesserungsvorschläge, von denen Lohn- 
steuer einzubehalten war, bezogen hat. 

(2) x Für den Lohnsteuer-Jahresausgleich hat der 
Arbeitgeber den Jahresarbeitslohn aus dem zu ihm 
bestehenden Dienstverhältnis und nach den Lohn- 
steuerbescheinigungen auf der Lohnsteuerkarte aus 
etwaigen vorangegangenen Dienstverhältnissen 
festzustellen. Vom Jahresarbeitslohn sind der 
etwa in Betracht kommende Versorgungs-Freibe- 
trag, der Weihnachts-Freibetrag, der etwa in Be- 
tracht kommende Altersentlastungsbetrag und ein 
etwa auf der Lohnsteuerkarte eingetragener Freibe- 
trag abzuziehen. 3 Für den so gekürzten Jahresar- 
beitslohn ist nach Maßgabe der auf der Lohnsteuer- 
karte zuletzt eingetragenen Steuerklasse und, vor- 
behaltlich des Absatzes 1 Nr. 3, der Zahl der Kinder 
die Jahreslohnsteuer aus der Jahreslohnsteuertabel- 
le zu ermitteln. 4 Wenn in dem Jahresarbeitslohn 
Bezüge für eine mehrjährige Tätigkeit enthalten 
sind, ist die darauf entfallende Jahreslohnsteuer 
unter entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des § 81 zu ermitteln. 5 Den Betrag, um den die sich 
hiernach ergebende Jahreslohnsteuer die Lohnsteu- 
er unterschreitet, die von dem zugrunde gelegten 
Jahresarbeitslohn nach Abzug der insgesamt ausge- 
zahlten Lohnsteuer insgesamt erhoben worden ist, 
hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zu erstat- 


ten; §148 Abs. 5 Satz 4 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) x Der Arbeitgeber darf den Lohnsteuer-Jah- 
resausgleich frühestens bei der Lohnabrechnung für 
den letzten im Ausgleichsjahr endenden Lohnzah- 
lungszeitraum, spätestens bei der Lohnabrechnung 
für den letzten Lohnzahlungszeitraum, der im Monat 
März des dem Ausgleichsjahr folgenden Kalender- 
jahrs endet, durchführen. 2 Die zu erstattende und 
auszuzahlende Lohnsteuer ist dem Betrag zu entneh- 
men, den der Arbeitgeber für seine Arbeitnehmer 
für den Lohnzahlungszeitraum insgesamt an Lohn- 
steuer erhoben hat und in der Lohnsteuer-Anmel- 
dung gesondert anzugeben. 8 § 147 Abs. 2 Satz 2 ist 
anzuwenden. 

(4) *Der Arbeitgeber hat im Lohnkonto für das 
Ausgleichsjahr den Inhalt etwaiger Lohnsteuerbe- 
scheinigungen aus vorangegangenen Dienstverhält- 
nissen des Arbeitnehmers, in den Fällen des Absat- 
zes 1 Satz 2 auch den Inhalt der amtlichen Unterla- 
gen einzutragen. 2 Im Lohnkonto, auf der Lohnsteu- 
erkarte und auf dem Lohnzettel für das Ausgleichs- 
jahr ist die im Lohnsteuer-Jahresausgleich erstatte- 
te und ausgezahlte Lohnsteuer gesondert einzutra- 
gen. 8 Wenn die erstattete Lohnsteuer die vom Ar- 
beitgeber für den Arbeitnehmer insgesamt erhobe- 
ne Lohnsteuer nicht übersteigt, darf der Arbeitge- 
ber auf der Lohnsteuerkarte und im Lohnzettel an- 
stelle der Eintragung nach Satz 2 den sich nach 
Verrechnung der erhobenen Lohnsteuer mit der er- 
statteten Lohnsteuer ergebenden Betrag als erhobe- 
ne Lohnsteuer eintragen. 

§ 151 

örtliche Zuständigkeit der Finanzämter 
im Lohnsteuerverfahren 

(1) *Für die Eintragung eines Freibetrags auf der 
Lohnsteuerkarte (§ 137) ist das Finanzamt örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Arbeitnehmer im 
Zeitpunkt der Antragstellung seine Wohnung hat, 
von der aus er seiner Beschäftigung regelmäßig 
nachgeht. 2 Bei Ehegatten, die beide Arbeitslohn be- 
ziehen und einen mehrfachen Wohnsitz haben, ist 
das Finanzamt des Familienwohnsitzes zuständig? 
bei Ehegatten, die beide Arbeitslohn beziehen und 
keinen Familienwohnsitz haben, ist das für den äl- 
teren Ehegatten nach Satz 1 maßgebende Finanzamt 
örtlich zuständig. 8 In den Fällen des § 2 ist das Fi- 
nanzamt örtlich zuständig, in dessen Bezirk sich die 
öffentliche Kasse befindet, die den Arbeitslohn 
zahlt. 

(2) *Für die Durchführung des Lohnsteuer- Jah- 
resausgleichs (§§ 148, 149) ist das Finanzamt örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Arbeitnehmer am 
Schluß des Ausgleichs jahrs seinen Wohnsitz oder 
in Ermangelung eines Wohnsitzes seinen gewöhnli- 
chen Aufenthalt hatte oder in den Fällen des § 148 
Abs. 2 Satz 2 vor diesem Zeitpunkt zuletzt gehabt 
hat. 2 § 21 Abs. 1 Satz 2 der Abgabenordnung ist 
entsprechend anzuwenden. 8 Für die Durchführung 
eines gemeinsamen Lohnsteuer- Jahresausgleichs 
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für Ehegatten (§ 149), die keinen Familienwohnsitz 
haben, ist das für den älteren Ehegatten nach Satz 1 
maßgebende Finanzamt örtlich zuständig. 4 Absatz 1 
Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 152 

Haftung des Arbeitgebers 

( 1 ) Der Arbeitgeber haftet 

1. für die Lohnsteuer, die er einzubehalten und ab- 
zuführen hat, sowie für die Lohnsteuer, die er 
ausgezahlt hat, 

2. für die Lohnsteuer, die er beim Lohnsteuer-Jah- 
resausgleich zu Unrecht erstattet oder ausge- 
zahlt hat, 

3. für die Einkommensteuer (Lohnsteuer), die auf 
Grund fehlerhafter Angaben im Lohnkonto, in 
der Lohnsteuerbescheinigung oder im Lohnzettel 
verkürzt wird, 

4. für die Lohnsteuer, die in den Fällen des § 132 
Abs. 4 Satz 3 nachgefordert wird, wenn er die 
ihm nach §132 Abs. 4 Satz 2 obliegende Anzei- 
gepflicht verletzt hat. 

(2) Der Arbeitgeber haftet nicht 

1. soweit Lohnsteuer nach § 96 Abs. 1, § 136 Abs. 4, 
§ 137 Abs. 6 und in den vom Arbeitgeber ange- 
zeigten Fällen des § 147 Abs. 4 nachzufordern 
ist. 

2. soweit aufgrund der nach §10 Abs. 2 des Ein- 
kommensteuergesetzes in den vor dem 1. Januar 
1975 geltenden Fassungen erlassenen Rechts Ver- 
ordnung eine Nachversteuerung durchzuführen 
ist. 

(3) Soweit die Haftung des Arbeitgebers reicht, 
sind der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer Ge- 
samtschuldner. 1 2 Das Betriebstättenfinanzamt kann 
die Steuerschuld oder Haftungsschuld nach pflicht- 
gemäßem Ermessen gegenüber jedem Gesamt- 
schuldner geltend machen. 3 Der Arbeitgeber kann 
auch dann in Anspruch genommen werden, wenn 
der Arbeitnehmer zur Einkommensteuer veranlagt 
wird. 4 Der Arbeitnehmer kann im Rahmen der Ge- 
samtschuldnerschaft nur in Anspruch genommen 
werden, 

1. wenn der Arbeitgeber die Lohnsteuer nicht vor- 
schriftsmäßig vom Arbeitslohn einbehalten 
hat, 

2. wenn der Arbeitnehmer die ihm nach § 145 
Abs. 1 Satz 4 obliegende Anzeigepflicht nicht 
rechtzeitig erfüllt hat. 

(4) Für die Inanspruchnahme des Arbeitgebers 
bedarf es keines Haftungsbescheids und keines Lei- 
stungsgebots, soweit der Arbeitgeber 

1. die einzubehaltende Lohnsteuer angemeldet hat 
oder 

2. nach Abschluß einer Lohnsteueraußenprüfung 

seine Zahlungsverpflichtung schriftlich aner- 
kennt. 


(5) Von der Geltendmachung der Steuernachfor- 
derung oder Haftungsforderung ist abzusehen, 
wenn diese insgesamt 20 Deutsche Mark nicht 
übersteigt. 

§ 153 

Anrufungsauskunft 

Das Betriebstättenfinanzamt hat auf Anfrage ei- 
nes Beteiligten darüber Auskunft zu geben, ob und 
inwieweit im einzelnen Fall die Vorschriften über 
die Lohnsteuer anzuwenden sind. 

§ 154 

Lohnsteuer- Auß enprüf ung 

(1) Für die Außenprüfung (§ 174 der Abgaben- 
ordnung) der Einbehaltung oder Übernahme, Aus- 
zahlung und Abführung der Lohnsteuer ist das Be- 
triebstättenfinanzamt zuständig. 

(2) *Für die Mitwirkungspflicht des Arbeitgebers 
bei der Außenprüfung gilt § 181 der Abgabenord- 
nung. 2 Darüber hinaus haben die Arbeitnehmer des 
Arbeitgebers dem mit der Prüfung Beauftragten 
jede gewünschte Auskunft über Art und Höhe ihrer 
Einnahmen zu geben und auf Verlangen die etwa in 
ihrem Besitz befindlichen Lohnsteuerkarten sowie 
die Belege über bereits entrichtete Lohnsteuer vor- 
zulegen. 3 Dies gilt auch für Personen, bei denen es 
streitig ist, ob sie Arbeitnehmer des Arbeitgebers 
sind oder waren. 


DRITTES KAPITEL 

Steuerabzug vom Kapitalertrag 
(Kapitalertragsteuer) 

§ 155 

Kapitalerträge mit Steuerabzug 

(1) *Bei den folgenden inländischen Kapitalerträ- 
gen wird Einkommensteuer durch Abzug vom Kapi- 
talertrag (Kapitalertragsteuer) erhoben: 

1. Kapitalerträgen im Sinne des §55 Abs. 1 Nr. 1 
und 2; 

2. Zinsen aus Teilschuldverschreibungen, bei de- 
nen neben der festen Verzinsung ein Recht auf 
Umtausch in Gesellschaftsanteile (Wandelanlei- 
hen) oder eine Zusatzverzinsung, die sich nach 
der Höhe der Gewinnausschüttungen des 
Schuldners richtet (Gewinnobligationen), einge- 
räumt ist, und Zinsen aus Genußscheinen, mit 
denen nicht das Recht am Gewinn und am Li- 
quidationserlös einer Kapitalgesellschaft ver- 
bunden ist. 2 Zu den Gewinnobligationen gehö- 
ren nicht solche Teilschuldverschreibungen, bei 
denen der Zinsfuß nur vorübergehend herabge- 
setzt und gleichzeitig eine von dem jeweiligen 
Gewinnergebnis des Unternehmens abhängige 
Zusatzverzinsung bis zur Höhe des ursprüngli- 
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chen Zinsfußes festgelegt worden ist. 3 Zu den 
Genußscheinen im Sinne des Satzes 1 gehören 
nicht die Bundesbankgenußrechte im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Liquidation der 
Deutschen Reichsbank und der Deutschen Gold- 
diskontbank vom 2. August 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1165) ; 

3. Einnahmen aus der Beteiligung an einem Han- 
delsgewerbe als stiller Gesellschafter und Zin- 
sen aus partiarischen Darlehen (§ 55 Abs. 1 
Nr. 5) ; 

4. außerrechnungsmäßigen und rechnungsmäßigen 
Zinsen im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 8; 

5. Zinsen aus in der Bundesrepublik Deutschland 
oder in Berlin (West) nach dem 31. März 1952 
und vor dem 1. Januar 1955 ausgegebenen fest- 
verzinslichen Wertpapieren unter folgenden 
Voraussetzungen: 

a) Die Wertpapiere müssen spätestens innerhalb 
eines Jahres nach der Ausgabe zum Handel 
an einer Börse in der Bundesrepublik 
Deutschland oder in Berlin (West) zugelas- 
sen werden; 

b) die Wertpapiere dürfen auf die Dauer von 
mindestens fünf Jahren nicht kündbar und 
nicht rückzahlbar sein; 

c) nach den Anleihebedingungen darf die Lauf- 
zeit der Wertpapiere zu den bei der Ausgabe 
vorgesehenen Zinsbedingungen für die Dauer 
von fünf Jahren nicht geändert werden. 

2 Diese Vorschrift bezieht sich nicht auf Zinsen 
aus Anleihen, die im Saarland ausgegeben wor- 
den sind, und nicht auf Zinsen, die nach § 6 
Abs. 9 Nr. 8 steuerfrei sind. 3 Die in Buchstabe a 
bezeichnete Voraussetzung gilt nicht für fest- 
verzinsliche Wertpapiere, die nach § 33 des Ge- 
setzes über die Investitionshilfe der gewerbli- 
chen Wirtschaft zum Börsenhandel nicht zuge- 
lassen sind. 4 § 6 Abs. 9 Nr. 8 letzter Satz gilt 
entsprechend; 

6. Zinsen aus Anleihen und Forderungen, die in 
ein öffentliches Schuldbuch eingetragen oder 
über die Teilschuldverschreibungen ausgegeben 
sind, wenn der Gläubiger der Kapitalerträge 
(Gläubiger) im Zeitpunkt der Fälligkeit der Ka- 
pitalerträge 

a) Inhaber der Teilschuldverschreibung oder der 
Forderung ist und im Inland weder einen 
Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt hat oder 

b) nicht der Inhaber der Teilschuldverschrei- 
bung oder der Forderung ist, es sei denn, daß 
der Gläubiger im Inland einen Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat und bei 
einer Teilschuldverschreibung, die bei einem 
inländischen Kreditinstitut verwahrt wird, 
am 15. Tag vor der Fälligkeit der Kapitaler- 
träge der Inhaber der Teilschuldverschrei- 
bung gewesen ist. 

2 Bei Stückzinsen ist der Steuerabzug vorzuneh- 
men, wenn der Veräußerer der Teilschuldver- 


schreibung oder der Forderung im Zeitpunkt der 
Auszahlung oder Gutschrift der Stückzinsen im 
Inland weder einen Wohnsitz noch seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt hat. 3 Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht für Kapitalerträge, die nach § 6 
steuerfrei sind oder nach den Nummern 2 und 5 
dem Steuerabzug unterliegen, und nicht für Zin- 
sen aus Anleihen, die 

a) aufgrund der Regelung von Goldmarkver- 
bindlichkeiten mit spezifisch ausländischem 
Charakter gemäß Anlage VII des Abkom- 
mens über deutsche Auslandsschulden vom 
27. Februar 1953 (Bundesgesetzbl. II S. 333, 
456) ausgegeben worden sind oder 

b) vor dem 1. Januar 1965 ausgegeben worden 
sind und deren Nennwert auf eine ausländi- 
sche Währung lautet; 

7. Zinsen im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 10; 

8. Einnahmen, aus der Vergütung von Körper- 
schaftsteuer nach § 131 dieses Gesetzes oder 
nach § 53 des Körperschaftsteuergesetzes. 

2 Dem Steuerabzug unterliegen auch besondere 
Entgelte oder Vorteile im Sinne des § 55 Abs. 2 
Nr. 1, die neben den in den Nummern 1 bis 8 be- 
zeichneten Kapitalerträgen oder an deren Stelle ge- 
währt werden. 3 Das gilt auch für Stückzinsen im 
Sinne der Nummer 6 Satz 2. 

(2) Der Steuerabzug ist nicht vorzunehmen, 
wenn Gläubiger und Schuldner der Kapitalerträge 
(Schuldner) im Zeitpunkt des Zufließens dieselbe 
Person sind. 

(3) Kapitalerträge sind inländische, wenn der 
Schuldner Wohnsitz, Geschäftsleitung oder Sitz im 
Inland hat. 2 In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 6 
Satz 2 sind Stückzinsen inländische Kapitalerträge, 
wenn der Schuldner der Anleihe oder Forderung 
und die die Kapitalerträge auszahlende Stelle (§ 161 
Abs. 2 Nr. 2) Wohnsitz, Geschäftsleitung oder Sitz 
im Inland haben. 

(4) Der Steuerabzug ist auch dann vorzunehmen, 
wenn die Kapitalerträge beim Gläubiger zu den 
Einkünften aus Gewerbe, aus freiberuflicher Tätig- 
keit, aus Land- und Forstwirtschaft, aus Vermie- 
tung und Verpachtung oder zu den sonstigen Ein- 
künften im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 3 und 4 gehö- 
ren. 

§ 156 

Bemessung der Kapitalertragsteuer 

(1) Die Kapitalertragsteuer beträgt 

1. in den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und 7 
sowie, falls es sich nicht um Kapitalerträge aus 
festverzinslichen Wertpapieren im Sinne des 
§ 155 Abs. 1 Nr. 5 handelt, in den Fällen des 
§ 155 Abs. 1 Nr. 6: 

25 vom Hundert des Kapitalertrags, wenn der 
Gläubiger die Kapitalertragsteuer trägt, 
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33V3 vom Hundert des tatsächlich ausgezahlten 
Betrags, wenn der Schuldner die Kapitalertrag- 
steuer übernimmt; 

2. in den Fällen des § 155 Abs, 1 Nr. 5: 

30 vom Hundert des Kapitalertrags, wenn der 
Gläubiger die Kapitalertragsteuer trägt, 

42,85 vom Hundert des tatsächlich ausgezahlten 
Betrags, wenn der Schuldner die Kapitalertrag- 
steuer übernimmt; 

3. in den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 8: 

25 vom Hundert des Kapitalertrags. 

(2) J Dem Steuerabzug unterliegen die vollen Ka- 
pitalerträge ohne jeden Abzug. 2 § 55 Abs. 2 Nr. 4 
Satz 2 ist nicht anzuwenden. 

§ 157 

Entrichtung der Kapitalertragsteuer 
in den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7 

(1) Schuldner der Kapitalertragsteuer ist in den 
Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7 der Gläubi- 
ger der Kapitalerträge. 2 Die Kapitalertragsteuer 
entsteht in dem Zeitpunkt, in dem die Kapitalerträ- 
ge dem Gläubiger zufließen. 3 In diesem Zeitpunkt 
hat der Schuldner der Kapitalerträge den Steuer- 
abzug für Rechnung des Gläubigers der Kapital- 
erträge vorzunehmen. 4 Die innerhalb eines Kalen- 
dervierteljahrs einbehaltene Steuer ist jeweils bis 
zum 10. des dem Kalendervierteljahr folgenden Mo- 
nats an das Finanzamt abzuführen, das für die 
Besteuerung des Schuldners der Kapitalerträge nach 
dem Einkommen zuständig ist. 5 Dabei ist die Kapi- 
talertragsteuer, die ein Schuldner zum selben Zeit- 
punkt insgesamt abzuführen hat, auf den nächsten 
vollen Deutsche Mark-Betrag abzurunden. 

(2) Gewinnanteile (Dividenden) und andere Ka- 
pitalerträge, deren Ausschüttung von einer Körper- 
schaft beschlossen wird, fließen dem Gläubiger der 
Kapitalerträge an dem Tag zu (Absatz 1), der im Be- 
schluß als Tag der Auszahlung bestimmt worden 
ist. Hst die Ausschüttung nur festgesetzt, ohne daß 
über den Zeitpunkt der Auszahlung ein Beschluß 
gefaßt worden ist, so gilt als Zeitpunkt des Zuflie- 
ßens der Tag nach der Beschlußfassung. 

(3) Hst bei Einnahmen aus der Beteiligung an ei- 
nem Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter in 
dem Beteiligungsvertrag über den Zeitpunkt der 
Ausschüttung keine Vereinbarung getroffen, so gilt 
der Kapitalertrag am Tag nach der Aufstellung der 
Bilanz oder einer sonstigen Feststellung des Ge- 
winnanteils des stillen Gesellschafters, spätestens 
jedoch sechs Monate nach Ablauf des Wirtschafts- 
jahrs, für das der Kapitalertrag ausgeschüttet oder 
gutgeschrieben werden soll, als zugeflossen. 2 Bei 
Zinsen aus partiarischen Darlehen gilt Satz 1 ent- 
sprechend. 

(4) Haben Gläubiger und Schuldner der Kapital- 

erträge vor dem Zufließen ausdrücklich Stundung 
des Kapitalertrags vereinbart, weil der Schuldner 


vorübergehend zur Zahlung nicht in der Lage ist, 
so ist der Steuerabzug erst mit Ablauf der Stun- 
dungsfrist vorzunehmen. 

(5) *Der Schuldner der Kapitalerträge haftet für 
die Kapitalertragsteuer, die er einzubehalten und 
abzuführen hat. 2 Der Gläubiger der Kapitalerträge 
wird nur in Anspruch genommen, 

1. wenn der Schuldner die Kapitalerträge nicht 
vorschriftsmäßig gekürzt hat oder 

2. wenn der Gläubiger weiß, daß der Schuldner die 
einbehaltene Kapitalertragsteuer nicht vor- 
schriftsmäßig abgeführt hat, und dies dem Fi- 
nanzamt nicht unverzüglich mitteilt. 

3 Für die Inanspruchnahme des Schuldners der 
Kapitalerträge bedarf es keines Haftungsbescheids, 
soweit der Schuldner die einbehaltene Kapitaler- 
tragsteuer richtig angemeldet hat oder soweit er 
seine Zahlungsverpflichtung gegenüber dem Fi- 
nanzamt oder dem Prüfungsbeamten des Finanz- 
amts schriftlich anerkennt. 

§ 158 

Abstandnahme vom Steuerabzug 

(1) Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 155 Abs. 1 
Nr. 2 bis 5 und 7 ist der Steuerabzug nicht vorzu- 
nehmen, wenn der Gläubiger unbeschränkt einkom- 
mensteuerpflichtig ist und anzunehmen ist, daß für 
ihn eine Veranlagung zur Einkommensteuer nicht 
in Betracht kommt. 

(2) *Die Voraussetzungen des Absatzes 1 sind 
dem Schuldner oder der die Kapitalerträge auszah- 
lenden Stelle durch eine Bescheinigung des für den 
Gläubiger zuständigen Wohnsitzfinanzamts nachzu- 
weisen. 2 Die Geltungsdauer der Bescheinigung darf 
höchstens fünf Jahre betragen; sie muß am Schluß 
eines Kalenderjahrs enden. 3 § 129 Abs. 3 Satz 3 und 
4 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Der Schuldner und die die Kapitalerträge 
auszahlende Stelle haben in ihren Unterlagen das 
Finanzamt, das die Bescheinigung erteilt hat, den 
Tag der Ausstellung der Bescheinigung und die in 
der Bescheinigung angegebene Steuer- und Listen- 
nummer zu vermerken. 

§ 159 

Erstattung der Kapitalertragsteuer 

(1) *Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 155 
Abs. 1 Nr. 1 wird auf Antrag einem Gläubiger, der 
im Zeitpunkt des Zufließens der Kapitalerträge un- 
beschränkt einkommensteuerpflichtig war, die ein- 
behaltene und abgeführte Kapitalertragsteuer er- 
stattet, wenn anzunehmen ist, daß für ihn eine Ver- 
anlagung zur Einkommensteuer nicht in Betracht 
kommt. 2 Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist 
durch eine Bescheinigung im Sinne des § 158 Abs. 2 
nachzuweisen. 3 Dem Antrag auf Erstattung ist au- 
ßer der Bescheinigung nach Satz 2 eine Bescheini- 
gung im Sinne des §162 Abs. 2 beizufügen 4 § 129 
Abs. 4 bis 7 gilt entsprechend. 
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(2) 'Handelt es sich bei den Kapitalerträgen im 
Sinne des § 155 Abs. 1 Nr. 1 um Bezüge unbe- 
schränkt Steuerpflichtiger aus Anteilen an einer 
unbeschränkt steuerpflichtigen Erwerbs- oder Wirt- 
schaftsgenossenschaft, so wird die einbehaltene 
und abgeführte Kapitalertragsteuer unabhängig 
vom Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 
auf Antrag an die Genossenschaft erstattet. 2 § 130 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Ist bei Kapitalerträgen im Sinne des § 155 
Abs. 1 Nr. 2 bis 5 oder 7 Kapitalertragsteuer einbe- 
halten und abgeführt worden, obwohl eine Ver- 
pflichtung hierzu nicht bestand, oder hat der Gläu- 
biger im Falle des § 158 dem Schuldner oder der die 
Kapitalerträge auszahlenden Stelle die Bescheini- 
gung erst in einem Zeitpunkt vorgelegt, in dem die 
Kapitalertragsteuer bereits abgeführt war, so ist auf 
Antrag des Schuldners oder der die Kapitalerträge 
auszahlenden Stelle die Steueranmeldung (§ 162 
Abs. 1) insoweit zu ändern. 2 Erstattungsberechtigt 
ist der Antragsteller. 

(4) 'Ist der Gläubiger eine natürliche Person, die 
im Zeitpunkt des Zufließens des Kapitalertrags im 
Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnli- 
chen Aufenthalt hat, oder eine Körperschaft, Perso- 
nenvereinigung oder Vermögensmasse, die im Zeit- 
punkt des Zufließens des Kapitalertrags im Inland 
weder ihre Geschäftsleitung noch ihren Sitz hat, so 
nimmt das Finanzamt, an das die Kapitalertragsteu- 
er abgeführt worden ist, auf Antrag des Gläubigers 
insoweit eine Freistellung von der Kapitalertrag- 
steuer vor, als die Steuer auf die in § 155 Abs. 1 
Nr. 5 bezeichneten Kapitalerträge entfällt. 2 Das gilt 
nicht, soweit diese Kapitalerträge für den Gläubi- 
ger nach § 111 dieses Gesetzes oder nach den §§ 2 
und 8 des Körperschaftsteuergesetzes inländische 
Einkünfte im Sinne der beschränkten Steuerpflicht 
sind. 

§ 160 

Erstattung von Kapitalertragsteuer 
bei bestimmten Körperschaften, 

Personen Vereinigungen und Vermögensmassen 

(1) 'Ist der Gläubiger 

1. eine inländische Körperschaft, Personenvereini- 
gung oder Vermögensmasse im Sinne des § 5 
Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
oder 

2. eine inländische Stiftung des öffentlichen 
Rechts, die ausschließlich und unmittelbar ge- 
meinnützigen oder mildtätigen Zwecken dient, 
oder 

3. eine inländische juristische Person des öffentli- 
chen Rechts, die ausschließlich und unmittelbar 
kirchlichen Zwecken dient, 

so erstattet das Bundesamt für Finanzen auf Antrag 
des Gläubigers die einbehaltene Kapitalertragsteu- 
er. Voraussetzung ist, daß der Gläubiger dem Bun- 
desamt für Finanzen durch eine Bescheinigung des 


für seine Geschäftsleitung oder seinen Sitz zustän- 
digen Finanzamts nachweist, daß er eine Körper- 
schaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
im Sinne des Satzes 1 ist. 3 Die Geltungsdauer der 
Bescheinigung darf höchstens fünf Jahre betragen; 
sie muß am Schluß eines Kalenderjahrs enden. 4 Die 
Bescheinigung wird nicht erteilt, soweit die Kapita- 
lertragsteuer auf Kapitalerträge entfällt, die in den 
Fällen des Satzes 1 Nr. 1 einem nicht von der Kör- 
perschaftsteuer befreiten wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb oder in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 
und 3 einem nicht von der Körperschaftsteuer be- 
freiten Betrieb gewerblicher Art zuzurechnen sind. 
5 Dem Antrag ist außer der Bescheinigung nach 
Satz 2 ein Beleg im Sinne des § 162 Abs. 2 beizufü- 
gen. 

(2) 'Ist der Gläubiger 

1. eine inländische Körperschaft, Personenvereini- 
gung oder Vermögensmasse im Sinne des § 5 
Abs. 1 Nr. 1 bis 8 oder 10 bis 14 des Körper- 
schaftssteuergesetzes oder 

2. eine inländische juristische Person des öffentli- 
chen Rechts, die nicht in Absatz 1 bezeichnet 
ist, 

so erstattet das Bundesamt für Finanzen auf Antrag 
die auf Kapitalerträge im Sinne des § 155 Abs. 1 
Nr. 1 erhobene Kapitalertragsteuer insoweit, als die 
nach § 52 des Körperschaftsteuergesetzes nicht an- 
zurechnende Körperschaftsteuer und die Kapitaler- 
tragsteuer zusammen mehr als 44 vom Hundert des 
Kapitalertrags zuzüglich der Körperschaftsteuer be- 
tragen. Voraussetzung ist, daß der Gläubiger 
durch eine Bescheinigung des für seine Geschäfts- 
leitung oder seinen Sitz zuständigen Finanzamts 
nachweist, daß er eine Körperschaft im Sinne des 
Satzes 1 ist. 3 Absatz 1 Satz 3 bis 5 gilt entspre- 
chend. 

(3) '§ 129 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 5 ist entspre- 
chend anzuwenden. 2 § 129 Abs. 6 gilt mit der Maß- 
gabe, daß das Bundesamt für Finanzen im Einzelfall 
die Frist auf Antrag des Gläubigers verlängern 
kann, wenn dieser verhindert ist, die Frist einzuhal- 
ten. 3 Der Antrag auf Verlängerung ist vor Ablauf 
der in Satz 2 bezeichneten Frist schriftlich zu stel- 
len und zu begründen. 

(4) Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn der Gläubiger Mitglied einer Erwerbs- oder 
Wirtschaftsgenossenschaft ist, soweit die Erstat- 
tung nach § 159 Abs. 2 beantragt oder durchgeführt 
worden ist. 

§ 161 

Entrichtung der Kapitalertragsteuer 
in den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 6 

(1) Schuldner der Kapitalertragsteuer ist in den 
Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 der Inhaber, in 
den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 der Veräu- 
ßerer der Teilschuldverschreibung oder der Forde- 
rung. 
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(2) ^ie die Kapitalerträge auszahlende Stelle 

hat die Kapitalertragsteuer für Rechnung des 

Schuldners der Kapitalertragsteuer einzubehalten. 

2 Die die Kapitalerträge auszahlende Stelle ist 

1 . in den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 

a) das Kreditinstitut mit Geschäftsleitung oder 
Sitz im Inland oder die inländische Zweig- 
stelle eines ausländischen Kreditinstituts im 
Sinne des § 53 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen (inländisches Kreditinstitut), das die 
Kapitalerträge dem Gläubiger oder einer 
Stelle im Ausland auszahlt oder gutschreibt, 
oder 

b) der Schuldner der Kapitalerträge, wenn er 
ohne Einschaltung eines inländischen Kredit- 
instituts dem Gläubiger oder einer Stelle im 
Ausland die Kapitalerträge auszahlt oder 
gutschreibt; 

2. in den Fällen des §155 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 die 
natürliche Person, Körperschaft, Personenverei- 
nigung oder Vermögensmasse, die dem Veräuße- 
rer die Stückzinsen auszahlt oder gutschreibt. 

(3) ^er Steuerabzug ist vorzunehmen 

1. nach § 155 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 Buchstabe a, wenn 

a) eine Teilschuldverschreibung oder ein Anteil 
an einer Sammelschuldbuchforderung bei ei- 
nem inländischen Kreditinstitut für eine na- 
türliche Person, die im Inland weder einen 
Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt hat, verwahrt oder verwaltet wird oder 
als Inhaber einer Einzelschuldbuchforderung 
im Öffentlichen Schuldbuch eine natürliche 
Person, die im Inland weder einen Wohnsitz 
noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
eingetragen ist, und wenn die Kapitalerträge 
dem Inhaber der Teilschuldverschreibung 
oder der Forderung oder einer Stelle im Aus- 
land ausgezahlt oder gutgeschrieben werden, 
oder 

b) eine Teilschuldverschreibung oder ein Anteil 
an einer Sammelschuldbuchforderung nicht 
bei einem inländischen Kreditinstitut ver- 
wahrt oder verwaltet wird und der Gläubiger 
zwar nachweist, daß er der Inhaber der Teil- 
schuldverschreibung oder der Forderung ist, 
aber nicht nachweist, daß er einen Wohnsitz 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt im In- 
land hat, oder 

c) eine Teilschuldverschreibung, ein Anteil an 
einer Sammelschuldbuchforderung oder eine 
Einzelschuldbuchforderung als Inhaber zu- 
steht 

aa) einer Handelsgesellschaft, die im Inland 
weder ihre Geschäftsleitung noch ihren 
Sitz hat, oder 

bb) einer Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts oder einer sonstigen Personen- 
vereinigung, wenn nicht nachgewiesen 
wird, daß alle Beteiligten der Gesell- 
schaft oder Personenvereinigung einen 


Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Inland haben; 

2. nach § 155 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 Buchstabe b, wenn 
der Gläubiger nicht nachweist, daß er der Inha- 
ber der Teilschuldverschreibung oder der Forde- 
rung ist, oder daß er im Inland einen Wohnsitz 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat und 
bei einer Teilschuldverschreibung, die bei einem 
inländischen Kreditinstitut verwahrt wird, am 
15. Tag vor der Fälligkeit der Zinsen der Inha- 
ber der Teilschuldverschreibung gewesen ist; 

3. nach § 155 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2, wenn der Veräu- 
ßerer nicht nachweist, daß er im Inland einen 
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 2 Die Vorschrift der Nummer 1 Buchstabe c 
gilt entsprechend. 

(4) *Die Kapitalertragsteuer entsteht in dem 
Zeitpunkt, in dem die Kapitalerträge dem Gläubiger 
oder einer Stelle im Ausland ausgezahlt oder gut- 
geschrieben werden. 2 In diesem Zeitpunkt hat die 
die Kapitalerträge auszahlende Stelle den Steuerab- 
zug vorzunehmen. 3 Die innerhalb eines Kalender- 
vierteljahrs einbehaltene Steuer ist jeweils bis zum 
10. des dem Kalendervierteljahr folgenden Monats 
an das Finanzamt abzuführen, das für die Besteue- 
rung der die Kapitalerträge auszahlenden Stelle 
nach dem Einkommen zuständig ist. 4 Wird gleich- 
zeitig Kapitalertragsteuer nach § 157 abgeführt, ist 
die Kapitalertragsteuer im Sinne des § 155 Abs. 1 
Nr. 6 gesondert auszuweisen. 5 § 157 Abs. 1 Satz 5 
und Abs. 4 gilt entsprechend. 

(5) *Die die Kapitalerträge auszahlende Stelle 
haftet für die Kapitalertragsteuer, die sie einzube- 
halten und abzuführen hat. 2 § 157 Abs. 5 Satz 3 gilt 
sinngemäß. 3 In den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 6 
Satz 1 Buchstabe b hat der Gläubiger weder einen 
Anspruch auf Anrechnung (§ 124 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe d) noch auf Erstattung der Kapitalertragsteuer, 
es sei denn, daß ihm die Kapitalerträge als Nießbrau- 
cher oder Pfandgläubiger, der zur Einbeziehung be- 
rechtigt ist, zustehen und er nachweist, daß er und 
der Inhaber der Teilschuldverschreibung oder For- 
derung im Zeitpunkt der Fälligkeit der Kapital- 
erträge einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland haben. 3 Der Gläubiger wird 
nur in Anspruch genommen, wenn die die Kapital- 
erträge auszahlende Stelle die Kapitalerträge nicht 
vorschriftsmäßig gekürzt hat. 

§ 162 

Anmeldung und Bescheinigung des Steuerabzugs 

(1) innerhalb der in § 157 Abs. 1 und § 161 
Abs. 4 festgesetzten Frist ist nach einem amtlich 
vorgeschriebenen Vordruck die Anmeldung der 
einbehaltenen Kapitalertragsteuer in den Fällen 
des 

1. § 155 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7 von dem Schuld- 
ner der Kapitalerträge, 

2. § 155 Abs. 1 Nr. 6 von der die Kapitalerträge 
auszahlenden Stelle im Sinne des § 161 Abs. 2 

dem Finanzamt getrennt einzureichen. 
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2 Satz 1 gilt entsprechend, wenn aufgrund des § 155 
Abs. 2 oder des § 158 ein Steuerabzug nicht oder 
nicht in voller Höhe vorzunehmen ist. 3 Der Grund 
für die Nichtabführung ist anzugeben. 4 Die Anmel- 
dung ist mit der Versicherung zu versehen, daß die 
Angaben vollständig und richtig sind. 5 Die Anmel- 
dung ist im Falle des Satzes 1 Nr. 1 von dem Schuld- 
ner oder einer vertretungsberechtigten Person, im 
Falle des Satzes 1 Nr. 2 von einer Person, die bei der 
auszahlenden Stelle zeichnungsberechtigt ist, zu 
unterschreiben. 

(2) J In den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
und 7 ist der Schuldner verpflichtet, dem Gläubiger 
der Kapitalerträge eine Bescheinigung über die Art 
und Höhe der Kapitalerträge, der Steuer, über den 
Zahlungstag und über die Zeit, für welche die Kapi- 
talerträge gezahlt sind, zu erteilen und hierin das 
Finanzamt anzugeben, an das die Steuer abgeführt 
worden ist. 2 Die Verpflichtung des Schuldners ent- 
fällt, wenn die Kapitalerträge für seine Rechnung 
durch ein Kreditinstitut gezahlt werden und wenn 
über die Art und Höhe der Kapitalerträge und über 
die Steuer eine Bestätigung erteilt wird. 3 Ist der 
Schuldner eine Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossen- 
schaft, die für den Gläubiger die Erstattung der Ka- 
pitalertragsteuer nach § 159 Abs. 2 beantragt hat, so 
ist die Antragstellung auf der Bescheinigung zu 
vermerken. 

(3) Hn den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 6 hat die 
die Kapitalerträge auszahlende Stelle im Sinne des 
§ 161 Abs. 2 dem Gläubiger die Bescheinigung zu 
erteilen. 2 Ist ihr bekannt, daß es sich um einen 
Steuerabzug nach § 155 Abs. 1 Nr. 6 Satz 1 Buchsta- 
be a handelt, so ist dies in der Bescheinigung anzu- 
geben, 

§ 163 

Entrichtung der Kapitalertragsteuer 

in den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 8 

*In den Fällen des § 155 Abs, 1 Nr. 8 entsteht die 
Kapitalertragsteuer in dem Zeitpunkt, in dem die 
Körperschaftsteuer vergütet wird. 2 In diesem Zeit- 
punkt hat das Bundesamt für Finanzen den Steuer- 
abzug vom Kapitalertrag für Rechnung des Vergü- 
tungsberechtigten von der Körperschaftsteuer ein- 
zubehalten, die nach § 131 dieses Gesetzes oder 
nach § 53 des Körperschaftsteuergesetzes vergütet 
wird. 


VIERTES KAPITEL 

Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen 

§ 164 

Steuerabzug bei Aufsichtsratsvergütungen 

(1) *Die Einkommensteuer wird bei beschränkt 
einkommensteuerpflichtigen Mitgliedern des Auf- 
sichtsrats oder Verwaltungsrats von in § 1 Abs. 1 
des Körperschaftsteuergesetzes bezeichneten Kör- 


perschaften, Personenvereinigungen oder Vermö- 
gensmassen, die ihre Geschäftsleitung oder ihren 
Sitz im Inland (inländische Unternehmen) haben, 
und bei denen die Gesellschafter nicht als Mitun- 
ternehmer anzusehen sind, durch Steuerabzug (Auf- 
sichtsratsteuer) erhoben. 2 Der Aufsichtsratsteuer 
unterliegen die Vergütungen jeder Art, die den in 
Satz 1 genannten Personen für die Überwachung der 
Geschäftsführung gezahlt werden (Aufsichtsratsver- 
gütungen), 

(2) Die Aufsichtsratsteuer beträgt 

35 vom Hundert der Aufsichtsratsvergütungen, 
wenn der Empfänger die Steuer trägt, und 

53,84 vom Hundert des an das Aufsichtsratsmit- 
glied tatsächlich ausgezahlten Betrags, wenn 
das Unternehmen die Steuer übernimmt. 

(3) 4 Dem Steuerabzug unterliegt der volle Betrag 
der Aufsichtsratsvergütung nach Abzug der darin 
enthaltenen und abgeführten Umsatzsteuer. 2 Wer- 
den Reisekosten (Tagegelder und Fahrtauslagen) 
gezahlt, so gehören sie zu den Aufsichtsratsvergü- 
tungen, soweit sie die tatsächlichen Auslagen über- 
steigen. 

(4) Die Steuer entsteht in dem Zeitpunkt, in dem 
die Aufsichtsratsvergütungen oder hierfür gewährte 
Vorschüsse dem Gläubiger der Aufsichtsratsvergü- 
tungen durch Auszahlung, Verrechnung oder Gut- 
schrift zufließen. 

§ 165 

Steuerabzug bei sonstigen Vergütungen 

(1) Die Einkommensteuer wird bei beschränkt 
Steuerpflichtigen durch Steuerabzug erhoben, wenn 
Vergütungen gezahlt werden für 

1. die technische oder kaufmännische Beratung, 
für die Überlassung von Arbeitskräften sowie 
für die anderen Tätigkeiten im Sinne des § 111 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b; 

2. Vortragstätigkeit sowie für die Ausübung oder 
Verwertung einer Tätigkeit als Künstler, 
Schriftsteller, Journalist oder Bilderberichter- 
statter, einschließlich solcher Tätigkeiten für 
den Rundfunk oder Fernsehfunk (§111 Abs. 1 
Nr, 2 und 4); 

3. die Nutzung oder für das Recht auf Nutzung 
von Rechten, insbesondere Urheberrechten und 
gewerblichen Schutzrechten von gewerblichen, 
technischen, wissenschaftlichen und ähnlichen 
Erfahrungen, Kenntnissen und Fertigkeiten, ins- 
besondere Plänen, Mustern und Verfahren (§111 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a und f, Nr. 2, Nr. 3 und 
Nr. 6 Buchstabe c; 

4. die Vermietung beweglicher Gegenstände (§111 
Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe b). 

(2) *Der Steuerabzug beträgt 

25 vom Hundert der Betriebseinnahmen oder Ein- 
nahmen, wenn der beschränkt Steuerpflichtige, 
und 
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33,33 vom Hundert der Betriebseinnahmen oder 
Einnahmen, wenn der Schuldner die Steuer 
trägt. 

2 Soweit eine Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 oder 2 im Inland ausgeübt wird oder worden 
ist, beträgt der Steuerabzug 

20 vom Hundert der Betriebseinnahmen oder Ein- 
nahmen, wenn der beschränkt Steuerpflichtige, 
und 

25 vom Hundert der Betriebseinnahmen oder Ein- 
nahmen, wenn der Schuldner die Steuer trägt. 

(3) Dem Steuerabzug unterliegt der volle Betrag 
der Vergütung nach Abzug der darin enthaltenen 
und abgeführten Umsatzsteuer. 

(4) Die Steuer entsteht in dem Zeitpunkt, in dem 
die Vergütungen oder hierfür gewährte Vorschüsse 
dem Gläubiger der Vergütungen durch Auszahlung, 
Verrechnung oder Gutschrift zufließen. 

§ 166 

Abzugsverfahren 

(1) *Der Schuldner der Aufsichtsratsvergütungen 
(§ 164) oder der Vergütungen (§ 165) hat den 
Steuerabzug im Zeitpunkt des Zufließens für Rech- 
nung des Gläubigers vorzunehmen. 2 Der Schuldner 
hat die innerhalb eines Kalendervierteljahrs einbe- 
haltene Steuer jeweils bis zum 10. des dem Kalen- 
dervierteljahr folgenden Monats an das für seine 
Besteuerung nach dem Einkommen zuständige Fi- 
nanzamt abzuführen. 3 Ist der Schuldner keine Kör- 
perschaft und stimmen Betriebs- und Wohnsitzfi- 
nanzamt nicht überein, so ist die einbehaltene Steu- 
er an das Betriebsfinanzamt abzuführen. 4 Bis zum 
selben Zeitpunkt hat der Schuldner dem nach den 
Sätzen 2 oder 3 zuständigen Finanzamt auf amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck den Namen des Gläu- 
bigers und die Höhe der Aufsichtsratsvergütungen 
oder der Vergütungen im Sinne des § 165 und die 
Höhe des Steuerabzugs anzumelden. 5 Die Anmel- 
dung muß vom Schuldner oder von einem zu seiner 
Vertretung Berechtigten unterschrieben sein. 6 Der 
Schuldner hat besondere Aufzeichnungen zu füh- 
ren, aus denen ersichtlich sein müssen 

1. Name und Wohnung des Gläubigers, 

2. Höhe der Aufsichtsratsvergütungen oder der 
Vergütungen in Deutscher Mark, 

3. Tag, an dem die Aufsichtsratsvergütungen oder 
die Vergütungen dem Gläubiger zugeflossen 
sind, 

4. Höhe und Zeitpunkt der Abführung der einbe- 
haltenen Steuer. 

(2) *Der Schuldner der Aufsichtsratsvergütungen 

oder der Vergütungen haftet für die Einbehaltung 

und Abführung der Steuer. 2 Der Gläubiger wird 

nur in Anspruch genommen, 


1. wenn der Schuldner der Aufsichtsratsvergütun- 
gen oder der Vergütungen diese nicht vor- 
schriftsmäßig gekürzt hat oder 

2. wenn ihm bekannt ist, daß der Schuldner die 
einbehaltene Steuer nicht vorschriftsmäßig ab- 
geführt hat, und er dies dem Finanzamt nicht 
unverzüglich mitteilt. 

2 Ist die Steuer nicht ordnungsmäßig einbehalten 
oder abgeführt, so hat das Finanzamt die Steuer 
von dem Schuldner, in den Fällen des Absatzes 4 
von dem dort bezeichneten Rechtsträger, durch 
Haftungsbescheid oder von dem Gläubiger durch 
Steuerbescheid anzufordern. 

(3) Für die Inanspruchnahme des Schuldners be- 
darf es keines Haftungsbescheids, soweit der 
Schuldner die einbehaltene Steuer dem Finanzamt 
ordnungsmäßig angemeldet hat (Absatz 1) oder 
wenn er vor dem Finanzamt oder einem Prüfungs- 
beamten des Finanzamts seine Verpflichtung zur 
Zahlung der Steuer schriftlich anerkannt hat. 

(4) *Der Schuldner der Vergütungen für die Nut- 
zung oder das Recht auf Nutzung von Urheberrech- 
ten braucht den Steuerabzug nicht vorzunehmen, 
wenn er diese Vergütungen aufgrund eines Über- 
einkommens nicht an den Gläubiger, sondern an die 
Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und 
mechanische Vervielfältigungsrechte (GEMA) oder 
an einen anderen Rechtsträger abfüfirt und die ober- 
sten Finanzbehörden der Länder mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen einwilligen, daß 
dieser andere Rechtsträger an die Stelle des Schuld- 
ners tritt. 2 In diesem Falle hat die GEMA oder der 
andere Rechtsträger den Steuerabzug vorzunehmen. 
3 Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. 

(5) *Ergibt sich aus einem Abkommen zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung, daß unter be- 
stimmten Voraussetzungen Aufsichtsratsvergütun- 
gen oder Vergütungen im Sinne des § 165 Abs. 1 
nicht oder nur nach einem vom Gesetz abweichen- 
den niedrigeren Steuersatz besteuert werden kön- 
nen, so darf der Schuldner den Steuerabzug nur un- 
terlassen oder nach dem niedrigeren Steuersatz 
vornehmen, wenn das nach Absatz 1 zuständige Fi- 
nanzamt oder ein von der obersten Finanzbehörde 
des Landes für zuständig erklärtes Finanzamt oder 
das Bundesamt für Finanzen bescheinigt, daß die 
Voraussetzungen für die Nichterhebung der Abzug- 
steuer oder die Erhebung der Abzugsteuer nach 
dem niedrigeren Steuersatz vorliegen; die Anmel- 
deverpflichtung des Schuldners nach Absatz 1 
bleibt unberührt. 2 Die Bescheinigung des Finanz- 
amts ist als Beleg bei den Aufzeichnungen im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 6 aufzubewahren. 

(6) *Das Finanzamt kann die Einkommensteuer 
bei Einkünften im Sinne des § 111 Abs. 1, soweit 
diese nicht bereits dem Steuerabzug unterliegen, im 
Wege des Steuerabzugs erheben, wenn dies zur Si- 
cherstellung des Steueranspruchs zweckmäßig ist. 
2 Das Finanzamt bestimmt hierbei die Höhe des 
Steuerabzugs. 3 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten 
sinngemäß. 
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ZEHNTER TEIL 

Sondervorschriften 


ERSTES KAPITEL 

Allgemeines 

§ 167 

Gemeinsame Vorschriften für erhöhte 
Abschreibungen und Sonderabschreibungen 

(1) Werden in dem Zeitraum, in dem bei einem 
Wirtschaftsgut erhöhte Abschreibungen oder Son- 
derabschreibungen in Anspruch genommen werden 
können (Begünstigungszeitraum), nachträgliche 
Herstellungskosten aufgewendet, so bemessen sich 
vom Jahr der Entstehung der nachträglichen Her- 
stellungskosten an bis zum Ende des Begünsti- 
gungszeitraums die Abschreibungen, erhöhten Ab- 
schreibungen und Sonderabschreibungen abwei- 
chend von § 33 Abs. 9 nach den um die nachträgli- 
chen Herstellungskosten erhöhten Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten. Entsprechendes gilt für 
nachträgliche Anschaffungskosten. 

(2) können bei einem Wirtschaftsgut erhöhte 
Abschreibungen oder Sonderabschreibungen bereits 
für Anzahlungen oder für Teilherstellungskosten in 
Anspruch genommen werden, so sind die Vorschrif- 
ten über erhöhte Abschreibungen und Sonderab- 
schreibungen mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
die Stelle der Anschaffungs- oder Herstellungsko- 
sten die Anzahlungen auf Anschaffungskosten oder 
die Teilherstellungskosten und an die Stelle des 
Jahres der Anschaffung oder Fertigstellung das 
Jahr der Anzahlung oder Teilherstellung treten. 
2 Nach Anschaffung oder Fertigstellung des Wirt- 
schaftsguts sind erhöhte Abschreibungen oder Son- 
derabschreibungen nur zulässig, soweit sie nicht 
bereits für Anzahlungen auf Anschaffungskosten 
oder für Teilherstellungskosten in Anspruch ge- 
nommen worden sind. Anzahlungen auf Anschaf- 
fungskosten sind im Zeitpunkt der tatsächlichen 
Zahlung aufgewendet. 4 Werden Anzahlungen durch 
Hingabe eines Wechsels geleistet, so sind sie in 
dem Zeitpunkt aufgewendet, in dem dem Lieferan- 
ten durch Diskontierung oder Einlösung des Wech- 
sels das Geld tatsächlich zufließt. Entsprechendes 
gilt, wenn an Stelle von Geld ein Scheck hingege- 
ben wird. 

(3) Erhöhte Abschreibungen oder Sonderab- 
schreibungen sind bei Wirtschaftsgütern, die zu ei- 
nem Betriebsvermögen gehören, nur zulässig, wenn 
sie in ein besonderes, laufend zu führendes Ver- 
zeichnis aufgenommen werden, das auch den Tag 
der Anschaffung oder Fertigstellung und die An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten enthält. 2 Das 
Verzeichnis braucht nicht geführt zu werden, wenn 
diese Angaben aus der Buchführung oder dem nach 
§ 21 Abs. 4 zu führenden Verzeichnis ersichtlich 
sind. 


(4) Bei Wirtschaftsgütern, bei denen erhöhte Ab- 
schreibungen in Anspruch genommen werden, müs- 
sen in jedem Jahr des Begünstigungszeitraums min- 
destens Abschreibungen in Höhe der linearen Ab- 
schreibungen nach den §§ 33 bis 35 oder 49 berück- 
sichtigt werden. 

(5) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern, bei de- 
nen Sonderabschreibungen in Anspruch genommen 
werden, sind die Abschreibungen nach § 33 linear 
vorzunehmen. 

(6) Liegen bei einem Wirtschaftsgut die Voraus- 
setzungen für die Inanspruchnahme von erhöhten 
Abschreibungen oder Sonderabschreibungen auf- 
grund mehrerer Vorschriften vor, so dürfen erhöhte 
Abschreibungen oder Sonderabschreibungen nur 
aufgrund einer dieser Vorschriften in Anspruch ge- 
nommen werden. 

(7) Erhöhte Abschreibungen oder Sonderab- 
schreibungen bei Wirtschaftsgütern, die zu einem 
Betriebsvermögen gehören, dürfen bei dem Betrieb 
nicht zur Entstehung oder Erhöhung eines Verlu- 
stes führen. 

(8) Erhöhte Abschreibungen oder Sonderab- 
schreibungen sind bei der Prüfung, ob die in § 86 
Abs. 1 Nr. 4 und 5 der Abgabenordnung bezeichne- 
ten Buchführungsgrenzen überschritten sind, nicht 
zu berücksichtigen. 

(9) Ist ein Wirtschaftsgut nach § 42 der Abgaben- 
ordnung mehreren Beteiligten zuzurechnen und 
sind die Voraussetzungen für erhöhte Abschreibun- 
gen oder Sonderabschreibungen nur bei einzelnen 
Beteiligten erfüllt, so dürfen die erhöhten Abschrei- 
bungen und Sonderabschreibungen nur anteilig für 
diese Beteiligten vorgenommen werden; § 14 Abs. 2 
und § 48 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 gelten mit der Maßga- 
be, daß die erhöhten Abschreibungen oder Sonder- 
abschreibungen von den Beteiligten, bei denen die 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind, nur einheitlich 
vorgenommen werden können. 

ZWEITES KAPITEL 

Sondervorschrilten für den Umweltschutz 

§ 168 

Erhöhte Abschreibungen bei Wirtschaftsgütern, 
die dem Umweltschutz dienen 

(1) *Bei abnutzbaren beweglichen und unbeweg- 
lichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, bei 
denen die Voraussetzungen des Absatzes 2 vorlie- 
gen, können anstelle der Abschreibungen nach den 
§§ 33 bis 35 im Wirtschaftsjahr der Anschaffung 
oder Fertigstellung bis zu 60 vom Hundert und in 
den folgenden Wirtschaftsjahren bis zur vollen Ab- 
schreibung jeweils bis zu 10 vom Hundert der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten abgeschrieben 
werden. 2 Nicht in Anspruch genommene erhöhte 
Abschreibungen können nachgeholt werden. 
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Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungsko- 
sten bei Wirtschaftsgütern im Sinne des Satzes 1 
können vom Wirtschaftsjahr ihrer Entstehung an 
abweichend von § 167 Abs. 1 bei der Bemessung der 
erhöhten Abschreibungen so behandelt werden, als 
wären sie im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 
Fertigstellung der Wirtschaftsgüter entstanden. 

(2) Die erhöhten Abschreibungen nach Absatz 1 
können nur in Anspruch genommen werden, 
wenn 

1. dieWirtschaftsgüter in einem im Inland belege- 
nen Betrieb des Steuerpflichtigen unmittelbar 
und ausschließlich oder fast ausschließlich dem 
Umweltschutz dienen und 

2. die von der Landesregierung bestimmte Stelle 
bescheinigt, daß 

a) die Wirtschaftsgüter zu dem in Nummer 1 
bezeichneten Zweck bestimmt und geeignet 
sind und 

b) die Anschaffung oder Herstellung der Wirt- 
schaftsgüter im öffentlichen Interesse erfor- 
derlich ist. 

(3) Die Wirtschaftsgüter dienen dem Umwelt- 
schutz, wenn sie dazu verwendet werden, 

1. a) den Anfall von Abwasser, 

b) Schädigungen durch Abwasser, 

c) Verunreinigungen der Gewässer durch ande- 
re Stoffe als Abwasser, 

d) Verunreinigungen der Luft oder 

e) Lärm oder Erschütterungen 

zu verhindern, zu beseitigen oder zu verringern 
oder 

2. Abfälle gemäß § 2 des Abfallbeseitigungsgeset- 
zes zu beseitigen. 

(4) x Die Absätze 1 bis 3 sind auf nachträgliche 
Herstellungskosten bei Wirtschaftsgütern, die dem 
Umweltschutz dienen und die vor dem 1. Januar 
1975 angeschafft oder hergestellt worden sind, mit 
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß im 
Wirtschaftsjahr der Fertigstellung der nachträgli- 
chen Herstellungsarbeiten erhöhte Abschreibungen 
bis zur vollen Höhe der nachträglichen Herstel- 
lungskosten vorgenommen werden können. 2 Das 
gleiche gilt, wenn bei Wirtschaftsgütern, die nicht 
dem Umweltschutz dienen, nachträglich Herstel- 
lungskosten dadurch entstehen, daß ausschließlich 
aus Gründen des Umweltschutzes Veränderungen 
vorgenommen werden. Nachträgliche Herstel- 
lungskosten, bei denen die erhöhten Abschreibun- 
gen nach den Sätzen 1 oder 2 in Anspruch genom- 
men werden, scheiden für die Anwendung der 
§§ 79, 82 und 82 e der Einkommensteuer-Durchfüh- 
rungsverordnung in den vor dem 1. Januar 1975 
geltenden Fassungen aus. 


(5) 1 Die erhöhten Abschreibungen nach Absatz 1 
können bereits für Anzahlungen auf Anschaffungs- 
kosten und für Teilherstellungskosten in Anspruch 
genommen werden. 2 § 167 Abs. 2 ist mit der Maßga- 
be anzuwenden, daß die Summe der erhöhten Ab- 
schreibungen 60 vom Hundert der bis zum Ende des 
jeweiligen Wirtschaftsjahrs insgesamt aufgewende- 
ten Anzahlungen oder Teilherstellungskosten nicht 
übersteigen darf. 3 Satz 1 gilt in den Fällen des Ab- 
satzes 4 sinngemäß. 

(6) Die erhöhten Abschreibungen nach den Ab- 
sätzen 1 bis 5 werden unter der Bedingung ge- 
währt, daß die Voraussetzung des Absatzes 2 
Nr. 1 

1. in den Fällen des Absatzes 1 mindestens fünf 
Jahre nach der Anschaffung oder Herstellung 
der Wirtschaftsgüter, 

2. in den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 mindestens 
fünf Jahre nach Beendigung der nachträglichen 
Herstellungsarbeiten 

erfüllt wird. 

(7) J Die erhöhten Abschreibungen nach den Ab- 
sätzen 1 bis 6 können für Wirtschaftsgüter nicht in 
Anspruch genommen werden, die im Rahmen der 
Neuerrichtung von Betrieben oder Betriebstätten 
angeschafft oder hergestellt werden. 2 Die Verlage- 
rung von Betrieben oder Betriebstätten gilt nicht 
als Neuerrichtung, wenn die in Absatz 2 Nr. 2 ge- 
nannte Behörde bestätigt, daß die Verlagerung im 
öffentlichen Interesse aus Gründen des Umwelt- 
schutzes erforderlich ist. 

§ 169 

Erhöhte Abschreibungen bei Zuschüssen 
zur Finanzierung von Wirtschaftsgütern, 
die dem Umweltschutz dienen 

(1) Erwirbt ein Steuerpflichtiger durch einen Zu- 
schuß zur Finanzierung der Anschaffungs- oder 
Fierstellungskosten von abnutzbaren Wirtschaftsgü- 
tern im Sinne des § 168 Abs. 2 ein Recht auf Mitbe- 
nutzung dieser Wirtschaftsgüter, so kann er bei 
diesem Recht anstelle der Abschreibungen nach 
§ 35 erhöhte Abschreibungen nach Maßgabe des 
§ 168 Abs. 1 oder 4 Satz 1 vornehmen. 

(2) Die erhöhten Abschreibungen können nur in 
Anspruch genommen werden, wenn der Empfän- 
ger 

1. den Zuschuß unverzüglich und unmittelbar zur 
Finanzierung der Anschaffung oder Herstellung 
der Wirtschaftsgüter oder der nachträglichen 
Herstellungsarbeiten bei den Wirtschaftsgütern 
verwendet und 

2. dem Steuerpflichtigen bestätigt, daß die Voraus- 
setzung der Nummer 1 vorliegt und daß für die 
Wirtschaftsgüter oder die nachträglichen Herstel- 
lungsarbeiten eine Bescheinigung nach § 168 
Abs. 2 Nr. 2 erteilt ist. 

(3) § 168 Abs. 6 und 7 gilt sinngemäß. 
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DRITTES KAPITEL 

Sondervorschriften für Gebäude 

§ 170 

Erhöhte Abschreibungen bei Einfamilienhäusern, 

Zweifamilienhäusern und Eigentumswohnungen 

(1) ^ei im Inland belegenen Einfamilienhäusern, 
Zweifamilienhäusern und Eigentumswohnungen, 
bei denen der Antrag auf Baugenehmigung nach 
dem 31. Dezember 1974 gestellt worden ist und die 
zu mehr als 66 2 /3 vom Hundert Wohnzwecken die- 
nen, können im Jahr der Fertigstellung und in den 
sieben folgenden Jahren anstelle der Abschreibun- 
gen nach den §§ 34 und 49 jeweils bis zu 5 vom 
Hundert der Herstellungskosten abgeschrieben 
werden. 2 übersteigen die Herstellungskosten bei 
einem Einfamilienhaus oder einer Eigentumswoh- 
nung die Grenze von 150 000 Deutsche Mark, bei 
einem Zweifamilienhaus die Grenze von 200 000 
Deutsche Mark, so ist Satz 1 auf den übersteigen- 
den Teil der Herstellungskosten nicht anzuwenden. 
3 Nach Ablauf des Begünstigungszeitraums bemes- 
sen sich die weiteren Abschreibungen nach § 34 
oder § 49; dabei treten an die Stelle der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten der am Ende des 
Begünstigungszeitraums vorhandene Restwert und 
an die Stelle der Nutzungsdauer die Restnutzungs- 
dauer. 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entsprechend für 
Herstellungskosten, die für Ausbauten und Erweite- 
rungen an einem Ein- oder Zweifamilienhaus oder 
an einer Eigentumswohnung aufgewendet worden 
sind. 2 Der am Ende des Begünstigungszeitraums 
vorhandene Restwert des Ausbaus oder der Erwei- 
terung ist dem Restwert des Gebäudes zu diesem 
Zeitpunkt hinzuzurechnen; die weiteren Abschrei- 
bungen sind einheitlich für das gesamte Gebäude in 
entsprechender Anwendung des § 34 oder des § 49 
nach dem so ermittelten Restwert und der Restnut- 
zungsdauer zu bemessen. 3 * Auf Ausbauten und Er- 
weiterungen, bei denen erhöhte Abschreibungen 
nach Satz 1 vorgenommen werden, ist § 167 Abs. 1 
nicht anzuwenden. 

(3) A Geht das Eigentum an einem Einfamilien- 
haus, einem Zweifamilienhaus oder einer Eigen- 

tumswohnung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 inner- 
halb von acht Jahren nach der Fertigstellung auf 
einen anderen über, so kann der Rechtsnachfolger 

des Bauherrn (Ersterwerber) die erhöhten Abschrei- 
bungen nach Absatz 1 vornehmen, soweit der Bau- 
herr sie nicht geltend gemacht hat. 2 Für den Erster- 
werber treten an die Stelle der Herstellungskosten 
die um die Aufwendungen für den Grund und Bo- 
den verminderten Anschaffungskosten. 3 Hat der 
Bauherr keine erhöhten Abschreibungen vorgenom- 
men, so tritt für den Ersterwerber an die Stelle des 
Jahres der Fertigstellung das Jahr des Ersterwerbs. 
4 Hat der Bauherr erhöhte Abschreibungen vorge- 
nommen, so kann der Ersterwerber sie vom Jahr 
des Ersterwerbs an bis zum Ablauf des Zeitraums 
geltend machen, in dem für den Bauherrn ohne die 
Veräußerung erhöhte Abschreibungen in Betracht 


gekommen wären. 5 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt ent- 
sprechend. 

(4) *Bei Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäu- 
sern und Eigentumswohnungen im Sinne des Absat- 
zes 1 Satz 1 kann der Bauherr erhöhte Abschreibun- 
gen, die er im Jahr der Fertigstellung und in den 
zwei folgenden Jahren nicht in Anspruch genom- 
men hat, bis zum Ende des dritten auf das Jahr der 
Fertigstellung folgenden Jahres nachholen. 2 Dabei 
können abweichend von § 167 Abs. 1 nachträgliche 
Herstellungskosten vom Jahr ihrer Entstehung an 
bei der Bemessung der erhöhten Abschreibungen so 
berücksichtigt werden, als wären sie bereits im 
Jahr der Fertigstellung entstanden. 3 Die Sätze 1 
und 2 gelten entsprechend bei Ausbauten und Er- 
weiterungen im Sinne des Absatzes 2 und für den 
Ersterwerber im Sinne des Absatzes 3, für den Er- 
sterwerber jedoch mit der Maßgabe, daß er auch 
die vom Bauherrn nicht in Anspruch genommenen 
erhöhten Abschreibungen nachholen kann. 

(5) J Zum Gebäude gehörende Garagen sind ohne 
Rücksicht auf ihre tatsächliche Nutzung als Wohn- 
zwecken dienend zu behandeln, soweit in ihnen 
nicht mehr als ein Personenkraftwagen für jede in 
dem Gebäude befindliche Wohnung untergestellt 
werden kann. 2 Räume für die Unterstellung weite- 
rer Kraftwagen sind stets als nicht Wohnzwecken 
dienend zu behandeln. 

(6) ^Erhöhte Abschreibungen nach den Absät- 
zen 1 bis 3 kann der Steuerpflichtige nur für ein 
Einfamilienhaus oder für ein Zweifamilienhaus oder 
für eine Eigentumswohnung oder für den Ausbau 
oder die Erweiterung eines Ein- oder eines Zweifa- 
milienhauses oder einer Eigentumswohnung in An- 
spruch nehmen. 2 Ehegatten, die das Veranlagungs- 
wahlrecht nach § 117 haben, können erhöhte Ab- 
schreibungen nach den Absätzen 1 bis 3 für insge- 
samt zwei der in Satz 1 bezeichneten Gebäude, 
Eigentumswohnungen, Ausbauten oder Erweiterun- 
gen geltend machen. 3 Bei Anwendung der Sätze 1 
und 2 sind alle Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäu- 
ser, Eigentumswohnungen, Ausbauten und Erweite- 
rungen zu berücksichtigen, bei denen der Antrag 
auf Baugenehmigung nach dem 31. Dezember 1964 
gestellt worden ist. 

(7) »Ist ein Einfamilienhaus, ein Zweifamilien- 
haus oder eine Eigentumswohnung nach § 42 der 
Ab gaben Ordnung mehreren Steuerpflichtigen zuzu- 
rechnen, so sind die Vorschriften des Absatzes 6 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß der dem Steuer- 
pflichtigen zugerechnete Anteil an dem Gebäude 
oder der Eigentumswohnung einem Einfamilien- 
haus, einem Zweifamilienhaus oder einer Eigen- 
tumswohnung gleichsteht; entsprechendes gilt bei 
dem Ausbau oder der Erweiterung von Einfamilien- 
häusern, Zweifamilienhäusern oder Eigentumswoh- 
nungen, die mehreren Steuerpflichtigen zuzurech- 
nen sind. 2 Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn ein 
Einfamilienhaus, ein Zweifamilienhaus oder eine 
Eigentumswohnung je zur Hälfte Ehegatten, die das 
Veranlagungswahlrecht nach § 117 haben, zuzu- 
rechnen ist. 
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§ 171 

Erhöhte Abschreibungen 
für den sozialen Wohnungsbau 

x Bei Gebäuden und Eigentumswohnungen, die nach 
dem 31. Dezember 1974 fertiggestellt worden sind 
und deren Nutzfläche zu mehr als 66V3 vom 
Hundert auf Wohnungen entfällt, die mit Öffentli- 
chen Mitteln im Sinne des § 6 Abs. 1 oder nach 
§ 88 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, im Saar- 
land mit öffentlichen Mitteln im Sinne des § 4 
Abs. 1 oder nach § 51 a des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland, gefördert worden sind, kann der 
Bauherr im Jahr der Fertigstellung und in den elf 
folgenden Jahren anstelle der Abschreibungen nach 
den §§ 34 und 49 jeweils bis zu 3,5 vom Hundert 
der Herstellungskosten abschreiben. 2 Nach Ablauf 
des Begünstigungszeitraums bemessen sich die wei- 
teren Abschreibungen nach § 34 oder § 49; dabei 
treten an die Stelle der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten der am Ende des Begünstigungszeit- 
raums vorhandene Restwert und an die Stelle der 
Nutzungsdauer die Restnutzungsdauer. 


§ 172 

Erhöhte Abschreibungen 
bei bestimmten Baumaßnahmen 
zur Modernisierung von Wohngebäuden 

(1) x Bei Gebäuden und Eigentumswohnungen, 
die 

1. im Inland belegen sind, 

2. vor dem 1. Januar 1957 fertiggestellt worden 
sind, 

3. nicht zu einem Betriebsvermögen gehören und 

4. zu mehr als 50 vom Hundert Wohnzwecken die- 
nen, 

können nachträgliche Herstellungskosten, die für in 
der Anlage 4 zu diesem Gesetz bezeichnete Anla- 
gen und Einrichtungen aufgewendet worden sind, 
abweichend von § 49 im Jahr der Fertigstellung der 
nachträglichen Herstellungsarbeiten und in den fol- 
genden Jahren bis zur vollen Abschreibung mit je- 
weils 10 vom Hundert abgeschrieben werden. 2 Die 
Voraussetzung des Satzes 1 Nr. 2 entfällt bei nach- 
träglichen Herstellungskosten für die in Anlage 4 
Nr. 9 bezeichneten Anschlüsse, wenn durch eine 
Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde 
nachgewiesen wird, daß die Anschlüsse im Zusam- 
menhang mit der Errichtung des Gebäudes noch 
nicht hergestellt werden konnten. 

(2) Bei Gebäuden und Eigentumswohnungen, die 
teilweise zu einem Betriebsvermögen gehören, ist 
Absatz 1 auf nachträgliche Herstellungskosten für 
die in Anlage 4 bezeichneten Anlagen und Einrich- 
tungen anzuwenden, soweit die Anlagen und Ein- 
richtungen auf den nicht zu einem Betriebsvermö- 
gen gehörenden Gebäudeteil entfallen. 

(3) § 170 Abs. 5 gilt entsprechend. 


§ 173 

Erhöhte Abschreibungen 
bei bestimmten Baumaßnahmen 
im Sinne des Städtebauförderungsgesetzes 

(1) Bei Baumaßnahmen im Sinne der §§21 und 
43 Abs. 3 Satz 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
können die hierfür aufgewendeten nachträglichen 
Herstellungskosten abweichend von § 34 oder § 49 
im Jahr der Fertigstellung der nachträglichen Her- 
stellungsarbeiten und in den folgenden Jahren bis 
zur vollen Abschreibung mit jeweils 10 vom Hun- 
dert abgeschrieben werden. 

(2) Die erhöhten Abschreibungen können nur in 
Anspruch genommen werden, wenn die zuständige 
Gemeindebehörde bescheinigt, daß der Steuer- 
pflichtige Baumaßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
durchgeführt hat. 

§ 174 

Behandlung größeren Erhaltungsaufwands 
in Sonderfällen 

(1) Größere Aufwendungen 

1. zur Erhaltung von Gebäuden und Eigentums- 
wohnungen, die im Zeitpunkt der Leistung des 
Erhaltungsaufwands nicht zu einem Betriebsver- 
mögen gehören und die zu mehr als 50 vom 
Hundert Wohnzwecken dienen, oder 

2. die für Maßnahmen im Sinne der §§ 21 und 43 
Abs. 3 Satz 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
geleistet worden sind, 

können auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilt 
werden. 2 Das gilt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 
nicht, wenn die Aufwendungen Betriebsausgaben 
sind. 

(2) *Wird das Gebäude oder die Eigentumswoh- 
nung während des Verteilungszeitraums veräußert 
oder das nicht zu einem Betriebsvermögen gehören- 
de Gebäude oder die Eigentumswohnung in ein Be- 
triebsvermögen eingebracht, so ist der noch nicht 
berücksichtigte Teil des Erhaltungsaufwands in den 
Fällen 

1. des Absatzes 1 Nr. 1 als Werbungskosten im 
Kalenderjahr der Veräußerung oder der Über- 
führung in das Betriebsvermögen, 

2. des Absatzes 1 Nr. 2 als Werbungskosten im 
Kalenderjahr der Veräußerung oder Überfüh- 
rung, als Betriebsausgabe im Wirtschaftsjahr 
der Veräußerung oder Überführung 

abzusetzen. 2 Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend, wenn 
das Gebäude oder die Eigentumswohnung aus dem 
Betriebsvermögen entnommen wird. 

(3) ^teht das Gebäude oder die Eigentumswoh- 
nung im Eigentum mehrerer Personen, so ist der Er- 
haltungsaufwand von allen Eigentümern auf densel- 
ben Zeitraum zu verteilen. 2 § 14 Abs. 2 ist sinnge- 
mäß anzuwenden. 
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§ 175 

Erhöhte Abschreibungen bei Schutzräumen 

(1) Sei Schutzräumen, die nach dem 31. Dezem- 
ber 1974 fertiggestellt worden sind und bei denen 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, kön- 
nen anstelle der Abschreibungen nach § 34 oder 
§ 49 im Jahr der Fertigstellung und in den folgen- 
den Jahren bis zur vollen Abschreibung jeweils 10 
vom Hundert der Herstellungskosten abgeschrieben 
werden. 1 2 Soweit die Herstellungskosten des 
Schutzraums einen durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates 
festzusetzenden Höchstbetrag übersteigen, scheiden 
sie für die Anwendung des Satzes 1 aus. 3 Der 
Höchstbetrag ist unter Berücksichtigung der durch- 
schnittlichen Baukosten und der Zahl der Personen, 
für die der Schutzraum bestimmt ist, festzusetzen. 

(2) Die erhöhten Abschreibungen können nur in 
Anspruch genommen werden, wenn 

1. der Schutzraum Personen Schutz gegen herab- 
fallende Trümmer, gegen radioaktive Nieder- 
schläge, gegen Brandeinwirkungen sowie gegen 
biologische und chemische Kampfmittel gewährt 
und für einen längeren Aufenthalt geeignet ist 
und 

2. die nach Landesrecht für Baugenehmigungen zu- 
ständige Behörde bescheinigt, daß die Voraus- 
setzung der Nummer 1 vorliegt. 

(3) Geht das Eigentum an einem Schutzraum in- 
nerhalb von zehn Jahren nach der Fertigstellung 
auf einen anderen über, so kann der Rechtsnachfol- 
ger die erhöhten Abschreibungen nach Absatz 1 
vornehmen, soweit der Bauherr sie noch nicht gel- 
tend gemacht hat. 

(4) Werden Schutzräume in bestehende Gebäude 
eingebaut, so gelten die Absätze 1 bis 3 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des in Absatz 1 bezeich- 
neten Höchstbetrags ein Höchstbetrag tritt, der die 
höheren durchschnittlichen Baukosten für Schutz- 
räume, die in bestehende Gebäude eingebaut wer- 
den, berücksichtigt. 

§ 176 

Vergünstigungen bei Zuschüssen 
zur Errichtung von Schutzräumen 

(1) Erwirbt ein Steuerpflichtiger durch einen 
nach dem 31. Dezember 1974 hingegebenen Zuschuß 
zur Errichtung eines Schutzraumes im Sinne des 

§ 175 Abs. 2 für seinen Betrieb das Recht, den Raum 
als Schutzraum zu benutzen, so kann er bei diesem 
Recht an Stelle der Abschreibungen nach § 35 er- 
höhte Abschreibungen nach Maßgabe des § 175 
Abs. 1 Satz 1 vornehmen. Entsprechendes gilt, 
wenn der Zuschuß in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang mit Einkünften aus Vermietung und Verpach- 
tung steht und durch den Zuschuß für den Steuer- 
pflichtigen oder seine Mieter das Recht erworben 
wird, den Raum als Schutzraum zu benutzen. 3 Die 

Satze 1 und 2 sind nur anzuwenden, soweit die zur 


Errichtung des Schutzraums insgesamt geleisteten 
Zuschüsse die Aufwendungen für die Anschaffung 
oder Herstellung des Schutzraums, höchstens je- 
doch den nach § 175 Abs. 1 Satz 2 und 3 oder Abs. 4 
festgesetzten Höchstbetrag nicht übersteigen. 

(2) Erwirbt ein Steuerpflichtiger in anderen als 
den in Absatz 1 genannten Fällen durch einen nach 
dem 31. Dezember 1974 hingegebenen Zuschuß zur 
Errichtung eines Schutzraums im Sinne des § 175 
Abs. 2 das Recht, den Raum als Schutzraum zu 
benutzen, so kann er im Kalenderjahr der Hin- 
gabe des Zuschusses und in den neun folgenden 
Kalenderjahren jeweils bis zu 10 vom Hundert des 
Zuschußbetrags wie Sonderausgaben abziehen. 
2 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Geht das Recht auf Benutzung des Schutz- 
raums innerhalb von zehn Jahren nach der Hingabe 
des Zuschusses auf einen anderen über, so kann 
der Rechtsnachfolger die erhöhten Abschreibungen 
nach Absatz 1 oder die Abzüge nach Absatz 2 vor- 
nehmen, soweit der Zuschußgeber sie noch nicht 
geltend gemacht hat. 

§ 177 

Abzug der Kosten 

zur Modernisierung von Schutzräumen 

(1) Werden nach dem 31. Dezember 1974 vor- 
handene Schutzräume den Anforderungen des § 175 
Abs. 2 Nr. 1 angepaßt, so können die hierfür aufge- 
wendeten Herstellungskosten abweichend von § 33 
Abs. 9 sogleich in voller Höhe als Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten abgezogen werden, dassel- 
be gilt, wenn in einem Gebäude ein Kellerdurch- 
bruch zum Nachbargebäude angelegt wird. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 gilt § 175 
Abs. 2 Nr. 2 entsprechend. 


VIERTES KAPITEL 

Sondervorschriften 
für die Land- und Forstwirtschaft 

§ 178 

Sonderabschreibungen bei bestimmten Wirtschafts- 
gütern und bestimmten Baumaßnahmen von Land- 
und Forstwirten, die den Gewinn durch Betriebsver- 
mögensvergleich oder durch Vergleich der Betriebs- 
einnahmen mit den Betriebsausgaben ermitteln 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn aus einem 
im Inland belegenen Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft durch Betriebsvermögensvergleich oder 
durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Be- 
triebsausgaben ermitteln, können bei den in den 
Anlagen 5 und 6 zu diesem Gesetz bezeichneten be- 
weglichen und unbeweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens und Ausbauten und Erweite- 
rungen an unbeweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens im Wirtschaftsjahr der Anschaf- 
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fung oder Fertigstellung und in den beiden folgen- 
den Wirtschaftsjahren neben den Abschreibungen 
nach §§ 33 bis 35 Sonderabschreibungen vorneh- 
men, und zwar 

1. bei beweglichen Wirtschaftsgütern 

bis zur Höhe von insgesamt 50 vom Hundert, 

2. bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern und bei 
Ausbauten und Erweiterungen an unbewegli- 
chen Wirtschaftsgütern 

bis zur Höhe von insgesamt 30 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 1 2 Die 
weiteren Abschreibungen nach den §§ 33 bis 35 
sind nach dem Buchwert am Ende des Begünsti- 
gungszeitraums und der Restnutzungsdauer zu be- 
messen. 3 Bei den Ausbauten und Erweiterungen an 
unbeweglichen, Wirtschaftsgütern ist der am Ende 
des Begünstigungszeitraums vorhandene Buchwert 
dem Buchwert des Wirtschaftsguts zu diesem Zeit- 
punkt hinzuzurechnen; die weiteren Abschreibun- 
gen sind einheitlich für das gesamte Wirtschaftsgut 
nach dem so ermittelten Buchwert und der Restnut- 
zungsdauer zu bemessen. 

(2) Die Sonderabschreibungen nach Absatz 1 
können bereits für Anzahlungen auf Anschaffungs- 
kosten oder für Teilherstellungskosten in Anspruch 
genommen werden. 

(3) Hrwirbt ein in Absatz 1 bezeichneter Steuer- 
pflichtiger durch einen Zuschuß zur Finanzierung 
der Anschaffung oder Herstellung der in den Anla- 
gen 5 und 6 zu diesem Gesetz bezeichneten Wirt- 
schaftsgüter und Ausbauten und Erweiterungen ein 
Recht auf Mitbenutzung des mit dem Zuschuß an- 
geschafften, hergestellten, ausgebauten oder erwei- 
terten Wirtschaftsguts, so kann er bei diesem Recht 
im Wirtschaftsjahr der Hingabe des Zuschusses 
und in den beiden folgenden Wirtschaftsjahren ne- 
ben den Abschreibungen nach § 35 Sonderabschrei- 
bungen bis zur Höhe von insgesamt 50 vom Hun- 
dert der Anschaffungskosten vornehmen. Voraus- 
setzung ist, daß der Empfänger den Zuschuß unver- 
züglich und unmittelbar zur Finanzierung der Maß- 
nahmen verwendet, für die der Zuschuß gegeben 
worden ist, und dies dem Steuerpflichtigen bestä- 
tigt. 3 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 179 

Begünstigung bestimmter Investitionen von Land- 
und Forstwirten, deren Gewinn nach Durchschnitt- 
sätzen ermittelt wird 

(1) Steuerpflichtige, deren Gewinn aus einem im 
Inland belegenen Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft nach Durchschnittsätzen ermittelt wird, kön- 
nen bei der Anschaffung oder Herstellung der in 
den Anlagen 5 und 6 zu diesem Gesetz bezeichneten 
beweglichen und unbeweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens und Ausbauten und Erweite- 
rungen an unbeweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens im Wirtschaftsjahr der Anschaf- 
fung oder Fertigstellung 

1. bei beweglichen Wirtschaftsgütern 

25 vom Hundert, 


2. bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern und bei 
Ausbauten und Erweiterungen an unbewegli- 
chen Wirtschaftsgütern 
15 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 
dem nach § 45 Abs. 1 bis 6 ermittelten Betrag abzie- 
hen. 

(2) Erwirbt ein in Absatz 1 bezeichneter Steuer- 
pflichtiger durch einen Zuschuß zur Finanzierung 
der Anschaffung oder Herstellung der in den Anla- 
gen 5 und 6 zu diesem Gesetz bezeichneten Wirt- 
schaftsgüter und Ausbauten und Erweiterungen ein 
Recht auf Mitbenutzung des mit dem Zuschuß an- 
geschafften, hergestellten, ausgebauten oder erwei- 
terten Wirtschaftsguts, so kann er im Wirtschafts- 
jahr der Hingabe des Zuschusses bis zu insgesamt 
25 vom Hundert der Anschaffungskosten des Rechts 
von dem nach § 45 Abs. 1 bis 6 ermittelten Betrag 
abziehen. 2 § 178 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Die bei einem Betrieb in einem Wirtschafts- 
jahr abzugsfähigen Beträge dürfen insgesamt 2 000 
Deutsche Mark nicht übersteigen. 


§ 180 

Erhöhte Abschreibungen 
bei Landarbeiterwohnungen 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn aus einem 
im Inland belegenen Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft durch Betriebsvermögensvergleich oder 
durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Be- 
triebsausgaben ermitteln, können bei zum Anlage- 
vermögen des Betriebs gehörenden Landarbeiter- 
wohnungen anstelle der Abschreibungen nach § 34 
die Herstellungskosten im Wirtschaftsjahr der 
Fertigstellung in voller Höhe oder in diesem und in 
den folgenden Wirtschaftsjahren bis zur vollen Ab- 
schreibung mit jeweils bis zu 20 vom Hundert ab- 
schreiben. 

(2) Steuerpflichtige, deren Gewinn aus einem im 
Inland belegenen Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft nach Durchschnittsätzen ermittelt wird, kön- 
nen bei Landarbeiterwohnungen die Herstellungs- 
kosten im Wirtschaftsjahr der Fertigstellung in vol- 
ler Höhe oder in diesem und in den folgenden 
Wirtschaftsjahren bis zur vollen Höhe mit jeweils 
bis zu 20 vom Hundert von dem nach § 45 Abs. 1 
bis 6 ermittelten Betrag abziehen. 

(3) x Sind im Inland belegene Betriebe, Teilbe- 
triebe oder Betriebsteile der Land- und Forstwirt- 
schaft verpachtet und sind die Einkünfte aus der 
Verpachtung den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung im Sinne des § 56 zuzurechnen, so ist 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 2 § 167 gilt ent- 
sprechend. 

(4) Handarbeiter im Sinne dieser Vorschrift sind 
Arbeitnehmer, die im Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft des Steuerpflichtigen oder in einem Be- 
trieb eines Land- und Forstwirts tätig sind, an den 
der Steuerpflichtige einen Betrieb, Teilbetrieb oder 
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Betriebsteil der Land- und Forstwirtschaft verpach- 
tet hat. 2 Gutsinspektoren r Rechnungsführer, Förster 
und andere Angestellte eines Land- und Forstwirts 
gelten nicht als Landarbeiter. 

(5) ^andarbeiterwohnungen sind Wohnungen 
oder Wohnräume für Landarbeiter in landwirt- 
schaftlichen oder forstwirtschaftlichen Betriebsge- 
bäuden, die durch Neubau, durch Wiederaufbau; 
zerstörter oder Wiederherstellung beschädigter Ge- 
bäude oder durch Ausbau oder Erweiterung von 
Gebäuden geschaffen werden. 2 Wirtschaftsräume : 
oder Anlagen, die in räumlichem Zusammenhang 
mit den Landarbeiterwohnungen stehen und dem 
Bedarf der Landarbeiter zu dienen bestimmt sind, 
gehören zu den Wohnungen. 

(6) Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 
erhöhten Abschreibungen ist, daß die Wohnfläche 
der Landarbeiterwohnung die in §§ 39 und 82 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes angegebenen Gren- 
zen nicht übersteigt. 


§ 181 

Vergünstigungen 

bei der Veräußerung bestimmter Betriebe 
der Land- und Forstwirtschaft 

(1) Weräußert ein Steuerpflichtiger seinen im 
Inland belegenen Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft im ganzen, so wird auf Antrag der Veräuße- 
rungsgewinn (§ 39 Abs. 2) bei der Ermittlung der 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft nur inso- 
weit angesetzt, als er den Betrag von 60 000 Deut- 
sche Mark übersteigt, wenn 

1. der für den Zeitpunkt der Veräußerung maßge- 
bende Einheitswert des Betriebs 30 000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt, 

2. die Einkünfte des Steuerpflichtigen im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 bis 7 in den dem Veran- 
lagungszeitraum der Veräußerung vorangegan- 
genen beiden Veranlagungszeiträumen jeweils 
den Betrag von 12 000 Deutsche Mark nicht 
überstiegen haben. 2 Bei Ehegatten, die das Ver- 
anlagungswahlrecht nach § 117 haben, gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, daß die Einkünfte bei- 
der Ehegatten zusammen jeweils 24 000 Deut- 
sche Mark nicht überstiegen haben. 

2 Ist im Zeitpunkt der Veräußerung ein nach Num- 
mer 1 maßgebender Einheitswert nicht festgestellt 
oder sind bis zu diesem Zeitpunkt die Voraus- 
setzungen für eine Wertfortschreibung erfüllt, so 
ist der Wert maßgebend, der sich für den Zeitpunkt 
der Veräußerung als Einheitswert ergeben würde. 

(2) *Der Anwendung des Absatzes 1 und des § 82 
Abs. 1 steht nicht entgegen, wenn die zum land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögen gehörenden 
Gebäude mit dem dazugehörigen Grund und Boden 
nicht mitveräußert werden. 2 In diesem Fall gelten 
die Gebäude mit dem dazugehörigen Grund und Bo- 
den als entnommen. 


(3) x Als Veräußerung gilt auch die Aufgabe des 
Betriebs, wenn 

1. die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind 
und 

2. der Steuerpflichtige seinen Betrieb der Land- 
und Forstwirtschaft zum Zwecke der Struktur- 
verbesserung nach Maßgabe des § 41 Abs. 1 
Buchstabe c des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte abgegeben hat und dies durch 
eine Bescheinigung der zuständigen Alterskasse 
nachweist. 

2 § 39 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Weräußert ein Steuerpflichtiger nach dem 
31. Dezember 1974 und vor dem 1. Januar 1977 
Teile des zu einem Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft gehörenden Grund und Bodens, so wird 
der bei der Veräußerung entstehende Gewinn auf 
Antrag nur insoweit zur Steuer herangezogen, als 
er 60 000 Deutsche Mark übersteigt. 2 Satz 1 ist nur 
anzuwenden, wenn 

1. der Veräußerungspreis nach Abzug der Veräuße- 
rungskosten innerhalb von sechs Monaten nach 
der Veräußerung 

a) zur Abfindung weichender Erben oder 

b) zur Tilgung von Schulden, die zu einem Be- 
trieb der Land- und Forstwirtschaft des 
Steuerpflichtigen gehören und nicht im Zu- 
sammenhang mit der Veräußerung stehen, 

verwendet wird und 

2. das Einkommen des Steuerpflichtigen in dem 
dem Veranlagungszeitraum der Veräußerung 
vorangegangenen Veranlagungszeitraum 24 000 
Deutsche Mark nicht überstiegen hat; bei Ehe- 
gatten, die nach § 118 zusammen veranlagt wer- 
den, erhöht sich der Betrag von 24 000 Deutsche 
Mark auf 48 000 Deutsche Mark. 

3 Verwendet der Steuerpflichtige den Veräußerungs- 
preis nur zu einem Teil zu den in Satz 2 Nr. 1 ange- 
gebenen begünstigten Zwecken, so ist nur der Teil 
des Veräußerungsgewinns steuerfrei, der dem Ver- 
hältnis entspricht, in dem der für die begünstigten 
Zwecke verwendete Teil des Veräußerungspreises 
zu dem gesamten Veräußerungspreis nach Abzug 
der Veräußerungskosten steht. 

(5) Für alle Veräußerungen im Sinne des Absat- 
zes 4 und des § 14 Abs. 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes in den vor dem 1. Januar 1975 geltenden 
Fassungen wird dem Steuerpflichtigen insgesamt nur 
einmal ein Freibetrag von höchstens 60 000 Deutsche 
Mark gewährt. 

§ 182 

Vergünstigungen 

bei gemeinschaftlicher Tierhaltung 

1 Werden einzelne Wirtschaftsgüter eines im In- 
land belegenen Betriebs der Land- und Forstwirt- 
schaft auf einen der gemeinschaftlichen Tierhal- 
tung dienenden Betrieb im Sinne des § 34 Abs. 6 a 
des Bewertungsgesetzes einer Erwerbs- und Wirt- 
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Schaftsgenossenschaft oder eines Vereins gegen Ge- 
währung von Mitgliedsrechten übertragen, so ist 
die Einkommensteuer, die auf den dabei entstehen- 
den Gewinn entfällt, auf Antrag in jährlichen Teil- 
beträgen zu entrichten. 2 Der einzelne Teilbetrag muß 
mindestens ein Fünftel dieser Steuer betragen. 


FÜNFTES KAPITEL 

Sondervorschriften für Flüchtlinge, 
Vertriebene und politisch Verfolgte 

§ 183 

Sonderabschreibungen 
bei bestimmten Betriebsgebäuden 

(1) Steuerpflichtige, die 

1. aufgrund des Bundesvertriebenengesetzes zur 
Inanspruchnahme von Rechten und Vergünsti- 
gungen berechtigt sind oder aus Gründen der 
Rasse, Religion, Nationalität, Weltanschauung 
oder politischer Gegnerschaft gegen den Natio- 
nalsozialismus verfolgt worden sind und 

2. ihre frühere Erwerbsgrundlage verloren haben, 

können bei im Inland belegenen Gebäuden, die im 
eigenen gewerblichen Betrieb unmittelbar und aus- 
schließlich 

a) der Fertigung, 

b) der Bearbeitung von zum Absatz bestimmten 
Wirtschaftsgütern, 

c) der Wiederherstellung von Wirtschaftsgütern, 

d) der Lagerung von Wirtschaftsgütern oder 

e) gleichzeitig mehreren dieser Zwecke 

dienen, neben den Abschreibungen nach § 34 im 
Wirtschaftsjahr der Fertigstellung und im folgen- 
den Wirtschaftsjahr Sonderabschreibungen bis zu 
jeweils 10 vom Hundert der Herstellungskosten 
vornehmen. 2 Die weiteren Abschreibungen nach 
§ 34 sind nach dem Buchwert am Ende des Begün- 
stigungszeitraums und der Restnutzungsdauer zu 
bemessen. 

(2) Die Sonderabschreibungen nach Absatz 1 
werden nicht dadurch ausgeschlossen, daß sich in 
dem Gebäude Büroräume befinden, die vom Steuer- 
pflichtigen im Zusammenhang mit den in Absatz 1 
bezeichneten Tätigkeiten genutzt werden, wenn auf 
diese Räume nicht mehr als 20 vom Hundert des 
Gebäudes entfallen. 

(3) *Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
land- und forstwirtschaftliche Betriebsgebäude. 2 Zu 
den land- und forstwirtschaftlichen Betriebsgebäu- 
den gehört auch die Wohnung des Steuerpflichti- 
gen, wenn sie die bei Betrieben gleicher Art übli- 
che Größe nicht überschreitet. 

(4) Erlischt die Befugnis zur Inanspruchnahme 

von Rechten und Vergünstigungen aufgrund des 
Bundesvertriebenengesetzes, so können die Sonder- 


abschreibungen nach den Absätzen 1 bis 3 für Be- 
triebsgebäude in Anspruch genommen werden, die 
bis zum Tage des Erlöschens der Befugnis fertigge- 
stellt worden sind. 2 Bei Gebäuden, die nach dem 
Tage des Erlöschens der Befugnis fertiggestellt 
werden, können Sonderabschreibungen nach den 
Absätzen 1 bis 3 für die bis zu diesem Zeitpunkt 
aufgewendeten Teilherstellungskosten in Anspruch 
genommen werden. 

(5) *Die Sonderabschreibungen nach den Absät- 
zen 1 bis 4 können nur für Gebäude in Anspruch 
genommen werden, die vom Steuerpflichtigen vor 
Ablauf des zehnten Kalenderjahrs seit der erstmali- 
gen Aufnahme einer gewerblichen oder land- und 
forstwirtschaftlichen Tätigkeit im Inland fertigge- 
stellt worden sind. 2 Für Gebäude, die vom Steuer- 
pflichtigen nach Ablauf des 20. Kalenderjahrs seit 
der erstmaligen Begründung eines Wohnsitzes oder 
gewöhnlichen Aufenthalts im Inland fertiggestellt 
werden, sind Sonderabschreibungen nach den Ab- 
sätzen 1 bis 4 nicht zulässig. 

§ 184 

Steuerbegünstigung 
des nicht entnommenen Gewinns 

(1) steuerpflichtige, bei denen die Vorausset- 
zungen des § 183 Abs, 1 Nr. 1 und 2 vorliegen und 
die den Gewinn aus dem inländischen Betrieb 
durch Betriebsvermögensvergleich ermitteln, kön- 
nen bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Ein- 
künfte nach Abzug des Altersentlastungsbetrags 
und des Ausgleichsbetrags und vor Abzug des Ver- 
lustvortrags auf Antrag bis zu 50 vom Hundert des 
nicht entnommenen Gewinns, höchstens aber 20 000 
Deutsche Mark abziehen. 2 Bei der Ermittlung des 
nicht entnommenen Gewinns ist auszugehen 

1. bei Einkünften aus Gewerbe und aus freiberufli- 
cher Tätigkeit von dem Gewinn des Wirt- 
schaftsjahrs, das im Kalenderjahr endet, und 
von den Entnahmen in diesem Wirtschafts- 
jahr, 

2. bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 
von den Gewinnanteilen, die auf das Kalender- 
jahr entfallen, und von den Entnahmen in die- 
sem Kalenderjahr. 

3 Die Entnahmen sind nur zu berücksichtigen, so- 
weit sie die Einlagen übersteigen. Zahlungen auf 
Abgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz gelten 
nicht als Entnahmen, soweit die Abgaben auf Be- 
triebsvermögen entfallen. 4 5 Der nach Satz 1 abgezo- 
gene Teil des nicht entnommenen Gewinns ist bei 
der Veranlagung besonders festzustellen. 

(2) übersteigen in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 Nr. 1 in einem der folgenden drei Wirt- 
schaftsjahre bei dem Steuerpflichtigen oder seinem 
Gesamtrechtsnachfolger die Entnahmen den Ge- 
winn, so ist der übersteigende Betrag (Mehrentnah- 
me) bis zur Höhe des besonders festgestellten Be- 
trags zum Zweck der Nachversteuerung bei der Er- 
mittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte für das 


105 



Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Kalenderjahr, in dem das Wirtschaftsjahr der 
Mehrentnahme endet, nach Abzug des Altersentla- 
stungsbetrags und des Ausgleichsbetrags und vor 
Abzug des Verlustvortrags hinzuzurechnen; Ab- 
satz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 2 In den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 ist Satz 1 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß an die Stelle der folgenden drei 
Wirtschaftsjahre die folgenden drei Kalenderjahre 
und an die Stelle des Gewinns die Summe der auf 
das Kalenderjahr entfallenden Gewinnanteile tre- 
ten. 3 Als Entnahmen gelten auch die Veräußerung 
des Betriebs im ganzen, die Veräußerung von An- 
teilen an einem Betrieb sowie die Aufgabe des Be- 
triebs. 4 Soweit sich Mehrentnahmen durch Zahlung 
von Erbschaftsteuer auf den Erwerb des Betriebs- 
vermögens von Todes wegen oder auf den Über- 
gang des Betriebsvermögens an Personen der Steu- 
erklasse I des § 15 des Erbschaftsteuergesetzes oder 
durch Veräußerung oder Aufgabe des Betriebs 
(§§ 39, 42, 44) ergeben haben, unterliegen sie einer 
Nachversteuerung mit den Sätzen des §82 Abs. 1; 
das gilt nicht für die Veräußerung eines Teilbe- 
triebs und im Falle der Umwandlung in eine Kapi- 
talgesellschaft. 5 Auf Antrag des Steuerpflichtigen 
ist eine Nachversteuerung auch dann vorzunehmen, 
wenn in dem in Betracht kommenden Wirtschafts- 
jahr oder Kalenderjahr eine Mehrentnahme nicht 
vorliegt. 

(3) ‘Ist der Steuerpflichtige Inhaber oder Mitin- 
haber mehrerer Betriebe, so sind die Absätze 1 und 2 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß von der Summe 
der Gewinne und Gewinnanteile aus allen Betrie- 
ben und von der Summe der Entnahmen und Einla- 
gen bei allen Betrieben auszugehen ist. Vorausset- 
zung für die Anwendung des Absatzes 1 ist in die- 
sem Fall, daß die Gewinne aus allen Betrieben 
durch Betriebsvermögensvergleich ermittelt wer- 
den. 3 Betriebe, deren Gewinn nicht durch Be- 
triebsvermögensvergleich zu ermitteln ist und 
auch nicht durch Betriebsvermögensvergleich er- 
mittelt wird und bei denen der Gewinn aus dem 
Betrieb 3 000 Deutsche Mark nicht übersteigt, blei- 
ben bei Anwendung der Sätze 1 und 2 außer Be- 
tracht. 

(4) Erlischt die Befugnis zur Inanspruchnahme 
von Rechten und Vergünstigungen aufgrund des 
Bundesvertriebenengesetzes, so kann die Steuerbe- 
günstigung nach den Absätzen 1 oder 3 letztmals 
für den nicht entnommenen Gewinn des Wirt- 
schaftsjahrs oder Kalenderjahrs in Anspruch ge- 
nommen werden, in dem die Befugnis erloschen 
ist. 

(5) ‘Die Steuerbegünstigung nach den Absät- 
zen 1 und 3 kann nur für das Kalenderjahr, in dem 
der Steuerpflichtige im Inland erstmals Einkünfte 
aus Gewerbe, freiberuflicher Tätigkeit oder Land- 
und Forstwirtschaft erzielt hat, und für die folgen- 
den sieben Kalenderjahre in Anspruch genommen 
werden. 2 Nach Ablauf von 20 Kalenderjahren seit 
der erstmaligen Begründung eines Wohnsitzes oder 
gewöhnlichen Aufenthalts im Inland ist die Inan- 
spruchnahme der Steuerbegünstigung nach den Ab- 
sätzen 1 und 3 nicht zulässig. 


§ 185 

Freibeträge für besondere Fälle 

(1) ‘Steuerpflichtige, bei denen die Vorausset- 
zungen des § 183 Abs. 1 Nr. 1 und 2 vorliegen, kön- 
nen wegen der ihnen durch die Eingliederung er- 
wachsenden außergewöhnlichen Belastungen auf 
Antrag ohne Kürzung um die zumutbare Belastung 
einen Freibetrag abziehen. 2 Dieser beträgt bei Steu- 
erpflichtigen, die 

1. keine Kinder haben und 

a) nicht zu den in den in Buchstaben b bezeich- 
neten Personen gehören, 540 Deutsche 
Mark, 

b) zu den Ehegatten im Sinne des § 117 Satz 1 
oder zu den Steuerpflichtigen gehören, bei 
denen § 79 Abs. 3 Nr. 1 oder § 80 Abs. 6 anzu- 
wenden ist, 720 Deutsche Mark, 

2. ein Kind oder zwei Kinder haben, 840 Deutsche 
Mark, 

3. drei oder mehr Kinder haben, 900 Deutsche 
Mark zuzüglich 60 Deutsche Mark für das vierte 
und jedes weitere Kind. 

3 Zu berücksichtigen sind Kinder, für die dem 
Steuerpflichtigen Kinderentlastung nach den §§ 97 
bis 99 zusteht oder in den Fällen des § 100 zustehen 
würde. 

(2) ‘Der Freibetrag wird für das Kalenderjahr, in 
dem der Steuerpflichtige als unbeschränkt Steuer- 
pflichtiger erstmals zu den in Satz 1 bezeichneten 
Personengruppen gehört hat, sowie für die beiden 
folgenden Kalenderjahre gewährt. 2 Für ein Kalen- 
derjahr, für das der Steuerpflichtige eine Steuerer- 
mäßigung nach § 74 für Aufwendungen zur Wieder- 
beschaffung von Hausrat und Kleidung beantragt, 
wird ein Freibetrag nach Absatz 1 nicht gewährt. 

SECHSTES KAPITEL 
Sonstige Sondervorschriften 

§ 186 

Bewertung bestimmter Importwaren 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn durch Be- 
triebsvermögensvergleich (§ 11) ermitteln, können 
Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens, die im 
Ausland erzeugt oder hergestellt worden sind und 
deren Preis auf dem Weltmarkt wesentlich 
schwankt, abweichend von § 25 mit einem Wert an- 
setzen, der bis zu 20 vom Hundert unter ihren An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten oder ihren 
niedrigeren Wiederbeschaffungskosten am Bilanz- 
stichtag liegt. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des Absat- 
zes 1 ist, daß 

1. die Wirtschaftsgüter in einem Verzeichnis auf- 
geführt sind, das von der Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates aufgestellt wird, 
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2. die Wirtschaftsgüter sich spätestens neun Mo- 
nate nach dem Bilanzstichtag im Inland befin- 
den, 

3. für die Wirtschaftsgüter eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts weder Zuschüsse zur Einla- 
gerung gewährt noch das Preisrisiko über- 
nimmt, 

4. für die Wirtschaftsgüter keine Rücklage für 
Preissteigerung (§ 20) gebildet wird. 

(3) Tn das Verzeichnis nach Absatz 2 Nr. 1 dürfen 
nur Wirtschaftsgüter aufgenommen werden, deren 
Preis auf dem Weltmarkt wesentlich schwankt; 
volkswirtschaftliche und wettbewerbspolitische Ge- 
sichtspunkte sind zu berücksichtigen. 1 2 In dem Ver- 
zeichnis kann bestimmt werden, daß Absatz 1 auch 
anzuwenden ist, wenn ein in dem Verzeichnis auf- 
geführtes Wirtschaftsgut nicht selbst, sondern nur 
sein Vormaterial im Ausland erzeugt oder herge- 
stellt worden ist. 

§ 187 

Sonderabschreibungen 
bei bestimmten Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens im Kohlen- und Erzbergbau 

(1) *Bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern des An- 
lagevermögens, bei denen die Voraussetzungen der 
Absätze 2 und 3 vorliegen, können im Wirtschafts- 
jahr der Anschaffung oder Fertigstellung und in 
den vier folgenden Wirtschaftsjahren neben den 
Abschreibungen nach den §§ 33 bis 35 Sonderab- 
schreibungen vorgenommen werden, und zwar 

1. bei beweglichen Wirtschaftsgütern bis zur Höhe 
von insgesamt 50 vom Hundert, 

2. bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern bis zur 
Höhe von insgesamt 30 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 2 Die 
weiteren Abschreibungen nach den §§ 33 bis 35 
sind nach dem Buchwert am Ende des Begünsti- 
gungszeitraums und der Restnutzungsdauer zu be- 
messen. 

(2) Voraussetzung für die Anwendung des Ab- 
satzes 1 ist, 

1. daß die Wirtschaftsgüter im Tiefbaubetrieb des 
Steinkohlen-, Pechkohlen-, Braunkohlen- und 
Erzbergbaues im Inland 

a) für die Errichtung von neuen Förderschacht- 
anlagen, auch in der Form von Anschluß- 
schachtanlagen, 

b) für die Errichtung neuer Schächte sowie die 
Erweiterung des Grubengebäudes und den 
durch Wasserzuflüsse aus stilliegenden An- 
lagen bedingten Ausbau der Wasserhaltung 
bestehender Schachtanlagen, 

c) für Rationalisierungsmaßnahmen in der 
Hauptschacht-, Blindschacht-, Strecken- und 
Abbauförderung, im Streckenvortrieb, in der 
Gewinnung, Versatzwirtschaft, Seilfahrt, 
Wetterführung und Wasserhaltung sowie in 
der Aufbereitung, 


d) für die Zusammenfassung von mehreren För- 
derschachtanlagen zu einer einheitlichen 
Förderschachtanlage oder 

e) für den Wiederaufschluß stilliegender Gru- 
benfelder und Feldesteile 

angeschafft oder hergestellt werden und 

2. daß die von der Landesregierung bestimmte 
Stelle im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft die Förderungswürdigkeit 
der in Nummer 1 bezeichneten Vorhaben be- 
scheinigt. 

(3) Die Sonderabschreibungen können nur bei 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens unter 
Tage und bei den in der Anlage 7 zu diesem Gesetz 
bezeichneten Wirtschaftsgütern des Anlagevermö- 
gens über Tage in Anspruch genommen werden. 

(4) Die Sonderabschreibungen können bereits für 
Anzahlungen auf Anschaffungskosten und für Teil- 
herstellungskosten in Anspruch genommen wer- 
den. 

§ 188 

Sonderabschreibungen bei Handelsschiffen, 
bei Schiffen, die der Seefischerei dienen, 
und bei Luftfahrzeugen 

(1) x Bei Handelsschiffen, die in einem inländi- 
schen Seeschiffsregister eingetragen sind, und zu 
einem Betriebsvermögen gehören, können im Wirt- 
schaftsjahr der Anschaffung oder Fertigstellung 
und in den vier folgenden Wirtschaftsjahren neben 
den Abschreibungen nach § 33 Sonderabschreibun- 
gen bis zu insgesamt 30 vom Hundert der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten vorgenommen wer- 
den. 2 Die weiteren Abschreibungen nach § 33 sind 
nach dem Buchwert am Ende des Begünstigungs- 
zeitraums und der Restnutzungsdauer zu bemessen. 

(2) Im Fall der Anschaffung eines Handelsschiffs 
ist Absatz 1 nur anzuwenden, wenn das Handels- 
schiff in ungebrauchtem Zustand vom Hersteller er- 
worben worden ist. 

(3) J Die Inanspruchnahme der Sonderabschrei- 
bungen ist nur unter der Bedingung zulässig, daß 
die Handelsschiffe innerhalb eines Zeitraums von 
acht Jahren nach ihrer Anschaffung oder Fertigstel- 
lung nicht veräußert werden. 2 Für Anteile an Han- 
delsschiffen gilt dies entsprechend. 

(4) Die Sonderabschreibungen können bereits für 
Anzahlungen auf Anschaffungskosten und für Teil- 
herstellungskosten in Anspruch genommen wer- 
den. 

(5) ^ei Handelsschiffen, deren Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten zu mindestens 30 vom 
Hundert durch Mittel finanziert werden, die weder 
unmittelbar noch mittelbar in wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang mit der Aufnahme von Krediten durch 
den Gewerbebetrieb stehen, zu dessen Betriebsver- 
mögen das Handelsschiff gehört, dürfen die Sonder- 
abschreibungen abweichend von § 167 Abs. 7 bis 
zum Gesamtbetrag von 15 vom Hundert der An- 
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schaffungs- oder Herstellungskosten zur Entstehung 
oder Erhöhung von Verlusten führen. 2 Das gilt 
nicht für Handelsschiffe bis zu 1 600 Bruttoregister- 
tonnen, es sei denn, es handelt sich um Tanker, 
Seeschlepper oder Spezialschiffe für den unmittel- 
baren oder mittelbaren Einsatz zur Gewinnung von 
Bodenschätzen. 

(6) Für Schiffe, die der Seefischerei dienen, gel- 
ten die Absätze 1 bis 4 und 5 Satz 1 entsprechend. 

(7) Für Luftfahrzeuge, die zur gewerbsmäßigen 
Beförderung von Personen oder Sachen im interna- 
tionalen Luftverkehr oder zur Verwendung zu son- 
stigen gewerblichen Zwecken im Ausland bestimmt 
sind, gelten die Absätze 1 bis 4 mit der Maßgabe 
entsprechend, daß an die Stelle der Eintragung in 
ein inländisches Seeschiffsregister die Eintragung 
in die deutsche Luftfahrzeugrolle und bei der Vor- 
schrift des Absatzes 3 an die Stelle des Zeitraums 
von acht Jahren ein Zeitraum von sechs Jahren tre- 
ten. 

§ 189 

Sonderabschreibungen 
bei privaten Krankenhäusern 

(1) Steuerpflichtige, die im Inland ein in beson- 
derem Maße der minderbemittelten Bevölkerung 
dienendes privates Krankenhaus betreiben, können 
bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagever- 
mögens, die dem Betrieb des Krankenhauses dienen, 
im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Fertig- 
stellung und in dem folgenden Wirtschaftsjahr ne- 
ben den Abschreibungen nach den §§ 33 bis 35 
Sonderabschreibungen vornehmen, und zwar 

1. bei beweglichen Wirtschaftsgütern bis zur Höhe 
von insgesamt 50 vom Hundert, 

2. bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern bis zur 
Höhe von insgesamt 30 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 2 Die 
weiteren Abschreibungen nach den §§ 33 bis 35 
sind nach dem Buchwert am Ende des Begünsti- 
gungszeitraums und der Restnutzungsdauer zu be- 
messen. 

(2) Absatz 1 Satz 1 ist entsprechend anzuwen- 
den, wenn bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens, die dem Betrieb eines privaten 
Krankenhauses im Sinne des Absatzes 3 dienen, 
nachträgliche Herstellungskosten aufgewendet wer- 
den. 2 An die Stelle der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten treten die nachträglichen Herstellungs- 
kosten, an die Stelle des Wirtschaftsjahrs der An- 
schaffung oder Fertigstellung tritt das Wirtschafts- 
jahr der Fertigstellung der nachträglichen Herstel- 
lungsarbeiten. 3 Der am Ende des Begünstigungs- 
zeitraums vorhandene Restwert der nachträglichen 
Herstellungskosten ist dem Restwert des Wirt- 
schaftsguts zu diesem Zeitpunkt hinzuzurechnen; 

die weiteren Abschreibungen nach den §§ 33 bis 35 
sind nach dem so ermittelten Restwert des Wirt- 

schaftsguts und der Restnutzungsdauer zu bemes- 
sen. 4 § 33 Abs. 9 ist nicht anzuwenden, wenn der 


Steuerpflichtige Sonderabschreibungen nach den 
Sätzen 1 und 2 in Anspruch nimmt. 

(3) Ein Krankenhaus dient in besonderem Maße 
der minderbemittelten Bevölkerung, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 67 Nr. 1 oder 2 der Abgabenord- 
nung erfüllt sind. 

(4) Die Sonderabschreibungen nach den Absät- 
zen 1 und 2 dürfen bei einem Krankenhaus im Wirt- 
schaftsjahr insgesamt 100 000 Deutsche Mark nicht 
übersteigen. 

§ 190 

Sondervorschriften für vor dem 1. Juli 1970 
angeschafften Grund und Boden 

(1) Bei Steuerpflichtigen, deren Gewinn für das 
Wirtschaftsjahr, in das der 30. Juni 1970 fiel, nicht 
nach § 5 des Einkommensteuergesetzes in den vor 
dem 1. Januar 1975 geltenden Fassungen zu ermit- 
teln war, gilt bei Grund und Boden, der mit Ablauf 
des 30. Juni 1970 zu ihrem Anlagevermögen gehört 
hat, als Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
(§ 21 Abs. 2 und 3 und § 25 Abs. 1 Satz 1) das Zwei- 
fache des nach den Absätzen 2 bis 4 zu ermitteln- 
den Ausgangsbetrags. 

(2) x Bei der Ermittlung des Ausgangsbetrags des 
zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen (§33 
Abs. 1 Satz 1 des Bewertungsgesetzes) gehörenden 
Grund und Bodens ist seine Zuordnung zu den 
Nutzungen und Wirtschaftsgütern (§ 34 Abs. 2 des 
Bewertungsgesetzes) am l.Juli 1970 maßgebend; 
dabei sind die Hof- und Gebäudeflächen sowie die 
Hausgärten im Sinne des § 40 Abs. 3 des Bewer- 
tungsgesetzes nicht in die einzelne Nutzung einzu- 
beziehen. 2 Es sind anzusetzen: 

1. bei Flächen, die nach dem Bodenschätzungsge- 
setz zu schätzen sind, für jedes katastermäßig 
abgegrenzte Flurstück der Betrag in Deutscher 
Mark, der sich ergibt, wenn die für das Flur- 
stück am l.Juli 1970 im amtlichen Verzeichnis 
nach § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung (Liegen- 
schaftskataster) ausgewiesene Ertragsmeßzahl 
vervierfacht wird. 2 Abweichend von Satz 1 sind 
für Flächen der Nutzungsteile 

a) Hopfen, Spargel, Gemüsebau und Obstbau 
4,00 Deutsche Mark je Quadratmeter, 

b) Blumen- und Zierpflanzenbau sowie Baum- 
schulen 5,00 Deutsche Mark je Quadratmeter 

anzusetzen, wenn der Steuerpflichtige dem Fi- 
nanzamt gegenüber bis zum 30. Juni 1972 eine 
Erklärung über die Größe, Lage und Nutzung 
der betreffenden Flächen abgegeben hat, 

2. für Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung je 
Quadratmeter 1,00 Deutsche Mark, 

3. für Flächen der weinbaulichen Nutzung der Be- 
trag, der sich unter Berücksichtigung der maß- 
gebenden Lagenvergleichszahl (Vergleichszahl 
der einzelnen Weinbaulage, § 39 Abs. 1 Satz 3 
und § 57 des Bewertungsgesetzes), die für aus- 
bauende Betriebsweise mit Faßweinerzeugung 


108 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


anzusetzen ist, aus der nachstehenden Tabelle 
ergibt: 


Lagenvergleichszahl 

Ausgangsbetrag 
je Quadratmeter 
in DM 


bis 

20 

2,50 


21 

bis 

30 

3,50 


31 

bis 

40 

5,00 


41 

bis 

50 

7,00 


51 

bis 

60 

8,00 


61 

bis 

70 

9,00 


71 

bis 

100 

10,00 


über 

100 

12,50 


Flächen 

der sonstigen 

land- und forstwirt- 


schaftlichen Nutzung, auf die Ziffer 1 keine An- 
wendung findet, je Quadratmeter 1,00 Deutsche 
Mark, 

5. für Hofflächen, Gebäudeflächen und Hausgärten 
im Sinne des § 40 Abs. 3 des Bewertungsgesetzes 
je Quadratmeter 5,00 Deutsche Mark, 

6. für Flächen des Geringstlandes je Quadratmeter 
0,25 Deutsche Mark, 

7. für Flächen des Abbaulandes je Quadratmeter 
0,50 Deutsche Mark, 

8. für Flächen des Unlandes je Quadratmeter 

0. 10 Deutsche Mark. 

(3) *Lag am l.Juli 1970 kein Liegenschaftskata- 
ster vor, in dem Ertragsmeßzahlen ausgewiesen 
sind, so ist der Ausgangsbetrag in sinngemäßer An- 
wendung des Absatzes 2 Nr. 1 Satz 1 auf der Grund- 
lage der durchschnittlichen Ertragsmeßzahl der 
landwirtschaftlichen Nutzung eines Betriebs zu er- 
mitteln, die die Grundlage für die Hauptfeststellung 
des Einheits werts auf den 1. Januar 1964 bildet. 
2 Absatz 2 Nr. 1 Satz 1 bleibt unberührt. 

(4) Eei nicht zum land-und forstwirtschaftlichen 
Vermögen gehörendem Grund und Boden ist als 
Ausgangsbetrag anzusetzen: 

1. für unbebaute Grundstücke der auf den 1. Ja- 
nuar 1964 festgestellte Einheitswert. 2 Ist auf den 

1. Januar 1964 kein Einheitwert festgestellt wor- 
den oder hat sich der Bestand des Grundstücks 
nach dem 1. Januar 1964 und vor dem 1. Juli 
1970 verändert, so ist der Wert maßgebend, der 
sich ergeben würde, wenn das Grundstück nach 
seinem Bestand vom 1. Juli 1970 und nach den 
Wertverhältnissen vom 1. Januar 1964 zu bewer- 
ten wäre; 

2. für bebaute Grundstücke der Wert, der sich 
nach Nummer 1 ergeben würde, wenn das 
Grundstück unbebaut wäre. 

(5) Weist der Steuerpflichtige nach, daß der 
Teilwert für Grund und Boden im Sinne des Absat- 
zes 1 am l.Juli 1970 höher war als das Zweifache 
des Ausgangsbetrags, so ist auf Antrag des Steuer- 
pflichtigen der Teilwert als Anschaffungs- oder 


Herstellungskosten anzusetzen. 2 Der Antrag ist bis 
zum 31. Dezember 1975 bei dem Finanzamt zu stel- 
len, das für die Ermittlung des Gewinns aus dem 
Betrieb zuständig ist. 3 Der Teilwert ist gesondert 
festzustellen. 4 Die Vorschriften der Abgabenord- 
nung und der Finanzgerichtsordnung über die ge- 
sonderte und die einheitliche Feststellung von Be- 
steuerungsgrundlagen gelten entsprechend. 

(6) Verluste, die bei der Veräußerung oder Ent- 
nahme von Grund und Boden im Sinne des Absat- 
zes 1 entstehen, dürfen bei der Ermittlung des Ge- 
winns in Höhe des Betrags nicht berücksichtigt 
werden, um den der Veräußerungspreis oder der an 
dessen Stelle tretende Wert nach Abzug der Veräu- 
ßerungskosten unter dem Zweifachen des Aus- 
gangsbetrags liegt. Entsprechendes gilt bei An- 
wendung des § 25 Abs. 2. 

(7) Grund und Boden, der nach § 4 Abs. 1 Satz 5 
des Einkommensteuergesetzes 1969 nicht anzuset- 
zen war, ist wie eine Einlage zu behandeln; er ist 
dabei mit dem nach Absatz 1 oder 5 maßgebenden 
Wert anzusetzen. 

ELFTER TEIL 

Ermächtigungen und Schluß Vorschriften 

§ 191 

Ermächtigungen 

(1) Eie Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften zu erlassen, 

1. nach denen die Einkommensteuer einschließlich 
der Lohnsteuer, der Kapitalertragsteuer und des 
Steuerabzugs bei beschränkt Steuerpflichtigen 

a) um höchstens 10 vom Hundert herabgesetzt 
werden kann. 2 Der Zeitraum, für den die 
Herabsetzung gilt, darf ein Jahr nicht über- 
steigen; er soll sich mit dem Kalenderjahr 
decken. Voraussetzung ist, daß eine Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
eingetreten ist oder sich abzeichnet, die eine 
nachhaltige Verringerung der Umsätze oder 
der Beschäftigung zur Folge hatte oder er- 
warten läßt, insbesondere bei einem erhebli- 
chen Rückgang der Nachfrage nach Investi- 
tionsgütern und Bauleistungen oder Ver- 
brauchsgütern; 

b) um höchstens 10 vom Hundert erhöht werden 
kann. 2 Der Zeitraum, für den die Erhöhung 
gilt, darf ein Jahr nicht übersteigen; er soll 
sich mit dem Kalenderjahr decken. Voraus- 
setzung ist, daß eine Störung des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts eingetreten ist 
oder sich abzeichnet, die erhebliche Preis- 
steigerungen mit sich gebracht hat oder er- 
warten läßt, insbesondere, wenn die Nachfra- 
ge nach Investitionsgütern und Bauleistun- 
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gen oder Verbrauchsgütern das Angebot we- | 
sentlich übersteigt. 

2 Rechtsverordnungen aufgrund dieser Ermächti- 
gung bedürfen der Zustimmung auch des Bun- 
destages; 

2. nach denen bei Anschaffung oder Herstellung 
von abnutzbaren beweglichen und bei Herstel- 
lung von abnutzbaren unbeweglichen Wirt- 
schaftsgütern des Anlagevermögens auf Antrag 
ein Abzug von der Einkommensteuer für den 
Veranlagungszeitraum der Anschaffung oder 
Fertigstellung bis zur Höhe von 7,5 vom Hun- 
dert der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
dieser Wirtschaftsgüter vorgenommen werden 
kann, wenn eine Störung des gesamtwirtschaftli- 
chen Gleichgewichts eingetreten ist oder sich 
abzeichnet, die eine nachhaltige Verringerung 
der Umsätze oder der Beschäftigung zur Folge 
hatte oder erwarten läßt, insbesondere bei ei- 
nem erheblichen Rückgang der Nachfrage nach 
Investitionsgütern oder Bauleistungen. 2 Bei der 
Bemessung des von der Einkommensteuer ab- 
zugsfähigen Betrags dürfen nur berücksichtigt 
werden 

a) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
von beweglichen Wirtschaftsgütern, die in- 
nerhalb eines jeweils festzusetzenden Zeit- 
raums, der ein Jahr nicht übersteigen darf 
(Begünstigungszeitraum), angeschafft oder 
fertiggestellt werden, 

b) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
von beweglichen Wirtschaftsgütern, die in- 
nerhalb des Begünstigungszeitraums bestellt 
und angezahlt werden oder mit deren Her- 
stellung innerhalb des Begünstigungszeit- 
raums begonnen wird, wenn sie innerhalb ei- 
nes Jahres, bei Schiffen innerhalb zweier 
Jahre nach Ablauf des Begünstigungszeit- 
raums geliefert oder fertiggestellt werden, i 
2 Soweit bewegliche Wirtschaftsgüter im Sin- j 
ne des Satzes 1 mit Ausnahme von Schiffen | 
nach Ablauf eines Jahres, aber vor Ablauf 
zweier Jahre nach dem Ende des Begünsti- i 
gungszeitraums geliefert oder fertiggestellt j 
werden, dürfen bei Bemessung des Abzugs 
von der Einkommensteuer die bis zum Ab- 
lauf eines Jahres nach dem Ende des Begün- 
stigungszeitraums aufgewendeten Anzahlun- 
gen und Teilherstellungskosten berücksich- 
tigt werden, 

c) die Herstellungskosten von Gebäuden, bei 
denen innerhalb des Begünstigungszeitraums 
der Antrag auf Baugenehmigung gestellt 
wird, wenn sie bis zum Ablauf von zwei Jah- 
ren nach dem Ende des Begünstigungszeit- 
raums fertiggestellt werden; 

dabei scheiden geringwertige Wirtschaftsgüter 
im Sinne des §37 Abs. 2 und Wirtschaftsgüter, 
die in gebrauchtem Zustand erworben werden, 
aus. 3 Von der Begünstigung können außerdem 
Wirtschaftsgüter ausgeschlossen werden, für die 
erhöhte Abschreibungen, Sonderabschreibun- 


gen oder die Investitionszulage nach § 19 des 
Berlinförderungsgesetzes in Anspruch genom- 
men werden. 4 In den Fällen der Buchstaben b 
und c können bei Bemessung des von der Ein- 
kommensteuer abzugsfähigen Betrags bereits die 
im Begünstigungszeitraum, im Fall des Buch- 
stabens b Satz 2 auch die bis zum Ablauf eines 
Jahres nach dem Ende des Begünstigungszeit- 
raums aufgewendeten Anzahlungen und Teilher- 
stellungskosten berücksichtigt werden; der Ab- 
zug von der Einkommensteuer kann insoweit 
schon für den Veranlagungszeitraum vorgenom- 
men werden, in dem die Anzahlungen oder 
Teilherstellungskosten aufgewendet worden sind. 
5 § 167 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
6 ühersteigt der von der Einkommensteuer ab- 
zugsfähige Betrag die für den Veranlagungszeit- 
raum der Anschaffung oder Herstellung geschul- 
dete Einkommensteuer, so kann der überstei- 
gende Betrag von der Einkommensteuer für den 
darauffolgenden Veranlagungszeitraum abgezo- 
gen werden. 7 Entsprechendes gilt, wenn in den 
Fällen der Buchstaben b und c der Abzug von 
der Einkommensteuer bereits für Anzahlungen 
oder Teilherstellungskosten geltend gemacht 
wird. 8 Der Abzug von der Einkommensteuer darf 
jedoch die für den Veranlagungszeitraum der 
Anschaffung oder Herstellung und den folgenden 
Veranlagungszeitraum insgesamt zu entrichtende 
Einkommensteuer nicht übersteigen. 9 In den Fäl- 
len des Buchstabens b Satz 2 gilt dies mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Veranlagungs- 
zeitraums der Anschaffung oder Herstellung der 
Veranlagungszeitraum tritt, in dem zuletzt An- 
zahlungen oder Teilherstellungskosten aufge- 
wendet worden sind. 10 Werden begünstigte Wirt- 
schaftsgüter von Gesellschaften im Sinne des § 14 
angeschafft oder hergestellt, so ist der abzugsfä- 
hige Betrag nach dem Verhältnis der Gewinnan- 
teile einschließlich der Vergütungen aufzuteilen. 
u Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der 
Wirtschaftsgüter, die bei Bemessung des von der 
Einkommensteuer abzugsfähigen Betrags be- 
rücksichtigt worden sind, werden durch den Ab- 
zug von der Einkommensteuer nicht gemindert. 
12 Rechtsverordnungen auf Grund dieser Er- 
mächtigung bedürfen der Zustimmung auch des 
Bundestages. 13 Die Zustimmung gilt als erteilt, 
wenn der Bundestag nicht binnen vier Wochen 
nach Eingang der Vorlage der Bundesregierung 
die Zustimmung verweigert hat; 

3. nach denen die Inanspruchnahme von erhöhten 
Abschreibungen und Sonderabschreibungen so- 
wie die degressive Abschreibung ganz oder teil- 
weise ausgeschlossen werden können, wenn 
eine Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich- 
gewichts eingetreten ist oder sich abzeichnet, 
die erhebliche Preissteigerungen mit sich ge- 
bracht hat oder erwarten läßt, insbesondere, 
wenn die Inlandsnachfrage nach Investitionsgü- 
tern oder Bauleistungen das Angebot wesentlich 
übersteigt. 2 Die Inanspruchnahme von erhöhten 
Abschreibungen und Sonderabschreibungen so- 
wie die degressive Abschreibung darf nur aus- 
geschlossen werden 
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a) für bewegliche Wirtschaftsgüter, die inner- 
halb eines jeweils festzusetzenden Zeitraums, 
der frühestens mit dem Tage beginnt, an dem 
die Bundesregierung ihren Beschluß über die 
Verordnung bekanntgibt, und der ein Jahr 
nicht übersteigen darf, angeschafft oder her- 
gestellt werden. 2 Für bewegliche Wirt- 
schaftsgüter, die vor Beginn dieses Zeitraums 
bestellt und angezahlt worden sind oder mit 
deren Herstellung vor Beginn dieses Zeit- 
raums angefangen worden ist, darf jedoch 
die Inanspruchnahme von erhöhten Ab- 
schreibungen und Sonderabschreibungen so- 
wie die degressive Abschreibung nicht aus- 
geschlossen werden? 

b) für bewegliche Wirtschaftsgüter und für Ge- 
bäude, die in dem in Buchstabe a bezeichne- 
t'en Zeitraum bestellt werden oder mit de- 
ren Herstellung in diesem Zeitraum begon- 
nen wird. 2 Als Beginn der Herstellung gilt 
bei Gebäuden der Zeitpunkt, in dem der An- 
trag auf Baugenehmigung gestellt wird. 

3 Rechtsverordnungen aufgrund dieser Ermächti- 
gung bedürfen der Zustimmung auch des Bun- 
destages. 4 Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 
der Bundesrat nicht binnen drei Wochen, der 
Bundestag nicht binnen vier Wochen nach Ein- 
gang der Vorlage der Bundesregierung die Zu- 
stimmung verweigert hat; 

4. nach denen bei der Ermittlung des Gewinns aus 
Forstwirtschaft von Betrieben, die nicht ver- 
pflichtet sind, Bücher zu führen und regelmäßig 
Abschlüsse zu machen und die ihren Gewinn 
weder durch Betriebsvermögensvergleich noch 
durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den 
Betreibsausgaben ermitteln, zur Abgeltung der 
Betriebsausgaben auf Antrag ein Pauschsatz in 
Höhe eines bestimmten Hundertsatzes der Ein- 
nahmen aus Holznutzung abgezogen werden 
kann 2 Für die Fälle des Verkaufs von einge- 
schlagenem Holz und des Verkaufs von Holz 
auf dem Stamm ist der Pauschsatz jeweils ge- 
sondert zu bestimmen. 3 Der Pauschsatz ist so zu 
bemessen, daß damit die Betriebsausgaben im 
Wirtschaftsjahr der Holznutzung einschließlich 
der Wiederaufforstungskosten unabhängig von 
dem Wirtschaftsjahr ihrer Entstehung abgegol- 
ten sind. 4 Für die Ermittlung des Gewinns aus 
Waldverkäufen gilt der Pauchsatz nicht; 

5. nach denen bei der Ermittlung der Einkünfte 

a) bestimmte Einnahmen oder Betriebseinnah- 
men nicht oder mit einem pauschalen Betrag 
und 

b) Werbungskosten oder Betriebsausgaben, die 
durch die Erzielung bestimmter Einnahmen 
oder Betriebseinnahmen veranlaßt sind, mit 
einem Pauschsatz in Höhe eines bestimmten 
Hundertsatzes dieser Einnahmen oder Be- 
triebseinnahmen 

angesetzt werden können, wenn der bei genauer 
Ermittlung entstehende Verwaltungsaufwand 


außer Verhältnis zu den hierbei festzusetzenden 
Steuermehr- oder minderbeträgen steht. Der An- 
satz von Einnahmen oder Betriebseinnahmen 
darf nur dann unterbleiben, wenn diese einen 
durch die Rechtsverordnung zu bestimmenden 
Betrag nicht übersteigen; der zu bestimmende 
Betrag darf 1 200 DM jährlich nicht übersteigen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, 

1. im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehör- 
den der Länder die Vordrucke für 

a) die in § 72 Abs. 2 vorgeschriebenen Bestäti- 
gungen, 

b) die in §§121 und 122 vorgeschriebenen Er- 
klärungen, 

c) die Steuerbilanz und für die Gewinn- und 
Verlustrechnung (§ 123 Abs. 2 Satz 2), 

d) die in §126 Abs. 1, §137 Abs. 2 und §148 
Abs. 2 vorgesehenen Anträge, 

e) die Lohnsteueranmeldung (§ 145 Abs. 1), die 
Lohnsteuerbescheinigung (§ 146 Abs. 1 Satz 3), 
den Lohnzettel (§ 146 Abs. 2), 

f) die Anmeldungen und Bescheinigungen nach 
§§ 162 und 166 Abs. 1 

und das Muster der Lohnsteuerkarte (§ 136) zu 
bestimmen; 

2. den Wortlaut dieses Gesetzes und der zu diesem 
Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen in der 
jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Paragra- 
phenfolge bekanntzumachen und dabei Unstim- 
migkeiten im Wortlaut zu beseitigen. 

(3) *Zur Erleichterung der Steuerfestsetzung und 
-erhebung mit Hilfe von automatischen Einrichtun- 
gen kann der Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
das Nähere zur Automationsgeeignetheit der Vor- 
drucke nach Absatz 2 Nr. 1 sowie zur Bearbei- 
tung, Sicherung und Weiterleitung der Angaben in 
den Vordrucken bestimmen. 2 Dabei können, vorbe- 
haltlich der Vorschriften über die Befugnis zur ge- 
schäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersachen insbe- 
sondere geregelt werden: 

1. die maschinelle Lesbarkeit der Vordrucke und 
der Angaben in diesen Vordrucken sowie die zu 
verwendenden Schriftarten, 

2. die Mitwirkung eines Dritten bei der Ausfüllung 
des Vordrucks, 

3. die Haftung des Dritten für die Steuer, die auf- 
grund fehlerhafter Mitwirkung verkürzt wird, 

4. wer von der Abgabe der automationsgeeigneten 
Vordrucke ausgenommen werden kann. 

(4) *Zur Erleichterung und Vereinfachung des 
automatisierten Besteuerungsverfahrens kann der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, 
daß die Angaben in den Vordrucken nach Absatz 2 
Nr. 1 ganz oder teilweise auf maschinell verwertba- 
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ren Datenträgern übermittelt werden können. 2 Da- 
bei können insbesondere geregelt werden: 

1. die Voraussetzungen und das Verfahren für die 
Übermittlung der Daten durch maschinell ver- 
wertbare Datenträger, 

2. das Nähere über Inhalt, Bearbeitung, Sicherung 
und Weiterleitung der maschinell verwertbaren 
Datenträger, 

3. unter welchen Voraussetzungen bei der Über- 
mittlung der Daten auf maschinell verwertbaren 
Datenträgern auf die Abgabe der Vordrucke 
verzichtet werden kann, 

4. welche Teile der Erklärungen nach §§ 121, 122 
und des Antrags auf Lohnsteuer- Jahresaus- 
gleich nach § 148 Abs. 2 und welche der in 
§§ 123 und 148 Abs. 3 bezeichneten Anlagen auf 
maschinell verwertbaren Datenträgern von Drit- 
ten übermittelt werden können, 

5. unter welchen Voraussetzungen ein Dritter die 
Angaben der Lohnsteuer anmeldung nach § 145 
Ab. 1 und der Anmeldungen nach §§ 162 und 
166 Abs. 1 auf maschinell verwertbaren Daten- 
trägern übermitteln kann, 

6. die Haftung des Dritten für die Steuer, die auf- 
grund fehlerhafter Mitwirkung verkürzt wird, 

7. daß die maschinell verwertbaren Datenträger an 
eine Stelle der Finanzverwaltung außerhalb des 
zuständigen Finanzamts zu übermitteln sind. 

§ 192 

Schlußvorschriften 

(1) dieses Gesetz ist, soweit in den folgenden 
Absätzen nichts anderes bestimmt ist, für Veranla- 
gungszeiträume anzuwenden, die nach dem 31. De- 
zember 1974 beginnen. 2 Beim Steuerabzug vom Ar- 
beitslohn ist dieses Gesetz auf den Arbeitslohn an- 
zuwenden, der nach dem 31. Dezember 1974 bezo- 
gen wird oder als bezogen gilt. 3 Bei anderen 
Steuerabzügen ist dieses Gesetz auf Einnahmen an- 
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 1974 zuflie- 
ßen. 

(2) Die Vorschriften über die Gewinnermittlung 
sind erstmals für das Wirtschaftsjahr anzuwenden, 
das nach dem 31. Dezember 1974 beginnt. 

(3) Die Vorschrift des § 38 Abs. 1 Nr. 1 letzter 
Halbsatz ist erstmals auf Vermietungen anzuwen- 
den, bei denen der Mietvertrag nach dem 31. De- 
zember 1974 abgeschlossen worden ist. 

(4) Die Vorschrift des § 55 Abs. 1 Nr. 8 ist erst- 
mals auf Zinsen aus Versicherungsverträgen anzu- 
wenden, die nach dem 31. Dezember 1973 abge- 
schlossen worden sind. 

(5) Die Vorschriften des § 58 Abs. 1 Nr. 1 und 
des §60 sind erstmals bei privaten Veräußerungs- 
geschäften anzuwenden, bei denen der schuldrecht- 
liche Vertrag oder gleichstehende Rechtsakt über 
die Veräußerung nach dem 31. Dezember 1974 abge- 
schlossen worden ist. 


(6) Die Vorschriften des § 84 Abs. 4 sind erst- 
mals auf Wirtschaftsgüter anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1974 angeschafft oder fertigge- 
stellt worden sind. 

(7) *§ 92 Abs. 2 ist erstmals auf Bausparbeiträge 
anzuwenden, die aufgrund von nach dem 31. De- 
zember 1971 abgeschlossenen Verträgen geleistet 
werden; für Bausparbeiträge, die aufgrund von nach 
dem 8. März 1960 und vor dem 1. Januar 1972 abge- 
schlossenen Verträgen geleistet werden, gilt die 
Begrenzung auf das Eineinhalbfache nach § 10 
Abs. 1 Ziff. 3 des Einkommensteuergesetzes in den 
vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fassungen weiter- 
hin. 2 § 92 Abs. 4 und 5 ist erstmals auf Erhöhungen 
der Bausparsumme oder Zusammenlegungen von 
Bausparverträgen anzuwenden, die nach dem 31. De- 
zember 1974 erfolgen. 3 § 92 Abs. 6 gilt nicht für Bau- 
sparbeiträge, die im Kalenderjahr 1975 bei der Bau- 
sparkasse eingegangen, aber für den Sonderausga- 
benabzug oder für die Wohnungsbauprämie schon 
für das Kalenderjahr 1974 berücksichtigt sind. 4 § 92 
Abs. 8 ist erstmals auf Bausparbeiträge anzuwenden, 
die aufgrund von nach dem 31. Dezember 1974 ab- 
geschlossenen Verträgen geleistet werden. 5 § 92 
Abs. 9 ist erstmals bei Bausparverträgen anzuwen- 
den, die nach dem 31. Dezember 1974 auf einen 
Dritten übergegangen sind. 

(8) Die Vorschrift des § 114 ist erstmals auf Fälle 
anzuwenden, in denen der Steuerpflichtige nach 
dem 31. Dezember 1974 in die Bundesrepublik 
Deutschland oder Berlin (West) zugezogen ist. 

(9) Soweit Vorschriften dieses Gesetzes die An- 
rechnung oder Vergütung von Körperschaftsteuer 
betreffen, sind sie erstmals auf Kapitalerträge anzu- 
wenden, die nach dem 31. Dezember 1975 zuflie- 
ßen. 

(10) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind inso- 
weit, als sie die Erhebung, Verrechnung oder Er- 
stattung von Kapitalertragsteuer betreffen, erstmals 
auf Kapitalerträge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1975 zufließen. Auf Kapitalerträge, 
die vor dem 1. Januar 1976 zufließen, sind die Vor- 
schriften des Einkommensteuergesetzes 1971, so- 
weit es die Erhebung, Verrechnung oder Erstattung 
von Kapitalertragsteuer betrifft, und der Kapitaler- 
tragsteuer-Durchführungsverordnung anzuwenden. 

(11) § 168 ist erstmals bei Wirtschaftsgütern, die 
nach dem 31. Dezember 1974 angeschafft oder fer- 
tiggestellt worden sind, und bei Umstellungen und 
Veränderungen, die nach dem 31. Dezember 1974 
vorgenommen worden sind, anzuwenden. 

(12) § 169 ist erstmals bei Rechten anzuwenden, 
die durch einen nach dem 31. Dezember 1974 hinge- 
gebenen Zuschuß begründet worden sind. 

(13) §§ 172 und 173 sind erstmals bei nachträgli- 
chen Herstellungsarbeiten anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1974 fertiggestellt worden sind. 

(14) § 178 ist erstmals bei Wirtschaftsgütern, 
Umbauten und Erweiterungen anzuwenden, die im 
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ersten nach dem 31. Dezember 1974 beginnenden 
Wirtschaftsjahr angeschafft oder fertiggestellt wor- 
den sind. 

(15) § 180 ist erstmals bei Landarbeiterwohnun- 
gen anzuwenden, die im ersten nach dem 31. De- 
zember 1974 beginnenden Wirtschaftsjahr fertigge- 
stellt worden sind. 

(16) § 183 ist erstmals bei Gebäuden anzuwen- 
den, die nach dem 31. Dezember 1974 fertiggestellt 
worden sind. 

(17) §§ 187 und 188 sind erstmals bei Wirtschafts- 
gütern anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
1974 angeschafft oder fertiggestellt worden sind. 

(18) § 189 ist erstmals bei Wirtschaftsgütern, die 
nach dem 31. Dezember 1974 angeschafft oder fer- 
tiggestellt worden sind, und bei nachträglichen 
Herstellungsarbeiten, die nach dem 31. Dezember 

1974 fertiggestellt worden sind, anzuwenden. 

§ 193 

Überleitungsvorschriften für die steuerliche 
Begünstigung von Versicherungsbeiträgen 
und Bausparbeiträgen 

(1) Für die Veranlagungszeiträume 1975 bis 1978 
sind Beiträge zu Versicherungen auf den Erlebens- 
oder Todesfall gegen laufende Beitragsleistung im 
Sinne des §10 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe b des Ein- 
kommensteuergesetzes in den vor dem 1. Januar 

1975 geltenden Fassungen, bei denen nicht die Vor- 
aussetzungen des § 91 Abs. 1 Nr. 2 vorliegen, wie 
Versicherungsbeiträge im Sinne des § 91 begün- 
stigt, wenn der zugrundeliegende Vertrag vor dem 
1. Januar 1975 abgeschlossen und die erste Einzah- 
lung vor diesem Zeitpunkt geleistet worden ist. 

(2) *Die Vorschriften des § 95 gelten entspre- 
chend, wenn über Bausparbeiträge, die nach § 10 
Abs. 1 Ziff. 3 des Einkommensteuergesetzes in den 
vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fassungen als 
Sonderausgaben abgezogen worden sind, vorzeitig 
verfügt wird. 2 Im Fall einer steuerschädlichen Ver- 
fügung gilt § 96 mit der Maßgabe entsprechend, daß 
der Sonderausgabenabzug mit Wirkung für die 
Vergangenheit aufzuheben ist. 

(3) Bei Versicherungen auf den Erlebens- oder 
Todesfall gegen Einmalbeitrag, der nach § 10 Abs. 1 
Ziff. 2 Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes in 
den vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fassungen 
als Sonderausgabe abgezogen worden ist, gelten 
die Vorschriften des § 10 Abs. 2 Ziff. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes in den bezeichneten Fassungen 
über die Durchführung einer Nachversteuerung 
weiterhin. 

§ 194 

Sonstige Überleitungsvorschriften 

(1) Bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft, 
die ein anderes als die in § 9 Abs. 2 Nr, 3 genannten 
Wirtschaftsjahre haben, ist das Wirtschaftsjahr am 
30. Juni 1975, bei reiner Weidewirtschaft oder rei- 
ner Viehzucht am 1. Mai 1975 und bei reiner Forst- 


wirtschaft am 1. Oktober 1975 auf den nach §9 
Abs. 2 Nr. 3 maßgebenden Zeitraum umzustellen. 

(2) ^ei beweglichen Wirtschaftsgütern, die vor 
dem 1. Januar 1958 angeschafft oder fertiggestellt 
worden sind, ist § 7 des Einkommensteuergesetzes 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1793) weiter anzuwenden. 
2 Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagever- 
mögens, die nach dem 31. Dezember 1957 und vor 
dem 9. März 1960 angeschafft oder fertiggestellt 
worden sind, ist § 7 Abs. 2 Satz 2 des Einkommen- 
steuergesetzes 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 672) weiter 
anzuwenden. 3 Satz 2 gilt entsprechend für nach 
dem 8. März 1960 an geschaffte oder fertiggestellte 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, wenn 

1. die Wirtschaftsgüter vor dem 9. März 1960 be- 
stellt und bis zum 31. Dezember 1961 geliefert 
worden sind und vor dem 13. März 1960 für die 
Wirtschaftsgüter eine Anzahlung geleistet oder 
von dem Lieferanten eine schriftliche Auftrags- 
bestätigung erteilt worden ist; 

2. mit der Herstellung der Wirtschaftsgüter vor 
dem 9. März 1960 begonnen worden ist und die 
Wirtschaftsgüter bis zum 31. Dezember 1961 fer- 
tiggestellt worden sind. 

(3) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anla- 
gevermögens mit einer betriebsgewöhnlichen Nut- 
zungsdauer von mehr als 15 Jahren, die in der Zeit 
vom 1. Januar 1958 bis zum 31. Dezember 1960 an- 
geschafft oder fertiggestellt worden sind, darf der 
bei der degressiven Abschreibung anzuwendende 
Hundertsatz abweichend von § 33 Abs. 3 Satz 1 

1. bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer von 16 bis 25 Jahren 
höchstens das Dreifache und 

2. bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer von mehr als 25 Jahren 
höchstens das Dreieinhalbfache 

des bei der linearen Abschreibung in Betracht kom- 
menden Hundertsatzes betragen; er darf jedoch 16 
vom Hundert im Falle der Nummer 1 und 12 vom 
Hundert im Falle der Nummer 2 nicht überstei- 
gen. 

(4) Bei abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsgü- 
tern des Anlagevermögens, bei denen die Abset- 
zungen für Abnutzung im letzten vor dem 1. Januar 
1975 endenden Wirtschaftsjahr nach einem anderen 
als den im § 33 genannten Verfahren bemessen 
worden sind, können die Abschreibungen bis zum 
Ablauf der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer 
weiter nach diesem Verfahren bemessen werden. 

(5) 1 Bei Gebäuden und Eigentumswohnungen, 
bei denen 

1. die Absetzungen für Abnutzung vor Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes nach § 7 Abs. 5 des Einkom- 
mensteuergesetzes in den vor dem 1. Januar 
1975 geltenden Fassungen bemessen worden 
sind oder 

2. der Antrag auf Baugenehmigung vor dem 9. Mai 
1973 gestellt worden ist und die nach dem 
31. Dezember 1974 fertiggestellt werden, 

kann der Bauherr bis zum elften auf das Jahr der 
Fertigstellung folgenden Jahr Abschreibungen in 
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Höhe von jährlich 3,5 vom Hundert der Herstel- 
lungskosten vornehmen. 2 Nach Ablauf dieses Zeit- 
raums sind die weiteren Abschreibungen nach den 
§§ 34 oder 49 nach dem dann vorhandenen Restwert 
und der Restnutzungsdauer zu bemessen. 

(6) Bei einem Geschäfts- oder Firmenwert, den 
der Steuerpflichtige vor dem ersten nach dem 
31. Dezember 1974 beginnenden Wirtschaftsjahr 
entgeltlich erworben hat, ist § 35 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß 

1. als Anschaffungskosten der Wert gilt, mit dem 
der Geschäfts- oder Firmenwert in der Bilanz 
auf den ersten Bilanzstichtag nach dem 30. De- 
zember 1974 angesetzt worden ist oder anzuset- 
zen gewesen wäre, wenn eine Verpflichtung zur 
Aufstellung einer Bilanz auf diesen Stichtag be- 
standen hätte, 

2. als Beginn der betriebsgewöhnlichen Nutzungs- 
dauer der Beginn des ersten Wirtschaftsjahres 
gilt, das nach dem 31. Dezember 1974 beginnt. 

(7) Wirtschaftsgüter, die vor dem 1. Januar 1975 
der selbständigen Arbeit im Sinne des § 18 Abs. 1 
Ziff. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes in den 
vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fassungen ge- 
dient haben und nach dem 31. Dezember 1974 der 
Erzielung von Einnahmen im Sinne des § 58 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 dienen, gelten als am 1. Januar 1975 
zum Buchwert aus dem der selbständigen Arbeit 
dienenden Vermögen entnommen. Die Entnahme 
bleibt bei der Anwendung des § 184 außer Betracht. 
Die weiteren Abschreibungen sind bei diesen Wirt- 
schaftsgütern nach § 49 zu bemessen. 

(8) Bei privaten Veräußerungsgeschäften, bei de- 
nen der schuldrechtliche Vertrag oder gleichste- 
hende Rechtsakt über die Veräußerung vor dem 
1. Januar 1975 abgeschlossen worden ist, sind die 
Vorschriften des § 23 des Einkommensteuergesetzes 
in den vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fassungen 
weiter anzuwenden. 

(9) Ist ein Versuch oder eine Erfindung vor dem 
1. Januar 1975 durch die zuständigen Behörden als 
volkswirtschaftlich wertvoll anerkannt worden, so 
steht dies für die Anwendung des § 84 einer Aner- 
kennung eines Versuchs oder einer Erfindung als 
gesamtwirtschaftlich wertvoll gleich. 

(10) Sind einem Arbeitnehmer laufende Vergü- 
tungen für eine Arbeitnehmererfindung oder Prämi- 
en für einen Verbesserungsvorschlag erstmals vor 
dem 1. Januar 1975 zugeflossen, so wird die Tarifer- 
mäßigung nach § 86 in Verbindung mit § 84 Abs. 1 
Satz 1 für die nach dem 31. Dezember 1974 begin- 
nenden ersten acht Veranlagungszeiträume ge- 
währt. 

(11) Bei vor dem 1. Januar 1975 angeschafften 
oder fertiggestellten Wirtschaftsgütern des Anlage- 
vermögens, bei denen Abschreibungen nach den 
§§79, 81, 82, 82 e oder 82 f der Einkommensteuer- 
Durchführungsverordnung in den vor dem 1. Januar 
1975 geltenden Fassungen in Anspruch genommen 
worden sind, sind diese Vorschriften mit der Maß- 
gabe weiter anzuwenden, daß 


1. jeweils die Worte „auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung" entfallen und 

2. die Abschreibungen vom fünften auf das Wirt- 
schaftsjahr der Anschaffung oder Fertigstellung 
folgenden Wirtschaftsjahr an nach den §§ 33 
bis 35 nach dem dann vorhandenen Restwert 
und'der Restnutzungsdauer zu bemessen sind. 

(12) *Bei Gebäuden und Eigentumswohnungen, 
Ausbauten und Erweiterungen, für die der Steuer- 
pflichtige vor dem 1. Januar 1975 erhöhte Abset- 
zungen nach den §§ 7 b oder 54 des Einkommen- 
steuergesetzes in den vor dem 1. Januar 1975 gel- 
tenden Fassungen in Anspruch nehmen konnte, 
sind diese Vorschriften bis zum Ende des Zeit- 
raums, in dem erhöhte Absetzungen in Betracht kom- 
men, weiter anzuwenden. 2 Die weiteren Abschrei- 
bungen sind nach § 170 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 3 Satz 5 zu bemessen. 

(13) Bei nachträglichen Herstellungskosten, bei 
denen erhöhte Absetzungen nach den §§ 82 a oder 
82 g der Einkommensteuer-Durchführungsverord- 
nung in den vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fas- 
sungen in Anspruch genommen werden können, 
sind diese Vorschriften mit der Maßgabe weiter an- 
zuwenden, daß der nach Ablauf der zehn Jahre 
etwa noch vorhandene Restwert in den folgenden 
Jahren bis zur vollen Abschreibung mit jeweils 10 
vom Hundert der nachträglichen Herstellungsko- 
sten abgeschrieben werden kann. 

(14) Bei Schutzräumen, die vor dem 1. Januar 
1975 fertiggestellt worden sind und bei Zuschüssen 
zur Errichtung von Schutzräumen, die vor dem 
1. Januar 1975 fertiggestellt worden sind, sind die 
§§ 7, 12 Abs. 3 und § 40 des Schutzbaugesetzes mit 
der Maßgabe weiter anzuwenden, daß der nach Ab- 
lauf der zwölf Jahre etwa noch vorhandene Rest- 
wert in den folgenden Jahren bis zur vollen Ab- 
schreibung mit jeweils 10 vom Hundert der Her- 
stellungskosten des Schutzraums oder der Anschaf- 
fungskosten des Rechts auf Benutzung des Schutz- 
raums abgeschrieben werden kann. 

(15) Bei Wirtschaftsgütem, Umbauten und Aus- 
bauten, die bis zum Ende des Wirtschaftsjahrs 
1974/75 an geschafft oder fertiggestellt worden sind 
und bei denen Abschreibungen nach § 76 Abs. 1 
oder 2 der Einkommensteuer-Durchführungsverord- 
nung in den vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fas- 
sungen in Anspruch genommen worden sind, ist 
diese Vorschrift mit der Maßgabe weiter anzuwen- 
den, daß die Abschreibungen vom dritten auf das 
Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Fertigstel- 
lung folgenden Wirtschaftsjahr an nach den §§33 
bis 35 nach dem dann vorhandenen Restwert und 
der Restnutzungsdauer zu bemessen sind. 

(16) Bei Landarbeiterwohnungen, die bis zum 
Ende des Wirtschaftsjahrs 1974/75 fertiggestellt 
worden sind, und bei denen die Steuervergünsti- 
gungen nach der Verordnung über Steuervergünsti- 
gungen zur Förderung des Baues von Landarbeiter- 
wohnungen in Anspruch genommen worden sind, 
ist diese Verordnung weiter anzuwenden. 
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(17) Bei Wirtschaftsgütern, die vor dem 1. Janu- 
ar 1975 angeschafft oder fertiggestellt worden sind 
und bei denen Abschreibungen nach § 7 e des Ein- 
kommensteuergesetzes oder § 75 der Einkommen- 
steuer-Durchführungsverordnung in den vor dem 
1. Januar 1975 geltenden Fassungen in Anspruch 
genommen worden sind, sind diese Vorschriften 
mit der Maßgabe weiter anzuwenden, daß die Ab- 
schreibungen vom zweiten auf das Wirtschaftsjahr 
der Anschaffung oder Fertigstellung folgenden 
Wirtschaftsjahr an nach §§ 33 bis 35 nach dem 
dann vorhandenen Buchwert und der Restnutzungs- 
dauer zu bemessen sind. 

(18) Beträge, die zur Tilgung von Darlehen ge- 
zahlt werden, die 

1. vor dem 1. Januar 1955 hingegeben worden sind 
und 

2. im Jahr der Hingabe nach §§ 7 c, 7 d Abs. 2 oder 
§ 7 f des Einkommensteuergesetzes in den vor 
dem 1. Januar 1955 geltenden Fassungen als Be- 
triebsausgaben abgesetzt worden sind, 

stellen beim Darlehnsgeber Betriebseinnahmen dar. 

(19) § 10 a Abs. 2 und 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes in den vor dem 1. Januar 1975 geltenden 


Fassungen ist mit der Maßgabe weiter anzuwenden, 
daß der übersteigende Betrag (Mehrentnahme) bis 
zur Höhe des besonders festgestellten Betrags bei 
der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte 
nach Abzug des Altersentlastungsbetrags und des 
Ausgleichsbetrags und vor Abzug des Verlustvor- 
trags hinzuzurechnen ist. 

(20) § 82 d der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung in den vor dem 1. Januar 1975 geltenden 
Fassungen ist für die dort bezeichneten Wirtschafts- 
güter, Ausbauten und Erweiterungen, die vor dem 
1. Januar 1975 angeschafft oder fertiggestellt wor- 
den sind, weiter anzuwenden. 


§ 195 

Berlin-Klausel 

dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
2 Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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Anlage 1 

(zu § 32 Abs. 1 Nr. 1) 


Tabelle für die Errechnung des Deckungskapitals 
für lebenslänglich laufende Leistungen von Unterstützungskassen 


Erreichtes Alter 

Die Jahresbeträge der laufenden Leistungen sind zu vervielfachen 
bei Leistungen 

des Leistungsempfängers 
(Jahre) 

an männliche Leistungs- 
empfänger mit 

an weibliche Leistungs- 
empfänger mit 

bis 26 



11 

17 

27 

bis 

29 

12 

17 

30 



13 

17 

31 

bis 

35 

13 

16 

36 

bis 

39 

14 

16 

40 

bis 

46 

14 

15 

47 

bis 

48 

14 

14 

49 

bis 

52 

13 

14 

53 

bis 

56 

13 

13 

57 

bis 

58 

13 

12 

59 

bis 

60 

12 

12 

61 

bis 

63 

12 

11 

64 



11 

11 

65 

bis 

67 

11 

10 

68 

bis 

71 

10 

9 

72 

bis 

74 

9 

8 

75 

bis 

77 

8 

7 

78 



8 

6 

79 

bis 

81 

7 

6 

82 

bis 

84 

6 

5 

85 

bis 

87 

5 

4 

88 



4 

4 

89 

bis 

90 

4 

3 

91 

bis 

93 

3 

3 

94 



3 

2 

95 

und älter 

2 

2 


115 



Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) Einkommensteuer-Grundtabelle 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

1 

0 

_ 

3029 

0 

61 

4800 

_ 

4829 

396 

2 

3030 

— 

3059 

6 

62 

4830 

— 

4859 

402 

3 

3060 

— . 

3089 

13 

63 

4860 

— 

4889 

409 

4 

3090 

— 

3119 

19 

64 

4890 

— 

4919 

415 

5 

3120 

— 

3149 

26 

65 

4920 

— 

4949 

422 

6 

3150 

— 

3179 

33 

66 

4950 

— 

4979 

429 

7 

3180 

— 

3209 

39 

67 

4980 

— 

5009 

435 

8 

3210 

— 

3239 

46 

68 

5010 

— . 

5039 

442 

9 

3240 

— 

3269 

52 

69 

5040 

— 

5069 

448 

10 

3270 

— 

3299 

59 

70 

5070 

— 

5099 

455 

11 

3300 

— 

3329 

66 

71 

5100 

— 

5129 

462 

12 

3330 

— 

3359 

72 

72 

5130 

— 

5159 

468 

13 

3360 

— 

3389 

79 

73 

5160 

— 

5189 

475 

14 

3390 

— 

3419 

85 

74 

5190 

— 

5219 

481 

15 

3420 

— 

3449 

92 

75 

5220 

— 

5249 

488 

16 

3450 

— 

3479 

99 

76 

5250 

— 

5279 

495 

17 

3480 

— 

3509 

105 

77 

5280 

— 

5309 

501 

18 

3510 

— 

3539 

112 

78 

5310 

— 

5339 

508 

19 

3540 

— 

3569 

118 

79 

5340 

— 

5369 

514 

20 

3570 

— 

3599 

125 

80 

5370 

— 

5399 

521 

21 

3600 



3629 

132 

81 

5400 



5429 

528 

22 

3630 

— 

3659 

138 

82 

5430 

— 

5459 

534 

23 

3660 

— 

3689 

145 

83 

5460 

— 

5489 

541 

24 

3690 

— 

3719 

151 

84 

5490 

— 

5519 

547 

25 

3720 

— 

3749 

158 

85 

5520 

— 

5549 

554 

26 

3750 

— 

3779 

165 

86 

5550 

— 

5579 

561 

27 

3780 

— 

3809 

171 

87 

5580 

— 

5609 

567 

28 

3810 

— . 

3839 

178 

88 

5610 

— 

5639 

574 

29 

3840 

— 

3869 

184 

89 

5640 

— 

5669 

580 

30 

3870 

— 

3899 

191 

90 

5670 

— 

5699 

587 

31 

3900 

— 

3929 

198 

91 

5700 

— 

5729 

594 

32 

3930 

— 

3959 

204 

92 

5730 

— 

5759 

600 

33 

396Q 

— 

3989 

211 

93 

5760 

— 

5789 

607 

34 

3990 

— 

4019 

217 

94 

5790 

— 

5819 

613 

35 

4020 

— . 

4049 

224 

95 

5820 

— 

5849 

620 

36 

4050 

— 

4079 

231 

96 

5850 

— 

5879 

627 

37 

4080 

— 

4109 

237 

97 

5880 

— 

5909 

633 

38 

4110 

— 

4139 

244 

98 

5910 

— 

5939 

640 

39 

4140 

— 

4169 

250 

99 

5940 

— 

5969 

646 

40 

4170 

— 

4199 

257 

100 

5970 

— 

5999 

653 

41 

4200 



4229 

264 

101 

6000 



6029 

660 

42 

4230 

— 

4259 

270 

102 

6030 

— 

6059 

666 

43 

4260 

— 

4289 

277 

103 

6060 

— 

6089 

673 

44 

4290 

— 

4319 

283 

104 

6090 

— 

6119 

679 

45 

4320 

— 

4349 

290 

105 

6120 

— 

6149 

686 

46 

4350 

— 

4379 

297 

106 

6150 

— 

6179 

693 

47 

4380 

— 

4409 

303 

107 

6180 

— 

6209 

699 

48 

4410 

— 

4439 

310 

108 

6210 

— 

6239 

706 

49 

4440 

— 

4469 

316 

109 

6240 

— 

6269 

712 

50 

4470 

— 

4499 

323 

110 

6270 

— 

6299 

719 

51 

4500 

— 

4529 

330 

111 

6300 

— 

6329 

726 

52 

4530 

— 

4559 

336 

112 

6330 

— 

6359 

732 

53 

4560 

— 

4589 

343 

113 

6360 

— 

6389 

739 

54 

4590 

— 

4619 

349 

114 

6390 

— 

6419 

745 

55 

4620 

— 

4649 

356 

115 

6420 

— 

6449 

752 

56 

4650 

— 

4679 

363 

116 

6450 

— 

6479 

759 

57 

4680 

— 

4709 

369 

117 

6480 

— 

6509 

765 

58 

4710 

— 

4739 

376 

118 

6510 

— 

6539 

772 

59 

4740 

— 

4769 

382 

119 

6540 

— 

6569 

778 

60 

4770 

— 

4799 

389 

120 

6570 

— 

6599 

785 
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noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

121 

6600 



6629 

792 

181 

8400 


8429 

1188 

122 

6630 

— 

6659 

798 

182 

8430 

— 

8459 

1194 

123 

6660 

_ 

6689 

805 

183 

8460 

— 

8489 

1201 

124 

6690 

— 

6719 

811 

184 

8490 

— 

8519 

1207 

125 

6720 

— 

6749 

818 

185 

8520 

— 

8549 

1214 

126 

6750 

— 

6779 

825 

186 

8550 

— 

8579 

1221 

127 

6780 

— 

6809 

831 

187 

8580 

— ■ 

8609 

1227 

128 

6810 

— 

6839 

838 

188 

8610 

— 

8639 

1234 

129 

6840 

— 

6869 

844 

189 

8640 

— 

8669 

1240 

130 

6870 

— 

6899 

851 

190 

8670 

— 

8699 

1247 

131 

6900 

— 

6929 

858 

191 

8700 

— 

8729 

1254 

132 

6930 

— 

6959 

864 

192 

8730 

— 

8759 

1260 

133 

6960 

— 

6989 

871 

193 

8760 

— 

8789 

1267 

134 

6990 

— 

7019 

877 

194 

8790 

— 

8819 

1273 

135 

7020 

— 

7049 

884 

195 

8820 

— 

8849 

1280 

136 

7050 

— 

7079 

891 

196 

8850 

— 

8879 

1287 

137 

7080 

— 

7109 

897 

197 

8880 

— 

8909 

1293 

138 

7110 

— 

7139 

904 

198 

8910 

— . 

8939 

1300 

139 

7140 

— . 

7169 

910 

199 

8940 

— 

8969 

1306 

140 

7170 

— 

7199 

917 

200 

8970 

— 

8999 

1313 

141 

7200 



7229 

924 

201 

9000 



9029 

1320 

142 

7230 

_ 

7259 

930 

202 

9030 

— 

9059 

1326 

143 

7260 

— 

7289 

937 

203 

9060 

— 

9089 

1333 

144 

7290 

— 

7319 

943 

204 

9090 

— 

9119 

1339 

145 

7320 

— 

7349 

950 

205 

9120 

— 

9149 

1346 

146 

7350 

— 

7379 

957 

206 

9150 

— 

9179 

1353 

147 

7380 

— 

7409 

963 • 

207 

9180 

— 

9209 

1359 

148 

7410 

— 

7439 

970 

208 

9210 

— 

9239 

1366 

149 

7440 

— 

7469 

976 

209 

9240 

— 

9269 

1372 

150 

7470 

— 

7499 

983 

210 

9270 

— 

9299 

1379 

151 

7500 

— 

7529 

990 

211 

9300 

— 

9329 

1386 

152 

7530 

— 

7559 

996 

212 

9330 

— 

9359 

1392 

153 

7560 

— 

7589 

1003 

213 

9360 

— 

9389 

1399 

154 

7590 

— 

7619 

1009 

214 

9390 

— 

9419 

1405 

155 

7620 

— 

7649 

1016 

215 

9420 

— 

9449 

1412 

156 

7650 

— 

7679 

1023 

216 

9450 

— 

9479 

1419 

157 

7680 

— 

7709 

1029 

217 

9480 

— 

9509 

1425 

158 

7710 

— 

7739 

1036 

218 

9510 

— 

9539 

1432 

159 

7740 

— 

7769 

1042 

219 

9540 

— 

9569 

1438 

160 

7770 

— 

7799 

1049 

220 

9570 

— 

9599 

1445 

161 

7800 

. — . 

7829 

1056 

221 

9600 



9629 

1452 

162 

7830 

— 

7859 

1062 

222 

9630 

— 

9659 

1458 

163 

7860 

— 

7889 

1069 

223 

9660 

— 

9689 

1465 

164 

7890 

— 

7919 

1075 

224 

9690 

— 

9719 

1471 

165 

7920 

— 

7949 

1082 

225 

9720 

— 

9749 

1478 

166 

7950 

— 

7979 

1089 

226 

9750 

— 

9779 

1485 

167 

7980 

— 

8009 

1095 

227 

9780 

— 

9809 

1491 

168 

8010 

— 

8039 

1102 

228 

9810 

— 

9839 

1498 

169 

8040 

— 

8069 

1108 

229 

9840 

— 

9869 

1504 

170 

8070 

— 

8099 

1115 

230 

9870 

— 

9899 

1511 

171 

8100 

— 

8129 

1122 

231 

9900 

— 

9929 

1518 

172 

8130 

— 

8159 

1128 

232 

9930 

— 

9959 

1524 

173 

8160 

— 

8189 

1135 

233 

9960 

— 

9989 

1531 

174 

8190 

— 

8219 

1141 

234 

9990 

— • 

10019 

1537 

175 

8220 

— 

8249 

1148 

235 

10020 

— 

10049 

1544 

176 

8250 

— 

8279 

1155 

236 

10050 

— 

10079 

1551 

177 

8280 

— 

8309 

1161 

237 

10080 

— 

10109 

1557 

178 

8310 

— . 

8339 

1168 

238 

10110 

— 

10139 

1564 

179 

8340 

— 

8369 

1174 | 

239 

10140 

— 

10169 

1570 

180 

8370 

— 

8399 

1181 

240 

10170 

— 

10199 

1577 
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noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 

zu versteuerndes tarifliche zu versteuerndes tarifliche 

laufende Einkommen Einkommen- laufende Einkommen Einkommen- 

Nummer in DM Steuer Nummer in DM Steuer 


1 

von 


bis 

in DM 

! 

von 


bis j 

in DM 

241 

10200 


10229 

1584 

301 

12000 



12029 

1980 

242 

10230 

— 

10259 

1590 

302 

12030 

— ■ 

12059 

1986 

243 

10260 

— 

10289 

1597 

303 

12060 

— 

12089 

1993 

244 

10290 

— 

10319 

1603 

304 

12090 

— 

12119 

1999 

245 

10320 

— 

10349 

1610 

305 

12120 

— 

12149 

2006 

246 

10350 

• — • 

10379 

1617 

306 

12150 

— 

12179 

2013 

247 

10380 

— 

10409 

1623 

307 

12180 

— 

12209 

2019 

248 

10410 

— 

10439 

1630 

308 

12210 

— 

12239 

2026 

249 

10440 

— 

10469 

1636 

309 

12240 

— • 

12269 

2032 

250 

10470 

— 

10499 

1643 

310 

12270 

— 

12299 

2039 

251 

10500 

— 

10529 

1650 

311 

12300 

— 

12329 

2046 

252 

10530 

— 

10559 

1656 

312 

12330 

— 

12359 

2052 

253 

10560 

— 

10589 

1663 

313 

12360 

— 

12389 

2059 

254 

10590 

— 

10619 

1669 

314 

12390 

— 

12419 

2065 

255 

10620 

— 

10649 

1676 

315 

12420 

— 

12449 

2072 

256 

10650 

— 

10679 

1683 

316 

12450 

— 

12479 

2079 

257 

10680 

— 

10709 

1689 

317 

12480 

— 

12509 

2085 

258 

10710 

— 

10739 

1696 

318 

12510 

— 

12539 

2092 

259 

10740 

— 

10769 

1702 

319 

12540 

— 

12569 

2098 

260 

10770 

— 

10799 

1709 

320 

12570 

— 

12599 

2105 

261 

10800 



10829 

1716 

321 

12600 

— 

12629 

2112 

262 

10830 

— - 

10859 

1722 

322 

12630 

— 

12659 

2118 

263 

10860 

— 

10889 

1729 

323 

12660 

— 

12689 

2125 

264 

10890 

— 

10919 

1735 

324 

12690 

— - 

12719 

2131 

265 

10920 

— 

10949 

1742 

325 

12720 

— 

12749 

2138 

266 

10950 

— 

10979 

1749 

326 

12750 

— 

12779 

2145 

267 

10980 

— 

11009 

1755 

327 

12780 

— 

12809 

2151 

268 

11010 

— 

11039 

1762 

328 

12810 

— 

12839 

2158 

269 

11040 

— 

11069 

1768 

329 

12840 

— 

12869 

2164 

270 

11070 

— 

11099 

1775 

330 

12870 

— 

12899 

2171 

271 

11100 

— 

11129 

1782 

331 

12900 

— 

12929 

2178 

272 

11130 

— 

11159 

1788 

332 

12930 

— 

12959 

2184 

273 

11160 

- — ■ 

11189 

1795 

333 

12960 

— 

12989 

2191 

274 

11190 

— 

11219 

1801 

334 

12990 

— 

13019 

2197 

275 

11220 

— 

11249 

1808 

335 

13020 

— 

13049 

2204 

276 

11250 

— 

11279 

1815 

336 

13050 

— 

13079 

2211 

277 

11280 

— . 

11309 

1821 

337 

13080 

— 

13109 

2217 

278 

11310 

— 

11339 

1828 

! 338 

13110 

— 

13139 

2224 

279 

11340 

— 

11369 

1834 

339 

13140 

— 

13169 

2230 

280 

11370 

— 

11399 

1841 

340 

13170 

— 

13199 

2237 

281 

11400 



11429 

1848 

341 

13200 

. — - 

13229 

2244 

282 

11430 

— 

11459 

1854 

342 

13230 

— . 

13259 

2250 

283 

11460 

— 

11489 

1861 

343 

13260 

— 

13289 

2257 

284 

11490 

— 

11519 

1867 

344 

13290 

— 

13319 

2263 

285 

11520 

— . 

11549 

1874 

345 

13320 

— 

13349 

2270 

286 

11550 

— 

11579 

1881 

346 

13350 

— 

13379 

2277 

287 

11580 

— 

11609 

1887 

347 

13380 

— 

13409 

2283 

288 

11610 

— 

11639 

1894 

348 

13410 

— 

13439 

2290 

289 

11640 

— 

11669 

1900 

349 

13440 

— - 

13469 

2296 

290 

11670 

— . 

11699 

1907 

350 

13470 

— 

13499 

2303 

291 

11700 

— 

11729 

1914 

351 

13500 

— 

13529 

2310 

292 

11730 

— 

11759 

1920 

352 

13530 

— 

13559 

2316 

293 

11760 

— 

11789 

1927 

353 

13560 

— 

13589 

2323 

294 

11790 

— 

11819 

1933 

354 

13590 

— 

13619 

2329 

295 

11820 

— 

11849 

1940 

355 

13620 

— 

13649 

2336 

296 

11850 

— 

11879 

1947 

356 

13650 

— 

13679 

2343 

297 

11880 

— 

11909 

1953 

357 

13680 

— 

13709 

2349 

298 

11910 

— 

11939 

1960 

358 

13710 

— 

13739 

2356 

299 

11940 

— ■ 

11969 

1966 

359 

13740 

— 

13769 

2362 

300 

11970 

— 

11999 

1973 

360 

13770 

— 

13799 

2369 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkScIChG 7/1470 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 

zu versteuerndes I tarifliche zu versteuerndes I tarifliche 

laufende Einkommen Einkommen- laufende Einkommen Einkommen- 

Nummer in DM Steuer Nummer in DM Steuer 


1 

von 


bis 

in DM 

I 

von 


bis 1 

in DM 

361 

13800 

_ 

13829 

2376 

421 

15600 



15629 

2772 

362 

13830 

— 

13859 

2382 

422 

15630 

— 

15659 

2778 

363 

13860 

— 

13889 

2389 

423 

15660 

— 

15689 

2785 

364 

13890 

— 

13919 

2395 

424 

15690 

— 

15719 

2791 

365 

13920 

— . 

13949 

2402 

425 

15720 

_ 

15749 

2798 

366 

13950 

— 

13979 

2409 

426 

15750 

— 

15779 

2805 

367 

13980 

— 

14009 

2415 

427 

15780 

— 

15809 

2811 

368 

14010 

— 

14039 

2422 

428 

15810 

— 

15839 

2818 

369 

14040 

— 

14069 

2428 

429 

15840 

— 

15869 

2824 

370 

14070 

— 

14099 

2435 

430 

15870 

— 

15899 

2831 

371 

14100 

— 

14129 

2442 

431 

15900 

— 

15929 

2838 

372 

14130 

— 

14159 

2448 

432 

15930 

— 

15959 

2844 

373 

14160 

— 

14189 

2455 

433 

15960 

— 

15989 

2851 

374 

14190 

• — - 

14219 

2461 

434 

15990 

— 

16019 

2857 

375 

14220 

— - 

14249 

2468 

435 

16020 

— 

16049 

2864 

376 

14250 

— 

14279 

2475 

436 

16050 

— 

16079 

2873 

377 

14280 

— 

14309 

2481 

437 

16080 

— 

16109 

2882 

378 

14310 

— 

14339 

2488 

438 

16110 

— 

16139 

2891 

379 

14340 

— 

14369 

2494 

439 

16140 

— 

16169 

2901 

380 

14370 

— 

14399 

2501 

440 

16170 

■ — 

16199 

2910 

381 

14400 



14429 

2508 

441 

16200 

— 

16229 

2919 

382 

14430 

— 

14459 

2514 

442 

16230 

— 

16259 

2929 

383 

14460 

— 

14489 

2521 

443 

16260 

■ — 

16289 

2938 

384 

14490 

— ■ 

14519 

2527 

444 

16290 

— 

16319 

2947 

385 

14520 

— 

14549 

2534 

445 

16320 

— 

16349 

2956 

386 

14550 

— 

14579 

2541 

446 

16350 

— 

16379 

2966 

387 

14580 

— 

14609 

2547 

447 

16380 

— 

16409 

2975 

388 

14610 

— 

14639 

2554 

448 

16410 

— 

16439 

2985 

389 

14640 

— 

14669 

2560 

449 

16440 

— 

16469 

2994 

390 

14670 

— 

14699 

2567 

450 

16470 

— 

16499 

3003 

391 

14700 

— 

14729 

2574 

451 

16500 

— 

16529 

3013 

392 

14730 

— 

14759 

2580 

452 

16530 

— 

16559 

3022 

393 

14760 

— - 

14789 

2587 

453 

16560 

— 

16589 

3031 

394 

14790 

— 

14819 

2593 

454 

16590 

— 

16619 

3041 

395 

14820 

— 

14849 

2600 

455 

16620 

— 

16649 

3050 

396 

14850 

— 

14879 

2607 

456 

16650 

— 

16679 

3060 

397 

14880 

— 

14909 

2613 

457 

16680 

— ■ 

16709 

3069 

398 

14910 

— 

14939 

2620 

458 

16710 

— 

16739 

3078 

399 

14940 

— 

14969 

2626 

459 

16740 

— 

16769 

3088 

400 

14970 

— 

14999 

2633 

460 

16770 

— 

16799 

3097 

401 

15000 



15029 

2640 

461 

16800 

— 

16829 

3107 

402 

15030 

— 

15059 

2646 

462 

16830 

— . 

16859 

3116 

403 

15060 

— 

15089 

2653 

463 

16860 

— 

16889 

3126 

404 

15090 

— 

15119 

2659 

464 

16890 

— 

16919 

3135 

405 

15120 

— 

15149 

2666 

465 

16920 

— 

16949 

3145 

406 

15150 

— - 

15179 

2673 

466 

16950 

— 

16979 

3154 

407 

15180 

— 

15209 

2679 

467 

16980 

— 

17009 

3164 

408 

15210 

— 

15239 

2686 

468 

17010 

— 

17039 

3173 

409 

15240 

— 

15269 

2692 

469 

17040 

— 

17069 

3183 

410 

15270 

— 

15299 

2699 

470 

17070 

- — 

17099 

3192 

411 

15300 

— 

15329 

2706 

471 

17100 

— 

17129 

3202 

412 

15330 

— 

15359 

2712 

472 

17130 

— 

17159 

3212 

413 

15360 

— 

15389 

2719 

i 473 

17160 

— 

17189 

3221 

414 

15390 

— 

15419 

2725 

, 474 

17190 

— 

17219 

3231 

415 

15420 

— 

15449 

2732 

475 

17220 

— 

17249 

3240 

416 

15450 

— 

15479 

2739 

476 

17250 

— 

17279 

3250 

417 

15480 

— 

15509 

2745 

477 

17280 

— 

17309 

3260 

418 

15510 

— . 

15539 

2752 

1 478 

17310 

— 

17339 

3269 

419 

15540 

— 

15569 

2758 

479 

17340 

— 

17369 

3279 

420 

15570 

— 

15599 

2765 

480 

17370 

— 

17399 

3288 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

i von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

481 

17400 



17429 

3298 

541 

19200 



19229 

3892 

482 

17430 

— - 

17459 

3308 

542 

19230 

— _ 

19259 

3902 

483 

17460 

— 

17489 

3317 

543 

19260 

— 

19289 

3913 

484 

17490 

— 

17519 

3327 

544 

19290 

— 

19319 

3923 

485 

17520 

— 

17549 

3337 

545 

19320 

— 

19349 

3933 

486 

17550 

— 

17579 

3346 

546 

19350 

— 

19379 

3943 

487 

17580 

— - 

17609 

3356 

547 

19380 

— • 

19409 

3953 

488 

17610 

— 

17639 

3366 

548 

19410 

— 

19439 

3964 

489 

17640 

— 

17669 

3376 

549 

19440 

— 

19469 

3974 

490 

17670 

— 

17699 

3385 

550 

19470 

— 

19499 

3984 

491 

17700 

— 

17729 

3395 

551 

19500 

— 

19529 

3994 

492 

17730 

— 

17759 

3405 

552 

19530 

— 

19559 

4004 

493 

17760 

— 

17789 

3414 

553 

19560 

— 

19589 

4015 

494 

17790 

— 

17819 

3424 

554 

19590 

— 

19619 

4025 

495 

17820 

— 

17849 

3434 

555 

19620 

_ 

19649 

4035 

496 

17850 

— 

17879 

3444 

556 

19650 

— 

19679 

4046 

497 

17880 

— 

17909 

3454 

557 

19680 

— 

19709 

4056 

498 

17910 

— 

17939 

3463 

558 

19710 

— 

19739 

4066 

499 

17940 

— 

17969 

3473 

559 

19740 

— 

19769 

4076 

500 

17970 

— 

17999 

3483 

560 

19770 

— 

19799 

4087 

501 

18000 



18029 

3493 

561 

19800 



19829 

4097 

502 

18030 

— 

18059 

3503 

562 

19830 

— 

19859 

4107 

503 

18060 

— 

18089 

3512 

563 

19860 

— 

19889 

4118 

504 

18090 

— 

18119 

3522 

564 

19890 

— 

19919 

4128 

505 

18120 

— 

18149 

3532 

565 

19920 

— 

19949 

4138 

506 

18150 

— 

18179 

3542 

566 

19950 

— 

19979 

4149 

507 

18180 

— 

18209 

3552 

567 

19980 

— 

20009 

4159 

508 

18210 

— 

18239 

3562 

568 

20010 

— 

20039 

4169 

509 

18240 

— 

18269 

3572 

569 

20040 

— 

20069 

4180 

510 

18270 

— 

18299 

3581 

570 

20070 

— 

20099 

4190 

511 

18300 

— 

18329 

3591 

571 

20100 

— 

20129 

4201 

512 

18330 

— - 

18359 

3601 

572 

20130 

— 

20159 

4211 

513 

18360 

— 

18389 

3611 

573 

20160 

— 

20189 

4221 

514 

18390 

— 

18419 

3621 

574 

20190 

— 

20219 

4232 

515 

18420 

— 

18449 

3631 

575 

20220 

— 

20249 

4242 

516 

18450 

— 

18479 

3641 

576 

20250 

— 

20279 

4253 

517 

18480 

— 

18509 

3651 

577 

20280 

— 

20309 

4263 

518 

18510 

— 

18539 

3661 

578 

20310 

— - 

20339 

4274 

519 

18540 

— 

18569 

3671 

579 

20340 

— 

20369 

4284 

520 

18570 

— 

18599 

3681 

580 

20370 

— 

20399 

4295 

521 

18600 



18629 

3691 

581 

20400 



20429 

4305 

522 

18630 

— 

18659 

3701 

582 

20430 

— 

20459 

4315 

523 

18660 

— 

18689 

3711 

583 

20460 

— 

20489 

4326 

524 

18690 

— 

18719 

3721 

584 

20490 

— 

20519 

4336 

525 

18720 

— 

18749 

3731 

585 

20520 

— 

20549 

4347 

526 

18750 

— 

18779 

3741 

586 

20550 

— 

20579 

4358 

527 

18780 

— 

18809 

3751 

587 

20580 

— 

20609 

4368 

528 

18810 

— 

18839 

3761 

588 

20610 

— 

20639 

4379 

529 

18840 

— 

18869 

3771 

589 

20640 

— 

20669 

4389 

530 

18870 

— 

18899 

3781 

590 

20670 

— 

20699 

4400 

531 

18900 

— 

18929 

3791 

591 

20700 

— 

20729 

4410 

532 

18930 

— 

18959 

3801 

592 

20730 

— 

20759 

4421 

533 

18960 

— 

18989 

3811 

593 

20760 

— 

20789 

4431 

534 

18990 

— - 

19019 

3821 

594 

20790 

— 

20819 

4442 

535 

19020 

— 

19049 

3831 

595 

20820 

— 

20849 

4452 

536 

19050 

— 

19079 

3842 

596 

20850 

— 

20879 

4463 

537 

19080 

— 

19109 

3852 

597 

20880 

— 

20909 

4474 

538 

19110 

— 

19139 

3862 

598 

20910 

— 

20939 

4484 

539 

19140 

— 

19169 

3872 

599 

20940 

— • 

20969 

4495 

540 

19170 

— 

19199 

3882 

600 

20970 

— 

20999 

4506 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 

zu versteuerndes tarifliche zu versteuerndes tarifliche 

laufende Einkommen Einkommen- laufende Einkommen Einkommen- 

Nummer in DM Steuer Nummer in DM Steuer 


1 

von 


bis 1 

in DM 


von 


bis 1 

in DM 

601 

21000 



21029 

4516 

661 

22800 

_ 

22829 

5168 

602 

21030 

— 

21059 

4527 

662 

22830 

— 

22859 

5179 

603 

21060 

— 

21089 

4537 

663 

22860 

— 

22889 

5190 

604 

21090 

— 

21119 

4548 

664 

22890 

— 

22919 

5201 

605 

21120 

— 

21149 

4559 

665 

22920 

— 

22949 

5212 

606 

21150 

— 

21179 

4569 

666 

22950 

— 

22979 

5224 

607 

21180 

— . 

21209 

4580 

667 

22980 

— 

23009 

5235 

608 

21210 

— 

21239 

4591 

668 

23010 

— 

23039 

5246 

609 

21240 

• — 

21269 

4602 

669 

23040 

— 

23069 

5257 

610 

21270 

— 

21299 

4612 

670 

23070 

— 

23099 

5268 

611 

21300 

— 

21329 

4623 

671 

23100 

■ — ■ 

23129 

5279 

612 

21330 

— 

21359 

4634 

672 

23130 

— . 

23159 

5290 

613 

21360 

— • 

21389 

4644 

673 

23160 

— 

23189 

5302 

614 

21390 

— 

21419 

4655 

674 

23190 

— 

23219 

5313 

615 

21420 

— 

21449 

4666 

675 

23220 

— 

23249 

5324 

616 

21450 

— 

21479 

4677 

676 

23250 

— 

23279 

5335 

617 

21480 

— 

21509 

4687 

677 

23280 

- — - 

23309 

5346 

618 

21510 

- — 

21539 

4698 

678 

23310 

— 

23339 

5358 

619 

21540 

_ 

21569 

4709 

679 

23340 

— 

23369 

5369 

620 

21570 

— 

21599 

4720 

680 

23370 

— 

23399 

5380 

621 

21600 

— 

21629 

4730 

681 

23400 



23429 

5391 

622 

21630 

— - 

21659 

4741 

682 

23430 

— 

23459 

5402 

623 

21660 

— • 

21689 

4752 

683 

23460 

_ 

23489 

5414 

624 

21690 

— 

21719 

4763 

684 

23490 

— 

23519 

5425 

625 

21720 

— 

21749 

4774 

685 

23520 

— 

23549 

5436 

626 

21750 

— 

21779 

4784 

686 

23550 

— 

23579 

5447 

627 

21780 

— 

21809 

4795 

687 

23580 

— 

23609 

5459 

628 

21810 

— 

21839 

4806 

688 

23610 

— 

23639 

5470 

629 

21840 

— 

21869 

4817 

689 

23640 

— . 

23669 

5481 

630 

21870 

— 

21899 

4828 

690 

23670 

— 

23699 

5493 

631 

21900 

— 

21929 

4839 

691 

23700 

— 

23729 

5504 

632 

21930 

_ 

21959 

4850 

692 

23730 

— 

23759 

5515 

633 

21960 

— 

21989 

4860 

693 

23760 

— 

23789 

5527 

634 

21990 

— 

22019 

4871 

694 

23790 

— 

23819 

5538 

635 

22020 

— 

22049 

4882 

695 

23820 

— 

23849 

5549 

636 

22050 

— . 

22079 

4893 

696 

23850 

— 

23879 

5561 

637 

22080 

— 

22109 

4904 

697 

23880 

— 

23909 

5572 

638 

22110 

— . 

22139 

4915 

698 

23910 

— 

23939 

5583 

639 

22140 

— 

22169 

4926 

699 

23940 

— 

23969 

5595 

640 

22170 

— 

22199 

4937 

700 

23970 

— 

23999 

5606 

641 

22200 



22229 

4948 

701 

24000 



24029 

5617 

642 

22230 

— 

22259 

4959 

702 

24030 

— . 

24059 

5629 

643 

22260 

— 

22289 

4970 

703 

24060 

— 

24089 

5640 

644 

22290 

— 

22319 

4981 

704 

24090 

— 

24119 

5651 

645 

22320 

— 

22349 

4992 

705 

24120 

— 

24149 

5663 

646 

22350 

— 

22379 

5003 

706 

24150 

— 

24179 

5674 

647 

22380 

— 

22409 

5014 

707 

24180 

— 

24209 

5686 

648 

22410 

— 

22439 

5025 

708 

24210 

— 

24239 

5697 

649 

22440 

— 

22469 

5036 

709 

24240 

— 

24269 

5709 

650 

22470 

— 

22499 

5047 

710 

24270 

— 

24299 

5720 

651 

22500 

— 

22529 

5058 

711 

24300 

— 

24329 

5731 

652 

22530 

— 

22559 

5069 

712 

24330 

— 

24359 

5743 

653 

22560 

— 

22589 

5080 

713 

24360 

— 

24389 

5754 

654 

22590 

— 

22619 

5091 

714 

24390 

— 

24419 

5766 

655 

22620 

— 

22649 

5102 

715 

24420 

— 

24449 

5777 

656 

22650 

— 

22679 

5113 

716 

24450 

— 

24479 

5789 

657 

22680 

— 

22709 

5124 

717 

24480 

— 

24509 

5800 

658 

22710 

— 

22739 

5135 

718 

24510 

— 

24539 

5812 

659 

22740 

— 

22769 

5146 

719 

24540 

— 

24569 

5823 

660 

22770 

— 

22799 

5157 

720 

24570 

— 

24599 

5835 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 

zu versteuerndes tarifliche zu versteuerndes tarifliche 

laufende Einkommen Einkommen- laufende Einkommen Einkommen- 

Nummer in DM Steuer j Nummer in DM Steuer 


1 

von 


bis | 

in DM 

1 

von 


bis 1 

in DM 

721 

24600 



24629 

5846 

781 

26400 



26429 

6549 

722 

24630 

— 

24659 

5858 

782 

26430 

— 

26459 

6561 

723 

24660 

- — • 

24689 

5869 

783 

26460 

— 

26489 

6573 

724 

24690 

— 

24719 

5881 

784 

26490 

- — • 

26519 

6585 

725 

24720 

— 

24749 

5892 

785 

26520 

— 

26549 

6596 

726 

24750 

— 

24779 

5904 

786 

26550 

— 

26579 

6608 

727 

24780 

— 

24809 

5915 

787 

26580 

— 

26609 

6620 

728 

24810 

— 

24839 

5927 

788 

26610 

— 

26639 

6632 

729 

24840 

— 

24869 

5938 

789 

26640 

— 

26669 

6644 

730 

24870 

— 

24899 

5950 

790 

26670 

— 

26699 

6656 

731 

24900 

— 

24929 

5962 

791 

26700 

— 

26729 

6668 

732 

24930 

— 

24959 

5973 

792 

26730 

— 

26759 

6680 

733 

24960 

— 

24989 

5985 

793 

26760 

— 

26789 

6692 

734 

24990 

— 

25019 

5996 

794 

26790 

— 

26819 

6704 

735 

25020 

— 

25049 

6008 

795 

26820 

— 

26849 

6716 

736 

25050 

• — • 

25079 

6020 

796 

26850 

— 

26879 

6728 

737 

25080 

— 

25109 

6031 

797 

26880 

— 

26909 

6740 

738 

25110 

— • 

25139 

6043 

798 

26910 

— 

26939 

6752 

739 

25140 

— 

25169 

6054 

799 

26940 

— 

26969 

6764 

740 

25170 

— 

25199 

6066 

800 

26970 

— 

26999 

6776 

741 

25200 



25229 

6078 

801 

27000 



27029 

6788 

742 

25230 

— 

25259 

6089 

802 

27030 

— 

27059 

6800 

743 

25260 

— 

25289 

6101 

803 

27060 

— 

27089 

6812 

744 

25290 

— 

25319 

6113 

804 

27090 

— 

27119 

6824 

745 

25320 

— 

25349 

6124 

805 

27120 

— 

27149 

6836 

746 

25350 

— 

25379 

6136 

806 

27150 

— 

27179 

6848 

747 

25380 

— 

25409 

6148 

807 

27180 

_ 

27209 

6860 

748 

25410 

— 

25439 

6159 

808 

27210 

— 

27239 

6872 

749 

25440 

— 

25469 

6171 

809 

27240 

— 

27269 

6885 

750 

25470 

— 

25499 

6183 

810 

27270 

_ 

27299 

6897 

751 

25500 

— 

25529 

6195 

811 

27300 

— 

27329 

6909 

752 

25530 

— 

25559 

6206 

812 

27330 

— ■ 

27359 

6921 

753 

25560 

— 

25589 

6218 

813 

27360 

— 

27389 

6933 

754 

25590 

— 

25619 

6230 

814 

27390 

— • 

27419 

6945 

755 

25620 

— 

25649 

6241 

815 

27420 

— 

27449 

6957 

756 

25650 

— 

25679 

6253 

816 

27450 

— - 

27479 

6969 

757 

25680 

— 

25709 

6265 

817 

27480 

— 

27509 

6981 

758 

25710 

— 

25739 

6277 

818 

27510 

— 

27539 

6994 

759 

25740 

— 

25769 

6288 

819 

27540 

— 

27569 

7006 

760 

25770 

— 

25799 

6300 

820 

27570 

— 

27599 

7018 

761 

25800 



25829 

6312 

821 

27600 

— 

27629 

7030 

762 

25830 

— 

25859 

6324 

822 

27630 

— ■ 

27659 

7042 

763 

25860 

— • 

25889 

6336 

823 

27660 

— 

27689 

7054 

764 

25890 

— 

25919 

6347 

824 

27690 

— • 

27719 

7066 

765 

25920 

- — - 

25949 

6359 

825 

27720 

— 

27749 

7079 

766 

25950 

— 

25979 

6371 

826 

27750 

— 

27779 

7091 

767 

25980 

— 

26009 

6383 

827 

27780 

— 

27809 

7103 

768 

26010 

— 

26039 

6395 

828 

27810 

— 

27839 

7115 

769 

26040 

— - 

26069 

6406 

829 

27840 

- — - 

27869 

7127 

770 

26070 

— 

26099 

6418 

830 

27870 

— 

27899 

7140 

771 

26100 

— 

26129 

6430 

831 

27900 

— 

27929 

7152 

772 

26130 

— 

26159 

6442 

832 

27930 

— 

27959 

7164 

773 

26160 

— - 

26189 

6454 

833 

27960 

— 

27989 

7176 

774 

26190 

— 

26219 

6466 

834 

27990 

- — • 

28019 

7188 

775 

26220 

— . 

26249 

6477 

835 

28020 

— 

28049 

7201 

776 

26250 

- — - 

26279 

6489 

836 

28050 

■ — • 

28079 

7213 

777 

26280 

— 

26309 

6501 

837 

28080 

— 

28109 

7225 

778 

26310 

— 

26339 

6513 

838 

28110 

— 

28139 

7237 

779 

26340 

— 

26369 

6525 

839 

28140 

— 

28169 

7250 

780 

26370 

— . 

26399 

6537 

840 

28170 

— 

28199. 

7262 
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noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


ifende 

mmer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

841 

28200 



28229 

7274 

901 

30000 



30029 

8021 

842 

28230 

— 

28259 

7286 

902 

30030 

— 

30059 

8033 

843 

28260 

— - 

28289 

7299 

903 

30060 

— 

30089 

8046 

844 

28290 

— 

28319 

7311 

904 

30090 

— 

30119 

8059 

845 

28320 

— • 

28349 

7323 

905 

30120 

- — - 

30149 

8071 

846 

28350 

— 

28379 

7336 

906 

30150 

— 

30179 

8084 

847 

28380 

— 

28409 

7348 

907 

30180 

— • 

30209 

8096 

848 

28410 

— 

28439 

7360 

908 

30210 

— - 

30239 

8109 

849 

28440 

— 

28469 

7373 

909 

30240 

— 

30269 

8122 

850 

28470 

— . 

28499 

7385 

910 

30270 

— 

30299 

8134 

851 

28500 

— 

28529 

7397 

911 

30300 

— 

30329 

8147 

852 

28530 

— 

28559 

7410 

912 

30330 

— 

30359 

8160 

853 

28560 

— 

28589 

7422 

913 

30360 

— 

30389 

8172 

854 

28590 

— 

28619 

7434 

914 

30390 

. — ■ 

30419 

8185 

855 

28620 

— ■ 

28649 

7447 

915 

30420 

— 

30449 

8198 

856 

28650 

— 

28679 

7459 

916 

30450 

— 

30479 

8210 

857 

28680 

— 

28709 

7471 

917 

30480 

— 

30509 

8223 

858 

28710 

— 

28739 

7484 

918 

30510 

— 

30539 

8236 

859 

28740 

— 

28769 

7496 

919 

30540 

— 

30569 

8248 

860 

28770 

— 

28799 

7508 

920 

30570 

— 

30599 

8261 

861 

28800 

— 

28829 

7521 

921 

30600 



30629 

8274 

862 

28830 

— 

28859 

7533 

922 

30630 

— 

30659 

8287 

863 

28860 

— 

28889 

7546 

923 

30660 

— 

30689 

8299 

864 

28890 

— 

28919 

7558 

924 

30690 

— 

30719 

8312 

865 

28920 

— 

28949 

7570 

925 

30720 

— 

30749 

8325 

866 

28950 

_ 

28979 

7583 

926 

30750 

— 

30779 

8338 

867 

28980 

— 

29009 

7595 

927 

30780 

— 

30809 

8350 

868 

29010 

_ 

29039 

7608 

928 

30810 

. — ■ 

30839 

8363 

869 

29040 

— . 

29069 

7620 

929 

30840 

— 

30869 

8376 

870 

29070 

— 

29099 

7632 

930 

30870 

— 

30899 

8389 

871 

29100 

— - 

29129 

7645 

931 

30900 

— 

30929 

8401 

872 

29130 

— 

29159 

7657 

932 

30930 

— 

30959 

8414 

873 

29160 

— 

29189 

7670 

933 

30960 

— 

30989 

8427 

874 

29190 

— 

29219 

7682 

934 

30990 

— 

31019 

8440 

875 

29220 

— 

29249 

7695 

935 

31020 

— 

31049 

8452 

876 

29250 

— 

29279 

7707 

936 

31050 

— 

31079 

8465 

877 

29280 

— 

29309 

7720 

937 

31080 

— 

31109 

8478 

878 

29310 

— 

29339 

7732 

938 

31110 

— 

31139 

8491 

879 

29340 

— 

29369 

7745 

939 

31140 

— 

31169 

8504 

880 

29370 

— 

29399 

7757 

940 

31170 

— 

31199 

8516 

881 

29400 


29429 

7770 

941 

31200 



31229 

8529 

882 

29430 

— 

29459 

7782 

942 

31230 

— 

31259 

8542 

883 

29460 

— 

29489 

7795 

943 

31260 

— 

31289 

8555 

884 

29490 

— 

29519 

7807 

944 

31290 

— 

31319 

8568 

885 

29520 

— 

29549 

7820 

945 

31320 

— 

31349 

8581 

886 

29550 

— 

29579 

7832 

946 

31350 

— 

31379 

8593 

887 

29580 

— 

29609 

7845 

947 

31380 

— - 

31409 

8606 

888 

29610 

— 

29639 

7857 

948 

31410 

— . 

31439 

8619 

889 

29640 

- — ■ 

29669 

7870 

949 

31440 

— 

31469 

8632 

890 

29670 

— 

29699 

7882 

950 

31470 

— 

31499 

8645 

891 

29700 

— . 

29729 

7895 

951 

31500 

— 

31529 

8658 

892 

29730 

— 

29759 

7907 

952 

31530 

— 

31559 

8670 

893 

29760 

— 

29789 

7920 

953 

31560 

— 

31589 

8683 

894 

29790 

— 

29819 

7933 

954 

31590 

— 

31619 

8696 

895 

29820 

— 

29849 

7945 

955 

31620 

— 

31649 

8709 

896 

29850 

— 

29879 

7958 

956 

31650 

— 

31679 

8722 

897 

29880 

— 

29909 

7970 

957 

31680 

— 

31709 

8735 

898 

29910 

— 

29939 

7983 

958 

31710 

— 

31739 

8748 

899 

29940 

— 

29969 

7995 

959 

31740 

- — - 

31769 

8761 

900 

29970 

— 

29999 

8008 

960 

31770 

— 

31799 

8774 
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noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 

zu versteuerndes tarifliche 

laufende Einkommen Einkommen- 


Nummer 

in 

von 

DM 

bis 

Steuer 
in DM 

961 

31800 



31829 

8787 

962 

31830 

— 

31859 

8799 

963 

31860 

— 

31889 

8812 

964 

31890 

— 

31919 

8825 

965 

31920 

— 

31949 

8838 

966 

31950 

— 

31979 

8851 

967 

31980 

— 

32009 

8864 

968 

32010 

— 

32039 

8877 

969 

32040 

— 

32069 

8890 

970 

32070 

— 

32099 

8903 

971 

32100 

— 

32129 

8916 

972 

32130 

— 

32159 

8929 

973 

32160 

— 

32189 

8942 

974 

32190 

— 

32219 

8955 

975 

32220 

— 

32249 

8968 

976 

32250 

— 

32279 

8981 

977 

32280 

— 

32309 

8994 

978 

32310 

— 

32339 

9007 

979 

32340 

— 

32369 

9020 

980 

32370 

— 

32399 

9033 

981 

32400 



32429 

9046 

982 

32430 

— 

32459 

9059 

983 

32460 

— 

32489 

9072 

984 

32490 

— 

32519 

9085 

985 

32520 

— 

32549 

9098 

986 

32550 

— 

32579 

9111 

987 

32580 

— 

32609 

9124 

988 

32610 

— 

32639 

9137 

989 

32640 

— 

32669 

9150 

990 

32670 

— 

32699 

9163 

991 

32700 

— 

32729 

9176 

992 

32730 

— . 

32759 

9189 

993 

32760 

— 

32789 

9202 

994 

32790 

— 

32819 

9215 

995 

32820 

— 

32849 

9228 

996 

32850 

— 

32879 

9242 

997 

32880 

— 

32909 

9255 

998 

32910 

— 

32939 

9268 

999 

32940 

— 

32969 

9281 

1000 

32970 

— 

32999 

9294 

1001 

33000 

— 

33029 

9307 

1002 

33030 

— 

33059 

9320 

1003 

33060 

— 

33089 

9333 

1004 

33090 

_ 

33119 

9346 

1005 

33120 

— 

33149 

9359 

1006 

33150 

— 

33179 

9373 

1007 

33180 

— 

33209 

9386 

1008 

33210 

— 

33239 

9399 

1009 

33240 

— 

33269 

9412 

1010 

33270 

— 

33299 

9425 

1011 

33300 

— 

33329 

9438 

1012 

33330 

— 

33359 

9451 

1013 

33360 

— 

33389 

9465 

1014 

33390 

— 

33419 

9478 

1015 

33420 

— 

33449 

9491 

1016 

33450 

— 

33479 

9504 

1017 

33480 

— 

33509 

9517 

1018 

33510 

— 

33539 

9530 

1019 

33540 

— 

33569 

9544 

1020 

33570 

— 

33599 

9557 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von ’ bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

1021 

33600 



33629 

9570 

1022 

33630 

— 

33659 

9583 

1023 

33660 

— 

33689 

9596 

1024 

33690 

— _ 

33719 

9610 

1025 

33720 

— 

33749 

9623 

1026 

33750 

— 

33779 

9636 

1027 

33780 

— 

33809 

9649 

1028 

33810 

— 

33839 

9662 

1029 

33840 

— 

33869 

9676 

1030 

33870 

— 

33899 

9689 

1031 

33900 

— 

33929 

9702 

1032 

33930 

— 

33959 

9715 

1033 

33960 

— 

33989 

9729 

1034 

33990 

— 

34019 

9742 

1035 

34020 

— 

34049 

9755 

1036 

34050 

— 

34079 

9768 

1037 

34080 

— 

34109 

9782 

1038 

34110 

— 

34139 

9795 

1039 

34140 

— 

34169 

9808 

1040 

34170 

— 

34199 

9822 

1041 

34200 

— 

34229 

9835 

1042 

34230 

— 

34259 

9848 

1043 

34260 

— 

34289 

9861 

1044 

34290 

— 

34319 

9875 

1045 

34320 

— . 

34349 

9888 

1046 

34350 

— 

34379 

9901 

1047 

34380 

— 

34409 

9915 

1048 

34410 

_ 

34439 

9928 

1049 

34440 

— 

34469 

9941 

1050 

34470 

— 

34499 

9955 

1051 

34500 

— 

34529 

9968 

1052 

34530 

— 

34559 

9981 

1053 

34560 

_ 

34589 

9994 

1054 

34590 

— 

34619 

10008 

1055 

34620 

— 

34649 

10021 

1956 

34650 

— 

34679 

10034 

1057 

34680 

— 

34709 

10048 

1058 

34710 

— 

34739 

10061 

1059 

34740 

— 

34769 

10075 

1060 

34770 

— 

34799 

10088 

1061 

34800 

. — - 

34829 

10101 

1062 

34830 

— 

34859 

10115 

1063 

34860 

— 

34889 

10128 

1064 

34890 

— 

34919 

10141 

1065 

34920 

— 

34949 

10155 

1066 

34950 

— 

34979 

10168 

1067 

34980 

— 

35009 

10182 

1068 

35010 

— 

35039 

10195 

1069 

35040 

— 

35069 

10208 

1070 

35070 

— 

35099 

10222 

1071 

35100 

— 

35129 

10235 

1072 

35130 

— 

35159 

10249 

1073 

35160 

— 

35189 

10262 

1074 

35190 

— 

35219 

10275 

1075 

35220 

— 

35249 

10289 

1076 

35250 

— 

35279 

10302 

1077 

35280 

— 

35309 

10316 

1078 

35310 

— 

35339 

10329 

1079 

35340 

— 

35369 

10343 

1080 

35370 

— 

35399 

10356 
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laufende 

Nummer 


1081 

1082 

1083 

1084 

1085 

1086 

1087 

1088 

1089 

1090 

1091 

1092 

1093 

1094 

1095 

1096 

1097 

1098 

1099 

1100 

1101 

1102 

1103 

1104 

1105 

1106 

1107 

1108 

1109 

1110 
1111 
1112 

1113 

1114 

1115 

1116 

1117 

1118 

1119 

1120 

1121 

1122 

1123 

1124 

1125 

1126 

1127 

1128 

1129 

1130 

1131 

1132 

1133 

1134 

1135 

1136 

1137 

1138 

1139 

1140 


noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

35400 


35429 

10369 

1141 

37200 

_ 

37229 

11183 

35430 

— 

35459 

10383 

1142 

37230 

— 

37259 

11197 

35460 

— 

35489 

10396 

1143 

37260 

— 

37289 

11210 

35490 

— 

35519 

10410 

1144 

37290 

— 

37319 

11224 

35520 

— 

35549 

10423 

1145 

37320 

— 

37349 

11238 

35550 

— 

35579 

10437 

1146 

37350 

— 

37379 

11251 

35580 

— 

35609 

10450 

1147 

37389 

— 

37409 

11265 

35610 

— 

35639 

10464 

1148 

37410 

— 

37419 

11279 

35640 

— 

35669 

10477 

1149 

37440 

— 

37469 

11292 

35670 

— 

35699 

10491 

1150 

37470 

— 

37499 

11306 

35700 

— 

35729 

10504 

1151 

37500 

— 

37529 

11320 

35730 

— 

35759 

10518 

1152 

37530 

— 

37559 

11334 

35760 

— 

35789 

10531 

1153 

37560 

— 

37589 

11347 

35790 

— 

35819 

10545 

1154 

37590 

— 

37619 

11361 

35820 

— 

35849 

10558 

1155 

37620 

— 

37649 

11375 

35850 

— 

35879 

10572 

1156 

37650 

— 

37679 

11388 

35880 

— 

35909 

10585 

1157 

37680 

— 

37709 

11402 

35910 

— 

35939 

10599 

1158 

37710 

— 

37739 

11416 

35940 

— 

35969 

10612 

1159 

37740 

— 

37769 

11430 

35970 

— 

35999 

10626 

1160 

37770 

— 

37799 

11443 

36000 



36029 

10639 

1161 

37800 

— 

37829 

11457 

36030 

— 

36059 

10653 

1162 

37830 

— 

37859 

11471 

36060 

— 

36089 

10666 

1163 

37860 

— 

37889 

11485 

36090 

— 

36119 

10680 

1164 

37890 

— 

37919 

11498 

36120 

— 

36149 

10693 

1165 

37920 

— 

37949 

11512 

36150 

— 

36179 

10707 

1166 

37950 

— 

37979 

11526 

36180 

— 

36209 

10720 

1167 

37980 

— 

38009 

11540 

36210 

— 

36239 

10734 

1168 

38010 

— 

38039 

11553 

36240 

— 

36269 

10747 

1169 

38040 

— 

38069 

11567 

36270 

— 

36299 

10761 

1170 

38070 

— 

38099 

11581 

36300 

— 

36329 

10775 

1171 

38100 

— 

38129 

11595 

36330 

— 

36359 

10788 

1172 

38130 

— 

38159 

11608 

36360 

— 

36389 

10802 

1173 

38160 

— 

38189 

11622 

36390 

— 

36419 

10815 

1174 

38190 

— 

38219 

11636 

36420 

— 

36449 

10829 

1175 

38220 

— 

38249 

11650 

36450 

— 

36479 

10842 

1176 

38250 

— 

38279 

11663 

36480 

— 

36509 

10856 

1177 

38280 

— 

38309 

11677 

36510 

— 

36539 

10870 

1178 

38310 

— 

38339 

11691 

36540 

— 

36569 

10883 

1179 

38340 

— 

38369 

11705 

36570 

- 

36599 

10897 

1180 

38370 

— 

38399 

11719 

36600 



36629 

10910 

1181 

38400 

— 

38429 

11732 

36630 

— 

36659 

10924 

1182 

38430 

— 

38459 

11746 

36660 

— 

36689 

10938 

1183 

38460 

— 

38489 

11760 

36690 

— 

36719 

10951 

1184 

38490 

— 

38519 

11774 

36720 

— 

36749 

10965 

1185 

38520 

— 

38549 

11788 

36750 

— 

36779 

10978 

1186 

38550 

— 

38579 

11801 

36780 

— 

36809 

10992 

1187 

38580 

— 

38609 

11815 

36810 

— 

36839 

11006 

1188 

38610 

— 

38639 

11829 

36840 

— 

36869 

11019 

1189 

38640 

— 

38669 

11843 

36870 

— 

36899 

11033 

1190 

38670 

— 

38699 

11857 

36900 

— 

36929 

11046 

1191 

38700 

— 

38729 

11871 

36930 

— 

36959 

11060 

1192 

38730 

— 

38759 

11884 

36960 

— 

36989 

11074 

1193 

38760 

— 

38789 

11898 

36990 

— 

37019 

11087 

1194 

38790 

— 

38819 

11912 

37020 

— 

37049 

11101 

1195 

38820 

— 

38849 

11926 

37050 

— 

37079 

11115 

1196 

38850 

— 

38879 

11940 

37080 

— 

37109 

11128 

1197 

38880 

— 

38909 

11954 

37110 

— 

37139 

11142 

1198 

38910 

— 

38939 

11967 

37140 

— 

37169 

11156 

1199 

38940 

— 

38969 

11981 

37170 

— 

37199 

11169 

1200 

38970 

— 

38999 

11995 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

1201 

39000 



39029 

12009 

1261 

40800 

_ 

40829 

12846 

1202 

39030 

— 

39059 

12023 

1262 

40830 

— 

40859 

12860 

1203 

39060 

— 

39089 

12037 

1263 

40860 

— 

40889 

12874 

1204 

39090 

— 

39119 

12051 

1264 

40890 

— 

40919 

12888 

1205 

39120 

— 

39149 

12064 

1265 

40920 

. — . 

40949 

12902 

1206 

39150 

— 

39179 

12078 

1266 

40950 

— 

40979 

12916 

1207 

39180 

— 

39209 

12092 

1267 

40980 

— 

41009 

12930 

1208 

39210 

— 

39239 

12106 

1268 

41010 

— 

41039 

12944 

1209 

39240 

— 

39269 

12120 

1269 

41040 

— 

41069 

12958 

1210 

39270 

— 

39299 

12134 

1270 

41070 

— 

41099 

12972 

1211 

39300 

— 

39329 

12148 

1271 

41100 

— 

41129 

12986 

1212 

39330 

— 

39359 

12162 

1272 

41130 

— . 

41159 

13000 

1213 

39360 

— 

39389 

12176 

1273 

41160 

— . 

41189 

13014 

1214 

39390 

— 

39419 

12189 

1274 

41190 

— 

41219 

13028 

1215 

39420 

— 

39449 

12203 

1275 

41220 

— 

41249 

13042 

1216 

39450 

— 

39479 

12217 

1276 

41250 

— 

41279 

13056 

1217 

39480 

— 

39509 

12231 

1277 

41280 

— 

41309 

13071 

1218 

39510 

— 

39539 

12245 

1278 

41310 

— 

41339 

13085 

1219 

39540 

— 

39569 

12259 

1279 

41340 

— . 

41369 

13099 

1220 

39570 

— 

39599 

12273 

1280 

41370 

— 

41399 

13113 

1221 

39600 

— 

39629 

12287 

1281 

41400 



41429 

13127 

1222 

39630 

— 

39659 

12301 

1282 

41430 

— 

41459 

13141 

1223 

39660 

— 

39689 

12315 

1283 

41460 

— 

41489 

13155 

1224 

39690 

— 

39719 

12329 

1284 

41490 

— 

41519 

13169 

1225 

39720 

— 

39749 

12343 

1285 

41520 

— 

41549 

13183 

1226 

39750 

— 

39779 

12356 

1286 

41550 

— 

41579 

13197 

1227 

39780 

— - 

39809 

12370 

1287 

41580 

— 

41609 

13211 

1228 

39810 

— 

39839 

12384 

1288 

41610 

— 

41639 

13225 

1229 

39840 

— 

39869 

12398 

1289 

41640 

— 

41669 

13240 

1230 

39870 

— 

39899 

12412 

1290 

41670 

— . 

41699 

13254 

1231 

39900 

— 

39929 

12426 

1291 

41700 

— . 

41729 

13268 

1232 

39930 

— 

39959 

12440 

1292 

41730 

— 

41759 

13282 

1233 

39960 

— 

39989 

12454 

1293 

41760 

— . 

41789 

13296 

1234 

39990 

— 

40019 

12468 

1294 

41790 

— 

41819 

13310 

1235 

40020 

— 

40049 

12482 

1295 

41820 

— 

41849 

13324 

1236 

40050 

— 

40079 

12496 

1296 

41850 

— 

41879 

13338 

1237 

40080 

— 

40109 

12510 

1297 

41880 

— 

41909 

13352 

1238 

40110 

— 

40139 

12524 

1298 

41910 

— 

41939 

13366 

1239 

40140 

— 

40169 

12538 

1299 

41940 

- — 

41969 

13381 

1240 

40170 

— 

40199 

12552 

1300 

41970 

— 

41999 

13395 

1241 

40200 

— 

40229 

12566 

1301 

42000 



42029 

13409 

1242 

40230 

— 

40259 

12580 

1302 

42030 

— 

42059 

13423 

1243 

40260 

— 

40289 

12594 

1303 

42060 

— 

42089 

13437 

1244 

40290 

- - 

40319 

12608 

1304 

42090 

— 

42119 

13451 

1245 

40320 

— 

40349 

12622 

1305 

42120 

— 

42149 

13465 

1246 

40350 

— 

40379 

12636 

1306 

42150 

— 

42179 

13479 

1247 

40380 

— 

40409 

12650 

1307 

42180 

— 

42209 

13494 

1248 

40410 

— 

40439 

12664 

1308 

42210 

— 

42239 

13508 

1249 

40440 

— 

40469 

12678 

1309 

42240 

— 

42269 

13522 

1250 

40470 

■ — 

40499 

12692 

1310 

42270 

— 

42299 

13536 

1251 

40500 

— 

40529 

12706 

1311 

42300 

— 

42329 

13550 

1252 

40530 

— 

40559 

12720 

1312 

42330 

— 

42359 

13564 

1253 

40560 

— 

40589 

12734 

1313 

42360 

— 

42389 

13578 

1254 

40590 

— 

40619 

12748 

1314 

42390 

— 

42419 

13593 

1255 

40620 

— 

40649 

12762 

1315 

42420 

— 

42449 

13607 

1256 

40650 

— 

40679 

12776 

1316 

42450 

— 

42479 

13621 

1257 

40680 

— . 

40709 

12790 

1317 

42480 

— 

42509 

13635 

1258 

40710 

— 

40739 

12804 

1318 

42510 

- — 

42539 

13649 

1259 

40740 

— 

40769 

12818 

1319 

42540 

— 

42569 

13663 

1260 

40770 

— 

40799 

12832 

1320 

42570 

— 

42599 

13677 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1 470 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

1321 

42600 


42629 

13692 

1381 

44400 



44429 

14545 

1322 

42630 

— 

42659 

13706 

1382 

44430 

— 

44459 

14559 

1323 

42660 

— 

42689 

13720 

1383 

44460 

— 

44489 

14573 

1324 

42690 

— 

42719 

13734 

1384 

44490 

— 

44519 

14588 

1325 

42720 

— 

42749 

13748 

1385 

44520 

— 

44549 

14602 

1326 

42750 



42779 

13762 

1386 

44550 

— 

44579 

14616 

1327 

42780 

— 

42809 

13777 

1387 

44580 

— 

44609 

14630 

1328 

42810 

— 

42839 

13791 

1388 

44610 

— 

44639 

14645 

1329 

42840 

— 

42869 

13805 

1389 

44640 

— 

44669 

14659 

1330 

42870 

— 

42899 

13819 

1390 

44670 

— 

44699 

14673 

1331 

42900 

— 

42929 

13833 

1391 

44700 

— 

44729 

14688 

1332 

42930 

— 

42959 

13848 

1392 

44730 

— 

44759 

14702 

1333 

42960 

— 

42989 

13862 

1393 

44760 

— 

44789 

14716 

1334 

42990 

— 

43019 

13876 

1394 

44790 

— 

44819 

14730 

1335 

43020 

— 

43049 

13890 

1395 

44820 

— 

44849 

14745 

1336 

43050 

— 

43079 

13904 

1396 

44850 

— 

44879 

14759 

1337 

43080 

— 

43109 

13918 

1397 

44880 

— 

44909 

14773 

1338 

43110 

— 

43139 

13933 

1398 

44910 

— 

44939 

14788 

1339 

43140 

— 

43169 

13947 

1399 

44940 

— 

44969 

14802 

1340 

43170 

— 

43199 

13961 

1400 

44970 

— 

44999 

14816 

1341 

43200 



43229 

13975 

1401 

45000 

— 

45029 

14830 

1342 

43230 

— 

43259 

13989 

1402 

45030 

— 

45059 

14845 

1343 

43260 

— 

43289 

14004 

1403 

45060 

— 

45089 

14859 

1344 

43290 

— 

43319 

14018 

1404 

45090 

_ 

45119 

14873 

1345 

43320 

— 

43349 

14032 | 

1405 

45120 

— 

45149 

14888 

1346 

43350 

— 

43379 

14046 

1406 

45150 

— 

45179 

14902 

1347 

43380 

— 

43409 

14061 

1407 

45180 

— 

45209 

14916 

1348 

43410 

— 

43439 

14075 

1408 

45210 

— 

45239 

14931 

1349 

43440 

— 

43469 

14089 

1409 

45240 

— 

45269 

14945 

1350 

43470 

— 

43499 

14103 

1410 

45270 

— 

45299 

14959 

1351 

43500 

— 

43529 

14117 

1411 

45300 

— 

45329 

14973 

1352 

43530 

— 

43559 

14132 

1412 

45330 

— 

45359 

14988 

1353 

43560 

— 

43589 

14146 

1413 

45360 

— 

45389 

15002 

1354 

43590 

— 

43619 

14160 

1414 

45390 

— 

45419 

15016 

1355 

43620 



43649 

14174 

1415 

45420 

— 

45449 

15031 

1356 

43650 

— 

43679 

14188 

1416 

45450 

— 

45479 

15045 

1357 

43680 

— 

43709 

14203 

1417 

45480 

— 

45509 

15059 

1358 

43710 

— 

43739 

14217 

1418 

45510 

— 

45539 

15074 

1359 

43740 

— 

43769 

14231 

1419 

45540 

— 

45569 

15088 

1360 

43770 

— 

43799 

14245 

1420 

45570 

— 

45599 

15102 

1361 

43800 

— 

43829 

14260 

1421 

45600 

— 

45629 

15117 

1362 

43830 

— 

43859 

14274 

1422 

45630 

— 

45659 

15131 

1363 

43860 

— 

43889 

14288 

1423 

45660 

— 

45689 

15145 

1364 

43890 

— 

43919 

14302 

1424 

45690 

— 

45719 

15160 

1365 

43920 

— 

43949 

14317 

1425 

45720 

— 

45749 

15174 

1366 

43950 

— 

43979 

14331 

1426 

45750 

— 

45779 

15188 

1367 

43980 

— 

44009 

14345 

1427 

45780 

— 

45809 

15203 

1368 

44010 

— 

44039 

14359 

1428 

45810 

— 

45839 

15217 

1369 

44040 

— 

44069 

14374 

1429 

45840 

— 

45869 

15231 

1370 

44070 

— 

44099 

14388 

1430 

45870 

— 

45899 

15246 

1371 

44100 

— 

44129 

14402 

1431 

45900 

— 

45929 

15260 

1372 

44130 

— 

44159 

14416 

1432 

45930 

— 

45959 

15274 

1373 

44160 

— 

44189 

14431 

1433 

45960 

— 

45989 

15289 

1374 

44190 

— 

44219 

14445 

1434 

45990 

— 

46019 

15303 

1375 

44220 

— 

44249 

14459 

1435 

46020 

— 

46049 

15317 

1376 

44250 

— 

44279 

14473 

1436 

46050 

— 

46079 

15332 

1377 

44280 

— 

44309 

14488 

1437 

46080 

— 

46109 

15346 

1378 

44310 

— 

44339 

14502 

1438 

46110 

— 

46139 

15360 

1379 

44340 

— 

44369 

14516 

1439 

46140 

— 

46169 

15375 

1380 

44370 

— 

44399 

14530 

1440 

46170 

— 

46199 

15389 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


zu versteuerndes 


tarifliche 


zu versteuerndes 


laufende 

Nummer 

Einkommen 
in DM 

von bis 

Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

Einkommen 
in DM 

von bis 

1441 

46200 



46229 

15403 

1501 

48000 

_ 

48059 

1442 

46230 

- — 

46259 

15418 

1502 

48060 

— 

48119 

1443 

46260 

— 

46289 

15432 

1503 

48120 

— 

48179 

1444 

46290 

— 

46319 

15446 

1504 

48180 

— 

48239 

1445 

46320 

— 

. 46349 

15461 

, 1505 

48240 

— 

48299 

1446 

46350 

— 

46379 

15475 

1506 

48300 

— 

48359 

1447 

46380 

— 

46409 

15490 

1507 

48360 

— 

48419 

1448 

46410 

— 

46439 

15504 

1508 

48420 

— 

48479 

1449 

46440 

— 

46469 

15518 

1509 

48480 

— 

48539 

1450 

46470 

— 

46499 

15533 

1510 

48540 

— 

48599 

1451 

46500 

— 

46529 

15547 

1511 

48600 

— 

48659 

1452 

46530 

— 

46559 

15561 

1512 

48660 

— 

48719 

1453 

46560 

— 

46589 

15576 

1513 

48720 

- — 

48779 

1454 

46590 

— 

46619 

15590 

1514 

48780 

— 

48839 

1455 

46620 

— 

46649 

15604 

1515 

48840 

— 

48899 

1456 

46650 

— 

46679 

15619 

1516 

48900 

— 

48959 

1457 

46680 

— 

46709 

15633 

1517 

48960 

— 

49019 

1458 

46710 

— 

46739 

15648 

1518 

49020 

— 

49079 

1459 

46740 

— 

46769 

15662 

1519 

49080 

— 

49139 

1460 

46770 

— 

46799 

15676 

1520 

49140 

— 

49199 

1461 

46800 

— 

46829 

15691 

1521 

49200 



49259 

1462 

46830 

— - 

46859 

15705 

1522 

49260 

— 

49319 

1463 

46860 

— 

46889 

15719 

1523 

49320 

— 

49379 

1464 

46890 

— 

46919 

15734 

1524 

49380 

— 

49439 

1465 

46920 

— 

46949 

15748 

1525 

49440 

— 

49499 

1466 

46950 

— 

46979 

15762 

1526 

49500 

— 

49559 

1467 

46980 

— 

47009 

15777 

' 1527 

49560 

— 

49619 

1468 

47010 

■ — - 

47039 

15791 

1528 

49620 

— 

49679 

1469 

47040 

— 

47069 

15806 

1529 

49680 

— 

49739 

1470 

47070 

— 

47099 

15820 

1530 

49740 

— 

49799 

1471 

47100 

— 

47129 

15834 

1531 

49800 

— 

49859 

1472 

47130 

— 

47159 

15849 

1532 

49860 

— 

49919 

1473 

47160 

— 

47189 

15863 

1533 

49920 

— 

49979 

1474 

47190 

— 

47219 

15877 

1534 

49980 

— 

50039 

1475 

47220 

— 

47249 

15892 

1535 

50040 

— 

50099 

1476 

47250 

— 

47279 

15906 

1536 

50100 

— 

50159 

1477 

47280 

— 

47309 

15921 

1537 

50160 

— 

50219 

1478 

47310 

— 

47339 

15935 

1538 

50220 

— 

50279 

1479 

47340 

— 

47369 

15949 

1539 

50280 

— 

50339 

1480 

47370 

— 

47399 

15964 

1540 

50340 

— 

50399 

1481 

47400 

— 

47429 

15978 

1541 

50400 

— 

50459 

1482 

47430 

— 

47459 

15993 

1542 

50460 

— 

50519 

1483 

47460 

— 

47489 

16007 

1543 

50520 

— 

50579 

1484 

47490 

— 

47519 

16021 

1544 

50580 

— 

50639 

1485 

47520 

— 

47549 

16036 

1545 

50640 

— 

50699 

1486 

47550 

— 

47579 

16050 

1546 

50700 

— 

50759 

1487 

47580 

— 

47609 

16064 

1547 

50760 

— 

50819 

1488 

47610 

— 

47639 

16079 

1548 

50820 

— 

50879 

1489 

47640 

— 

47669 

16093 

1549 

50880 

— 

50939 

1490 

47670 

— 

47699 

16108 

1550 

50940 

— 

50999 

1491 

47700 

— 

47729 

16122 

1551 

51000 

— 

51059 

1492 

47730 

- — ■ 

47759 

16136 

1552 

51060 


51119 

1493 

47760 

— 

47789 

16151 

1553 

51120 

— 

51179 

1494 

47790 

— 

47819 

16165 

1554 

51180 

— 

51239 

1495 

47820 

— 

47849 

16180 

1555 

51240 

— 

51299 

1496 

47850 

— 

47879 

16194 

1556 

51300 

— 

51359 

1497 

47880 

— 

47909 

16208 

1557 

51360 

— 

51419 

1498 

47910 

— - 

47939 

16223 

1558 

51420 

— 

51479 

1499 

47940 

— 

47969 

16237 

1559 

51480 

— 

51539 

1500 

47970 

— 

47999 

16252 

1560 

51540 

— 

51599 


tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 


16266 

16294 

16323 

16352 

16381 

16410 

16438 

16467 

16496 

16525 

16554 

16583 

16612 

16641 

16669 

16698 

16727 

16756 

16785 

16814 

16843 

16872 

16901 

16930 

16959 

16988 

17017 

17046 

17075 

17104 

17133 

17162 

17191 

17220 

17249 

17278 

17307 

17336 

17366 

17395 

17424 

17453 

17482 

17511 

17540 

17569 

17599 

17628 

17657 

17686 

17715 

17744 

17774 

17803 

17832 

17861 

17890 

17920 

17949 

17978 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

1561 

51600 

_ 

51659 

18007 

1621 

55200 



55259 

19776 

1562 

51660 

— 

51719 

18037 

1622 

55260 

— 

55319 

19806 

1563 

51720 

— 

51779 

18066 

1623 

55320 

— 

55379 

19836 

1564 

51780 

— 

51839 

18095 

1624 

55380 

— 

55439 

19865 

1565 

51840 

— 

51899 

18125 

1625 

55440 

— 

55499 

19895 

1566 

51900 

— 

51959 

18154 

1626 

55500 

— 

55559 

19925 

1567 

51960 

— 

52019 

18183 

1627 

55560 

— 

55619 

19955 

1568 

52020 

— 

52079 

18212 

1628 

55620 

— 

55679 

19984 

1569 

52080 

— 

52139 

18242 

1629 

55680 

- 

55739 

20014 

1570 

52140 

— 

52199 

18271 

1630 

55740 

— 

55799 

20044 

1571 

52200 

— 

52259 

18300 

1631 

55800 

— 

55859 

20074 

1572 

52260 

— 

52319 

18330 

1632 

55860 

— 

55919 

20103 

1573 

52320 

— 

52379 

18359 

1633 

55920 

— 

55979 

20133 

1574 

52380 

— 

52439 

18388 

1634 

55980 

— 

56039 

20163 

1575 

52440 

— 

52499 

18418 

1635 

56040 

— 

56099 

20193 

1576 

52500 

— 

52559 

18447 

1636 

56100 

— 

56159 

20222 

1577 

52560 

— 

52619 

18477 

1637 

56160 

— 

56219 

20252 

1578 

52620 

— 

52679 

18506 

1638 

56220 

— 

56279 

20282 

1579 

52680 

— 

52739 

18535 

1639 

56280 

— 

56339 

20312 

1580 

52740 

— 

52799 

18565 

1640 

56340 

— 

56399 

20342 

1581 

52800 

— 

52859 

18594 

1641 

56400 



56459 

20372 

1582 

52860 

— 

52919 

18624 

1642 

56460 

— 

56519 

20401 

1583 

52920 

— 

52979 

18653 

1643 

56520 

— 

56579 

20431 

1584 

52980 

— 

53039 

18682 

1644 

56580 

— 

56639 

20461 

1585 

53040 

— 

53099 

18712 

1645 

56640 

— 

56699 

20491 

1586 

53100 

— 

53159 

18741 

1646 

56700 

— 

56759 

20521 

1587 

53160 

— 

53219 

18771 

1647 

56760 

— 

56819 

20551 

1588 

53220 

— 

53279 

18800 

1648 

56820 

— 

56879 

20581 

1589 

53280 

— 

53339 

18830 

1649 

56880 

— 

56939 

20610 

1590 

53340 

— 

53399 

18859 

1650 

56940 

— 

56999 

20640 

1591 

53400 

— 

53459 

18889 

1651 

57000 

— 

57059 

20670 

1592 

53460 

— 

53519 

18918 

1652 

57060 

— 

57119 

20700 

1593 

53520 

— 

53579 

18948 

1653 

57120 

— 

57179 

20730 

1594 

53580 

— 

53639 

18977 

1654 

57180 

— 

57239 

20760 

1595 

53640 

— 

53699 

19007 

1655 

57240 

— 

57299 

20790 

1596 

53700 

— 

53759 

19036 

1656 

57300 

— 

57359 

20820 

1597 

53760 

— 

53819 

19066 

1657 

57360 

— 

57419 

20850 

1598 

53820 

— 

53879 

19095 

1658 

57420 

— 

57479 

20880 

1599 

53880 

— 

53939 

19125 

1659 

57480 

— 

57539 

20910 

1600 

53940 

— 

53999 

19154 

1660 

57540 

— 

57599 

20940 

1601 

54000 

— 

54059 

19184 

1661 

57600 



57659 

20970 

1602 

54060 

— 

54119 

19213 

1662 

57660 

— 

57719 

21000 

1603 

54120 

— 

54179 

19243 

1663 

57720 

— 

57779 

21029 

1604 

54180 

— 

54239 

19272 

1664 

57780 

— 

57839 

21059 

1605 

54240 

— 

54299 

19302 

1665 

57840 

— 

57899 

21089 

1606 

54300 

— 

54359 

19332 

1666 

57900 

— 

57959 

21119 

1607 

54360 

— 

54419 

19361 

1667 

57960 

— 

58019 

21149 

1608 

54420 

— 

54479 

19391 

1668 

58020 

— 

58079 

21179 

1609 

54480 

— 

54539 

19420 

1669 

58080 

— 

58139 

21210 

1610 

54540 

— 

54599 

19450 

1670 

58140 

— 

58199 

21240 

1611 

54600 

— 

54659 

19480 

1671 

58200 

— 

58259 

21270 

1612 

54660 

— 

54719 

19509 

1672 

58260 

— - 

58319 

21300 

1613 

54720 

— 

54779 

19539 

1673 

58320 

— 

58379 

21330 

1614 

54780 

— 

54839 

19569 | 

1674 

58380 

— 

58439 

21360 

1615 

54840 

— 

54899 

19598 

1675 

58440 

— 

58499 

21390 

1616 

54900 

— 

54959 

19628 

1676 

58500 

— 

58559 

21420 

1617 

54960 

— 

55019 

19658 ! 

1677 

58560 

— 

58619 

21450 

1618 

55020 

— 

55079 

19687 

1678 

58620 

— 

58679 

21480 

1619 

55080 

— 

55139 

19717 j 

1679 

58680 

- — 

58739 

21510 

1620 

55140 

— 

55199 

19747 

1680 

58740 

— 

58799 

21540 


129 



Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 



zu versteuerndes 

tarifliche 


zu versteuerndes 

tarifliche 

laufende 

Einkommen 

Einkommen- 

laufende 

Einkommen 

Einkommen- 

Nummer 

in DM 

von bis 

Steuer 
in DM 

Nummer 

in DM 

von bis 

Steuer 
in DM 


1681 

58800 

— 

58859 

21570 

1741 

62400 

— 

62459 

23388 

1682 

58860 

— 

58919 

21600 

1742 

62460 

— 

62519 

23418 

1683 

58920 

— 

58979 

21630 

1743 

62520 

— 

62579 

23449 

1684 

58980 

— 

59039 

21661 

1744 

62580 

— 

62639 

23479 

1685 

59040 

— 

59099 

21691 

1745 

62640 

— 

62699 

23510 

1686 

59100 

— 

59159 

21721 

1746 

62700 

— 

62759 

23540 

1687 

59160 

— 

59219 

21751 

1747 

62760 

— 

62819 

23571 

1688 

59220 

— 

59279 

21781 

1748 

62820 

— 

62879 

23601 

1689 

59280 

— 

59339 

21811 

1749 

62880 

— 

62939 

23632 

1690 

59340 

— 

59399 

21841 

1750 

62940 

— 

62999 

23662 

1691 

59400 

■ — 

59459 

21872 

1751 

63000 

— 

63059 

23693 

1692 

59460 

— 

59519 

21902 

1752 

63060 

— 

63119 

23723 

1693 

59520 

— 

59579 

21932 

1753 

63120 

— 

63179 

23754 

1694 

59580 

— 

59639 

21962 

1754 

63180 

— 

63239 

23785 

1695 

59640 

— 

59699 

21992 

1755 

63240 

— 

63299 

23815 

1696 

59700 

— 

59759 

22022 

1756 

63300 

— 

63359 

23846 

1697 

59760 

— 

59819 

22053 

1757 

63360 

— 

63419 

23876 

1698 

59820 

— 

59879 

22083 

1758 

63420 

— 

63479 

23907 

1699 

59880 

— 

59939 

22113 

1759 

63480 

— 

63539 

23937 

1700 

59940 

— 

59999 

22143 

1760 

63540 

— 

63599 

23968 

1701 

60000 



60059 

22174 

1761 

63600 

— 

63659 

23999 

1702 

60060 

— 

60119 

22204 

1762 

63660 

— 

63719 

24029 

1703 

60120 

— 

60179 

22234 

1763 

63720 

— 

63779 

24060 

1704 

60180 

— 

60239 

22264 

1764 

63780 

— 

63839 

24090 

1705 

60240 

— 

60299 

22295 

1765 

63840 

— 

63899 

24121 

1706 

60300 

— 

60359 

22325 

1766 

63900 

— 

63959 

24152 

1707 

60360 

— 

60419 

22355 

1767 

63960 

— 

64019 

24182 

1708 

60420 

— 

60479 

22385 

1768 

64020 

— 

64079 

24213 

1709 

60480 

— 

60539 

22416 

1769 

64080 

— 

64139 

24244 

1710 

60540 

— 

60599 

22446 

1770 

64140 

— 

64199 

24274 

1711 

60600 

— 

60659 

22476 

1771 

64200 

— 

64259 

24305 

1712 

60660 

— 

60719 

22506 

1772 

64260 

— 

64319 

24336 

1713 

60720 

— 

60779 

22537 

1773 

64320 

— 

64379 

24366 

1714 

60780 

— 

60839 

22567 

1774 

64380 

— 

64439 

24397 

1715 

60840 

— 

60899 

22597 

1775 

64440 

— 

64499 

24428 

1716 

60900 

— 

60959 

22628 

1776 

64500 

— 

64559 

24458 

1717 

60960 

— 

61019 

22658 

1777 

64560 

— 

64619 

24489 

1718 

61020 

— 

61079 

22688 

1778 

64620 

— 

64679 

24520 

1719 

61080 

— 

61139 

22719 

1779 

64680 

— 

64739 

24550 

1720 

61140 

— 

61199 

22749 

1780 

64740 

— 

64799 

24581 

1721 

61200 



61259 

22779 

1781 

64800 

— 

64859 

24612 

1722 

61260 

— 

61319 

22810 

1782 

64860 

— 

64919 

24643 

1723 

61320 

— 

61379 

22840 

1783 

64920 

— 

64979 

24673 

1724 

61380 

— 

61439 

22871 

1784 

64980 

— 

65039 

24704 

1725 

61440 

— 

61499 

22901 

1785 

65040 

— 

65099 

24735 

1726 

61500 

— 

61559 

22931 

1786 

65100 

— 

65159 

24766 

1727 

61560 

— 

61619 

22962 

1787 

65160 

— 

65219 

24796 

1728 

61620 

— 

61679 

22992 | 

1788 

65220 

— 

65279 

24827 

1729 

61680 

— 

61739 

23022 

1789 

65280 

— 

65339 

24858 

1730 

61740 

— 

61799 

23053 

1790 

65340 

— 

65399 

24889 

1731 

61800 

— 

61859 

23083 

1791 

65400 

— 

65459 

24919 

1732 

61860 

— 

61919 

23114 

1792 

65460 

— 

65519 

24950 

1733 

61920 

— 

61979 

23144 

1793 

65520 

— 

65579 

24981 

1734 

61980 

— 

62039 

23175 

1794 

65580 

— 

65639 

25012 

1735 

62040 

— 

62099 

23205 

1795 

65640 

— 

65699 

25042 

1736 

62100 

— 

62159 

23235 

1796 

65700 

— 

65759 

25073 

1737 

62160 

■ — - 

62219 

23266 

1797 

65760 

— 

65819 

25104 

1738 

62220 

— 

62279 

23296 

[ 1798 

65820 

— 

65879 

25135 

1739 

62280 

— 

62339 

23327 

; 1799 

65880 

— 

65939 

25166 

1740 

62340 

— 

62399 

23357 

1800 

65940 

— 

65999 

25197 
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Deutscher Bundestag — ■ 7. Wahlperiode DrUCkS3Ch6 7/1470 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 



zu versteuerndes 

tarifliche 


zu versteuerndes 

tarifliche 

laufende 

Einkommen 

Einkommen- 

laufende 

Einkommen 

Einkommen 

Nummer 

in DM 

steuer 

Nummer 

in DM 

Steuer 


von bis 

in DM 


von bis 

in DM 


1801 

66000 



66059 

25227 

1861 

69600 



69659 

27087 

1802 

66060 

— 

66119 

25258 

1862 

69660 

— 

69719 

27119 

1803 

66120 

— . 

66179 

25289 

1863 

69720 

— 

69779 

27150 

1804 

66180 

— 

66239 

25320 

1864 

69780 

— • 

69839 

27181 

1805 

66240 

— 

66299 

25351 

1865 

69840 

— 

69899 

27212 

1806 

66300 

— 

66359 

25382 

1866 

69900 

— 

69959 

27243 

1807 

66360 

— 

66419 

25412 

1867 

69960 

— 

70019 

27275 

1808 

66420 

— 

66479 

25443 

1868 

70020 

— 

70079 

27306 

1809 

66480 

— 

66539 

25474 

1869 

70080 

— 

70139 

27337 

1810 

66540 

— 

66599 

25505 

1870 

70140 

— 

70199 

27368 

1811 

66600 

— . 

66659 

25536 

1871 

70200 

- — - 

70259 

27399 

1812 

66660 

— 

66719 

25567 

1872 

70260 

— 

70319 

27431 

1813 

66720 

— 

66779 

25598 

1873 

70320 

— . 

70379 

27462 

1814 

66780 

— 

66839 

25629 

1874 

70380 

— 

70439 

27493 

1815 

66840 

— 

66899 

25660 

1875 

70440 

— 

70499 

27524 

1816 

66900 

— 

66959 

25691 

1876 

70500 

— 

70559 

27556 

1817 

66960 

— 

67019 

25721 

1877 

70560 

— 

70619 

27587 

1818 

67020 

— 

67079 

25752 

1878 

70620 

— 

70679 

27618 

1819 

67080 

— 

67139 

25783 

1879 

70680 

— 

70739 

27649 

1820 

67140 

— 

67199 

25814 

1880 

70740 

— 

70799 

27681 

1821 

67200 

— 

67259 

25845 

1881 

70800 

— 

70859 

27712 

1822 

67260 

— 

67319 

25876 

1882 

70860 

— 

70919 

27743 

1823 

67320 

— 

67379 

25907 

1883 

70920 

— • 

70979 

27774 

1824 

67380 

— 

67439 

25938 

1884 

70980 

— 

71039 

27806 

1825 

67440 

— 

67499 

25969 

1885 

71040 

— 

71099 

27837 

1826 

67500 

— 

67559 

26000 

1886 

71100 

— 

71159 

27868 

1827 

67560 

— 

67619 

26031 

1887 

71160 

— 

71219 

27900 

1828 

67620 

_ 

67679 

26062 

1888 

71220 

— 

71279 

27931 

1829 

67680 

— 

67739 

26093 

1889 

71280 

— 

71339 

27962 

1830 

67740 

— - 

67799 

26124 

1890 

71340 

— 

71399 

27993 

1831 

67800 

— 

67859 

26155 

1891 

71400 

— 

71459 

28025 

1832 

67860 

— 

67919 

26186 

1892 

71460 

— 

71519 

28056 

1833 

67920 

— 

67979 

26217 

1893 

71520 

— 

71579 

28087 

1834 

67980 

— 

68039 

26248 

1894 

71580 

— 

71639 

28119 

1835 

68040 

— 

68099 

26279 

1895 

71640 

— 

71699 

28150 

1836 

68100 

— 

68159 

26310 

1896 

71700 

— 

71759 

28181 

1837 

68160 

— 

68219 

26341 

1897 

71760 

— 

71819 

28213 

1838 

68220 

— 

68279 

26372 

1898 

71820 

— 

71879 

28244 

1839 

68280 

— 

68339 

26403 

1899 

71880 

— 

71939 

28275 

1840 

68340 

— 

68399 

26434 

1900 

71940 

— 

71999 

28307 

1841 

68400 

— . 

68459 

26465 

1901 

72000 



72059 

28338 

1842 

68460 

— 

68519 

26496 

1902 

72060 

— 

72119 

28370 

1843 

68520 

— 

68579 

26527 

1903 

72120 

— 

72179 

28401 

1844 

68580 

— 

68639 

26558 

1904 

72180 

— 

72239 

28432 

1845 

68640 

— 

68699 

26590 

1905 

72240 

_ 

72299 

28464 

1846 

68700 

— 

68759 

26621 

1906 

72300 

— 

72359 

28495 

1847 

68760 

— 

68819 

26652 

1907 

72360 

— 

72419 

28527 

1848 

68820 

— . 

68879 

26683 

1908 

72420 

— 

72479 

28558 

1849 

68880 

— 

68939 

26714 

1909 

72480 

— 

72539 

28589 

1850 

68940 

— 

68999 

26745 

1910 

72540 

— 

72599 

28621 

1851 

69000 

— 

69059 

26776 

1911 

72600 

_ 

72659 

28652 

1852 

69060 

— 

69119 

26807 

1912 

72660 

— 

72719 

28684 

1853 

69120 

— 

69179 

26838 

1913 

72720 

— 

72779 

28715 

1854 

69180 

— 

69239 

26869 

1914 

72780 

— 

72839 

28746 

1855 

69240 

— 

69299 

26901 

1915 

72840 

— 

72899 

28778 

1856 

69300 

— 

69359 

26932 

1916 

72900 

— 

72959 

28809 

1857 

69360 

— 

69419 

26963 

1917 

72960 

— 

73019 

28841 

1858 

69420 

— 

69479 

26994 

1918 

73020 

— 

73079 

28872 

1859 

69480 

— 

69539 

27025 

1919 

73080 

— 

73139 

28904 

1860 

69540 

— 

69599 

27056 

1920 

73140 

— 

73199 

28935 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

1921 

73200 



73259 

28967 

1981 

76800 



76859 

30863 

1922 

73260 

— 

73319 

28998 

1982 

76860 

— 

76919 

30895 

1923 

73320 

— 

73379 

29030 

1983 

76920 

— 

76979 

30927 

1924 

73380 

— 

73439 

29061 

1984 

76980 

— 

77039 

30959 

1925 

73440 

— 

73499 

29093 

1985 

77040 

— 

77099 

30990 

1926 

73500 

— 

73559 

29124 

1986 

77100 

— 

77159 

31022 

1927 

73560 

— 

73619 

29156 

1987 

77160 

— 

77219 

31054 

1928 

73620 

— ■ 

73679 

29187 

1988 

77220 

— 

77279 

31086 

1929 

73680 

— 

73739 

29219 

1989 

77280 

— 

77339 

31117 

1930 

73740 

— - 

73799 

29250 

1990 

77340 

— 

77399 

31149 

1931 

73800 

— 

73859 

29282 

1991 

77400 

* — * 

77459 

31181 

1932 

73860 

— 

73919 

29313 

1992 

77460 

— 

77519 

31213 

1933 

73920 

— 

73979 

29345 

1993 

77520 

— 

77579 

31245 

1934 

73980 

— 

74039 

29376 

1994 

77580 

— 

77639 

31276 

1935 

74040 

— 

74099 

29408 

1995 

77640 

— 

77699 

31308 

1936 

74100 

— . 

74159 

29439 

1996 

77700 

— 

77759 

31340 

1937 

74160 

— 

74219 

29471 

1997 

77760 

— 

77819 

31372 

1938 

74220 

— 

74279 

29502 

1998 

77820 

— 

77879 

31404 

1939 

74280 

— 

74339 

29534 

1999 

77880 

— 

77939 

31436 

1940 ■ 

74340 

— 

74399 

29565 

2000 

77940 

— 

77999 

31467 

1941 

74400 



74459 

29597 

2001 

78000 

— 

78059 

31499 

1942 

74460 

— 

74519 

29629 

2002 

78060 

— 

78119 

31531 

1943 

74520 

— 

74579 

29660 

2003 

78120 

— 

78179 

31563 

1944 

74580 

- — - 

74639 

29692 

2004 

78180 

— 

78239 

31595 

1945 

74640 

— 

74699 

29723 

2005 

78240 

— 

78299 

31627 

1946 

74700 

— 

74759 

29755 

2006 

78300 

— 

78359 

31659 

1947 

74760 

— 

74819 

29786 

2007 

78360 

— 

78419 

31690 

1948 

74820 

. — . 

74879 

29818 

2008 

78420 

— 

78479 

31722 

1949 

74880 

— 

74939 

29850 

2009 

78480 

— 

78539 

31754 

1950 

74940 

— 

74999 

29881 

2010 

78540 

— 

78599 

31786 

1951 

75000 

— 

75059 

29913 

2011 

78600 

— 

78659 

31818 

1952 

75060 

— 

75119 

29944 

2012 

78660 

— 

78719 

31850 

1953 

75120 

— 

75179 

29976 

2013 

78720 

— 

78779 

31882 

1954 

75180 

— 

75239 

30008 

2014 

78780 

— 

78839 

31914 

1955 

75240 

— 

75299 

30039 

2015 

78840 

— 

78899 

31945 

1956 

75300 

— - 

75359 

30071 

2016 

78900 

— 

78959 

31977 

1957 

75360 

— 

75419 

30103 

2017 

78960 

— 

79019 

32009 

1958 

75420 

— 

75479 

30134 

2018 

79020 

— 

79079 

32041 

1959 

75480 

— 

75539 

30166 

2019 

79080 

— 

79139 

32073 

1960 

75540 

— 

75599 

30198 

2020 

79140 

— 

79199 

32105 

1961 

75600 



75659 

30229 

2021 

79200 



79259 

32137 

1962 

75660 

— 

75719 

30261 

2022 

79260 

— 

79319 

32169 

1963 

75720 

— 

75779 

30293 

2023 

79320 

— 

79379 

32201 

1964 

75780 

— 

75839 

30324 

2024 

79380 

— 

79439 

32233 

1965 

75840 

— 

75899 

30356 

2025 

79440 

— 

79499 

32265 

1966 

75900 

— ■ 

75959 

30388 

2026 

79500 

— 

79559 

32297 

1967 

75960 

— 

76019 

30419 

2027 

79560 

— 

79619 

32329 

1968 

76020 

— 

76079 

30451 

2028 

79620 

— 

79679 

32360 

1969 

76080 

— 

76139 

30483 

2029 

79680 

— 

79739 

32392 

1970 

76140 

— 

76199 

30514 

2030 

79740 

— 

79799 

32424 

1971 

76200 

— 

76259 

30546 

2031 

79800 

— 

79859 

32456 

1972 

76260 

— 

76319 

30578 

2032 

79860 

— 

79919 

32488 

1973 

76320 

— 

76379 

30609 

2033 

79920 

— 

79979 

32520 

1974 

76380 

— 

76439 

30641 

2034 

79980 

— 

80039 

32552 

1975 

76440 

— 

76499 

30673 

2035 

80040 

— 

80099 

32584 

1976 

76500 

— 

76559 

30705 

2036 

80100 

— - 

80159 

32616 

1977 

76560 

— 

76619 

30736 

2037 

80160 

— 

80219 

32648 

1978 

76620 

— 

76679 

30768 

2038 

80220 

— 

80279 

32680 

1979 

76680 

— 

76739 

30800 

2039 

80280 

— 

80339 

32712 

1980 

76740 

— 

76799 

30832 

2040 

80340 

— 

80399 

32744 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

2041 

80400 



80459 

32776 

2101 

84000 


84059 

34704 

2042 

80460 

— 

80519 

32808 

| 2102 

84060 

— 

84119 

34736 

2043 

80520 

— 

80579 

32840 

2103 

84120 

— 

84179 

34769 

2044 

80580 

— 

80639 

32872 

2104 

84180 

— 

84239 

34801 

2045 

80640 

— 

80699 

32904 

2105 

84240 

— 

84299 

34833 

2046 

80700 

— 

80759 

32936 

2106 

84300 

- — 

84359 

34865 

2047 

80760 

— 

80819 

32968 

2107 

84360 

— - 

84419 

34898 

2048 

80820 

— 

80879 

33000 

2108 

84420 

— 

84479 

34930 

2049 

80880 

— 

80939 

33032 

2109 

84480 

. — . 

84539 

34962 

2050 

80940 

— 

80999 

33065 

2110 

84540 

— 

84599 

34994 

2051 

81000 

— 

81059 

33097 

2111 

84600 

— 

84659 

35027 

2052 

81060 

— 

81119 

33129 

2112 

84660 

— 

84719 

35059 

2053 

81120 

— 

81179 

33161 

2113 

84720 

— 

84779 

35091 

2054 

81180 

— 

81239 

33193 

2114 

84780 

— 

84839 

35124 

2055 

81240 

— 

81299 

33225 

2115 

84840 

— 

84899 

35156 

2056 

81300 

— 

81359 

33257 

2116 

84900 

— 

84959 

35188 

2057 

81360 

— 

81419 

33289 

2117 

84960 

— 

85019 

35220 

2058 

81420 

— 

81479 

33321 

2118 

85020 

— 

85079 

35253 

2059 

81480 

— 

81539 

33353 

2119 

85080 

— 

85139 

35285 

2060 

81540 

— 

81599 

33385 

2120 

85140 

— 

85199 

35317 

2061 

81600 

— 

81659 

33417 

2121 

85200 

_ 

85259 

35350 

2062 

81660 

— 

81719 

33449 

2122 

85260 

— 

85319 

35382 

2063 

81720 

— 

81779 

33481 

2123 

85320 

— 

85379 

35414 

2064 

81780 

— 

81839 

33514 

2124 

85380 

— 

85439 

35447 

2065 

81840 

— 

81899 

33546 

2125 

85440 

— 

85499 

35479 

2066 

81900 

— 

81959 

33578 

2126 

85500 

— 

85559 

35511 

2067 

81960 

— 

82019 

33610 

2127 

85560 

— . 

85619 

35544 

2068 

82020 

— 

82079 

33642 

2128 

85620 

— 

85679 

35576 

2069 

82080 

— 

82139 

33674 

2129 

85680 

— 

85739 

35608 

2070 

82140 

— 

82199 

33706 

2130 

85740 

— 

85799 

35641 

2071 

82200 

— 

82259 

33738 

2131 

85800 

— 

85859 

35673 

2072 

82260 

— 

82319 

33770 

2132 

85860 

— 

85919 

35705 

2073 

82320 

— 

82379 

33803 

2133 

85920 

— 

85979 

35738 

2074 

82380 

— 

82439 

33835 

2134 

85980 

— 

86039 

35770 

2075 

82440 

— 

82499 

33867 

2135 

86040 

— 

86099 

35803 

2076 

82500 

— 

82559 

33899 

2136 

86100 

. — . 

86159 

35835 

2077 

82560 

— 

82619 

33931 

2137 

86160 

— 

86219 

35867 

2078 

82620 

— 

82679 

33963 

2138 

86220 

— 

86279 

35900 

2079 

82680 

— 

82739 

33996 

2139 

86280 

— 

86339 

35932 

2080 

82740 

— 

82799 

34028 

2140 

86340 

— 

86399 

35964 

2081 

82800 

— 

82859 

34060 

2141 

86400 



86459 

35997 

2082 

82860 

— 

82919 

34092 

2142 

86460 

■ — 

86519 

36029 

2083 

82920 

— 

82979 

34124 

2143 

86520 

— 

86579 

36062 

2084 

82980 

— 

83039 

34156 

2144 

86580 

— 

86639 

36094 

2085 

83040 

— 

83099 

34189 

2145 

86640 

— 

86699 

36126 

2086 

83100 

— 

83159 

34221 

2146 

86700 

— 

86759 

36159 

2087 

83160 

— 

83219 

34253 

2147 

86760 

— 

86819 

36191 

2088 

83220 

— 

83279 

34285 

2148 

86820 

— 

86879 

36224 

2089 

83280 

— 

83339 

34317 

2149 

86880 

— 

86939 

36256 

2090 

83340 

— 

83399 

34350 

2150 

86940 

— 

86999 

36288 

2091 

83400 

— 

83459 

34382 

2151 

87000 

— 

87059 

36321 

2092 

83460 

— 

83519 

34414 

2152 

87060 

— 

87119 

36353 

2093 

83520 

— 

83579 

34446 

2153 

87120 

— 

87179 

36386 

2094 

83580 

— 

83639 

34478 

2154 

87180 

— 

87239 

36418 

2095 

83640 

— 

83699 

34511 

2155 

87240 

— 

87299 

36451 

2096 

83700 

— 

83759 

34543 

2156 

87300 

— 

87359 

36483 

2097 

83760 

— 

83819 

34575 

2157 

87360 

— 

87419 

36515 

2098 

83820 

— 

83879 

34607 

2158 

87420 

— 

87479 

36548 

2099 

83880 

— 

83939 

34640 

2159 

87480 

. — 

87539 

36580 

2100 

83940 

— 

83999 

34672 

2160 

87540 

— 

87599 

36613 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7, Wahlpe riode 


noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

i 

laufende ( 
Nummer 

1 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer 
in DM 

2161 

87600 


87659 

36645 

2221 

91200 



91259 

38599 

2162 

87660 

— 

87719 

36678 

2222 

91260 

— 

91319 

38632 

2163 

87720 

— 

87779 

36710 

2223 

91320 

— 

91379 

38664 

2164 

87780 

— 

87839 

36743 

2224 

91380 

— 

91439 

38697 

2165 

87840 

— 

87899 

36775 

2225 

91440 

— 

91499 

38730 

2166 

87900 

— 

87959 

36808 

2226 

91500 

— 

91559 

38762 

2167 

87960 

— 

88019 

36840 

2227 

91560 

— 

91619 

38795 

2168 

88020 

— 

88079 

36873 

2228 

91620 

— 

91679 

38828 

2169 

88080 

— 

88139 

36905 

2229 

91680 

— 

91739 

38860 

2170 

88140 

— 

88199 

36938 

2230 

91740 

— 

91799 

38893 

2171 

88200 

— 

88259 

36970 

2231 

91800 

-- 

91859 

38926 

2172 

88260 

— 

88319 

37003 

2232 

91860 

— 

91919 

38958 

2173 

88320 

— 

88379 

37035 

2233 

91920 

— 

91979 

38991 

2174 

88380 

— 

88439 

37068 

2234 

91980 

— 

92039 

39024 

2175 

88440 

— 

88499 

37100 

2235 

92040 

— 

92099 

39056 

2176 

88500 

— 

88559 

37133 

2236 

92100 

— 

92159 

39089 

2177 

88560 

. — . 

88619 

37165 

2237 

92160 

— 

92219 

39122 

2178 

88620 

— 

88679 

37198 

2238 

92220 

— 

92279 

39154 

2179 

88680 

— 

88739 

37230 

2239 

92280 

— 

92339 

39187 

2180 

88740 

— 

88799 

37263 

2240 

92340 

— 

92399 

39220 

2181 

88800 



88859 

37295 

2241 

92400 

— 

92459 

39253 

2182 

88860 

— 

88919 

37328 

2242 

92460 

— 

92519 

39285 

2183 

88920 

— 

88979 

37360 

2243 

92520 

— 

92579 

39318 

2184 

88980 

— 

89039 

37393 

2244 

92580 

— 

92639 

39351 

2185 

89040 

— 

89099 

37425 

2245 

92640 

— 

92699 

39383 

2186 

89100 

— 

89159 

37458 

2246 

92700 

— 

92759 

39416 

2187 

89160 

— 

89219 

37490 

2247 

92760 

— 

92819 

39449 

2188 

89220 

— 

89279 

37523 

2248 

92820 

— 

92879 

39482 

2189 

89280 

— 

89339 

37555 

2249 

92880 

_ 

92939 

39514 

2190 

89340 

— 

89399 

37588 

2250 

92940 

— 

92999 

39547 

2191 

89400 

— 

89459 

37621 

2251 

93000 

— 

93059 

39580 

2192 

89460 

— 

89519 

37653 

2252 

93060 

- - 

93119 

39613 

2193 

89520 

— 

89579 

37686 

2253 

93120 

— 

93179 

39645 

2194 

89580 

— 

89639 

37718 

2254 

93180 

— 

93239 

39678 

2195 

89640 

— 

89699 

37751 

2255 

93240 

— 

93299 

39711 

2196 

89700 

— 

89759 

37784 

2256 

93300 

— 

93359 

39744 

2197 

89760 

— 

89819 

37816 

2257 

93360 

— 

93419 

39776 

2198 

89820 

— 

89879 

37849 

2258 

93420 

— 

93479 

39809 

2199 

89880 

— 

89939 

37881 

2259 

93480 

— 

93539 

39842 

2200 

89940 

— 

89999 

37914 

2260 

93540 

— 

93599 

39875 

2201 

90000 



90059 

37946 

2261 

93600 

— 

93659 

39907 

2202 

90060 

— 

90119 

37979 

2262 

93660 

— 

93719 

39940 

2203 

90120 

— 

90179 

38012 

2263 

93720 

— 

93779 

39973 

2204 

90180 

— 

90239 

38044 

2264 

93780 

— 

93839 

40006 

2205 

90240 

— 

90299 

38077 

2265 

93840 

— 

93899 

40039 

2206 

90300 

— 

90359 

38109 

2266 

93900 

— 

93959 

40071 

2207 

90360 

— 

90419 

38142 

2267 

93960 

— 

94019 

40104 

2208 

90420 

— 

90479 

38175 

2268 

94020 

— 

94079 

40137 

2209 

90480 

— 

90539 

38207 

2269 

94080 

— 

94139 

40170 

2210 

90540 

— 

90599 

38240 

2270 

94140 

— 

94199 

40202 

2211 

90600 

— 

90659 

38273 

2271 

94200 

— 

94259 

40235 

2212 

90660 

— 

90719 

38305 

| 2272 

94260 

■ 

94319 

40268 

2213 

90720 

— 

90779 

38338 

2273 

94320 

— 

94379 

40301 

2214 

90780 

— 

90839 

38370 

2274 

94380 

— 

94439 

40334 

2215 

90840 

— 

90899 

38403 

2275 

94440 

— 

94499 

40366 

2216 

90900 

— 

90959 

38436 

! 2276 

94500 

— 

94559 

40399 

2217 

90960 

— 

91019 

38468 

2277 

94560 

— 

94619 

40432 

2218 

91020 

— 

91079 

38501 

2278 

94620 

— 

94679 

40465 

2219 

91080 

— 

91139 

38534 

2279 

94680 

— 

94739 

40498 

2220 

91140 

— 

91199 

38566 

2280 

94740 

— 

94799 

40531 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCksachG 7/1470 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer- 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer- 
in DM 

2281 

94800 



94859 

40563 

2341 

98400 

_ 

98459 

42538 

2282 

94860 

— 

94919 

40596 

2342 

98460 

— 

98519 

42571 

2283 

94920 

— 

94979 

40629 

2343 

98520 

- — 

98579 

42604 

2284 

94980 

— 

95039 

40662 

2344 

98580 

— 

98639 

42637 

2285 

95040 

— 

95099 

40695 

2345 

98640 

— 

98699 

42670 

2286 

95100 

— 

95159 

40728 

2346 

98700 

— 

98759 

42703 

2287 

95160 

— 

95219 

40760 

2347 

98760 

— 

98819 

42736 

2288 

95220 

— 

95279 

40793 

2348 

98820 

— 

98879 

42769 

2289 

95280 

— 

95339 

40826 

2349 

98880 

— 

98939 

42802 

2290 

95340 

— 

95399 

40859 

2350 

98940 

— 

98999 

42835 

2291 

95400 

— 

95459 

40892 

2351 

99000 

_ 

99059 

42868 

2292 

95460 

— 

95519 

40925 

2352 

99060 

— 

99119 

42901 

2293 

95520 

— 

95579 

40958 

2353 

99120 

— 

99179 

42934 

2294 

95580 

— • 

95639 

40990 

2354 

99180 

— 

99239 

42967 

2295 

95640 

— 

95699 

41023 

2355 

99240 

— 

99299 

43000 

2296 

95700 

— 

95759 

41056 

2356 

99300 

— 

99359 

43033 

2297 

95760 

— 

95819 

41089 

2357 

99360 

- — 

99419 

43066 

2298 

95820 

— 

95879 

41122 

2358 

99420 

— 

99479 

43099 

2299 

95880 

— 

95939 

41155 

2359 

99480 

— 

99539 

43132 

2300 

95940 

— 

95999 

41188 

2360 

99540 

— 

99599 

43165 

2301 

96000 

— . 

96059 

41221 

2361 

99600 



99659 

43198 

2302 

96060 

— 

96119 

41253 

2362 

99660 

- — 

99719 

43231 

2303 

96120 

— 

96179 

41286 

2363 

99720 

— 

99779 

43264 

2304 

96180 

— 

96239 

41319 

2364 

99780 

— 

99839 

43297 

2305 

96240 

— 

96299 

41352 

2365 

99840 

— 

99899 

43330 

2306 

96300 

— 

96359 

41385 

2366 

99900 

— 

99959 

43363 

2307 

96360 

— 

96419 

41418 

2367 

99960 

- — 

100019 

43396 

2308 

96420 

— 

96479 

41451 

2368 

100020 

— 

100079 

43429 

2309 

96480 

— 

96539 

41484 

2369 

100080 

— 

100139 

43462 

2310 

96540 

— 

96599 

41517 

2370 

100140 

— 

100199 

43495 

2311 

96600 

— 

96659 

41549 

2371 

100200 

— 

100259 

43528 

2312 

96660 

— 

96719 

41582 

■ 2372 

100260 

— 

100319 

43561 

2313 

96720 

— 

96779 

41615 

2373 

100320 

— 

100379 

43594 

2314 

96780 

— 

96839 

41648 

2374 

100380 

— 

100439 

43627 

2315 

96840 

— 

96899 

41681 

2375 

100440 

— 

100499 

43661 

2316 

96900 

— 

96959 

41714 

2376 

100500 

— 

100559 

43694 

2317 

96960 

— 

97019 

41747 

2377 

100560 

— 

100619 

43727 

2318 

97020 

— 

97079 

41780 

2378 

100620 

— 

100679 

43760 

2319 

97080 

— 

97139 

41813 

2379 

100680 

_ 

100739 

43793 

2320 

97140 

— 

97199 

41846 

2380 

100740 

— 

100799 

43826 

2321 

97200 

— 

97259 

41879 

2381 

100800 



100859 

43859 

2322 

97260 

— 

97319 

41912 

2382 

100860 

— 

100919 

43892 

2323 

97320 

— 

97379 

41945 

2383 

100920 

— 

100979 

43925 

2324 

97380 

— 

97439 

41977 

2384 

100980 

— 

101039 

43958 

2325 

97440 

— 

97499 

42010 

2385 

101040 

— 

101099 

43991 

2326 

97500 

— 

97559 

42043 

2386 

101100 

— 

101159 

44024 

2327 

97560 

— 

97619 

42076 

2387 

101160 

* — 

101219 

44057 

2328 

97620 

— 

97679 

42109 

2388 

101220 

— 

101279 

44091 

2329 

97680 

— 

97739 

42142 | 

2389 

101280 

— 

101339 

44124 

2330 

97740 

— 

97799 

42175 | 

2390 

101340 

— 

101399 

44157 

2331 

97800 

— 

97859 

42208 ! 

2391 

101400 

— 

101459 

44190 

2332 

97860 

— 

97919 

42241 

2392 

101460 

— 

101519 

44223 

2333 

97920 

— 

97979 

42274 ! 

2393 

101520 

— 

101579 

44256 

2334 

97980 

— 

98039 

42307 i 

2394 

101580 

— 

101639 

44289 

2335 

98040 

— 

98099 

42340 

2395 

101640 

— 

101699 

44322 

2336 

98100 

— 

98159 

42373 

2396 

101700 

— 

101759 

44355 

2337 

98160 

— 

98219 

42406 

2397 

101760 

— 

101819 

44388 

2338 

98220 

— 

98279 

42439 1 

2398 

101820 

— 

101879 

44421 

2339 

98280 

— 

98339 

42472 

2399 

101880 

— 

101939 

44455 

2340 

98340 

— 

98399 

42505 

2400 

101940 

— 

101999 

44488 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 1 

Einkommen- 
steuer- 
in DM 

| 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer- 
in DM 

2401 

102000 

_ 

102059 

44521 

2461 

105600 

, 

105659 

46511 

2402 

102060 

— 

102119 

44554 

2462 

105660 

— 

105719 

46545 

2403 

102120 

— 

102179 

44587 

2463 

105720 

— 

105779 

46578 

2404 

102180 

— - 

102239 

44620 

2464 

105780 

— 

105839 

46611 

2405 

102240 

— 

102299 

44653 

2465 

105840 

— 

105899 

46644 

2406 

102300 

— 

102359 

44686 

2466 

105900 

— 

105959 

46678 

2407 

102360 

— 

102419 

44720 

2467 

105960 

— 

106019 

46711 

2408 

102420 

— 

102479 

44753 

2468 

106020 

— 

106079 

46744 

2409 

102480 

— 

102539 

• 44786 

2469 

106080 

— 

106139 

46777 

2410 

102540 

— 

102599 

44819 

2470 

106140 

— 

106199 

46811 

2411 

102600 

— 

102659 

44852 

2471 

106200 

— 

106259 

46844 

2412 

102660 

— 

102719 

44885 

2472 

106260 

— 

106319 

46877 

2413 

102720 

— - 

102779 

44918 

2473 

106320 

— 

106379 

46910 

2414 

102780 

— 

102839 

44951 

2474 

106380 

— 

106439 

46943 

2415 

102840 

— 

102899 

44985 

2475 

106440 

— 

106499 

46977 

2416 

102900 

— 

102959 

45018 

2476 

106500 

— 

106559 

47010 

2417 

102960 

— 

103019 

45051 

2477 

106560 

— 

106619 

47043 

2418 

103020 

— - 

103079 

45084 

2478 

106620 

— 

106679 

47077 

2419 

103080 

— 

103139 

45117 

2479 

106680 

— 

106739 

46110 

2420 

103140 

— 

103199 

45150 

2480 

106740 

— 

106799 

47143 

2421 

103200 



103259 

45184 

2481 

106800 



106859 

47176 

2422 

103260 

— 

103319 

45217 

2482 

106860 

— 

106919 

47210 

2423 

103320 

— 

103379 

45250 

2483 

106920 

— 

106979 

47243 

2424 

103380 

— 

103439 

45283 

2484 

106980 

— 

107039 

47276 

2425 

103440 

— 

103499 

45316 

2485 

107040 

— 

107099 

47310 

2426 

103500 

— 

103559 

45349 

2486 

107100 

— 

107159 

47343 

2427 

103560 

— 

103619 

45382 

2487 

107160 

— 

107219 

47376 

2428 

103620 

— 

103679 

45416 

2488 

107220 

— 

107279 

47409 

2429 

103680 

— 

103739 

45449 

2489 

107280 

— 

107339 

47443 

2430 

103740 

— 

103799 

45482 

2490 

107340 

— 

107399 

47476 

2431 

103800 

— 

103859 

45515 

2491 

107400 

— 

107459 

47509 

2432 

103860 

— 

103919 

45548 

2492 

107460 

— 

107519 

47542 

2433 

103920 

— 

103979 

45582 

2493 

107520 

— 

107579 

47576 

2434 

103980 

— 

104039 

45615 

2494 

107580 

— 

107639 

47609 

2435 

104040 

— 

104099 

45648 

2495 

107640 

— 

107699 

47642 

2436 

104100 

— 

104159 

45681 

2496 

107700 

— 

107759 

47676 

2437 

104160 

— 

104219 

45714 

2497 

107760 

— 

107819 

47709 

2438 

104220 

— 

104279 

45748 

2498 

107820 

— 

107879 

47742 

2439 

104280 

— 

104339 

45781 

2499 

107880 

— 

107939 

47775 

2440 

104340 

— 

104399 

45814 

2500 

107940 

— 

107999 

47809 

2441 

104400 



104459 

45847 

2501 

108000 



108059 

47842 

2442 

104460 

— 

104519 

45880 

2502 

108060 

— 

108119 

47875 

2443 

104520 

— 

104579 

45914 

2503 

108120 

— 

108179 

47909 

2444 

104580 

— 

104639 

45947 

2504 

108180 

— 

108239 

47942 

2445 

104640 

— 

104699 

45980 

2505 

108240 

— 

108299 

47975 

2446 

104700 

— 

104759 

46013 

2506 

108300 

— 

108359 

48009 

2447 

104760 

— 

104819 

46046 

2507 

108360 

— 

108419 

48042 

2448 

104820 

— 

104879 

46080 

2508 

108420 

— 

108479 

48075 

2449 

104880 

— 

104939 

46113 

2509 

108480 

— 

108539 

48108 

2450 

104940 

— 

104999 

46146 

2510 

108540 

— 

108599 

48142 

2451 

105000 

— 

105059 

46179 

2511 

108600 

— 

108659 

48175 

2452 

105060 

— 

105119 

46212 

2512 

108660 

— 

108719 

48208 

2453 

105120 

— 

105179 

46246 

2513 

108720 

— 

108779 

48242 

2454 

105180 

— 

105239 

46279 

2514 

108780 

- — 

108839 

48275 

2455 

105240 

— 

105299 

46312 

2515 

108840 

— 

108899 

48308 

2456 

105300 

— 

105359 

46345 

2516 

108900 

— 

108959 

48342 

2457 

105360 

— 

105419 

46378 

2517 

108960 

— 

109019 

48375 

2458 

105420 

— 

105479 

46412 

i 2518 

109020 

— 

109079 

48409 

2459 

105480 

— 

105539 

46445 

2519 

109080 

— 

109139 

48442 

2460 

105540 

— 

105599 

46478 

| 2520 

109140 

— 

109199 

48475 
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De utsch er Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 

zu versteuerndes tarifliche ! zu versteuerndes tarifliche 

laufende Einkommen Einkommen- laufende Einkommen Einkommen- 

Nummer in DM Steuer- | Nummer in DM steuer- 



] von 


bis 1 

in DM 

1 

von 


bis | 

in DM 

2521 

1 09200 



109259 

48509 

2581 

112800 


112859 

50511 

2522 

109260 

— 

109319 

48542 

2582 

112860 

— 

112919 

50544 

2523 

109320 

— 

109379 

48575 

2583 

112920 

— 

112979 

50578 

2524 

109380 

— 

109439 

48608 

2584 

112980 

— 

113039 

50611 

2525 

109440 

— . 

109499 

48642 

! 2585 

113040 

— 

113099 

50645 

2526 

109500 

— 

109559 

48675 

2586 

113100 

— 

113159 

50678 

2527 

109560 

— 

109619 

48708 

2587 

113160 

— 

113219 

50711 

2528 

109620 

— 

109679 

48742 

2588 

113220 

— 

113279 

50745 

2529 

109680 

— 

109739 

48775 

2589 - 

113280 

— 

113339 

50778 

2530 

109740 

— 

109799 

48809 

2590 

113340 

— 

113399 

50812 

2531 

109800 

— 

109859 

48842 

2591 

113400 

— 

113459 

50845 

2532 

109860 

— 

109919 

48875 

2592 

113460 

— 

113519 

50879 

2533 

109920 

— 

109979 

48909 

2593 

113520 

— 

113579 

50912 

2534 

109980 

- — 

110039 

48942 

2594 

113580 

— 

113639 

50945 

2535 

110040 

— 

110099 

48975 

2595 

113640 

— 

113699 

50979 

2536 

110100 

— 

110159 

49009 

2596 

113700 

— - 

113759 

51012 

2537 

110160 

— 

110219 

49042 

2597 

113760 

— 

113819 

51046 

2538 

110220 

— 

110279 

49075 

2598 

113820 

— 

113879 

51079 

2539 

110280 

— 

110339 

49109 

2599 

113880 

— 

113939 

51112 

2540 

110340 

— 

110399 

49142 

2600 

113940 

— 

113999 

51146 

2541 

110400 

— 

110459 

49175 

2601 

114000 



114059 

51180 

2542 

110460 

— 

110519 

49209 

2602 

114060 

— 

114119 

51213 

2543 

110520 

— 

110579 

49242 

2603 

114120 

— 

114179 

51246 

2544 

110580 

— 

110639 

49275 

2604 

114180 

— 

114239 

51280 

2545 

110640 

— 

110699 

49309 

2605 

114240 

— 

114299 

51313 

2546 

110700 

— 

110759 

49342 

2606 

114300 

— 

114359 

51347 

2547 

110760 

— 

110819 

49376 

2607 

114360 

— 

114419 

51380 

2548 

110820 

— 

110879 

49409 

2608 

114420 

— 

114479 

51414 

2549 

110880 

— 

110939 

49442 

2609 

114480 

— 

114539 

51447 

2550 

110940 

— 

110999 

49476 

2610 

114540 

— 

114599 

51480 

2551 

111000 

— 

111059 

49509 

2611 

114600 

— 

114659 

51514 

2552 

111060 

— 

111119 

49542 

2612 

114660 

— 

114719 

51547 

2553 

111120 

— 

111179 

49576 

2613 

114720 

— 

114779 

51581 

2554 

111180 

— 

111239 

49609 

2614 

114780 

— 

114839 

51614 

2555 

111240 

— 

111299 

49643 

2615 

114840 

— 

114899 

51648 

2556 

111300 

— 

111359 

49676 

2616 

114900 

— 

114959 

51681 

2557 

111360 

— 

111419 

49709 

2617 

114960 

— 

115019 

51715 

2558 

111420 

— 

111479 

49743 

2618 

115020 

— 

115079 

51748 

2559 

111480 

— 

111539 

49776 

2619 

115080 

— 

115139 

51781 

2560 

111540 

— 

111599 

49810 

2620 

115140 

— 

115199 

51815 

2561 

111600 

— 

111659 

49843 

2621 

115200 



115259 

51849 

2562 

111660 

— 

111719 

49876 

2622 

115260 

— 

115319 

51882 

2563 

111720 

— 

111779 

49910 

2623 

115320 

— 

115379 

51915 

2564 

111780 

— 

111839 

49943 

2624 

115380 

— 

115439 

51949 

2565 

111840 

— 

111899 

49976 

2625 

115440 

— 

115499 

51982 

2566 

111900 

— 

111959 

50010 

2626 

115500 

— 

115559 

52016 

2567 

111960 

— 

112019 

50043 

2627 

115560 

— 

115619 

52049 

2568 

112020 

— 

112079 

50077 

2628 

115620 

— 

115679 

52083 

2569 

112080 

— 

112139 

50110 

2629 

115680 

— 

115739 

52116 

2570 

112140 

— 

112199 

50143 

2630 

115740 

— 

115799 

52150 

2571 

112200 

— 

112259 

50177 

2631 

115800 

— 

115859 

52183 

2572 

112260 

— 

112319 

50210 

2632 

115860 

— 

115919 

52217 

2573 

112320 

— 

112379 

50244 

2633 

115920 

— 

115979 

52250 

2574 

112380 

— 

112439 

50277 

2634 

115980 

— 

116039 

52283 

2575 

112440 

— 

112499 

50310 

2635 

116040 

— 

116099 

52317 

2576 

112500 

— 

112559 

50344 

2636 

116100 

— 

116159 

52351 

2577 

112560 

— 

112619 

50377 

2637 

116160 

— 

116219 

52384 

2578 

112620 

— 

112679 

50411 

2638 

116220 

— 

116279 

52418 

2579 

112680 

— 

112739 

50444 

2639 

116280 

— 

116339 

52451 

2580 

112740 

— 

112799 

50478 

2640 

116340 

— 

116399 

52484 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundesta g — 7 . Wahl periode 

noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 

__ i - — - • 

zu versteuerndes tarifliche zu versteuerndes tarifliche 

laufende Einkommen Einkommen- laufende Einkommen Einkommen- 

Nummer in DM Steuer- | Nummer in DM steuer- 



von 


bis 1 

in DM 

I 

von 


bis | 

in DM 

2641 

116400 


116459 

52518 

2701 

120000 



120059 

54528 

2642 

116460 

— 

116519 

52551 

2702 

120060 

— 

120119 

54562 

2643 

116520 

. — 

116579 

52585 1 

2703 

120120 

— 

120179 

54595 

2644 

116580 

— 

116639 

52618 

2704 

120180 

— 

120239 

54629 

2645 

116640 

— 

116699 

52652 

2705 

120240 

— 

120299 

54662 

2646 

116700 

- — - 

116759 

52685 

2706 

120300 

— 

120359 

54696 

2647 

116760 

— 

116819 

52719 

2707 

120360 

— 

120419 

54729 

2648 

116820 

— 

116879 

52752 

2708 

120420 

— 

120479 

54763 

2649 

116880 

- — 

116939 

52786 

2709 

120480 

— 

120539 

54796 

2650 

116940 

— 

116999 

52819 

2710 

120540 

— 

120599 

54830 

2651 

117000 

— 

117059 

52853 

2711 

120600 

— 

120659 

54864 

2652 

117060 

— 

117119 

52886 

2712 

120660 

— 

120719 

54897 

2653 

117120 

— 

117179 

52920 

2713 

120720 

— - 

120779 

54931 

2654 

117180 

— 

117239 

52953 

2714 

120780 

— 

120839 

54964 

2655 

117240 

— 

117299 

52987 

2715 

120840 

— 

120899 

54998 

2656 

117300 

— 

117359 

53020 

2716 

120900 

— 

120959 

55032 

2657 

117360 

— 

117419 

53054 

2717 

120960 

— 

121019 

55065 

2658 

117420 

— 

117479 

53087 

2718 

121020 

— 

121079 

55099 

2659 

117480 

— 

117539 

53121 

2719 

121080 

— 

121139 

55132 

2660 

117540 

— 

117599 

53154 

2720 

121140 

■ — 

121199 

55166 

2661 

117600 



117659 

53188 

2721 

121200 

— 

121259 

55199 

2662 

117660 

— 

117719 

53221 

2722 

121260 

— 

121319 

55233 

2663 

117720 

— 

117779 

53255 

2723 

121320 

— 

121379 

55266 

2664 

117780 

— 

117839 

53288 

2724 

121380 

— 

121439 

55300 

2665 

117840 

— 

117899 

53322 

2725 

121440 

— 

121499 

55333 

2666 

117900 

— 

117959 

53355 

2726 

121500 

— 

121559 

55367 

2667 

117960 

— 

118019 

53389 

2727 

121560 

— - 

121619 

55400 

2668 

118020 

— 

118079 

53422 

2728 

121620 

— 

121679 

55434 

2669 

118080 

— 

118139 

53456 

2729 

121680 

— 

121739 

55467 

2670 

118140 

— 

118199 

53489 

2730 

121740 

— 

121799 

55501 

2671 

118200 

— 

118259 

53523 

2731 

121800 

— 

121859 

55535 

2672 

118260 

. — 

118319 

53556 

2732 

121860 

— 

121919 

55568 

2673 

118320 

— 

118379 

53590 

2733 

121920 

— 

121979 

55602 

2674 

118380 

— 

118439 

53623 

2734 

121980 

— 

122039 

55635 

2675 

118440 

— 

118499 

53657 

2735 

122040 

— 

122099 

55669 

2676 

118500 

— 

118559 

53690 

2736 

122100 

— 

122159 

55702 

2677 

1 18560 

— 

118619 

53724 

2737 

122160 

— 

122219 

55736 

2678 

118620 

— 

118679 

53757 

2738 

122220 

— 

122279 

55769 

2679 

118680 

— 

118739 

53791 

2739 

122280 

— 

122339 

55803 

2680 

118740 


118799 

53824 

2740 

122340 

— 

122399 

55837 

2681 

118800 



118859 

53858 

2741 

122400 

— 

122459 

55870 

2682 

118860 

— 

118919 

53891 

2742 

122460 

— 

122519 

55904 

2683 

118920 

— 

118979 

53925 

2743 

122520 

— 

122579 

55937 

2684 

118980 

— 

119039 

53958 

2744 

122580 

— 

122639 

55971 

2685 

119040 

— 

119099 

53992 

2745 

122640 

— 

122699 

56004 

2686 

119100 

. 

119159 

54026 

2746 

122700 

- - 

122759 

56038 

2687 

119160 

— 

119219 

54059 

2747 

122760 

— 

122819 

56071 

2688 

119220 

— 

119279 

54093 

2748 

122820 

— 

122879 

56105 

2689 

119280 

— 

119339 

54126 

2749 

122880 

— 

122939 

56138 

2690 

119340 

— 

119399 

54160 

2750 

122940 

— 

122999 

56172 

2691 

119400 

— 

119459 

54193 

2751 

123000 

— 

123059 

56206 

2692 

119460 

— 

119519 

54227 

2752 

123060 

— 

123119 

56239 

2693 

119520 

- — 

119579 

54260 

2753 

123120 

— 

123179 

56273 

2694 

119580 

— 

119639 

54293 

2754 

123180 

— 

123239 

56306 

2695 

119640 

— 

119699 

54327 

2755 

123240 

— 

123299 

56340 

2696 

119700 

— 

119759 

54361 

2756 

123300 

- 

123359 

56374 

2697 

119760 

— 

119819 

54394 

2757 

123360 

— 

123419 

56407 

2698 

119820 

■ — 

119879 

54428 

2758 

123420 

— 

123479 

56441 

2699 

119880 

— 

119939 

54461 

2759 

123480 

— 

123539 

56474 

2700 

119940 

— 

119999 

54495 

2760 

123540 

— 

123599 

56508 
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Deutsche r Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 


noch Anlage 2 (zu § 80 Abs. 4) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer- 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

tarifliche 
Einkommen- 
steuer- 
in DM 

2761 

123600 



123659 

56542 

2821 

127200 

_ 

127259 

58556 

2762 

123660 

— 

123719 

56575 

2822 

127260 

— 

127319 

58590 

2763 

123720 

— 

123779 

56609 

2823 

127320 

— 

127379 

58623 

2764 

123780 

— 

123839 

56642 

2824 

127380 

- — - 

127439 

58657 

2765 

123840 

- 

123899 

56676 

2825 

127440 

— 

127499 

58690 

2766 

123900 

— 

123959 

56709 

2826 

127500 

— 

127559 

58724 

2767 

123960 

— 

124019 

56743 

2827 

127560 

— 

127619 

58757 

2768 

124020 

— 

124079 

56776 

2828 

127620 

— 

127679 

58791 

2769 

124080 

— 

124139 

56810 

2829 

127680 

— 

127739 

58825 

2770 

124140 

— 

124199 

56843 

2830 

127740 

— 

127799 

58858 

2771 

124200 

— 

124259 

56877 

2831 

127800 

— 

127859 

58892 

2772 

124260 

— 

124319 

56911 

2832 

127860 

— 

127919 

58925 

2773 

124320 

— 

124379 

56944 

2833 

127920 

— • 

127979 

58959 

2774 

124380 

— 

124439 

56978 

2834 

127980 

— 

128039 

58992 

2775 

124440 

— 

124499 

57011 

2835 

128040 

— 

128099 

59026 

2776 

124500 

— 

124559 

57045 

2836 

128100 

— 

128159 

59060 

2777 

124560 

— 

124619 

57078 

2837 

128160 

— 

128219 

59093 

2778 

124620 

— 

124679 

57112 

2838 

128220 

— 

128279 

59127 

2779 

124680 

— 

124739 

57145 

2839 

128280 

— 

128339 

59160 

2780 

124740 

— 

124799 

57179 

2840 

128340 

— 

128399 

59194 

2781 

124800 

— 

124859 

57213 

2841 

128400 



128459 

59228 

2782 

124860 

— 

124919 

57246 

2842 

128460 

— 

128519 

59261 

2783 

124920 

— 

124979 

57280 

2843 

128520 

— 

128579 

59295 

2784 

124980 

— 

125039 

57313 

2844 

128580 

— 

128639 

59328 

2785 

125040 

— 

125099 

57347 

2845 

128640 

— 

128699 

59362 

2786 

125100 

_ 

125159 

57381 

2846 

128700 

— 

128759 

59396 

2787 

125160 

— 

125219 

57414 

2847 

128760 

— 

128819 

59429 

2788 

125220 

— 

125279 

57448 

2848 

128820 

■ — 

128879 

59463 

2789 

125280 

— 

125339 

57481 

2849 

128880 

■ — 

128939 

59496 

2790 

125340 

— 

125399 

57515 

2850 

128940 

— 

128999 

59530 

2791 

125400 

— 

125459 

57549 

2851 

129000 

— 

129059 

59564 

2792 

125460 

— 

125519 

57582 

2852 

129060 

— 

129119 

59597 

2793 

125520 

— 

125579 

57616 

2853 

129120 

— 

129179 

59631 

2794 

125580 

— 

125639 

57649 

2854 

129180 

— . 

129239 

59664 

2795 

125640 

— 

125699 

57683 

2855 

129240 

— 

129299 

59698 

2796 

125700 

— 

125759 

57717 

2856 

129300 

— 

129359 

59732 

2797 

125760 

— 

125819 

57750 

2857 

129360 

— 

129419 

59765 

2798 

125820 

— 

125879 

57784 

2858 

129420 

— 

129479 

59799 

2799 

125880 

— 

125939 

57817 

2859 

129480 

— 

129539 

59832 

2800 

125940 

— 

125999 

57851 

2860 

129540 

— 

129599 

59866 

2801 

126000 

— 

126059 

57884 

2861 

129600 

. 

129659 

59900 

2802 

126060 

— 

126119 

57918 

2862 

129660 

— 

129719 

59933 

2803 

126120 

— 

126179 

57952 

2863 

129720 

— 

129779 

59967 

2804 

126180 

■ — 

126239 

57985 

2864 

129780 

— 

129839 

60000 

2805 

126240 

_ 

126299 

58019 

2865 

129840 

■ — - 

129899 

60034 

2806 

126300 

— 

126359 

58052 

2866 

129900 

— 

129959 

60068 

2807 

126360 

■ — 

126419 

58086 

2867 

129960 

— 

130019 

60101 

2808 

126420 

— 

126479 

58120 






2809 

126480 

— 

126539 

58153 






2810 

126540 

— - 

126599 

58187 






2811 

126600 

— 

126659 

58220 






2812 

126660 

— 

126719 

58254 






2813 

126720 

— 

126779 

58287 






2814 

126780 

— 

126839 

58321 






2815 

126840 

• — 

126899 

58354 






2816 

126900 

— 

126959 

58388 






2817 

126960 

— 

127019 

58422 






2818 

127020 

— 

127079 

58455 






2819 

127080 

— 

127139 

58489 






2820 

127140 

— 

127199 

58522 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 

Einkommensteuer-Splittingtabelle 




laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

1 

0 — 

6059 

0 

61 

9600 



9659 

792 

2 

6060 — 

6119 

12 

62 

9660 

— 

9719 

804 

3 

6120 — 

6179 

26 

63 

9720 

— 

9779 

818 

4 

6180 — 

6239 

38 

64 

9780 

— 

9839 

830 

5 

6240 — 

6299 

52 

65 

9840 

— 

9899 

844 

6 

6300 — 

6359 

66 

66 

9900 

— 

9959 

858 

7 

6360 — 

6419 

78 

67 

9960 

— 

10019 

. 870 

8 

6420 — 

6479 

92 

68 

10020 

— 

10079 

884 

9 

6480 — 

6539 

104 

69 

10080 

— 

10139 

896 

10 

6540 — 

6599 

118 

70 

10140 

— 

10199 

910 

11 

6600 — 

6659 

132 

71 

10200 

— 

10259 

924 

12 

6660 — 

6719 

144 

72 

10260 

— 

10319 

936 

13 

6720 — 

6779 

158 

73 

10320 

— 

10379 

950 

14 

6780 — 

6839 

170 

74 

10380 

— 

10439 

962 

15 

6840 

6899 

184 

75 

10440 

— 

10499 

976 

16 

6900 — 

6959 

198 

76 

10500 

— 

10559 

990 

17 

6960 — 

7019 

210 

77 

10560 

— 

10619 

1002 

18 

7020 

7079 

224 

78 

10620 

— 

10679 

1016 

19 

7080 — 

7139 

236 

79 

10680 

— 

10739 

1028 

20 

7140 

7199 

250 

80 

10740 

— 

10799 

1042 

21 

7200 — 

7259 

264 

81 

10800 

— 

10859 

1056 

22 

7260 — 

7319 

276 

82 

10860 

- 

10919 

1068 

23 

7320 — 

7379 

290 

83 

10920 

— 

10979 

1082 

24 

7380 — 

7439 

302 

84 

10980 

— 

11039 

1094 

25 

7440 — 

7499 

316 

85 

11040 

— 

11099 

1108 

26 

7500 — 

7559 

330 

86 

11100 

— 

11159 

1122 

27 

7560 — 

7619 

342 

87 

11160 

* — 

11219 

1134 

28 

7620 — 

7679 

356 

88 

11220 . 

— 

11279 

1148 

29 

7680 — 

7739 

368 

89 

11280 

— 

11339 

1160 

30 

7740 — 

7799 

382 

90 

11340 

— 

11399 

1174 

31 

7800 

7859 

396 

91 

11400 

— 

11459 

1188 

32 

7860 — 

7919 

408 

92 

11460 

— 

11519 

1200 

33 

7920 — 

7979 

422 

93 

11520 

— 

11579 

1214 

34 

7980 

8039 

434 

94 

11580 

— 

11639 

1226 

35 

8040 — 

8099 

448 

95 

11640 

— 

11699 

1240 

36 

8100 — 

8159 

462 

96 

11700 

— 

11759 

1254 

37 

8160 

8219 

474 

97 

11760 

— 

11819 

1266 

38 

8220 

8279 

488 

98 

11820 

— 

11879 

1280 

39 

8280 — 

8339 

500 

99 

11880 

— 

11939 

1292 

40 

8340 - 

8399 

514 

100 

11940 

— 

11999 

1306 

41 

8400 

8459 

528 

101 

12000 

— 

12059 

1320 

42 

8460 — 

8519 

540 

102 

12060 

— 

12119 

1332 

43 

8520 — 

8579 

554 

103 

12120 

— 

12179 

1346 

44 

8580 - 

8639 

566 

104 

12180 

— 

12239 

1358 

45 

8640 

8699 

580 

105 

12240 

— 

12299 

1372 

46 

8700 

8759 

594 

106 

12300 

— 

12359 

1386 

47 

8760 — 

8819 

606 

107 

12360 

— 

12419 

1398 

48 

8820 

8879 

620 

108 

12420 

— 

12479 

1412 

49 

8880 

8939 

632 

109 

12480 

— 

12539 

1424 

50 

8940 

8999 

646 

110 

12540 

— 

12599 

1438 

51 

9000 — 

9059 

660 

111 

12600 

— 

12659 

1452 

52 

9060 — 

9119 

672 

112 

12660 

— 

12719 

1464 

53 

9120 

9179 

686 

113 

12720 

— 

12779 

1478 

54 

9 1 80 — 

9239 

698 

114 

12780 

— 

12839 

1490 

55 

9240 — 

9299 

712 

115 

12840 

— 

12899 

1504 

56 

9300 — 

9359 

726 

116 

12900 

— 

12959 

1518 

57 

9360 — 

9419 

738 

117 

12960 

— 

13019 

1530 

58 

9420 — 

9479 

752 

118 

13020 

— 

13079 

1544 

59 

9480 — 

9539 

764 

119 

13080 

— 

13139 

1556 

60 

9540 — 

9599 

778 

120 

13140 

— 

13199 

1570 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


lautende 

Nummer 


zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 


Steuerschuld 
in DM 


laufende 

Nummer 


zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 


Steuerschuld 
in DM 


121 

13200 

122 

13260 

123 

13320 

124 

13380 

125 

13440 

126 

13500 

127 

13560 

128 

13620 

129 

13680 

130 

13740 

131 

13800 

132 

13860 

133 

13920 

134 

13980 

135 

14040 

136 

14100 

137 

14160 

138 

14220 

139 

14280 

140 

14340 

141 

14400 

142 

14460 

143 

14520 

144 

14580 

145 

14640 

146 

14700 

147 

14760 

148 

14820 

149 

14880 

150 

14940 

151 

15000 

152 

15060 

153 

15120 

154 

15180 

155 

15240 

156 

15300 

157 

15360 

158 

15420 

159 

15480 

160 

15540 

161 

15600 

162 

15660 

163 

15720 

164 

15780 

165 

15840 

166 

15900 

167 

15960 

168 

16020 

169 

16080 

170 

16140 

171 

16200 

172 

16260 

173 

16320 

174 

16380 

175 

16440 

176 

16500 

177 

16560' 

178 

16620 

179 

16680 

180 

16740 


13259 

1584 

13319 

1596 

13379 

1610 

13439 

1622 

13499 

1636 

13559 

1650 

13619 

1662 

13679 

1676 

13739 

1688 

13799 

1702 

13859 

1716 

13919 

1728 

13979 

1742 

14039 

1754 

14099 

1768 

14159 

1782 

14219 

1794 

14279 

1808 

14339 

1820 

14399 

1834 

14459 

1848 

14519 

1860 

14579 

1874 

14639 

1886 

14699 

1900 

14759 

1914 

14819 

1926 

14879 

1940 

14939 

1952 

14999 

1966 

15059 

1980 

15119 

1992 

15179 

2006 

15239 

2018 

15299 

2032 

15359 

2046 

15419 

2058 

15479 

2072 

15539 

2084 

15599 

2098 

15659 

2112 

15719 

2124 

15779 

2138 

15839 

2150 

15899 

2164 

15959 

2178 

16019 

2190 

16079 

2204 

16139 

2216 

16199 

2230 

16259 

2244 

16319 

2256 

16379 

2270 

16439 

2282 

16499 

2296 

16559 

2310 

16619 

2322 

16679 

2336 

16739 

2348 

16799 

2362 


181 

16800 

182 

16860 

183 

16920 

184 

16980 

185 

17040 

186 

17100 

187 

17160 

188 

17220 

189 

17280 

190 

17340 

191 

17400 

192 

17460 

193 

17520 

194 

17580 

195 

17640 

196 

17700 

197 

17760 

198 

17820 

199 

17880 

200 

17940 

201 

18000 

202 

18060 

203 

18120 

204 

18180 

205 

18240 

206 

18300 

207 

18360 

208 

18420 

209 

18480 

210 

18540 

211 

18600 

212 

18660 

213 

18720 

214 

18780 

215 

18840 

216 

18900 

217 

18960 

218 

19020 

219 

19080 

220 

19140 

221 

19200 

222 

19260 

223 

19320 

224 

19380 

225 

19440 

226 

19500 

227 

19560 

228 

19620 

229 

19680 

230 

19740 

231 

19800 

232 

19860 

233 

19920 

234 

19980 

235 

20040 

236 

20100 

237 

20160 

238 

20220 

239 

20280 

240 

20340 


16859 

2376 

16919 

2388 

16979 

2402 

17039 

2414 

17099 

2428 

17159 

2442 

17219 

2454 

17279 

2468 

17339 

2480 

17399 

2494 

17459 

2508 

17519 

2520 

17579 

2534 

17639 

2546 

17699 

2560 

17759 

2574 

17819 

2586 

17879 

2600 

17939 

2612 

17999 

2626 

18059 

2640 

18119 

2652 

18179 

2666 

18239 

2678 

18299 

2692 

18359 

2706 

18419 

2718 

18479 

2732 

18539 

2744 

18599 

2758 

18659 

2772 

18719 

2784 

18779 

2798 

18839 

2810 

18899 

2824 

18959 

2838 

19019 

2850 

19079 

2864 

19139 

2876 

19199 

2890 

19259 

2904 

19319 

2916 

19379 

2930 

19439 

2942 

19499 

2956 

19559 

2970 

19619 

2982 

19679 

2996 

19739 

3008 

19799 

3022 

19859 

3036 

19919 

3048 

19979 

3062 

20039 

3074 

20099 

3088 

20159 

3102 

20219 

3114 

20279 

3128 

20339 

3140 

20399 

3154 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

241 

20400 



20459 

3168 

301 

24000 



24059 

3960 

242 

20460 

— 

20519 

3180 

302 

24060 

— 

24119 

3972 

243 

20520 

— 

20579 

3194 

303 

24120 

— 

24179 

3986 

244 

20580 

— 

20639 

3206 

304 

24180 

— 

24239 

3998 

245 

20640 

— . 

20699 

3220 

305 

24240 

— 

24299 

4012 

246 

20700 

— 

20759 

3234 

306 

24300 

— 

24359 

4026 

247 

20760 

— 

20819 

3246 

307 

24360 

— 

24419 

4038 

248 

20820 

— 

20879 

3260 

308 

24420 

— 

24479 

4052 

249 

20880 

— 

20939 

3272 

309 

24480 

— 

24539 

4064 

250 

20940 

— 

20999 

3286 

310 

24540 

— 

24599 

4078 

251 

21000 

— 

21059 

3300 

311 

24600 

— 

24659 

4092 

252 

21060 

— 

21119 

3312 

312 

24660 

— 

24719 

4104 

253 

21120 

— 

21179 

3326 

313 

24720 

— 

24779 

4118 

254 

21180 

— 

21239 

3338 

314 .. 

24780 

— 

24839 

4130 

255 

21240 

— 

21299 

3352 

315 

24840 

— 

24899 

4144 

256 

21300 

— 

21359 

3366 

316 

24900 

— 

24959 

4158 

257 

21360 

— 

21419 

3378 

317 

24960 

— 

25019 

4170 

258 

21420 

— - 

21479 

3392 

318 

25020 

— 

25079 

4184 

259 

21480 

— 

21539 

3404 

319 

25080 

— 

25139 

4196 

260 

21540 

— 

21599 

3418 

320 

25140 

— 

25199 

4210 

261 

21600 



21659 

3432 

321 

25200 

— 

25259 

4224 

262 

21660 

— 

21719 

3444 

322 

25260 

— 

25319 

4236 

263 

21720 

— - 

21779 

3458 

323 

25320 

— 

25379 

4250 

264 

21780 

- — 

21839 

3470 

324 

25380 

— 

25439 

4262 

265 

21840 

— 

21899 

3484 

325 

25440 

— 

25499 

4276 

266 

21900 

— 

21959 

3498 

326 

25500 

— 

25559 

4290 

267 

21960 

— 

22019 

3510 

327 

25560 

— 

25619 

4302 

268 

22020 

- — 

22079 

3524 

328 

25620 

— 

25679 

4316 

269 

22080 

— 

22139 

3536 

329 

25680 

— - 

25739 

4328 

270 

22140 

- — 

22199 

3550 

330 

25740 

— 

25799 

4342 

271 

22200 

— 

22259 

3564 

331 

25800 

— 

25859 

4356 

272 

22260 

— 

22319 

3576 

332 

25860 

— 

25919 

4368 

273 

22320 

— 

22379 

3590 

333 

25920 

— 

25979 

4382 

274 

22380 

— 

22439 

3602 

334 

25980 

— 

26039 

4394 

275 

22440 

— 

22499 

3616 

335 

26040 

— 

26099 

4408 

276 

22500 

— 

22559 

3630 

336 

26100 

— 

26159 

4422 

277 

22560 

— 

22619 

3642 

337 

26160 

— 

26219 

4434 

278 

22620 

— 

22679 

3656 

338 

26220 

— 

26279 

4448 

279 

22680 

— 

22739 

3668 

339 

26280 

— 

26339 

4460 

280 

22740 

— 

22799 

3682 

340 

26340 

— 

26399 

4474 

281 

22800 



22859 

3696 

341 

26400 

— 

26459 

4488 

282 

22860 

— 

22919 

3708 

342 

26460 

— 

26519 

4500 

283 

22920 

— 

22979 

3722 

343 

26520 

— 

26579 

4514 

284 

22980 

— 

23039 

3734 

344 

26580 

— 

26639 

4526 

285 

23040 

— 

23099 

3748 

345 

26640 

— 

26699 

4540 

286 

23100 

— 

23159 

3762 

346 

26700 

— 

26759 

4554 

287 

23160 

— 

23219 

3774 

347 

26760 

— 

26819 

4566 

288 

23220 

— 

23279 

3788 

348 

26820 

— 

26879 

4580 

289 

23280 

— 

23339 

3800 

349 

26880 

— 

26939 

4592 

290 

23340 

- — 

23399 

3814 

350 

26940 

— 

26999 

4606 

291 

23400 

— 

23459 

3828 

351 

27000 

— 

27059 

4620 

292 

23460 

— 

23519 

3840 

352 

27060 

— 

27119 

4632 

293 

23520 

— 

23579 

3854 

353 

27120 

— 

27179 

4646 

294 

23580 

— 

23639 

3866 

354 

27180 

— 

27239 

4658 

295 

23640 

— 

23699 

3880 

355 

27240 

— 

27299 

4672 

296 

23700 

— 

23759 

3894 

356 

27300 

— 

27359 

4686 

297 

23760 

— 

23819 

3906 

357 

27360 

— 

27419 

4698 

298 

23820 

— 

23879 

3920 

358 

27420 

— 

27479 

4712 

299 

23880 

— 

23939 

3932 

359 

27480 

— 

27539 

4724 

300 

23940 

— 

23999 

3946 

360 

27540 

— 

27599 

4738 
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Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


zu versteuerndes 


zu versteuerndes 


laufende 

Nummer 

Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

361 

27600 



27659 

4752 

421 

31200 



31259 

5544 

362 

27660 

— 

27719 

4764 

422 

31260 

— 

31319 

5556 

363 

27720 

— 

27779 

4778 

423 

31320 

— 

31379 

5570 

364 

27780 

— 

27839 

4790 

424 

31380 

— - 

31439 

5582 

365 

27840 

— 

27899 

4804 

425 

31440 

— 

31499 

5596 

366 

27900 

— 

27959 

4818 

426 

31500 

— 

31559 

5610 

367 

27960 

— 

28019 

4830 

427 

31560 

— 

31619 

5622 

368 

28020 

— 

28079 

4844 

428 

31620 

— 

31679 

5636 

369 

28080 

— 

28139 

4856 

429 

31680 

— 

31739 

5648 

370 

28140 

— 

28199 

4870 

430 

31740 

— 

31799 

5662 

371 

28200 

— 

28259 

4884 

431 

31800 

— 

31859 

5676 

372 

28260 

— 

28319 

4896 

432 

31860 

— 

31919 

5688 

373 

28320 

— 

28379 

4910 

433 

31920 

— 

31979 

5702 

374 

28380 

— 

28439 

4922 

434 

31980 

— 

32039 

5714 

375 

28440 

— 

28499 

4936 

435 

32040 

— 

32099 

5728 

376 

28500 

— 

28559 

4950 

436 

32100 

— 

32159 

5746 

377 

28560 

— 

28619 

4962 

437 

32160 

— 

32219 

5764 

378 

28620 

— 

28679 

4976 

438 

32220 

— 

32279 

5782 

379 

28680 

— 

28739 

4988 

439 

32280 

- — 

32339 

5802 

380 

28740 

— 

28799 

5002 

440 

32340 

— 

32399 

5820 

381 

28800 



28859 

5016 

441 

32400 



32459 

5838 

382 

28860 

— 

28919 

5028 

442 

32460 

— 

32519 

5858 

383 

28920' 

- — - 

28979 

5042 

443 

32520 

— 

32579 

5876 

384 

28980 

— 

29039 

5054 

444 

32580 

— 

32639 

5894 

385 

29040 

— 

29099 

5068 

445 

32640 

_ 

32699 

5912 

386 

29100 

— 

29159 

5082 

446 

32700 

— 

32759 

5932 

387 

29160 

— 

29219 

5094 

447 

32760 

— 

32819 

5950 

388 

29220 

— 

29279 

5108 

448 

32820 

— 

32879 

5970 

389 

29280 

— 

29339 

5120 

449 

32880 

— - 

32939 

5988 

390 

29340 

— 

29399 

5134 

450 

32940 

— 

32999 

6006 

391 

29400 

— 

29459 

5148 

451 

33000 

_ 

33059 

6026 

392 

29460 

— 

29519 

5160 

452 

33060 

— 

33119 

6044 

393 

29520 

— 

29579 

5174 

453 

33120 

— 

33179 

6062 

394 

29580 

— 

29639 

5186 

454 

33180 

— 

33239 

6082 

395 

29640 

— 

29699 

5200 

455 

33240 

— 

33299 

6100 

396 

29700 

— 

29759 

5214 

456 

33300 

■ — 

33359 

6120 

397 

29760 

— 

29819 

5226 

457 

33360 

— 

33419 

6138 

398 

29820 

— 

29879 

5240 

458 

33420 

— 

33479 

6156 

399 

29880 

— 

29939 

5252 

459 

33480 

— 

33539 

6176 

400 

29940 

— 

29999 

5266 

460 

33540 

— 

33599 

6194 

401 

30000 



30059 

5280 

461 

33600 



33659 

6214 

402 

30060 

— 

30119 

5292 

462 

33660 

■ — 

33719 

6232 

403 

30120 

— 

30179 

5306 

463 

33720 

— 

33779 

6252 

404 

30180 

— 

30239 

5318 

464 

33780 

- — 

33839 

6270 

405 

30240 

— 

30299 

5332 

465 

33840 

— 

33899 

6290 

406 

30300 

— 

30359 

5346 

466 

33900 

— 

33959 

6308 

407 

30360 

— 

30419 

5358 

467 

33960 

— 

34019 

6328 

408 

30420 

— 

30479 

5372 

468 

34020 

— 

34079 

6346 

409 

30480 

— 

30539 

5384 

469 

34080 

— 

34139 

6366 

410 

30540 

— 

30599 

5398 

470 

34140 

— 

34199 

6384 

411 

30600 

— 

30659 

5412 

471 

34200 

— 

34259 

6404 

412 

30660 

— 

30719 

5424 

472 

34260 

— 

34319 

6424 

413 

30720 

— 

30779 

5438 

473 

34320 

— 

34379 

6442 

414 

30780 

— 

30839 

5450 

474 

34380 

— 

34439 

6462 

415 

30840 

— 

30899 

5464 

475 

34440 

— 

34499 

6480 

416 

30900 

— 

30959 

5478 

476 

34500 

— 

34559 

6500 

417 

30960 

— 

31019 

5490 

477 

34560 

— 

34619 

6520 

418 

31020 

— 

31079 

5504 

478 

34620 

— ■ 

34679 

6538 

419 

31080 

— 

31139 

5516 

479 

34680 

— 

34739 

6558 

420 

31140 

— 

31199 

5530 

480 

34740 

— 

34799 

6576 
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Drucksache 7/14 70 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

' 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 1 

Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

481 

34800 



34859 

6596 

541 

38400 

_ 

38459 

7784 

482 

34860 

— 

34919 

6616 

542 

38460 

— 

38519 

7804 

483 

34920 

— 

34979 

6634 

543 

38520 

— 

38579 

7826 

484 

34980 

— 

35039 

6654 

544 

38580 

— 

38639 

7846 

485 

35040 

— 

35099 

6674 

545 

38640 

— 

38699 

7866 

486 

35100 

— 

35159 

6692 

546 

38700 

— 

38759 

7886 

487 

35160 

— 

35219 

6712 

547 

38760 

— 

38819 

7906 

488 

35220 

— . 

35279 

6732 

548 

38820 

— 

38879 

7928 

489 

35280 

— 

35339 

6752 

549 

38880 

— 

38939 

7948 

490 

35340 

— 

35399 

6770 

550 

38940 

— 

38999 

7968 

491 

35400 

— 

35459 

6790 

551 

39000 

— 

39059 

7988 

492 

35460 

— 

35519 

6810 

552 

39060 

— 

39119 

8008 

493 

35520 

— 

35579 

6828 

553 

39120 

— 

39179 

8030 

494 

35580 

— 

35639 

6848 

554 

39180 

— 

39239 

8050 

495 

35640 

— 

35699 

6868 

555 

39240 

— 

39299 

8070 

496 

35700 

— 

35759 

6888 

556 

39300 

— 

39359 

8092 

497 

35760 

— 

35819 

6908 

557 

39360 

— 

39419 

8112 

498 

35820 

— 

35879 

6926 

558 

39420 

— 

39479 

8132 

499 

35880 

— 

35939 

6946 

559 

39480 

— 

39539 

8152 

500 

35940 

— 

35999 

6966 

560 

39540 

— 

39599 

8174 

501 

36000 

— 

36059 

6986 

561 

39600 



39659 

8194 

502 

36060 

— 

36119 

7006 

562 

39660 

— 

39719 

8214 

503 

36120 

— 

36179 

7024 

563 

39720 

— 

39779 

8236 

504 

36180 

— 

36239 

7044 

564 

39780 

— 

39839 

8256 

505 

36240 

— 

36299 

7064 

565 

39840 

— 

39899 

8276 

506 

36300 

— 

36359 

7084 

566 

39900 

— 

39959 

8298 

507 

36360 

— 

36419 

7104 

1 567 

39960 

— 

40019 

8318 

508 

36420 

— 

36479 

7124 

568 

40020 

— 

40079 

8338 

509 

36480 

— 

36539 

7144 

569 

40080 

— 

40139 

8360 

510 

36540 

— 

36599 

7162 

570 

40140 

— 

40199 

8380 

511 

36600 

— 

36659 

7182 

571 

40200 

— 

40259 

8402 

512 

36660 

— 

36719 

7202 

572 

40260 

— 

40319 

8422 

513 

36720 

— 

36779 

7222 

! 573 

40320 

— 

40379 

8442 

514 

36780 

— 

36839 

7242 

574 

40380 

— 

40439 

8464 

515 

36840 

— 

36899 

7262 

575 

40440 

— 

40499 

8484 

516 

36900 

— 

36959 

7282 

576 

40500 

— 

40559 

8506 

517 

36960 

— 

37019 

7302 

577 

40560 

— 

40619 

8526 

518 

37020 

— 

37079 

7322 

578 

40620 

— 

40679 

8548 

519 

37080 

• — 

37139 

7342 

579 

40680 

— 

40739 

8568 

520 

37140 

— 

37199 

7362 

580 

40740 

— 

40799 

8590 

521 

37200 

— 

37259 

7382 

581 

40800 



40859 

8610 

522 

37260 

— 

37319 

7402 

582 

40860 

— 

40919 

8630 

523 

37320 

— 

37379 

7422 

583 

40920 

— 

40979 

8652 

524 

37380 

— 

37439 

7442 

584 

40980 

— 

41039 

8672 

525 

37440 

— 

37499 

7462 

585 

41040 

— 

41099 

8694 

526 

37500 

— 

37559 

7482 

586 

41100 

— 

41159 

8716 

527 

37560 

■ — 

37619 

7502 

587 

41160 

— 

41219 

8736 

528 

37620 

— 

37679 

7522 

588 

41220 

— 

41279 

8758 

529 

37680 

— 

37739 

7542 

589 

41280 

— 

41339 

8778 

530 

37740 

— 

37799 

7562 

590 

41340 

— 

41399 

8800 

531 

37800 

— 

37859 

7582 

591 

41400 

— 

41459 

8820 

532 

37860 

— 

37919 

7602 

592 

41460 

— 

41519 

8842 

533 

37920 

— 

37979 

7622 

593 

41520 

— 

41579 

8862 

534 

37980 

— 

38039 

7642 

594 

41580 

— 

41639 

8884 

535 

38040 

— 

38099 

7662 

595 

41640 

— 

41699 

8904 

536 

38100 

— 

38159 

7684 

596 

41700 

— 

41759 

8926 

537 

38160 

— 

38219 

7704 

597 

41760 

— 

41819 

8948 

538 

38220 

— 

38279 

7724 

598 

41820 

— 

41879 

8968 

539 

38280 

— 

38339 

7744 

599 

41880 

— 

41939 

8990 

540 

38340 

— 

38399 

7764 

600 

41940 

— 

41999 

9012 
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Deutsch er Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


zu versteuerndes 


zu versteuerndes 


laufende 

Nummer 

Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

601 

42000 

. - 

42059 

9032 

661 

45600 

_ 

45659 

10336 

602 

42060 

— 

42119 

9054 

662 

45660 

— 

45719 

10358 

603 

42120 

— 

42179 

9074 

663 

45720 

- — 

45779 

10380 

604 

42180 

— 

42239 

9096 

664 

45780 

— 

45839 

10402 

605 

42240 

— 

42299 

9118 

665 

45840 

— 

45899 

10424 

606 

42300 

— 

42359 

9138 

666 

45900 

— 

45959 

10448 

607 

42360 

— 

42419 

9160 

667 

45960 

— 

46019 

10470 

608 

42420 

— 

42479 

9182 

668 

46020 

— 

46079 

10492 

609 

42480 

— 

42539 

9204 

669 

46080 

— . 

46139 

10514 

610 

42540 

— 

42599 

9224 

670 

46140 

— 

46199 

10536 

611 

42600 

— 

42659 

9246 

671 

46200 

— 

46259 

10558 

612 

42660 

— 

42719 

9268 

672 

46260 

— 

46319 

10580 

613 

42720 

— 

42779 

9288 

673 

46320 

— 

46379 

10604 

614 

42780 

— . 

42839 

9310 

674 

46380 

— 

46439 

10626 

615 

42840 

— 

42899 

9332 

675 

46440 

— 

46499 

10648 

616 

42900 

— 

42959 

9354 

676 

46500 

— 

46559 

10670 

617 

42960 

— 

43019 

9374 

677 

46560 

— 

46619 

10692 

618 

43020 

— 

43079 

9396 

678 

46620 

— 

46679 

10716 

619 

43080 

— 

43139 

9418 

679 

46680 

— 

46739 

10738 

620 

43140 

— 

43199 

9440 

680 

46740 

— 

46799 

10760 

621 

43200 

— 

43259 

9460 

681 

46800 



46859 

10782 

622 

43260 

— 

43319 

9482 

682 

46860 

— 

46919 

10804 

623 

43320 

— 

43379 

9504 

683 

46920 

— 

46979 

10828 

624 

43380 

— 

43439 

9526 

684 

46980 

— 

47039 

10850 

625 

43440 

— 

43499 

9548 

685 

47040 

— 

47099 

10872 

626 

43500 

— 

43559 

9568 

686 

47100 

— 

47159 

10894 

627 

43560 

— 

43619 

9590 

687 

47160 

— 

47219 

10918 

628 

43620 

— 

43679 

9612 

688 

47220 

— 

47279 

10940 

629 

43680 

— 

43739 

9634 

689 

47280 

— 

47339 

10962 

630 

43740 

— 

43799 

9656 

690 

47340 

— 

47399 

10986 

631 

43800 

— 

43859 

9678 

691 

47400 

— 

47459 

11008 

632 

43860 

— 

43919 

9700 

692 

47460 

— 

47519 

11030 

633 

43920 

— 

43979 

9720 

693 

47520 

— 

47579 

11054 

634 

43980 

— 

44039 

9742 

694 

47580 

— 

47639 

11076 

635 

44040 

— 

44099 

9764 

695 

47640 

— 

47699 

11098 

636 

44100 

— 

44159 

9786 

696 

47700 

— 

47759 

11122 

637 

44160 

— 

44219 

9808 

697 

47760 

— 

47819 

11144 

638 

44220 

- — 

44279 

9830 

698 

47820 

— 

47879 

11166 

639 

44280 

— 

44339 

9852 

699 

47880 

— 

47939 

11190 

640 

44340 

— 

44399 

9874 

700 

46940 

— 

47999 

11212 

641 

44400 

— 

44459 

9896 

701 

48000 



48059 

11234 

642 

44460 

— 

44519 

9918 

702 

48060 

— 

48119 

11258 

643 

44520 

— 

44579 

9940 

703 

48120 

— 

48179 

11280 

644 

44580 

— 

44639 

9962 

704 

48180 

— 

48239 

11302 

645 

44640 

— 

44699 

9984 

705 

48240 

— 

48299 

11326 

646 

44700 

— 

44759 

10006 

706 

48300 

— 

48359 

11348 

647 

44760 

— 

44819 

10028 

707 

48360 

— 

48419 

11372 

648 

44820 

— • 

44879 

10050 

708 

48420 

— 

48479 

11394 

649 

44880 

— 

44939 

10072 

709 

48480 

— 

48539 

11418 

650 

44940 

— 

44999 

10094 

710 

48540 

— 

48599 

11440 

651 

45000 

— 

45059 

10116 

711 

48600 

— 

48659 

11462 

652 

45060 

— 

45119 

10138 

712 

48660 

— 

48719 

11486 

653 

45120 

— 

45179 

10160 

713 

48720 

— 

48779 

11508 

654 

45180 

— 

45239 

10182 

714 

48780 

— 

48839 

11532 

655 

45240 

— 

45299 

10204 

715 

48840 

— 

48899 

11554 

656 

45300 

— 

45359 

10226 

716 

48900 

— 

48959 

11578 

657 

45360 

— 

45419 

10248 

717 

48960 

— 

49019 

11600 

658 

45420 

— 

45479 

10270 

718 

49020 

— 

49079 

11624 

659 

45480 

— 

45539 

10292 

719 

49080 

— 

49139 

11646 

660 

45540 

— 

45599 

10314 

720 

49140 

— 

49199 

11670 
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Drucksache 7/1470 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 


zu versteuerndes 
Einkommen 


Steuerschuld 


laufende 


zu versteuerndes 
Einkommen 


Steuerschuld 


Nummer 

in 

von 

DM 

bis 

in DM 

Nummer 

in 

von 

DM 

bis 

in DM 

721 

49200 

__ 

49259 

11692 

781 

52800 



52859 

13098 

722 

49260 

— 

49319 

11716 

782 

52860 

— 

52919 

13122 

723 

49320 

— 

49379 

11738 

783 

52920 

— 

52979 

13146 

724 

49380 

— 

49439 

11762 

784 

52980 

— 

53039 

13170 

725 

49440 

— 

49499 

11784 

785 

53040 

— 

53099 

13192 

726 

49500 

- — 

49559 

11808 

786 

53100 

— 

53159 

13216 

727 

49560 

— 

49619 

11830 

787 

53160 

— 

53219 

13240 

728 

49620 

— 

49679 

11854 

788 

53220 

— 

53279 

13264 

729 

49680 

— 

49739 

11876 

789 

53280 

— 

53339 

13288 

730 

49740 

— 

49799 

11900 

790 

53340 

— 

53399 

13312 

731 

49800 

— 

49859 

11924 

791 

53400 

— 

53459 

13336 

732 

49860 

— 

49919 

11946 

792 

53460 

— 

53519 

13360 

733 

49920 

— 

49979 

11970 

793 

53520 

— 

53579 

13384 

734 

49980 

— 

50039 

11992 

794 

53580 

— . 

53639 

13408 

735 

50040 

— 

50099 

12016 

795 

53640 

— 

53699 

13432 

736 

50100 

— 

50159 

12040 

796 

53700 

— 

53759 

13456 

737 

50160 

— 

50219 

12062 

797 

53760 

— 

53819 

13480 

738 

50220 

— 

50279 

12086 

798 

53820 

— 

53879 

13504 

739 

50280 

— 

50339 

12108 

799 

53880 

— 

53939 

13528 

740 

50340 

— 

50399 

12132 

800 

53940 

— 

53999 

13552 

741 

50400 

__ 

50459 

12156 

801 

54000 

— 

54059 

13576 

742 

50460 

— 

50519 

12178 

802 

54060 

— 

54119 

13600 

743 

50520 

— 

50579 

12202 

803 

54120 

— 

54179 

13624 

744 

50580 

— 

50639 

12226 

804 

54180 

— 

54239 

13648 

745 

50640 

— 

50699 

12248 

805 

54240 

— 

54299 

13672 

746 

50700 

— 

50759 

12272 

806 

54300 

— 

54359 

13696 

747 

50760 

— 

50819 

12296 

807 

54360 

— 

54419 

13720 

748 

50820 

— 

50879 

12318 

808 

54420 

— 

54479 

13744 

749 

50880 

— 

50939 

12342 

809 

54480 

— 

54539 

13770 

750 

50940 

— 

50999 

12366 

810 

54540 

— 

54599 

13794 

751 

51000 

— 

51059 

12390 

811 

54600 

— 

54659 

13818 

752 

51060 

— 

51119 

12412 

812 

54660 

— 

54719 

13842 

753 

51120 

— 

51179 

12436 

813 

54720 

— . 

54779 

13866 

754 

51180 

— 

51239 

12460 

814 

54780 

— 

54839 

13890 

755 

51240 

— 

51299 

12482 

815 

54840 

— • 

54899 

13914 

756 

51300 

— 

51359 

12506 

816 

54900 

— 

54959 

13938 

757 

51360 

— . 

51419 

12530 

817 

54960 

— 

55019 

13962 

758 

51420 

— 

51479 

12554 

818 

55020 

— 

55079 

13988 

759 

51480 

— 

51539 

12576 

819 

55080 

— 

55139 

14012 

760 

51540 

— 

51599 

12600 

820 

55140 

— 

55199 

14036 

761 

51600 



51659 

12624 

821 

55200 

. — - 

55259 

14060 

762 

51660 

— 

51719 

12648 

822 

55260 

— 

55319 

14084 

763 

51720 

— 

51779 

12672 

823 

55320 

— 

55379 

14108 

764 

51780 

— 

51839 

12694 

824 

55380 

— 

55439 

14132 

765 

51840 

— 

51899 

12718 

825 

55440 

— 

55499 

14158 

766 

51900 

— 

51959 

12742 

826 

55500 

— 

55559 

14182 

767 

51960 

— 

52019 

12766 

827 

55560 

— 

55619 

14206 

768 

52020 

— 

52079 

12790 

828 

55620 

— ■ 

55679 

14230 

769 

52080 

— 

52139 

12812 

829 

55680 

— 

55739 

14254 

770 

52140 

— 

52199 

12836 

830 

55740 

— 

55799 

14280 

771 

52200 

— 

52259 

12860 

831 

55800 

— 

55859 

14304 

772 

52260 

— 

52319 

12884 

832 

55860 

— 

55919 

14328 

773 

52320 

— 

52379 

12908 

833 

55920 

— 

55979 

14352 

774 

52380 

— 

52439 

12932 

834 

55980 

— 

56039 

14376 

775 

52440 

— 

52499 

12954 

835 

56040 

— 

56099 

14402 

776 

52500 

— 

52559 

12978 

836 

56100 

— 

56159 

14426 

777 

52560 

— 

52619 

13002 

837 

56160 

— 

56219 

14450 

778 

52620 

— 

52679 

13026 

838 

56220 

— 

56279 

14474 

779 

52680 

— 

82739 

13050 

839 

56280 

— 

56339 

14500 

780 

52740 

— 

52799 

13074 

840 

56340 

— 

56399 

14524 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 

zu versteuerndes 

laufende Einkommen Steuerschuld 

Nummer in DM in DM 

von bis 

14548 
14572 
14598 
14622 
14646 
14672 
14696 
14720 
14746 
14770 
14794 
14820 
14844 

14868 C7 J. UU / UU KJXJiJyJC/ 1 VJO / KJ 

14894 915 60840 — 60899 16396 

14918 916 60900 — 60959 16420 

14942 917 60960 — 61019 16446 

14968 918 61020 — 61079 16472 

14992 919 61080 — 61139 16496 

15016 920 61140 — 61199 16522 


861 

57600 

— 

57659 

15042 

921 

61200 

— 

61259 

16548 

862 

57660 

— 

57719 

15066 

922 

61260 

— 

61319 

16574 

863 

57720 

— 

57779 

15092 

923 

61320 

— 

61379 

16598 

864 

57780 

— 

57839 

15116 

924 

61380 

— 

61439 

16624 

865 

57840 

— 

57899 

15140 

925 

61440 

— 

61499 

16650 

866 

57900 

— 

57959 

15166 

926 

61500 

— 

61559 

16676 

867 

57960 

— 

58019 

15190 

927 

61560 

— 

61619 

16700 

868 

58020 

— 

58079 

15216 

928 

61620 

— 

61679 

16726 

869 

58080 

— 

58139 

15240 

929 

61680 

— 

61739 

16752 

870 

58140 

— 

58199 

15264 

930 

61740 

— 

61799 

16778 

871 

58200 

— 

58259 

15290 

931 

61800 

— 

61859 

16802 

872 

58260 

— 

58319 

15314 

932 

61860 

— 

61919 

16828 

873 

58320 

— 

58379 

15340 

933 

61920 

— 

61979 

16854 

874 

58380 

• — 

58439 

15364 

934 

61980 

— 

62039 

16880 

875 

58440 

— 

58499 

15390 

935 

62040 

— 

62099 

16904 

876 

58500 

— 

58559 

15414 

936 

62100 

— 

62159 

16930 

877 

58560 

— ■ 

58619 

15440 

937 

62160 

— 

62219 

16956 

878 

58620 

— 

58679 

15464 

938 

62220 

— 

62279 

16982 

879 

58680 

— 

58739 

15490 

939 

62280 

— - 

62339 

17008 

880 

58740 

— 

58799 

15514 

940 

62340 

- 

62399 

17032 

881 

58800 

— 

58859 

15540 

941 

62400 



62459 

17058 

882 

58860 

— 

58919 

15564 

942 

62460 

— 

62519 

17084 

883 

58920 

— 

58979 

15590 

943 

62520 

— 

62579 

17110 

884 

58980 

— 

59039 

15614 

944 

62580 

— 

62639 

17136 

885 

59040 

— 

59099 

15640 

945 

62640 

— 

62699 

17162 

886 

59100 

— 

59159 

15664 

946 

62700 

— 

62759 

17186 

887 

59160 

— 

59219 

15690 

947 

62760 

— 

62819 

17212 

888 

59220 

— 

59279 

15714 

948 

62820 

— 

62879 

17238 

889 

59280 

— . 

59339 

15740 

949 

62880 

— 

62939 

17264 

890 

59340 

— 

59399 

15764 

950 

62940 

— 

62999 

17290 

891 

59400 

— 

59459 

15790 

951 

63000 

— 

63059 

17316 

892 

59460 

— 

59519 

15814 

952 

63060 

— 

63119 

17340 

893 

59520 

— 

59579 

15840 

953 

63120 

— 

63179 

17366 

894 

59580 

— 

59639 

15866 

954 

63180 

— 

63239 

17392 

895 

59640 

— 

59699 

15890 

955 

63240 

— 

63299 

17418 

896 

59700 

— 

59759 

15916 

956 

63300 

— 

63359 

17444 

897 

59760 

— 

59819 

15940 

957 

63360 

— 

63419 

17470 

898 

59820 

— 

59879 

15966 

958 

63420 

— 

63479 

17496 

899 

59880 

— 

59939 

15990 

959 

63480 

— 

63539 

17522 

900 

59940 

— 

59999 

16016 

960 

63540 

— 

63599 

17548 


841 

56400 

— 

56459 

842 

56460 

— 

56519 

843 

56520 

— 

56579 

844 

56580 

— 

56639 

845 

56640 

— 

56699 

846 

56700 

— 

56759 

847 

56760 

— 

56819 

848 

56820 

— 

56879 

849 

56880 

— 

56939 

850 

56940 

— 

56999 

851 

57000 

— 

57059 

852 

57060 

— 

57119 

853 

57120 

— 

57179 

854 

57180 

— ■ 

57239 

855 

57240 

— 

57299 

856 

57300 

— 

57359 

857 

57360 

— 

57419 

858 

57420 

— 

57479 

859 

57480 

— 

57539 

860 

57540 



57599 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

961 

63600 



63659 

17574 

1021 

67200 


67259 

19140 

962 

63660 

— 

63719 

17598 

1022 

67260 

— 

67319 

19166 

963 

63720 

- — 

63779 

17624 

1023 

67320 

— 

67379 

19192 

964 

63780 

— 

63839 

17650 

1024 

67380 

— 

67439 

19220 

965 

63840 

— 

63899 

17676 

1025 

67440 

— 

67499 

19246 

966 

63900 

— 

63959 

17702 

1026 

67500 

— 

67559 

19272 

967 

63960 

— 

64019 

17728 

1027 

67560 

— 

67619 

19298 

968 

64020 

— 

64079 

17754 

1028 

67620 

— 

67679 

19324 

969 

64080 

— 

64139 

17780 

1029 

67680 

— 

67739 

19352 

970 

64140 

— 

64199 

17806 

1030 

67740 

— 

67799 

19378 

971 

64200 

— 

64259 

17832 

1031 

67800 

— 

67859 

19404 

972 

64260 

— 

64319 

17858 

1032 

67860 

— 

67919 

19430 

973 

64320 

— 

64379 

17884 

1033 

67920 

— 

67979 

19458 

974 

64380 

■ — 

64439 

17910 

1034 

67980 

— 

68039 

19484 

975 

64440 

— 

64499 

17936 

1035 

68040 

— 

68099 

19510 

976 

64500 

— 

64559 

17962 

1036 

68100 

— 

68159 

19536 

977 

64560 

— 

64619 

17988 

1037 

68160 

— 

68219 

19564 

978 

64620 

— 

64679 

18014 

1038 

68220 

- — 

68279 

19590 

979 

64680 

— 

64739 

18040 

1039 

68280 

— 

68339 

19616 

980 

64740 

— 

64799 

18066 

1040 

68340 

— 

68399 

19644 

981 

64800 



64859 

18092 

1041 

68400 

— 

68459 

19670 

982 

64860 

— 

64919 

18118 

1042 

68460 

— 

68519 

19696 

983 

64920 

— 

64979 

18144 

1043 

68520 

— 

68579 

19722 

984 

64980 

— 

65039 

18170 

1044 

68580 

— . 

68639 

19750 

985 

65040 

— 

65099 

18196 

1045 

68640 

— 

68699 

19776 

986 

65100 

— 

65159 

18222 

1046 

68700 

— 

68759 

19802 

987 

65160 

— 

65219 

18248 

1047 

68760 

— 

68819 

19830 

988 

65220 

— 

65279 

18274 

1048 

68820 

— 

68879 

19856 

989 

65280 

— 

65339 

18300 

1049 

68880 

— 

68939 

19882 

990 

65340 

— 

65399 

18326 

1050 

68940 

— 

68999 

19910 

991 

65400 

— 

65459 

18352 

1051 

69000 

- 

69059 

19936 

992 

65460 

— 

65519 

18378 

1052 

69060 

— 

69119 

19962 

993 

65520 

— 

65579 

18404 

1053 

69120 

— 

69179 

19988 

994 

65580 

— 

65639 

18430 

1054 

69180 

— 

69239 

20016 

995 

65640 

— 

65699 

18456 

1055 

69240 

— 

69299 

20042 

996 

65700 

— 

65759 

18484 

1056 

69300 

— 

69359 

20068 

997 

65760 

— 

65819 

18510 

1057 

69360 

— 

69419 

20096 

998 

65820 

— 

65879 

18536 

1058 

69420 

— 

69479 

20122 

999 

65880 

— 

65939 

18562 

1059 

69480 

— 

69539 

20150 

1000 

65940 

— 

65999 

18588 

1060 

69540 

— 

69599 

20176 

1001 

66000 

. — . 

66059 

18614 

1061 

69600 


69659 

20202 

1002 

66060 

— 

66119 

18640 

1062 

69660 

— 

69719 

20230 

1003 

66120 

— 

66179 

18666 

1063 

69720 

— 

69779 

20256 

1004 

66180 

— 

66239 

18692 

1064 

69780 

— 

69839 

20282 

1005 

66240 

— 

66299 

18718 

1065 

69840 

— 

69899 

20310 

1006 

66300 

— 

66359 

18746 

1066 

69900 

— 

69959 

20336 

1007 

66360 

— 

66419 

18772 

1067 

69960 

— 

70019 

20364 

1008 

66420 

— 

66479 

18798 

1068 

70020 

— 

70079 

20390 

1009 

66480 

— 

66539 

18824 

1069 

70080 

■ — 

70139 

20416 

1010 

66540 

— 

66599 

18850 

1070 

70140 

— 

70199 

20444 

1011 

66600 

- — - 

66659 

18876 

1071 

70200 

— 

70259 

20470 

1012 

66660 

— 

66719 

18902 

1072 

70260 

- — 

70319 

20498 

1013 

66720 

— 

66779 

18930 

1073 

70320 

— 

70379 

20524 

1014 

66780 

— 

66839 

18956 

1074 

70380 

— 

70439 

20550 

1015 

66840 

— 

66899 

18982 

1075 

70440 

— 

70499 

20578 

1016 

66900 

— 

66959 

19008 

1076 

70500 

— 

70559 

20604 

1017 

66960 

— 

67019 

19034 

1077 

70560 

— 

70619 

20632 

1018 

67020 

— 

67079 

19060 

1078 

70620 

— 

70679 

20658 

1019 

67080 

— 

67139 

19088 

1079 

70680 

— 

70739 

20686 

1020 

67140 

— 

67199 

19114 

1080 

70740 

— 

70799 

20712 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

' 

Steuerschuld 
in DM 

i ! 

j laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

1081 

70800 



70859 

20738 

1141 

74400 



74459 

22366 

1082 

70860 

— 

70919 

20766 

1142 

74460 

— 

74519 

22394 

1083 

70920 

— 

70979 

20792 

1143 

74520 

— 

74579 

22420 

1084 

70980 

— 

71039 

20820 

1144 

74580 

— 

74639 

22448 

1085 

71040 

— 

71099 

20846 

1145 

74640 

— 

74699 

22476 

1086 

71100 

— 

71159 

20874 

1146 

74700 

— 

74759 

22502 

1087 

71160 

— 

71219 

20900 

1147 

74760 

— 

74819 

22530 

1088 

71220 

— 

71279 

20928 

1148 

74820 

— 

74879 

22558 

1089 

71280 

— 

71339 

20954 

1149 

74880 

— 

74939 

22584 

1090 

71340 

— 

71399 

20982 

1150 

74940 

- - 

74999 

22612 

1091 

71400 

— 

71459 

21008 

1151 

75000 

— 

75059 

22640 

1092 

71460 

— 

71519 

21036 

1152 

75060 

— 

75119 

22668 

1093 

71520 

— 

71579 

21062 

1153 

75120 

— 

75179 

22694 

1094 

71580 

— 

71639 

21090 

1154 

75180 

— 

75239 

22722 

1095 

71640 

— ■ 

71699 

21116 

1155 

75240 

— 

75299 

22750 

1096 

71700 

- 

71759 

21144 

1156 

75300 

— 

75359 

22776 

1097 

71760 

— 

71819 

21170 

1157 

75360 

— 

75419 

22804 

1098 

71820 

— 

71879 

21198 

1158 

75420 

— 

75479 

22832 

1099 

71880 

— 

71939 

21224 

1159 

75480 

— 

75539 

22860 

1100 

71940 

— 

71999 

21252 

! 

1160 

75540 

— 

75599 

22886 

1101 

72000 

— 

72059 

21278 

1161 

75600 



75659 

22914 

1102 

72060 

— 

72119 

21306 

1162 

75660 

— 

75719 

22942 

1103 

72120 

— 

72179 

21332 

1163 

75720 

- — 

75779 

22970 

1104 

72180 

— 

72239 

21360 

1164 

75780 

— 

75839 

22996 

1105 

72240 

— 

72299 

21386 

1165 

75840 

— 

75899 

23024 

1106 

72300 

— 

72359 

21414 

1166 

75900 

— 

75959 

23052 

1107 

72360 

— 

72419 

21440 

1167 

75960 

— 

76019 

23080 

1108 

72420 

— 

72479 

21468 

1168 

76020 

— 

76079 

23106 

1109 

72480 

— 

72539 

21494 

1169 

76080 

— 

76139 

23134 

1110 

72540 

— 

72599 

21522 

1170 

76140 

— 

76199 

23162 

1111 

72600 

— 

72659 

21550 

1171 

76200 

— 

76259 

23190 

1112 

72660 

— 

72719 

21576 

1172 

76260 

— 

76319 

23216 

1113 

72720 

— 

72779 

21604 

1173 

76320 

— 

76379 

23244 

1114 

72780 

— 

72839 

21630 

1174 

76380 

- — 

76439 

23272 

1115 

72840 

— 

72899 

21658 

1175 

76440 

— 

76499 

23300 

1116 

72900 

— 

72959 

21684 

1176 

76500 

— 

76559 

23326 

1117 

72960 

— 

73019 

21712 

1177 

76560 

— 

76619 

23354 

1118 

73020 

— 

73079 

21740 

1178 

76620 

— 

76679 

23382 

1119 

73080 

— 

73139 

21766 

1179 

76680 

— 

76739 

23410 

1120 

73140 

— 

73199 

21794 

1180 

76740 

— 

76799 

23438 

1121 

73200 

— 

73259 

21820 

1181 

76800 

— 

76859 

23464 

1122 

73260 

— 

73319 

21848 

1182 

76860 

— 

76919 

23492 

1123 

73320 

— 

73379 

21876 

1183 

76920 

- — 

76979 

23520 

1124 

73380 

— 

73439 

21902 

1184 

76980 

— - 

77039 

23548 

1125 

73440 

— 

73499 

21930 

1185 

77040 

— 

77099 

23576 

1126 

73500 

— 

73559 

21956 

1186 

77100 

— 

77159 

23602 

1127 

73560 

— 

73619 

21984 

1187 

77160 

— 

77219 

23630 

1128 

73620 

— 

73679 

22012 

1188 

77220 

— 

77279 

23658 

1129 

73680 

— 

74739 

22038 

1189 

77280 

- — ■ 

77339 

23686 

1130 

73740 

— 

73799 

22066 ; 

1190 

77340 

— 

77399 

23714 

1131 

73800 

— 

73859 

22092 

1191 

77400 

— 

77459 

23742 

1132 

73860 

— 

73919 

22120 

1192 

77460 

— 

77519 

23768 

1133 

73920 

— 

73979 

22148 

1193 

77520 

— 

77579 

23796 

1134 

73980 

— 

74039 

22174 

1194 

77580 

— 

77639 

23824 

1135 

74040 

— 

74099 

22202 

1195 

77640 

— 

77699 

23852 

1136 

74100 

— 

74159 

22230 

1196 

77700 

— 

77759 

23880 

1137 

74160 

— 

74219 

22256 

1197 

77760 

— 

77819 

23908 

1138 

74220 

— 

74279 

22284 

1198 

77820 

— 

77879 

23934 

1139 

74280 

— 

74339 

22312 

1199 

77880 

— 

77939 

23962 

1140 

74340 

— 

74399 

22338 | 

1200 

77940 

■ — 

77999 

23990 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

1201 

78000 



78059 

24018 

1202 

78060 

— 

78119 

24046 

1203 

78120 

— 

78179 

24074 

1204 

78180 

— 

78239 

24102 

1205 

78240 

— 

78299 

24128 

1206 

78300 

— 

78359 

24156 

1207 

78360 

— 

78419 

24184 

1208 

78420 

— 

78479 

24212 

1209 

78480 

— 

78539 

24240 

1210 

78540 

— 

78599 

24268 

1211 

78600 

— 

78659 

24296 

1212 

78660 

— 

78719 

24324 

1213 

78720 

— 

78779 

24352 

1214 

78780 

— 

78839 

24378 

1215 

78840 

— - 

78899 

24406 

1216 

78900 

— 

78959 

24434 

1217 

78960 

— 

79019 

24462 

1218 

79020 

— 

79079 

24490 

1219 

79080 

— 

79139 

24518 

1220 

79140 

— 

79199 

24546 

1221 

79200 

— 

79259 

24574 

1222 

79260 

— 

79319 

24602 

1223 

79320 

— • 

79379 

24630 

1224 

79380 

— 

79439 

24658 

1225 

79440 

— 

79499 

24686 

1226 

79500 

— 

79559 

24712 

1227 

79560 

— 

79619 

24740 

1228 

79620 

— 

79679 

24768 

1229 

79680 

— 

79739 

24796 

1230 

79740 

— 

79799 

24824 

1231 

79800 

— 

79859 

24852 

1232 

79860 

— 

79919 

24880 

1233 

79920 

— 

79979 

24908 

1234 

79980 

— 

80039 

24936 

1235 

80040 

— 

80099 

24964 

1236 

80100 

— 

80159 

24992 

1237 

80160 

— 

80219 

25020 

1238 

80220 

— 

80279 

25048 

1239 

80280 

— 

80339 

25076 

1240 

80340 

— 

80399 

25104 

1241 

80400 



80459 

25132 

1242 

80460 

— 

80519 

25160 

1243 

80520 

— 

80579 

25188 

1244 

80580 

— 

80639 

25216 

1245 

80640 

— 

80699 

25244 

1246 

80700 

— - 

80759 

25272 

1247 

80760 

— 

80819 

25300 

1248 

80820 

— 

80879 

25328 

1249 

80880 

— 

80939 

25356 

1250 

80940 

— 

80999 

25384 

1251 

81000 

— 

81059 

25412 

1252 

81060 

— 

81119 

25440 

1253 

81120 

— 

81179 

25468 

1254 

81180 

— 

81239 

25496 

1255 

81240 

— 

81299 

25524 

1256 

81300 

— 

81359 

25552 

1257 

81360 

— 

81419 

25580 

1258 

81420 

— 

81479 

25608 

1259 

81480 

— 

81539 

25636 

1260 

81540 

— 

81599 

25664 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

1261 

81600 



81659 

25692 

1262 

81660 

— 

81719 

25720 

1263 

81720 

— 

81779 

25748 

1264 

81780 

— 

81839 

25776 

1265 

81840 

— • 

81899 

25804 

1266 

81900 

— 

81959 

25832 

1267 

81960 

— 

82019 

25860 

1268 

82020 

— 

82079 

25888 

1269 

82080 

— 

82139 

25916 

1270 

82140 

— 

82199 

25944 

1271 

82200 

— 

82259 

25972 

1272 

82260 

— 

82319 

26000 

1273 

82320 

— 

82379 

26028 

1274 

82380 

— 

82439 

26056 

1275 

82440 

— 

82499 

26084 

1276 

82500 

— 

82559 

26112 

1277 

82560 

— 

82619 

26142 

1278 

82620 

— 

82679 

26170 

1279 

82680 

— 

82739 

26198 

1280 

82740 

— 

82799 

26226 

1281 

82800 

— 

82859 

26254 

1282 

82860 

— 

82919 

26282 

1283 

82920 

— 

82979 

26310 

1284 

82980 

— • 

83039 

26338 

1285 

83040 

— 

83099 

26366 

1286 

83100 

— 

83159 

26394 

1287 

83160 

— 

83219 

26422 

1288 

83220 

— 

83279 

26450 

1289 

83280 

— 

83339 

26480 

1290 

83340 

— ■ 

83399 

26508 

1291 

83400 

— 

83459 

26536 

1292 

83460 

— • 

83519 

26564 

1293 

83520 

— 

83579 

26592 

1294 

83580 

— 

83639 

26620 

1295 

83640 

— 

83699 

26648 

1296 

83700 

— 

83759 

26676 

1297 

83760 

— 

83819 

26704 

1298 

83820 

— 

83879 

26732 

1299 

83880 

— 

83939 

26762 

1300 

83940 

— 

83999 

26790 

1301 

84000 

— 

84059 

26818 

1302 

84060 

— 

84119 

26846 

1303 

84120 

— 

84179 

26874 

1304 

84180 

— 

84239 

26902 

1305 

84240 

— 

84299 

26930 

1306 

84300 

— 

84359 

26958 

1307 

84360 

— 

84419 

26988 

1308 

84420 

— 

84479 

27016 

1309 

84480 

— 

84539 

27044 

1310 

84540 

— 

84599 

27072 

1311 

84600 

— 

84659 

27100 

1312 

84660 

— 

84719 

27128 

1313 

84720 

— 

84779 

27156 

1314 

84780 

— - 

84839 

27186 

1315 

84840 

— 

84899 

27214 

1316 

84900 

— 

84959 

27242 

1317 

84960 

— 

85019 

27270 

1318 

85020 

— 

85079 

27298 

1319 

85080 

— 

85139 

27326 

1320 

85140 

— 

85199 

27354 
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zu versteuerndes 

laufende Einkommen Steuerschuld 

Nummer in DM in DM 


1 

von 


bis 


1321 

85200 



85259 

27384 

1322 

85260 

— ■ 

85319 

27412 

1323 

85320 

— 

85379 

27440 

1324 

85380 

— 

85439 

27468 

1325 

85440 

— 

85499 

27496 

1326 

85500 

— 

85559 

27524 

1327 

85560 

— 

85619 

27554 

1328 

85620 

— 

85679 

27582 

1329 

85680 

— . 

85739 

27610 

1330 

85740 

— 

85799 

27638 

1331 

85800 

— 

85859 

27666 

1332 

85860 

— . 

85919 

27696 

1333 

85920 

— 

85979 

27724 

1334 

85980 

— 

86039 

27752 

1335 

86040 

— 

86099 

27780 

1336 

86100 

— 

86159 

27808 

1337 

86160 

— 

86219 

27836 

1338 

86220 

_ 

86279 

27866 

1339 

86280 

— 

86339 

27894 

1340 

86340 

— 

86399 

27922 

1341 

86400 



86459 

27950 

1342 

86460 

— 

86519 

27978 

1343 

86520 

— 

86579 

28008 

1344 

86580 

- 

86639 

28036 

1345 

86640 

— 

86699 

28064 

1346 

86700 

— 

86759 

28092 

1347 

86760 

— 

86819 

28122 

1348 

86820 

— 

86879 

28150 

1349 

86880 

— 

86939 

28178 

1350 

86940 

— 

86999 

28206 

1351 

87000 

— 

87059 

28234 

1352 

87060 

— 

87119 

28264 

1353 

87120 

— • 

87179 

28292 

1354 

87180 

— 

87239 

28320 

1355 

87240 

— 

87299 

28348 

1356 

87300 

— 

87359 

28376 

1357 

87360 

— 

87419 

28406 

1358 

87420 

— 

87479 

28434 

1359 

87480 

— 

87539 

28462 

1360 

87540 

— 

87599 

28490 

1361 

87600 



87659 

28520 

1362 

87660 

— 

87719 

28548 

1363 

87720 

— 

87779 

28576 

1364 

87780 

— 

87839 

28604 

1365 

87840 

— 

87899 

28634 

1366 

87900 

— 

87959 

28662 

1367 

87960 

— 

88019 

28690 

1368 

88020 

— 

88079 

28718 

1369 

88080 

— 

88139 

28748 

1370 

88140 

— - 

88199 

28776 

1371 

88200 

— 

88259 

28804 

1372 

88260 

— 

88319 

28832 

1373 

88320 

— 

88379 

28862 

1374 

88380 

— 

88439 

28890 

1375 

88440 

— 

88499 

28918 

1376 

88500 

— 

88559 

28946 

1377 

88560 

— 

88619 

28976 

1378 

88620 

— 

88679 

29004 

1379 

88680 

— 

88739 

29032 

1380 

88740 

— 

88799 

29060 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 
zu versteuerndes 

laufende Einkommen Steuerschuld 

Nummer in DM in DM 


~ 1 

von 


bis 


1381 

88800 



88859 

29090 

1382 

88860 

— 

88919 

29118 

1383 

88920 

— 

88979 

29146 

1384 

88980 

, 

89039 

29176 

1385 

89040 

— 

89099 

29204 

1386 

89100 

— 

89159 

29232 

1387 

89160 

— 

89219 

29260 

1388 

89220 

— 

89279 

29290 

1389 

89280 

— 

89339 

29318 

1390 

89340 

— 

89399 

29346 

1391 

89400 

— 

89459 

29376 

1392 

89460 

— 

89519 

29404 

1393 

89520 

— 

89579 

29432 

1394 

89580 



89639 

29460 

1395 

89640 

— 

89699 

29490 

1396 

89700 

— 

89759 

29518 

1397 

89760 

* 

89819 

29546 

1398 

89820 

— 

89879 

29576 

1399 

89880 



89939 

29604 

1400 

89940 

— 

89999 

29632 

1401 

90000 



90059 

29660 

1402 

90060 

— 

90119 

29690 

1403 

90120 

— 

90179 

29718 

1404 

90180 

— 

90239 

29746 

1405 

90240 

— 

90299 

29776 

1406 

90300 

— 

90359 

29804 

1407 

90360 

— 

90419 

29832 

1408 

90420 

— 

90479 

29862 

1409 

90480 

— 

90539 

29890 

1410 

90540 

— 

90599 

29918 

1411 

90600 

— 

90659 

29946 

1412 

90660 

— 

90719 

29976 

1413 

90720 

— 

90779 

30004 

1414 

90780 

— 

90839 

30032 

1415 

90840 

— 

90899 

30062 

1416 

90900 

— 

90959 

30090 

1417 

90960 

— 

91019 

30118 

1418 

91020 

— 

91079 

30148 

1419 

91080 

— 

91139 

30176 ' 

1420 

91140 

— 

91199 

30204 

1421 

91200 

— 

91259 

30234 

1422 

91260 

— 

91319 

30262 

1423 

91320 

— 

91379 

30290 

1424 

91380 

— 

91439 

' 30320 

1425 

91440 

— 

91499 

30348 

1426 . 

91500 

— 

91559 

30376 

1427 

91560 

— 

91619 

30406 

1428 

91620 

— 

91679 

30434 

1429 

91680 

— 

91739 

30462 

1430 

91740 

— 

91799 

30492 

1431 

91800 

— 

91859 

30520 

1432 

91860 

— 

91919 

30548 

1433 

91920 

— 

91979 

30578 

1434 

91980 

— 

92039 

30606 

1435 

92040 

— 

92099 

30634 

1436 

92100 

— 

92159 

30664 

1437 

92160 

— 

92219 

30692 

1438 

92220 

— 

92279 

30720 

1439 

92280 

— 

92339 

30750 

1440 

92340 

— 

92399 

30778 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 

zu versteuerndes I zu versteuerndes 

laufende Einkommen j Steuerschuld laufende Einkommen Steuerschuld 

Nummer in DM ! in DM Nummer in DM in DM 



von 


bis | 



von 


bis | 


1441 

92400 



92459 

30806 

1501 

96000 



96119 

32532 

1442 

92460 

— 

92519 

30836 

1502 

96120 

— 

96239 

32588 

1443 

92520 

— 

92579 

30864 

1503 

96240 

— 

96359 

32646 

1444 

92580 

— 

92639 

30892 

1504 

96360 

— 

96479 

32704 

1445 

92640 

— 

92699 

30922 

1505 

96480 

— 

96599 

32762 

1446 

92700 

— 

92759 

30950 

1506 

96600 

— 

96719 

32820 

1447 

92760 

— 

92819 

30980 

1507 

96720 

— 

96839 

32876 

1448 

92820 

— 

92879 

31008 

1508 

96840 

— 

96959 

32934 

1449 

92880 

— 

92939 • 

31036 

1509 

96960 

— 

97079 

32992 

1450 

92940 

— 

92999 

31066 

1510 

97080 

— 

97199 

33050 

1451 

93000 

— 

93059 

31094 

1511 

97200 

— 

97319 

33108 

1452 

93060 

— 

93119 

31122 

1512 

97320 

— 

97439 

33166 

1453 

93120 

— 

93179 

31152 

1513 

97440 

— 

97559 

33224 

1454 

93180 

— 

93239 

31180 

1514 

97560 

— 

97679 

33282 

1455 

93240 

— 

93299 

31208 

1515 

97680 

— 

97799 

33338 

1456 

93300 

— 

93359 

31238 

1516 

97800 

— 

97919 

33396 

1457 

93360 

— 

93419 

31266 

1517 

97920 

— 

98039 

33454 

1458 

93420 

— 

93479 

31296 

1518 

98040 

— 

98159 

33512 

1459 

93480 

— 

93539 

31324 

1519 

98160 

— 

98279 

33570 

1460 

93540 

— 

93599 

31352 

1520 

98280 

— 

98399 

33628 

1461 

93600 



93659 

31382 

1521 

98400 

— 

98519 

33686 

1462 

93660 

— 

93719 

31410 

1522 

98520 

— 

98639 

33744 

1463 

93720 

— 

93779 

31438 

1523 

98640 

— 

98759 

33802 

1464 

93780 

— 

93839 

31468 

1524 

98760 

— 

98879 

33860 

1465 

93840 

— 

93899 

31496 

1525 

98880 

— 

98999 

33918 

1466 

93900 

— 

93959 

31524 

1526 

99000 

— 

99119 

33976 

1467 

93960 

— 

94019 

31554 

1527 

99120 

— 

99239 

34034 

1468 

94020 

— 

94079 

31582 

1528 

99240 

— 

99359 

34092 

1469 

94080 

— 

94139 

31612 

1529 

99360 

— 

99479 

34150 

1470 

94140 

— . 

94199 

31640 

1530 

99480 

— 

99599 

34208 

1471 

94200 

— 

94259 

31668 

1531 

99600 

— 

99719 

34266 

1472 

94260 

— 

94319 

31698 

1532 

99720 

— 

99839 

34324 

1473 

94320 

— 

94379 

31726 

1533 

99840 

— 

99959 

34382 

1474 

94380 

— 

94439 

31754 

1534 

99960 

— 

100079 

34440 

1475 

94440 

— 

94499 

31784 

1535 

100080 

— 

100199 

34498 

1476 

94500 

— 

94559 

31812 

1536 

100200 

— 

100319 

34556 

1477 

94560 

— 

94619 

31842 

1537 

100320 

— 

100439 

34614 

1478 

94620 

— 

94679 

31870 

1538 

100440 

— 

100559 

34672 

1479 

94680 

— 

94739 

31898 

1539 

• 100560 

— 

100679 

34732 

1480 

94740 

— 

94799 

31928 

1540 

100680 

— 

100799 

34790 

1481 

94800 



94859 

31956 

1541 

100800 



100919 

34848 

1482 

94860 

— 

94919 

31986 

1542 

100920 

— 

101039 

34906 

1483 

94920 

— 

94979 

32014 

1543 

101040 

— 

101159 

34964 

1484 

94980 

— 

95039 

32042 

1544 

101160 

— 

101279 

35022 

1485 

95040 

— 

95099 

32072 

1545 

101280 

— 

101399 

35080 

1486 

95100 

— 

95159 

32100 

1546 

101400 

— 

101519 

35138 

1487 

95160 

— 

95219 

32128 

1547 

101520 

— 

101639 

55198 

1488 

95220 

— 

95279 

32158 

! 1548 

101640' 

— 

101759 

35256 

1489 

95280 

— 

95339 

32186 

1549 

101760 

— 

101879 

35314 

1490 

95340 

— 

95399 

32216 

1550 

101880 

— 

101999 

35372 

1491 

95400 

— 

95459 

32244 

1551 

102000 

— 

102119 

35430 

1492 

95460 

— 

95519 

32272 

1552 

102120 

— 

102239 

35488 

1493 

95520 

— 

95579 

32302 

1553 

102240 

— 

102359 

35548 

1494 

95580 

— 

95639 

32330 

1554 

102360 

— 

102479 

35606 

1495 

95640 

— 

95699 

32360 

1555 

102480 

— 

102599 

35664 

1496 

95700 

— 

95759 

32388 

1556 

102600 

— 

102719 

35722 

1497 

95760 

— 

95819 

32416 

1557 

102720 

— 

102839 

35780 

1498 

95820 

— 

95879 

32446 

1558 

102840 

— 

102959 

35840 

1499 

95880 

— 

95939 

32474 

1559 

102960 

— 

103079 

35898 

1500 

95940 

— . 

95999 

32504 

1560 

103080 

— 

103199 

35956 
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laufende 

Nummer 


1561 

1562 

1563 

1564 

1565 

1566 

1567 

1568 

1569 

1570 

1571 

1572 

1573 

1574 

1575 

1576 

1577 

1578 

1579 

1580 

1581 

1582 

1583 

1584 

1585 

1586 

1587 

1588 

1589 

1590 

1591 

1592 

1593 

1594 

1595 

1596 

1597 

1598 

1599 

1600 

1601 

1602 

1603 

1604 

1605 

1606 

1607 

1608 

1609 

1610 
1611 
1612 

1613 

1614 

1615 

1616 

1617 

1618 

1619 

1620 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1 47C 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


zu versteuerndes 
Einkommen 

in DM 1 

von bis , 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

l 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschi 
in DM 

103200 



103319 

36014 

1621 

110400 



110519 

39552 

103320 

— 

103439 

36074 

1622 

110520 

— 

110639 

39612 

103440 

— 

103559 

36132 

1623 

110640 

— 

110759 

39672 

103560 

— 

103679 

36190 

1624 

110760 

— 

110879 

39730 

103680 

— 

103799 

36250 

1625 

110880 

— 

110999 

39790 

103800 

— 

103919 

36308 

1626 

111000 

— 

111119 

39850 

103920 

— 

104039 

36366 

1627 

111120 


111239 

39910 

104040 

— 

104159 

36424 

1628 

111240 

— 

111359 

39968 

104160 

— 

104279 

36484 

1629 

111360 

— 

111479 

40028 

104280 

— 

104399 

36542 

1630 

111480 

— 

111599 

40088 

104400 

— 

104519 

36600 

1631 

111600 

— 

111719 

40148 

104520 

— 

104639 

36660 

1632 

111720 

— 

111839 

40206 

104640 

— 

104759 

36718 

1633 

111840 

— 

111959 

40266 

104760 

— 

104879 

36776 

1634 

111960 

— 

112079 

40326 

104880 

— 

104999 

36836 

1635 

112080 

— 

112199 

40386 

105000 

— 

105119 

36894 

1636 

112200 

— 

112319 

40444 

105120 

— 

105239 

36954 

1637 

112320 

— 

112439 

40504 

105240 

— 

105359 

37012 

1638 

112440 

— 

112559 

40564 

105360 

— 

105479 

37070 

1639 

112560 

— 

112679 

40624 

105480 

— 

105599 

37130 

1640 

112680 

— 

112799 

40684 

105600 

— 

105719 

37188 

1641 

112800 



112919 

40744 

105720 

— 

105839 

37248 

1642 

112920 

— 

113039 

40802 

105840 

— 

105959 

37306 

1643 

113040 

— 

113159 

40862 

105960 

— 

106079 

37364 

1644 

113160 

— 

113279 

40922 

106080 

— 

106199 

37424 

1645 

113280 

— 

113399 

40982 

106200 

— 

106319 

37482 

1646 

113400 

— 

113519 

41042 

106320 

— 

106439 

37542 

1647 

113520 

— 

113639 

41102 

106440 

— 

106559 

37600 

1648 

113640 

— 

113759 

41162 

106560 

— 

106679 

37660 

1649 

113760 

— 

113879 

41220 

106680 

— 

106799 

37718 

1650 

113880 

— 

113999 

41280 

106800 

— 

106919 

37778 

1651 

114000 

— 

114119 

41340 

106920 

— 

107039 

37836 

1652 

114120 

— ■ 

114239 

41400 

107040 

— 

107159 

37896 

1653 

114240 

— 

114359 

41460 

107160 

— 

107279 

37954 

1654 

114360 

— 

114479 

41520 

107280 

— 

107399 

38014 

1655 

114480 

— 

114599 

41580 

107400 

— 

107519 

38072 

1656 

114600 

— 

114719 

41640 

107520 

— 

107639 

38132 

1657 

114720 

— 

114839 

41700 

107640 

— 

107759 

38190 

1658 

114840 

— 

114959 

41760 

107760 

— 

107879 

38250 

1659 

114960 

— 

115079 

41820 

107880 

— 

107999 

38308 

1660 

115080 

— 

115199 

41880 

108000 

— 

108119 

38368 

1661 

115200 



115319 

41940 

108120 

— 

108239 

38426 

1662 

115320 

— 

115439 

42000 

108240 

— 

108359 

38486 

1663 

115440 

— 

115559 

42058 

108360 

— 

108479 

38544 

1664 

115560 

— 

115679 

42118 

108480 

— 

108599 

38604 

1665 

115680 

— 

115799 

42178 

108600 

— 

108719 

38664 

1666 

115800 

— 

115919 

42238 

108720 

— 

108839 

38722 

1667 

115920 

— 

116039 

42298 

108840 

— 

108959 

38782 

1668 

116040 

— 

116159 

42358 

108960 

— 

109079 

38840 

1669 

116160 

— 

116279 

42420 

109080 

— 

109199 

38900 

1670 

116280 

— 

116399 

42480 

109200 

— 

109319 

38960 

1671 

116400 

— 

116519 

42540 

109320 

— 

109439 

39018 

1672 

116520 

— 

116639 

42600 

109440 

— 

109559 

39078 

1673 

116640 

— 

116759 

42660 

109560 

— 

109679 

39138 

1674 

116760 

— 

116879 

42720 

109680 

— 

109799 

39196 

1675 

116880 

— 

116999 

42780 

109800 

— 

109919 

39256 

1676 

117000 

— 

117119 

42840 

109920 

— 

110039 

39316 

1677 

117120 

— 

117239 

42900 

110040 

— 

110159 

39374 

1678 

117240 

— 

117359 

42960 

110160 

— 

110279 

39434 

1679 

117360 

— 

117479 

43020 

110280 

— 

110399 

39494 

1680 

117480 

— 

117599 

43080 


153 



Drucksache 7/1470 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


lfende 

immer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

1681 

117600 

_ 

117719 

43140 

1741 

124800 



124919 

46776 

1682 

117720 

— 

117839 

43200 

1742 

124920 

— 

125039 

46836 

1683 

117840 

— 

117959 

43260 

1743 

125040 

— 

125159 

46898 

1684 

117960 

— 

118079 

43322 

1744 

125160 

— 

125279 

46958 

1685 

118080 

— 

118199 

43382 

1745 

125280 

— 

125399 

47020 

1686 

118200 

— 

118319 

43442 

1746 

125400 

— 

125519 

47080 

1687 

118320 

— 

118439 

43502 

1747 

125520 

— 

125639 

47142 

1688 

118440 

— 

118559 

43562 

1748 

125640 

— 

125759 

47202 

1689 

118560 

- — - 

118679 

43622 

1749 

125760 

— 

125879 

47264 

1690 

118680 

— 

118799 

43682 

1750 

125880 

— 

125999 

47324 

1691 

118800 

— 

118919 

43744 

1751 

126000 

— 

126119 

47386 

1692 

118920 

— 

119039 

43804 

1752 

126120 

— 

.126239 

47446 

1693 

119040 

— 

119159 

43864 

1753 

126240 

— 

126359 

47508 

1694 

119160 

— 

119279 

43924 

1754 

126360 

— 

126479 

47570 

1695 

119280 

— 

119399 

43984 

1755 

126480 

— 

126599 

47630 

1696 

119400 

— 

119519 

44044 

1756 

126600 

— 

126719 

47692 

1697 

119520 

— 

119639 

44106 

1757 

126720 

— 

126839 

47752 

1698 

119640 


119759 

44166 

1758 

126840 

— 

126959 

47814 

1699 

119760 

— 

119879 

44226 

1759 

126960 

— 

127079 

47874 

1700 

119880 

— 

119999 

44286 

1760 

127080 

— 

127199 

47936 

1701 

120000 



120119 

44348 

1761 

127200 

— 

127319 

47998 

1702 

120120 

— 

120239 

44408 

1762 

127320 

— 

127439 

48058 

1703 

120240 

— 

120359 

44468 

1763 

127440 

— 

127559 

48120 

1704 

120360 

— 

120479 

44528 

1764 

127560 

— 

127679 

48180 

1705 

120480 

— 

120599 

44590 

1765 

127680 

— 

127799 

48242 

1706 

120600 

— 

120719 

44650 

1766 

127800 

— 

127919 

48304 

1707 

120720 

— 

120839 

44710 

1767 

127920 

— 

128039 

48364 

1708 

120840 

— 

120959 

44770 

1768 

128040 

— 

128159 

48426 

1709 

120960 

— 

121079 

44832 

1769 

128160 

— 

128279 

48488 

1710 

121080 

— 

121199 

44892 

1770 

128280 

— 

128399 

48548 

1711 

121200 

— 

121319 

44952 

1771 

128400 

— 

128519 

48610 

1712 

121320 

— 

121439 

45012 

1772 

128520 

— 

128639 

48672 

1713 

121440 

— 

121559 

45074 

1773 

128640 

— 

128759 

48732 

1714 

121560 

— 

121679 

45134 

1774 

128760 

— 

128879 

48794 

1715 

121680 

— 

121799 

45194 

1775 

128880 

— 

128999 

48856 

1716 

121800 

— 

121919 

45256 

1776 

129000 

— 

129119 

48916 

1717 

121920 

— 

122039 

45316 

1777 

129120 

— 

129239 

48978 

1718 

122040 

— 

122159 

45376 

1778 

129240 

— 

129359 

49040 

1719 

122160 

— 

122279 

45438 

1779 

129360 

— 

129479 

49100 

1720 

122280 

- 

122399 

45498 

1780 

129480 

— 

129599 

49162 

1721 

122400 

. 

122519 

45558 

1781 

129600 

— 

129719 

49224 

1722 

122520 

— 

122639 

45620 

1782 

129720 

— 

129839 

49286 

1723 

122640 

— 

122759 

45680 

1783 

129840 

— 

129959 

49346 

1724 

122760 

— 

122879 

45742 

1784 

129960 

— 

130079 

49408 

1725 

122880 

— 

122999 

45802 

1785 

130080 

— 

130199 

49470 

1726 

123000 

— 

123119 

45862 

1786 

130200 

— 

130319 

49532 

1727 

123120 

— 

123239 

45924 

1787 

130320 

— 

130439 

49592 

1728 

123240 

— 

123359 

45984 

1788 

130440 

— 

130559 

49654 

1729 

123360 

— 

123479 

46044 

1789 

130560 

— 

130679 

49716 

1730 

123480 

— 

123599 

46106 

1790 

130680 

— 

130799 

49778 

1731 

123600 

— 

123719 

46166 

1791 

130800 

— 

130919 

49838 

1732 

123720 

— 

123839 

46228 

1792 

130920 

— 

131039 

49900 

1733 

123840 

— 

123959 

46288 

1793 

131040 

— 

131159 

49962 

1734 

123960 

— 

124079 

46350 

1794 

131160 

— 

131279 

50024 

1735 

124080 

— 

124199 

46410 

1795 

131280 

— 

131399 

50084 

1736 

123200 

— 

124319 

46470 

1796 

131400 

— 

131519 

50146 

1737 

124320 

— 

124439 

46532 

1797 

131520 

— 

131639 

50208 

1738 

124440 

— 

124559 

46592 

1798 

131640 

— 

131759 

50270 

1739 

124560 

— 

124679 

46654 

1799 

131760 

— 

131879 

50332 

1740 

124680 

— 

124799 

46714 

1800 

131880 

— 

131999 

50394 
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Deuts cher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 

zu versteuerndes zu versteuerndes 

laufende Einkommen Steuerschuld laufende Einkommen Steuerschuld 

Nummer in DM in DM Nummer in DM in DM 



j von 


bis | 



von 


bis | 


1801 

132000 



132119 

50454 

1861 

139200 

_ 

139319 

54174 

1802 

132120 

— 

132239 

50516 

1862 

139320 

— 

139439 

54238 

1803 

132240 

— 

132359 

50578 

1863 

139440 

— 

139559 

54300 

1804 

132360 

— 

132479 

50640 

1864 

139560 

— 

139679 

54362 

1805 

123480 

— 

132599 

50702 

1865 

139680 

— 

139799 

54424 

1806 

132600 

— 

132719 

50764 

1866 

139800 

— 

139919 

54486 

1807 

132720 

— 

132839 

50824 

1867 

139920 

— 

140039 

54550 

1808 

132840 

— 

132959 

50886 

1868 

140040 

— 

140159 

54612 

1809 

132960 

— 

133079 

50948 

1869 

140160 

— 

140279 

54674 

1810 

133080 

— 

133199 

51010 

1870 

140280 

— 

140399 

54736 

1811 

133200 

— 

133319 

51072 

1871 

140400 

— 

140519 , 

54798 

1812 

133320 

— 

133439 

51134 

1872 

140520 

— 

140639 

54862 

1813 

133440 

— 

133559 

51196 

1873 

140640 

— 

140759 

54924 

1814 

133560 

— 

133679 

51258 

1874 

140760 

— 

140879 

54986 

1815 

133680 

— 

133799 

51320 

1875 

140880 

— 

140999 

55048 

1816 

133800 

— 

133919 

51382 

1876 

141000 

— 

141119 

55112 

1817 

133920 

— 

134039 

51442 

1877 

141120 

— 

141239 

55174 

1818 

134040 

— 

134159 

51504 

1878 

141240 



141359 

55236 

1819 

134160 

— 

134279 

51566 

1879 

141360 

— 

141479 

55298 

1820 

134280 

— 

134399 

51628 

1880 

141480 

— 

141599 

55362 

1821 

134400 

— 

134519 

51690 

1881 

141600 


141719 

55424 

1822 

134520 

— 

134639 

51752 

1882 

141720 

— 

141839 

55486 

1823 

134640 

— 

134759 

51814 

1883 

141840 

— 

141959 

55548 

1524 

134760 

— 

134879 

51876 

1884 

141960 

— 

142079 

55612 

1825 

134880 

— 

134999 

51938 

1885 

142080 

. — . 

142199 

55674 

1826 

135000 

— 

135119 

52000 

1886 

142200 

— 

142319 

55736 

1827 

135120 

— 

135239 

52062 

1887 

142320 

— 

142439 

55800 

1828 

135240 

— 

135359 

52124 

1888 

142440 

— 

142559 

55862 

1829 

135360 

— 

135479 

52186 

1889 

142560 

— 

142679 

55924 

1830 

135480 

— 

135599 

52248 

1890 

142680 

— 

142799 

55986 

1831 

135600 

— 

135719 

52310 

1891 

142800 

— 

142919 

56050 

1832 

135720 

— 

135839 

52372 

1892 

142920 

— 

143039 

56112 

1833 

135840 

— 

135959 

52434 

1893 

143040 

— 

143159 

56174 

1834 

135960 

— 

136079 

52496 

1894 

143160 



143279 

56238 

1835 

136080 

— 

136199 

52558 

1895 

143280 



143399 

56300 

1836 

136200 

— 

136319 

52620 

1896 

143400 



143519 

56362 

1837 

136320 

— 

136439 

52682 

1897 

143520 



143639 

56426 

1838 

136440 

— 

136559 

52744 

1898 

143640 



143759 

56488 

1839 

136560 

— 

136679 

52806 

1899 

143760 



143879 

56550 

1840 

136680 

— 

136799 

52868 

1900 

143880 

— 

143999 

56614 

1841 

136800 

— 

136919 

52930 

1901 

144000 


144119 

56676 

1842 

136920 

— 

137039 

52992 

1902 

144120 

. 

144239 

56740 

1843 

137040 

— ■ 

137159 

53054 

1903 

144240 

— 

144359 

56802 

1844 

137160 

— 

137279 

53116 

1904 

144360 



144479 

56864 

1845 

137280 

— 

137399 

53180 

1905 

144480 

— 

144599 

56928 

1846 

137400 

— 

137519 

53242 

1906 

144600 

— 

144719 

56990 

1847 

137520 

— 

137639 

53304 

1907 

144720 

— 

144839 

57054 

1848 

137640 

— 

137759 

53366 

1908 

144840 

— 

144959 

57116 

1849 

137760 

— 

137879 

53428 

1909 

144960 

— 

145079 

57178 

1850 

137880 

— 

137999 

53490 

1910 

145080 

— 

145199 

57242 

1851 

138000 

— 

138119 

53552 

1911 

145200 

— 

145319 

57304 

1852 

138120 

— 

138239 

53614 

1912 

145320 

— 

145439 

57368 

1853 

138240 

— 

138359 

53676 

1913 

145440 

. — . 

145559 

57430 

1854 

138360 

— 

138479 

53738 

1914 

145560 

— 

145679 

57492 

1855 

138480 

— 

138599 

53802 

1915 

145680 

— 

145799 

57556 

1856 

138600 

— 

138719 

53864 

1916 

145800 

— 

145919 

57618 

1857 

138720 

— 

138839 

53926 

1917 

145920 

— 

146039 

57682 

1858 

138840 

— 

138959 

53988 

1918 

146040 

— 

146159 

57744 

1859 

138960 

— 

139079 

54050 

1919 

146160 

— 

146279 

57808 

1860 

139080 

— 

139199 

54112 

1920 

146280 

— 

146399 

57870 
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Druc ksache 7/147 0 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

| von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

1921 

146400 



146519 

57934 

1931 

153600 



153719 

61726 

1922 

146520 

— 

146639 

57996 

1982 

153720 

— 

153839 

61790 

1923 

146640 

— 

146759 

58060 

1983 

153840 

— 

153959 

61854 

1924 

146760 

— 

146879 

58122 

1984 

153960 

— 

154079 

61918 

1925 

146880 

— 

146999 

58186 

1985 

154080 

— 

154199 

61980 

1926 

147000 

— ■ 

147119 

58248 

1986 

154200 

— 

154319 

62044 

1927 

147120 

— 

147239 

58312 

1987 

154320 

— 

154439 

62108 

1928 

147240 

— 

147359 

58374 

1988 

154440 

— 

154559 

62172 

1929 

147360 

— 

147479 

58438 

1989 

154560 

— 

154679 

62234 

1930 

147480 

— 

147599 

58500 

1990 

154680 

— 

154799 

62298 

1931 

147600 

— 

147719 

58564 

1991 

154800 

— 

154919 

62362 

1932 

147720 

— 

147839 

58626 

1992 

154920 

— 

155039 

62426 

1933 

147840 

— 

147959 

58690 

1993 

155040 

— 

155159 

62490 

1934 

147960 

— 

148079 

58752 

1994 

155160 

— 

155279 

62552 

1935 

148080 

— 

148199 

58816 

1995 

155280 

— 

155399 

62616 

1936 

148200 

— * 

148319 

58878 

1996 

155400 

— 

155519 

62680 

1937 

148320 

— 

148439 

58942 

1997 

155520 

— 

155639 

62744 

1938 

148440 

— 

148559 

59004 

1998 

155640 

— 

155759 

62808 

1939 

148560 

— 

148679 

59068 

1999 

155760 

— 

155879 

62872 

1940 

148680 

— 

148799 

59130 

2000 

155880 

— 

155999 

62934 

1941 

148800 



148919 

59194 

2001 

156000 



156119 

62998 

1942 

148920 

— 

149039 

59258 

2002 

156120 

— 

156239 

63062 

1943 

149040 

— 

149159 

59320 

2003 

156240 

— 

156359 

63126 

1944 

149160 

— 

149279 

59384 

2004 

156360 

— 

156479 

63190 

1945 

149280 

— 

149399 

59446 

2005 

156480 

— 

156599 

63254 

1946 

149400 

— 

149519 

59510 

2006 

156600 

— 

156719 

63318 

1947 

149520 

— 

149639 

59572 

2007 

156720 

— 

156839 

63380 

1948 

149640 

— 

149759 

59636 

2008 

156840 

— 

156959 

63444 

1949 

149760 

— 

149879 

59700 

2009 

156960 

— 

157079 

63508 

1950 

149880 

— 

149999 

59762 j 

2010 

157080 

— - 

157199 

63572 

1951 

150000 

— 

150119 

59826 

2011 

157200 

— 

157319 

63636 

1952 

150120 

— 

150239 

59888 | 

2012 

157320 

— 

157439 

63700 

1953 

150240 

— 

150359 

59952 

2013 

157440 

— 

157559 

63764 

1954 

150360 

— 

150479 

60016 

2014 

157560 

— 

157679 

63828 

1955 

150480 

— 

150599 

60078 

2015 

157680 

— 

157799 

63890 

1956 

150600 

— 

150719 

60142 

2016 

157800 

— 

157919 

63954 

1957 

150720 

— 

150839 

60206 

2017 

157920 

— 

158039 

64018 

1958 

150840 

— 

150959 

60268 

2018 

158040 

— 

158159 

64082 

1959 

150960 

— 

151079 

60332 , 

2019 

158160 

— 

158279 

64146 

1960 

151080 

— 

151199 

60396 

2020 

158280 

— 

158399 

64210 

1961 

151200 



151319 

60458 

2021 

158400 



158519 

64274 

1962 

151320 

— 

151439 

60522 

2022 

158520 

— 

158639 

64338 

1963 

151440 

— 

151559 

60586 

2023 

158640 

— 

158759 

64402 

1964 

151560 



151679 

60648 

2024 

158760 

— 

158879 

64466 

1965 

151680 

— 

151799 

60712 

2025 

158880 

— 

158999 

64530 

1966 

151800 

— 

151919 

60776 

2026 

159000 

— 

159119 

64594 

1967 

151920 

— 

152039 

60838 

2027 

159120 

— 

159239 

64658 

1968 

152040 

— 

152159 

60902 

2028 

159240 

— 

159359 

64720 

1969 

152160 

— 

152279 

60966 

2029 

159360 

— 

159479 

64784 

1970 

152280 

_ 

152399 

61028 

2030 

159480 

— 

159599 

64848 

1971 

152400 

— 

152519 

61092 

2031 

159600 

— 

159719 

64912 

1972 

152520 

— 

152639 

61156 

2032 

159720 

— 

159839 

64976 

1973 

152640 

— 

152759 

61218 

2033 

159840 

— 

159959 

65040 

1974 

152760 

— 

152879 

61282 

1 2034 

159960 

— 

160079 

65104 

1975 

152880 

— 

152999 

61346 

2035 

160080 

— 

160199 

65168 

1976 

153000 

— 

153119 

61410 

2036 

160200 

— 

160319 

65232 

1977 

153120 

— 

153239 

61472 

2037 

160320 

— 

160439 

65296 

1978 

153240 

— 

153359 

61536 

2038 

160440 

— 

160559 

65360 

1979 

153360 

— 

153479 

61600 

2039 

160560 

— 

160679 

65424 

1980 

153480 

— 

153599 

61664 

| 2040 

160680 

— 

160799 

65488 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

; von bis 

Steuerschuld 
in DM 

2041 

160800 — 

160919 

65552 

2101 

168000 

_ 

168119 

69408 

2042 

160920 — 

161039 

65616 

2102 

168120 

— 

168239 

69472 

2043 

161040 — 

161159 

65680 

2103 

168240 

— 

168359 

69538 

2044 

161160 — 

161279 

65744 

2104 

168360 

— 

168479 

69602 

2045 

161280 — 

161399 

65808 

2105 

168480 

— 

168599 

69666 

2046 

161400 — 

161519 

65872 

2106 

168600 

— 

168719 

69730 

2047 

161520 — 

161639 

65936 

2107 

168720 

— 

168839 

69796 

2048 

161640 — 

161759 

66000 

2108 

168840 

— 

168959 

69860 

2049 

161760 — 

161879 

66064 

2109 

168960 

— 

169079 

69924 

2050 

161880 — 

161999 

66130 

2110 

169080 

— 

169199 

69988 

2051 

162000 — 

162119 

66194 

2111 

169200 

— 

169319 

70054 

2052 

162120 — 

162239 

66258 

2112 

169320 

— 

169439 

70118 

2053 

162240 — 

162359 

66322 

2113 

169440 

— 

169559 

70182 

2054 

162360 — 

162479 

66386 

2114 

169560 

— 

169679 

70248 

2055 

162480 — 

162599 

66450 

2115 

169680 

— 

169799 

70312 

2056 

162600 — 

162719 

66514 

2116 

169800 

— * 

169919 

70376 

2057 

162720 — 

162839 

66578 

2117 

169920 

— 

170039 

70440 

2058 

162840 — 

162959 

66642 

2118 

170040 

— 

170159 

70506 

2059 

162960 — 

163079 

66706 

2119 

170160 

— 

170279 

70570 

2060 

163080 — 

163199 

66770 

2120 

170280 

— 

170399 

70634 

2061 

163200 — 

163319 

66834 

2121 

170400 

— 

170519 

70700 

2062 

163320 — 

163439 

66898 

2122 

170520 

— 

170639 

70764 

2063 

163440 — 

163559 

66962 

2123 

170640 

— 

170759 

70828 

2064 

163560 — 

163679 

67028 

2124 

170760 

— 

170879 

70894 

2065 

163680 — 

163799 

67092 

2125 

170880 

— 

170999 

70958 

2066 

163800 — 

163919 

67156 

2126 

171000 

— 

171119 

71022 

2067 

163920 — 

164039 

67220 

2127 

171120 

— 

171239 

71088 

2068 

164040 — 

164159 

67284 

2128 

171240 

— 

171359 

71152 

2069 

164160 h 

164279 

67348 

2129 

171360 

— 

171479 

71216 

2070 

164280 — 

164399 

67412 

2130 

171480 

— 

171599 

71282 

2071 

164400 — 

164519 

67476 

2131 

171600 

— 

171719 

71346 

2072 

164520 — 

164639 

67540 

2132 

171720 

— 

171839 

71410 

2073 

164640 — 

164759 

67606 

2133 

171840 

— 

171959 

71476 

2074 

164760 — 

164879 

67670 

2134 

171960 

— 

172079 

71540 

2075 

164880 — 

164999 

67734 

2135 

172080 

— 

172199 

71606 

2076 

165000 — 

165119 

67798 

2136 

172200 

— 

172319 

71670 

2077 

165120 — 

165239 

67862 

2137 

172320 

— 

172439 

71734 

2078 

165240 — 

165359 

67926 

2138 

172440 

— 

172559 

71800 

2079 

165360 — 

165479 

67992 

2139 

172560 

— 

172679 

71864 

2080 

165480 — 

165599 

68056 

2140 

172680 

— 

172799 

71928 

2081 

165600 — 

165719 

68120 

2141 

172800 

— 

172919 

71994 

2082 

165720 — 

165839 

68184 

2142 

172920 

— 

173039 

72058 

2083 

165840 — 

165959 

68248 

2143 

173040 

— 

173159 

72124 

2084 

165960 — 

166079 

68312 

2144 

173160 

— 

173279 

72188 

2085 

166080 — 

166199 

68378 

2145 . 

173280 

— 

173399 

72252 

2086 

166200 — 

166319 

68442 

2146 

173400 

— 

173519 ’ 

72318 

2087 

166320 — 

166439 

68506 

2147 

173520 

— 

173639 

72382 

2088 

166440 — 

166559 

68570 

2148 

173640 

— 

173759 

72448 

2089 

166560 — 

166679 

68634 

2149 

173760 

— 

173879 

72512 

2090 

166680 — 

166799 

68700 

2150 

173880 

— 

173999 

72576 

2091 

166800 — 

166919 

68764 

2151 

174000 

— 

174119 

72642 

2092 

166920 — 

167039 

68828 

2152 

174120 

— 

174239 

72706 

2093 

167040 — 

167159 

68892 

2153 

174240 

— 

174359 

72772 

2094 

167160 — 

167279 

68956 

2154 

174360 

— 

174479 

72836 

2095 

167280 — 

167399 

69022 

5155 

174480 

— 

174599 

72902 

2096 

167400 — 

167519 

69086 

2156 

174600 

— 

174719 

72966 

2097 

167520 — 

167639 

69150 

2157 

174720' 

— 

174839 

73030 

2098 

167640 — 

167759 

69214 

2158 

174840 

— 

174959 

73096 

2099 

167760 — 

167879 

69280 

2159 

174960 

— 

175079 

73160 

2100 

167880 — 

167999 

69344 

2160 

175080 

— 

175199 

73226 
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Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

i 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

2161 

175200 

_ 

175319 

73290 

2221 

182400 



182519 

77198 

2162 

175320 

— 

175439 

73356 

2222 

182520 

— 

182639 

77264 

2163 

175440 

— . 

175559 

73420 

2223 

182640 

— 

182759 

77328 

2164 

175560 

— 

175679 

73486 

2224 

182760 

* — 

182879 

77394 

2165 

175680 

— 

175799 

73550 

2225 

182880 

— 

182999 

77460 

2166 

175800 

— 

175919 

73616 

2226 

183000 

— 

183119 

77524 

2167 

175920 

— 

176039 

73680 

2227 

183120 

- — 

183239 

77590 

2168 

176040 

— 

176159 

73746 

2228 

183240 

— 

183359 

77656 

2169 

176160 

— 

176279 

73810 

2229 

183360 

— 

183479 

77720 

2170 

176280 

— 

176399 

73876 

2230 

183480 

— 

183599 

77786 

2171 

176400 

— 

176519 

73940 

2231 

183600 

— 

183719 

77852 

2172 

176520 

— 

176639 

74006 

2232 

183720 

— 

183839 

77916 

2173 

176640 

— 

176759 

74070 

2233 

183840 

— 

183959 

77982 

2174 

176760 

— 

176879 

74136 

2234 

183960 

— 

184079 

78048 

2175 

176880 

— 

176999 

74200 

2235 

184080 

— 

184199 

78112 

2176 

177000 

— 

177119 

74266 

2236 

184200 

— 

184319 

78178 

2177 

177120 

— 

177239 

74330 

2237 

184320 

— 

184439 

78244 

2178 

177240 

— 

177359 

74396 

2238 

184440 

— 

184559 

78308 

2179 

177360 

— 

177479 

74460 

2239 

184560 

— 

184679 

78374 

2180 

177480 

— 

177599 

74526 

2240 

184680 

— 

184799 

78440 

2181 

177600 



177719 

74590 

2241 

184800 

— 

184919 

78506 

2182 

177720 

— 

177839 

74656 

2242 

184920 

— 

185039 

78570 

2183 

177840 

— 

177959 

74720 

2243 

185040 

— 

185159 

78636 

2184 

177960 

— 

178079 

74786 

2244 

185160 

— 

185279 

78702 

2185 

178080 

— 

178199 

74850 

2245 

185280 

— 

185399 

78766 

2186 

178200 

— 

178319 

74916 

2246 

185400 

— 

185519 

78832 

2187 

178320 

— 

178439 

74980 

2247 

185520 

— 

185639 

78898 

2188 

178440 

— 

178559 

75046 

2248 

185640 

— 

185759 

78964 

2189 

178560 

— 

178679 

75110 

2249 

185760 

— 

185879 

79028 

2190 

178680 

— 

178799 

75176 

2250 

185880 

— 

185999 

79094 

2191 

178800 

— 

178919 

75242 

2251 

186000 

— 

186119 

79160 

2192 

178920 

— 

179039 

75306 

2252 

186120 

— 

186239 

79226 

2193 

179040 

— 

179159 

75372 

2253 

186240 

— 

186359 

79290 

2194 

179160 

— 

179279 

75436 

2254 

186360 

— 

186479 

79356 

2195 

179280 

— 

179399 

75502 

2255 

186480 

— 

186599 

79422 

2196 

179400 

— 

179519 

75568 

2256 

186600 

— 

186719 

79488 

2197 

179520 

— 

179639 

75632 

2257 

186720 

— 

186839 

79552 

2198 

179640 

— 

179759 

75698 

2258 

186840 

— 

186959 

79618 

2199 

179760 



179879 

75762 

2259 

186960 

— 

187079 

79684 

2200 

179880 

— 

179999 

75828 

2260 

187080 

— 

187199 

79750 

2201 

180000 



180119 

75892 

2261 

187200 

— 

187319 

79814 

2202 

180120 

— 

180239 

75958 

2262 

187320 

— 

187439 

79880 

2203 

180240 

— 

180359 

76024 

2263 

187440 

— 

187559 

79946 

2204 

180360 

— 

180479 

76088 

2264 

187560 

— 

187679 

80012 

2205 

180480 

— 

180599 

76154 

2265 

187680 

— 

187799 

80078 

2206 

180600 

— 

180719 

76218 

2266 

187800 

— 

187919 

80142 

2207 

180720 

— 

180839 

76284 

2267 

187920 

— 

188039 

80208 

2208 

180840 

— 

180959 

76350 

2268 

188040 

— 

188159 

80274 

2209 

180960 

— 

181079 

76414 

2269 

188160 

— 

188279 

80340 

2210 

181080 

— 

181199 

76480 

2270 

188280 

— 

188399 

80404 

2211 

181200 

— 

181319 

76546 

2271 

188400 

— 

188519 

80470 

2212 

181320 

— 

181439 

76610 

2272 

188520 

— 

188639 

80536 

2213 

181440 

— 

181559 

76676 

2273 

188640 

— 

188759 

80602 

2214 

181560 

— 

181679 

76740 

2274 

188760 

— 

188879 

80668 

2215 

181680 

— 

181799 

76806 

2275 

188880 

— 

188999 

80732 

2216 

181800 

— 

181919 

76872 

2276 

189000 

— 

189119 

80798 

2217 

181920 

— 

182039 

76936 

2277 

189120 

— 

189239 

80864 

2218 

182040 

— 

182159 

77002 

2278 

189240 

— 

189359 

80930 

2219 

182160 

— 

182279 

77068 

2279 

189360 

— 

189479 

80996 

2220 

182280 

— 

182399 

77132 

2280 

189480 

— 

189599 

81062 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdCllG 7/1470 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs, 5) 

zu versteuerndes zu versteuerndes 

laufende Einkommen Steuerschuld laufende Einkommen Steuerschuld 


immer 

in 

von 

DM 

bis 

in DM 

Nummer 

in 

von 

DM 

bis 

in DM 

2281 

189600 

_ 

189719 

81126 

2341 

196800 



196919 

85076 

2282 

189720 

— 

189839 

81192 

2342 

196920 

— 

197039 

85142 

2283 

189840 

— 

189959 

81258 

2343 

197040 

— 

197159 

85208 

2284 

189960 

— 

190079 

81324 

2344 

197160 

— 

197279 

85274 

2285 

190080 

* — - 

190199 

81390 

2345 

197280 

— 

197399 

85340 

2286 

190200 

— 

190319 

81456 

2346 

197400 

— 

197519 

85406 

2287 

190320 

— - 

190439 

81520 

2347 

197520 

— 

197639 

85472 

2288 

190440 

— 

190559 

81586 

2348 

197640 

— 

197759 

85538 

2289 

190560 

— . 

190679 

81652 

2349 

197760 

— 

197879 

85604 

2290 

190680 

— 

190799 

81718 

2350 

197880 

— 

197999 

85670 

2291 

190800 

— 

190919 

81784 

2351 

198000 

— 

198119 

85736 

2292 

190920 

— 

191039 

81850 

2352 

198120 

— 

198239 

85802 

2293 

191040 

— 

191159 

81916 

2353 

198240 

— 

198359 

85868 

2294 

191160 

— 

191279 

81980 

2354 

198360 

— 

198479 

85934 

2295 

191280 

- — 

191399 

82046 

2355 

198480 

— ■ 

198599 

86000 

2296 

191400 

— 

191519 

82112 

2356 

198600 

— 

198719 

86066 

2297 

191520 

— ■ 

191639 

82178 

2357 

198720 

— 

198839 

86132 

2298 

191640 

— 

191759 

82244 

2358 

198840 

— 

198959 

86198 

2299 

191760 

— 

191879 

82310 

2359 

198960 

— 

199079 

86264 

2300 

191880 

— 

191999 

82376 

2360 

199080 

— 

199199 

86330 

2301 

192000 

. — 

192119 

82442 

2361 

199200 



199319 

86396 

2302 

192120 

— 

192239 

82506 

2362 

199320 

— 

199439 

86462 

2303 

192240 

— 

192359 

82572 

2363 

199440 

— 

199559 

86528 

2304 

192360 

— • 

192479 

82638 

2364 

199560 

— 

199679 

86594 

2305 

192480 

— 

192599 

82704 

2365 

199680 

— 

199799 

86660 

2306 

192600 

— 

192719 

82770 

2366 

199800 

— 

199919 

86726 

2307 

192720 

— ■ 

192839 

82836 

2367 

199920 

— 

200039 

86792 

2308 

192840 

— 

192959 

82902 

2368 

200040 

— 

200159 

86858 

2309 

192960 

— 

193079 

82968 

2369 

200160 

— 

200279 

86924 

2310 

193080 

— 

193199 

83034 

2370 

200280 

— 

200399 

86990 

2311 

193200 

— 

193319 

83098 

2371 

200400 

— 

200519 

87056 

2312 

193320 

— 

193439 

83164 

2372 

200520 

— 

200639 

87122 

2313 

193440 

— 

193559 

83230 

2373 

200640 

— 

200759 

87188 

2314 

193560 

— 

193679 

83296 

2374 

200760 

— 

200879 

87254 

2315 

193680 

— 

193799 

83362 

2375 

200880 

— 

200999 

87322 

2316 

193800 

— 

193919 

82428 

2376 

201000 

— 

201119 

87388 

2317 

193920 

— 

194039 

83494 

2377 

201120 

— 

201239 

87454 

2318 

194040 

— 

194159 

83560 

2378 

201240 

— 

201359 

87520 

2319 

194160 

— 

194279 

83626 

2379 

201360 

— 

201479 

87586 

2320 

194280 

— 

194399 

83692 

2380 

201480 

— 

201599 

87652 

2321 

194400 



194519 

83758 

2381 

201600 

— 

201719 

87718 

2322 

194520 

— 

194639 

83824 

2382 

201720 

— 

201839 

87784 

2323 

194640 

— 

194759 

83890 

2383 

201840 

— 

201959 

87850 

2324 

194760 

— 

194879 

83954 

2384 

201960 

— 

202079 

87916 

2325 

194880 

— 

194999 

84020 

2385 

202080 

— 

202199 

87982 

2326 

195000 

— 

195119 

84086 

2386 

202200 

— 

202319 

88048 

2327 

195120 

— 

195239 

84152 

2387 

202320 

— 

202439 

88114 

2328 

195240 

— 

195359 

84218 

2388 

202440 

— 

202559 

88182 

2329 

195360 

— 

195479 

84284 

2389 

202560 

— 

202679 

88248 

2330 

195480 

— 

195599 

84350 

2390 

202680 

— 

202799 

88314 

2331 

195600 

— 

195719 

84416 

2391 

202800 

— 

202919 

88380 

2332 

195720 

— 

195839 

84482 

2392 

202920 

— 

203039 

88446 

2333 

195840 

— 

195959 

84548 

2393 

203040 

— 

203159 

88512 

2334 

195960 

— 

196079 

84614 

2394 

203160 

— 

203279 

88578 

2335 

196080 

— 

196199 

84680 

2395 

203280 

— 

203399 

88644 

2336 

196200 

— 

196319 

84746 

2396 

203400 

— 

203519 

88710 

2337 

196320 

— 

196439 

84812 

2397 

203520 

— 

203639 

88776 

2338 

196440 

— 

196559 

84878 

2398 

203640 

— 

203759 

88842 

2339 

196560 

— 

196679 

84944 

2399 

203760 

— 

203879 

88910 

2340 

196680 

— 

196799 

85010 

2400 

203880 

— 

203999 

88976 
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Drucksache 7/1470 

noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


laufende 

Nummer 


zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 


Steuerschuld 
in DM 


laufende 


zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 


Steuerschuld 
in DM 



von 


bis | 



von 


bis 1 


2401 

204000 



204119 

89042 

2461 

211200 



211319 

93022 

2402 

204120 

— 

204239 

89108 

2462 

211320 

— 

211439 

93090 

2403 

204240 

- — 

204359 

89174 

2463 

211440 

— 

211559 

93156 

2404 

204360 

— 

204479 

89240 

2464 

211560 

— 

211679 

93222 

2405 

204480 

— 

204599 

89306 

2465 

211680 

— 

211799 

93288 

2406 

204600 

— 

204719 

89372 

2466 

211800 

— 

211919 

93356 

2407 

204720 

— 

204839 

89440 

2467 

211920 

— 

212039 

93422 

2408 

204840 

— 

204959 

89506 

2468 

212040 

— 

212159 

93488 

2409 

204960 

— 

205079 

89572 

2469 

212160 

— 

212279 

93554 

2410 

205080 

— 

205199 

89638 

2470 

212280 

— 

212399 

93622 

2411 

205200 

— 

205319 

89704 

2471 

212400 

— 

212519 

93688 

2412 

205320 

— 

205439 

89770 

2472 

212520 

— 

212639 

93754 

2413 

205440 

— 

205559 

89836 

2473 

212640 

— 

212759 

93820 

2414 

205560 

— 

205679 

89902 

2474 

212760 

— 

212879 

93886 

2415 

205680 

— 

205799 

89970 

2475 

212880 

— 

212999 

93954 

2416 

205800 

— 

205919 

90036 

2476 

213000 

— 

213119 

94020 

2417 

205920 

— 

206039 

90102 

2477 

213120 

— 

213239 

94086 

2418 

206040 

— 

206159 

90168 

2478 

213240 

— 

213359 

94154 

2419 

206160 

— 

206279 

90234 

2479 

213360 

— - 

213479 

94220 

2420 

206280 

— 

206399 

90300 

2480 

213480 

— 

213599 

94286 

2421 

206400 



206519 

90368 

2481 

213600 



213719 

94352 

2422 

206520 

— 

206639 

90434 

2482 

213720 

— 

213839 

94420 

2423 

206640 

— 

206759 

90500 

2483 

213840 

— 

213959 

94486 

2424 

206760 

— 

206879 

90566 

2484 

213960 

— 

214079 

94552 

2425 

206880 

— 

206999 

90632 

2485 

214080 

— 

214199 

94620 

2426 

207000 

— 

207119 

90698 

2486 

214200 

— 

214319 

94686 

2427 

207120 

— 

207239 

90764 

2487 

214320 

— 

214439 

94752 

2428 

207240 

— 

207359 

90832 

2488 

214440 

— 

214559 

94818 

2429 

207360 

— 

207479 

90898 

2489 

214560 

— 

214679 

94886 

2430 

207480 

— 

207599 

90964 

2490 

214680 

— 

214799 

94952 

2431 

207600 

— 

207719 

91030 

2491 

214800 

— 

214919 

95018 

2432 

207720 

— 

207839 

91096 

2492 

214920 

— 

215039 

95084 

2433 

207840 

— 

207959 

91164 

2493 

215040 

— 

215159 

95152 

2434 

207960 

— 

208079 

91230 

2494 

215160 

— 

215279 

95218 

2435 

208080 

— 

208199 

91296 

2495 

215280 

— 

215399 

95284 

2436 

208200 

— 

208319 

91362 

2496 

215400 

— 

215519 

95352 

2437 

208320 

— 

208439 

91428 

2497 

215520 

— 

215639 

95418 

2438 

208440 

— 

208559 

91496 

2498 

215640 

— - 

215759 

95484 

2439 

208560 

— 

208679 

91562 

2499 

215760 

— 

215879 

95550 

2440 

208680 

— 

208799 

91628 

2500 

215880 

— 

215999 

95618 

2441 

208800 



208919 

91694 

2501 

216000 



216119 

95684 

2442 

208920 

— 

209039 

91760 

2502 

216120 

— 

216239 

95750 

2443 

209040 

— 

209159 

91828 

2503 

216240 

— 

216359 

95818 

2444 

209160 

— 

209279 

91894 

2504 

216360 

— 

216479 

95884 

2445 

209280 

— 

209399 

91960 

2505 

216480 

— 

216599 

95950 

2446 

209400 

— 

209519 

92026 

2506 

216600 

— 

216719 

96018 

2447 

209520 

— 

209639 

92092 

2507 

216720 

— 

216839 

96084 

2448 

209640 

— 

209759 

92160 

2508 

216840 

— 

216959 

96150 

2449 

209760 

— 

209879 

92226 

2509 

216960 

— 

217079 

96216 

2450 

209880 

— 

209999 

92292 

2510 

217080 

— 

217199 

96284 

2451 

210000 

— 

210119 

92358 

2511 

217200 

— 

217319 

96350 

2452 

210120 

— 

210239 

92424 

2512 

217320 

— 

217439 

96416 

2453 

210240 

— 

210359 

92492 

2313 

217440 

— 

217559 

96484 

2454 

210360 

— 

210479 

92558 

2514 

219560 

— 

217679 

96550 

2455 

210480 

— 

210599 

92624 

2515 

217680 

— 

217799 

96616 

2456 

210600 

— 

210719 

92690 

2516 

217800 

— 

217919 

96684 

2457 

210720 

— 

210839 

92756 

2517 

217920 

— 

218039 

96750 

2458 

210840 

— 

210959 

92824 

2518 

218040 

— 

218159 

96818 

2459 

210960 

— 

211079 

92890 

2519 

218160 

— 

218279 

96884 

2460 

211080 

— 

211199 

92956 

2520 

218280 

— 

218399 

96950 
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Deutscher Bund e stag — 7. W ahl periode D rucksache 7/1470 




noch 

Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


zu versteuerndes 



zu versteuerndes 


laufende 

Einkommen 

Steuerschuld 

laufende 

Einkommen 

Steuerschuld 

Nummer 

in 

DM 


in DM 

Nummer 

in DM 


in DM 


von 


bis 



von 


bis 


2521 

218400 



218519 

97018 

2581 

225600 



225719 

101022 

2522 

218520 

— 

218639 

97084 

2582 

225720 

— 

225839 

101088 

2523 

218640 

— 

218759 

97150 

2583 

225840 

— 

225959 

101156 

2524 

218760 

— • 

218879 

97216 

2584 

225960 

— 

226079 

101222 

2525 

218880 

— 

218999 

97284 

2585 

226080 

— 

226199 

101290 

2526 

219000 

— 

219119 

97350 

2586 

226200 

— 

226319 

101356 

2527 

219120 

— 

219239 

97416 

2587 

226320 

— 

226439 

101422 

2528 

219240 

— 

219359 

97484 

2588 

226440 

— 

226559 

101490 

2529 

219360 

— 

219479 

97550 

2589 

226560 

— 

226679 

101556 

2530 

219480 

— - 

219599 

97618 

2590 

226680 

— 

226799 

101624 

2531 

219600 

— 

219719 

97684 

2591 

226800 

— 

226919 

101690 

2532 

219720 

- 

219839 

97750 

2592 

226920 

— 

227039 

101758 

2533 

219840 

— 

219959 

97818 

2593 

227040 

— 

227159 

101824 

2534 

219960 

— 

220079 

97884 

2594 

227160 

— 

227279 

101890 

2535 

220080 

— 

220199 

97950 

2595 

227280 

— 

227399 

101958 

2536 

220200 

— 

220319 

98018 

2596 

227400 

— 

227519 

102024 

2537 

220320 

— 

220439 

98084 

2597 

227520 

— 

227639 

102092 

2538 

220440 

— 

220559 

98150 

2598 

227640 

— 

227759 

102158 

2539 

220560 

— 

220679 

98218 

2599 

227760 

— 

227879 

102224 

2540 

220680 

— 

220799 

98284 

2600 

227880 

— 

227999 

102292 

2541 

220800 



220919 

98350 

2601 

228000 

— 

228119 

102360 

2542 

220920 

— 

221039 

98418 

2602 

228120 

— 

228239 

102426 

2543 

221040 

— 

221159 

98484 

2603 

228240 

— 

228359 

102492 

2544 

221160 


221279 

98550 

2604 

228360 

— 

228479 

102560 

2545 

221280 

— - 

221399 

98618 

2605 

228480 

— 

228599 

102626 

2546 

221400 

— 

221519 

98684 

2606 

228600 

— 

228719 

102694 

2547 

221520 

— 

221639 

98752 

2607 

228720 

— 

228839 

102760 

2548 

221640 

_ 

221759 

98818 

2608 

228840 

— 

228959 

102828 

2549 

221760 

— 

221879 

98884 

2609 

228960 

— 

229079 

102894 

2550 

221880 

— 

221999 

98952 

2610 

229080 

— 

229199 

102960 

2551 

222000 

— 

222119 

99018 

2611 

229200 

— 

229319 

103028 

2552 

222120 

— 

222239 

99084 

2612 

229320 

— 

229439 

103094 

2553 

222240 

— 

222359 

99102 

2613 

229440 

— 

229559 

103162 

2554 

222360 

— 

222479 

99218 

2614 

229560 

— 

229679 

103228 

2555 

222480 

— 

222599 

99286 

2615 

229680 

— 

229799 

103296 

2556 

222600 

— 

222719 

99352 

2616 

229800 

— 

229919 

103362 

2557 

222720 

— 

222839 

99418 

2617 

229920 

— 

230039 

103430 

2558 

222840 

— 

222959 

99486 

2618 

230040 

— 

230159 

103496 

2559 

222960 

— 

223079 

99552 

2619 

230160 

— 

230279 

103562 

2560 

223080 

— 

223199 

99620 

2620 

230280 

— 

230399 

103630 

2561 

223200 



223319 

99686 

2621 

230400 

— 

230519 

103698 

2562 

223320 

— 

223439 

99752 

2622 

230520 

— 

230639 

103764 

2563 

223440 

— 

223559 

99820 

2623 

230640 

— 

230759 

103830 

2564 

223560 

— 

223679 

99886 

2624 

230760 

— 

230879 

103898 

2565 

223680 

— 

223799 

99952 

2625 

230880 

— 

230999 

103964 

2566 

223800 

— 

223919 

100020 

2626 

231000 

— 

231119 

104032 

2567 

223920 

— 

224039 

100086 

2627 

231120 

— 

231239 

104098 

2568 

224040 

— 

224159 

100154 

2628 

231240 

— 

231359 

104166 

2569 

224160 

— 

224279 

100220 

2629 

231360 

— 

231479 

104232 

2570 

224280 

— 

224399 

100286 

2630 

231480 

— 

231599 

104300 

2571 

224400 

— 

224519 

100354 

2631 

231600 

— 

231719 

104366 

2572 

224520 

— 

224639 

100420 

2632 

231720 

— 

231839 

104434 

2573 

224640 

— 

224759 

100488 

2633 

231840 

— 

231959 

104500 

2574 

224760 

— 

224879 

100554 

2634 

231960 

— 

232079 

104566 

2575 

224880 

— 

224999 

100620 

2635 

232080 

— 

232199 

104634 

2576 

225000 

— 

225119 

100688 

2636 

232200 

— 

232319 

104702 

2577 

225120 

— 

225239 

100754 

2637 

232320 

— 

232439 

104768 

2578 

225240 

— 

225359 

100822 

2638 

232440 

— 

232559 

104836 

2579 

225360 

— 

225479 

100888 

2639 

232560 

— 

232679 

104902 

2580 

225480 

— 

225599 

100956 

2640 

232680 

— 

232799 

104968 
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noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


zu versteuerndes 


zu versteuerndes 


laufende 

Nummer 

Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

2641 

232800 



232919 

105036 

2701 

240000 

_ 

242119 

109056 

2642 

232920 

— 

233039 

105102 

2702 

240120 

— 

240239 

109124 

2643 

233040 

— 

233159 

105170 

2703 

240240 

— 

240359 

109190 

2644 

233160 

— 

233279 

105236 

2704 

240360 

— 

240479 

109258 

2645 

233280 

— 

233399 

105304 

2705 

240480 

— 

240599 

109324 

2646 

233400 

— 

233519 

105370 

2706 

240600 

— 

240719 

109392 

2647 

233520 

— 

233639 

105438 

2707 

240720 

— 

240839 

109458 

2648 

233640 

— 

233759 

105504 

2708 

240840 

— 

240959 

109526 

2649 

233760 

— 

233879 

105572 

2709 

240960 

— 

241079 

109592 

2650 

233880 

— 

233999 

105638 

2710 

241080 

— 

241199 

109660 

2651 

234000 

— 

234119 

105706 

2711 

241200 

— 

241319 

109728 

2652 

234120 

— 

234239 

105772 

2612 

241320 

— 

241439 

109794 

2653 

234240 

— 

234359 

105840 

2713 

241440 

— 

241559 

109862 

2654 

234360 

— 

234479 

105906 

2714 

241560 

— 

241679 

109928 

2655 

234480 

— 

234599 

105974 

2715 

241680 

— 

241799 

109996 

2656 

234600 

— 

234719 

106040 

2716 

241800 

— 

241919 

110064 

2657 

234720 

— 

234839 

106108 

2717 

241920 

— 

242039 

110130 

2658 

234840 

— 

234959 

106174 

2718 

242040 

— 

242159 

110198 

2659 

234960 

— 

235079 

106242 

2719 

242160 

— 

242279 

110264 

2660 

235080 

— 

235199 

106308 

2720 

242280 

— 

242399 

110332 

2661 

235200 



235319 

106376 

2721 

242400 

— 

242519 

110398 

2662 

235320 

— 

235439 

106442 

2722 

242520 

— 

242639 

110466 

2663 

235440 

— 

235559 

106510 

2723 

242640 

— 

242759 

110532 

2664 

235560 

■ — 

235679 

106576 

2724 

242760 

— 

242879 

110600 

2665 

235680 

— 

235799 

106644 

2725 

242880 

— 

242999 

110666 

2666 

235800 

— 

235919 

106710 

2726 

243000 

— 

243119 

110734 

2667 

235920 

— 

236039 

106778 

2727 

243120 

— 

243239 

110800 

2668 

236040 

— 

236159 

106844 

2728 

243240 

— 

243359 

110868 

2669 

236160 

— 

236279 

106912 

2729 

243360 

— 

243479 

110934 

2670 

236280 

— 

236399 

106978 

2730 

243480 

— 

243599 

111002 

2671 

236400 

— 

236519 

107046 

2731 

243600 

— 

243719 

111070 

2672 

236520 

— 

236639 

107112 

2732 

243720 

— 

243839 

111136 

2673 

236640 

— 

236759 

107180 

2733 

243840 

— 

243959 

111204 

2674 

236760 

— 

236879 

107246 

2734 

243960 

— 

244079 

111270 

2675 

236880 

— 

236999 

107314 

2735 

244080 

— 

244199 

111338 

2676 

237000 

— 

237119 

107380 

2736 

244200 

— 

244319 

111404 

2677 

237120 

— 

237239 

107448 

2737 

244320 

— - 

244439 

111472 

2678 

237240 

— 

237359 

107514 

2738 

244440 

— 

244559 

111538 

2679 

237360 

— 

237479 

107582 

2739 

244560 

— 

244679 

111606 

2680 

237480 

— 

237599 

107648 

2740 

244680 

— 

244799 

111674 

2681 

237600 



237719 

107716 

2741 

244800 

— 

244919 

111740 

2682 

237720 

— 

237839 

107782 

2742 

244920 

— 

245039 

111808 

2683 

237840 

— 

237959 

107850 

2743 

245040 

— 

245159 

111874 

2684 

237960 

— 

238079 

107916 

2744 

245160 

— 

245279 

111942 

2685 

238080 

— 

238199 

107984 

2745 

245280 

— 

245399 

112008 

2686 

238200 

— 

238319 

108052 

2746 

245400 

— 

245519 

112076 

2687 

238320 

— 

238439 

108118 

2747 

245520 

— 

245639 

112142 

2688 

238440 

— 

238559 

108186 

2748 

245640 

— 

245759 

112210 

2689 

238560 

— 

238679 

108252 

2749 

245760 

— 

245879 

112276 

2690 

238680 

— 

238799 

108320 

2750 

245880 

— 

245999 

112344 

2691 

238800 

— 

238919 

108386 

2751 

246000 

— 

246119 

112412 

2692 

238920 

— 

239039 

108454 

2752 

246120 

— 

246239 

112478 

2693 

239040 

— 

239159 

108520 

2753 

246240 

— 

246359 

112546 

2694 

239160 

— 

239279 

108586 

2754 

246360 

— 

246479 

112612 

2695 

239280 

— 

239399 

108654 

2755 

246480 

— 

246599 

112680 

2396 

239400 

— 

239519 

108722 

2756 

246600 

— 

246719 

112748 

2697 

239520 

— 

239639 

108788 

2757 

246720 

— 

246839 

112814 

2698 

239640 

— 

239759 

108856 

2758 

246840 

— 

246959 

112882 

2699 

239760 

— 

239879 

108922 

2759 

246960 

— 

247079 

112948 

2700 

239880 

— 

239999 

108990 

2760 

247080 

— 

247199 

113016 
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noch Anlage 3 (zu § 80 Abs. 5) 


laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

laufende 

Nummer 

zu versteuerndes 
Einkommen 
in DM 

von bis 

Steuerschuld 
in DM 

2761 

247200 



247319 

113084 

2821 

254400 



254519 

117112 

2762 

247320 

— 

247439 

113150 

2822 

254520 

— 

254639 

117180 

2763 

247440 

— 

247559 

113218 

2823 

254640 

— 

254759 

117246 

2764 

247560 

— 

247679 

113284 

2824 

254760 

— 

254879 

117314 

2765 

247680 

— 

247799 

113352 

2825 

254880 

— 

254999 

117380 

2766 

247800 

— 

247919 

113418 

2826 

255000 

— 

255119 

117448 

2767 

247920 

— 

248039 

113486 

2827 

255120 

— 

255239 

117514 

2768 

248040 

— 

248159 

113552 

2828 

255240 

— 

255359 

117582 

2769 

248160 

— 

248279 

113620 

2829 

255360 

— 

255479 

117650 

2770 

248280 

— 

248399 

113686 

2830 

255480 

— 

255599 

117716 

2771 

248400 

— 

248519 

113754 

2831 

255600 

— 

255719 

117784 

2772 

248520 

— 

248639 

113822 

2832 

255720 

— 

255839 

117850 

2773 

248640 

— 

248759 

113888 

2833 

255840 

— 

255959 

117918 

2774 

248760 

— 

248879 

113956 

2834 

255960 

— 

256079 

117984 

2775 

248880 

— 

248999 

114022 

2835 

256080 

— 

256199 

118052 

2776 

249000 

— 

249119 

114090 

2836 

256200 

— 

256319 

118120 

2777 

249120 

— 

249239 

114156 

2837 

256320 

— 

256439 

118186 

2778 

249240 

— 

249359 

114224 

2838 

256440 

— 

256559 

118254 

2779 

249360 

— 

249479 

114290 

2839 

256560 

— 

256679 

118320 

2780 

249480 

— 

249599 

114358 

2840 

256680 

— 

256799 

118388 

2781 

249600 



249719 

114426 

2841 

256800 

— 

256919 

118456 

2782 

249720 

— 

249839 

114492 

2842 

256920 

— 

257039 

118522 

2783 

249840 

— 

249959 

114560 

2843 

257040 

— 

257159 

118590 

2784 

249960 

— 

250079 

114626 

2844 

257160 

— 

257279 

118656 

2785 

250080 

— 

250199 

114694 

2845 

257280 

— 

257399 

118724 

2786 

250200 

— 

250319 

114762 

2846 

257400 

— 

257519 

118792 

2787 

250320 

— 

250439 

114828 

2847 

257520 

— 

257639 

118858 

2788 

250440 

— 

250559 

114896 

2848 

257640 

— 

257759 

118926 

2789 

250560 

— 

250679 

114962 

2849 

257760 

— 

257879 

118992 

2790 

250680 

— 

250799 

115030 

2850 

257880 

— 

257999 

119060 

2791 

250800 

— 

250919 

115098 

2851 

258000 

— 

258119 

119128 

2792 

250920 

— 

251039 

115164 

2852 

258120 

— 

258239 

119194 

2793 

251040 

— 

251159 

115232 

2853 

258240 

— 

258359 

119262 

2794 

251160 

— 

251279 

115298 

2854 

258360 

— 

258479 

119328 

2795 

251280 

— 

251399 

115366 

2855 

258480 

— 

258599 

119396 

2796 

251400 

— 

251519 

115434 

2856 

258600 

— 

258719 

119464 

2797 

251520 

— 

251639 

115500 

2857 

258720 

— 

258839 

119530 

2798 

251640 

— 

251759 

115568 

2858 

258840 

— 

258959 

119598 

2799 

251760 

— 

251879 

115634 

2859 

258960 

— 

259079 

119664 

2800 

251880 

— 

251999 

115702 

2860 

259080 

— 

259199 

119732 

2801 

252000 



252119 

115768 

2861 

259200 



259319 

119800 

2802 

252120 

— 

252239 

115836 

2862 

259320 

— ■ 

259439 

119866 

2803 

252240 

— 

252359 

115904 

2863 

259440 

— 

259559 

119934 

2804 

252360 

— 

252479 

115970 

2864 

259560 

— 

259679 

120000 

2805 

252480 

— 

252599 

116038 

2865 

259680 

— 

259799 

120068 

2806 

252600 

— 

252719 

116104 

2866 

259800 

— 

259919 

120136 

2807 

252720 

— 

252839 

116172 

2867 

259920 

— 

260039 

120202 

2808 

252840 

— 

252959 

116240 






2809 

252960 

— 

253079 

116306 






2810 

253080 

— 

253199 

116374 






2811 

253200 

— 

253319 

116440 






2812 

153320 

— 

253439 

116508 






2813 

153440 

— 

253559 

116574 






2814 

253560 

— 

253679 

116642 






2815 

253680 

— 

253799 

116708 






2816 

253800 

— 

253919 

116776 






2817 

253920 

— 

254039 

116844 






2818 

254040 

— 

254159 

116910 






2819 

254160 

— 

254279 

116978 






2820 

354280 

— 

254399 

117044 
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Anlage 4 

(zu § 172) 


Verzeichnis der Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 172 


1. Wohnungsabschluß mit oder ohne Vorraum in der Wohnung 

2. Kochraum mit Entlüftungsmöglichkeiten, Wasserzapfstelle und Spülbecken, 
Anschlußmöglichkeit für Kohle-, Gas- oder Elektroherd; entlüftbare Speise- 
kammer oder entlüftbarer Speiseschrank 

3. neuzeitliche sanitäre Anlagen 

4. ein eingerichtetes Bad oder eine eingerichtete Dusche je Wohnung sowie 
Waschbecken 

5. Anschlußmöglichkeit für Ofen oder gleichwertiges Heizgerät 

6. elektrische Brennstellenanschliisse und Steckdosen 

7. Heizungs- und Warmwasseranlagen 

8. Fahrstuhlanlagen bei Gebäuden mit mehr als vier Geschossen 

9. Anschlüsse an die Kanalisation und an die Wasserversorgung 

10. Umbau von Fenstern und Türen 
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Anlage 5 

(zu §§ 178 Abs. 1 Nr. 1 und 179 Abs. 1 Nr. 1) 


Verzeichnis der beweglichen Wirtschaftsgüter 
im Sinne des § 178 Abs. 1 Nr. 1 und des § 179 Abs. 1 Nr. 1 


1. Ackerschlepper (auch Geräteträger) und Einachsschlepper, Einbau- und An- 
hängermaschinen und Anhängegeräte 

2. Mit Aufbaumotoren versehene Maschinen und Geräte zur Bodenbearbei- 
tung und Pflanzenpflege 

3. Schlepper und Motorseilwinden und die zugehörigen Arbeitsmaschinen und 
-geräte für Obst-, Garten- und Weinbau und Forstwirtschaft, Motorseil- 
winden auch für Landwirtschaft, Holzrückemaschinen und -geräte 

4. Mähdrescher (einschl. Zusatzgeräte), Zusatzgeräte zu Dreschmaschinen für 
den Erntehofdrusch, Feldhäcksler, Sammelpressen, Vielfachgeräte zur Heu- 
werbung und Parzellendrescher 

5. Maschinen, Geräte und Vorrichtungen zur Bekämpfung von Schädlingen und 
Frostschäden 

6. Pflanz- und Legemaschinen, Parzellendrillmaschinen 

7. Vorrats- und Sammelerntemaschinen 

8. Maschinen zur Verteilung von Stall- und Handelsdünger 

9. Gummibereifte Wagen und Triebachsanhänger 

10. Maschinen zur Sortierung und Aufbereitung, Verpackungsmaschinen und 
Schrotmühlen 

11. Maschinen und Geräte zur Erdaufbereitung einschließlich Dämpfer und 
Erdtopfpressen 

12. Keltern, Pressen und Filtriergeräte 

13. Maschinen und Vorrichtungen zur Flaschenabfüllung im Obst- und Weinbau 

14. Gär- und Lagertanks, Holzfässer, Gärbottiche und Herbstbütten 

15. Transportable Motorsägen mit Vergasermotor, Entrindungs- und Entastungs- 
maschinen 

16. Kulturzäune in der Fostwirtschaft 

17. Fördereinrichtungen (mechanische und pneumatische) einschließlich der er- 
forderlichen baulichen Anlagen 

18. Siloanlagen für Futter; Kühlanlagen zum Einfrieren von Fischfutter in der 
Forellenteichwirtschaft 

19. Belüftungs- und Trocknungseinrichtungen für land- und forstwirtschaftliche 
Erzeugnisse 

20. Melkmaschinen, Weidemelk- und Melkstandanlagen, Milchabsauganlagen 
und Milchsammeltanks 

21. Kühl- und Gefrieranlagen zur Erhaltung von land- und forstwirtschaftlichen 
Erzeugnissen 

22. Be- und Entwässerungsanlagen, Grabenzieh- und Räummaschinen, beweg- 
liche Pumpen, Maschinen und Geräte für den Wegebau und die Wege- 
instandhaltung 

23. Maschinelle Einrichtungen zu Gülle- und Jaucheanlagen 
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24. Entrappungsmaschinen 

25. Gewächshäuser und Frühbeetanlagen einschließlich Hei- 
zungs-, Belichtungs-, Beregnungs- und Belüftungseinrich- 
tungen und Dungbereitungsanlagen 

26. Getreidesilos im Zusammenhang mit der Haltung von 
Mähdreschern 

27. Gärfutterbehälter 

28. Dungstätten, Jauchegruben, Gülleanlagen und Mistsilos 

29. Schattenhallen, Überwinterungsräume und Vorkeimräume 

30. Anlagen zur Lagerung von Kartoffeln, Gemüse, Obst, 
Baumschulerzeugnissen und gärtnerischen Erzeugnissen 

31. Transportable Waldarbeiter- und Geräteschutzhütten und Unterkunfts- 
wagen 

32. Wasserversorgungsanlagen (Pumpen, Rohrleitungen und ähnliche Anlagen) 

33. Elektrische Anlagen und Geräte, die ihrer Art nach ausschließlich land- und 
forstwirtschaftlichen Zwecken dienen können 

34. Brutmaschinen, Aufzucht- und Legebatterien für die Geflügelhaltung 

35. Tränk- und Fütterungseinrichtungen in Ställen und auf Weiden 

36. Futtermischanlagen 


wenn sie 
Betriebs- 
> Vorrich- 
tungen 
sind 
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Anlage 6 

(zu §§ 178 Abs. 1 Nr. 2 und 179 Abs. 1 Nr. 2) 


Verzeichnis der unbeweglichen Wirtschaftsgüter 
und Ausbauten und Erweiterungen an unbeweglichen Wirtschaftsgütem 
im Sinne des § 178 Abs. 1 Nr. 2 und des § 179 Abs. 1 Nr. 2 


A . Baumaßnahmen im Rahmen der Technisierung , Rationalisierung und Tier- 
seuchenbekämpfung 

1. Um- und Ausbau von Wirtschaftsgebäude zu Lagerzwecken 

2. Neubau, Anbau und Einbau von Melkständen und Milchkammeranlagen 

3. Einbau von Trocknungs-, Kühl- und Gefrieranlagen 

4. Neubau, Umbau und Einbau von Maschinen- und Gerätehallen, Schlepper- 
garagen und Treibstofflagern 

5. Errichtung oder Umbau von Wirtschaftsküchen 

6. Neubau, Umbau und Erweiterung von Ställen 


B. Baumaßnahmen zur Verminderung der Lagerungsverluste landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse 


Errichtung von 

a) Getreidesilos oder Schüttböden im Zusammenhang mit der 
Haltung von Mähdreschern 

b) Gärfutterbehältern 

c) Dungstätten, Jauchegruben, Gülleanlagen und Mistsilos ^ 


wenn sie 
nicht 
Betriebs- 
vorrich- 
tungen sind 


d) Düngerschuppen 


e) Baulichkeiten zur Lagerung von Gemüse, Obst, Kartoffeln, Baumschulerzeug- 
nissen und gärtnerischen Erzeugnissen einschließlich Sortier- und Ver- 
packungsräumen 


C. Sonstige Baumaßnahmen 


1. Errichtung von 

a) Schattenhallen, Uberwinterungsräumen und Vorkeim- 
räumen 

b) Gewächshäusern einschließlich Heizungs- und Belich- 
tungseinrichtungen 

c) Waldarbeiter- und Geräteschutzhütten 


wenn sie nicht 
Betriebsvorrich- 
tungen sind 


2. Ausbau von Räumen zur Aufnahme einer sterilen Abfüllanlage im Obst- und 
Weinbau 


3. Neubau, Umbau und Ausbau von Kelterschuppen und Kelterhäusern sowie 
von Räumen zur Vorklärung, Vergärung, Abfüllung, Aufbereitung, Sortierung, 
Verpackung und Lagerung im Obst- und Weinbau 

4. Neubau, Umbau und Ausbau von Bruthäusern, Sortierhallen und Futterküchen 
in der Teichwirtschaft 


5. Hofbefestigungen und Wirtschaftswege (Privatwege und öffentliche Wege) 
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Anlage 7 

(zu § 187 Abs. 3) 


Verzeichnis der Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens über Tage im Sinne des § 187 Abs. 3 


Die Sonderabschreibungen des § 187 können im Tiefbaubetrieb des Steinkohlen-, 
Pechkohlen-, Braunkohlen- und Erzbergbaues für die Wirtschaftsgüter des An- 
lagevermögens über Tage in Anspruch genommen werden, die zu den folgenden 
mit dem Grubenbetrieb unter Tage in unmittelbarem Zusammenhang stehenden, 
der Förderung, Seilfahrt, Wasserhaltung und Wetterführung sowie der Aufberei- 
tung des Minerals dienenden Anlagen und Einrichtungen gehören: 

1. Förderanlagen und -einrichtungen einschließlich Schachthalle, Hängebank, 
Wagenumlauf und Verladeeinrichtungen sowie Anlagen der Berge- und Gru- 
benholzwirtschaft 

2. Anlagen und Einrichtungen der Wetterwirtschaft und Wasserhaltung 

3. Waschkauen sowie Einrichtungen der Grubenlampenwirtschaft, des Gruben- 
rettungswesens und der Ersten Hilfe 

4. Sieberei, Wäsche und sonstige Aufbereitungsanlagen; im Erzbergbau alle der 
Aufbereitung dienenden Anlagen sowie die Anlagen zum Rösten von Eisen- 
erzen, wenn die Anlagen nicht zu einem Hüttenbetrieb gehören 
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Artikel 2 

Körperschaftsteuergesetz (KStG 1976) 

ERSTER TEIL 

Steuerpflicht 

§ i 

Unbeschränkte Steuerpflicht 

(1) Unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig sind 
die folgenden Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen, die ihre Geschäftsleitung 
oder ihren Sitz im Inland haben: 

1 . Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, Kolonialgesellschaften, 
bergrechtliche Gewerkschaften) ; 

2. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften; 

3. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit; 

4. sonstige, juristische Personen des privaten Rechts; 

5. nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftungen 
und andere Zweckvermögen des privaten Rechts; 

6. Betriebe gewerblicher Art von juristischen Perso- 
nen des öffentlichen Rechts. 

(2) Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht 
erstreckt sich auf sämtliche Einkünfte. 

(3) Zum Inland im Sinne dieses Gesetzes gehört 
auch der der Bundesrepublik Deutschland zustehende 
Anteil am Festlandsockel, soweit dort Naturschätze 
des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes er- 
forscht oder ausgebeutet werden. 

§ 2 

Beschränkte Steuerpflicht 

Beschränkt körperschaftsteuerpflichtig sind 

1. Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen, die weder ihre Geschäftsleitung 
noch ihren Sitz im Inland haben, 

mit ihren inländischen Einkünften; 

2, sonstige Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, die nicht unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, mit den inländischen Ein- 
künften, von denen ein Steuerabzug vorzuneh- 
men ist. 


§ 3 

Abgrenzung der Steuerpflicht bei nichtrechtsfähigen 

Personenvereinigungen und Vermögensmassen 
sowie bei Realgemeinden 

(1) Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen, An- 
stalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen sind 
körperschaftsteuerpflichtig, wenn ihr Einkommen 
weder nach diesem Gesetz noch nach dem Ein- 
kommensteuergesetz unmittelbar bei einem anderen 
Steuerpflichtigen zu versteuern ist. 

(2) *Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossen- 
schaften und ähnliche Realgemeinden, die zu den in 
§ 1 bezeichneten Steuerpflichtigen gehören, sind nur 
insoweit körperschaftsteuerpflichtig, als sie einen 
Gewerbebetrieb unterhalten oder verpachten, der 
über den Rahmen eines Nebenbetriebs hinausgeht. 
2 Im übrigen sind ihre Einkünfte unmittelbar bei den 
Beteiligten zu versteuern. 

§ 4 

Betriebe gewerblicher Art 
von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

(1) betriebe gewerblicher Art von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 6 sind vorbehaltlich des Absatzes 5 alle 
Einrichtungen, die einer nachhaltigen wirtschaft- 
lichen Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen außer- 
halb der Land- und Forstwirtschaft dienen und die 
sich innerhalb der Gesamtbetätigung der Körper- 
schaft wirtschaftlich herausheben. 2 Die Absicht, Ge- 
winn zu erzielen, und die Beteiligung am allgemei- 
nen wirtschaftlichen Verkehr sind nicht erforderlich. 

(2) Ein Betrieb gewerblicher Art ist auch unbe- 
schränkt steuerpflichtig, wenn er selbst eine Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts ist. 

(3) Zu den Betrieben gewerblicher Art gehören 
auch Betriebe, die der Versorgung der Bevölkerung 
mit Wasser, Gas, Elektrizität oder Wärme, dem 
öffentlichen Verkehr oder dem Hafenbetrieb dienen. 

(4) Als Betrieb gewerblicher Art gilt die Ver- 
pachtung eines solchen Betriebs. 

(5) J Zu den Betrieben gewerblicher Art gehören 
nicht Betriebe, die überwiegend der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt dienen (Hoheitsbetriebe). 2 Für 
die Annahme eines Hoheitsbetriebs reichen Zwangs- 
oder Monopolrechte nicht aus. 
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§ 5 

Befreiungen 

(1) Won der Körperschaftsteuer sind befreit 

1. die Deutsche Bundespost, die Deutsche Bundes- 
bahn, die Monopolverwaltungen des Bundes 
und die staatlichen Lotterieunternehmen; 

2. die Deutsche Bundesbank, die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau, die Lastenausgleichsbank (Bank 
für Vertriebene und Geschädigte), die Deutsche 
Siedlungs- und Landesrentenbank, die Land- 
wirtschaftliche Rentenbank, die Bayerische Lan- 
desanstalt für Aufbaufinanzierung, die Landes- 
kreditbank Baden-Württemberg und die 
Reichsbank; 

3. rechtsfähige Pensions-, Sterbe- und Kranken- 
kassen, die den Personen, denen die Leistungen 
der Kasse zugute kommen oder zugute kom- 
men sollen (Leistungsempfängern), einen Rechts- 
anspruch gewähren, und rechtsfähige Unterstüt- 
zungskassen, die den Leistungsempfängern kei- 
nen Rechtsanspruch gewähren, 

a) wenn sich die Kasse beschränkt 

aa) auf Zugehörige oder frühere Zugehörige 
einzelner oder mehrerer wirtschaftlicher 
Geschäftsbetriebe oder 

bb) auf Zugehörige oder frühere Zugehörige 
der Spitzenverbände der freien Wohl- 
fahrtspflege (Arbeiterwohlfahrt-Bundes- 
verband e. V., Deutscher Caritasver- 
band e. V., Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband e. V., Deutsches Ro- 
tes Kreuz, Diakonisches Werk — Innere 
Mission und Hilfswerk der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland, Zentral- 
wohlfahrtsstelle der Juden in Deutsch- 
land e. V.) einschließlich ihrer Unterglie- 
derungen, Einrichtungen und Anstalten 
und sonstiger gemeinnütziger Wohl- 
fahrtsverbände oder 

cc) auf Arbeitnehmer sonstiger Körperschaf- 
ten, Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen im Sinne der §§ 1 und 2; 
den Arbeitnehmern stehen Personen, 
die sich in einem arbeitnehmerähnlichen 
Verhältnis befinden, gleich; 

zu den Zugehörigen oder Arbeitnehmern 
rechnen jeweils auch deren Angehörige; 

b) wenn sichergestellt ist, daß der Betrieb der 
Kasse nach dem Geschäftsplan und nach Art 
und Höhe der Leistungen eine soziale Ein- 
richtung darstellt. 2 Diese Voraussetzung ist 
bei Unterstützungskassen, die Leistungen 
von Fall zu Fall gewähren, nur gegeben, 
wenn sich diese Leistungen auf Fälle der 
Not oder Arbeitslosigkeit beschränken; 

c) wenn vorbehaltlich des § 6 die ausschließ- 
liche und unmittelbare Verwendung des 
Vermögens und der Einkünfte der Kasse 
nach der Satzung und der tatsächlichen Ge- 


schäftsführung für die Zwecke der Kasse 
dauernd gesichert ist; 

d) wenn bei Pensions-, Sterbe- und Krankenkas- 
sen am Schluß des Wirtschaftsjahrs, zu dem 
der Wert der Deckungsrückstellung versiche- 
rungsmathematisch zu berechnen ist, das 
nach den handelsrechtlichen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung unter Berück- 
sichtigung des von der Versicherungsauf- 
sichtsbehörde genehmigten Geschäftsplans 
auszuweisende Vermögen nicht höher ist als 
bei einem Versicherungsverein auf Gegen- 
seitigkeit die Verlustrücklage und bei einer 
Kasse anderer Rechtsform der dieser Rück- 
lage entsprechende Teil des Vermögens. 2 Bei 
der Ermittlung des Vermögens ist eine Rück- 
stellung für Beitragsrückerstattung nur in- 
soweit abziehbar, als den Leistungsempfän- 
gern ein Anspruch auf die Uberschußbetei- 
ligung zusteht. 3 Ubersteigt das Vermögen 
der Kasse den bezeichneten Betrag, so ist die 
Kasse nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 bis 4 
steuerpflichtig 

und 

e) wenn bei Unterstützungskassen am Schluß 
des Wirtschaftsjahrs das Vermögen ohne 
Berücksichtigung künftiger Kassenleistun- 
gen nicht höher ist als das um 25 vom Hun- 
dert erhöhte zulässige Kassenvermögen im 
Sinne des § 32 des Einkommensteuergeset- 
zes. 2 Bei der Ermittlung des Vermögens der 
Kasse ist der Grundbesitz mit dem Wert 
anzusetzen, mit dem er bei einer Veran- 
lagung zur Vermögensteuer auf den Ver- 
anlagungszeitpunkt anzusetzen wäre, der 
auf den Schluß des Wirtschaftsjahrs folgt; 
das übrige Vermögen ist mit dem gemeinen 
Wert am Schluß des Wirtschaftsjahrs anzu- 
setzen. 3 übersteigt das Vermögen der Kasse 
den bezeichneten Betrag, so ist die Kasse 
nach Maßgabe des § 6 Abs. 5 steuerpflich- 
tig; 

4. kleinere Versicherungsvereine auf Gegenseitig- 
keit im Sinne des § 53 des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungs- 
unternehmungen in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 

S. 315, 750), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes betreffend die Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften vom 
9. Oktober 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1451), 
wenn 

a) ihre Beitragseinnahmen im Durchschnitt der 
letzten drei Wirtschaftsjahre einschließlich 
des im Veranlagungszeitraum endenden 
Wirtschaftsjahrs die durch Rechtsverord- 
nung festzusetzenden Jahresbeträge nicht 
überstiegen haben oder 

b) sich ihr Geschäftsbetrieb auf die Sterbe- 
geldversicherung beschränkt und die Ver- 
sicherungsvereine nach dem Geschäftsplan 
sowie nach Art und Höhe der Leistungen 
soziale Einrichtungen darstellen; 


170 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


5. Berufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen Cha- 
rakter, deren Zweck nicht auf einen wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist. 2 Wird ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, ist 
die Steuerbefreiung insoweit ausgeschlossen; 

6. Körperschaften oder Personenvereinigungen, 
deren Hauptzweck die Verwaltung des Ver- 
mögens für einen nichtrechtsfähigen Berufs- 
verband der in Nummer 5 bezeichneten Art ist, 
sofern ihre Erträge im wesentlichen aus die- 
ser Vermögensverwaltung herrühren und aus- 
schließlich dem Berufsverband zufließen; 

7. politische Parteien im Sinne des § 2 des Par- 
teiengesetzes und politische Vereine, deren 
Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb gerichtet ist. 2 Wird ein wirt- 
schaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, ist 
die Steuerbefreiung insoweit ausgeschlossen; 

8. öffentlich-rechtliche Versicherungs- und Ver- 
sorgungseinrichtungen von Berufsgruppen, de- 
ren Angehörige aufgrund einer durch Gesetz 
angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Ver- 
pflichtung Mitglieder dieser Einrichtung sind, 
wenn die Satzung der Einrichtung die Zahlung 
keiner höheren jährlichen Beiträge zuläßt als 
das Zwölffache der Beiträge, die nach den 
§§ 1387 und 1388 der Reichsversicherungsord- 
nung höchstens entrichtet werden können. 
Ermöglicht die Satzung der Einrichtung nur 
Pflichtmitgliedschaften sowie freiwillige Mit- 
gliedschaften, die unmittelbar an eine Pflicht- 
mitgliedschaft anschließen, so steht dies der 
Steuerbefreiung nicht entgegen, wenn die Sat- 
zung die Zahlung keiner höheren jährlichen 
Beiträge zuläßt als das Fünfzehnfache der Bei- 
träge, die nach den §§ 1387 und 1388 der Reichs- 
versicherungsordnung höchstens entrichtet wer- 
den können; 

9. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem 
Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung 
und nach der tatsächlichen Geschäftsführung 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen 
(§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung). 2 Wird ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, 
ist die Steuerbefreiung insoweit ausgeschlossen; 

10. Wohnungsunternehmen, solange sie auf Grund 
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes vom 
29. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 437), zu- 
letzt geändert durch das Erste Gesetz zur Re- 
form des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 645), als gemeinnützig aner- 
kannt sind; 

11. Unternehmen sowie betriebswirtschaftlich und 
organisatorisch getrennte Teile von Unterneh- 
men, solange sie auf Grund des in Nummer 10 
bezeichneten Gesetzes als Organe der staat- 
lichen Wohnungspolitik anerkannt sind; 


12. die von den zuständigen Landesbehörden be- 
gründeten oder anerkannten gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen im Sinne des Reichssied- 
lungsgesetzes vom 11. August 1919 (Reichs- 
gesetzbl. S. 1429), zuletzt geändert durch das 
Steueränderungsgesetz 1966 vom 23. Dezember 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 702) und im Sinne 
der Bodenreformgesetze der Länder. 2 Wird ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, 
der über die Durchführung von Siedlungs-, 
Agrarstrukturverbesserungs- und Landentwick- 
lungsmaßnahmen oder von sonstigen Aufgaben, 
die den Siedlungsunternehmen gesetzlich zuge- 
wiesen sind, hinausgeht, ist die Steuerbefreiung 
insoweit ausgeschlossen; 

13. die von den obersten Landesbehörden zur Aus- 
gabe von Heimstätten zugelassenen gemein- 
nützigen Unternehmen im Sinne des Reichs- 
heimstättengesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 25. November 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1291), zuletzt geändert durch das 
Steueränderungsgesetz 1966. 2 Wird ein wirt- 
schaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, der 
über die Begründung und Vergrößerung von 
Heimstätten hinausgeht, ist die Steuerbefreiung 
insoweit ausgeschlossen; 

14. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften so- 
wie Vereine, wenn sich ihr Geschäftsbetrieb 
beschränkt 

a) auf die gemeinschaftliche Benutzung land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebseinrichtun- 
gen oder Betriebsgegenstände, 

b) auf Leistungen im Rahmen von Dienst- oder 
Werkverträgen für die Produktion land- und 
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse für die Be- 
triebe der Mitglieder, wenn die Leistungen 
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
liegen; dazu gehören auch Leistungen zur 
Erstellung und Unterhaltung von Betriebs- 
vorrichtungen, Wirtschaftswegen und Bo- 
denverbesserungen, 

c) auf die Bearbeitung oder die Verwertung 
der von den Mitgliedern selbst gewonnenen 
land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse, 
wenn die Bearbeitung oder die Verwertung 
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
liegt oder 

d) auf die Beratung für die Produktion oder 
Verwertung land- und forstwirtschaftlicher 
Erzeugnisse der Betriebe der Mitglieder. 

2 Die Befreiung ist ausgeschlossen, wenn die 
Genossenschaft oder der Verein an einer Per- 
sonengesellschaft beteiligt ist, die einen Be- 
trieb unterhält. 3 Die Beteiligung an einer steuer- 
befreiten Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossen- 
schaft oder eine nur geringfügige Beteiligung 
an einer nicht steuerbefreiten Erwerbs- oder 
Wirtschaftsgenossenschaft oder an einer Kapi- 
talgesellschaft schließt die Befreiung nicht aus; 
das gleiche gilt, wenn Mitgliedschaftsrechte an 
einem steuerbefreiten Verein oder in nur ge- 
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ringem Umfang an einem nicht steuerbefreiten 
Verein bestehen. 4 Die Beteiligung oder der Um- 
fang der Mitgliedschaftsrechte ist geringfügig, 
wenn das damit verbundene Stimmrecht 4 vom 
Hundert aller Stimmrechte und der Anteil an 
den Geschäftsguthaben oder an dem Nennkapi- 
tal oder an dem Vermögen, das im Zeitpunkt 
der Auflösung an die Mitglieder fällt, 10 vom 
Hundert nicht übersteigen. 

(2) Die Befreiungen nach Absatz 1 gelten nicht 

1. für inländische Einkünfte, die dem Steuerabzug 
unterliegen; 


2. soweit auszuschüttender Gewinn oder sonstige 
Leistungen einer Körperschaft, die bei den 
Empfängern zu den Einnahmen im Sinne des 
§ 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes gehören, nach den Vorschriften des 
Vierten Teils mit Körperschaftsteuer zu belasten 
sind; 

3. für beschränkt Steuerpflichtige im Sinne des § 2 
Nr. 1. 

§ 6 

Einschränkung der Befreiung von Pensions-, Sterbe-, 
Kranken- und Unterstützungskassen 

(1) übersteigt am Schluß des Wirtschaftsjahrs, 
zu dem der Wert der Deckungsrückstellung ver- 
sicherungsmathematisch zu berechnen ist, das Ver- 
mögen einer Pensions-, Sterbe- oder Krankenkasse 
im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 3 den in Buchstabe d 
dieser Vorschrift bezeichneten Betrag, so ist die 
Kasse steuerpflichtig, soweit ihr Einkommen an- 
teilig auf das übersteigende Vermögen entfällt. 

(2) Die Steuerpflicht entfällt mit Wirkung für die 
Vergangenheit, soweit das übersteigende Vermögen 
innerhalb von zwölf Monaten nach dem Schluß des 
Wirtschaftsjahrs, für das es festgestellt worden ist, 
zur Leistungserhöhung, zur Auszahlung an das 
Trägerunternehmen, zur Verrechnung mit Zuwen- 
dungen des Trägerunternehmens oder mit Zustim- 
mung der Versicherungsaufsichtsbehörde zur gleich- 
mäßigen Herabsetzung künftiger Zuwendungen des 
Trägerunternehmens oder zur Verminderung der 
Beiträge der Leistungsempfänger verwendet wird. 

(3) Wird das übersteigende Vermögen nicht in 
der in Absatz 2 bezeichneten Weise verwendet, so 
erstreckt sich die Steuerpflicht auch auf die folgen- 
den Kalenderjahre, für die der Wert der Deckungs- 
rückstellung nicht versicherungsmathematisch zu 
berechnen ist. 

(4) x Bei der Ermittlung des Einkommens der Kasse 
sind Beitrags rückerstattungen an das Trägerunter- 
nehmen außer in den Fällen des Absatzes 2 nicht 
abziehbar. 2 Das gleiche gilt für Zuführungen zu einer 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung, soweit den 
Leistungsempfängern ein Anspruch auf die Uber- 
schußbeteiligung nicht zusteht. 


(5) übersteigt am Schluß des Wirtschaftsjahrs 
das Vermögen einer Unterstützungskasse im Sinne 
des § 5 Abs. 1 Nr. 3 den in Buchstabe e dieser Vor- 
schrift bezeichneten Betrag, so ist die Kasse steuer- 
pflichtig, soweit ihr Einkommen anteilig auf das 
übersteigende Vermögen entfällt. 

(6) Soweit eine Pensions-, Sterbe-, Kranken- oder 
Unterstützungskasse steuerpflichtig ist, ist für den 
entsprechenden Teil ihres Vermögens die Siche- 
rung nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c nicht er- 
forderlich. 


ZWEITER TEIL 

Einkommen 


ERSTES KAPITEL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 7 

Grundlage der Besteuerung 

(1) Die Körperschaftsteuer bemißt sich nach dem 
zu versteuernden Einkommen. 

(2) Zu versteuerndes Einkommen ist das Einkom- 
men im Sinne des § 8 Abs. 1, erhöht oder vermindert 
nach Maßgabe der §§13 bis 17, 27 und 28. 

(3) *Die Körperschaftsteuer ist eine Jahressteuer. 
2 Die Grundlagen für ihre Festsetzung sind jeweils 
für ein Kalenderjahr zu ermitteln. 3 Besteht die unbe- 
schränkte oder beschränkte Steuerpflicht nicht wäh- 
rend eines ganzen Kalenderjahrs, so tritt an die 
Stelle des Kalenderjahrs der Zeitraum der jeweili- 
gen Steuerpflicht. 

(4) x Bei Steuerpflichtigen, die verpflichtet sind, 
Bücher nach den Vorschriften des Handelsgesetz- 
buchs zu führen, ist der Gewinn nach dem Wirt- 
schaftsjahr zu ermitteln, für das sie regelmäßig Ab- 
schlüsse machen. 2 Weicht bei diesen Steuerpflichti- 
gen das Wirtschaftsjahr, für das sie regelmäßig Ab- 
schlüsse machen, vom Kalenderjahr ab, so gilt der 
Gewinn aus Gewerbebetrieb als in dem Kalender- 
jahr bezogen, in dem das Wirtschaftsjahr endet. 3 Die 
Umstellung des Wirtschaftsjahrs auf einen vom Ka- 
lenderjahr abweichenden Zeitraum kann nur mit 
Zustimmung des Finanzamts vorgenommen werden, 
wenn für die Wahl des abweichenden Zeitraums 
wichtige betriebliche Gründe vorliegen. 

(5) Bei der Anwendung des § 211 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 2 zweiter Halbsatz des Lastenausgleichsgeset- 
zes ist von den Leistungen im Kalenderjahr auszu- 
gehen, auch wenn der Gewinn für ein vom Kalen- 
derjahr abweichendes Wirtschaftsjahr ermittelt wird. 


172 



Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


§ 8 

Ermittlung des Einkommens 

(1) Was als Einkommen gilt und wie das Einkom- 
men zu ermitteln ist, bestimmt sich nach den Vor- 
schriften des Einkommensteuergesetzes und dieses 
Gesetzes. 

(2) Bei Steuerpflichtigen, die nach den Vorschrif- 
ten des Handelsgesetzbuchs zur Führung von Bü- 
chern verpflichtet sind, sind alle Einkünfte als Ein- 
künfte aus Gewerbe zu behandeln. 

(3) x Für die Ermittlung des Einkommens ist es 
ohne Bedeutung, ob das Einkommen verteilt wird. 
2 Auch verdeckte Gewinnausschüttungen sowie Aus- 
schüttungen jeder Art auf Genußscheine, mit denen 
das Recht auf Beteiligung am Gewinn und am Liqui- 
dationserlös der Kapitalgesellschaft verbunden ist, 
mindern das Einkommen nicht. 

(4) Das verwendbare Eigenkapital und die darauf 
entfallende Tarifbelastung einer nach den Vor- 
schriften des Umwandlungsgesetzes umgewandelten 
Kapitalgesellschaft gehören abweichend von § 55 
Abs. 1 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes nicht zu 
den Einnahmen. 

(5) Gewinne aus Anteilen an einem nicht steuer- 
befreiten Betrieb gewerblicher Art einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts bleiben bei der Er- 
mittlung des Einkommens außer Ansatz. 2 Eine mittel- 
bare Beteiligung steht der unmittelbaren Beteili- 
gung gleich. 

(6) Bei Personenvereinigungen bleiben für die 
Ermittlung des Einkommens Beiträge, die aufgrund 
der Satzung von den Mitgliedern lediglich in ihrer 
Eigenschaft als Mitglieder erhoben werden, außer 
Ansatz. 

(7) Besteht das Einkommen nur aus Einkünften, 
von denen ein Steuerabzug vorzunehmen ist, so 
ist ein Abzug von Ausgaben nicht zulässig. 

§ 9 

Abziehbare Ausgaben 

(1) Abziehbare Ausgaben sind auch: 

1. bei Kapitalgesellschaften 

die Kosten der Ausgabe von Gesellschaftsantei- 
len, soweit 

a) die Kosten das Ausgabeaufgeld übersteigen 
oder 

b) die Gesellschaftsanteile für die Einbringung 
eines inländischen Betriebs oder Teilbetriebs 
eines Einzelgewerbetreibenden oder einer 
Gesellschaft im Sinne des § 38 Abs. 1 Nr. 2 
des Einkommensteuergesetzes, an deren Ver- 
mögen im Zeitpunkt der Einbringung natür- 
liche Personen mit mindestens 51 vom Hun- 
dert beteiligt waren, gewährt werden. 2 Das 
gilt nur, wenn die Nennwerte dieser Gesell- 
schaftsanteile mindestens 75 vom Hundert des 


Nennkapitals der Kapitalgesellschaft betra- 
gen. 3 Gehören zum eingebrachten Betriebs- 
vermögen Grundstücke, so ist die Grunder- 
werbsteuer den Kosten der Ausgabe der Ge- 
sellschaftsanteile zuzurechnen; 

2. bei Kommanditgesellschaften auf Aktien 

der Teil des Gewinns, der an persönlich haftende 
Gesellschafter auf ihre nicht auf das Grundkapi- 
tal gemachten Einlagen oder als Vergütung für 
die Geschäftsführung verteilt wird. 

(2) Spenden im Sinne der §§ 69 bis 73 des Ein- 
kommensteuergesetzes können bis zu den in diesen 
Vorschriften bezeichneten Höchstbeträgen als Be- 
triebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen 
werden. 2 Für die Ermittlung des Höchstbetrags im 
Sinne des § 69 Abs. 1 des Einkommensteuergeset- 
zes tritt das Einkommen an die Stelle der Summe 
der Einkünfte. 3 Als Einkommen gilt hierbei das Ein- 
kommen vor Abzug der in Satz 1 bezeichneten 
Ausgaben und des Verlustvortrags im Sinne des 
§ 66 des Einkommensteuergesetzes. 4 § 7 Abs. 5 ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 10 

Nichtabziehbare Ausgaben 

^ichtabziehbare Ausgaben sind auch die Auf- 
wendungen für die Erfüllung von Zwecken des 
Steuerpflichtigen, die durch Stiftungsgeschäft, Sat- 
zung oder sonstige Verfassung vorgeschrieben sind. 
2 § 9 Abs. 2 bleibt unberührt. 

§ 11 

Auflösung und Abwicklung (Liquidation) 

(1) *Wird eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft, eine unbeschränkt steuerpflich- 
tige Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft oder 
ein unbeschränkt steuerpflichtiger Versicherungs- 
verein auf Gegenseitigkeit nach der Auflösung ab- 
gewickelt, so ist der im Zeitraum der Abwicklung 
erzielte Gewinn der Besteuerung zugrunde zu legen. 
2 Der Besteuerungszeitraum soll drei Jahre nicht 
übersteigen. 

(2) Zur Ermittlung des Gewinns im Sinne des 
Absatzes 1 ist das Abwicklungs-Endvermögen dem 
Abwicklungs-Anfangsvermögen gegenüberzustellen. 

(3) Abwicklungs-Endvermögen ist das zur Ver- 
teilung kommende Vermögen, vermindert um die 
steuerfreien Vermögensmehrungen, die dem Steuer- 
pflichtigen in dem Abwicklungszeitraum zugeflos- 
sen sind. 

(4) Abwicklungs-Anfangsvermögen ist das Be- 
triebsvermögen, das am Schluß des der Auflösung 
vorangegangenen Wirtschaftsjahrs der Veranlagung 
zur Körperschaftsteuer zugrunde gelegt worden ist. 
Hst für den vorangegangenen Veranlagungszeit- 
raum eine Veranlagung nicht durchgeführt worden, 
so ist das Betriebsvermögen anzusetzen, das im Falle 
einer Veranlagung nach den steuerrechtlichen Vor- 
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schritten über die Gewinnermittlung auszuweisen 
gewesen wäre. 3 Das Abwicklungs-Anfangsvermögen 
ist um den Gewinn eines vorangegangenen Wirt- 
schaftsjahrs zu kürzen, der im Abwicklungszeitraum 
ausgeschüttet worden ist. 

(5) War am Schluß des vorangegangenen Ver- 
anlagungszeitraums Betriebsvermögen nicht vor- 
handen, so gilt als Abwicklungs-Anfangsvermögen 
die Summe der später geleisteten Einlagen. 

(6) Auf die Gewinnermittlung sind im übrigen 
die sonst geltenden Vorschriften anzuwenden. 

(7) Unterbleibt eine Abwicklung, weil über das 
Vermögen der Kapitalgesellschaft, der Erwerbs- oder 
Wirtschaftsgenossenschaft oder des Versicherungs- 
vereins auf Gegenseitigkeit das Konkursverfahren 
eröffnet worden ist, sind die Absätze 1 bis 6 sinn- 
gemäß anzuwenden. 

§ 12 

Beginn und Erlöschen einer Steuerbefreiung 

(1) Für die Gewinnermittlung einer Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse gelten 
in den Fällen des Beginns oder Erlöschens einer 
Steuerbefreiung die Absätze 2 bis 5. 

(2) *Wird eine steuerpflichtige Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse von der 
Körperschaftsteuer befreit, so hat sie auf den Zeit- 
punkt, in dem die Steuerpflicht endet, eine Schluß- 
bilanz aufzustellen. 2 In der Schlußbilanz sind die 
Wirtschaftsgüter mit den Teilwerten anzusetzen. 
3 Sie sind abweichend von Satz 2 mit den Buchwer- 
ten anzusetzen, wenn die Steuerbefreiung auf § 5 
Abs. 1 Nr. 9 beruht und die Körperschaft, Personen- 
vereinigung oder Vermögensmasse ausschließlich 
und unmittelbar der Förderung wissenschaftlicher 
Zwecke oder der Förderung der Erziehung, Volks- 
und Berufsausbildung dient. 4 Hat die Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse ihren 
Gewinn durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit 
den Betriebsausgaben ermittelt, so ist § 23 Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes sinngemäß anzuwen- 
den. 

(3) *Wird eine von der Körperschaftsteuer be- 
freite Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver- 
mögensmasse steuerpflichtig und ermittelt sie ihren 
Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich, so hat 
sie auf den Zeitpunkt, in dem die Steuerpflicht be- 
ginnt, eine Anfangsbilanz aufzustellen. 2 In der An- 
fangsbilanz sind die Wirtschaftsgüter mit den Wer- 
ten anzusetzen, mit denen sie im Falle einer Einlage 

nach § 27 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes an- 
zusetzen wären. 3 Abweichend von Satz 2 sind Wirt- 
schaftsgüter, die in einer Schlußbilanz im Sinne des 
Absatzes 2 mit dem Buchwert angesetzt worden 
sind, in der Anfangsbilanz mit den Werten anzu- 
setzen, die in einer auf den Zeitpunkt des Beginns 
der Steuerpflicht zu erstellenden Steuerbilanz aus- 
zuweisen wären. 4 Ermittelt die Körperschaft, Per- 
sonenvereinigung oder Vermögensmasse ihren Ge- 
winn durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit 


den Betriebsausgaben, so sind für die Bemessung 
der Abschreibungen § 24 Abs. 2 Nr. 2 und § 33 
Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes sinngemäß 
anzuwenden. 

(4) Beginnt oder erlischt die Steuerbefreiung nur 
teilweise, so gelten die Vorschriften über die Ge- 
winnermittlung nach den Absätzen 2 und 3 für den 
entsprechenden Teil des Betriebsvermögens. 

(5) Auf die Gewinnermittlung sind im übrigen die 
sonst geltenden Vorschriften anzuwenden. 

(6) *Wird eine steuerpflichtige Körperschaft, Per- 
sonenvereinigung oder Vermögensmasse, deren An- 
teile an einer Kapitalgesellschaft nicht zu einem 
Betriebsvermögen gehören, von der Körperschaft- 
steuer befreit, so ist § 40 des Einkommensteuerge- 
setzes auch ohne Veräußerung anzuwenden, wenn 
in dem Zeitpunkt, in dem die Steuerpflicht endet, 
die übrigen Voraussetzungen dieser Vorschrift er- 
füllt sind. 2 An die Stelle des Veräußerungspreises 
tritt der gemeine Wert der Anteile in dem Zeitpunkt, 
in dem die Steuerpflicht endet. 


ZWEITES KAPITEL 

Sondervorschriften für die Organschaft 

§ 13 

Aktiengesellschaft oder Komanditgesellschaft 
auf Aktien als Organgesellschaft 

Verpflichtet sich eine Aktiengesellschaft oder 
Komanditgesellschaft auf Aktien mit Geschäfts- 
leitung und Sitz im Inland (Organgesellschaft) 
durch einen Gewinnabführungsvertrag im Sinne 
des § 291 Abs. 1 des Aktiengesetzes, ihren ganzen 
Gewinn an ein anderes inländisches gewerbliches 
Unternehmen abzuführen, so ist das Einkommen der 
Organgesellschaft, soweit sich aus § 15 nichts 
anderes ergibt, dem Träger des Unternehmens (Or- 
ganträger) zuzurechnen, wenn die folgenden Vor- 
aussetzungen erfüllt sind: 

1. x Der Organträger muß an der Organgesellschaft 
vom Beginn ihres Wirtschaftsjahrs an ununter- 
brochen und unmittelbar in einem solchen Maße 
beteiligt sein, daß ihm die Mehrheit der Stimm- 
rechte aus den Anteilen an der Organgesell- 
schaft zusteht (finanzielle Eingliederung). 2 Eine 
mittelbare Beteiligung genügt, wenn jede der 
Beteiligungen, auf denen die mittelbare Beteili- 
gung beruht, die Mehrheit der Stimmrechte ge- 
währt. t 

2. *Die Organgesellschaft muß von dem in Num- 
mer 1 bezeichneten Zeitpunkt an ununterbrochen 
nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhält- 
nisse wirtschaftlich und organisatorisch in das 
Unternehmen des Organträgers eingegliedert 
sein. 2 Die organisatorische Eingliederung ist 
stets gegeben, wenn die Organgesellschaft 
durch einen Beherrschungsvertrag im Sinne des 
§ 291 Abs. 1 des Aktiengesetzes die Leitung ihres 
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Unternehmens dem Unternehmen des Organ- 
trägers unterstellt oder wenn die Organgesell- 
schaft eine nach den Vorschriften der §§ 319 
bis 327 des Aktiengesetzes eingegliederte Gesell- 
schaft ist 

3. *Der Organträger muß eine unbeschränkt steuer- 
pflichtige natürliche Person oder eine nicht 
steudrbefreite Körperschaft, Personenvereini- 
gung oder Vermögensmasse im Sinne des § 1 
mit Geschäftsleitung und Sitz im Inland oder 
eine Personengesellschaft im Sinne des § 38 
Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes mit 
Geschäftsleitung und Sitz im Inland sein. 2 * An 
der Personengesellschaft dürfen nur Gesellschaf- 
ter beteiligt sein, die mit dem auf sie entfallen- 
den Teil des zuzurechnenden Einkommens im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes der Einkommen- 
steuer oder der Körperschaftsteuer unterliegen. 
3 Sind ein oder mehrere Gesellschafter der Per- 
sonengesellschaft beschränkt einkommensteuer- 
pflichtig, so müssen die Voraussetzungen der 
Nummern 1 und 2 im Verhältnis zur Personen- 
gesellschaft selbst erfüllt sein. 4 Das gleiche gilt, 
wenn an der Personengesellschaft eine oder 
mehrere Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen oder Vermögensmassen beteiligt sind, die 
ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung nicht im 
Inland haben. 

4. 4 Der Gewinnabführungsvertrag muß auf min- 
destens fünf Jahre abgeschlossen und während 
dieser Zeit durchgeführt werden und spätestens 
am Ende des Wirtschaftsjahrs der Organgesell- 
schaft wirksam werden, für das Satz 1 erstmals 
angewendet werden soll. 2 Eine vorzeitige Be- 
endigung des Vertrags durch Kündigung ist un- 
schädlich, wenn ein wichtiger Grund die Kündi- 
gung rechtfertigt. 

5. Die Organgesellschaft darf Beträge aus dem 
Jahresüberschuß nur insoweit in freie Rücklagen 
einstellen, als dies bei vernünftiger kaufmän- 
nischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. 

§ 14 

Besondere Vorschriften zur Ermittlung des 
Einkommens der Organgesellschaft 

Bei der Ermittlung des Einkommens der Organ- 
gesellschaft gilt abweichend von den allgemeinen 

Vorschriften folgendes: 

1. Ein Verlustvortrag im Sinne des § 66 des Ein- 
kommensteuergesetzes ist nicht zulässig. 

2. TOe Vorschriften eines Abkommens zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung, nach denen die 

Gewinnanteile aus der Beteiligung an einer aus- 
ländischen Gesellschaft außer Ansatz bleiben, 
sind nur anzuwenden, wenn der Organträger zu 
den durch diese Vorschriften begünstigten 
Steuerpflichtigen gehört. 2 Ist der Organträger 
eine Personengesellschaft, so sind die Vorschrif- 

ten insoweit anzuwenden, als das zuzurechnende 
Einkommen auf einen Gesellschafter entfällt, der 
zu den begünstigten Steuerpflichtigen gehört. 


§ 15 

Ausgleichszahlungen 

*Die Organgesellschaft hat ihr Einkommen in 
Höhe der geleisteten Ausgleichszahlungen und der 
darauf entfallenden Ausschüttungsbelastung im 
Sinne des § 30 selbst zu versteuern. 2 Ist die Ver- 
pflichtung zum Ausgleich vom Organträger erfüllt 
worden, so hat die Organgesellschaft die Summe 
der geleisteten Ausgleichszahlungen zuzüglich der 
darauf entfallenden Ausschüttungsbelastung anstelle 
des Organträgers zu versteuern. 

§ 16 

Andere Kapitalgesellschaften als Organgesellschaft 

*Die Vorschriften der §§ 13 bis 15 gelten entspre- 
chend, wenn eine andere als eine der in § 13 Satz 1 
bezeichneten Kapitalgesellschaften mit Geschäfts- 
leitung und Sitz im Inland sich verpflichtet, ihren 
ganzen Gewinn an ein anderes Unternehmen im 
Sinne des § 13 abzuführen. 2 Weitere Voraussetzun- 
gen sind, daß 

1. der Vertrag in schriftlicher Form abgeschlossen 
wird, 

2. die Gesellschafter dem Vertrag mit einer Mehr- 
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stim- 
men zustimmen, 

3. eine Verlustübernahme entsprechend den Vor- 
schriften des § 302 des Aktiengesetzes verein- 
bart wird und 

4. die Abführung von Erträgen aus der Auflösung 
von freien vorvertraglichen Rücklagen ausge- 
schlossen wird. 

§ 17 

Ausländische Organträger 

Verpflichtet sich eine Organgesellschaft, ihren 
ganzen Gewinn an ein ausländisches gewerbliches 
Unternehmen, das im Inland eine im Handelsregi- 
ster eingetragene Zweigniederlassung unterhält, ab- 
zuführen, so ist das Einkommen der Organgesell- 
schaft den beschränkt steuerpflichtigen Einkünften 
aus der inländischen Zweigniederlassung zuzurech- 
nen, wenn 

1. der Gewinnabführungsvertrag unter der Firma 
der Zweigniederlassung abgeschlossen ist, 

2. die für die finanzielle Eingliederung erforderliche 
Beteiligung zum Betriebsvermögen der Zweignie- 
derlassung gehört und 

3. die wirtschaftliche und organisatorische Einglie- 
derung im Verhältnis zur Zweigniederlassung 
selbst gegeben ist. 

2 Im übrigen gelten die Vorschriften der §§ 13 bis 16 
sinngemäß. 
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§ 18 

Steuerabzug bei dem Organträger 

(1) Sind bei der Organgesellschaft die Voraus- 
setzungen für die Anwendung besonderer Tarifvor- 
schriften erfüllt, die einen Abzug von der Körper- 
schaftsteuer vorsehen, und unterliegt der Organträ- 
ger der Körperschaftsteuer, so sind diese Tarifvor- 
schriften beim Organträger so anzuwenden, als wä- 
ren die Voraussetzungen für ihre Anwendung bei 
ihm selbst erfüllt. 

(2) Unterliegt der Organträger der Einkommen- 
steuer, so gilt Absatz 1 entsprechend, soweit für die 
Einkommensteuer gleichartige Tarifvorschriften wie 
für die Körperschaftsteuer bestehen. 

(3) Ust der Organträger eine Personengesell- 
schaft, so gelten die Absätze 1 und 2 für die Gesell- 
schafter der Personengesellschaft entsprechend. 2 Bei 
jedem Gesellschafter ist der Teilbetrag abzuziehen, 
der dem auf den Gesellschafter entfallenden Bruchteil 
des dem Organträger zuzurechnenden Einkommens 
der Organgesellschaft entspricht. 

(4) Ist der Organträger ein ausländisches Unter- 
nehmen im Sinne des § 17, so gelten die Absätze 1 
bis 3 entsprechend, soweit die besonderen Tarif- 
vorschriften bei beschränkt Steuerpflichtigen an- 
wendbar sind. 

(5) Sind in dem Einkommen der Organgesell- 
schaft Betriebseinnahmen enthalten, die einem 
Steuerabzug unterlegen haben, so ist die einbehal- 
tene Steuer auf die Körperschaftsteuer oder die Ein- 
kommensteuer des Organträgers, oder wenn der 
Organträger eine Personengesellschaft ist, anteilig; 
auf die Körperschaftsteuer oder die Einkommen- 
steuer der Gesellschafter anzurechnen. 


DRITTES KAPITEL 

Sondervorschriften 
für Versicherungsunternehmen 

§ 19 

Ver sicherungs technische Rückstellungen, 
Abschlußaufwendungen 

(1) Wersicherungstechnische Rückstellungen sind, 
soweit sie nicht bereits nach den Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes anzusetzen sind, in der 
Steuerbilanz zu bilden, soweit sie für die Leistungen 
aus den am Bilanzstichtag laufenden Versicherungs- 
verträgen erforderlich sind. 2 Der in der Handelsbi- 
lanz ausgewiesene Wertansatz einer versicherungs- 
technischen Rückstellung darf in der Steuerbilanz 
nicht überschritten werden; das gilt auch bei Anwen- 
dung der §§ 20 bis 24, 

(2) Aufwendungen für den Abschluß von Ver- 

sicherungsverträgen dürfen in der Steuerbilanz nicht 
aktiviert werden. 


§ 20 

Beitragsübertrag 

(1) ’Als Beitragsübertrag ist in der Steuerbilanz 
der bei zeitanteiliger Aufteilung auf das folgende 
Wirtschaftsjahr entfallende Teil des Betrags auszu- 
weisen, der sich aus dem Tarifbeitrag nach Abzug 
der gesamten einmaligen Aufwendungen ergibt, die 
nicht Aufwendungen für den Abschluß von Ver- 
sicherungsverträgen oder für die Leistung sind, die 
für den Eintritt des Versicherungsfalles vereinbart 
worden ist. 2 Sind in der Lebensversicherung die bei 
zeitanteiliger Aufteilung auf das folgende Wirt- 
schaftsjahr entfallenden Spar- und Risikoteile des 
Tarifbeitrags höher als der Betrag, der sich bei An- 
wendung des Satzes 1 ergibt, ist als Beitragsübertrag 
der höhere Betrag auszuweisen. 3 Wird ein Tarifbei- 
trag nicht erhoben, so tritt an seine Stelle d$r ver- 
einbarte Beitrag. 

(2) Absatz 1 ist für das in Rückdeckung übernom- 
mene Versicherungsgeschäft mit der Maßgabe an- 
zuwenden, daß an die Stelle der Aufwendungen für 
den Abschluß von Versicherungsverträgen der Be- 
trag tritt, der dem Anteil des Rückversicherers an 
diesen Aufwendungen des Vorversicherers ent- 
spricht. 

(3) Ist eine Rückversicherung vereinbart, so er- 
gibt sich der Beitragsübertrag für eigene Rechnung 
als Unterschiedsbetrag der Wertansätze nach den 
Absätzen 1 und 2. 

§ 21 

Schwankungsrückstellung 

(1) Die Rückstellung für den Ausgleich des 
schwankenden Jahresbedarfs (Schwankungsrückstel- 
lung) ist in der Steuerbilanz mit dem Wert anzuset- 
zen, der sich nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen ergibt. 

(2) Liegen für die Ermittlung des Wertes der 
Schwankungsrückstellung nach Absatz 1 allgemein 
gültige statistische Grundlagen nicht vor, ist die 
Rückstellung für den Selbstbehalt des selbstabge- 
schlossenen und des in Rückdeckung übernommenen 
Versicherungsgeschäfts anzusetzen 

1. in der Hagelversicherung bis zu einem Höchst- 
betrag von 180 vom Hundert, in den übrigen 
Zweigen der Elementarversicherung einschließ- 
lich der Feuerversicherung je Versicherungs- 
zweig bis zu einem Höchstbetrag von 120 vom 
Hundert des Selbstbehaltsbeitrags, der in dem 
am Bilanzstichtag endenden und in dem vorange- 
gangenen Wirtschaftsjahr im Durchschnitt jähr- 
lich verdient worden ist; 

2. J in den übrigen Zweigen der Schaden- und Un- 
fallversicherung bis zu einem Höchstbetrag von 
75 vom Hundert der Summe der Uberschäden in 
den zehn Wirtschaftsjahren, die vor dem Bilanz- 
stichtag geendet haben (Beobachtungszeitraum), 
vervielfacht mit dem Verhältnis aus dem ver- 
dienten Beitrag des am Bilanzstichtag endenden 
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Wirtschaftsjahrs und dem im Beobachtungszeit- 
raum im Durchschnitt verdienten Jahresbeitrag. 
2 Die Rückstellung darf nur gebildet werden, wenn 
erhebliche Schwankungen im Schadenverlauf auf- 
treten. 

(3) Solange der Höchstbetrag nicht erreicht ist, 
sind der Schwankungsrückstellung im Wirtschafts- 
jahr fünf vom Hundert des Höchstbetrags zuzüglich 
50 vom Hundert des in dem einzelnen Versiche- 
rungszweig im Wirtschaftsjahr eingetretenen Unter- 
schadens zuzuführen. 

(4) Tritt ein Uberschaden auf, so ist die für den 
Versicherungszweig gebildete Schwankungsrück- 
stellung insoweit aufzulösen. 

(5) Bei der Ermittlung des Unterschadens oder 
des Uberschadens bleiben die Zuführung zur 
Schwankungsrückstellung und die Auflösung der 
Schwankungsrückstellung außer Betracht. 

(6) Versicherungsunternehmen, die die Kredit- 
versicherung betreiben, dürfen für die Kautionsver- 
sicherung, für die sie eine Delkredererückstellung 
auszuweisen haben, eine Schwankungsrückstellung 
nicht bilden. 

§ 22 

Rückstellung für Großrisiken 

(1) bewahrt ein Versicherungsunternehmen 
Versicherungsschutz für Großrisiken, so hat es 
hierfür in der Steuerbilanz eine Rückstellung aus- 
zuweisen, solange ein Ausgleich von Leistung und 
Gegenleistung im Wirtschaftsjahr innerhalb der 
Großrisiken eines Versicherungszweigs noch nicht 
erreicht ist. 2 Großrisiken sind Risiken, die nach der 
Art des zu versichernden Risikos bei dem Unter- 
nehmen in bestehende Versicherungsgemeinschaf- 
ten nicht eingeordnet werden können und deren 
versicherter Selbstbehalt je Risiko das Zweifache 
des höchsten bisherigen Selbsthalts je Risiko in 
vergleichbaren Versicherungszweigen übersteigt. 

(2) Die Rückstellung für Großrisiken ist mit dem 
Wert anzusetzen, der sich nach versicherungsma- 
thematischen Grundsätzen ergibt. 

(3) liegen für die Ermittlung des Wertes der 
Rückstellung nach Absatz 2 allgemein gültige sta- 
tistische Grundlagen nicht vor, so darf die Rück- 
stellung die höchste für ein einzelnes Großrisiko 
auf eigene Rechnung übernommene Versiche- 
rungssumme abzüglich der im Wirtschaftsjahr auf 
die Großrisiken des Versicherungszweigs insge- 
samt vereinnahmten Selbstbehaltsbeiträge nicht 
übersteigen. 2 Solange dieser Höchstbetrag nicht er- 
reicht ist, ist der Rückstellung jährlich der Unter- 
schied zwischen 20 vom Hundert des Höchstbetrags 
und dem Schadenaufwand des Versicherungszweigs 
zuzuführen. 

(4) Die Rückstellung ist außer bei Wegfall der 
Voraussetzungen des Absatzes 1 aufzulösen 


1. bei Anwendung des Absatzes 2 in Höhe des 
Schadenaufwandes für den Versicherungszweig, 

2. bei Anwendung des Absatzes 3 in Höhe des 
Schadenaufwandes für den Versicherungszweig, 
der 20 vom Hundert des Höchstbetrags (Ab- 
satz 3 Satz 1) übersteigt. 

§ 23 

Alterungsrückstellung 

(1) J Hat ein Versicherungsunternehmen, das das 
Krankenversicherungsgeschäft betreibt, sich den 
Versicherten gegenüber verpflichtet, wegen der mit 
dem Alter der Versicherten steigenden Wagnisse 
weder die Beiträge zu erhöhen noch die Leistungen 
zu mindern, so ist eine Alterungsrückstellung in 
Höhe des Betrags anzusetzen, der sich nach versi- 
cherungsmathematischen Grundsätzen ergibt. 2 Da- 
bei ist der im Geschäftsplan festgelegte Rechnungs- 
zinssatz zugrunde zu legen, wenn das Versiche- 
rungsunternehmen verpflichtet ist, die in dieser 
Höhe gebildete Alterungsrückstellung der Versi- 
chertengemeinschaft bei einer anderen Festsetzung 
des Beitrags anzurechnen. 

(2) Übersteigt in einem Versicherungstarif auf- 
grund des Zillmer-Verfahrens oder der Bildung von 
Altersgruppen bei dem einzelnen Vertrag der Bar- 
wert der künftigen Beitragseinnahmen den Barwert 
der künftigen Versicherungsleistungen, so ist der 
Unterschiedsbetrag von der Alterungsrückstellung 
abzusetzen. 

§ 24 

Beitragsrückerstattungen 

(1) Beitragsrückerstattungen, die für das selbst- 
abgeschlossene Geschäft aufgrund des Jahreser- 
gebnisses oder des versicherungstechnischen Über- 
schusses gewährt werden, sind abziehbar 

1. 1 in der Lebens- und Krankenversicherung bis zu 
dem nach handelsrechtlichen Vorschriften er- 
mittelten Jahresergebnis für das selbstabge- 
schlossene Geschäft, erhöht um die für Beitrags- 
rückerstattungen aufgewendeten Beträge, die 
das Jahresergebnis gemindert haben, und ge- 
kürzt um den Betrag, der sich aus der Auflösung 
einer Rückstellung nach Absatz 2 Satz 2 ergibt, 
sowie um den Nettoertrag des nach den steuer- 
lichen Vorschriften über die Gewinnermittlung 
anzusetzenden Betriebsvermögens am Beginn 
des Wirtschaftsjahrs. 2 Als Nettoertrag gilt der 
Ertrag aus langfristiger Kapitalanlage, der antei- 
lig auf das Betriebsvermögen entfällt, nach Ab- 
zug der entsprechenden persönlichen und sachli- 
chen Betriebsausgaben; 

2. Ün der Schaden- und Unfallversicherung bis zur 
Höhe des versicherungstechnischen Überschus- 
ses des einzelnen Versicherungszweigs aus 
dem selbstabgeschlossenen Geschäft für eigene 
Rechnung. 2 Für die Berechnung des abziehbaren 
Betrags ist der versicherungstechnische Uber- 
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schuß aus der Beitragseinnahme nach Abzug al- 
ler anteiligen persönlichen und sachlichen Be- 
triebsausgaben einschließlich der auf das Wirt- 
schaftsjahr entfallenden Versicherungsleistun- 
gen, Rückstellungen und Rechnungsabgren- 
zungsposten zu ermitteln. 

(2) Zuführungen zu einer Rückstellung für Bei- 
tragsrückerstattung sind insoweit abziehbar, als die 
ausschließliche Verwendung der Rückstellung für 
diesen Zweck durch die Satzung oder durch ge- 
schäftsplanmäßige Erklärung gesichert ist. 2 Die 
Rückstellung ist vorbehaltlich des Satzes 3 aufzulö- 
sen, soweit sie höher ist als die Summe der in den 
folgenden Nummern 1 bis 4 bezeichneten Beträge: 

1. die Zuführungen innerhalb des am Bilanzstich- 
tag endenden Wirtschaftsjahrs und der zwei 
vorangegangenen Wirtschaftsj ahre, 

2. der Betrag, dessen Ausschüttung als Beitrags- 
rückerstattung vom Versicherungsunternehmen 
vor dem Bilanzstichtag verbindlich festgelegt 
worden ist, 

3. in der Krankenversicherung der Betrag, dessen 
Verwendung zur Ermäßigung von Beitragserhö- 
hungen im folgenden Geschäftsjahr vom Versi- 
cherungsunternehmen vor dem Bilanzstichtag 
verbindlich festgelegt worden ist, 

4. in der Lebensversicherung der Betrag, der für 
die Finanzierung der auf die abgelaufenen Ver- 
sicherungsjahre entfallenden Schlußgewinnan- 
teile erforderlich ist. 

3 Eine Auflösung braucht nicht zu erfolgen, soweit 
an die Versicherten Kleinbeträge auszuzahlen wä- 
ren und die Auszahlung dieser Beträge mit einem 
unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand ver- 
bunden wäre. 


VIERTES KAPITEL 

Sondervorschriften für Genossenschaften 

§ 25 

Genossenschaftliche Rückvergütung 

(1) Rückvergütungen der Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften an ihre Mitglieder sind nur 
insoweit als Betriebsausgaben abziehbar, als die 
dafür verwendeten Beträge im Mitgliedergeschäft 
erwirtschaftet worden sind. Zur Feststellung die- 
ser Beträge ist der Überschuß 

1. bei Absatz- und Produktionsgenossenschaften 
im Verhältnis des Wareneinkaufs bei Mitglie- 
dern zum gesamten Wareneinkauf, 

2. bei den übrigen Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften im Verhältnis des Mitgliederumsat- 
zes zum Gesamtumsatz 

aufzuteilen. 3 Der hiernach sich ergebende Gewinn 
aus dem Mitgliedergeschäft bildet die obere Grenze , 
für den Abzug. 4 überschuß im Sinne des Satzes 2 
ist das um den Gewinn aus Nebengeschäften ge- i 


minderte Einkommen vor Abzug der genossen- 
schaftlichen Rückvergütungen und des Verlustvor- 
trags. 

(2) Voraussetzung für den Abzug nach Absatz 1 
ist, daß die genossenschaftliche Rückvergütung un- 
ter Bemessung nach der Höhe des Umsatzes zwi- 
schen den Mitgliedern und der Genossenschaft be- 
zahlt ist und daß sie 

1. auf einem durch die Satzung der Genossenschaft 
eingeräumten Anspruch des Mitglieds beruht 
oder 

2. durch Beschluß der Verwaltungsorgane der Ge- 
nossenschaft festgelegt und der Beschluß den 
Mitgliedern bekanntgegeben worden ist oder 

3. in der Generalversammlung beschlossen worden 
ist, die den Gewinn verteilt. 

Nachzahlungen der Genossenschaft für Lieferungen 
oder Leistungen und Rückzahlungen von Unkosten- 
beiträgen sind wie genossenschaftliche Rückvergü- 
tungen zu behandeln. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Kredit- 
genossenschaften und Zentralkassen im Sinne des 
§ 26 Abs. 2 Nr. 9 und 10. 


DRITTER TEIL 

Tarif; Besteuerung bei ausländischen 
Einkunftsteilen 

§ 26 

Steuersatz 

(1) Die Körperschaftsteuer beträgt 56 vom Hun- 
dert des zu versteuernden Einkommens. 

(2) Sie ermäßigt sich auf 46 vom Hundert 

1. bei öffentlichen oder unter Staatsaufsicht ste- 
henden Sparkassen, 

2. bei anderen als den unter Nummer 1 bezeich- 
neten Kreditinstituten in der Form einer juristi- 
schen Person des öffentlichen Rechts für Ein- 
künfte aus dem langfristigen Kommunalkredit-, 
Realkredit- und Meliorationskreditgeschätt, 

3. bei Staatsbanken, soweit sie Aufgaben staats- 
wirtschaftlicher Art erfüllen, 

4. bei privaten Bausparkassen für Einkünfte aus 
dem langfristigen Kommunalkredit- und ReaL 
kreditgeschäft, 

5. bei reinen Hypothekenbanken, 

6. bei gemischten Hypothekenbanken für die Ein- 
künfte aus den in § 5 des Hypothekenbankge- 
setzes bezeichneten Geschäften, 

7. bei Schiffspfandbriefbanken, 

8. bei der Industriekreditbank Aktiengesellschaft, 
der Deutschen Industriebank, der Berliner In- 
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dustriebank Aktiengesellschaft und der Saar- 
ländischen Investitionskreditbank Aktienge- 
sellschaft für Einkünfte aus dem langfristigen 
Kreditgeschäft, 

9. bei Kreditgenossenschaften, 

10. bei Zentralkassen, die sich auf ihre eigentli- 
chen genossenschaftlichen Aufgaben beschrän- 
ken; das gilt auch für Zentralen, die in Form 
einer Kapitalgesellschaft betrieben werden, 
und 

11. bei der Deutschen Genossenschaftskasse. 

(3) Die Körperschaftsteuer mindert oder erhöht 
sich nach den Vorschriften des Vierten Teils. 

(4) Zur Berechnung der Körperschaftsteuer wird 
das zu versteuernde Einkommen auf volle zehn 
Deutsche Mark nach unten abgerundet. 

(5) Wird die Einkommensteuer aufgrund der Er- 
mächtigung des § 191 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes herabgesetzt oder erhöht, so ermä- 
ßigt oder erhöht sich die Körpersschaftsteuer ent- 
sprechend. 

§ 27 

Freibetrag für kleinere 
Körperschaften 

Vom Einkommen der unbeschränkt steuerpflichti- 
gen Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen ist ein Freibetrag von 5 000 Deut- 
sche Mark, höchstens jedoch in Höhe des Einkom- 
mens, abzuziehen. 2 übersteigt das Einkommen 
10 000 Deutsche Mark, wird der Freibetrag um die 
Hälfte des übersteigenden Betrags gekürzt. 3 Die Sät- 
ze 1 und 2 gelten nicht 

1. für Körperschaften und Personenvereinigungen, 
deren Leistungen bei den Empfängern zu den 
Einnahmen im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 
2 des Einkommensteuergesetzes gehören, 

2. für Vereine im Sinne des § 28. 


§ 28 

Freibetrag für Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften sowie Vereine, 
die Land- und Forstwirtschaft betreiben 

(1) Vom Einkommen der unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Erwerbs- und Wirtschaftgenossenschaf- 
ten sowie der unbeschränkt steuerpflichtigen Ver- 
eine, deren Tätigkeit sich auf den Betrieb der Land- 
und Forstwirtschaft beschränkt, ist ein Freibetrag 
in Höhe von 30 000 Deutsche Mark, höchstens je- 
doch in Höhe des Einkommens, im Veranlagungs- 
zeitraum der Gründung und in den folgenden neun 
Veranlagungszeiträumen abzuziehen. Vorausset- 
zung ist, daß 

1. die Mitglieder der Genossenschaft oder dem 

Verein Flächen zur Nutzung oder für die Be- 


wirtschaftung der Flächen erforderliche Gebäu- 
de überlassen und 

2. a) bei Genossenschaften die Summe der Werte 
der Geschäftsanteile, 

b) bei Vereinen der Wert des Anteils an dem 
Vermögen, das im Zeitpunkt der Auflösung 
an die Mitglieder fällt, 

nicht wesentlich von dem Verhältnis ab weicht, 
in dem der Wert der von dem Gesellschafter zur 
Nutzung überlassenen Flächen und Gebäude zu 
dem Wert der insgesamt zur Nutzung überlasse- 
nen Flächen und Gebäude steht. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für unbeschränkt 
steuerpflichtige Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften sowie für unbeschränkt steuerpflichtige 
Vereine, die eine gemeinschaftliche Tierhaltung im 
Sinne des § 51 a des Bewertungsgesetzes betrei- 
ben. 

§ 29 

Besteuerung ausländischer 
Einkunftsteile 

(1) Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die in ei- 
nem ausländischen Staat mit ihren aus diesem Staat 
stammenden Einkünften (ausländische Einkünfte) 
zu einer der inländischen Körperschaftsteuer entspre- 
chenden Steuer herangezogen werden (ausländische 
Steuer), ist, sofern nicht die Vorschriften eines Ab- 
kommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
anzuwenden sind, die festgesetzte und gezahlte und 
keinem Ermäßigungsanspruch unterliegende aus- 
ländische Steuer auf den Teil der inländischen Kör- 
perschaftsteuer anzurechnen, der auf diese auslän- 
dischen Einkünfte entfällt. 

(2) Statt der Anrechnung einer ausländischen 
Steuer nach Absatz 1 ist auf Antrag des Steuer- 
pflichtigen die festgesetzte und gezahlte und kei- 
nem Ermäßigungsanspruch unterliegende ausländi- 
sche Steuer ganz oder zu einem Teil bei der Ermitt- 
lung der ausländischen Einkunftsteile, von denen 
sie erhoben wird, abzuziehen. 

(3) 1 Ist eine unbeschränkt steuerpflichtige Kapi- 
talgesellschaft, ein unbeschränkt steuerpflichtiger 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit oder ein 
Betrieb gewerblicher Art einer inländischen juristi- 
schen Person des öffentlichen Rechts (Muttergesell- 
schaft) nachweislich seit Beginn des Wirtschaftsjahrs 
mindestens zu 10 vom Hundert unmittelbar am Nenn- 
kapital einer Kapitalgesellschaft mit Geschäftslei- 
tung und Sitz außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes (Tochtergesellschaft) beteiligt, die in 
dem nach Satz 2 maßgebendem Wirtschaftsjahr ihre 
Bruttoerträge ausschließlich oder fast ausschließ- 
lich aus unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Außensteu- 
ergesetzes vom 8. September 1972 (Bundesgesetzbl. 
I S. 1713) fallenden Tätigkeiten oder aus § 8 Abs. 2 
des Außensteuergesetzes fallenden Beteiligungen 
bezieht, so ist auf Antrag der Muttergesellschaft 
auf deren Körperschaftsteuer von den Gewinnantei- 
len, die die Tochtergesellschaft an sie ausschüttet, 
auch eine vom Gewinn erhobene Steuer der Toch- 
tergesellschaft anzurechnen. Anrechenbar ist die 
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Steuer, die die Tochtergesellschaft für das Wirt- 
schaftsjahr, für das sie die Ausschüttung vorgenom- 
men hat, entrichtet hat, soweit die Steuer dem Ver- 
hältnis der auf die Muttergesellschaft entfallenden 
Gewinnanteile zum ausschüttbaren Gewinn der Toch- 
tergesellschaft, höchstens jedoch am Anteil der Mut- 
tergesellschaft am Nennkapital der Tochtergesell- 
schaft, entspricht. 3 Ausschüttbarer Gewinn ist der 
nach handelsrechtlichen Vorschriften ermittelte Ge- 
winn des Wirtschaftsjahrs, für das die Tochterge- 
sellschaft die Ausschüttung vorgenommen hat, vor 
Bildung oder Auflösung von offenen Rücklagen. 
4 Der anrechenbare Betrag ist bei der Ermittlung der 
Einkünfte der Muttergesellschaft den auf ihre Be- 
teiligung entfallenden Gewinnanteilen hinzuzurech- 
nen. 5 Die nach diesem Absatz anrechenbare Steuer 
ist erst nach der nach Absatz 1 anrechenbaren 
Steuer anzurechnen und bleibt bei einem Abzug 
nach Absatz 2 außer Ansatz. 6 Im übrigen ist Ab- 
satz 1 entsprechend anzuwenden. 

(4) Hat eine Tochtergesellschaft, die alle Vor- 
aussetzungen des Absatzes 3 erfüllt, Geschäftslei- 
tung und Sitz in einem Entwicklungsland im Sinne 
des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes, so ist für Ge- 
winnanteile, die in einem Zeitpunkt ausgeschüttet 
werden, zu dem die Leistung von Entwicklungshilfe 
durch Kapitalanlagen in Entwicklungsländern zur 
Inanspruchnahme von Vergünstigungen nach dem 
Entwicklungshilfe-Steuergesetz berechtigt, bei der 
Anwendung des Absatzes 3 davon auszugehen, daß 
der anrechenbare Betrag dem Steuerbetrag ent- 
spricht, der nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
auf die bezogenen Gewinnanteile entfällt. 

(5) Die Anwendung der Absätze 3 und 4 setzt 
voraus, daß die Muttergesellschaft alle Nachweise 
erbringt, insbesondere 

1. durch Vorlage sachdienlicher Unterlagen nach- 
weist, daß die Tochtergesellschaft ihre Bruttoer- 
träge ausschließlich oder fast ausschließlich aus 
unter § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Außensteuerge- 
setzes fallenden Tätigkeiten und aus unter § 8 
Abs. 2 des Außensteuergesetzes fallenden Betei- 
ligungen bezieht, 

2. den ausschüttbaren Gewinn der Tochtergesell- 
schaft durch Vorlage von Bilanzen und Erfolgs- 
rechnungen nachweist; auf Verlangen sind diese 
Unterlagen mit dem im Staat der Geschäftslei- 
tung oder des Sitzes vorgeschriebenen oder üb- 
lichen Prüfungsvermerk einer behördlich aner- 
kannten Wirtschaftsprüfungsstelle oder einer 
vergleichbaren Stelle vorzulegen; und 

3. die Festsetzung und Zahlung der anzurechnen- 
den Steuern durch geeignete Unterlagen nach- 
weist. 

(6) bezieht eine Muttergesellschaft, die über 
eine Tochtergesellschaft (Absatz 3) mindestens zu 10 
vom Hundert an einer Kapitalgesellschaft mit Ge- 
schäftsleitung und Sitz außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes (Enkelgesellschaft) mittelbar 
beteiligt ist, in einem Wirtschaftsjahr Gewinnantei- 
le von der Tochtergesellschaft und schüttet die En- 
kelgesellschaft zu einem Zeitpunkt, der in dieses 


Wirtschaftsjahr fällt, Gewinnanteile an die Tochter- 
gesellschaft aus, so wird auf Antrag der Mutterge- 
sellschaft der Teil der von ihr bezogenen Gewinn- 
anteile, der der nach ihrer mittelbaren Beteiligung 
auf sie entfallenden Gewinnausschüttung der En- 
kelgesellschaft entspricht, steuerlich so behandelt, 
als hätte sie in dieser Höhe Gewinnanteile unmittel- 
bar von der Enkelgesellschaft bezogen. 2 Hat die 
Tochtergesellschaft in dem betreffenden Wirt- 
schaftsjahr neben den Gewinnanteilen einer Enkel- 
gesellschaft noch andere Erträge bezogen, so findet 
Satz 1 nur Anwendung für den Teil der Ausschüttung 
der Tochtergesellschaft, der dem Verhältnis dieser 
Gewinnanteile zu der Summe dieser Gewinnanteile 
und der übrigen Erträge entspricht, höchstens aber 
in Höhe des Betrags dieser Gewinnanteile. 3 Die 
Anwendung der vorstehenden Vorschriften setzt 
voraus, daß 

1. die Enkelgesellschaft in dem Wirtschaftsjahr, 
für das sie die Ausschüttung vorgenommen 
hat, ihre Bruttoerträge ausschließlich oder fast 
ausschließlich aus unter § 8 Abs. 1 bis 6 des Au- 
ßensteuergesetzes fallenden Tätigkeiten oder 
aus unter § 8 Abs. 2 Nr. 1 des Außensteuergeset- 
zes fallenden Beteiligungen bezieht, und 

2. die Tochtergesellschaft unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 3 am Nennkapital der Enkel- 
gesellschaft beteiligt ist und 

3. die Muttergesellschaft für die unmittelbar gehal- 
tenen Anteile alle steuerlichen Pflichten erfüllt, 
die ihr gemäß Absatz 5 bei der Anwendung der 
Absätze 3 und 4 für unmittelbar gehaltene Antei- 
le obliegen. 

(7) Die Vorschriften der §§ 101 bis 105, 107, 108 
und 110 des Einkommensteuergesetzes sind entspre- 
chend anzuwenden. Bei der Anwendung des § 105 
des Einkommensteuergesetzes beträgt die Körper- 
schaftsteuer für ausländische Einkünfte aus dem 
Betrieb von Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr 28 vom Hundert des zu versteuernden Ein- 
kommens. 

VIERTER TEIL 

Anrechnungsverfahren 

ERSTES KAPITEL 

Körperschaftsteuerbelastung 
des ausgeschütteten Gewinns unbeschränkt 
steuerpflichtiger Körperschaften und 
Personenvereinigungen 

§ 30 

Minderung oder Erhöhung 
der Körperschaftsteuer 

(1) Schüttet eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft Gewinn aus, so mindert oder er- 
höht sich ihre Körperschaftsteuer um den Unter- 
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schiedsbetrag zwischen der bei ihr eingetretenen 
Belastung des Eigenkapitals (Tarifbelastung), das 
nach §31 als für die Ausschüttung verwendet gilt,, 
und der Belastung, die sich hierfür bei Anwendung 
eines Steuersatzes von 36 vom Hundert des Ge- 
winns vor Abzug der Körperschaftsteuer ergibt (Aus- 
schüttungsbelastung) . 

(2) Zur Tarifbelastung im Sinne des Absatzes 1 
gehört nur die Belastung mit inländischer Körper- 
schaftsteuer, soweit sie nach dem 31. Dezember 
1975 entstanden ist. 

(3) beruht die Ausschüttung auf einem den ge- 
sellschaftsrechtlichen Vorschriften entsprechenden 
Beschluß, so tritt die Minderung oder Erhöhung für 
den Veranlagungszeitraum ein, in dem das Wirt- 
schaftsjahr endet, für das die Ausschüttung erfolgt. 
2 In den übrigen Fällen ändert sich die Körper- 
schaftsteuer für den Veranlagungszeitraum, in dem 
das Wirtschaftsjahr endet, in das die Ausschüttung 
fällt. 

§ 31 

Für die Ausschüttung verwendetes 
Eigenkapital 

(1) Das Eigenkapital und seine Tarifbelastung 
sind nach den Vorschriften der §§ 32 bis 42 zu er- 
mitteln. 

(2) J Mit Körperschaftsteuer belastete Teilbeträ- 
ge des Eigenkapitals gelten in der Reihenfolge als 
für eine Ausschüttung verwendet, in der die Bela- 
stung abnimmt. 2 Für den nichtbelasteten Teilbetrag 
ist die in § 33 Abs. 2 bezeichnete Reihenfolge seiner 
Unterteilung maßgebend. 3 In welcher Höhe ein 
Teilbetrag als verwendet gilt, ist aus seiner Tarif- 
belastung abzuleiten. 

(3) 1 Als für die Ausschüttung verwendet gilt 
auch der Betrag, um den sich die Körperschaftsteuer 
mindert. 2 Erhöht sie sich, so gilt ein Teilbetrag 
des Eigenkapitals höchstens als verwendet, soweit 
er den nach § 34 Abs. 1 Nr. 1 von ihm abzuziehen- 
den Erhöhungsbetrag übersteigt. 

§ 32 

Verwendbares Eigenkapital 

(1) Eigenkapital im Sinne dieses Abschnitts ist 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem auf der Ak- 
tivseite und dem auf der Passivseite der Steuerbi- 
lanz ausgewiesenen Betriebsvermögen, das sich 
ohne Änderung der Körperschaftsteuer nach § 30 
ergeben würde. 

(2) *Das Eigenkapital ist zum Schluß eines Wirt- 
schaftsjahrs in das für Ausschüttungen verwendba- 
re (verwendbares Eigenkapital) und in das übrige 
Eigenkapital aufzuteilen. 2 Das verwendbare Eigen- 
kapital ist der das Nennkapital übersteigende Teil 
des Eigenkapitals, der sich zum Schluß des letzten 
vor dem Gewinnverteilungsbeschluß abgelaufenen 
Wirtschaftsjahrs ergibt. Hst ein Gewinnvertei- 


lungsbeschluß nicht gefaßt, so tritt an dessen Stelle 
die Gewinnausschüttung. 

(3) Enthält das Nennkapital Beträge, die ihm 
durch Umwandlung von Rücklagen zugeführt wor- 
den sind und waren die Rücklagen aus dem Gewinn 
eines nach dem 31. Dezember 1975 abgelaufenen 
Wirtschaftsjahrs gebildet worden, so gehört auch 
dieser Teil des Nennkapitals zu dem verwendbaren 
Eigenkapital. 

§ 33 

Gliederung des verwendbaren 
Eigenkapitals 

(1) J Das verwendbare Eigenkapital ist zum 
Schluß jedes Wirtschaftsjahrs entsprechend seiner 
Tarifbelastung zu gliedern. 2 Die einzelnen Teilbe- 
träge sind jeweils aus der Gliederung für das voran- 
gegangene Wirtschaftsjahr abzuleiten. 3 In der Glie- 
derung sind vorbehaltlich des § 35 die Teilbeträge 
getrennt auszuweisen, die entstanden sind aus 

1. Einkommensteilen, die nach dem 31. Dezember 
1975 der Körperschaftsteuer ungemildert unter- 
liegen, 

2. Einkommensteilen, die nach dem 31. Dezember 

1975 ermäßigter Körperschaftsteuer unterlie- 
gen, 

3. Vermögensmehrungen, die der Körperschaft- 
steuer nicht unterliegen oder die das Eigenkapi- 
tal der Kapitalgesellschaft in vor dem 1. Januar 

1976 abgelaufenen Wirtschaftsjahren erhöht ha- 
ben. 

(2) Der in Absatz 1 Nr. 3 bezeichnete Teilbetrag 
ist zu unterteilen in 

1. Eigenkapitalteile, die in nach dem 31. Dezember 
1975 abgelaufenen Wirtschaftsjahren aus aus- 
ländischen Einkünften entstanden sind, 

2. sonstige Vermögensmehrungen, die der Körper- 
schaftsteuer nicht unterliegen und nicht unter 
Nummer 3 oder 4 einzuordnen sind, 

3. verwendbares Eigenkapital, das bis zum Ende 
des letzten vor dem 1. Januar 1976 abgelaufenen 
Wirtschaftsjahrs entstanden ist, 

4. Einlagen der Anteilseigener, die das Eigenkapi- 
tal in nach dem 31. Dezember 1975 abgelaufenen 
Wirtschaftsjahren erhöht haben. 

§ 34 

Zuordnung der bei der Einkommensermittlung 
nichtabziehbaren Ausgaben 

(1) Zur Berechnung der in § 33 bezeichneten 
Teilbeträge des verwendbaren Eigenkapitals sind 
die bei der Ermittlung des Einkommens nichtab- 
ziehbaren Ausgaben für nach dem 31. Dezember 
1975 abgelaufene Wirtschaftsjahre wie folgt abzu- 
ziehen: 
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1. die Körperschaftsteuererhöhung von dem Teil- 
betrag, auf den sie entfällt, 

2. ermäßigte Körperschaftsteuer von dem Einkom- 
mensteil, der ihr unterliegt, 

3. ausländische Steuer von den ihr unterliegenden 
ausländischen Einkünften, 

4. sonstige nichtabziehbare Ausgaben von den Ein- 
kommensteilen, die nach dem 31. Dezember 1975 
ungemildert der Körperschaftsteuer unterlie- 
gen. 

(2) Soweit die in Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten 
Einkommensteile für den Abzug nach dieser Vor- 
schrift nicht ausreichen, treten die Einkommenstei- 
le an ihre Stelle, die nach dem 31. Dezember 1975 
ermäßigter Körperschaftsteuer unterliegen. 2 Dabei 
ist die Reihenfolge maßgebend, in der die Tarifbela- 
stung abnimmt. 3 übersteigen die sonstigen nichtab- 
ziehbaren Ausgaben auch diese Einkommensteile, 
so ist der Unterschiedsbetrag den in den folgenden 
Veranlagungszeiträumen entstehenden Einkommens- 
teilen in der in Satz 2 bezeichneten Reihenfolge 
zuzuordnen. 

(3) Bei der Ermittlung des Einkommens nichtab- 
ziehbare Ausgaben für vor dem 1. Januar 1976 ab- 
gelaufene Wirtschaftsjahre, die das Betriebsvermö- 
gen in einem später abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
gemindert haben, sind von dem Teilbetrag im Sinne 
des § 33 Abs. 2 Nr. 3 abzuziehen. 

§ 35 

Einordnung bestimmter ermäßigt 
belasteter Eigenkapitalteile 

(1) Ermäßigt belastete Eigenkapitalteile sind 
nach Maßgabe des Absatzes 2 aufzuteilen, es sei 
denn, daß die Körperschaftsteuer nur durch einen 
besonderen Steuersatz ermäßigt wird. 

(2) 1 * Aufzuteilen sind 

1. ein Eigenkapitalteil, dessen Tarifbelastung nied- 
riger ist als die Ausschüttungsbelastung, in ei- 
nen in Höhe der Ausschüttungsbelastung bela- 
steten Teilbetrag und in einen nicht mit Körper- 
schaftsteuer belasteten Teilbetrag, 

2. ein Eigenkapitalteil, dessen Tarifbelastung hö- 
her ist als die Ausschüttungsbelastung, in einen 
in Höhe der Ausschüttungsbelastung belasteten 
Teilbetrag und in einen ungemildert mit Körper- 
schaftsteuer belasteten Teilbetrag. 2 Unterliegt 
das Einkommen einem ermäßigten Steuersatz, so 
tritt an die Stelle des ungemildert mit Körper- 
schaftsteuer belasteten Teilbetrags der Teilbe- 
trag, der bei Anwendung des ermäßigten Steuer- 
satzes entsteht. 

(3) Die belasteten Teilbeträge sind aus der Tarif- 
belastung der aufzuteilenden Eigenkapitalteile ab- 
zuleiten. 

(4) Die Teilbeträge gelten wie folgt als entstan- 

den: 


1. der in Höhe der Ausschüttungsbelastung bela- 
stete Teilbetrag als aus Einkommensteilen, die 
nach dem 31. Dezember 1975 einer Körper- 
schaftsteuer von 36 vom Hundert unterliegen, 

2. der ungemildert mit Körperschaftsteuer belaste- 
te Teilbetrag als aus Einkommensteilen, die 
nach dem 31. Dezember 1975 ungemildert der 
Körperschaftsteuer unterliegen, 

3. der nicht mit Körperschaftsteuer belastete Teil- 
betrag als aus Vermögensmehrungen, die der 
Körperschaftsteuer nicht unterliegen. 

§ 36 

Berücksichtigung von Verlusten 
bei dem verwendbaren Eigenkapital 

(1) Verluste, die sich nach den steuerlichen Vor- 
schriften über die Gewinnermittlung ergeben ha- 
ben, sind bei der Ermittlung des nichtbelasteten 
Teilbetrags im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 2 abzuzie- 
hen. 

(2) *Der Abzug nach Absatz 1 ist durch eine 
Hinzurechnung auszugleichen, soweit die Verluste 
in späteren Veranlagungszeiträumen bei der Ermitt- 
lung des Einkommens abgezogen werden. 2 Soweit 
abgezogene Verluste in einem vor dem 1. Januar 
1976 abgelaufenen Wirtschaftsjahr entstanden sind, 
ist die Hinzurechnung bei dem Teilbetrag im Sinne 
des § 33 Abs. 2 Nr. 3 vorzunehmen. 

§ 37 

Gliederung bei Erlaß 

*Wird Körperschaftsteuer nach § 208 der Abgaben- 
ordnung erlassen, so ist der Betrag, dessen Bela- 
stung mit Körperschaftsteuer sich mit dem Erlaßbe- 
trag deckt, von dem belasteten Teil des Eigenkapi- 
tals abzuziehen und dem nichtbelasteten Teilbetrag 
im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 2 zusammen mit der er- 
lassenen Körperschaftsteuer hinzuzurechnen. 2 Das 
gleiche gilt, wenn die Körperschaftsteuer nach § 144 
der Abgabenordnung niedriger festgesetzt wird. 

§ 38 

Fehlendes verwendbares Eigenkapital 

(1) Reicht für eine Gewinnausschüttung das 
verwendbare Eigenkapital nicht aus, so erhöht sich 
die Körperschaftsteuer um 9 /ie des Unterschiedsbe- 
trags. 2 § 30 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Der in Absatz 1 bezeichnete Unterschiedsbe- 
trag und der darauf entfallende Betrag der Körper- 
schaftsteuererhöhung sind in den folgenden Wirt- 
schaftsjahren bei der Ermittlung des Teilbetrags im 
Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 2 jeweils von den neu ent- 
standenen sonstigen Vermögensmehrungen abzuzie- 
hen. 
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§ 39 

Gliederung des Eigenkapitals bei 
dem Organträger 

Tst die Kapitalgesellschaft Organträger im Sinne 
des § 13, so sind ihr die Vermögensmehrungen, die 
bei der Organgesellschaft vor Berücksichtigung der 
Gewinnabführung entstehen, zur Ermittlung der 
Teilbeträge ihres verwendbaren Eigenkapitals wie 
eigene Vermögensmehrungen zuzurechnen. 1 2 Von 
der Zurechnung sind auszunehmen: 

1. Beträge, die die Organgesellschaft nach § 15 zu 
versteuern hat, 

2. Einlagen, die die Anteilseigner der Organgesell- 
schaft geleistet haben, 

3. Vermögen, das durch Gesamtrechtsnachfolge 
auf die Organgesellschaft übergegangen ist. 

§ 40 

Gliederung des Eigenkapitals der 
Organgesellschaften 

(1) Ist die Kapitalgesellschaft Organgesellschaft 
im Sinne des § 13 oder 16, so bleiben bei der Ermitt- 
lung ihres verwendbaren Eigenkapitals die Vermö- 
gensmehrungen, die dem Organträger in den Fällen 
des § 39 zuzurechnen sind, vorbehaltlich des Ab- 
satzes 2 stets außer Ansatz. 

(2) übersteigen die in Absatz 1 bezeichneten 
Vermögensmehrungen den abgeführten Gewinn, so 
ist der Unterschiedsbetrag bei der Organgesellschaft 
in den Teilbetrag im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 4 
einzuordnen. Unterschreiten die Vermögensmeh- 
rungen den abgeführten Gewinn, so gilt § 31 Abs. 2 
mit der Maßgabe, daß der in Satz 1 bezeichnete 
Teilbetrag vor den übrigen Teilbeträgen als ver- 
wendet gilt. 

§ 41 

Tarifbelastung bei Vermögensübernahme 

(1) Geht das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
durch Gesamtrechtsnachfolge auf eine unbeschränkt 
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft oder auf eine 
sonstige unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft 
im Sinne des § 46 über, so sind die nach den §§ 33 
bis 40 ermittelten Eigenkapitalteile der aufgelösten 
Kapitalgesellschaft den entsprechenden Teilbeträgen 
der aufnehmenden Körperschaft hinzuzurechnen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist das übergegan- 
gene verwendbare Eigenkapital der aufgelösten Ka- 
pitalgesellschaft dem Teilbetrag im Sinne des § 33 
Abs. 2 Nr. 2 hinzuzurechnen, wenn die aufnehmende 
Körperschaft von der Körperschaftsteuer befreit ist. 

§ 42 

Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals 
nach Übertragung von Anteilen 

(1) Erwirbt ein anrechnungsberechtigter Steuer- 

pflichtiger einen oder mehrere Anteile an einer 


unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft 
von einem wesentlich beteiligten nichtanrechnungs- 
berechtigten Anteilseigner, dessen Gewinn aus der 
Veräußerung der Anteile im Inland nicht steuer- 
pflichtig ist, so gilt der Teil des verwendbaren 
Eigenkapitals, der dem Verhältnis des Nennbetrags 
der übergegangenen Anteile zum gesamten Nenn- 
kapital entspricht, als Einlage des Erwerbers. 2 Das 
gleiche gilt für den entsprechenden Teil der in 
späteren Wirtschaftsjahren anfallenden Vermögens- 
mehrungen bis zur Höhe des Unterschiedsbetrags 
zwischen dem in Satz 1 bezeichneten Teil des Eigen- 
kapitals und den höheren Anschaffungskosten des 
Erwerbers. 

(2) Eine wesentliche Beteiligung im Sinne des 
Absatzes 1 ist gegeben, wenn der nichtanrechnungs- 
berechtigte Anteilseigner zu einem Zeitpunkt inner- 
halb der letzten 5 Jahre zu mehr als 25 vom Hundert 
an der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar be- 
teiligt war. 

(3) *Der in Absatz 1 bezeichnete Teil des Eigen- 
kapitals und der Vermögensmehrungen gilt als zum 
Ende des Wirtschaftsjahrs eingelegt, in das der Er- 
werb oder die Vermögensmehrung fällt. 2 Die Summe 
der als Einlage geltenden Beträge ist in der Glie- 
derung des verwendbaren Eigenkapitals innerhalb 
des Teilbetrags im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 4 ge- 
sondert auszuweisen. 

(4) Tn den Fällen des Absatzes 1 vermindern sich 
die in § 33 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 bezeichneten Teilbeträge und die ihnen zu- 
zurechnenden, in späteren Wirtschaftsjahren anfal- 
lenden Vermögensmehrungen jeweils um den Betrag, 
der dem in Absatz 1 bezeichneten Verhältnis ent- 
spricht. 2 In Höhe des verbleibenden Restes können 
die geminderten Teilbeträge nicht als für Ausschüt- 
tungen verwendet gelten, die der Ewerber erhält. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, 
wenn die Anschaffungskosten der im Veranlagungs- 
zeitraum erworbenen Anteile nicht mehr als 10 000 
Deutsche Mark betragen. 

(6) J Wird ein nichtanrechnungsberechtigter An- 
teilseigner mit Anteilen an einer Kapitalgesell- 
schaft anrechnungsberechtigt, an der er wesentlich 
beteiligt ist, so gelten die Absätze 1 bis 5 insoweit 
sinngemäß. 2 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 sind mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der 
Anschaffungskosten der Wert tritt, mit denen die 
Anteile nach den Vorschriften über die steuerliche 
Gewinnermittlung in einer Bilanz zu dem Zeitpunkt 
anzusetzen wären, in dem die Anrechnungsberechti- 
gung eintritt. 

§ 43 

Ausnahmen von der Körperschaftsteuererhöhung 

*Die Körperschaftsteuer wird nach § 30 nicht 
erhöht, soweit 

1. für die Ausschüttung der Teilbetrag im Sinne des 
§ 33 Abs. 2 Nr. 4 als verwendet gilt, 
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2. eine von der Körperschaftsteuer befreite Kapital- 
gesellschaft Gewinnausschüttungen an einen un- 
beschränkt steuerpflichtigen, von der Körper- 
schaftsteuer befreiten Anteilseigner oder an eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts vor- 
nimmt. 2 Der Anteilseigner ist verpflichtet, der 
ausschüttenden Kapitalgesellschaft seine Befrei- 
ung durch eine Bescheinigung des Finanzamts 
nachzuweisen, es sei denn, er ist eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts. 

3 Nummer 2 gilt nicht, soweit die Gewinnausschüt- 
tung auf Anteile entfällt, die in einem steuerpflich- 
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder in einem 
nicht steuerbefreiten Betrieb gewerblicher Art gehal- 
ten werden. 

§ 44 

Sonstige Leistungen 

(1) Die §§ 30 bis 43 gelten entsprechend, wenn 
eine Kapitalgesellschaft sonstige Leistungen be- 
wirkt, die bei den Empfängern Einnahmen im Sinne 
des § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes sind. 

(2) Besteht die Leistung in der Rückzahlung von 
Nennkapital, so gilt der Teil des Nennkapitals als 
zuerst für die Rückzahlung verwendet, der zum ver- 
wendbaren Eigenkapital gehört. 

(3) Wird das Nennkapital durch Umwandlung 
von Rücklagen erhöht, so gilt die aus dem Gewinn 
eines vor dem 31. Dezember 1975 abgelaufenen 
Wirtschaftsjahrs gebildete Rücklage als vor den 
übrigen Rücklagen umgewandelt. 

§ 45 

Körperschaftsteuerminderung und 
Körperschaftsteuererhöhung bei Vermögens- 
übertragung auf eine steuerbefreite übernehmerin 

(1) Geht das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
durch Gesamtrechtsnachfolge auf eine unbeschränkt 
steuerpflichtige, von der Körperschaftsteuer befreite 
Kapitalgesellschaft, Personenvereinigung oder Ver- 
mögensmasse oder auf eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts über, so mindert oder erhöht sich 
die Körperschaftsteuer um den Betrag, der sich nach 
§ 30 ergeben würde, wenn das verwendbare Eigen- 
kapital als im Zeitpunkt des Vermögensübergangs 
für eine Ausschüttung verwendet gelten würde. 

(2) Die Körperschaftsteuer erhöht sich nicht 

1. in den Fällen des § 43 und 

2. soweit das verwendbare Eigenkapital aus Ver- 
mögensmehrungen entstanden ist, die es in vor 
dem 1. Januar 1976 abgelaufenen Wirtschaftsjah- 
ren erhöht haben. 

§ 46 

Körperschaftsteuerminderung und Körperschaft- 
steuererhöhung bei sonstigen Körperschaften 

Für unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaften, 
deren Leistungen bei den Empfängern zu den Ein- 


nahmen im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 des 
Einkommensteuergesetzes gehören und die nicht 
Kapitalgesellschaften sind, gelten die §§ 30 bis 45 
sinngemäß. 

ZWEITES KAPITEL 

Bescheinigungen; gesonderte Feststellung 

§ 47 

Bescheinigungen 

(1) Unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaf- 
ten oder Personenvereinigungen sind vorbehaltlich 
der Absätze 2, 4 und 5 verpflichtet, einem Anteils- 
eigner im Sinne des § 55 Abs. 2 Nr. 3 des Einkom- 
mensteuergesetzes auf Verlangen zu bescheinigen 

1. die Höhe der Leistungen, die bei dem Anteils- 
eigner Einnahmen im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 
oder 2 des Einkommensteuergesetzes sind; 

2. den Zahlungstag; 

3. die Höhe der nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b 
Satz 1 des Einkommensteuergesetzes anrechen- 
baren Körperschaftsteuer in einem Betrag oder 
einem Bruchteil der in Nummer 1 bezeichneten 
Einnahmen; 

4. den Betrag der zu vergütenden Körperschaft- 
steuer im Sinne des § 53; es genügt, wenn sich 
die Angabe auf eine einzelne Aktie, einen ein- 
zelnen Geschäftsanteil oder einen einzelnen Ge- 
nußschein bezieht; 

5. die Höhe des für die Ausschüttung als verwen- 
det geltenden Eigenkapitals im Sinne des § 33 
Abs. 2 Nr. 4, soweit es auf den Anteilseigner 
entfällt. 2 Gesondert auszuweisen ist ein darin 
enthaltener Betrag, der als Rückzahlung einer 
Einlage im Sinne des § 42 anzusehen ist. 

(2) Hst die Leistung der Körperschaft von der 
Vorlage eines Dividendenscheins abhängig und 
wird sie für Rechnung der Körperschaft durch ein 
Kreditinstitut erbracht, so kann das Kreditinstitut 
außer in den Fällen des § 42 anstelle der Körper- 
schaft dem Anteilseigner eine Bescheinigung mit 
den in Absatz 1 bezeichneten Angaben erteilen. 2 In 
diesem Falle darf die Körperschaft die Angaben nur 
bescheinigen, soweit der Anteilseigner nachweist, 
daß das Kreditinstitut sie nicht bescheinigt hat. 

(3) Wird ein Dividendenschein ohne die Aktie 
zur Einlösung vorgelegt, so ist die Bescheinigung 
durch einen entsprechenden Hinweis zu kennzeich- 
nen, wenn nicht nachgewiesen wird, daß derjenige, 
für dessen Rechnung die Einlösung beantragt wird, 
Anteilseigner im Sinne des § 55 Abs. 2 Nr. 3 des 
Einkommensteuergesetzes ist. 

(4) Eine Bescheinigung nach den Absätzen 1 
oder 2 darf nicht erteilt werden, 

1. wenn ein nach Absatz 5 als veräußert gekenn- 
zeichneter Dividendenschein zur Einlösung vor- 
gelegt wird, 
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2. wenn eine Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossen- 
schaft einen Sammelantrag auf Vergütung von 
Körpersohaftsteuer nach § 130 des Einkommen- 
steuergesetzes stellt. 

(5) Zum Nachweis der erstmaligen Veräußerung 
eines Dividendenscheins kann der Anteilseigner an- 
stelle der Bescheinigung nach den Absätzen 1 oder 
2 die Bescheinigung eines inländischen Kreditinsti- 
tuts oder eines Notars verlangen, in der folgende 
Angaben enthalten sind: 

1. der Name und die Anschrift des Veräußerers 
des Dividendenscheins j 

2. die Wertpapier-Kennummer und die Nummer 
des Dividendenscheins; 

3. der Tag der Veräußerung; 

4. der Veräußerungspreis; 

5. die Bestätigung, daß der Dividendenschein in 
Gegenwart eines Vertreters eines inländischen 
Kreditinstituts oder eines Notars von dem Bo- 
gen, der die Dividendenscheine und den Erneue- 
rungsschein zusammenfaßt, getrennt und als 
veräußert gekennzeichnet worden ist. 

(6) Werden Bescheinigungen im Sinne der Ab- 
sätze 1 bis 3 oder 5 mehrfach ausgefertigt, so sind 
Zweitschriften und weitere Ausfertigungen als sol- 
che zu kennzeichnen. 

§48 

Gesonderte Feststellung 
von Besteuerungsgrundlagen 

Gesondert festgestellt werden 

1. die nach §33 ermittelten Teilbeträge des ver- 
wendbaren Eigenkapitals, 

2. der für Ausschüttungen verwendbare Teil des 
Nennkapitals im Sinne des § 32 Abs. 3, 

3. der nach § 42 Abs. 3 Satz 2 innerhalb des Teilbe- 
trags im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 4 gesondert 
auszuweisende Betrag. 


FÜNFTER TEIL 

Entstehung, Veranlagung, Erhebung und 
Vergütung der Steuer 

§ 49 

Entstehung der Steuer 

Die Körperschaftsteuer entsteht 

1. für die veranlagte Steuer mit Ablauf des Veran- 
lagungszeitraums ; 

2. für Vorauszahlungen 

mit Beginn des Kalendervierteljahrs, in dem 
die Vorauszahlungen zu entrichten sind, oder, 
wenn die Steuerpflicht erst im Laufe des Kalen- 


dervierteljahrs begründet wird, mit Begründung 
der Steuerpflicht; 

3. im Falle der Abgeltung durch den Steuerabzug 
in dem Zeitpunkt, in dem die steuerabzugs- 
pflichtigen Einkünfte zufließen. 

§ 50 

Veranlagung und Erhebung der Körperschaftsteuer 

(1) Auf die Veranlagung zur Körperschaftsteuer 
sowie auf die Anrechnung, Entrichtung und Vergü- 
tung der Körperschaftsteuer sind die Vorschriften 
sinngemäß anzuwenden, die für die Einkommen- 
steuer gelten, soweit dieses Gesetz nicht etwas an- 
deres bestimmt. 

(2) Bei einem vom Kalenderjahr abweichenden 
Wirtschaftsjahr gilt § 127 Abs. 1 Satz 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes mit der Maßgabe, daß die Vor- 
auszahlungen auf die Körperschaftsteuer bereits 
während des Wirtschaftsjahrs zu entrichten sind, 
das im Veranlagungszeitraum endet. 

§ 51 

Sondervorschriften für den Steuerabzug 

(1) Die Vorschriften des § 155 Abs. 1 Nr. 6 
und des § 161 des Einkommensteuergesetzes gelten 
für Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Auf- 
enthaltes jeweils der Ort der Geschäftsleitung 
oder des Sitzes tritt. 

(2) Bei der Veranlagung zur Körperschaftsteuer 
werden Einkünfte, die dem Steuerabzug unterlie- 
gen, nicht erfaßt, 

1. wenn es sich um Kapitalerträge im Sinne des 
§155 Abs. 1 Nr. 5 des Einkommensteuergeset- 
zes handelt, 

2. wenn der Bezieher beschränkt steuerpflichtig ist 
und die Einkünfte nicht in einer inländischen 
Betriebstätte anfallen oder 

3. wenn die Einkünfte nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 von 
der Steuerbefreiung ausgenommen sind. 

(3) *Die Körperschaftsteuer, die auf die bei der 
Veranlagung nicht zu erfassenden Einkünfte ent- 
fällt, ist durch den Steuerabzug abgegolten. 2 Dies 
gilt nicht 

1. wenn der Gläubiger weiß, daß der Schuldner die 
einbehaltene Kapitalertragsteuer nicht vor- 
schriftsmäßig abgeführt hat, und dies dem Fi- 
nanzamt nicht unverzüglich mitteilt; 

2. soweit die Ausschüttungsbelastung im Sinne des 
§ 30 herzustellen ist. 

§ 52 

Ausschluß der Anrechnung 

Sind die Einnahmen im Sinne des § 55 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 des Einkommensteuergesetzes beim 
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Anteilseigner nicht steuerpflichtig oder werden sie 
nach § 51 Abs. 2 bei der Veranlagung nicht erfaßt, 
so ist § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b des Einkommen- 
steuergesetzes nicht anzuwenden. 

§ 53 

Vergütung des Erhöhungsbetrags 

(1) Die nach § 52 nicht anzurechnende Körper- 
schaftsteuer wird an unbeschränkt steuerpflichtige, 
von der Körperschaftsteuer befreite Anteilseigner 
und an juristische Personen des öffentlichen Rechts 
auf Antrag vergütet, soweit sie sich nach § 30 er- 
höht, weil Eigenkapital im Sinne des § 33 Abs. 2 
Nr. 3 als für die Ausschüttung oder für die sonstige 
Leistung verwendet gilt. 

(2) Für Anteilseigner, die nach § 2 Nr. 1 be- 
schränkt körperschaftsteuerpflichtig sind, gilt Ab- 
satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, daß die Kör- 
perschaftsteuer auch insoweit vergütet wird, als sie 
sich erhöht, weil Eigenkapital im Sinne des § 33 
Abs. 2 Nr. 1 als für die Ausschüttung oder für die 
sonstige Leistung verwendet gilt. 

(3) Die Vergütung setzt voraus, daß der Antrag- 
steller 

1. die Höhe seiner Einnahmen und die ihm nach 
Absatz 1 oder 2 zu vergütende Körperschaft- 
steuer durch eine Bescheinigung im Sinne des 
§ 47, 

2. seine Befreiung von der Körperschaftsteuer 
durch eine Bescheinigung des Finanzamts, 

3. den ausländischen Ort seines Sitzes und seiner 
Geschäftsleitung durch eine Bescheinigung der 
ausländischen Steuerbehörde 

nachweist. 

(4) Für die Vergütung ist das Bundesamt für Fi- 
nanzen zuständig, 

(5) *Auf Antrag einer Aktiengesellschaft oder 
Kapitalanlagegesellschaft veröffentlicht das Bun- 
desamt für Finanzen jährlich einmal die Höhe der 
nach Absatz 1 oder 2 zu vergütenden Körper- 
schaftsteuer, bezogen auf eine Aktie oder einen 
Anteilschein. 2 Die Veröffentlichung ersetzt insoweit 
den in Absatz 3 Nr. 1 vorgeschriebenen Nach- 
weis. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, soweit die 
Ausschüttung oder die sonstige Leistung auf Antei- 
le entfällt, die in einem steuerpflichtigen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb des steuerbefreiten 
Anteilseigners oder in einem steuerpflichtigen Be- 
trieb gewerblicher Art der juristischen Person des 
öffentlichen Rechts oder in einer inländischen Betrieb- 
stätte des beschränkt steuerpflichtigen Anteilseig- 
ners gehalten werden. 


SECHSTER TEIL 

Ermächtigungs- und Schlußvorschriften 

§ 54 

Ermächtigungen 

(1) BDie Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Durchführung dieses Gesetzes mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung 

1. Zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei der Be- 
steuerung, zur Beseitigung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen und zur Vereinfachung des Besteue- 
rungsverfahrens den Umfang der Steuerbefrei- 
ungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 und 4 näher zu be- 
stimmen. 2 Dabei können 

a) zur Durchführung des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Vor- 
schriften erlassen werden, nach denen die 

Steuerbefreiung nur eintritt, 

aa) wenn die Leistungsempfänger nicht über- 
wiegend aus dem Unternehmer oder sei- 
nen Angehörigen, bei Gesellschaften aus 
den Gesellschaftern und ihren Angehöri- 
gen bestehen, 

bb) wenn bei Kassen mit Rechtsanspruch der 
Leistungsempfänger die Rechtsansprüche 
und bei Kassen ohne Rechtsanspruch der 
Leistungsempfänger die laufenden Kas- 
senleistungen bestimmte Beträge nicht 
übersteigen, die dem Wesen der Kasse 
als soziale Einrichtung entsprechen,- 

cc) wenn bei Auflösung der Kasse ihr Ver- 
mögen satzungsmäßig nur für soziale 
Zwecke verwendet werden darf, 

dd) wenn rechtsfähige Pensions-, Sterbe- und 
Krankenkassen der Versicherungsauf- 
sicht unterliegen, 

ee) wenn bei rechtsfähigen Unterstützungs- 
kassen die Leistungsempfänger zu lau- 
fenden Beiträgen oder Zuschüssen nicht 
verpflichtet sind und die Leistungsemp- 
fänger oder die Arbeitnehmervertretun- 
gen des Betriebs oder der Dienststelle an 
der Verwaltung der Beträge, die der 
Kasse zufließen, beratend mitwirken 
können; 

b) zur Durchführung des § 5 Abs. 1 Nr. 4 Vor- 
schriften erlassen werden 

aa) über die Höhe der für die Inanspruch- 
nahme der Steuerbefreiung zulässigen 
Beitragseinnahmen, 

bb) nach denen bei Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit, deren Geschäftsbe- 
trieb sich auf die Sterbegeldversicherung 
beschränkt, die Steuerbefreiung unab- 
hängig von der Höhe der Beitragsein- 
nahmen auch eintritt, wenn die Höhe 
des Sterbegeldes insgesamt die Leistung 
der nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 steuerbefreiten 
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Sterbekassen nicht übersteigt und wenn 
der Verein auch im übrigen eine soziale 
Einrichtung darstellt; 

2. Vorschriften zu erlassen 

a) über die Kleinbeträge, um die eine Rückstel- 
lung für Beitragsrückerstattung nach § 24 
Abs. 2 nicht aufgelöst zu werden braucht, 
wenn die Auszahlung dieser Beträge an die 
Versicherten mit einem unverhältnismäßig 
hohen Verwaltungsaufwand verbunden wäre; 

b) über die Herabsetzung oder Erhöhung der 
Körperschaftsteuer nach § 26 Abs. 5; 

c) nach denen bei Anschaffung oder Herstellung 
von abnutzbaren beweglichen und bei Her- 
stellung von abnutzbaren unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens auf 
Antrag ein Abzug von der Körperschaftsteu- 
er für den Veranlagungszeitraum der An- 
schaffung oder Herstellung bis zur Höhe von 
7,5 vom Hundert der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten dieser Wirtschaftsgüter 
vorgenommen werden kann. 2 Die Vorschrif- 
ten des §191 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes gelten entsprechend; 

d) nach denen Versicherungsvereine auf Gegen- 
seitigkeit von geringerer wirtschaftlicher Be- 
deutung, die eine Schwankungsrückstellung 
nach § 21 nicht gebildet haben, zum Aus- 
gleich des schwankenden Jahresbedarfs zu 
Lasten des steuerlichen Gewinns Beträge der 
nach § 37 des Gesetzes über die Beaufsichti- 
gung der privaten Versicherungsunterneh- 
mungen zu bildenden Verlustrücklage zufüh- 
ren können. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, 

1. im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehör- 
den der Länder die Vordrucke für 

a) die in § 47 vorgeschriebenen Bescheinigun- 
gen und 

b) die Erklärung für die in § 48 vorgeschriebene 
gesonderte Feststellung 

zu bestimmen; 


2. den Wortlaut dieses Gesetzes und der zu diesem 
Gesetz erlassenen Durchführungsverordnungen 
in der jeweils geltenden Fassung mit neuem Da- 
tum, unter neuer Überschrift und in neuer Para- 
graphenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 55 

Schlußvorschriften 

(1) Dieses Gesetz ist, soweit in den folgenden 
Absätzen nichts anderes bestimmt ist, erstmals für 
den am 1. Januar 1976 beginnenden Veranlagungs- 
zeitraum anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften über die Gewinnermittlung 
sind erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1975 beginnen. 

(3) Schüttet eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft nach dem 31, Dezember 1975 
aufgrund eines den gesellschaftsrechtlichen Vor- 
schriften entsprechenden Gewinnverteilungsbe- 
schlusses Gewinn für ein Wirtschaftsjahr aus, das 
vor dem 1. Januar 1976 abgelaufen ist, so erhöht 
sich die Körperschaftsteuer nach § 30 für den Ver- 
anlagungszeitraum, in dem das Wirtschaftsjahr en- 
det, in dem die Ausschüttung vorgenommen wird; 
als berücksichtigungsfähige Auschüttungen im Sin- 
ne des §19 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 
in der Fassung vom 13. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1869) gilt die Barausschüttung zuzüg- 
lich der darauf entfallenden Körperschaftsteuer in 
Höhe der Ausschüttungsbelastung. 2 Satz 1, erster 
Halbsatz gilt sinngemäß für sonstige Körperschaf- 
ten im Sinne des § 46. 

(4) Die gesonderte Feststellung von Besteue- 
rungsgrundlagen im Sinne des § 48 ist erstmals am 
Schluß des letzten Wirtschaftsjahrs vorzunehmen, 
das vor dem 1. Januar 1976 endet. 

§ 56 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 
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Artikel 3 

Sparprämiengesetz 
(SparPG 1975) 


I. Persönliche Voraussetzungen 
§ i 

Prämienberechtigte 

Natürliche Personen, die Sparleistungen (§ 3) er- 
bringen (Sparer), erhalten auf Antrag Sparprämien, 
wenn die folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

1. Der Sparer muß zu Beginn oder im Laufe des 
Kalenderjahrs, in dem er die Sparleistungen er- 
bracht hat, unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtig (§§ 1 und 2 des Einkommensteuergeset- 
zes) gewesen sein; 

2. das maßgebende Einkommen des Sparers darf 
die Einkommensgrenze (§ 2) nicht überschritten 
haben. 

§ 2 

Einkommensgrenze 

(1) Die Einkommensgrenze beträgt 24 000 Deut- 
sche Mark, für Ehegatten, bei denen die Vorausset- 
zungen des § 117 des Einkommensteuergesetzes für 
das Wahlrecht zwischen getrennter Veranlagung 
und Zusammenveranlagung vorliegen, 48 000 Deut- 
sche Mark. Werden die Ehegatten getrennt zur Ein- 
kommensteuer veranlagt (§ 119 des Einkommen- 
steuergesetzes), gilt für jeden Ehegatten die Ein- 
kommensgrenze von 24 000 Deutsche Mark. 

(2) Die Einkommensgrenze erhöht sich für jedes 
Kind im Sinne des § 28 Abs. 2 um 1 800 Deutsche 
Mark. Werden Ehegatten getrennt zur Einkommen- 
steuer veranlagt (§119 des Einkommensteuergeset- 
zes), so erhöht sich die Einkommensgrenze für ein 
Kind, das bei beiden Veranlagungen zu berücksich- 
tigen ist, jeweils um 900 Deutsche Mark. 

(3) Maßgebend ist das zu versteuernde Einkom- 
men (§78 des Einkommensteuergesetzes), das im 
Kalenderjahr der Sparleistung der unbeschränkten 
Einkommensteuerpflicht unterliegt, vermehrt um 
die folgenden Einkünfte und Bezüge: 

1. Ausländische Einkünfte, die aufgrund von Dop- 
pelbesteuerungsabkommen von der Einkommen- 
steuer freigestellt sind (§ 109 des Einkommen- 
steuergesetzes) ; 

2. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, die auf- 
grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder 
aufgrund völkerrechtlicher Übung von der Ein- 
kommensteuer befreit sind; 


3. Einkünfte aus einer Montagetätigkeit im Aus- 
land, von deren Besteuerung abgesehen wird 
(§ 106 des Einkommensteuergesetzes); 

4. inländische Einkünfte, mit denen der Sparer be- 
schränkt einkommensteuerpflichtig ist (§111 des 
Einkommensteuergesetzes, § 2 Abs. 1 des Außen- 
steuergesetzes). 

(4) Bei Kindern im Sinne des § 28 Abs. 2 be- 
stimmt sich die Höhe der Einkommensgrenze und 
das maßgebende Einkommen nach den Verhältnis- 
sen der Personen, zu denen das Kindschaftsverhält- 
nis besteht. Besteht das Kindschaftsverhältnis im 
Fall der getrennten Veranlagung von Ehegatten 
(§119 des Einkommensteuergesetzes) zu beiden 
Ehegatten, so ist die Voraussetzung des § 1 Nr. 2 
erfüllt, wenn mindestens das maßgebende Einkom- 
men eines Elternteils die für ihn geltende Einkom- 
mensgrenze nicht überschreitet. 


II. Sachliche Voraussetzungen 

1, Sparleistungen 

§ 3 

Anlagearten 

(1) Als Sparleistungen im Sinne dieses Gesetzes 
gelten 

1. Beiträge aufgrund von Kontensparverträgen 
(§4); 

2. Einzahlungen aufgrund von Wertpapiersparver- 
trägen (§ 5) ; 

3. Entschädigungsansprüche, die nach § 252 Abs. 3 
des Lastenausgleichsgesetzes oder § 41 Abs. 4 
des Reparationsschädengesetzes durch Gewäh- 
rung von Schuldbuchforderungen oder Schuld- 
verschreibungen erfüllt werden (§ 6) ; 

4. Beiträge aufgrund von Bausparverträgen (§ 7) ; 

5. Beiträge aufgrund von Baufinanzierungsverträ- 
gen (§ 8) ; 

6. Aufwendungen für den Ersterwerb von Ge- 
schäftsanteilen an Bau- und Wohnungsgenos- 
senschaften (§ 9) ; 

7. Beiträge aufgrund bestimmter Kapitalversiche- 
rungen auf den Erlebens- oder Todesfall (§ 10); 

8. Aufwendungen zur Begründung von Darlehns- 
forderungen gegen den Arbeitgeber (§ 11). 

Für die in den Nummern 1 bis 7 bezeichneten Anla- 
gearten ist Voraussetzung, daß die Sparleistungen 
bei Unternehmen angelegt werden, die ihren Sitz 
oder ihre Geschäftsleitung im Inland haben oder 
denen die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb im In- 
land erteilt ist. 
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(2) Aufwendungen im Sinne des Absatzes l r die 
Betriebsausgaben (§16 des Einkommensteuergeset- 
zes) des Sparers sind, sind nicht prämienbegün- 
stigt. 

§ 4 

Kontensparverträge 

(1) Begünstigte Kontensparverträge sind Verträ- 
ge mit einem Kreditinstitut, in denen sich der Spa- 
rer verpflichtet, einmalig oder laufend Sparbeiträge 
auf ein Sparkonto einzuzahlen und bis zum Ablauf 
der Festlegungsfrist (§ 16) festzulegen. 

(2) Begünstigte Sparbeiträge können bis zum 
Ablauf des sechsten Jahres, vom Beginn der Festle- 
gungsfrist an gerechnet, geleistet werden. Verfügt 
der Sparer über Sparbeiträge, die er in einem vor- 
angegangenen Kalenderjahr geleistet hat, so gilt 
dies, ausgenommen in den Fällen des § 18 Abs. 2 
Nr. 4, für die Prämienbegünstigung als Unterbre- 
chung des Vertrags. Nach der Unterbrechung gelei- 
stete Sparbeiträge sind nicht mehr prämienbegün- 
stigt. 

(3) Guthabenzinsen gelten vorbehaltlich des Ab- 
satzes 2 Satz 1, 

1. falls bei Vertragsabschluß vereinbart worden 
ist, daß die Zinsen nicht laufend ausgezahlt, 
sondern als Sparbeiträge behandelt werden, 

als Sparbeitrag des Kalenderjahrs, für das sie 
gutgeschrieben werden, oder 

2. falls sie als Sparbeiträge behandelt werden, 
ohne daß dies bei Vertragsabschluß vereinbart 
worden ist, 

als Sparbeitrag des Kalenderjahrs, das dem Ka- 
lenderjahr folgt, für das sie gutgeschrieben wer- 
den. 

§ 5 

Wertpapiersparverträge 

(1) Begünstigte Wertpapiersparverträge sind 
Verträge mit einem Kreditinstitut, in denen sich 
der Sparer verpflichtet, einmalig oder laufend Geld- 
beträge zum Erwerb von Wertpapieren, Schuld- 
buchforderungen oder Anteilscheinen (Absatz 6) 
einzuzahlen und diese unverzüglich nach ihrem Er- 
werb bis zum Ablauf der Festlegungsfrist (§ 16) 
festzulegen. Soweit oder solange geleistete Beträge 
nicht bestimmungsgemäß verwendet werden, sind 
diese oder die damit erworbenen Rechte festzule- 
gen. 

(2) § 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) Zu den Sparleistungen gehören auch Auf- 
wendungen für das zum Erwerb des Wertpapiers 
erforderliche Bezugsrecht. Aufwendungen für be- 
sonders berechnete Stückzinsen sind keine Sparlei- 
stungen. 

(4) Erwirbt der Sparer als Arbeitnehmer Wertpa- 
piere, Schuldbuchforderungen oder Anteilscheine 
von seinem Arbeitgeber, so brauchen die Einzah- 
lungen nicht an das Kreditinstitut geleistet zu wer- 


den, wenn der Sparer seine Aufwendungen dem 
Kreditinstitut durch eine Bescheinigung seines Ar- 
beitgebers nachweist. 

(5) Begünstigte Wertpapiersparverträge können 
auch mit der Schuldenverwaltung des Bundes oder 
eines Landes abgeschlossen werden, wenn die in 
Absatz 6 Nr. 4 bezeichneten Schuldbuchforderungen 
auf den Namen des Sparers in das Schuldbuch ein- 
getragen werden. In diesem Fall brauchen die Ein- 
zahlungen nicht an die Schuldenverwaltung gelei- 
stet zu werden. Für die Durchführung des Prämien- 
verfahrens tritt die Schuldenverwaltung an die 
Stelle des Kreditinstituts. 

(6) Wertpapiere, Schuldbuchforderungen und 
Anteilscheine, die im Rahmen eines Wertpapier- 
sparvertrags erworben werden können, sind die fol- 
genden: 

1. Aktien, Kuxe, Wandel- und Gewinnschuldver- 
schreibungen, die von Unternehmen mit Sitz 
und Geschäftsleitung im Inland ausgegeben 
werden-, 

2. festverzinsliche Schuldverschreibungen und 
Rentenschuldverschreibungen, die vom Bund, 
von den Ländern, von den Gemeinden oder von 
anderen inländischen Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts oder von Kreditinstituten mit Sitz 
und Geschäftsleitung im Inland ausgegeben 
werden; 

3. andere festverzinsliche Schuldverschreibungen 
und Rentenschuldverschreibungen, die mit staat- 
licher Genehmigung nach den §§795, 808 a des 
Bürgerlichen Gesetzbuches in Verkehr gebracht 
werden; 

4. festverzinsliche Anleiheforderungen, die in ein 
Schuldbuch des Bundes oder eines Landes ein- 
getragen werden (Schuldbuchforderungen); 

5. Anteilscheine über Rechte an einem Sonderver- 
mögen, die von inländischen Kapitalanlagege- 
sellschaften im Sinne des Gesetzes über Kapital- 
anlagegesellschaften ausgegeben werden. 

§ 6 

Wertpapiersparverträge 
über Entschädigungsansprüche 

Begünstigte Wertpapiersparverträge über Ent- 
schädigungsansprüche sind Verträge mit einem 
Kreditinstitut, in denen sich der Sparer verpflichtet, 
Schuldbuchforderungen oder Schuldverschreibun- 
gen, die er zur Erfüllung von Ansprüchen auf 
Hauptentschädigung nach dem Lastenausgleichsge- 
setz oder auf Entschädigung nach dem Reparations- 
schädengesetz erhalten hat, unverzüglich nach ih- 
rem Erwerb bis zum Ablauf der Festlegungsfrist 
(§ 16) festzulegen. 

§ 7 

Bausparverträge 

(1) Begünstigte Bausparverträge sind Verträge 
mit einer Bausparkasse, in denen sich der Sparer 
verpflichtet, nach Maßgabe der Bausparbedingun- 
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gen einmalig oder laufend Geldbeträge auf ein Bau- 
sparkonto einzuzahlen. Werden in einem vorange- 
gangenen Kalenderjahr geleistete Bausparbeiträge 
zurückgezahlt oder werden Ansprüche aus dem 
Bausparvertrag beliehen, ohne daß die empfange- 
nen Beträge zu den nach § 21 Abs. 1 Nr. 3 begün- 
stigten Zwecken verwendet werden, oder wird die 
Bausparsumme ganz oder zum Teil ausgezahlt, so 
gilt dies für die Prämienbegünstigung als Unterbre- 
chung des Vertrags. Nach der Unterbrechung gelei- 
stete Einzahlungen sind nicht mehr begünstigt. Hin- 
sichtlich des Prämienanspruchs unterliegen die be- 
günstigten Einzahlungen der Festlegungsfrist 
(§ 16 ). 

(2) Guthabenzinsen gelten als Bausparbeitrag 
des Kalenderjahrs, für das sie dem Sparer gutge- 
schrieben werden. 

(3) Wird bei einem Bausparvertrag die Bauspar- 
summe erhöht, so gelten die nach der Erhöhung ge- 
leisteten Bausparbeiträge als aufgrund eines neuen 
Vertrags erbracht, der mit der Annahme des An- 
trags auf Erhöhung der Bausparsumme durch die 
Bausparkasse als abgeschlossen gilt. Für die Be- 
rechnung der Höchstgrenze nach § 14 sind die vor 
der Erhöhung geleisteten Bausparbeiträge insoweit 
zu berücksichtigen, als sie im Kalenderjahr der Er- 
höhung erbracht worden sind. 

(4) Werden mehrere Bausparverträge zu einem 
Vertrag zusammengelegt, so gelten die nach der 
Zusammenlegung geleisteten Bausparbeiträge als 
aufgrund des zuletzt abgeschlossenen Vertrags er- 
bracht. Für die Berechnung der Höchstgrenze nach 
§ 14 gilt folgendes: 

1. Ist bei sämtlichen zusammengelegten Verträgen 
das dritte auf das Kalenderjahr des Vertragsab- 
schlusses folgende Kalenderjahr abgelaufen, so 
sind weitere Bausparbeiträge bis zur Summe der 
Beträge zu berücksichtigen, die vor der Zusam- 
menlegung als Höchstgrenzen gegolten hat- 
ten. 

2. Ist bei einem oder mehreren der zusammenge- 
legten Verträge das drjtte auf das Kalenderjahr 
des Vertragsabschlusses folgende Kalenderjahr 
noch nicht abgelaufen, so sind die vor der Zu- 
sammenlegung geleisteten Bausparbeiträge inso- 
weit zu berücksichtigen, als sie seit Beginn des 
Kalenderjahrs erbracht worden sind, in dem der 
letzte Vertrag abgeschlossen worden ist. 

§ 8 

Baufinanzierungsverträge 

(1) Begünstigte Baufinanzierungsverträge sind 
Verträge mit einem als Organ der staatlichen Woh- 
nungspolitik nach § 28 des Wohnungsgemeinnützig- 
keitsgesetzes anerkannten Unternehmen oder mit 
einem Wohnungs- und Siedlungsunternehmen (Ab- 
satz 3), in denen 

1. der Sparer sich verpflichtet, einmalig oder lau- 
fend Geldbeträge bei dem Unternehmen einzu- 
zahlen und das angesammelte Guthaben frühe- 


stens nach Ablauf von drei Jahren, vom Beginn 
der Festlegungsfrist (§ 16) an gerechnet, zu dem 
begünstigten Zweck (Absatz 4) zu verwenden, 
und 

2. das Unternehmen sich verpflichtet, die auf den 
begünstigten Zweck gerichtete Leistung zu er- 
bringen. 

Hinsichtlich des Prämienanspruchs unterliegen die 
Beiträge der Festlegungsfrist (§ 16). 

(2) § 4 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Wohnungs- und Siedlungsunternehmen im 
Sinne des Absatzes 1 sind 

1. gemeinnützige Wohnungsunternehmen im Sinne 
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes, 

2. gemeinnützige Siedlungsunternehmen im Sinne 
des § 1 des Reichssiedlungsgesetzes, 

3. andere Wohnungs- und Siedlungsunternehmen, 
wenn sie die folgenden Voraussetzungen erfül- 
len: 

a) Das Unternehmen muß im Handelsregister 
oder im Genossenschaftsregister eingetragen 
sein; 

b) der Zweck und die tatsächliche Geschäftsfüh- 
rung des Unternehmens muß im wesentli- 
chen auf den Bau und die Verwaltung oder 
Übereignung von Wohnungen oder die woh- 
nungswirtschaftliche Betreuung gerichtet 
sein; 

c) das Unternehmen muß sich einer regelmäßi- 
gen und außerordentlichen Überprüfung sei- 
ner wirtschaftlichen Lage und seines Ge- 
schäftsgebarens, insbesondere der Verwen- 
dung der gesparten Beträge, durch einen 
wohnungswirtschaftlichen Verband, zu des- 
sen satzungsmäßigem Zweck eine solche 
Prüfung gehört, unterworfen haben. Soweit 
das Unternehmen oder seine Gesellschafter 
an anderen Unternehmen gleicher Art betei- 
ligt sind, muß sich die Überprüfung zugleich 
auf diese erstrecken. 

(4) Begünstigte Zwecke sind der Bau oder Er- 
werb eines Eigenheims, einer Kleinsiedlung oder 
einer eigengenutzten Eigentumswohnung (§§ 9, 10 
und 12 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes; §§ 7 bis 
9 des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland), der 
Erwerb eines Dauerwohnrechts im Sinne des Woh- 
nungseigentumsgesetzes oder der Erwerb von 
Wohnbesitz (§ 12 a des Zweiten Wohnungsbauge- 
setzes; §9a des Wohnungsbaugesetzes für das 
Saarland). 

§ 9 

Ersterwerb von Geschäftsanteilen 
an Bau- und Wohnungsgenossenschaften 

(1) Begünstigt ist der Ersterwerb von Geschäfts- 
anteilen an Bau- und Wohnungsgenossenschaften. 
Hinsichtlich des Prämienanspruchs unterliegen die 
Anteilsrechte der Festlegungsfrist (§ 16). 
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(2} Einzahlungen, die nach Ablauf der Festle- 
gungsfrist oder aufgrund einer Erhöhung des Ge- 
schäftsanteils geleistet werden, gelten als Aufwen- 
dungen für den Erwerb eines neuen Geschäftsan- 
teils. 

(3) Bau- und Wohnungsgenossenschaften sind 
Genossenschaften, deren Zweck im wesentlichen 
auf den Bau und die Finanzierung sowie die Ver- 
waltung oder Veräußerung von Wohnungen oder 
auf die wohnungswirtschaftliche Betreuung gerich- 
tet ist. Voraussetzung ist weiter, daß die Wohnun- 
gen im Inland liegen. 

§ 10 

Kapitalversicherungen 
auf den Erlebens- oder Todesfall 

(1) Begünstigt sind Kapitalversicherungen auf 
den Erlebens- oder Todesfall gegen laufenden Bei- 
trag, wenn der Vertrag nach dem 30. September 
1970 abgeschlossen worden ist. Weitere Vorausset- 
zung für die Prämienbegünstigung ist, daß 

1. die Beiträge vermögenswirksame Leistungen im 
Sinne des Dritten Vermögensbildungsgesetzes 
sind, 

2. der Versicherungsvertrag mindestens für die 
Dauer der Festlegungsfrist (§ 16) abgeschlossen 
worden ist, 

3. die Versicherungsbeiträge keine Anteile für Zu- 
satzleistungen wie Unfall, Invalidität oder 
Krankheit enthalten, 

4. die eingezahlten Beiträge vom ersten Jahr der 
Vertragsdauer an mindestens in Höhe von 50 
vom Hundert einen nicht kürzbaren Sparanteil 
enthalten und 

5. die Beitragsrückerstattungen nur zur Erhöhung 
der Versicherungsleistung verwendet werden. 

(2) Die Beiträge zu den in Absatz 1 bezeichneten 
Versicherungen können nur bis zu 624 Deutsche 
Mark je Kalenderjahr berücksichtigt werden. 

§ 11 

Darlehnsverträge mit dem Arbeitgeber 

(1) Begünstigt ist die einmalige oder, falls ver- 
einbart, die laufende Begründung von Darlehnsfor- 
derungen des Arbeitnehmers gegen seinen inländi- 
schen Arbeitgeber (§ 132 Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes), wenn 

1. die Aufwendungen vermögenswirksame Leistun- 
gen im Sinne des § 3 des Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetzes sind, die über den geschuldeten 
Arbeitslohn hinaus erbracht werden und 624 
Deutsche Mark je Kalenderjahr nicht über- 
schreiten, 

2. der Darlehnsvertrag mindestens für die Dauer 
der Festlegungsfrist (§ 16) abgeschlossen worden 
ist, 

3. das Darlehen mit mindestens 4 vom Hundert zu 
verzinsen ist und 


4. die Ansprüche des Arbeitnehmers aus dem Dar- 
lehnsvertrag durch ein inländisches Kreditinsti- 
tut (§ 3 Abs. 1 letzter Satz) auf Kosten des Ar- 
beitgebers verbürgt sind. 

(2) § 4 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Das Kreditinstitut, das die Ansprüche des Ar- 
beitnehmers aus dem Darlehnsvertrag verbürgt, hat 
im Prämienverfahren die Rechte und Pflichten des 
Unternehmens, das die Bestätigung (§ 36) zu ertei- 
len hat. Der Arbeitgeber hat dem Kreditinstitut un- 
verzüglich nach Begründung der Darlehnsforderung 
Namen und Anschrift des Arbeitnehmers, Höhe des 
Darlehens sowie den Beginn der Festlegungsfrist 
mitzuteilen und zu bestätigen, daß die Vorausset- 
zung für die Begünstigung der Darlehnsforderung 
vorliegen. 

§ 12 

Kreditaufnahmeverbot 

Die Sparleistungen dürfen weder unmittelbar 
noch mittelbar in wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit der Aufnahme eines Kredits stehen. 

§ 13 

Mindestbetrag 

Eine Sparprämie wird nur gewährt, wenn die an 
dasselbe Unternehmen erbrachten Sparleistungen 
im Kalenderjahr mindestens 120 Deutsche Mark be- 
tragen haben. 

§ 14 

Höchstgrenze für Sparleistungen 
nach Ablauf des vierten Kalenderjahrs 

(1) Bei Kontensparverträgen (§ 4), Wertpapier- 
sparverträgen (§ 5), Bausparverträgen (§ 7) und Bau- 
finanzierungsverträgen (§ 8) können Sparleistungen, 
die nach Ablauf des dritten auf das Kalenderjahr 
des Vertragsabschlusses (§ 16 Abs. 2) folgenden Ka- 
lenderjahrs erbracht werden, nur bis zu einer 
Höchstgrenze berücksichtigt werden. Diese beträgt 
je Kalenderjahr die Hälfte der aufgrund des einzel- 
nen Vertrags in den ersten vier Kalenderjahren ins- 
gesamt erbrachten Sparleistungen. 

(2) Die Höchstgrenze gilt nicht für vermögens- 
wirksame Leistungen, für die der Sparer eine Ar- 
beitnehmer-Sparzulage (§ 12 Abs. 1 des Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetzes) erhält. 

§ 15 

Wahlrecht zwischen Sparprämie und 
Einkommensteuerermäßigung, Kumulierungsverbot 

(1) Der Prämienberechtigte (§ 1) kann für jedes 
Kalenderjahr wählen, ob er 

1. für Beiträge aufgrund von Bausparverträgen 
(§ 7) und 
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2. für Beiträge aufgrund von Kapitalversicherun- 
gen auf den Erlebens- oder Todesfall (§ 10) r bei 
denen auch die Voraussetzungen für die Ein- 
kommensteuerermäßigung nach § 90 des Ein- 
kommensteuergesetzes vorliegen. 

eine Sparprämie nach diesem Gesetz oder die Ein- 
kommensteuerermäßigung erhalten will (Wahlrecht). 
Das Wahlrecht kann für jede der beiden Anlage- 
arten nur einheitlich ausgeübt werden. Prämien- 
berechtigte, die im Kalenderjahr der Sparleistung 
eine Höchstbetragsgemeinschaft (§ 28) bilden, kön- 
nen ihr Wahlrecht nur einheitlich ausüben. Eine Än- 
derung der getroffenen Wahl ist nicht zulässig. 

(2) Der Sparer oder Personen, die im Kalender- 
jahr der Sparleistung eine Höchstbetragsgemein- 
schaft bilden, können eine Sparprämie nach diesem 
Gesetz nicht erhalten, wenn dem Sparer oder einer 
Person, die der Höchstbetragsgemeinschaft ange- 
hört, für Beiträge aufgrund von Bausparverträgen 
die Einkommensteuerermäßigung nach § 90 des Ein- 
kommensteuergesetzes zu gewähren ist (Kumulie- 
rungsverbot). Dies gilt nicht, wenn die Sparleistun- 
gen, für die Sparprämie beantragt wird, oder die 
Bausparbeiträge, für die Einkommensteuerermäßi- 
gung zu gewähren ist, ausschließlich vermögens- 
wirksame Leistungen darstellen, für die der Sparer 
eine Arbeitnehmer-Sparzulage (§ 12 Abs. 1 des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes) erhält. 


2. Festlegung 

§ 16 

Festlegungsfrist 

(1) Die Festlegungsfrist beträgt bei Käpitalversi- 
cherungen auf den Erlebens- oder Todesfall (§ 10) 
zwölf, bei allen anderen Anlagearten sieben Jahre. 
Sie beginnt mit dem ersten Tag des Kalendervier- 
teljahrs, in dem der Vertrag als abgeschlossen 
gilt. 

(2) Der Vertrag gilt als abgeschlossen 

1. bei Kontensparverträgen (§4), bei Wertpapier- 
sparverträgen (§5), bei Baufinanziernngsverträ- 
gen (§ 8) und beim Ersterwerb von Geschäftsan- 
teilen an Bau- und Wohnungsgenossenschaften 

(§9) 

mit dem Eingang der Sparleistung oder, falls 
mehrere Sparleistungen erbracht werden, mit 
dem Eingang der ersten Sparleistung beim Unter- 
nehmen. Bei Sparleistungen, die nicht an das 
Kreditinstitut geleistet werden (§ 5 Abs. 4), ist 
der Abfluß beim Sparer maßgebend; 

2. bei Wertpapiersparverträgen über Entschädi- 
gungsansprüche (§ 6) mit dem Erwerb der 
Schuldbuchforderung oder der Schuldverschrei- 
bung-, 

3. bei Bausparverträgen (§ 7) und bei Kapitalversi- 
cherungen auf den Erlebens- oder Todesfall 
(§ 10 ) 


mit der Annahme des Antrags auf Abschluß des 
Vertrags. Bei den Kapitalversicherungen kann 
als Zeitpunkt des Vertragsabschlusses auch der 
im Versicherungsschein angegebene Versiche- 
rungsbeginn angesehen werden, wenn späte- 
stens innerhalb von drei Monaten nach diesem 
Tag der Versicherungsvertrag angenommen und 
die erste Einzahlung geleistet worden ist; 

4. bei Darlehnsverträgen mit dem Arbeitgeber 

(§ 11 ) 

mit der Begründung der Darlehnsforderung oder, 
falls die laufende Begründung von Darlehnsfor- 
derungen vereinbart ist, mit der Begründung der 
ersten Darlehnsforderung. 

§ 17 

Festlegung von Wertpapieren, 
Schuldbuchforderungen und Anteilscheinen 

(1) Die Wertpapiere, Schuldbuchforderungen 
oder Anteilscheine sind dem Kreditinstitut, mit dem 
der Sparer den Sparvertrag abgeschlossen hat, in 
Verwahrung zu geben; Schuldbuchforderungen 
können auch auf den Namen des Sparers in das 
Schuldbuch eingetragen werden. Das Kreditinstitut 
hat in den Verwahrungsbüchern einen Sperrver- 
merk anzubringen. Entsprechendes gilt für den Fall 
der Drittverwahrung. Bei Schuldbucheintragungen 
hat die Schuldenverwaltung den Sperrvermerk in 
das Schuldbuch aufzunehmen und, falls der Spar- 
vertrag nicht mit ihr abgeschlossen ist, dem betei- 
ligten Kreditinstitut die Aufnahme des Sperrver- 
merks zu bescheinigen. 

(2) Muß die Festlegung aufgehoben werden, weil 

1. Wertpapiere oder Anteilscheine im Zuge einer 
Verschmelzung oder Eingliederung oder zum 
Zwecke des Umtauschs in andere Wertpapiere 
oder Anteilscheine oder nach Annahme eines 
Abfindungsangebots zurückgegeben werden, 
oder 

2. festverzinsliche Schuldverschreibungen oder 
Schuldbuchforderungen bei Fälligkeit vom Aus- 
steller eingelöst werden, 

so ist dies prämienunschädlich, wenn der Sparer 
anstelle der zurückgegebenen oder eingelösten 
Wertpapiere, Schuldbuchforderungen oder Anteil- 
scheine den dafür erhaltenen Gegenwert bis zum 
Ablauf der ursprünglichen Festlegungsfrist festlegt. 
Besteht der Gegenwert in Geld, so kann der Sparer 
damit auch Wertpapiere, Schuldbuchforderungen 
oder Anteilscheine (§ 5 Abs. 6) erwerben und diese 
ersatzweise bis zum Ablauf der ursprünglichen 
Festlegungsfrist festlegen. 

§ 18 

Vorzeitige Verfügung 

(1) Vor Ablauf der Festlegungsfrist (§ 16) dürfen 
weder ganz noch zum Teil 

1. prämienbegünstigte Sparleistungen zurückge- 
zahlt, 
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2. die Bausparsumme oder die Versicherungslei- 
stung ausgezahlt, 

3. die Festlegung aufgehoben, 

4. Ansprüche, die aufgrund der prämienbegünstig- 
ten Sparleistungen entstanden sind, abgetreten 
oder verpfändet werden. Werden die Ansprüche 
sicherungshalber abgetreten oder verpfändet 
(Beleihung), so ist dies nur dann prämienschäd- 
lich, wenn die zu sichernde Forderung ganz 
oder zum Teil entstanden ist. 

(2) Die vorzeitige Verfügung (Absatz 1) ist prä- 
mienunschädlich, soweit 

1. nach dem Tode des Sparers oder seines bis da- 
hin von ihm nicht dauernd getrennt lebenden 
Ehegatten über Sparleistungen oder Anlagen 
verfügt wird, die vor dem Todesfall erbracht 
worden sind-, 

2. nach Eintritt der Erwerbsunfähigkeit des Sparers 
oder seines bis dahin von ihm nicht dauernd ge- 
trennt lebenden Ehegatten über Sparleistungen 
oder Anlagen verfügt wird, die vor Eintritt der 
Erwerbsunfähigkeit erbracht worden sind. Er- 
werbsunfähigkeit ist bei einer dauernden Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit um mehr als 90 
vom Hundert anzunehmen; für den Nachweis 
gelten die zur Durchführung des § 77 des Ein- 
kommensteuergesetzes ergangenen Vorschriften 
entsprechend. Das Finanzamt hat dem Sparer 
auf Antrag zu bestätigen, daß er über die Spar- 
leistungen oder Anlagen prämienunschädlich 
fügen kann; 

3. bei Kontensparverträgen (§ 4), Wertpapierspar- 
verträgen (§ 5) oder Wertpapiersparverträgen 
über Entschädigungsansprüche (§ 6) nach der 
Heirat des Sparers über die Sparleistungen oder 
Anlagen verfügt wird. Voraussetzung ist, daß 
der Vertrag vor der Heirat abgeschlossen wor- 
den ist und zwischen dem Beginn der Festle- 
gungsfrist und der vorzeitigen Verfügung min- 
destens zwei Jahre liegen; 

4. bei Kontensparverträgen (§ 4) die Sparbeiträge 
zum Erwerb von Wertpapieren, Schuldbuchfor- 
derungen oder Anteilscheinen (§ 19) oder für In- 
vestitionen im eigenen Betrieb (§ 20) verwen- 
det werden; 

5. bei Bausparverträgen (§ 7) die empfangenen Mit- 
tel zum Wohnungsbau verwendet werden 
(§ 21 ); 

6. bei Baufinanzierungsverträgen (§ 8) das ange- 
sammelte Guthaben nach Ablauf von drei Jah- 
ren, vom Beginn der Festlegungsfrist an gerech- 
net, zu den begünstigten Zwecken (§ 8 Abs. 4) 
verwendet wird; 

7. bei Kapitalversicherungen auf den Erlebens- 
oder Todesfall (§ 10) nach der Heirat des in ei- 
nem Aussteuerversicherungsvertrag bezeichne- 
ten Kindes die Versicherungsleistung ausgezahlt 
wird. 


§ 19 

Vorzeitige Verwendung von Sparbeiträgen 
zum Erwerb von Wertpapieren, 

Schuldbuchforderungen und Anteilscheinen 

Der Sparer darf Sparbeiträge, die er aufgrund ei- 
nes Kontensparvertrags (§ 4) eingezahlt hat, vor Ab- 
lauf der Festlegungsfrist (§ 16) zum Erwerb von 
Wertpapieren, Schuldbuchforderungen oder Anteil- 
scheinen im Sinne des § 5 Abs. 6 verwenden. Vor- 
aussetzung ist, daß diese bei dem Kreditinstitut, mit 
dem der Sparvertrag abgeschlossen worden ist, un- 
verzüglich nach ihrem Erwerb bis zum Ablauf der 
für die Sparbeiträge geltenden Festlegungsfrist fest- 
gelegt werden. Gelten für die Sparbeiträge ver- 
schiedene Festlegungsfristen, so ist die zuletzt en- 
dende maßgebend. 

§ 20 

Vorzeitige Verwendung von Sparbeiträgen 
für Investitionen im eigenen Betrieb 

(1) Der Sparer darf Sparbeiträge, die er aufgrund 
eines Kontensparvertrages (§ 4) eingezahlt hat, vor 
Ablauf der Festlegungsfrist (§ 16) in seinem Betrieb 
für die Anschaffung von abnutzbaren Wirtschafts- 
gütern des Anlagevermögens verwenden. Voraus- 
setzung ist, daß die betriebsgewöhnliche Nutzungs- 
dauer (§ 33 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuerge- 
setzes) nicht vor Ablauf der Festlegungsfrist endet. 
Gelten für die Sparbeiträge verschiedene Festle- 
gungsfristen, so ist die zuletzt endende maßge- 
bend. 

(2) Voraussetzung für die prämienunschädliche 
Verwendung ist weiter, daß 

1. der Sparer dem Kreditinstitut eine Erklärung 
vorlegt, die folgende Angaben enthält: 

a) Bezeichnung des Wirtschaftsguts, 

b) Tag der Lieferung, 

c) betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer, 

d) Name und Anschrift des Lieferanten, 

e) Datum und Betrag der Rechnung, 

f) Höhe des Betrags, den das Kreditinstitut aus 
dem Sparguthaben an den Lieferanten über- 
weisen soll; 

2. das Kreditinstitut die zu verwendenden Sparbei- 
träge zur Bezahlung der Rechnung unmittelbar 
an den Lieferanten überweist. 

(3) Die aufgrund des Kontensparvertrags gelei- 
steten Sparbeiträge sind nicht deshalb Betriebsaus- 
gaben, weil der Sparer eine Verwendung nach Ab- 
satz 1 beabsichtigt. 

§ 21 

Vorzeitige Verfügung bei Bausparverträgen 

(1) Bei Bausparverträgen (§ 7) ist die vorzeitige 
Verfügung prämienunschädlich (§18 Abs. 2 Nr. 5), 
soweit 
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1. im Fall der Zuteilung der Bausparsumme der 
Bausparer oder sein von ihm nicht dauernd ge- 
trennt lebender Ehegatte die ausgezahlten Beträ- 
ge unverzüglich und unmittelbar zum Woh- 
nungsbau oder 

2. im Fall der Abtretung der neue Bausparer die 
nach Zuteilung der Bausparsumme oder die auf- 
grund einer Beleihung von Ansprüchen aus dem 
Bausparvertrag empfangenen Beträge unverzüg- 
lich und unmittelbar zum Wohnungsbau für den 
Abtretenden oder dessen Angehörige (§ 14 der 
Abgabenordnung) oder 

3. im Fall der Beleihung der Bausparer oder sein 
von ihm nicht dauernd getrennt lebender Ehe- 
gatte die empfangenen Beträge unverzüglich 
und unmittelbar zum Wohnungsbau oder zur 
Einzahlung auf den beliehenen Bausparvertrag 

verwendet. 

(2) Als Wohnungsbau gilt 

1. der Bau oder der Erwerb von Gebäuden oder Ei- 
gentumswohnungen, die Wohnzwecken die- 
nen; 

2. der Ausbau und die Erweiterung (§ 17 des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes; § 11 des Wohnungs- 
baugesetzes für das Saarland) von Gebäuden 
oder Eigentumswohnungen, wenn die ausgebau- 
ten oder neu hergestellten Gebäudeteile Wohn- 
zwecken dienen; 

3. die Verbesserung von Gebäuden oder Eigen- 
tumswohnungen im Sinne der Nummer 1, wenn 
die Verbesserung Wohnzwecken dient und für 
die einzelne Baumaßnahme Aufwendungen in 
Höhe von mindestens 4 000 Deutsche Mark oder 
10 vom Hundert des Einheitswertes geleistet 
werden; 

4. der Erwerb eines dinglichen Wohnrechts auf Le- 
benszeit oder für einen Zeitraum von minde- 
stens zehn Jahren sowie der Erwerb von Wohn- 
besitz (§12a des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes; §9a des Wohnungsbaugesetzes für das 
Saarland) ; 

5. der Erwerb einer Wohnberechtigung auf Lebens- 
zeit in einem Altenheim, Altenwohnheim oder 
Pflegeheim; 

6. der Erwerb von Bauland, das nach der Bauleit- 
planung oder einer Bescheinigung der Gemeinde 
für den Bau von Gebäuden, die überwiegend 
Wohnzwecken dienen, oder von Eigentumswoh- 
nungen geeignet ist; 

7. der Erwerb eines Grundstücks, auf dem der Bau- 
sparer als Erbbauberechtigter bereits ein Gebäu- 
de oder eine Eigentumswohnung im Sinne der 
Nummer 1 errichtet hat; 

8. die Ablösung von Verpflichtungen, ausgenom- 
men laufende Zins- und Tilgungsleistungen, die 
der Bausparer zur Durchführung einer Maßnah- 
me im Sinne der Nummern 1 bis 7 eingegangen 
ist. 

Voraussetzung ist, daß das Gebäude, die Wohnung, 

das Altenheim, das Altenwohnheim, das Pflegeheim 

oder das Grundstück im Inland liegt. 


(3) Dient in den Fällen des Absatzes 2 das be- 
treffende Gebäude, die Wohnung, der ausgebaute 
oder neu hergestellte Gebäudeteil oder die Verbes- 
serung nur zum Teil Wohnzwecken, so gelten die 
empfangenen Beträge (Absatz 1) bis zur Höhe des 
Teils der Gesamtkosten als zum Wohnungsbau ver- 
wendet, der auf den Wohnteil entfällt. Bei der Auf- 
teilung der Gesamtkosten ist das Verhältnis der ge- 
samten Nutzfläche zur Wohnfläche zugrunde zu le- 
gen. 


3. Sonstige Voraussetzungen 

§ 22 

Gemeinschaftsverträge 

Verträge, die von mehreren Sparern gemein- 
schaftlich abgeschlossen werden, gelten prämien- 
rechtlich als Einzelverträge der Beteiligten. Für die 
Begünstigung solcher Verträge ist Voraussetzung, 
daß die beteiligten Sparer dem Unternehmen erklä- 
ren, in welcher Höhe die Sparleistungen dem ein- 
zelnen Sparer zuzurechnen sind. Diese Erklärung 
kann auch im voraus für künftige Sparleistungen 
abgegeben werden. 

§ 23 

Verträge zugunsten Dritter 

Verträge zugunsten Dritter sind nur begünstigt, 
wenn der Dritte Rechtsansprüche aus dem Vertrag 
erst nach Ablauf der Festlegungsfrist oder, falls der 
Sparer vorher stirbt, mit dessen Tod erwirbt. 

§ 24 

Vertragsfortsetzung durch einen Dritten 

(1) Werden begünstigte Verträge von einem 
Dritten fortgesetzt, so gelten dessen Einzahlungen 
als aufgrund eines neuen Vertrags geleistet. § 16 
Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der 
Vertrag durch eine Person fortgesetzt wird, die im 
Kalenderjahr des Übergangs der Rechte aus dem 
Vertrag zusammen mit dem Erstsparer eine Höchst- 
betragsgemeinschaft (§ 28) bildet oder bilden wür- 
de. 

§ 25 

Übertragung von Verträgen 
auf ein anderes Unternehmen 

Begünstigte Verträge können während ihrer Lauf- 
zeit auf ein anderes Unternehmen übertragen wer- 
den, wenn dieses sich gegenüber dem Sparer und 
dem Unternehmen, mit dem der Vertrag abge- 
schlossen worden ist, verpflichtet, in die Rechte 
und Pflichten aus dem Vertrag einzutreten. Die der 
Festlegungsfrist unterliegenden Sparleistungen oder 
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Anlagen sowie die vor oder nach der Übertragung 
überwiesenen Sparprämien müssen von dem über- 
tragenden Unternehmen unmittelbar an das überneh- 
mende Unternehmen überwiesen werden. Für die 
weitere Durchführung des Prämienverfahrens tritt 
dieses Unternehmen an die Stelle des bisherigen 
Unternehmens. 


III. Sparprämie 

§ 26 

Höchstbetrag für prämienbegünstigte 
Sparleistungen 

(1) Die Sparleistungen (§ 3) des Sparers sind je 
Kalenderjahr bis zu einem Höchstbetrag von 800 
Deutsche Mark, bei Ehegatten, die eine Höchstbe- 
tragsgemeinschaft (§ 28 Abs. 1 Nr. 1) bilden, bis zu 
1 600 Deutsche Mark prämienbegünstigt. Werden 
die Ehegatten getrennt zur Einkommensteuer ver- 
anlagt (§ 119 des Einkommensteuergesetzes), gilt 
für jeden Ehegatten der Höchstbetrag von 800 
Deutsche Mark. 

(2) Für Kinder, die einer Höchstbetragsgemein- 
schaft angehören (§ 28 Abs. 1 Nr. 2), tritt eine Erhö- 
hung des Höchstbetrags nicht ein. 

(3) Vermögenswirksame Leistungen, für die der 
Sparer eine Arbeitnehmer-Sparzulage (§ 12 Abs. 1 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes) erhält, 
sind außerhalb des Höchstbetrags (Absatz 1) prä- 
mienbegünstigt. 

§ 27 

Aufteilung des Höchstbetrags 
bei mehreren Verträgen oder Anlagen 

Hat der Sparer oder haben die Personen, die eine 
Höchstbetragsgemeinschaft (§ 28) bilden, Sparlei- 
stungen aufgrund mehrer Verträge oder Anlagen 
erbracht und übersteigen diese Sparleistungen ins- 
gesamt den Höchstbetrag (§ 26 Abs. 1), so sind die 
aufgrund der einzelnen Verträge oder Anlagen er- 
brachten Sparleistungen anteilig entsprechend dem 
Verhältnis begünstigt, in dem sie zu den insgesamt 
erbrachten Sparleistungen stehen. 

§ 28 

Höchstbetragsgemeinschaft 

(1) Der Höchstbetrag (§26 Abs. 1) steht Perso- 
nen, die eine Höchstbetragsgemeinschaft bilden, ge- 
meinsam zu. Eine Höchstbetragsgemeinschaft bil- 
den die folgenden Personen, wenn sie prämienbe- 
rechtigt sind (§ 1) : 

1. Ehegatten, bei denen die Voraussetzungen des 
§117 des Einkommensteuergesetzes für das 
Wahlrecht zwischen getrennter Veranlagung 
und Zusammenveranlagung vorliegen und die 


nicht getrennt zur Einkommensteuer veranlagt 
werden (§ 119 des Einkommensteuergesetzes), 
sowie 

2. Ehegatten im Sinne der Nummer 1 oder andere 
Personen und ihre Kinder im Sinne des Absat- 
zes 2. Besteht das Kindschaftsverhältnis im Fall 
der getrennten Veranlagung von Ehegatten 
(§119 des Einkommensteuergesetzes) zu beiden 
Ehegatten, so können diese wählen, mit wel- 
chem Elternteil das Kind die Höchstbetragsge- ( 
meinschaft bilden soll. 

(2) Personen, die nach § 98 des Einkommensteu- 
ergesetzes als Kinder zu berücksichtigen sind, sind 
auch als Kinder im Sinne dieses Gesetzes zu behan- 
deln, wenn sie zu Beginn des Kalenderjahrs der 
Sparleistung das 18. Lebensjahr noch nicht vollen- 
det hatten. Voraussetzung ist, daß die Person, zu 
der das Kindschaftsverhältnis besteht, oder deren 
Ehegatte (§ 117 des Einkommensteuergesetzes) für 
das Kind im Kalenderjahr der Sparleistung Kinder- 
entlastung nach §§ 97 bis 99 des Einkommensteuer- 
gesetzes erhalten hat oder in den Fällen des § 100 
des Einkommensteuergesetzes erhalten hätte. Liegt 
diese Voraussetzung nacheinander bei verschiede- 
nen Personen vor, so ist das Kind nur bei demjeni- 
gen zu berücksichtigen, der im Kalenderjahr der 
Sparleistung die Kinderentlastung überwiegend er- 
halten hat oder in den Fällen des § 100 des Einkom- 
mensteuergesetzes erhalten hätte. Verheiratete 
Kinder gelten nicht als Kinder im Sinne dieses Ge- 
setzes. 

§ 29 

Prämiensatz 

(1) Die Sparprämie beträgt für Sparleistungen im 
Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 23 vom Hundert, bei 
den anderen Anlagearten 20 vom Hundert der prä- 
mienbegünstigten Sparleistungen (§ 26). Diese Prä- 
miensätze erhöhen sich für jedes Kind des Prämien- 
berechtigten (§ 28 Abs. 2) um zwei vom Hundert. 

(2) Der erhöhte Prämiensatz für Prämienberech- 
tigte mit Kindern gilt auch für die Sparleistungen 
des Kindes, das der Höchstbetragsgemeinschaft 
(§ 28) angehört. 

§ 30 

Festlegung und Verwendung der Sparprämie 

(1) Die ausgezahlte Sparprämie ist 

1. bei Bausparverträgen (§7) bis zum Ablauf der 
Festlegungsfrist oder, falls die Sparbeiträge, für 
die sie gewährt worden ist, länger angelegt blei- 
ben, bis zu deren Rückzahlung oder Auszahlung 
festzulegen; 

2. bei Baufinanzierungsverträgen (§ 8) und beim 
Ersterwerb von Geschäftsanteilen an Bau- und 
Wohnungsgenossenschaften (§ 9), bei dem Un- 
ternehmen, bei dem die Anlage erfolgt ist, bis 
zum Ablauf der dafür geltenden Festlegungsfrist 
(§ 16) festzulegen; 
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3. bei Kapitalversicherungen auf den Erlebens- 
oder Todesfall (§ 10) zur Erhöhung der Versiche- 
rungsleistungen zu verwenden; 

4, bei Darlehnsverträgen mit dem Arbeitgeber 
(§ 11) bei dem Kreditinstitut, das die Ansprüche 
des Arbeitnehmers aus dem Darlehnsvertrag 
verbürgt, bis zur Fälligkeit der Darlehnsforde- 
rung festzulegen. 

(2) Soweit nach den Vorschriften des § 18 vor 
Ablauf der Festlegungsfrist über die Sparleistungen 
oder Anlagen, für die die Sparprämie gewährt wor- 
den ist, prämienunschädlich verfügt werden kann, 
gilt dies für die Sparprämie entsprechend. 


IV. Entfallen des Prämienanspruchs 

§ 31 

Entfallen des Prämienanspruchs 

(1) Wird über prämienbegünstigte Sparleistun- 
gen oder Anlagen prämienschädlich verfügt (§ 18), 
so entfällt der Prämienanspruch mit Wirkung für 
die Vergangenheit. 

(2) Verfügt der Sparer nur über einen Teil der 
aufgrund eines Vertrags erbrachten Sparleistungen 
oder der damit erworbenen Anlagen, so kann er be- 
stimmen, welche Sparleistungen oder Anlagen als 
von dieser Verfügung betroffen gelten. Diese Be- 
stimmung kann nur einheitlich für die Zwecke die- 
ses Gesetzes, des Einkommensteuergesetzes und 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes getroffen 
werden. Trifft der Sparer keine Bestimmung, so ist 
davon auszugehen, daß über die letzten Sparlei- 
stungen oder Anlagen zuerst verfügt worden ist. 

(3) Werden bei Bausparverträgen (§ 7) die Bau- 
sparsumme oder die aufgrund der Beleihung emp- 
fangenen Beträge nur zum Teil prämienunschädlich 
verwendet, so gelten bis zur Höhe dieses Teils die 
ausgezahlten oder von der Beleihung betroffenen 
Bausparbeiträge als prämienunschädlich verwendet. 


V. Anwendung des allgemeinen 
Abgabenrechts, Verfahren 

1. Allgemeine Vorschriften 

§ 32 

Anwendung der Abgabenordnung 

Soweit in den Vorschriften dieses Gesetzes nichts 
anderes bestimmt wird, sind für die Sparprämien 
und das Sparprämienverfahren die für Steuervergü- 
tungen geltenden Vorschriften der Abgabenord- 
nung einschließlich der Vorschriften über außerge- 


richtliche Rechtsbehelfe, der Straf- und Bußgeldvor- 
schriften und der Vorschriften über das Straf- und 
Bußgeldverfahren entsprechend anzuwenden. Dies 
gilt nicht für § 144 der Abgabenordnung sowie für 
diejenigen Vorschriften, die lediglich Zollvergütun- 
gen und Verbrauchsteuervergütungen betreffen. 

§ 33 

Anwendung der Finanzgerichtsordnung 

In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über Spar- 
prämienangelegenheiten ist der Finanzrechtsweg 
gegeben. 


2. Besondere Vorschriften 


a) Zuständigkeit 
§ 34 

Sachliche Zuständigkeit 

(1) Dieses Gesetz wird im Auftrag des Bundes 
von den Ländern ausgeführt. 

(2) Bei den Ländern wird die Verwaltung der 
Sparprämien den Finanzämtern übertragen. 

(3) Zur Vereinfachung des Verfahrens kann 
durch Rechtsverordnung der zuständigen Landesre- 
gierung die Auszahlung der Sparprämien einer an- 
deren Stelle als den Finanzämtern übertragen wer- 
den. Die Landesregierung kann diese Ermächtigung 
auf die für die Finanzverwaltung zuständige ober- 
ste Landesbehörde übertragen. 

§ 35 

örtliche Zuständigkeit 

(1) Örtlich zuständig ist 

1. bei Sparern, die zur Einkommensteuer veranlagt 
werden (§§ 115, 116 des Einkommensteuergeset- 
zes) das Finanzamt, das für das Kalenderjahr 
der Sparleistung die Einkommensteuerveranla- 
gung durchzuführen hat; 

2. bei anderen Sparern das Finanzamt, das für das 
Kalenderjahr der Sparleistung den Lohnsteuer- 
Jahresausgleich durchzuführen hat oder durch- 
zuführen hätte (§151 Abs. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes). 

(2) Das in Absatz 1 bestimmte Finanzamt ist 
auch für die Gewährung von Sparprämien an Kin- 
der zuständig, die zusammen mit ihren Eltern oder 
einem Elternteil eine Höchstbetragsgemeinschaft 
(§ 28) bilden. 

(3) Das Finanzamt, das die Sparprämie festge- 
setzt hat, ist auch für die Auszahlung nach § 40 zu- 
ständig. 
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(4) Muß ein Finanzamt, außer bei Auszahlung 
der Sparprämien nach § 40, tätig werden, nachdem 
die Sparprämie festgesetzt worden ist, so ist dafür 
das Finanzamt zuständig, das nach den Grundsätzen 
der Absätze 1 und 2 die Sparprämie für das letzte 
abgeschlossene Kalenderjahr festzusptzen hat oder 
festzusetzen hätte. 


b) Gewährung der Sparprämie 
§ 36 

Bestätigung der Unternehmen 

(1) Die Unternehmen haben dem Sparer unver- 
züglich nach Ablauf des Kalenderjahrs der Sparlei- 
stung eine Bestätigung über die von ihm im abge- 
laufenen Kalenderjahr erbrachten Sparleistungen 
zu erteilen. Die Bestätigung ist nach amtlich vorge- 
schriebenem Vordruck zu erteilen und hat insbe- 
sondere folgende Angaben zu enthalten: 

1. Name und Anschrift des Sparers; 

2. Steuernummer oder sonstige Ordnungsnummer 
des Finanzamts, falls dem Unternehmen be- 
kannt; 

3. Anlageart (§ 3); 

4. Kontonummer des Sparers; 

5. Datum des Vertragsabschlusses (§ 16 Abs. 2); 

6. Betrag der Sparleistung und der darin enthalte- 
nen vermögenswirksamen Leistungen, für die 
der Sparer eine Arbeitnehmer-Sparzulage (§ 12 
Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes) 
erhält. Der Betrag der Sparleistungen ist auf 
volle Deutsche Mark aufzurunden; 

7. bei Kontensparverträgen (§4), Wertpapierspar- 
verträgen (§ 5), Bausparverträgen (§ 7) und Bau- 
finanzierungsverträgen (§ 8) die Höchstgrenze, 
bis zu der die Sparleistungen bei der Prämienge- 
währung berücksichtigt werden können (§14), 
und zwar erstmals in der Bestätigung, die für 
das dritte auf das Kalenderjahr des Vertragsab- 
schlusses folgende Kalenderjahr erteilt wird; 

8. Erklärung, ob nach Kenntnis des Unternehmens 
die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Sparprämie vorliegen. 

(2) Die Sparleistung gilt in dem Kalenderjahr als 
erbracht, in dem 

1. bei Kontensparverträgen (§4), bei Wertpapier- 
sparverträgen (§5), bei Bausparverträgen (§7), 
bei Baufinanzierungsverträgen (§ 8), beim Erster- 
werb von Geschäftsanteilen an Bau- und Woh- 
nungsgenossenschaften (§ 9) und bei Kapitalver- 
sicherungen auf den Erlebens- oder Todesfall 
(§ 10) die Sparleistung beim Unternehmen ein- 
gegangen ist. Bei Sparleistungen, die nicht an 
das Kreditinstitut geleistet werden (§ 5 Abs. 4), 
ist für die zeitliche Zuordnung der Abfluß beim 
Sparer maßgebend; 


2. bei Wertpapiersparverträgen über Entschädi- 
gungsansprüche (§ 6) die Schuldbuchforderung 
oder die Schuldverschreibung erworben wur- 
de; 

3. bei Darlehnsverträgen mit dem Arbeitgeber 
(§ 11) die Darlehnsforderung begründet wurde. 

(3) Das Unternehmen darf dem Sparer grundsätz- 
lich nur eine Bestätigung erteilen. Durchschriften 
von Bestätigungen und Bestätigungen, die als Er- 
satz für verlorene, unbrauchbar gewordene oder 
zerstörte Bestätigungen erteilt werden, sind deut- 
lich als solche zu kennzeichnen. Stellt das Unter- 
nehmen fest, das eine erteilte Bestätigung unrichti- 
ge Angaben enthält, so hat es dem Sparer nach 
Rückgabe der unrichtigen Bestätigung eine berich- 
tigte Bestätigung zu erteilen. Gibt der Sparer die 
unrichtige Bestätigung dem Unternehmen nicht zu- 
rück, so ist die berichtigte Bestätigung zusammen 
mit der Anzeige (§ 43 Abs. 1 Nr. 1) dem Finanzamt 
zu übersenden. 

§ 37 

Antrag 

(1) Der Antrag auf Gewährung der Sparprämie 
ist spätestens am 31. Mai des Kalenderjahrs, das 
auf das Kalenderjahr der Sparleistung folgt, nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck beim Finanz- 
amt (§ 35) zu stellen. Die Antragsfrist ist vorbehalt- 
lich des Absatzes 3 Satz 2 nicht verlängerbar. 

(2) Die Höhe der begünstigten Sparleistungen 
hat der Sparer durch Bestätigungen der Unterneh- 
men (§ 36) nachzuweisen. Die Bestätigungen ver- 
bleiben beim Finanzamt. 

(3) Hat der Sparer für das Kalenderjahr der 
Sparleistung eine Einkommensteuererklärung abzu- 
geben (§ 121 des Einkommensteuergesetzes), oder 
beantragt er für dieses' Kalenderjahr die Durchfüh- 
rung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs (§ 148 des 
Einkommensteuergesetzes), so ist der Prämienan- 
trag in Verbindung mit der Einkommensteuererklä- 
rung oder mit dem Antrag auf Durchführung des 
Lohnsteuer-Jahresausgleichs zu stellen, es sei denn, 
daß die Einkommensteuererklärung oder der An- 
trag auf Durchführung des Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleichs bei Wegfall der unbeschränkten Einkom- 
mensteuerpflicht schon vor Ablauf des Kalender- 
jahrs der Sparleistung abgegeben wird. Fristverlän- 
gerungen, die dem Sparer für die Abgabe der Ein- 
kommensteuererklärung gewährt und Entscheidun- 
gen über Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
(§ 17 der Abgabenordnung), die in dem betreffenden 
Einkommensteuer- oder Lohnsteuerverfahren getrof- 
fen werden, gelten auch für die Frist zur Abgabe 
des Prämienantrags. 

(4) War der Sparer oder sein Ehegatte, der zu- 
sammen mit ihm eine Höchstbetragsgemeinschaft 
(§ 28) bildet, im Kalenderjahr der Sparleistung Ar- 
beitnehmer, so sind die Lohnsteuerkarten, sofern 
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sie nicht zusammen mit der Einkommensteuererklä- 
rung oder dem Antrag auf Durchführung des Lohn- 
steuer-Jahresausgleichs einzureichen sind, dem Prä- 
mienantrag beizufügen. § 123 Abs. 2 Nr. 2 und § 148 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes gelten ent- 
sprechend. 

(5) Personen, die zusammen eine Höchstbetrags- 
gemeinschaft (§ 28) bilden, müssen den Prämienan- 
trag gemeinsam stellen. Gehört ein Kind als Sparer 
einer Höchstbetragsgemeinschaft an, so sind die 
Absätze 1 und 3 in der Weise anzuwenden, als ob 
die Eltern oder der Elternteil Sparer wären. 

§ 38 

Festsetzung der Sparprämie 

(1) Die Sparprämie wird auf Antrag des Sparers 
(§37) nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die 
prämienbegünstigten Sparleistungen erbracht wor- 
den sind (§36 Abs. 2), durch Prämienbescheid fest- 
gesetzt. 

(2) Die Prämienfestsetzung ist bei Sparern, die 
für das Kalenderjahr der Sparleistung zur Einkom- 
mensteuer veranlagt werden oder für die ein Lohn- 
steuer-Jahresausgleich durchgeführt wird, mit der 
Steuerfestsetzung zu verbinden. Von dieser Verbin- 
dung kann abgesehen werden, wenn die gesonderte 
Steuerfestsetzung aus zwingenden Gründen geboten 
ist. 

(3) Das Finanzamt hat das Unternehmen, das die 
Bestätigung (§ 36) erteilt hat, von der Prämienfest- 
setzung zu unterrichten (Prämienmitteilung). Die 
Prämienmitteilung enthält folgende Angaben: 

1. Name des Sparers; 

2. Kontonummer des Sparers bei dem Unterneh- 
men; 

3. Kalenderjahr und Betrag der Sparleistung, für 
die die Sparprämie gewährt worden ist; 

4. Prämiensatz und Höhe der Sparprämie; 

5. Steuernummer oder sonstige Ordnungsnummer 
des Finanzamts. 

§ 39 

Auszahlung der Sparprämie für Sparleistungen 
im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 

(1) Die Sparprämie für Sparleistungen im Sinne 
des § 3 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 zahlt das Finanzamt nach 
Bekanntgabe des Prämienbescheids zugunsten des 
Sparers an das Unternehmen aus, das die Bestäti- 
gung (§ 36) erteilt hat. 

(2) Das Unternehmen darf die Sparprämie, solan- 
ge sie der Festlegung unterliegt (§ 30), nicht an den 
Sparer auszahlen. Das gilt auch, wenn zweifelhaft 
ist, ob eine vorzeitige Verfügung prämienunschäd- 
lich (§ 18 Abs. 2) ist. 


§ 40 

Auszahlungen der Sparprämie 
für Sparleistungen im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 

(1) Die Sparprämie für Sparleistungen im Sinne 
des § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 zahlt das Finanzamt 
(§ 35) 

1. nach Ablauf der Festlegungsfrist (§ 16) oder, 

2. falls über die Sparleistungen oder Anlagen für 
die sie gewährt worden ist, ausgenommen in 
den Fällen des § 18 Abs. 2 Nr. 4, prämienun- 
schädlich verfügt worden ist, nach dieser Verfü- 
gung 

zugunsten des Sparers an das Unternehmen aus, 
das die Bestätigung (§ 36) erteilt hat. 

(2) Die nach Absatz 1 Nr. 2 auszuzahlende Spar- 
prämie hat das Unternehmen nach amtlich vorge- 
schriebenem Vordruck beim Finanzamt anzufor- 
dern. 

§ 41 

Auszahlung der Sparprämie 
für Sparleistungen im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 Nr. 7 und 8 

Für die Auszahlung der Sparprämie für Sparlei- 
stungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 7 und 8 gilt 

1. §40 entsprechend, soweit die Sparprämie für 
Sparleistungen gewährt wird, die vor Beginn 
des Kalenderjahrs, in dem die Festlegungsfrist 
(§ 16) endet, geleistet worden sind, und 

2. § 39 entsprechend, soweit die Sparprämie für 
Sparleistungen gewährt wird, die nach Beginn 
des Kalenderjahrs, in dem die Festlegungsfrist 
endet, geleistet worden sind. 

§ 42 

Verzinsung der Sparprämie 

(1) Die Sparprämie für Sparleistungen 

1. im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 

2. im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 7 und 8, die vor Be- 
ginn des Kalenderjahrs, in dem die Festlegungs- 
frist (§ 16) endet, geleistet worden sind, 

hat das Finanzamt vom Beginn des auf das Kalen- 
derjahr der Sparleistung folgenden Kalenderjahrs an 
bis zum Ablauf der Festlegungsfrist unter Zugrun- 
delegung eines Rechnungszinsfußes von vier vom 
Hundert jährlich zu verzinsen. Wird die Sparprämie 
vor Ablauf der Festlegungsfrist ausgezahlt, so en- 
det der Zinslauf mit dem Ende des Monats der Aus- 
zahlung. Die Zinsen und Zinseszinsen sind zusam- 
men mit der Sparprämie auszuzahlen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 gilt hin- 
sichtlich der Festlegung und Verwendung der Zin- 
sen § 30 Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowie Abs. 2 entspre- 
chend. 


198 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


c) Aufhebung und Änderung der 
Prämienfestsetzung, Rückforde- 
rung der Sparprämie 

§ 43 

Anzeigepflichten 

(1) Das Unternehmen, das die Bestätigung (§ 36) 
erteilt hat, hat dem Finanzamt (§ 35) unverzüglich 
die Fälle anzuzeigen, in denen 

1. nachträglich festgestellt wird, daß die Bestäti- 
gung unrichtige Angaben enthält und der Sparer 
die unrichtige Bestätigung dem Unternehmen 
nicht zurückgegeben hat (§ 36 Abs. 3); 

2. Sparprämien offensichtlich zu Unrecht festge- 
setzt oder ausgezahlt sind; 

3. nach Erteilung der Bestätigung über die Sparlei- 
stungen oder Anlagen prämienschädlich verfügt 
(§ 18) wird. Die Anzeigepflicht besteht auch 
dann, wenn eine Sparprämie nicht gewährt wor- 
den ist oder wenn zweifelhaft ist, ob eine prä- 
mienschädliche Verfügung vorliegt; 

4. nach Eintritt der Erwerbsunfähigkeit (§ 18 Abs. 2 
Nr. 2) über die Sparleistungen oder Anlagen 
vorzeitig verfügt wird, es sei denn, daß das Fi- 
nanzamt die Prämienunschädlichkeit der Verfü- 
gung bescheinigt hat; 

5. Sparleistungen vor Ablauf der Festlegungsfrist 
für Investitionen im eigenen Betrieb (§ 20) ver- 
wendet werden. 

(2) Die Anzeige ist nach amtlich vorgeschriebe- 
nem Vordruck zu erstatten und hat insbesondere 
folgende Angaben zu enthalten; 

1. Name und Anschrift des Sparers; 

2. Steuernummer oder sonstige Ordnungsnummer 
des Finanzamts, falls dem Unternehmen be- 
kannt; 

3. Anlageart (§ 3) ; 

4. Kontonummer des Sparers; 

5. Datum des Vertragsabschlusses (§16 Abs. 2); 

6. anzeigepflichtiger Sachverhalt; 

7. Betrag und Kalenderjahr der betroffenen Spar- 
leistung; 

8. Höhe der Sparprämie, die für die betroffene 
Sparleistung gewährt worden ist. 

Im Fall des Absatzes 1 Nr. 5 ist der Anzeige die Er- 
klärung des Sparers über die Verwendung der 
Sparleistungen (§ 20 Abs. 2 Nr. 1) beizufügen. 

(3) Der Arbeitgeber, mit dem der Darlehnsvertrag 
(§ 11) abgeschlossen worden ist, hat dem Finanzamt 
(§ 35) unverzüglich die Fälle anzuzeigen, in denen 
prämienschädlich (§ 18) Darlehnsbeträge zurückge- 
zahlt oder Ansprüche aus dem Darlehen abgetreten 
oder beliehen werden. Absatz 1 Nr. 3 Satz 2 und 
Nr. 4 gilt entsprechend. 


(4) Die Schuldenverwaltung hat dem Kreditinsti- 
tut, dem sie die Aufnahme des Sperrvermerks zu 
bescheinigen hat (§ 17 Abs. 1 letzter Satz), unver- 
züglich die Fälle anzuzeigen, in denen über die 
Schuldbuchforderungen prämienschädlich verfügt 
(§ 18) wird. Absatz 3 Satz 2 und Nr. 4 gilt entspre- 
chend. 

(5) Der Sparer hat die Abtretung oder Beleihung 
von Ansprüchen (§ 18 Abs. 1 Nr. 4), falls das Unter- 
nehmen hiervon keine Kenntnis hat, unverzüglich 
dem Finanzamt (§ 35) anzuzeigen. 

§ 44 

Aufhebung und Änderung 
der Prämienfestsetzung 

(1) Zeigt das Unternehmen an, daß die Bestäti- 
gung unrichtige Angaben enthält oder daß eine 
prämienschädliche Verfügung vorliegt (§ 43 Abs. 1 
Nr. 1 und 3), so kann das Finanzamt die Prämien- 
festsetzung auch dann aufheben oder ändern, wenn 
die Anzeige vor der Festsetzung beim Finanzamt 
eingegangen ist. 

(2) Hebt das Finanzamt die Prämienfestsetzung 
auf oder ändert es sie, so kann von der Erteilung 
eines Bescheids abgesehen werden, wenn der Spa- 
rer darauf verzichtet hat. 

(3) Wird die Prämienfestsetzung aufgehoben 
oder geändert, so hat das Finanzamt das Unterneh- 
men, das die Prämienmitteilung erhalten hat (§ 38 
Abs. 3), hiervon zu unterrichten; § 38 Abs. 3 gilt 
sinngemäß. 

§ 45 

Rückzahlung der Sparprämie 

(1) Ist in den Fällen des § 43 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
die betreffende Sparprämie an das Unternehmen, 
aber noch nicht an den Sparer ausgezahlt worden, 
so hat das anzeigepflichtige Unternehmen gleich- 
zeitig mit der Anzeige die Sparprämie, auf die der 
Sparer keinen Anspruch hat, an das Finanzamt 
(§ 35) zurückzuzahlen. Die Rückzahlung der Spar- 
prämie kann unterbleiben, wenn im Fall des § 43 
Abs. 1 Nr. 3 zweifelhaft ist, ob eine prämienschädli- 
che Verfügung vorliegt. 

(2) Ist im Falle einer Aufhebung oder Änderung 
der Prämienfestsetzung die zurückzufordernde Spar- 
prämie nicht nach Absatz 1 vom Unternehmen zu- 
rückgezahlt worden, so hat das Finanzamt sie, 

1. falls die Sparprämie an das Unternehmen, aber 

noch nicht an den Sparer ausgezahlt worden ist, 

vom Unternehmen oder, 

2. falls die Sparprämie bereits an den Sparer aus- 
gezahlt worden ist, vom Sparer 

zurückzufordern. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
die Zinsen (§42), die das Finanzamt zusammen mit 
der Sparprämie ausgezahlt hat. 
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d) Sonstige Verfahrensvorschriften 
§ 46 

Maßgeblichkeit der im Besteuerungsverfahren 
getroffenen Entscheidungen 

(1) Im Besteuerungsverfahren getroffene Ent- 
scheidungen, die die unbeschränkte oder be- 
schränkte Einkommensteuerpflicht (§ 1 Nr. 1) oder 
die Höhe des zu versteuernden Einkommens sowie 
der Hinzurechnungen (§ 2 Abs. 3) betreffen, sind für 
das Prämienverfahren bindend. Das gilt auch dann, 
wenn der betreffende Steuerbescheid noch nicht 
unanfechtbar ist. 

(2) Wird im Besteuerungsverfahren die Entschei- 
dung über die Höhe des zu versteuernden Einkom- 
mens oder der Hinzurechnungen nachträglich in der 
Weise geändert, daß dadurch 

1. die Einkommensgrenze (§ 1 Nr. 2) unterschritten 
wird, so wird der Sparer hinsichtlich der Abgabe 
eines Prämienantrags (§ 37) und des Wahlrechts 
(§ 15) in den Stand wiedereingesetzt, den er vor 
Ablauf der ursprünglichen Antragsfrist hatte. 
Ein Prämienantrag ist innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe der Änderung zu stellen. 
Wegen Überschreitung der Einkommensgrenze 
abgelehnte Sparprämien sind, sofern die Vor- 
aussetzungen dafür vorliegen, von Amts wegen 
zu gewähren; 

2. die Einkommensgrenze überschritten wird, so ist 
die Prämienfestsetzung aufzuheben. Die Fest- 
setzungsfrist endet nicht vor Ablauf eines Jahres 
nach Bekanntgabe der Änderung. 

(3) Wird im Besteuerungsverfahren die Entschei- 
dung über die unbeschränkte oder beschränkte Ein- 
kommensteuerpflicht nachträglich in der Weise ge- 
ändert, daß dadurch der Sparer prämienberechtigt 
wird oder seine Prämienberechtigung wegfällt, so 
gilt Absatz 2 entsprechend. 

§ 47 

Verfahren im Fall der Abtretung der Ansprüche 
aus einem Bausparvertrag 

Verwendet im Fall der Abtretung der Ansprüche 
aus einem Bausparvertrag (§ 21 Abs. 1 Nr. 2) der 
neue Bausparer die Bausparmittel nicht sogleich 
nach der Abtretung zum Wohnungsbau für den Abtre- 
tenden oder dessen Angehörige, so hat der Abtre- 
tende, falls der neue Bausparer eine solche Verwen- 
dung beabsichtigt, dies der Bausparkasse nachzu- 
weisen oder glaubhaft zu machen. Wird diese Ab- 
sicht nicht nachgewiesen oder glaubhaft gemacht, 
so gilt die Abtretung als prämienschädlich (§ 18 
Abs. 1 Nr. 4). Die betreffenden Sparprämien sind 
bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen nach- 
träglich zu gewähren, wenn der Nachweis der un- 
schädlichen Verwendung innerhalb einer Frist von 
drei Jahren nach der Abtretung erbracht wird. 


VI. Sonstige Vorschriften 

§ 48 

Prüfung bei den Unternehmen 

Die Finanzbehörden sind berechtigt, Verhältnisse, 
die für die Durchführung des Prämienverfahrens von 
Bedeutung sind oder der Aufklärung bedürfen, bei 
den am Prämienverfahren beteiligten Unternehmen 
zu prüfen. Die §§ 174 bis 184 der Abgabenordnung 
gelten sinngemäß. 

§ 49 

Haftung der am Prämienverfahren Beteiligten 

Die am Prämienverfahren Beteiligten haften für 
zurückzuzahlende Sparprämien und Zinsen, wenn 
sie 

1. Bestätigungen über die vom Sparer erbrachten 
Sparleistungen (§ 36) unrichtig erteilen, 

2. Sparprämien dem Sparer vorschriftswidrig aus- 
zahlen (§ 39 Abs. 2), 

3. Anzeigepflichten (§ 43) nicht oder nicht recht- 
zeitig erfüllen, 

4. Sparprämien vorschriftswidrig nicht an das 
Finanzamt zurückzahlen (§ 45 Abs. 1) oder 

5. Sparprämien anfordern (§ 40 Abs. 2), die nicht 
oder nicht in entsprechender Höhe festgesetzt 
worden sind oder deren Festsetzung nach Kennt- 
nis des Unternehmens aufgehoben worden ist. 

§ 50 

Aufbringung der Mittel 

Die nach diesem Gesetz auszuzahlenden Sparprä- 
mien und Zinsen werden je zur Hälfte vom Bund 
und von den Ländern getragen. 

§ 51 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates für eine Übergangszeit bis die Voraussetzun- 
gen für eine automatisierte Festsetzung und Aus- 
zahlung der Sparprämien gegeben sind, Verfahrens- 
vorschriften folgenden Inhalts zu erlassen: 

1. Abweichend von § 35 Abs. 3 gilt die Zuständig- 
keitsregelung des § 35 Abs. 4 auch für die Aus- 
zahlung der Sparprämien nach § 40; 

2. abweichend von § 37 Abs. 3 ist der Prämien- 
antrag nicht in Verbindung mit der Einkommen- 
steuererklärung oder dem Antrag auf Durchfüh- 
rung des Lohnsteuer- Jahresausgleichs, sondern 
gesondert zu stellen; 

3. abweichend von § 38 Abs. 1 ist ein Prämienbe- 
scheid nur zu erteilen, wenn das Finanzamt den 
Prämienantrag ganz oder zum Teil ablehnt und 
der Sparer den Bescheid beantragt; 
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4. abweichend von § 38 Abs. 2 ist die Prämienfest- 
setzung bei Sparern, die zur Einkommensteuer 
veranlagt werden oder für die ein Lohnsteuer- 
Jahresausgleich durchgeführt wird, nicht mit der 
Steuerfestsetzung zu verbinden, sondern geson- 
dert durchzuführen; 

5. das Unternehmen hat die nach § 40 Abs. 1 aus- 
zuzahlende Sparprämie zuzüglich der Zinsen 
(§ 42) gegen Rückgabe der Prämienmitteilung 
(§ 38 Abs. 3) beim Finanzamt anzufordern. Die 
Anforderung soll nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck frühestens zwei Monate und späte- 
stens einen Monat vor Ablauf der Festlegungs- 
frist, im Fall der vorzeitigen Fälligkeit unver- 
züglich erfolgen. Die Zinsen sind vom Unter- 
nehmen zu berechnen. Für die Haftung der Un- 
ternehmen gilt § 49 Nr. 5; 

6. abweichend von § 42 Abs. 1 vorletzter Satz 
endet der Zinslauf in den Fällen, in denen die 
vor Ablauf der Festlegungsfrist auszuzahlende 
Sparprämie vom Unternehmen angefordert wird, 
mit dem Ende des Monats der Anforderung; 

7. bei einer Aufhebung oder Änderung der Prä- 
mienfestsetzung (§ 44) hat das Unternehmen dem 
Finanzamt überholte Prämienmitteilungen zu- 
rückzugeben. In den Fällen des § 43 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 sind die Prämienmitteilungen der Anzeige 
beizufügen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit den obersten Finanz- 
behörden der Länder 

1. das Muster des in § 36 Abs. 1 vorgeschriebenen 
Bestätigungsvordrucks, 

2. das Muster des in § 37 Abs. 1 vorgeschriebenen 
Antragsvordrucks, 

3. das Muster des in § 40 Abs. 2 vorgeschriebenen 
Vordrucks für die Anforderung der Sparprämien, 

4. das Muster des in § 43 Abs. 2 vorgeschriebenen 
Anzeigevordrucks 

zu bestimmen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes in der je- 
weils geltenden Fassung mit neuem Datum, unter 
neuer Überschrift und in neuer Paragraphenfolge 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 

(4) Zur Vereinheitlichung und Erleichterung des 
Verfahrens bei der Festsetzung und Auszahlung 
der Sparprämie mit Hilfe von automatischen Ein- 
richtungen kann der Bundesminister der Finanzen 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung das Nähere zur Automationsgeeignetheit 
der Vordrucke nach Absatz 2 und der Bearbeitung, 
Sicherung und Weiterleitung der Angaben in die- 
sen Vordrucken bestimmen. Dabei können, vorbe- 
haltlich der Vorschriften über die Befugnis zur ge- 
schäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersachen, insbe- 
sondere geregelt werden: 

1. die maschinelle Lesbarkeit der Vordrucke und 
der Angaben in diesen Vordrucken sowie die 
zu verwendenden Schriftarten, 


2. die Mitwirkung eines Dritten bei der Ausfül- 
lung des Vordrucks, 

3. die Haftung des Dritten für die Sparprämien und 
Zinsen, die aufgrund fehlerhafter Mitwirkung 
zurückzuzahlen sind, 

4. wer von der Abgabe der automationsgeeigneten 
Vordrucke ausgenommen werden kann, 

5. unter welchen Voraussetzungen Vordrucke anzu- 
fordern sind. 

(5) Zur Erleichterung und Vereinfachung der Fest- 
setzung, Auszahlung und Verbuchung der Prämie 
kann der Bundesminister der Finanzen mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, daß die Angaben in den Vordrucken nach 
Absatz 1 Nr. 1, 3 und 4, die Mitteilung nach § 38 
Abs. 3 sowie die Angaben zur Auszahlung der Spar- 
prämie nach §§ 39 Abs. 1, 40 Abs. 1 und § 41 auf 
maschinell verwertbaren Datenträgern übermittelt 
werden können. Dabei können, vorbehaltlich der 
Vorschriften über die Befugnis zur geschäftsmäßigen 
Hilfeleistung in Steuersachen, insbesondere geregelt 
werden: 

1. die Voraussetzungen und das Verfahren für die 
Übermittlung der Daten durch maschinell ver- 
wertbare Datenträger, 

2. das Nähere über Inhalt, Form, Bearbeitung, 
Sicherung und Weiterleitung der maschinell ver- 
wertbaren Datenträger, 

3. daß das Unternehmen die Bestätigung nach § 36 
Abs. 1 nicht dem Sparer, sondern einer Stelle der 
Finanzverwaltung auf maschinell verwertbarem 
Datenträger übermittelt, 

4. unter welchen Voraussetzungen bei der Über- 
mittlung nach Nummer 3 auf die Erteilung und 
Abgabe der Bestätigung auf amtlich vorgeschrie- 
benem Vordruck (§§ 36 Abs. 1 und 39 Abs. 1) 
verzichtet werden kann, 

5. die Haftung des Unternehmens für Sparprämien 
und Zinsen, die aufgrund fehlerhafter Übermitt- 
lung nach Nummer 3 zurückzuzahlen sind, 

6. daß die Anforderung nach § 40 Abs. 2 und die 
Anzeige nach § 43 Abs. 2 auf maschinell verwert- 
baren Datenträgern an eine Stelle der Finanz- 
verwaltung außerhalb des zuständigen Finanz- 
amts zu übermitteln ist. 


VII. Übergangs- und Schluß Vorschriften 

§ 52 

Anwendungsbereich, Übergangsvorschrilten 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten, so- 
weit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, erst- 
mals für Sparleistungen, die im Kalenderjahr 1975 
geleistet worden sind. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt folgendes: 

1. § 7 Abs. 3 und 4 ist erstmals auf Erhöhungen 
der Bausparsumme oder Zusammenlegungen 
von Bausparverträgen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1974 erfolgen. 
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2. § 14 ist bei Bausparbeiträgen erstmals auf Spar- 
leistungen anzuwenden, die aufgrund von nach 
dem 31. Dezember 1971 abgeschlossenen Ver- 
trägen geleistet werden. Für Sparleistungen, die 
aufgrund von nach dem 8. März 1960 und vor 
dem 1. Januar 1972 abgeschlossenen Verträgen 
geleistet werden, gilt die Begrenzung auf das 
Eineinhalbfache nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 
des Wohnungsbau-Prämiengesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 18. September 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1677) weiterhin. 

3. § 16 ist bei Sparleistungen im Sinne des § 3 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 erstmals anzuwenden, wenn 
der zugrunde liegende Vertrag nach dem 31. De- 
zember 1974 abgeschlossen worden ist. Für Spar- 
leistungen, die aufgrund von vor dem 1. Januar 
1975 abgeschlossenen Kontensparverträgen (§ 4), 
Wertpapiersparverträgen (§ 5) und Wertpapier- 
sparverträgen über Entschädigungsansprüche 
(§ 6) nach dem 31. Dezember 1974 geleistet wer- 
den, gilt die sich aus § 1 Abs. 3 des Spar-Prä- 
miengesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 23. August 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1538) ergebende Festlegungsfrist weiterhin. 

4. § 23 ist bei Bausparbeiträgen erstmals anzuwen- 
den, wenn der Vertrag nach dem 31. Dezember 
1974 abgeschlossen ist. 

5. § 24 ist bei Bausparverträgen erstmals anzuwen- 
den, wenn der Vertrag nach dem 31. Dezember 
1974 auf einen Dritten übergegangen ist. 

6. § 36 Abs. 2 Nr. 1 gilt nicht für Sparleistungen, 
die im Kalenderjahr 1975 beim Unternehmen ein- 
gegangen, aber für die Wohnungsbauprämie oder 


den Sonderausgabenabzug bei der Einkommen- 
steuer schon für das Kalenderjahr 1974 berück- 
sichtigt worden sind. 

(3) Beiträge aufgrund von Wohnbau-Sparverträ- 
gen sowie aufgrund von Verträgen mit Wohnungs- 
und Siedlungsunternehmen und Organen der staat- 
lichen Wohnungspolitik im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 3 und 4 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Septem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1677), die nach dem 
31. Dezember 1974 aufgrund von vor dem . . . ( = Tag 
nach der Verkündung dieses Gesetzes) abgeschlos- 
senen Verträgen geleistet werden, sind als Sparlei- 
stungen im Sinne dieses Gesetzes begünstigt. Für 
die prämienrechtliche Behandlung dieser Beiträge 
gelten die §§ 4 bis 18 der Verordnung zur Durch- 
führung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Januar 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 82) weiterhin mit der Maß- 
gabe, daß eine Verlängerung der Einzahlungsdauer 
und Festlegung nach dem . . . (= Tag der Verkün- 
dung dieses Gesetzes) nicht mehr vereinbart wer- 
den darf. Im übrigen sind die für Beiträge aufgrund 
von Bausparverträgen (§ 7) geltenden Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden. 

§ 53 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Einleitung 

Die Bundesregierung legt mit diesem Gesetzentwurf 
das Dritte Steuerreformgesetz vor, das die Reform 
der Einkommensteuer einschließlich der Lohnsteuer 
und des Kinderlastenausgleichs, die Reform der Kör- 
perschaftsteuer und die Reform der Sparförderung 
umfaßt. Hiervon getrennt wird sie den gesetzgeben- 
den Körperschaften den von ihr ebenfalls verab- 
schiedeten Entwurf eines neuen Kraftfahrzeug- 
steuergesetzes zuleiten. Damit erfüllt die Bundes- 
regierung ihre Ankündigung, eine umfassende Re- 
form des geltenden Steuerrechts in die Wege zu 
leiten, die zu einem sozial gerechteren und besser 
überschaubaren Steuerrecht führen soll. 

Wichtige Teile des Steuerreformprogramms der Bun- 
desregierung sind bereits in Kraft getreten oder 
liegen dem Deutschen Bundestag zur Beschlußfas- 
sung vor: 


1. Das von der Bundesregierung vorgelegte Außen- 
steuerreformgesetz (Drucksache VI/2883), das un- 
gerechtfertigte Steuervorteile durch Ausnutzung 
des internationalen Steuergefälles beseitigt und 
die Wettbewerbslage für Investitionen im Aus- 
land verbessert, ist am 13. September 1972 in 
Kraft getreten (Bundesgesetzbl. 1972 I S. 1713). 

2. Das Erste Steuerreformgesetz, das die Reform 
der Abgabenordnung umfaßt, hatte die Bundes- 
regierung dem Deutschen Bundestag im März 
1971 zugeleitet (Drucksache VI/1982). Wegen der 
vorzeitigen Auflösung des 6. Deutschen Bundes- 
tages konnte das Gesetz nicht abschließend be- 
raten werden. Um das Verfahren zu beschleu- 
nigen, haben die Fraktionen der SPD und der 
FDP den Gesetzentwurf initiativ in unveränder- 
ter Form im 7. Deutschen Bundestag wieder ein- 
gebracht (Drucksache 7/79). Dieses Reformgesetz 
ist inzwischen vom federführenden Finanzaus- 
schuß weitgehend beraten worden. 
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3. Das Zweite Steuerreformgesetz (Drucksache 
VI/3418), das die Reform der einheitswertabhän- 
gigen Steuern, nämlich 

— der Vermögensteuer, 

— der Erbschaftsteuer und 

— der Grundsteuer 

sowie Entlastungen bei der Gewerbesteuer vor- 
sieht, ist von der Bundesregierung am 1. März 

1972 verabschiedet und am 4. Mai 1972 dem 
Deutschen Bundestag zugeleitet worden. Auch 
dieser Gesetzentwurf ist im 7. Deutschen Bun- 
destag von den Fraktionen der SPD und FDP in 
unveränderte Form initiativ erneut eingebracht 
worden (Drucksache 7/78). 

Die die Grundsteuer betreffenden Vorschriften 
sind vorab beraten worden und als Gesetz zur 
Reform des Grundsteuerrechts inzwischen in 
Kraft getreten (Bundesgesetzbl. 1973 I S. 965. 

4. Mit dem Steueränderungsgesetz 1973 vom 
26. Juni 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 676) sind aus 
Gründen der Konjunktursteuerung bereits einige 
zum Steuerreformprogramm der Bundesregie- 
rung gehörende Änderungen des Einkommen- 
steuerrechts verwirklicht worden. Es handelt 
sich um die Beseitigung des Schuldzinsenabzugs 
als Sonderausgaben, um die Einschränkung der 
degressiven Gebäudeabschreibung und um die 
Streichung der Arbeitslohngrenze von 24 000 DM 
jährlich für die Steuerbefreiung von Lohnzu- 
schlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
arbeit. In einem weiteren von der Bundesregie- 
rung vorbereiteten Gesetz (Zweites Steuerände- 
rungsgesetz 1973) sollen zwei weitere Entschei- 
dungen zur Steuerreform, nämlich die Ausdeh- 
nung der Abschreibungsvergünstigung für Mo- 
dernisierungsmaßnahmen bei Wohngebäuden 
und die Anhebung der generellen Veranlagungs- 
grenze für Arbeitnehmer, bereits vorzeitig ver- 
wirklicht werden. 

5. Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung (Bundesrats-Drucksache 590/73) 
enthält die ursprünglich im Rahmen der Steuer- 
reform durch eine steuerrechtliche Lösung ange- 
strebte Sicherung der Unverfallbarkeit betrieb- 
licher Versorgungsanwartschaften der Arbeitneh- 
mer. 

Das nunmehr vorgelegte Dritte Steuerreformgesetz 

soll 

— das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
1. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1881), zu- 
letzt geändert durch das Steueränderungsgesetz 

1973 vom 26. Juni 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 676), 

— das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung vom 
13. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1869), ge- 
ändert durch das Außensteuerreformgesetz vom 

8. September 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1713), 

— das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
vom 18. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1677), geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Zweiten Gesetzes zur Förderung der Ver- 


mögensbildung der Arbeitnehmer vom 27. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 925), 

— und das Spar-Prämiengesetz in der Fassung vom 
5, August 1970 (Bundesgesetzbl. I S, 1213), ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Spar- 
Prämiengesetzes vom 31. Juli 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1337) 
ablösen. 

Das Dritte Steuerreformgesetz erfordert eine Viel- 
zahl von Folgeänderungen anderer Gesetze. Außer- 
dem sind mehrere Gesetze aufzuheben. Diese Ände- 
rungen sollen in einem Einführungsgesetz zum Drit- 
ten Steuerreformgesetz vorgenommen werden, das 
' erst vorgelegt werden wird, wenn die Beratungen 
zum Dritten Steuerreformgesetz innerhalb der ge- 
setzgebenden Körperschaften über ihr Anfangs- 
stadium hinausgegangen sind. 

Leitlinien des Dritten Steuerreformgesetzes 

Der Entwurf des Dritten Steuerreformgesetzes ent- 
spricht den Leitlinien, die die Bundesregierung in 
den Regierungserklärungen vom 28. Oktober 1969 
und 18. Januar 1973 für die Arbeiten an der Steuer- 
reform bestimmt hat und die in der Öffentlichkeit 
auf breite Zustimmung gestoßen sind. Das Ziel ist 
eine sozial gerechtere Verteilung der Steuerlasten. 
Zahlreiche Einzelmaßnahmen dienen der Verwirkli- 
chung größerer steuerlicher Gerechtigkeit. Steuer- 
liche Ungleichmäßigkeiten und Unklarheiten wer- 
den abgebaut. Steuerpflichtige mit kleinen und 
mittleren Einkommen werden — zum Teil erheb- 
lich — entlastet, Steuerpflichtige mit hohen Ein- 
kommen werden maßvoll mehrbelastet. 

Der Entwurf enthält auch zahlreiche Maßnahmen, 
die das Steuerrecht einfacher und übersichtlicher 
gestalten sollen. Der Vereinfachung des Steuer- 
rechts sind allerdings Grenzen gesetzt, weil das 
Steuerrecht nicht nur fiskalische, sondern zum Bei- 
spiel auch wirtschaftspolitische, sozialpolitische und 
regionalpolitische Ziele zu berücksichtigen hat. Bei 
einem Zielkonflikt zwischen der Forderung nach ge- 
rechter oder nach einfacher Ausgestaltung des 
Steuerrechts, der sich bei einer Reihe von Regelun- 
gen ergibt, mußte vielfach nach sorgfältigem Abwä- 
gen zugunsten größerer Gerechtigkeit entschieden 
werden. 

Die Bundesregierung hatte zur Ausgestaltung der 
Steuerreformgesetze am 11. Juni und 28./29. Oktober 
1971 Eckwerte und Grundsätze beschlossen. Diese 
Beschlüsse hat sie am 12. September 1973 an die 
wirtschaftliche Entwicklung angepaßt. Hierdurch er- 
geben sich Verbesserungen beim Kinderlastenaus- 
gleich, beim Einkommensteuertarif, beim Sonder- 
ausgabenabzug, beim Freibetrag für Alleinstehende 
mit Kindern, bei den Pauschbeträgen für Körper- 
behinderte, bei der Berücksichtigung von Unter- 
haltsaufwendungen für nahe Angehörige, bei der 
Besteuerung der im Alter bezogenen Einkünfte und 
bei der Arbeitnehmer-Ermäßigung (bisher: Arbeit- 
nehmer-Freibetrag). Ferner beschloß die Bundes- 
regierung, einen besonderen Sparer-Freibetrag für 
Einkünfte aus Kapitalvermögen einzuführen. Im Ge- 
gensatz zu den Beschlüssen des Jahres 1971 hat die 
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Bundesregierung gegenwärtig nicht die Absicht, die 
zum teilweisen Ausgleich der Steuermindereinnah- 
men vorgesehene Erhöhung des allgemeinen Um- 
satzsteuersatzes von 11 auf 12 v. H. vorzuschlagen. 
Die Bundesregierung behält sich den Zeitpunkt für 
eine Umsatzsteuererhöhung vor. Am 19. September 
1973 beschloß die Bundesregierung, daß die Reform 
der Körperschaftsteuer erst zusammen mit dem noch 
vorzulegenden Gesetz zur Beteiligung breiter Schich- 
ten der Bevölkerung am Produktivvermögen in 
Kraft treten soll. 

Abbau von Steuervergünstigungen 

Die Bundesregierung hat sich bei den Überlegungen, 
das Steuersystem gerechter und die finanziellen 
Auswirkungen der Steuerreform in Grenzen zu hal- 
ten, eingehend mit den Möglichkeiten eines Abbaus 
von Steuervergünstigungen befaßt und die steuer- 
lichen Subventionen im einzelnen auf ihre Berechti- 
gung hin überprüft. 

Die Bundesregierung hat den Abbau von Steuer- 
vergünstigungen im folgenden Umfang beschlossen: 

Steuermehreinnahmen durch 
Aufhebung, Einschränkung und 
Auslaufen von Steuer- 
vergünstigungen seit 1971 1 655 Millionen DM 

Steuermehreinnahmen durch 
Aufhebung und teilweisen 
Abbau von Steuer- 
vergünstigungen im Rahmen 

der Steuerreform 1 439 Millionen DM 


Steuermehreinnahmen durch 
Abbau von Steuer- 
vergünstigungen insgesamt 3 094 Millionen DM. 

Die aus diesem Abbau zu erwartenden Steuermehr- 
einnahmen sind bei den finanziellen Auswirkungen 
der Steuerreform bzw. — soweit es sich um auslau- 
fende bzw. bereits aufgehobene Steuervergünsti- 
gungen handelt — in der Finanzplanung des Bundes 
bereits berücksichtigt, so daß sie nicht für andere 
Zwecke zur Verfügung stehen. 

Das Gesamtvolumen der Steuervergünstigungen be- 
trägt — wie im Vierten Subventionsbericht aus- 
führlich dargestellt ist — für 1974 rd. 28 Mrd. DM. 
Davon entfallen 38,6 v. H. auf Erhaltungs-, Anpas- 
sungs- und Produktivitätshilfen für Betriebe oder 
Wirtschftszweige — also Subventionen im engeren 
Sinne — und 61,4 v. H. auf Steuervergünstigungen 
für private Haushalte (sonstige Steuervergünstigun- 
gen). Obwohl Zahl und Art der Steuervergünstigun- 
gen seit 1969 im wesentlichen unverändert geblieben 
sind, vollzieht sich als Folge des wirtschaftlichen 
Wachstums und einer verstärkten Inanspruchnahme 
der Vergünstigungen ein automatischer Anstieg des 
Subventionsvolumens, so z. B. bei der Sparförderung 
und der regionalen Wirtschaftsförderung. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer umfas- 
senden Prüfung der steuerlichen Subventionen u. a. 
auch die allgemeinen politischen, gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen und bei den verschiedenen 


Personenkreisen, denen die Steuervergünstigungen 
zugute kommen, berücksichtigt. Ferner hat sie 
untersucht, ob es nicht — wie verschiedentlich ge- 
fordert wurde — zweckmäßiger wäre, indirekte 
Hilfen in Form von Steuervergünstigungen in 
direkte Zahlungen aus dem Haushalt — also in 
offene Subventionen — umzuwandeln. Neben dem 
offenen Ausweis in den Haushaltsplänen und der 
stärkeren jährlichen Kontrolle der Haushaltsansätze 
durch die gesetzgebenden Körperschaften bestünde 
der Vorteil, daß offene Subventionen häufig auch 
gezielter eingesetzt werden könnten als Steuerver- 
günstigungen. Demgegenüber ist zu beachten, daß 
Steuervergünstigungen für die Empfänger Rechts- 
ansprüche begründen, an denen sich die Steuer- 
pflichtigen orientieren können, während direkte 
Finanzhilfen an Verwaltungsrichtlinien gebunden 
wären und nur nach Maßgabe verfügbarer Haus- 
haltsmittel gewährt werden könnten. Die Inan- 
spruchnahme von Steuervergünstigungen ist für die 
Steuerpflichtigen im allgemeinen auch einfacher 
und weniger zeitraubend. Außerdem ist bei den 
Finanzämtern ein eingespielter Verwaltungsapparat 
vorhanden, der bei der Umwandlung in offene Sub- 
ventionen z. T. erst geschaffen werden müßte. 
Schließlich führen steuerliche Subventionen in Ge- 
stalt von Abschreibungsvergünstigungen nicht zu 
endgültigen Haushaltsausfällen; die Vergünstigungs- 
wirkung besteht in einer zinslosen Stundung der 
Einkommensteuer. Bei einer Umwandlung von 
Steuervergünstigungen in Finanzhilfen würden sich 
ferner folgende Probleme ergeben: 

— Ausweitung des Volumens der öffentlichen Haus- 
halte, 

— - Erhöhung der volkswirtschaftlichen Steuerquote 
und 

— völlige Neuverteilung der Lasten zwischen den 
Gebietskörperschaften. 

Diese Gesichtspunkte haben die Bundesregierung 
bewogen, auf eine Umwandlung von Steuervergün- 
stigungen in offene Finanzhilfen weitgehend zu ver- 
zichten. 

Da mit den meisten Steuervergünstigungen wichtige 
wirtschafts- und gesellschaftspolitische Zielsetzun- 
gen verbunden sind, die auch künftig noch ihre Be- 
deutung haben, kommt ein Abbau von Steuerver- 
günstigungen nur in begrenztem Umfang, insbeson- 
dere für überholte Steuervergünstigungen in Be- 
tracht. Der beschlossene Abbau von Steuervergünsti- 
gungen betrifft überwiegend den Unternehmens- 
bereich, so daß der relative Anteil der den privaten 
Haushalten zufließenden Steuervergünstigungen an- 
steigt. Diese Verlagerung entspricht den gesell- 
schaftspolitischen und sozialen Zielsetzungen der 
Steuerreform nach einer Änderung der Steuerlast- 
verteilung und nach mehr Steuergerechtigkeit. 
Durch den Abbau von Steuervergünstigungen wird 
gleichzeitig auch ein Schritt zur Steuervereinfachung 
getan. Zur Begründung des Abbaus wie auch zur 
Aufrechterhaltung von Steuervergünstigungen im 
einzelnen wird auf die Stellungnahme zu den lau- 
fenden Positionen des Vierten Subventionsberichts 
verwiesen. 
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Finanzielle Auswirkungen 4 ) 2 ) 


Die Gesetzentwürfe der Bundesreigerung zur Steuer- 
reform führen in ihren finanziellen Auswirkungen 
für die Gesamtheit der Steuerpflichtigen zu beträcht- 
lichen Entlastungen und für die Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden zu entsprechenden Steuer- 
mindereinnahmen. Für die öffentlichen Haushalte 
bedeuten sie damit ein gewisses, allerdings bewußt 


eingegangenes Risiko. Die finanziellen Auswirkun- 
gen im einzelnen sind in der nachstehenden Über- 
sicht dargestellt. 

Die Folgen der Einnahmeveränderungen bei Bund, 
Ländern und Gemeinden, die sich durch die Steuer- 
reform ergeben, müssen zu gegebener Zeit geregelt 
werden. 


Übersicht über die finanziellen Auswirkungen 


Art der Steuerrechtsänderung 


l 


Haushaltsentlastung ( + ) oder 
Haushaltsmehrbelastung ( — ) 
gegenüber dem geltenden 
Recht 

in Millionen DM 


insgesamt 


darunter 
Bund 3 ) 


2 | 3 


I. Einkommensteuer, Lohnsteuer 

1. Kinderlastenausgleich 

a) Ersetzung der Kinderfreibeträge, des Kindergeldes und der Kinder- 

zuschläge im öffentlichen Dienst durch eine Kinderentlastung als Ab- 
zugsbetrag von der Einkommensteuer: für das erste Kind 50 DM, 
für das zweite Kind 70 DM, für dritte und weitere Kinder je 120 DM 
monatlich —3 875 

b) Verbesserung des Ortszuschlags im öffentlichen Dienst zum Aus- 
gleich für den Wegfall der Kinderzuschläge — 510 


+ 165 
- 219 


2. Sonderausgaben und Vorsorgeaufwendungen 

a) Aufhebung des Vermögensteueräbzugs 

b) Streichung der Abzugsfähigkeit dauernder Lasten, die auf einer frei- 

willigen und überwiegend unentgeltlich eingegangenen rechtlichen 
Verpflichtung beruhen 

c) Streichung der Abzugsfähigkeit von Einmalbeträgen für bestimmte 

Lebensversicherungen 

d) Abzug der Aufwendungen zur Lebensvorsorge und der Bauspar- 
kassenbeiträge nicht mehr von der Bemessungsgrundlage, sondern 
von der Steuer mit 22 v. H. bis zu einem Höchstbetrag der Aus- 
gaben von 5 400/10 800 DM (Ledige/Verheiratete) zuzüglich 600 DM 
je Kind und bis zu einem zusätzlichen Höchstbetrag von 4 200/ 
8 400 DM (Ledige/Verheiratete) für Ausgaben zur Lebensvorsorge 

e) Einführung eines Pauschbetrags von 240/480 DM (Ledige/Verhei- 

ratete) für unbeschränkt abzugsfähige Sonderausgaben (Abzug von 
der Bemessungsgrundlage) 

f) Einführung eines allgemeinen Pauschbetrags von 66/132 DM (Ledige/ 

Verheiratete) für Vorsorgeaufwendungen sowie Einführung einer 
Vorsorgepauschale für Arbeitnehmer von 3,52 v. H. des Arbeitslohns 
(bis zur Höhe der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung), jeweils Abzug von der Steuer 


+ 710 

+ 9 

+ 10 

+ 730 4 ) 

- 210 


- 280 


+ 305 

+ 4 

+ 4 

+ 314 

- 90 

i 

j 

- 120 


0 In den ersten zwölf Monaten voller Wirksamkeit entstehende Steuermehr- ( + ) oder Steuermindereinnahmen 
( — ) bzw. Haushaltsminder- ( + ) oder Haushaltsmehrausgaben ( — ), jeweils berechnet nach den voraussichtlichen 
Wirtschaftstatbeständen u. ä. in 1975. 

2 ) Die Übersicht enthält nur Rechtsänderungen von Gewicht. 

3 ) Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden wie nach geltendem Recht vorausgesetzt. 

4 ) Unter Berücksichtigung des Wegfalls der Sonderausgaben-Pauschbeträge nach geltendem Recht. 
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Art der Steuerrechtsänderung 

Haushaltsentlastung ( + ) odei 
Haushaltsmehrbelastung ( — ) 
gegenüber dem geltenden 
Recht 

in Millionen DM 

insgesamt 

darunter 
Bund J ) 

1 | 2 | 3 


3. Einkommensteuer -Tarif 

a) Erhöhung des Grundfreibetrags von 1 680 DM auf 3 000 DM 

b) Erhöhung des Proportionalsteuersatzes von 19 auf 22 v. H 

c) Verlängerung der Proportionalzone bis zu einem zu versteuernden 

Einkommen von 16 000/32 000 DM (Ledige/Verheiratete) 

d) Höchster Spitzensteuersatz 56 v. H. bei einem zu versteuernden Ein- 

kommen von 130 000/260 000 DM (Ledige/Verheiratete); Mehrbela- 
stung gegenüber geltendem Tarif ab 40 000/80 000 DM (unter Ein- 
rechnung der Ergänzungsabgabe ab 81 000/162 000 DM) 


4. Besteuerung der im Alter bezogenen Einkünfte 

a) Erhöhung des Versorgungs-Freibetrags von 25 v, H. der Bezüge, 

höchstens 2 400 DM, auf 40 v. H., höchstens 4 800 DM jährlich 

b) Einführung eines zusätzlichen Freibetrags bei Einkünften, die nicht 

aus Renten und Pensionen stammen, für über 64jährige von 40 v. H., 
höchstens 2 400 DM jährlich 


5. Betriebliche Steuervergünstigungen 

a) 


b) 


Verzicht auf die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung als Voraus- 
setzung für die Gewährung von Steuerbegünstigungen 

Einführung einer Verlustklausel für alle erhöhten Abschreibungen 
und Sonderabschreibungen 


c) Erweiterung und Verstärkung der Abschreibungsvergünstigungen 
für den Umweltschutz 


d) Aufhebung der Steuervergünstigung für Vollblutzuchtbetriebe 
6. Spesen und Geschenke 

a) Streichung der Abzugsfähigkeit von Bewirtungskosten und von 

Aufwendungen für Geschenke im Werte von mehr als 10 DM (z. Z. 
Freigrenze 100 DM) 

b) Beschränkung des Abzugs von Verpflegungsmehraufwendungen bei 

Geschäfts- und Dienstreisen auf die Sätze der Reisekostenvergütun- 
gen des öffentlichen Dienstes 


Arbeitnehmer-Freibetrag. 

Erhöhung des Arbeitnehmer-Freibetrags von 240 DM auf 600 DM jähr- 
lich; Abzug nicht mehr von der Bemessungsgrundlage, sondern mit 
22 v. H. von der Steuer 


8. Einführung eines Sparer-Freibetrags für Kapitaleinkünfte von 300/ 
600 DM (bei gleichzeitiger Ermäßigung des derzeitigen Werbungskosten- 
pauschbetrags für Kapitaleinkünfte von 150/300 DM auf 100/200 DM) . . 

9. Sonstige Änderungen 

a) Einbeziehung aller Entlassungsabfindungen in die geltende Steuer- 
befreiung unter Beschränkung auf 24 000 bis 36 000 DM 

b) Steuerfreistellung des Ersatzes von Werbungskosten durch den 

Arbeitgeber 


-4 900 


- 500 

- 265 

- 45 2 ) 

+ 20 2 ) 

- 275 2 ) 

+ 1 


+ 471 2 ) 

+ 220 2 ) 

“1 460 

- 220 

- 60 
- 30 


-2 107 


- 215 

- 114 

- 19 

+ 9 

- 110 

± 0 


+ 195 

+ 95 

- 628 

- 95 

- 26 

- 13 


*) Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden wie nach geltendem Recht vorausgesetzt. 
2 ) einschließlich der Auswirkungen bei der Körperschaftsteuer 
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! 

Art der Steuerrechtsänderung 

Haushaltsentlastung (+) odei 
Haushaltsmehrbelastung ( — ) 
gegenüber dem geltenden 
Recht 

in Millionen DM 

insgesamt 

darunter 
Bund 0 

1 | 2 | 3 


c) Steuerfreistellung des Kaufkraftausgleichs für die ins Ausland ent- 
sandten Arbeitnehmer 


d) Erhöhung des pauschalen Lohnsteuersatzes für Erholungsbeihilfen 

und steuerpflichtige Zuwendungen bei Betriebsveranstaltungen von 
20 auf 25 v. H 

e) Vereinheitlichung der Erfindervergünstigungen durch Einführung 

eines Freibetrags von 300 DM je Erfindung oder Verbesserungsvor- 
schlag und Besteuerung der Erfindereinkünfte mit dem halben 
Steuersatz für neun Jahre 


f) Zulassung der Abschreibung des derivativen Geschäftswerts über 
zehn Jahre 


g) Herabsetzung der Beteiligungsgrenze von 25 v. H. auf 10 v. H. für 

die Erfassung von Gewinnen aus privaten Veräußerungen von An- 
teilen an Kapitalgesellschaften 

h) Vereinfachung der Abschreibung bei Gebäuden im Jahr der Anschaf- 
fung oder Fertigstellung 


i) Erfassung der selbstgenutzten Wohnung im eigenen Einfamilienhaus 
statt mit 3 bzw. 3,5 v. H. des Einheitswerts 1935 mit 1,5 v. H. des um 
40 v. H. erhöhten Einheitswerts 1964 


j) Erfassung der Zinsen aus bestimmten Lebensversicherungen gegen 

Einmalbeitrag und bei vereinbarten Laufzeiten von weniger als zwölf 
Jahren 

k) Erhöhung der zumutbaren Belastung bei außergewöhnlichen Bela- 
stungen 

l) Ausschluß der Berücksichtigung von Mehraufwendungen für Diätver- 

pflegung als außergewöhnliche Belastung (Ausnahme bei Zucker- 
krankheit und multipler Sklerose) 

m) Erweiterung der Abzugsfähigkeit von Unterhaltsaufwendungen (ver- 
mindert um die eigenen Bezüge des Empfängers, soweit diese 
3 600 DM übersteigen) bis 2 400 DM jährlich 


n) Erhöhung des Haushaltsfreibetrags für alleinstehende Personen mit 
Kindern von 1 200 DM auf 3 000 DM 


o) Einheitliche Beschränkung des Splitting-Verfahrens für verwitwete 

Personen auf das dem Todesjahr des Ehegatten folgende Kalender- 
jahr 

p) Lineare Erhöhung der Pauschbeträge für Körperbehinderte auf 

600 bis 2 760 DM bzw. 7 200 DM (für ständig Hilflose) 


II. Körperschaftsteuer 

1. Anhebung des Körperschaftsteuersatzes auf 56 v. H. für einbehaltene 
Gewinne, für ausgeschüttete Gewinne auf 36 v. H. bei Vollanrechnung 
auf die Einkommensteuer der Anteilseigner 

2. Halbierung der Körperschaftsteuer-Vergünstigung für das Kredit- 
gewerbe 


- 25 

+ 70 

- 3 

- 15 2 ) 

+ 80 

- 76 2 ) 

+ 70 

+ 100 
+ 145 

+ 430 

- 530 

- 230 

+ 130 

- 145 


- 545 3 ) 


- 11 

+ 30 

- 1 

- 6 

+ 34 

- 31 

+ 30 

+ 43 

+ 62 

+ 185 

- 228 

- 99 

+ 56 

- 62 


- 68 


0 Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden wie nach geltendem Recht vorausgesetzt. 

2 ) einschließlich der Auswirkungen bei der Körperschaftsteuer 

3 ) Obwohl die Körperschaftsteuereform noch nicht zum 1. Januar 1975 in Kraft treten soll, sind hier die mit ihr 
verbundenen Steuermindereinnahmen auf der Basis 1975 angeführt, um die Gesamtauswirkungen der Steuerreform 
angeben zu können. 
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Art der Steuerrechtsänderung 

Haushaltsentlastung (+) odei 
Haushaltsmehrbelastung ( — ) 
gegenüber dem geltenden 
Recht 

in Millionen DM 

insgesamt d ß “ r 

1 I 2 | 3 

III. Sparförderung 

1. Einführung einer Einkommensteuergrenze von 24 000/48 000 DM (Le- 
dige/Verheiratete) zuzüglich 1 800 DM je Kind 

2. Festsetzung der Höchstbeträge auf 800/1 600 DM (Ledige/Verheiratete) 

3. Festsetzung der Prämiensätze auf 20 v. H., für Bausparbeiträge auf 
23 v. H., jeweils zuzüglich 2 v. H. -Punkte je Kind 

4. Begünstigung des Sparens im eigenen Betrieb unter den Bedingungen 

der allgemeinen Sparförderung 

"\ 

■ + 2 700 + 3 290 2 ) 

70 - 35 

- 50 - 25 

. - 2 320 -2 320 

5. Erweiterung des Anlagekatalogs durch Begünstigung bestimmter Le- 
bensversicherungsverträge 

IV. Wegfall der Ergänzungsabgabe 


Finanzielle Auswirkungen des Dritten Steuerreformgesetzes insgesamt 

-10 743 -1 822 

Finanzielle Auswirkungen des Zweiten Steuerreformgesetzes (ohne Mehr- 
einnahmen bei der Grundsteuer) 

1. Gewerbesteuer 

- 785 - 59 

+ 75 — 

+ 1 100 — 

+ 240 — 

2. Bewertungsgesetz 

3. Vermögensteuer 

4. Erbschaftsteuer 

zusammen . . . 

(+ 630) (- 59) 

Gesamtergebnis (nach Wirtschaftstatbeständen 1975) 

-10 113 -1881 

(Länder —5 489) 

(Gemeinden —2 743) 

Gesamtergebnis (nach Wirtschaftstatbeständen 1976) 

- 8 337 -1 153 

(Länder —4 563) 

(Gemeinden —2621) 


0 Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden wie nach geltendem Recht vorausgesetzt. 

2 ) Mehrentlastung für den Bund wegen Änderung des Verteilungsschlüssels beim SparPG gegenüber geltendem Recht. 
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Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 1975 

A. ALLGEMEINE BEGRÜNDUNG 


I. Geschichtliche Entwicklung 

Im Deutschen Reich von 1871 war die Einkommens- 
besteuerung in Einzelgesetzen der Gliedstaaten ge- 
regelt. Die erste gesamtstaatliche Kodifikation war 
das Reichseinkommensteuergesetz vom 29. März 
1920 (RGBl. S. 359). Dieses Gesetz wurde bereits 
nach fünf Jahren durch das Einkommensteuergesetz 
vom 10. August 1925 (RGBl. I S. 180) ersetzt, das 
eine grundlegende Neuordnung der Einkommens- 
besteuerung brachte. Die Weltwirtschaftskrise Ende 
der Zwanziger und Anfang der Dreißiger Jahre be- 
dingte zahlreiche Änderungen dieses Gesetzes, die 
es — auch infolge zahlreicher Systemdurchbrechun- 
gen — unübersichtlich machten. Deshalb wurde das 
Einkommensteuerrecht im Einkommensteuergesetz 
vom 16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1005) systema- 
tisch neu geordnet und neugestaltet. 

Das Einkommensteuergesetz 1934 bildet noch heute 
die Grundlage des geltenden Einkommensteuer- 
gesetzes. Vor und während des 2. Weltkrieges 
wurde es mehrfach geändert, um es an die jeweili- 
gen Verhältnisse anzupassen. Die Zeit nach dem 
Ende des 2. Weltkrieges brachte eine fast unüber- 
sehbare Fülle von Gesetzesänderungen, deren 
Ursache zum einen der sprunghaft angestiegene 
Finanzbedarf der öffentlichen Hand war, der es 
erforderlich machte, die Steuereinnahmen stark zu 
erhöhen. Zum anderen galt es, den wirtschaftlichen 
Wiederaufbau in die Wege zu leiten. Hierfür wur- 
den insbesondere einkommensteuerrechtliche Son- 
dervergünstigungen geschaffen, deren Zahl dem- 
entsprechend ständig wuchs. Dabei wurde das 
steuerrechtliche Instrumentarium zur Beeinflussung 
der wirtschaftlichen Verhaltensweisen vom Gesetz- 
geber immer mehr verfeinert — eine Entwicklung, 
die seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
zunehmend beschleunigt wurde. Hinzu kam, daß der 
Gesetzgeber in zunehmendem Maße bemüht war, 
der steuerlichen Gerechtigkeit im Einzelfall besser 
als früher Rechnung zu tragen, wozu er teilweise 
auch durch die Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts veranlaßt wurde. Diese Entwicklung 
hat das Einkommensteuerrecht nahezu unüberschau- 
bar gemacht. Hinzu kommt, daß die den Wieder- 
aufbau fördernden zahlreichen Sondervergünstigun- 
gen zu Auswirkungen geführt haben, die vertei- 
lungspolitisch bedenklich sind. 

Hieraus erwuchs schon in den Fünfziger Jahren das 
Bedürfnis nach einer Neuordnung des Einkommen- 
steuerrechts. Es kam jedoch — etwa im Gesetz zur 
Neuordnung von Steuern vom 16. Dezember 1954 


(BGBl. I S. 373), im Steueränderungsgesetz vom 
18. Juli 1958 (BGBl. I S. 473) oder in den Steuer- 
änderungsgesetzen 1964 vom 16. November 1964 
(BGBl. I S. 885) und 1965 vom 14. Mai 1965 (BGBl. I 
S. 377) — • nur zu Ansätzen für eine Einkommen- 
steuerreform. Im übrigen blieb es bei einer Vielzahl 
von Gesetzen, die das Einkommensteuergesetz 
lediglich punktuell änderten. Die erste umfassende 
Neugestaltung des Einkommensteuerrechts seit 1934 
enthält der hiermit vorgelegte Entwurf eines Ein- 
kommensteuergesetzes 1975. 


II. Bedeutung der Einkommensteuer 
im Besteuerungssystem 

Die seit langem bestehende und ständig weiter 
wachsende Bedeutung der Einkommensteuer im Be- 
steuerungssystem wird deutlich, wenn man die aus 
ihr fließenden Einnahmen in Beziehung zum Brutto- 
sozialprodukt und zu den Steuereinnahmen ins- 
gesamt setzt (vgl. die Übersicht auf S. 211). 

Es zeigt sich, daß schon vor dem ersten Weltkrieg 
(1913) die Einkommensteuer bei seinerzeit noch 
sehr niedrigen Steuersätzen mehr als ein Drittel der 
gesamten Steuereinnahmen erbrachte. Zu Anfang 
der Dreißiger Jahre ging dann der Anteil am Ge- 
samtsteueraufkommen — obwohl dieses im Ver- 
hältnis zum Bruttosozialprodukt laufend anstieg — 
zeitweilig auf 13 v. H. zurück. Aber schon 1938 trug 
die Einkommensteuer — bei einer volkswirtschaft- 
lichen Steuerquote, die mit 22 v. H. der heutigen 
Gesamtsteuerbelastung durchaus entsprach — wie- 
der zu nahezu einem Viertel (23,4 v. H.) zum Steuer- 
aufkommen bei. Dieser Anteil von einem Fünftel 
bis zu einem Viertel war für die folgenden zwei 
Jahrzehnte bis 1960 etwa konstant, während er 1965 
auf über 30 v. H. anstieg. 1971 hatte die Einkommen- 
steuer einen Anteil von 36,7 v. H. am Gesamtsteuer- 
aufkommen erreicht, und 1975 wird ihr Anteil 
— bei unveränderter Rechtslage — - auf 42,9 v. H. 
angewachsen sein. 

Mit einem derart hohen Anteil ist die Einkommen- 
steuer die bedeutendste Einnahmequelle der öffent- 
lichen Haushalte. Im Jahre 1971 beispielsweise hat- 
ten die ihrem Volumen nach nächst wichtigen 
Steuern, nämlich die Umsatzsteuer mit etwa 23 v. H., 
die Gewerbesteuer mit 10,6 v. H. und die Mineralöl- 
steuer mit 7,3 v. H. der Gesamtsteuereinnahmen erst 
zusammen genommen in etwa ein gleich starkes 
Gewicht. 

Die Einkommensteuer — einschließlich der Lohn- 
steuer — hat neben ihrer großen fiskalischen Ergie- 
bigkeit weitere wesentliche Vorzüge. Sie ist wie 
kaum eine andere Steuer geeignet, das Prinzip der 
Steuergerechtigkeit weitgehend zu verwirklichen 
(s. unten IV). Darüber hinaus kann die Einkommen- 
steuer auch wirtschaftspolitische, konjunkturpoli- 
tische und verteilungspolitische Funktionen erfüllen. 
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Jahr 

Bruttosozial- 
produkt zu 
Marktpreisen. 
(BSP) 

Steuereinnahmen 

insgesamt 

Einkommensteuer *) 

in Mrd. DM 

in Mrd. DM 

in v. H. 
des BSP 2 ) 

in Mrd. DM 

in v. H. 
des BSP 

in v. H. der 
Steuer- 
einnahmen 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1913 3 ) 

53,5 

4,0 

7,6 

1,39 

2,6 

34,8 

1925 s ) 

73,0 

10,1 

13,8 

2,25 

3,1 

22,3 

1932 3 ) 

59,0 

10,2 

17,3 

1,33 

2,3 

13,0 

1938 3 ) 

104,0 

22,9 

22,0 

5,35 

5,1 

23,4 

1949 4 ) 

75,0 

18,8 

25,0 

5,04 

6,7 

26,8 

1955 4 ) 

185,7 

42,3 

22,8 

9,10 

4,9 

21,5 

1960 4 ) 

296,8 

68,4 

23,1 

17,91 

6,0 

26,2 

1965 

460,4 

105,5 

22,9 

32,9 

7,1 

31,2 

1970 

685,6 

154,1 

22,4 

53,9 

7,9 

34,5 

1971 

758,9 

172,4 

22,7 

63,2 

8,3 

36,7 

1972 

828,5 

192,3 

23,8 

75,1 

9,1 

39,1 

1973 

i 

933,0 

225,7 

24,2 

89,7 

9,6 

39,7 

1975 5 ) a) 

1 115,4 | 

274,3 

24,6 

117,8 

10,6 

42,9 

b) 


(264,1) 

(23,7) 

(103,5) 

(9,3) 

(39,2) 


*) Einkommen- und Lohnsteuer sowie nicht veranlagte Steuern vom Ertrag (Kapitalertragsteuer) 

2 ) Volkswirtschaftliche Steuerquote 

3 ) Reichsgebiet 

4 ) Bundesgebiet ohne Saarland 

5 ) Schätzung vom August 1973 

a) auf der Grundlage des geltenden Rechts 

b) nach Steuerreform 


III. Wesen der Einkommensteuer 

Der Einkommensbesteuerung unterliegen sowohl die 
Einkommen natürlicher Personen als auch die Ein- 
kommen juristischer Personen und nichtrechtsfähi- 
ger Vermögensmassen. Das Steuerrecht regelt die 
Einkommensbesteuerung der natürlichen Personen 
im Einkommensteuergesetz, die Einkommensbe- 
steuerung der juristischen Personen und der nicht- 
rechtsfähigen Vermögensmassen im Körperschaft- 
steuergesetz. 

Gegenstand der Einkommensteuer im engeren Sinn 
ist das Einkommen der natürlichen Personen. Wesen 
und Tragweite der Einkommensteuer werden dem- 
entsprechend entscheidend durch den ihr zugrunde 
liegenden Einkommensbegriff bestimmt. „Einkom- 
men" ist in erster Linie ein wirtschaftlicher Begriff 
und erst in zweiter Linie ein Rechtsbegriff. Für die 
Einkommensteuer als Personensteuer von Bedeu- 
tung ist nur der privatwirtschaftliche Begriff des 
Einkommens, d. h. der „Zuflüsse", die sich auf eine 
Person beziehen. Trotz der großen praktischen Be- 
deutung im Wirtschaftsleben hat sich jedoch auch 
insoweit ein einheitlicher Einkommensbegriff weder 


in der Volkswirtschaftslehre noch in der Betriebs- 
wirtschaftslehre herausgebildet. 

Der vorliegende Entwurf macht sich — ebensowenig 
wie frühere Einkommensteuergesetze — keine der 
zahlreichen Lehrmeinungen zum Begriff des Einkom- 
mens zu eigen, sondern umgrenzt den Einkommens- 
begriff wie bisher pragmatisch allein für die Zwecke 
der Besteuerung als Ergebnis ganz bestimmter, mit 
den gegenwärtigen Einkunftsarten übereinstimmen- 
der Einkünfte. Die Bemessungsgrundlage für die 
tarifliche Einkommensteuer ergibt sich durch Abzug 
des Altersentlastungsbetrags, des Ausgleichsbetrags, 
des Verlustvortrags, der Sonderausgaben und außer- 
gewöhnlichen Belastungen sowie bestimmter Son- 
derfreibeträge von der Summe der Einkünfte aus 
den sieben Einkunftsarten. 


IV. Besteuerung nach der finanziellen 
Leistungsfähigkeit 

In der Einkommensteuer läßt sich wie kaum in 
einer anderen Steuer das Prinzip der Steuergerech- 
tigkeit verwirklichen, jeden Bürger nach Maßgabe 
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seiner finanziellen und wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit mit Steuern zu belasten. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß diese Leistungsfähigkeit mit stei- 
gendem Einkommen überproportional zunimmt. Die- 
ser Betrachtung liegt die Erkenntnis zugrunde, daß 
die Konsumfähigkeit des Menschen begrenzt ist. Je 
höher das Einkommen ist, um so mehr Bedürfnisse 
können befriedigt werden, die weniger dringlich 
sind. So nimmt beispielsweise der Anteil der Aus- 
gaben für Nahrung und Wohnung mit steigendem 
Einkommen relativ ab. Hinzu kommt die Tatsache, 
daß die indirekten Steuern wegen der zunehmenden 
Sparfähigkeit bei steigendem Einkommen nicht das 
ganze Einkommen der Steuerpflichtigen treffen. 
Hierauf wird die Forderung nach einer ergänzen- 
den, progressiven Einkomensteuer gegründet. Dem- 
entsprechend wird es seit langem als selbstver- 
ständlich und gerecht empfunden, daß die Bezieher 
höherer Einkommen mit verhältnismäßig mehr Ein- 
kommensteuer belastet werden als die Bezieher 
niedrigerer Einkommen. 

Allerdings gibt es keinen wissenschaftlich exakten 
Maßstab, nach dem die Höhe der steuerlichen Lei- 
stungsfähigkeit und damit die Belastbarkeit des 
einzelnen Bürgers mit Einkommensteuer bestimmt 
werden könnte. Der Gesetzgeber ist deshalb in 
seiner Wertung der steuerlichen Leistungsfähigkeit, 
die sich in der jeweiligen Höhe des Einkommens 
ausdrückt, weitgehend frei. Die Besteuerung nach 
der finanziellen Leistungsfähigkeit bedeutet im 
praktischen Ergebnis, daß bestimmte sach- oder 
personenbezogene Verhältnisse des Steuerpflichti- 
gen berücksichtigt werden. Im übrigen aber ist die 
Festlegung der steuerlichen Belastung das Ergebnis 
einer politischen Entscheidung des Gesetzgebers, 
die ihren Niederschlag im Einkommensteuertarif 
findet. Dessen Bemessungsgrundlage ist das gesetz- 
lich genau fixierte zu versteuernde Einkommen 
(s. oben III). 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt die finanzielle 
Leistungsfähigkeit des einzelnen Steuerpflichtigen 
durch eine Vielzahl von Tatbeständen, deren Erfül- 
lung die einkommensteuerliche Bemessungsgrund- 
lage oder die Einkommensteuer mindert. 

Grundlegend neu ist, daß die tarifliche Einkommen- 
steuer erst nach Verminderung um bestimmte 
Steuerermäßigungen die endgültig festzusetzende 
Einkommensteuer ergibt. Nach Auffassung der Bun- 
desregierung ist die steuerliche Berücksichtigung 
bestimmter Sachverhalte durch Abzug von der 
einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlage un- 
gerechtfertigt, weil der Abzug von der Bemessungs- 
grundlage als Kehrseite des progressiven Einkom- 
mensteuertarifs mit steigendem Einkommen eine 
überproportionale Begünstigung bewirkt. Das gilt 
vor allem für Versicherungs- und Bausparkassenbei- 
träge (Vorsorgeaufwendungen) sowie für die durch 
den Unterhalt von Kindern bedingten Belastungen. 
Wesentliche Kernstücke der Einkommensteuer- 
reform sind deshalb — in der Reihenfolge ihrer 
finanzwirtschaftlichen und sozialpolitischen Bedeu- 
tung — die Reform des Kinderlastenausgleichs und 
die Reform im Bereich der Sonderausgaben und Vor- 
sorgeaufwendungen. 


V. Verwirklichung der Reformziele 
im einzelnen 

1. Grundlegende Umgestaltungen 

a) Kinderlastenausgleich 

Das geltende Recht berücksichtigt die durch den 
Unterhalt und die Schul- und Berufsausbildung von 
Kindern entstehende wirtschaftliche Belastung der 
Eltern in unterschiedlicher Weise. Kindergeld, Kin- 
derfreibeträge bei der Einkommensteuer (Lohn- 
steuer), Kinderzuschläge im Öffentlichen Dienst, 
Kinderzulagen bzw. Kinderzuschüsse zu den in der 
gesetzlichen Unfallversicherung bzw. in den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen gezahlten Renten 
— um nur die wichtigsten Leistungen des Kinder- 
lastenausgleichs zu nennen — sind entweder über- 
haupt nicht oder nur sehr unvollkommen aufein- 
ander abgestimmt. Art und Umfang der Entlastungen 
sind abhängig nicht nur von der Zahl, dem Alter und 
dem Ausbildungsgang der Kinder, sondern auch 
von der Art und Höhe des Einkommens der Eltern 
bzw. deren Zugehörigkeit zu bestimmten Berufs- 
gruppen. 

Dieses verhältnismäßig ungeordnete Nebeneinander 
unterschiedlicher Leistungen und Entlastungen hat 
seit langem die Kritik von Wissenschaft, Politik und 
Interessenvertretungen herausgefordert. Bemängelt 
wird vor allem eine Benachteiligung junger Fami- 
lien, die in der Regel ausschließlich — relativ ge- 
ringe — Kinderermäßigungen bei der Einkommen- 
steuer (Lohnsteuer) beanspruchen können; denn 
Kindergeld wird nur bei Jahreseinkommen von der- 
zeit unter 16 800 DM ab dem zweiten, im übrigen 
erst ab dem dritten Kind gezahlt. Ein weiterer Nach- 
teil des geltenden Rechts besteht darin, daß die 
steuerlichen Kinderfreibeträge bei geringem Ein- 
kommen oder größerer Kinderzahl nicht oder nicht 
in vollem Umfang ausgeschöpft werden können und 
daß die tatsächlichen Steuerentlastungen wegen des 
Abzugs der Freibeträge von der steuerlichen Bemes- 
sungsgrundlage je nach Höhe des zu versteuernden 
Einkommens und des entsprechenden Grenzsteuer- 
satzes sehr unterschiedlich sind (vgl. im einzelnen 
die Spalten 3 und 4 der Übersicht auf S. 227). 

Diese Kritik hat den Deutschen Bundestag (Ent- 
schließung vom 28. März 1969) und den Bundesrat 
(Entschließung vom 5. Juni 1970) veranlaßt, von der 
Bundesregierung die Vorbereitung einer Reform des 
Kinderlastenausgleichs zu fordern, bei der die 
steuerlichen Erleichterungen und die unmittelbaren 
Zahlungen zu einem einheitlichen, gerechten System 
zusammengefaßt werden sollen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese 
Forderung im Rahmen der Steuerreform zu erfül- 
len ist. Sie schlägt vor, das Nebeneinander von 
Direktzahlungen und Steuerermäßigungen zu besei- 
tigen und weitgehend durch ein einheitliches Aus- 
gleichssystem mit einheitlichen, vom Einkommen 
der Eltern unabhängigen Entlastungsbeträgen vom 
ersten Kind an zu ersetzen. Lediglich die Leistun- 
gen für die Kinder der Angehörigen des Öffent- 
lichen Dienstes, die Auslandsdienstbezüge erhalten, 
der Bezieher von Beschädigtenrenten aus der gesetz- 
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liehen Unfallversicherung und der Bezieher von 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
sollen nicht in die einheitliche Regelung einbezogen 
werden, weil die Einbeziehung dieser Personen- 
kreise entweder zu unzumutbaren Rechtsverschlech- 
terungen, zu einer unvertretbaren Belastung des 
Staatshaushalts oder zu einer übermäßigen Be- 
lastung der Verwaltung führen würde. 

Die Kinderentlastung als künftig im wesentlichen 
einzige Maßnahme des Kinderlastenausgleichs kann 
und soll ebenso wie die bisherigen Maßnahmen der 
Höhe nach stets nur einem Teil des Unterhaltsbe- 
darfs der Kinder entsprechen. Die Abdeckung des 
vollen Unterhaltsbedarfs der Kinder erscheint für 
den Regelfall nicht erforderlich und im Hinblick auf 
die Vorrangigkeit der Eigenverantwortung der 
Eltern für ihre Kinder auch nicht wünschenswert. 
In den Fällen, in denen die Eltern ein so geringes 
Einkommen haben, daß sie trotz der Kinderentla- 
stung den Unterhaltsbedarf der Familie nicht decken 
können, haben sie die Möglichkeit, auf öffentliche 
Leistungen zurückzugreifen, die allgemein subsidiär, 
nämlich unter Berücksichtigung der Einkommens- 
verhältnisse der Familie, gewährt werden (Leistun- 
gen der Sozialhilfe, Wohngeld, Ausbildungsförde- 
rung). 

Nach Auffassung der Bundesregierung wäre es 
durchaus wünschenswert, im Sinne etwa der Emp- 
fehlungen des Finanzwissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen 
(Heft 18 der Schriftenreihe des BMWF, S. 71) für 
alle Kinder, unabhängig von ihrer jeweiligen Ord- 
nungszahl, gleiche Entlastungsbeträge etwa in Höhe 
der Hälfte des jeweiligen sozialkulturellen Unter- 
haltsbedarfs zu gewähren. Die Verwirklichung die- 
ser Zielvorstellung würde jedoch die öffentlichen 
Haushalte in derzeit nicht vertretbarer Weise be- 
lasten. Eine niedrigere Einheitsleistung, deren Ge- 
samtaufwand sich im Rahmen der verfügbaren 
Finanzmasse halten würde — etwa 60 DM monat- 
lich je Kind — würde jedoch für kinderreiche Fami- 
lien mit verhältnismäßig niedrigem Einkommen zu 
ungerechtfertigten Rechtsverschlechterungen füh- 
ren. Die Bundesregierung hält deshalb eine nach 
der Ordnungszahl der Kinder gestaffelte Entlastung 
für die sozialgerechtere Lösung. Der vorliegende 
Gesetzentwurf sieht dementsprechend Entlastungs- 
beträge von monatlich 50 DM für das erste, 70 DM 
für das zweite und je 120 DM für das dritte und jedes 
weitere Kind vor. Diese Lösung trägt nicht nur den 
staatlichen Finanzierungsmöglichkeiten, sondern 
auch dem Umstand Rechnung, daß mit steigender 
Kinderzahl die Fähigkeit der Eltern, ihre Kinder 
überwiegend aus eigenem Einkommen zu unterhal- 
ten, zumindest im unteren bis mittleren Einkom- 
mensbereich abnimmt. 

Die Abhängigkeit des Unterhaltsbedarfs eines Kin- 
des von seinem Lebensalter könnte Anlaß geben, 
die Entlastungsbeträge nach dem Alter der Kinder 
zu staffeln. Die Bundesregierung sieht jedoch von 
einem solchen Vorschlag ab. Denn die Kinder- 
entlastung soll nach ihrer Zweckbestimmung nicht 
nur den Unterhaltsbedarf im engeren Sinne, son- 
dern die durch Kinder entstehende wirtschaftliche 
Gesamtbelastung der Eltern ausgleichen. Für diese 


Gesamtbelastung lassen sich aber erhebliche alters- 
spezifische Unterschiede nicht feststellen. Dem mit 
zunehmendem Alter eines Kindes wachsenden 
Unterhaltsbedarf entspricht ein mit zunehmendem 
Alter abnehmender Bedarf an persönlicher, die 
Eltern auch wirtschaftlich belastende Betreuung. 
Die Gesamtbelastung der Eltern ist demnach typi- 
scherweise im wesentlichen stets gleich groß. Gegen 
eine altersspezifische Staffelung der Kinderent- 
lastung spricht im übrigen auch, daß hiermit erheb- 
liche Verwaltungserschwernisse verbunden wären. 

Die Bundesregierung hat eingehend geprüft, wie der 
Kinderlastenausgleich technisch abgewickelt wer- 
den sollte. Während sie ursprünglich ein Kinder- 
geldsystem, d. h. direkte Zahlungen aus dem Staats- 
haushalt außerhalb des Besteuerungsverfahrens in 
Aussicht genommen hatte, schlägt sie nunmehr eine 
Lösung im Rahmen des Besteuerungsverfahrens vor. 
Diesem Vorschlag liegt die Überlegung zugrunde, 
daß die durch den Unterhalt von Kindern ent- 
stehende wirtschaftliche Belastung der Eltern im 
Rahmen eines an die finanzielle Leistungsfähigkeit 
anknüpfenden Besteuerungssystems berücksichtigt 
werden sollte. Daneben wird die sozialpolitische 
Notwendigkeit anerkannt, die Startchancen der Kin- 
der, die in nicht unerheblichem Umfang durch die 
Einkommensverhältnisse ihrer Eltern mitbestimmt 
werden, einander anzugleichen. Diesen beiden Prin- 
zipien, nämlich dem steuerlich relevanten Leistungs- 
fähigkeitsprinzip und dem sozialpolitischen Prinzip 
der Chancengleichheit aller Kinder, wird ein System 
gerecht, bei dem einheitliche, vom Einkommen der 
Eltern unabhängige Entlastungsbeträge als Abzüge 
von der tariflichen Einkommensteuer gewährt wer- 
den. Hierbei muß allerdings — insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt der Chancengerechtigkeit — ge- 
währleistet sein, daß diese Entlastungsbeträge auch 
den Familien zugute kommen, deren tarifliche Ein- 
kommensteuer (Lohnsteuer) niedriger ist als die 
ihnen zustehende Kinderentlastung. Ihnen soll des- 
halb die jeweilige Differenz als Steuervergütung 
unmittelbar ausgezahlt werden. 

Maßgebend für die Entscheidung, die Kinderent- 
lastung mit der Einkommensbesteuerung zu verbin- 
den, war jedoch auch ein weiterer Gesichtspunkt, 
der insbesondere von den Kirchen und den Fami- 
lienorganisationen angeführt worden ist, nämlich 
die nachteilige Auswirkung eines reinen Kinder- 
geldsystems im Bereich der sog. Annexsteuern zur 
Einkommensteuer, d. h. solcher Steuern, deren Be- 
messungsgrundlage die jeweilige Einkommensteuer 
(Lohnsteuer) darstellt. Der ersatzlose Wegfall der 
bisherigen Kinderermäßigung bei der Einkommen- 
steuer (Lohnsteuer) würde zur Nichtberücksichti- 
gung entsprechender Steuerermäßigungen bei der 
Kirchensteuer, bei einer Ergänzungsabgabe oder 
einem etwaigen Konjunkturzuschlag zur Einkom- 
mensteuer nach den Vorschriften des Stabilitäts- 
gesetzes führen. Eine familiengerechte Erhebung 
dieser sog. Annexsteuern zur Einkommensteuer 
könnte nur durch zusätzliche Regelungen sicher- 
gestellt werden. Die familienpolitisch unerwünsch- 
ten und verfassungsrechtlich nicht unbedenklichen 
Auswirkungen werden durch den hier vorgeschla- 
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genen Abzug der Kinderentlastung von der tarif- 
lichen Einkommensteuer (Lohnsteuer) jedoch ver- 
mieden. Die Bundesregierung folgt mit diesem Vor- 
schlag zugleich den Empfehlungen sowohl der 
Sozialenquetekommission wie auch der Wissen- 
schaftlichen Beiräte bei den Bundesministerien für 
Wirtschaft und Finanzen sowie für Jugend, Familie 
und Gesundheit. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß mit der 
hier vorgeschlagenen Lösung, die z. B. eine weit- 
gehende finanzamtliche Erfassung auch der ein- 
kommensteuer-(lohnsteuer-) unbelasteten Personen 
erfordert, zusätzliche Belastungen der Finanzver- 
waltung verbunden sind. Sie wertet dies als ein 
sehr ernst zu nehmendes Problem, zumal sie sich 
der Arbeitslage in der Finanzverwaltung bewußt 
ist. Sie ist jedoch der Auffassung, daß die Abwick- 
lung des Kinderlastenausgleichs im Besteuerungs- 
verfahren gesamtwirtschaftlich gesehen für die 
Masse der Fälle die im Verhältnis zu anderen Ver- 
fahren verwaltungsmäßig einfachere Lösung ist. 

Die Folgeänderungen aus dem vorgesehenen Kinder- 
lastenausgleich wird die Bundesregierung in dem 
später vorzulegenden Entwurf eines Einführungs- 
gesetzes zum Dritten Steuerreformgesetz Vorschlä- 
gen. Darin wird z. B. die Aufhebung des bestehen- 
den Bundeskindergeldgesetzes und die im Bundes- 
besoldungsgesetz vorzunehmende Verbesserung des 
Ortszuschlags für Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes zum Ausgleich für den Wegfall der Kin- 
derzuschläge enthalten sein. Außerdem wird zu prü- 
fen sein, welche Regelungen nötig sind, um das gel- 
tende überstaatliche und zwischenstaatliche Recht 
mit dem Kinderlastenausgleich abzustimmen. 

Aus den Übersichten auf Seiten 227 und 228 ist zu 
ersehen, welche Veränderungen sich durch die Neu- 
regelung des Kinderlastenausgleichs je nach Ein- 
kommen bzw. Spitzensteuerbelastung der Steuer- 
pflichtigen ergeben werden. Alle diejenigen Steuer- 
pflichtigen, deren Einkommen in der Proportional- 
zone des Einkommensteuertarifs (künftig bis 16 000/ 
32 000 DM zu versteuerndes Einkommen) liegt, er- 
halten beträchtliche Verbesserungen (Spalte 9 der 
Übersicht auf S. 227). Die Entlastungen wirken sich 
aber auch bis in höhere Einkommensbereiche aus, 
so daß von den insgesamt rd. 9,6 Millionen Familien 
mit Kindern (1975) etwa 95 v. H. = 9,1 Millionen 
Familien besser gestellt werden (oder zumindest 
keine Verringerung ihrer Kinderentlastung erfah- 
ren); von den rund 18,2 Millionen Kindern werden 
etwa 17 Millionen stärker als bisher (oder jedenfalls 
in gleichem Maße wie bisher) im Kinderlastenaus- 
gleich berücksichtigt. Die Neuregelung des Kinder- 
lastenausgleichs ist damit ein hervorragender und in 
seiner Bedeutung kaum zu überschätzender Beitrag 
zur Verwirklichung des sozialen Rechtsstaats. 


b) Sonderausgaben und Vorsorgeaufwendungen 

Das geltende Recht faßt unter dem Begriff Sonder- 
ausgaben eine Reihe von Aufwendungen für die 
Lebenshaltung, d. h. Ausgaben, die nicht — wie Be- 


triebsausgaben und Werbungskosten — zur Ein- 
kunftserzielung aufgewendet werden, zusammen, die 
bei der Ermittlung des Einkommens vom Gesamt- 
betrag der Einkünfte abgesetzt werden können. Die 
Hauptgruppe der Sonderausgaben bilden die Auf- 
wendungen zur Lebens- und Altersvorsorge (Sozial- 
versicherungsbeiträge, Beiträge zu privaten Lebens- 
versicherungen und privaten Krankenversicherun- 
gen sowie Bausparbeiträge). Diese Aufwendungen 
sind im Rahmen eines komplizierten Höchstbetrags- 
systems beschränkt abziehbar. Weiter gehören zu 
den Sonderausgaben Kirchensteuer, Vermögens- 
steuer und Steuerberatungskosten. Diese Aufwen- 
dungen sind unbeschränkt abziehbar. Schließlich 
können im Rahmen bestimmter Grenzen auch Auf- 
wendungen für die Berufsausbildung und Spenden 
für steuerbegünstigte Zwecke als Sonderausgaben ab- 
gezogen werden. 

Diese Regelung des Sonderausgabenabzugs wird mit 
sehr unterschiedlicher Zielrichtung kritisiert. Be- 
anstandet wird einerseits, daß der Sonderausgaben- 
abzug schichtenspezifisch wirke, d. h., daß der Be- 
zieher eines höheren Einkommens wegen des Son- 
derausgabenabzugs von der einkommensteuer- 
lichen Bemessungsgrundlage einen höheren Begün- 
stigungseffekt erzielt, als der Bezieher eines klei- 
neren Einkommens. Von anderer Seite wird kriti- 
siert, daß die Sonderausgabenhöchstbeträge des gel- 
tenden Rechts zu niedrig seien; denn sie stellten 
vielfach nicht mehr den Abzug der Sozialversiche- 
rungsbeiträge sicher. Die Kritik ist sich weitgehend 
einig darin, daß die geltende gesetzliche Regelung 
des Sonderausgabenabzugs für Vorsorgeaufwen- 
dungen, insbesondere das Höchstbetragssystem, zu 
kompliziert ist und deshalb vereinfacht werden 
sollte. 

aa) Vorsorgeaufwendungen 

Die Bundesregierung hält es für gerechtfertigt, 
Sozialversicherungsbeiträge, Beiträge zu privaten 
Lebens- und Krankenversicherungen und Bauspar- 
beiträge im Rahmen der Einkommensbesteuerung 
zu berücksichtigen, weil diese Aufwendungen aus 
sozialpolitischen und wohnungsbaupolitischen Grün- 
den erwünscht sind. Dies gilt unabhängig von struk- 
turellen Unterschieden, insbesondere hinsichtlich der 
Freiwilligkeit der Beitragsleistungen und der Ver- 
fügbarkeit über das aufgrund solcher Aufwendungen 
angesammelte Kapital. Die Bundesregierung hält es 
jedoch nicht für gerechtfertigt, daß Vorsorgeaufwen- 
dungen durch den Abzug von der einkommensteuer- 
lichen Bemessungsgrundlage begünstigt werden. 
Diese Art der Begünstigung bewirkt wegen der Pro- 
gression des Einkommensteuertarifs, daß bei gleich 
hohen Aufwendungen die Steuerermäßigung mit 
wachsendem Einkommen zunimmt. Die Steuerermä- 
ßigung beträgt nach dem von der Einkommenshöhe 
abhängigen individuellen Einkommensteuer-Spitzen- 
satz zwischen 19 v. H. und 53 v. H. der Aufwendun- 
gen. Es erhält also derjenige die größte steuerliche 
Entlastung, der einer solchen Begünstigung am we- 
nigsten bedarf. Deshalb schlägt die Bundesregierung 
eine Änderung der Begünstigungsmethode vor. Da- 
mit sich die Entlastung für alle, die Vorsorgeaufwen- 
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düngen leisten, in gleicher Höhe auswirkt, sollen 
diese Aufwendungen künftig nicht mehr von der 
Bemessungsgrundlage, sondern durch einen für 
alle gleichen Vomhundertsatz der geleisteten Auf- 
wendungen von der Steuerschuld abgezogen wer- 
den. Dieser Satz soll mit 22 v. H. dem Steuersatz 
der Proportionalzone des Einkommensteuertarifs 
entsprechen. Innerhalb dieses Tarifbereichs — also 
für steuerpflichtige Einkommen bei Nichtverheira- 
teten bis zu 16 000 DM und bei Ehegatten bis zu 
32 000 DM — führt die neue Begünstigungsmethode 
im Ergebnis zu keiner Änderung gegenüber dem bis- 
herigen Verfahren. Außerdem ermöglicht diese 
Systemumstellung haushaltsmäßig eine der Entwick- 
lung der Verhältnisse angepaßte Festsetzung der 
berücksichtigungsfähigen Höchstbeträge, so daß die 
Anreizwirkung dieser Steuervergünstigung aufrecht 
erhalten bleibt. Als neue Höchstbeträge sind für 
Versicherungs- und Bausparbeiträge zusammen 
5400 DM und im Fall der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten 10 800 DM vorgesehen. Diese Beträge ! 
erhöhen sich für jedes Kind um 600 DM. Für Ver- | 
Sicherungsbeiträge soll ein zusätzlicher Höchstbe- j 
trag von 4200 DM und im Fall der Zusammenveran- j 
lagung von Ehegatten von 8400 DM gewährt wer- ! 
den. Dieses erhebliche zusätzliche Vorsorgevolumen 
steht uneingeschränkt insbesondere Selbständigen 
zur Verfügung; bei Arbeitnehmern wird es um die 
steuerfreien Beiträge des Arbeitgebers zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung des Arbeitnehmers ver- 
mindert. 

Die bisherige Verdoppelung der Höchstbeträge für 
über 50jährige kann angesichts der starken allge- 
meinen Erhöhung im Rahmen der Gesamtkonzeption 
nicht beibehalten werden. Die Einzelheiten dieser 
Änderung und ihre steuerlichen Auswirkungen sind 
in den Übersichten auf den Seiten 229 und 230 darge- 
stellt. 

Die Bundesregierung ist der Steuerreformkommis- 
sion (vgl. Gutachten der Steuerreformkommission 
vom 30. März 1971 — Schriftenreihe des Bundes- 
ministeriums der Finanzen, Heft 17, Tz. 11/228 ff.) 
nicht gefolgt, die empfohlen hat, Lebens- und Alters- 
vorsorgeaufwendungen durch einen Pauschalbetrag 
von 30 v. H. des Gesamtbetrags der Einkünfte, be- 
grenzt für Ledige auf 6000 DM und für Verheira- 
tete auf 12 000 DM, abzugelten. Dieser Vorschlag 
hätte zwar zu einer erheblichen Vereinfachung ge- 
führt, mußte aber verworfen werden, weil die be- 
denklichen Auswirkungen eines Abzugs von der Be- 
messungsgrundlage nicht beseitigt, sondern noch 
verstärkt worden wären. Der Abzugsbetrag würde 
nämlich mit der Höhe der Einkünfte steigen. Hinzu 
kommt, daß eine pauschale Abgeltung die gewollte 
Anreizwirkung zur Leistung freiwilliger Vorsorge- 
aufwendungen beseitigen würde. 

Mit dem Vorschlag, Vorsorgeaufwendungen nicht 
wie bisher im Rahmen der steuerlichen Bemessungs- 
grundlage vom Gesamtbetrag der Einkünfte, son- 
dern von der Steuerschuld abzuziehen, wird das 
Prinzip der Besteuerung nach der Leistungsfähig- 
keit nicht verletzt. Aus diesem Prinzip kann allen- 
falls die Berücksichtigung bestimmter Ausgaben 


überhaupt, nicht aber das Ausmaß der durch diesen 
Ausgabenabzug eintretenden Steuerermäßigung ab- 
geleitet werden. Steuersystematische Überlegungen 
hierzu ergeben nämlich folgendes: 

Vorsorgeaufwendungen sind — wie auch andere 
Sonderausgaben — an sich Kosten der Lebenshal- 
tung, also Ausgaben, die einkommensteuerrechtlich 
grundsätzlich nicht abzugsfähig sind, weil sie nicht 
zur Erzielung von Einkünften dienen, sondern Ein- 
künfteverwendung darstellen. Bei Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten, die der Erzielung von Ein- 
künften dienen, ist der unmittelbare Abzug von den 
durch ihren Einsatz erzielten Einnahmen, d. h. von 
| der einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlage 
I grundsätzlich deshalb gerechtfertigt, weil nur auf 
| diese Weise der Wechselwirkung von Einnahmen 
| und sie bedingenden Ausgaben Rechnung getragen 
| werden kann. Anders ist es bei den Kosten der 
Lebenshaltung, die grundsätzlich der freien Dispo- 
sition jedes einzelnen Steuerpflichtigen unterliegen. 
Ihre generelle steuerliche Berücksichtigung würde 
dazu führen, daß jeder Steuerpflichtige seine steuer- 
liche Belastung willkürlich selbst gestalten könnte. 
Deshalb sind Lebenshaltungskosten steuerlich grund- 
sätzlich nicht abziehbar. Daraus ergibt sich, daß 
die Forderung, Vorsorgeaufwendungen steuerlich 
zu berücksichtigen, nicht darauf gestützt werden 
kann, es sei systemimmanent, also schon im Rah- 
men der fiskalischen Zweckbestimmung der Einkom- 
menbesteuerung zwingend, Aufwendungen steuer- 
lich zu berücksichtigen, die als Kosten der Lebens- 
haltung zu qualifizieren sind. Wenn der Gesetz- 
geber für bestimmte Lebenshaltungskosten, insbe- 
sondere für Vorsorgeaufwendungen, ausnahms- 
weise eine Berücksichtigung bei der Einkommens- 
besteuerung zuläßt, so verfolgt er damit außer- 
fiskalische Ziele, insbesondere das, einen steuer- 
lichen Anreiz zur eigenverantwortlichen Lebens- 
und Altersvorsorge zu geben und damit letztlich 
die Gemeinschaft von Sozialaufgaben zu entlasten. 
Daraus folgt, daß der Gesetzgeber frei ist, das Aus- 
maß zu bestimmen, in dem Vorsorgeaufwendungen 
bei der Einkommensteuer berücksichtigt werden 
sollen. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
das Ausmaß der steuerlichen Begünstigung bei 
gleicher Vorsorgeaufwendung für jeden Steuer- 
pflichtigen gleich sein sollte. 

bb) Sonstige Sonderausgaben 

Von den übrigen bisher als Sonderausgaben zu be- 
rücksichtigenden Aufwendungen sollen künftig nur 
noch Renten und andere dauernde Lasten, Kirchen- 
steuer, der in den Lastenausgleichsabgaben enthal- 
tene Zinsanteil, Steuerberatungskosten, Aufwendun- 
gen für die eigene Berufsausbildung sowie Spenden 
für steuerbegünstigte Zwecke abziehbar sein. 

Die Vermögensteuer soll künftig — in Übereinstim- 
mung mit den Vorschlägen der Steuerreformkom- 
mission (vgl. Tz. 11/445 und VII/97 des Gutach- 
tens) — - nicht mehr als Sonderausgabe abziehbar 
sein. Dies ist sowohl aus Gründen der sozialen 
Gerechtigkeit als auch der Steuersystematik gebo- 
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ten. Der Vermögensteuerabzug ist nach dem 2. Welt- 
krieg als Ausgleich für die damals stark überhöhten 
Einkommensteuersätze der Kontrollratsgesetzge- 
bung eingeführt worden. Diese Gründe sind weg- 
gefallen. Der Vermögensteuerabzug führt bei einem 
progressiven Einkommensteuertarif dazu, daß die 
effektive Belastung, die durch die Besteuerung des 
Vermögens eintritt, mit steigendem Einkommen 
sinkt. Diese Wirkung ist ungerechtfertigt. 

Der Vermögensteuerabzug soll allerdings nicht er- 
satzlos aufgehoben werden. Der Entwurf eines 
neuen Vermögensteuergesetzes, den die Bundes- 
regierung mit dem Entwurf eines Zweiten Steuer- 
reformgesetzes vorgelegt hat (Drucksache U/3418), 
sieht zum Ausgleich eine Erhöhung der Freibeträge 
sowie eine Senkung des Steuersatzes für natürliche 
Personen von 1 v. H. auf 0,7 v. H. vor. 


c) Einkommensteuertarif 

Das der Einkommensteuer zugrunde liegende Prin- 
zip der Besteuerung nach der finanziellen Leistungs- 
fähigkeit findet seinen sichtbarsten Ausdruck in der 
Gestaltung des Einkommensteuertarifs. Während 
die verschiedenen Abzugsbeträge — nach gelten- 
dem Recht vom Gesamtbetrag der Einkünfte, nach 
dem Reformvorhaben der Bundesregierung zum Teil 
von der Steuer - — die persönlichen Verhältnisse des 
Steuerpflichtigen nach Familienstand und nach den 
Sonderbelastungen im Einzelfall berücksichtigen, 
gilt der Einkommensteuertarif einheitlich für alle 
Steuerpflichtigen — gleich ob Arbeitnehmer, ge- 
werblicher Unternehmer oder freiberuflich Tätiger. 
Er setzt die Einkommensteuer ausschließlich im Ver- 
hältnis zur Höhe des zu versteuernden Einkommens 
fest. Für verheiratete Steuerpflichtige, soweit diese 
nicht die getrennte Veranlagung wählen, wird das 
Splittingverfahren angewandt. Aber auch für diesen 
Personenkreis gilt der einheitliche und allgemeine 
Steuertarif, der insoweit im allgemeinen Sprachge- 
brauch vielfach als Splittingtarif bezeichnet wird. 

Der geltende Einkommensteuertarif ist wie folgt 
aufgebaut: 

— Durch den Grundfreibetrag von z. Z. 1 680 DM 
wird von dem zu versteuernden Einkommen in 
jedem Fall ein entsprechender Teil steuerfrei 
gelassen (Null-Zone); 

— an die Null-Zone schließt sich für zu ver- 
steuernde Einkommen von 1 680 DM bis 8000 DM 
die sogenannte Proportionalzone an. In diesem 
Bereich unterliegt das zu versteuernde Einkom- 
men der Besteuerung mit einem Steuersatz von 
gleidibleibend 19 v. H.; 

— zu versteuernde Einkommensbeträge von 
8 000 DM bis 110 000 DM fallen in die soge- 
nannte Progressionszone des Einkommensteuer- 
tarifs. In diesem Einkommensbereich nimmt die 
Einkommensteuerschuld mit der Höhe des Ein- 
kommens überprotortional zu, wobei die Pro- 
gression durch mathematische Formeln entspre- 
sprechend dem vom Gesetzgeber bestimmten Be- 
lastungsverlauf genau festgelegt ist. Der Spitzen- 


steuersatz — also der Prozentsatz, mit dem je- 
weils der marginale Teil des Einkommens (30- 
bzw. 60-DM-Stufen) besteuert wird — , erhöht sich 
dabei, an den Steuersatz der Proportionalzone 
anknüpfend, gleichmäßig von 19 v. H. bei 
8 000 DM Einkommen auf 53 v. H. bei einem 
zu versteuernden Einkommensbetrag von 
110 000 DM; 

— zu versteuernde Einkommensbeträge von mehr 
als 110 000 DM fallen in die sogenannte obere 
Proportionalzone des Einkommensteuertarifs. 
Soweit das Einkommen diesen Betrag übersteigt, 
wird es gleichbleibend mit dem Spitzensteuer- 
satz von 53 v. H. belastet. 

Wenn auch nicht Teil des Einkommensteuertarifs, so 
ist doch die Ergänzungsabgabe, die seit 1968 er- 
hoben wird, im Zusammenhang mit der Einkommen- 
steuerbelastung zu sehen. Für zu versteuernde Ein- 
kommen von 16 000/32 000 DM (Ledige/Verheira- 
tete) und mehr beträgt diese Abgabe 3 v. H. der 
Einkommensteuer, so daß heute — wirtschaftlich ge- 
sehen — der Spitzensteuersatz bei der Einkommen- 
steuer nicht 53 v. H., sondern 54,59 v. H. beträgt. 

Mit dem neuen Einkommensteuertarif hält die Bun- 
desregierung an der 1958 geschaffenen Proportional- 
zone fest, obwohl sie nicht verkennt, daß auch 
Gründe für eine durchgehend progressive Be- 
steuerung angeführt werden können. Sie folgt mit 
dieser Entscheidung dem einstimmigen Beschluß der 
Länderfinanzminister vom 7. Mai 1971, wonach für 
das Besteuerungsverfahren bei Arbeitnehmern auf 
eine Proportionalzone nicht verzichtet werden kann, 
solange nicht größere Fortschritte auf dem Gebiet 
der Automation der Steuerfestsetzung erzielt sind. 
Eine durchgehend progressive Besteuerung würde 
nach Auffassung der Länderfinanzminister zu un- 
tragbaren Mehrbelastungen der Finanzverwaltung 
führen, weil zu viele Arbeitnehmer zusätzlich zur 
Einkommensteuer veranlagt werden müßten. 

Der Gesetzentwurf sieht die Erhöhung des seit 1958 
unverändert gebliebenen Grundfreibetrags von 
1 680 DM auf 3 000 DM und die Anhebung des Pro- 
portionalsteuersatzes von 19 v. H. auf 22 v. H. vor. 
Der mit der Erhöhung des Grundfreibetrags ver- 
bundene steuerliche Vorteil ist für die Bezieher 
kleiner Einkommen im Verhältnis zur bisherigen 
Steuer relativ größer als für die Bezieher höherer 
Einkommen. Sie ist damit eine wesentliche Maß- 
nahme zur steuerlichen Entlastung der unteren Ein- 
kommensschichten. Durch die Erhöhung des Propor- 
tionalsteuersatzes tritt für Steuerpflichtige, deren 
Einkommen im Bereich der Proportionalzone liegt, 
dennoch keine Mehrbelastung ein, weil die Steuer- 
satzanhebung durch die Erhöhung des Grundfreibe- 
trags mehr als ausgeglichen wird. Andererseits 
wird — relativ gesehen — eine zu starke Entlastung 
der Einkommen, die im oberen Bereich der Propor- 
tionalzone liegen, durch die Anhebung des Propor- 
tionalsteuersatzes vermieden. 

Die bisherigen Grenzen für die proportionale Be- 
steuerung werden von 8 000/16 000 DM (Ledige/ 
Verheiratete) auf 16 000/32 000 DM erhöht, um wei- 
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die Mehrzahl der Steuerpflichtigen ergibt. Außer 
den aufgezählten, sozialpolitisch besonders wichti- 
gen Maßnahmen ist noch die vorgesehene Erhöhung 
des Arbeitnehmerfreibetrags von 240 DM auf 600 
DM — bei gleichzeitiger Änderung der Entlastungs- 
wirkung durch Abzug von der tariflichen Steuer statt 
wie bisher vom Bruttoarbeitslohn — von besonderer 
Bedeutung, weil hiervon die Masse der Einkommen- 
steuerpflichtigen, nämlich alle unselbständig Be- 
schäftigten, betroffen wird. 

Die Übersichten auf S. 234 bis 237 zeigen die kombi- 
nierte Auswirkung dieser wichtigsten Maßnahmen 
für Arbeitnehmer in Abhängigkeit von der Höhe des 
Einkommens und vom Familienstand für das Jahr 
1976, also ein Jahr nach dem Inkrafttreten des neuen 
Einkommensteuerrechts. 

Für Selbständige lassen sich die Auswirkungen der 
Steuerreform wegen der Sonderheiten des Einzel- 


terhin die Mehrzahl der Steuerpflichtigen im Propor- 
tionalbereich des Steuertarifs zu erfassen. 

Der progressiv gestaltete Bereich des Einkommen- 
steuertarifs setzt durch die Verlängerung der Pro- 
portionalzone erst bei einem zu versteuernden Ein- 
kommen von 16 000/32 000 DM (Ledige/Verheira- 
tete) ein. Um zu vermeiden, daß mit dieser auf ver- 
waltungstechnische Vorteile abzielenden Maßnahme 
nichtgewollte, weiterreichende Entlastungen der 
Einkommen oberhalb der Proportionalzone ein- 
treten, ist es erforderlich, die Progression nicht mit 
dem Proportionalsteuersatz von 22 v. H. beginnen 
zu lassen — wie es bei dem derzeitigen Steuertarif 
der Fall ist — , sondern mit 30,8 v. H. 

Der Belastungsverlauf des neuen Einkommen- 
steuertarifs gegenüber dem geltenden Steuertarif 
— ohne Ergänzungsabgabe — ergibt sich im einzel- 
nen aus den Übersichten auf S. 231 bis 233. Die Ent- 
lastungen gegenüber dem jetzigen Einkommensteuer- 
tarif gehen bis zu einem zu versteuernden Einkom- 
men von etwa 40 000 DM bei Ledigen bzw. 80 000 DM 
bei Verheirateten. Wenn man die heute noch zu 
zahlende, künftig aber wegfallende Ergänzungsab- 
gabe zur Einkommensteuer in den Vergleich einbe- 
zieht, gehen die Entlastungen bis etwa 80 000 DM 
(Ledige) bzw. 160 000 DM (Verheiratete); denn durch 
den vorgesehenen Wegfall der Ergänzungsabgabe 
schlagen sich Tariferhöhungen nur insoweit als 
Mehrbelastungen nieder, als sie mehr als 3 v. H. 
betragen. Durch die Reform des Einkommensteuer- 
tarifs entsprechend den Plänen der Bundesregie- 
rung wird ein wesentlicher Teil des selbständigen 
und unselbständigen Mittelstandes entlastet oder 
zumindest nicht stärker belastet als bisher. 

Bei der Neugestaltung des Einkommensteuertarifs 
ist wegen der vom Deutschen Bundestag bei der 
Verabschiedung des Gemeindefinanzreformgesetzes 
am 18. Juni 1969 gefaßten Entschließung auch ge- 
prüft worden, ob und ggf. in welcher Form die in 
Artikel 106 Abs. 5 Satz 3 des Grundgesetzes enthal- 
tene Ermächtigung ausgeschöpft und den Gemein- 
den für den Gemeindeanteil an der Einkommen- 
steuer ein Hebesatzrecht eingeräumt werden könnte. 
Die Überlegungen haben ergeben, daß die Einfüh- 
rung des Hebesatzrechts mit erheblichen technischen 
Schwierigkeiten verbunden wäre. Die Bundesregie- 
rung ist deshalb der Auffassung, daß die Einkom- 
mensteuerreform im jetzigen Zeitpunkt nicht mit 
der Einführung des Hebesatzrechts belastet werden 
sollte. Sie schlägt vielmehr vor, zunächst Erfahrun- 
gen aus der praktischen Anwendung des geänderten 
Einkommensteuerrechts zu sammeln und erst da- 
nach die Einführung des Hebesatzrechts abschlie- 
ßend zu prüfen. 

d) Belastungsvergleich 

Wesentlich für die Beurteilung der von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Reformmaßnahmen auf 
dem Gebiet des Kinderlastenausgleichs, des Sonder- 
ausgabenabzugs und des Einkommensteuertarifs ist 
die steuerliche Auswirkung, die sich hierdurch für 


falls, insbesondere auf dem Gebiet der Vorsorge- 
aufwendungen (keine Pflichtversicherung entspre- 
chend der Sozialversicherung für Arbeitnehmer) so- 
wie der Vermögensteuerbelastung nicht allgemein- 
gültig darstellen. Deshalb ist insoweit auf eine 
tabellarische Darstellung der Entlastungswirkungen 
verzichtet worden. 


2. Weitere bedeutsame Neuerungen 

a) Arbeitnehmer-Ermäßigung 

Arbeitnehmern wird seit 1965 ein steuerfreier Be- 
trag von 240 DM jährlich zum Ausgleich dafür ge- 
währt, daß sie im Lohnabzugsverfahren ihre Steuer 
zeitnäher als die veranlagten Steuerpflichtigen ent- 
richten müssen. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß diese Arbeitnehmervergünstigung in 
ihrer Auswirkung erheblich verbessert werden 
muß. Sie schlägt deshalb eine Erhöhung dieser Ver- 
günstigung auf 600 DM vor. 

Die aus dieser Erhöhung erzielbare Senkung der 
Steuerbelastung ist ein angemessener Ausgleich für 
die verfahrensrechtliche Benachteiligung des lohn- 
steuerpflichtigen Arbeitnehmers gegenüber den ver- 
anlagten Steuerpflichtigen. Die unterschiedliche 
Höhe dieses Ausgleichs in Abhängigkeit von dem 
Progressionsverlauf des Einkommensteuertarifs er- 
scheint jedoch nicht gerechtfertigt. Die Bundesregie- 
rung schlägt deshalb weiter vor, den Arbeitnehmer- 
freibetrag in einen Abzugsbetrag von der tariflichen 
Steuer umzuwandeln, der die durch den Arbeit- 
nehmerfreibetrag im Regelfall eintretende Steuer- 
ermäßigung allen Arbeitnehmern in gleichem Um- 
fang gewährt. 

b) Lohnsteuerverfahren 

Die Bundesregierung sieht die Reform des gegen- 
wärtigen Lohnsteuerverfahrens mit dem Ziel einer 
Arbeitsentlastung für die Finanzämter als einen 
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besonderen Schwerpunkt der Einkommensteuer- 
reform an. Kennzeichnend für das gegenwärtige 
■Lohnsteuerverfahren ist, daß für annähernd 25 Mil- 
lionen Arbeitnehmer im Jahre 1972 etwa 6 Millio- 
nen Einkommensteuer-Veranlagungen, 7 Millionen 
Lohnsteuer-Ermäßigungsfälle und 13 Millionen 
Lohnsteuer-Jahresausgleichsanträge bearbeitet wer- 
den mußten. Die damit für die Finanzverwaltung 
verbundene Arbeitsbelastung ist kaum noch tragbar. 
Bei der Vorbereitung der Steuerreform ist daher 
frühzeitig nach Lösungsmöglichkeiten gesucht wor- 
den, wie der mit dem gegenwärtigen Lohnsteuer- 
verfahren verbundene Arbeitsanfall eingeschränkt 
werden könne. Dabei konnte ein oft vorgebrachter 
Lösungsvorschlag nicht aufgegriffen werden, der 
eine Verringerung der Antragsfälle im Lohnsteuer- 
verfahren durch eine großzügige Anhebung der be- 
stehenden Pauschbeträge vorsieht. Eine solche Lö- 
sung würde wegen der für den einzelnen unter- 
schiedlichen Freibetragswirkung der Pauschbeträge 
dem Grundsatz einer gleichmäßigen Besteuerung zu- 
widerlaufen. Sie würde im übrigen auch mit sehr 
erheblichen Steuermindereinnahmen verbunden 
sein. 

Es wurden deshalb von Anfang an umfassendere 
Verfahrensänderungen angestrebt. Die Bestrebun- 
gen waren in erster Linie darauf gerichtet, das 
Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren einzuschränken 
oder sogar für den Normalfall entbehrlich zu 
machen, im übrigen das Lohnsteuerverfahren mehr 
als bisher zu automatisieren und die verbleibende 
Verwaltungsbelastung gleichmäßiger über ein Ka- 
lenderjahr zu verteilen. 

Im Rahmen dieser Bestrebungen sind verschiedene 
Modellösungen entwickelt und in einer von Bund 
und Ländern gemeinsam durchgeführten Unter- 
suchung auf ihre Tauglichkeit und ihre Wirkungen 
hin getestet worden. Die Grundzüge dieser Modell- 
lösungen und die Testergebnisse könnnen wie folgt 
zusammengefaßt werden: 

aa) Allgemeines Veranlagungsverfahren 
für Arbeitnehmer 

Nach diesem Modell sollen Arbeitnehmer wie alle 
anderen Steuerpflichtigen alljährlich zur Einkom- 
mensteuer veranlagt werden. Die Lohnsteuer soll 
hierbei als eine Art Einkommensteuervorauszah- 
lung beibehalten werden. An die Stelle der her- 
kömmlichen Lohnsteuerkarte soll eine Steuerabzugs- 
bescheinigung treten, die zusammen mit dem jähr- 
lichen Steuerbescheid erteilt wird und in der ein den 
persönlichen Verhältnissen des Arbeitnehmers ent- 
sprechender Freibetrag ausgewiesen wird. Das Lohn- 
steuerermäßigungs- und das Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleichsverfahren könnten entfallen. Mit dem 
Veranlagungsverfahren soll die Gewährung von 
Sparprämien und ggf. anderer Geldleistungen ver- 
bunden werden. Das Modell entspricht dem Vor- 
schlag der Steuerreformkommission 1971 (Tz. II/ 
775 ff. des Gutachtens). Bei der Untersuchung hat 
sich gezeigt, daß eine Lösung im Sinne dieses Mo- 
dells beim gegenwärtigen Stand der Automation 
in der Finanzverwaltung erhebliche Mehrbelastun- 


gen für die Finanzverwaltung mit sich bringen 
würde, die nach Auffassung der Länderfinanzmini- 
ster nicht tragbar sind. Die Mehrbelastungen er- 
geben sich unter anderem daraus, daß das Modell 
eine lückenlose finanzamtliche Erfassung aller 
Arbeitnehmer mit einer — angesichts der hohen 
Fluktuationsrate, insbesondere bei Gastarbeitern - — 
aufwendigen Fortschreibung des Adressenbestan- 
des und die Realisierung von Steuernachforderungen 
in großem Umfange erfordert. Die mit diesem Mo- 
dell verbundene Einbeziehung der Sparprämien und 
anderer Geldleistungen in das Besteuerungsverfah- 
ren ist auch ohne eine allgemeine Veranlagung der 
Arbeitnehmer möglich. 

bb) Zusammenfassung des Lohnsteuer-Ermäßigungs- 
verfahrens mit dem Lohnsteuer-Jahresaus- 
gteichsverfahren 

Dieses Modell sieht vor, daß ein Freibetrag in Form 
einer Steuerabzugsbescheinigung nur im Zusammen- 
hang mit einem Lohnsteuer-Jahresausgleich oder 
einer Einkommensteuerveranlagung für das Vorjahr 
beantragt werden kann. Lohnsteuerkarte und Lohn- 
steuerabzug sollen in der bisherigen Form bestehen 
bleiben, jedoch wird die bisherige Freibetragseintra- 
gung auf der Lohnsteuerkarte durch die Steuer- 
abzugsbescheinigung ersetzt. Um eine korrekte Be- 
steuerung in allen Fällen zu gewährleisten, sieht das 
Modell andererseits vor, daß alle Arbeitnehmer, die 
eine Steuerabzugsbescheinigung erhalten haben, 
nachfolgend zur Einkommensteuer zu veranlagen 
sind. Die Untersuchung ergab, daß auch diese 
Lösung, der die Bundesregierung zunächst einen 
gewissen Vorrang eingeräumt hatte, nicht zu der 
gewünschten Entlastung für die Finanzverwaltung 
führen würde. Der durch eine automatisierte Ver- 
bindung von Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren und 
Jahresausgleichsverfahren erzielbaren Verwaltungs- 
vereinfachung würden neue Belastungen aus der 
Handhabung der Steuerabzugsbescheinigungen ent* 
gegenwirken. 


cc) Einschränkung des Lohnsteuer-Ermäßigungsver- 
fahrens 

Dieses Modell sieht vor, daß im Lohnsteuer-Ermäßi- 
gungsverfahren nur sachlich und betragsmäßig be- 
grenzte Aufwendungen geltend gemacht werden 
können; daneben sollen die Arbeitnehmerbeiträge 
zur Sozialversicherung ohne vorherige Eintragung 
auf der Lohnsteuerkarte vom Arbeitgeber bei der 
Ermittlung der Lohnsteuer berücksichtigt werden. 
Die Untersuchung ergab, daß dieses im wesent- 
lichen von einem „Arbeitskreis Lohnsteuer" beim 
Bundesfinanzministerium entwickelte und in der 
Zwischenzeit von den Länderfinanzministern be- 
fürwortete Modell beim gegenwärtigen Stand der 
Automation in der Finanzverwaltung eine gewisse 
Verwaltungsentlastung verspricht. 


Aufgrund der Untersuchungsergebnisse schlägt die 
Bundesregierung in Anlehnung an die sich in der 
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Untersuchung als beste erwiesene Lösung ein Bün- 
del von Maßnahmen vor, die auf eine Vereinfachung 
des Lohnsteuerverfahrens im Sinne einer Verwal- 
tungsentlastung gerichtet sind. 

In erster Linie ist die Einführung einer Vorsorge- 
pauschale zu nennen, durch die der in diesem Ge- 
setzentwurf vorgesehene Abzug von Vorsorge- 
aufwendungen von der tariflichen Steuer für die 
gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge und gleich- 
gestellte Versicherungsaufwendungen des Arbeit- 
nehmers pauschaliert wird. Durch die Einarbeitung 
der Vorsorgepauschale in die Lohnsteuertabelle 
wird das Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren von den 
Versicherungsaufwendungen der Arbeitnehmer be- 
freit, die gegenwärtig den Hauptantragsgrund in 
diesem Verfahren bilden. Die Arbeitnehmer erlan- 
gen dadurch gleichzeitig den Vorteil einer zeit- 
nahen steuerlichen Berücksichtigung ihrer Auf- 
wendungen, ohne daß die Arbeitgeber zusätzlich 
belastet werden. 

Die zweite Entlastungsmaßnahme ist die Einschrän- 
kung des Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahrens, deren 
Auswirkungen auf die Arbeitnehmer durch den 
Pauschalabzug der Versorgeaufwendungen weit- 
gehend abgemildert werden. Diese Einschränkung 
wird dadurch erreicht, daß 

— der Altersfreibetrag und die Körperbehinderten- 
pauschbeträge von Amts wegen durch die Ge- 
meinden auf den Lohnsteuerkarten einzutragen 
isind, 

— Vorsorgeaufwendungen im Lohnsteuer-Ermäßi- 
gungsverfahren nicht mehr geltend gemacht wer- 
den können, 

— ■ die Übertragungsmöglichkeit für in einem Dienst- 
verhältnis nicht ausgeschöpfte Freibeträge auf 
ein anderes Dienstverhältnis ausgeräumt wird, 

— Werbungskoisten, Sonderausgaben und außerge- 
wöhnliche Belastungen im Lohnsteuer-Ermäßi- 
gungsverfahren nur noch dann geltend gemacht 
werden können, wenn sie insgesamt einen Be- 
trag von 1 800 DM jährlich übersteigen. 

Die dritte Maßnahme von Gewicht ist eine Neuge- 
staltung der Lohnisteuertabellen für die Steuerklas- 
sen IV, V und VI. Diese Maßnahme führt dazu, daß 
Ehegatten, die beide Arbeitnehmer sind und die für 
den Lohnsteuerabzug die Steuerklasse IV wählen, 
von der bisherigen Pflicht zur Einkommensteuer- 
Veranlagung befreit werden. Die Zahl der Arbeit- 
nehmerveranlagungen wird sich deshalb erheblich 
vermindern. Die Neugestaltung der Lohnsteuer- 
tabellen für die Steuerklassen V und VI führt zu 
einer wesentlichen Verringerung der Steuernach- 
forderungen, die in diesen Fällen entstehen kön- 
nen, wenn eine Veranlagung zur Einkommensteuer 
durchzuführen ist. Die Verringerung der Veranla- 
gungsfälle und die Einschränkungen der Steuernach- 
forderungen führen zu einer erheblichen Entlastung 
der Finanzverwaltung. 

Die vierte Vereinfachungsmaßnahme besteht in der 
dem Arbeitgeber eingeräumten Möglichkeit, sämt- 


liche dem Arbeitnehmer entstehenden Werbungs- 
kosten steuerfrei zu ersetzen. In dem Umfange, in 
dem von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, 
wird es dem Arbeitnehmer erspart, seine Aufwen- 
dungen im einzelnen dem Finanzamt gegenüber gel- 
tend zu machen; dementsprechend wird die Finanz- 
verwaltung einer Einzelfallprüfung enthoben. 

Alle diese Maßnahmen haben neben der erheb- 
lichen Vereinfachungswirkung für die Finanzver- 
waltung auch vorteilhafte Auswirkungen für die 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Die Bundesregie- 
rung ist daher der Überzeugung, daß sie mit ihrem 
Konzept zur Vereinfachung des Lohnsteuerverfah- 
rens einen im Rahmen der gegenwärtigen tech- 
nischen Möglichkeiten optimalen Lösungsvorschlag 
vorlegt. 

c) Besteuerung der Einkünfte im Alter 

Bei der Besteuerung der im Alter bezogenen Ein- 
künfte hat die Bundesregierung der Kritik an der 
gegenwärtigen unterschiedlichen Besteuerung von 
Sozialrenten, Pensionen und anderen Alterseinkünf- 
ten, die zu erheblichen Belastungsunterschieden bei 
den verschiedenen Arten von Altersbezügen führt, 
durch zwei Maßnahmen Rechnung getragen. Sie hat 
einmal den Versorgungs-Freibetrag für Pensionen 
von derzeit 25 v. H. der Pension, höchstens 2 400 DM 
jährlich, auf 40 v. H., höchstens 4 800 DM erhöht. 
Damit wird eine stärkere Angleichung der Be- 
steuerung von Sozialrenten und Pensionen erreicht. 
Hierdurch sowie durch die vorgesehene Anhebung 
des tariflichen Grundfreibetrags und die Neurege- 
lung der Arbeitnehmer-Ermäßigung werden die 
Pensionen steuerlich spürbar entlastet, in vielen 
Fällen sogar gänzlich von der Einkommensteuer 
freigestellt. Dem Vorschlag der Steuerreformkom- 
mission (vgl. Tz. 11/366 des Gutachtens), die volle 
steuerliche Gleichbehandlung von Sozialrenten und 
Pensionen in der Weise herbeizuführen, daß die 
Pensionen ebenso wie die Sozialrenten nur mit dem 
sogenannten Ertragsanteil besteuert werden, konnte 
die Bundesregierung aus rechtssystematischen, haus- 
haltsmäßigen und — wegen der starken Begünsti- 
gung bei hohen Pensionen — auch aus sozialpoli- 
tischen Gründen nicht folgen. 

Mit der zweiten Maßnahme werden erstmals ge- 
zielt auch diejenigen Steuerpflichtigen im Alter be- 
günstigt, die weder eine Sozialrente noch eine Pen- 
sion beziehen und die bisher lediglich durch den 
sog. Altersfreibetrag von 720 DM jährlich eine ge- 
wisse steuerliche Entlastung erfahren haben. Der 
neue Altersentlastungsbetrag wird über 64 Jahre 
alten Steuerpflichtigen für diejenigen Einkünfte ge- 
währt, die weder Sozialrenten noch Pensionen sind. 
Er beträgt 40 v. H. dieser nichttypischen Altersein- 
künfte und ist pro Einkommensbezieher auf 2400 DM 
jährlich begrenzt. Diese Entlastung kommt damit 
auch Rentnern oder Pensionären zugute, die neben 
ihrer Sozialrente oder ihrem Ruhegehalt noch an- 
dere Einkünfte, etwa aus Kapitalvermögen oder 
aus Vermietung und Verpachtung, aber auch aus 
aktiver Berufstätigkeit beziehen. 


219 



Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperi ode 


d) Sparer-Freibetrag 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die Spar- 
tätigkeit breiter Bevölkerungsschichten insbeson- 
dere aus kapitalmarkt- sowie aus gesellschafts- und 
eigentumspolitischen Gründen besonders bedeutsam. 
Nach dem geltenden Recht wird zwar ein Wer- 
bungskosten-Pauschbetrag bei Einkünften aus Kapi- 
talvermögen in Höhe von jährlich 150 DM gewährt, 
der sich bei zusammenveranlagten Ehegatten auf 
300 DM erhöht. Dieser Pauschbetrag wirkt sich, da 
bei der überwiegenden Zahl der Sparer regelmäßig 
Werbungskosten bei Einkünften aus Kapitalvermö- 
gen nicht oder nur in geringem Umfang anfallen, 
steuerlich wie ein Freibetrag aus. Diese Vergünsti- 
gung wird aber von den Sparern insbesondere im 
Hinblick darauf nicht mehr als ausreichend ange- 
sehen, daß sie heute ein höheres Sparguthaben als 
früher zur Verfügung haben möchten, um gegen- 
über den Wechselfällen des Lebens gesichert zu sein. 
Seit der Einführung des Werbungskosten-Pauschbe- 
trags sind die Sparguthaben und damit die Kapital- 
erträge nicht unerheblich angestiegen. Um diese be- 
sonders förderungswürdige eigenverantwortliche 
Vorsorge der Bürger durch Sparen auch künftig zu 
erhalten, sieht es die Bundesregierung als gerecht- 
fertigt an, die Kapitalerträge aus einem bestimmten 
Sockelsparvermögen steuerlich zu schonen. Zur Er- 
reichung dieses Ziels sieht der Entwurf die Einfüh- 
rung eines Sparer-Freibetrags in Höhe von 300 DM, 
bei zusammenveranlagten Ehegatten in Höhe von 
600 DM, vor. Die Gewährung eines Sparer-Freibe- 
trags ermöglicht es, den bisher zu hoch bemessenen 
Werbungskosten-Pauschbetrag von 150/300 DM auf 
100/200 DM zu ermäßigen. Die Neuregelung bedeu- 
tet, daß künftig bei einem angenommenen durch- 
schnittlichen Ertrag von 5 v. H. bei einem Ledigen 
die Erträge aus einem Kapitalvermögen von 8000 
DM und bei einem Verheirateten von 16 000 DM 
steuerlich nicht erfaßt werden. 

Da für Arbeitnehmer mit kleinem und mittlerem Ein- 
kommen die Veranlagungsfreigrenze von 800 DM 
erhalten bleibt, führt der Sparer-Freibetrag bei die- 
sen Arbeitnehmern dazu, daß sie erst dann veran- 
lagt zu werden brauchen, wenn ihre gesamten 
Nebeneinkünfte (Kapitaleinkünfte, Mietwert der 
eigenen Wohnung usw.) bei einem Ledigen 1100 
DM und bei zusammenveranlagten Ehegatten 1400 
DM jährlich übersteigen. Sind als Nebeneinkünfte 
nur Kapitalerträge vorhanden, so werden hier die 
Einnahmen aus Kapitalvermögen erst dann besteu- 
ert, wenn sie bei einem Ledigen 1200 DM und bei 
zusammenveranlagten Ehegatten 1600 DM jährlich 
übersteigen. 

e) Sondervorschriften für den Umweltschutz 

Die Bundesregierung räumt dem Umweltschutz eine 
hohe Priorität ein, da die Qualität des Lebens in zu- 
nehmendem Maße davon abhängt, ob es gelingt, 
trotz ständig zunehmender Industrialisierung eine 
menschenwürdige Umwelt zu erhalten. Sie hat dem 
Deutschen Bundestag deshalb am 14. Oktober 1971 
ihr Umweltprogramm vorgelegt (Drucksache VI/2710), 
dessen Maßnahmen inzwischen in weiten Teilen 


verwirklicht sind oder zur Zeit vorbereitet werden. 
Sie hält daran fest, daß die Kosten des Umwelt- 
schutzes grundsätzlich von denen zu tragen sind, die 
die Umwelt belasten (Verursacherprinzip). Der Um- 
weltschutz kann jedoch auch durch steuerliche 
Maßnahmen wirkungsvoll unterstützt werden. Ins- 
besondere im betrieblichen Bereich müssen die 
bereits bisher aufgewendeten erheblichen Mittel in 
den nächsten Jahren weiter erhöht werden. Dies 
führt bei bestehenden Betrieben regelmäßig zu 
unrentablen Investitionen und damit zu Belastungen, 
die eine Finanzierungshilfe erfordern. Die Bundes- 
regierung hält erhöhte Abschreibungen für den 
geeigneten Weg, eine solche Finanzierungshilfe zu 
geben, da sich diese einerseits als besonders wirk- 
samer Investitionsanreiz erwiesen haben und ande- 
rerseits nur zu einem Aufschub der Steuerzahlung 
und nicht zu einem endgültigen Steuerausfall füh- 
ren. Im Interesse einer verstärkten Förderung der 
Umweltschutz-Investitionen sind deshalb die be- 
stehenden Abschreibungsvergünstigungen zusam- 
mengefaßt und wesentlich erweitert und verstärkt 
worden. 

f) Verzicht auf ordnungsmäßige Buchführung bei 
Steuervergünstigungen 

Die Mehrzahl der bestehenden Steuervergünstigun- 
gen für den betrieblichen Bereich (z. B. Sonder- 
abschreibungen, Bewertungsfreiheiten, steuerfreie 
Rücklagen), aber auch die aus Vereinfachungsgrün- 
den zugestandene Sofortabschreibung bei gering- 
wertigen Wirtschaftsgütern setzt bisher voraus, daß 
eine ordnungsmäßige Buchführung vorliegt. Der In- 
halt des Begriffs „ordnungsmäßige Buchführung" 
läßt sich nicht einfach definieren, sondern nur um- 
schreiben. Er unterliegt auch dem Wandel durch 
die technische Entwicklung der Buchführung, ins- 
besondere durch den Einsatz von Datenverarbei- 
tungsanlagen. Dies hat zu einer gewissen Rechts- 
unsicherheit bei der Inanspruchnahme von Steuer- 
vergünstigungen — ■ insbesondere bei kleinen und 
mittleren Gewerbetreibenden — * und zu häufigen 
Auseinandersetzungen zwischen der Finanzverwal- 
tung und den Steuerpflichtigen geführt. In vielen 
Fällen sind Steuervergünstigungen, deren sachliche 
Voraussetzungen im übrigen gegeben waren, allein 
wegen nicht ordnungsmäßiger Buchführung ver- 
sagt worden. Von der Sache her ist umfassende 
ordnungsmäßige Buchführung für die Inanspruch- 
nahme wirtschaftspolitisch, strukturpolitisch o. ä. 
begründeter Steuervergünstigungen nicht erforder- 
lich. Die Steuervergünstigungen sollen auch keine 
Belohnung für eine ordnungsmäßige Buchführung 
sein, sondern nur ein Anreiz für den Steuerpflich- 
tigen, wirtschaftspolitisch, strukturpolitisch o. ä. 
wünschenswerte Maßnahmen zu treffen. Erforderlich 
ist nur, daß die Vergünstigungen in der Buchführung 
ausgewiesen werden und in ihr verfolgt werden 
können. 

Die Bundesregierung ist deshalb der Auffassung, 
daß aus Gründen der Vereinfachung des Steuer- 
rechts auf die bisherige Bindung der Steuervergün- 
stigungen an die Ordnungsmäßigkeit der Buchfüh- 
rung verzichtet werden sollte. 
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(jj Bewirlungskosten und Geschenke 

Nach gellendem Recht sind Aufwendungen für eine 
betrieblich veranlaßte Bewirtung von Geschäfts- 
freunden als Betriebsausgaben abziehbar, soweit sie 
nach allgemeiner Verkehrsauffassung als angemes- 
sen anzusehen sind; Aufwendungen für betrieblich 
veranlaßte Geschenke können bis zu einem Ge- 
schenkwert von 100 DM pro Empfänger und Jahr 
steuerlich abgesetzt werden. 

Der steuerliche Abzug von Bewirtungskosten und 
Geschenken — der sog. Spesenabzug — - ist in der 
Öffentlichkeit seit langem ein Ärgernis, da er leicht 
mißbräuchlich ausgenutzt werden kann und vielfach 
auch ausgenutzt wird (z. B. durch gegenseitige Be- 
wirtungen und Geschenke zwischen befreundeten 
und durch Geschäftsbeziehungen verbundenen Per- 
sonen, durch luxuriöse Aufwendungen und durch die 
Tarnung von rein privatem Aufwand als Betriebs- 
aufwand). Es ist in der Vergangenheit mehrfach 
versucht worden, diesen Mißbrauch des steuerlichen 
Spesenabzugs durch geselzliche Maßnahmen einzu- 
dämmen, u. a. durch Festlegung von Höchstbeträgen 
für den Abzug von Bewirlungskosten (Spesenver- 
ordnung von 22. Oktober 1951 — BGBl I S. 871), 
durch Beschränkung des Abzugs von Betriebsaus- 
gaben, die die Lebensführung des Steuerpflichtigen 
und anderer Personen berühren, auf „angemessene" 
Aufwendungen (Gesetz zur Änderung steuerlicher 
Vorschriften und zur Sicherung der Haushaltsfüh- 
rung vom 24. Juni 1953 — BGBl I S. 413) und durch 
ein allgemeines Abzugsverbot für Geschenke mit 
einem Wert von mehr als 100 DM und für Aufwen- 
dungen für Gästehäuser, Jagd, Fischerei und dgl. 
(Steueränderungsgesetz 1960 vom 30. Juli 1960 — 
BGBl I S. 616). Diese Maßnahmen haben die Miß- 
bräuche des Spesenabzugs jedoch nicht wirksam ge- 
nug eindämmen können; zum Teil haben sie sich 
auch als nicht praktikabel erwiesen. Das letztere gilt 
insbesondere für die Spesenverordnung von 1951, 
die mit der Festlegung von Flöchstbeträgen für jede 
Bewirtung, der Differenzierung dieser Beträge nach 
der Art der Bewirtung und der geforderten Einzel- 
aufzeichnung der Bewirtungskosten nach Art und 
Menge der verzehrten Speisen und Getränke zu 
einem unzumutbaren und auch nicht nachprüfbaren 
Buchungs- und Belegaufwand führte. Auch die Rege- 
lung des geltenden Rechts — Beschränkung des Ab- 
zugs von Bewirtungskosten auf „angemessene" Auf- 
wendungen und von Geschenkaufwendungen auf 
einen Betrag von 100 DM — hat nicht zum Miß- 
brauchs-Ausschluß geführt, weil es weiterhin kaum 
nachprüfbar ist, ob die Bewirtungen und die Ge- 
schenke rein betrieblich veranlaßt sind - — hier spie- 
len häufig auch persönliche Beziehungen eine Rolle 
— und ob die Belege „echt" sind — es werden immer 
noch „Gefälligkeitsbelege" ausgestellt, durch die ein 
privater Besuch von Gaststätten als geschäftlich de- 
klariert werden kann — . 

Dieser auch durch verstärkte Kontrollen nicht ein- 
dämmbare Mißbrauch des steuerlichen Spesenab- 
zugs, der nur einem bestimmten Personenkreis mög- 
lich ist und zugute kommt, beeinträchtigt die Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung und verletzt zugleich das 


Gerechtigkeitsempfinden der weitaus überwiegen- 
den Mehrheit der Steuerpflichtigen. Im Interesse der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung erscheint es des- 
halb geboten, Aufwendungen für die Bewirtung an- 
derer Personen und Aufwendungen für Geschenke 
an andere Personen grundsätzlich vom Betriebsaus- 
gabenabzug auszuschließen. Nur so kann verhin- 
dert werden, daß ein Teil der Steuerpflichtigen Le- 
benshaltungskosten zu Lasten der Allgemeinheit 
verrechnet. 

Der Entwurf sieht dementsprechend ein allgemeines 
Verbot für den Abzug von Aufwendungen für die 
Bewirtung, Beherbergung und Unterhaltung von Ge- 
schäftsfreunden vor. Ferner ist vorgesehen, die 
Grenze für die steuerliche Berücksichtigung von Ge- 
schenken auf einen Betrag von 10 DM je Geschenk 
festzusetzen. Durch die Beschränkung des Geschenk- 
abzugs auf einen Betrag von 10 DM sollen die sog. 
Werbegeschenke, z. B. Kugelschreiber, Feuerzeuge, 
Taschenkalender und dgl., weiterhin abzugsfähig 
bleiben, soweit sie für den Empfänger keinen oder 
keinen nennenswerten Gebrauchswert haben, son- 
dern nur einen „Werbewert" beinhalten. Dagegen 
sollen Geschenke in höherem Wert, auch soweit sie 
als Werbegeschenke deklariert werden, z. B. Füll- 
federhalter, Feuerzeuge und dgl. aus wertvollem 
Material, steuerlich nicht mehr absetzbar sein, weil 
solche Geschenke in der Regel nur an einen be- 
schränkten Personenkreis gegeben werden, zu dem 
auch persönliche Beziehungen bestehen, und für den 
Empfänger eine gewisse Bereicherung bedeuten, die 
nicht zu Lasten der Allgemeinheit gehen darf. 

h) Auswirkungen des körperschaftsteuerrechtlichen 
Anrechnungsverfahrens 

Eines der Kernstücke der Reform der direkten Be- 
steuerung ist die Körperschaftsteuerreform. Die auf 
ausgeschüttete Gewinne entfallende Körperschaft- 
steuer soll künftig auf die Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer der Anteilseigner voll ange- 
rechnet werden. Durch dieses sog. Anrechnungsver- 
fahren wird die Doppel- und Mehrfachbelastung 
ausgeschütteter Gewinne beseitigt. Neben anderen 
Vorzügen des neuen Körperschaftsteuersystems be- 
wirkt das Anrechnungsverfahren, daß Aktien und 
andere Anteile an Körperschaften für den Anteils- 
eigner durchweg attraktiver werden. Da die Be- 
lastung des ausgeschütteten Gewinns im Anrech- 
nungsverfahren durch die individuelle Einkommen- 
steuerbelastung des Anteilseigners bestimmt wird, 
ist der Nettoertrag aus Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften um so größer, je geringer die individuelle 
Einkommensteuerbelastung des Anteilseigners ist. 
Der Anteil der Anteilseigner mit niedrigerem Ein- 
kommen am Gesamtkapital der deutschen Kapital- 
gesellschaften ist gegenwärtig zwar noch gering. 
Das Anrechnungsverfahren kann jedoch Maßnah- 
men wirksam unterstützen, die geeignet sind, brei- 
tere Bevölkerungskreise insbesondere zum Erwerb 
von Aktien und damit zur Beteiligung am Produk- 
tivvermögen der Wirtschaft anzuregen. Damit ge- 
winnt die Körperschaftsteuerreform neben ihrer 
Steuer- und wirtschaftspolitischen auch vermögens- 
politische Bedeutung. 
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Das Anrechnungsverfahren wirkt sich insbesondere 
bei der Einkommensbesteuerung der Anteilseigner 
aus. Deshalb war es notwendig, ins einzelne gehende 
Vorschriften über die Anrechnung der Körperschaft- 
steuer auf ausgeschüttete Gewinne in das Einkom- 
mensteuergesetz aufzunehmen. 


3. Andere Entscheidungen von Gewicht 

a) Ehegattenbesteuerung 

Nach geltendem Recht wird bei der Zusammenver- 
anlagung von Ehegatten für Zwecke der Besteuerung 
das Einkommen beider Ehegatten zusammengerech-; 
net und dann halbiert, auch wenn nur ein Ehegatte 
Einkünfte erzielt hat. Die sich für das halbierte 
Einkommen ergebende Einkommensteuer wird so- 
dann verdoppelt. Dieses sogenannte Splitting-Verfah- 
ren geht davon aus, daß zusammenlebende Ehegat- 
ten eine Gemeinschaft des Erwerbs und Verbrauchs 
bilden, in der jeder Ehegatte an den Einkünften und 
Ausgaben des anderen zur Hälfte teilhat. Es unter- 
wirft daher Ehepaare mit gleichem Einkommen ohne 
Rücksicht darauf, wie sich die Einkünfte auf die 
Ehegatten verteilen, der gleichen steuerlichen Be- 
lastung. Die Anwendung des Splitting-Verfahrens 
gewährleistet für den Regelfall, daß Ehegatten nach 
ihrer Eheschließung insgesamt keine höhere Ein- 
kommensteuer zu zahlen haben als vor ihrer Ehe- 
schließung. In den Fällen, in denen die Einkünfte 
der Ehegatten unterschiedlich hoch sind, tritt durch 
die Eheschließung regelmäßig eine Steuerentlastung 
ein. Wenn nur ein Ehegatte Einkünfte bezieht, be- 
trägt die Einkommensteuerentlastung je nach Höhe 
seines Einkommens nach dem geltenden Einkom- 
mensteuertarif bis zu 11 281 DM jährlich. 

Die Bundesregierung hat sich nach eingehender 
Prüfung für die Beibehaltung des Splitting-Verfah- 
rens entschieden. Sie schließt sich damit der Auf- 
fassung der Steuerreformkommission an, die das 
Splitting-Verfahren grundsätzlich für die geeignetste 
Art der Ehegattenbesteuerung erachtet (Tz. 11/557 ff. 
des Gutachtens). 

Die Bundesregierung verkennt ebenso wenig wie 
die Steuerreformkommission (a. a. O.), daß das 
Splitting-Verfahren die Ehepaare besonders begün- 
stigt, bei denen nur ein Ehegatte relativ hohe Ein- 
künfte erzielt. Sie hält jedoch mit der Steuerreform- 
kommission eine Einschränkung des Ehegatten- 
Splitting aus rechtssystematischen und verwaltungs- 
mäßigen Gründen nicht für gerechtfertigt. Das Ehe- 
gatten-Splitting ist Ausdruck der Gleichwertigkeit 
der Arbeit von Mann und Frau. Der mit wachsen- 
dem Einkommen absolut — nicht relativ — an- 
steigende Splittingvorteil ist eine zwangsläufige 
Folge des progressiven Einkommensteuertarifs. Die 
Progression des Splittingvorteils ist somit system- 
immanent. Sie kann ebensowenig begrenzt werden 
wie die Zugewinngemeinschaft, als deren Reflex 
das Splitting-Verfahren erscheint. Eine Limitierung 
des Splittingvorteils würde überdies eine harmoni- 
sche Steuerprogression im Rahmen der Zusammen- 
veranlagung von Ehegatten verhindern. 


In den Fällen, in denen jeder der Ehegatten etwa 
gleich hohe Einkünfte erzielt, würde eine Limitie- 
rung des Splittingvorteils dazu führen, daß Ehe- 
gatten oberhalb der Grenze mit einer höheren Ein- 
kommensteuer belastet würden als beide Partner zu 
zahlen hätten, wenn sie unverheiratet geblieben 
wären. Das erscheint unvertretbar. In der Praxis 
würde ein solches Ergebnis allerdings durch die ge- 
trennte Veranlagung der Ehegatten, die aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen in jedem Fall neben 
einem limitierten Ehegatten-Splitting zugelassen 
werden müßte, vermieden werden. Das Wahlrecht 
auf getrennte Veranlagung würde deshalb in erheb- 
lich größerem Umfang als heute ausgeübt werden. 
Die mit dem Wahlrecht möglichen Manipulationen 
— z. B. Übertragung von Einkünften aus Kapitalver- 
mögen auf den anderen Ehegatten, Begründung von 
Scheinarbeitsverhältnissen zwischen Ehegatten 
u. a. m. — von denen vor allem Nichtarbeitnehmer 
Gebrauch machen könnten, würden dann ein er- 
heblich größeres Gewicht erlangen. Die steuerrecht- 
liche Prüfung (und dann meist: Anerkennung) sol- 
cher Manipulationen würde eine erhebliche Mehr- 
belastung der Finanzämter verursachen. Die Mani- 
pulationsmöglichkeit könnte außerdem als eine ein- 
seitige Begünstigung von Nichtarbeitnehmern mit 
hohen Einkommen verstanden werden. Dement- 
sprechend erscheint es auch aus sozialpolitischen 
und aus verwaltungsmäßigen Gründen geboten, die 
Ehegattenbesteuerung in der Form des Ehegatten- 
Splitting uneingeschränkt bestehenzulassen. 

b) Freibetrag für Alleinstehende mit Kindern 

Gegenwärtig wird Steuerpflichtigen, bei denen das 
Splitting- Verfahren nicht zur Anwendung kommt, 
die aber mindestens ein Kind haben, ein Sonderfrei- 
betrag von 1200 DM gewährt. Dieser Sonderfreibe- 
trag soll die Mehrbelastungen ausgleichen, die den 
sog. Halbfamilien gegenüber alleinstehenden Steu- 
erpflichtigen erwachsen, und wenigstens einen teil- 
weisen Ausgleich dafür bieten, daß diese Steuer- 
pflichtigen die Vorteile des Splitting-Verfahrens 
nicht in Anspruch nehmen können. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
bisherige Sonderfreibetrag sowohl in seiner abso- 
luten Höhe als auch in der Relation zum Grundfrei- 
betrag nicht ausreicht, um das Gefälle der steuer- 
lichen Leistungsfähigkeit zwischen alleinstehenden 
Personen ohne Kinder, alleinstehenden Personen 
mit Kindern und verheirateten Personen ausrei- 
chend zu berücksichtigen. Sie hält es für geboten, 
alleinstehende Personen mit Kindern zumindest im 
Proportionalbereich des Einkommensteuertarifs den 
zusammenveranlagten Ehegatten gleichzustellen. 
Dies gilt insbesondere für verwitwete Personen mit 
Kindern, die bisher wie Vollfamilien nach dem 
Splitting-Verfahren besteuert worden sind, künftig 
aber allen anderen alleinstehenden Personen mit 
Kindern gleichgestellt werden. Der Entwurf sieht 
daher eine Erhöhung des Sonderfreibetrags für die 
sog. Halbfamilien von 1200 DM auf 3000 DM vor. 
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c) Maßgeblichkeit der Handelsbilanz 
für die Steuerbilanz 

Bei der Ermittlung des steuerlichen Gewinns aus 
Gewerbebetrieb durch Betriebsvermögensvergleich 
ist das Betriebsvermögen anzusetzen, das nach den 
handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung auszuweisen ist (§ 5 Abs. 1 EStG 1971). 
Diese Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die 
Steuerbilanz wird jedoch dadurch eingeschränkt, daß 
insbesondere die steuerlichen Abschreibungs- und 
Bewertungsvorschriften im Rahmen der steuerlichen 
Gewinnermittlung zu befolgen sind (§ 5 Abs. 4 
EStG 1971). Diese Vorschriften weichen zum Teil 
von den entsprechenden handelsrechtlichen Vor- 
schriften ab. Ferner hat der Bundesfinanzhof die 
Auffassung vertreten, daß der Maßgeblichkeits- 
grundsatz sich nur auf handelsrechtliche Aktivie- 
rungs- und Passivierungsgebote oder -verböte, nicht 
aber auch auf handelsrechtliche Bilanzierungs- oder 
Bewertungswahlrechte bezieht. Diese Abweichun- 
gen zwischen Handels- und Steuerrecht, die insoweit 
zu einer von der Handelsbilanz abweichenden steu- 
erlichen Bilanzierung zwingen, haben in der Praxis 
den Begriff „Steuerbilanz" entstehen lassen. Die 
Steuerbilanz ist nach geltendem Recht formalrecht- 
lich keine eigenständige Bilanz, sondern nur ein 
Hilfsmittel, um die Abweichungen zwischen Han- 
delsrecht und Steuerrecht bei der Gewinnermitt- 
lung bilanzmäßig darzustellen. Sie ist eine auf- 
grund zwingender steuerlicher Vorschriften korri- 
gierte Handelsbilanz. 

Das Abhängigkeitsverhältnis der Steuerbilanz von 
der Handelsbilanz bzw. der Grundsatz der Maßgeb- 
lichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz wer- 
den im Schrifttum zum Teil kritisiert. Dieser Kritik 
hat sich auch die Steuerreformkommission ange- 
schlossen (Tz. V/2 ff. des Gutachtens). Dabei werden 
als Mängel des Maßgeblichkeitsgrundsatzes insbe- 
sondere herausgestellt: 

— Die in § 5 Abs. 1 EStG 1971 angesprochenen 
handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung seien im Handelsrecht nicht ausrei- 
chend kodifiziert. Es sei umstritten, ob die Bi- 
lanzierungsvorschriften des Aktiengesetzes auch 
für andere Unternehmensformen als Aktienge- 
sellschaften maßgebend sind. 

— Steuerliche Bilanzierungs- und Bewertungswahl- 
rechte, z. B. Sonderabschreibungen, Bewertungs- 
abschläge oder steuerfreie Rücklagen, müssen — 
wenn sie steuerlich wirksam sein sollen — - auch 
in der Handelsbilanz ausgeübt werden. Das führe 
— soweit die Sonderabschreibungen usw. nicht 
betriebsbedingt sind, sondern besondere steuer- 
liche Begünstigungen beinhalten — zu einer Ver- 
fälschung der Handelsbilanz. 

Die Steuerreformkommission hat vorgeschlagen, die 
Abhängigkeit der Steuerbilanz von der Handels- 
bilanz zu beseitigen und alle buchführungspflichti- 
gen oder freiwillig buchführenden Steuerpflichtigen 
zur Aufstellung einer formal und rechtlich selbstän- 
digen Steuerbilanz zu verpflichten und zugleich im 
Einkommensteuergesetz verbindlich vorzuschreiben, 
was in der Steuerbilanz als Betriebsvermögen auszu- 


weisen ist und wie es zu bewerten ist. Um eine ge- 
wisse Verbindung von Handelsbilanz und Steuer- 
bilanz zu bewahren, sollen die zum allgemeinen 
Bilanzrecht gehörenden und seit jeher bestehenden 
Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte (z. B. An- 
satz des niedrigeren Teilwerts), weiterhin in der 
Handelsbilanz mit Wirkung für die Steuerbilanz 
ausgeübt werden. Dagegen sollen Wahlrechte, die 
ausschließlich steuerliche Vergünstigungen mit wirt- 
schaftspolitischen Zielsetzungen beinhalten (z. B. 
Sonderabschreibungen, Bewertungsabschläge und 
steuerfreie Rücklagen), nur in der Steuerbilanz be- 
rücksichtigt werden. 

Die Bundesregierung ist — entgegen dem Vor- 
schlag der Steuerreformkommission — der Auffas- 
sung, daß die bisherige Maßgeblichkeit der Han- 
delsbilanz für die Steuerbilanz nicht aufgegeben 
werden sollte. Der Maßgeblichkeitsgrundsatz ver- 
hindert ein zu großes Auseinandergehen von Han- 
desrecht und Steuerrecht. Zwar läßt sich keine völ- 
lige Übereinstimmung von Handelbilanz und Steuer- 
bilanz erreichen, da beide z. T. unterschiedliche Ziel- 
setzungen haben. 

Insbesondere verbietet die wegen des Grundsat- 
zes der Gleichmäßigkeit der Besteuerung gebotene 
Erfassung des vollen Gewinns für die Besteuerung 
die Übernahme aller handelsrechtlichen Bilanzie- 
rungs- und Bewertungswahlrechte. Es ist aber nach 
Auffassung der Bundesregierung aus Gründen der 
Einheitlichkeit der Rechtsordnung und der Verein- 
fachung der Rech'tsanwendung weiterhin erforder- 
lich, die Abweichungen zwischen Handelsrecht und 
Steuerrecht möglichst eng zu halten und die Han- 
delsbilanz auch für die Besteuerung nutzbar zu ma- 
chen. 

Der Entwurf sieht deshalb weiterhin eine Bin- 
dung der Steuerbilanz an die Handelsbilanz vor. Er 
führt dabei zur Anpassung der Terminologie des 
Gesetzes an die Praxis den Begriff „Steuerbilanz" 
formal in das Einkommensteuergesetz ein. Diese 
Steuerbilanz ist aber keine selbständig zu erstellen- 
de Bilanz, sondern beinhaltet — wie bisher — die 
Ansätze der Handelsbilanz und deren Anpassung 
an abweichende steuerliche Bilanzierungs- und Be- 
wertungsbestimmungen. Insbesondere sieht der Ent- 
wurf vor, daß alle steuerrechtlichen Bilanzierungs- 
und Bewertungswahlrechte in der Steuerbilanz in 
derselben Weise ausgeübt werden müssen, wie sie 
in der Handelsbilanz vorgenommen worden sind. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit schreibt der Ent- 
wurf im einzelnen vor, was in der Steuerbilanz als 
Betriebsvermögen auszuweisen ist oder ausgewie- 
sen werden darf. Diese Vorschriften stimmen zu ei- 
nem großen Teil — zum Teil wörtlich — mit den 
entsprechenden Vorschriften des Aktiengesetzes 
überein. Damit wird für die Praxis weitgehend eine 
Einheit von Handels- und Steuerbilanz ermöglicht, 
was zur Folge hat, daß die Handelsbilanz in der Re- 
gel zugleich Steuerbilanz sein kann. 

d) Besteuerung der Land- und Forstwirtschaft 

Die Bundesregierung hat eingehend geprüft, ob und 
ggf. wie die Vorschriften über die Einkommensbe- 
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Steuerung der Land- und Forstwirte zu ändern sind. 
Bei der weit überwiegenden Zahl der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe wird der Gewinn 
nicht durch Betriebsvermögensvergleich oder durch 
Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Betriebs- 
ausgaben, sondern nach Durchschnittsätzen ermit- 
telt. Rechtsgrundlage dafür ist das Gesetz über die 
Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forstwirt- 
schaft nach Durchschnittsätzen (GDL) vom 
15.9.1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1350). Es sieht in 
seiner Grundsatzregelung eine Gewinnermittlung 
auf der Grundlage der Einheitswerte der Hauptfest- 
stellung 1964 vor. Für die Zeit bis zum Wirksam- 
werden dieser Einheitswerte wird der Gewinn auf- 
grund einer Ubergangsregelung nach der Art der 
Bodennutzung (Hackfruchtanteil) und der Anzahl 
der familieneigenen Arbeitskräfte ermittelt. 

Die Bundesregierung unterstützt die Bestrebun- 
gen, Land- und Forstwirte in verstärktem Maße zu 
der betriebswirtschaftlich und agrarpolitisch not- 
wendigen Buchführung zu bewegen. Sie ist jedoch 
der Auffassung, daß die Buchführung in der Land- 
und Forstwirtschaft noch nicht so weit verbreitet 
ist, daß für die Masse der kleineren Landwirte 
schon jetzt auf die Möglichkeit der Gewinnermitt- 
lung nach Durchschnittsätzen verzichtet werden 
kann. Einen geeigneten Anknüpfungspunkt für die- 
se Gewinnermittlungsmethode bilden — wie dies 
bereits in den §§ 1 bis 11 GDL für die Zeit nach 
dem Inkrafttreten der neuen Einheitswerte vorgese- 
hen war — die nach den Wertverhältnissen vom 
1. Januar 1964 festgestellten und nunmehr wirksam 
werdenden Einheitswerte. Die vorgesehene Rege- 
lung entspricht daher weitgehend den §§ 1 bis 11 
GDL. Die sich dabei ergebenden Gewinne stellen 
Durchschnittsergebnisse dar, die so bemessen sein 
müssen, daß sie auch bei weniger rentabel arbei- 
tenden Betrieben noch nicht zu einer überhöhten 
Besteuerung führen. Deshalb und im Hinblick auf 
die besondere Lage der Landwirtschaft, ferner aber 
auch in dem Bemühen, die bereits vorhandenen An- 
passungsschwierigkeiten an die , Marktverhältnisse 
in der EWG nicht zu verstärken, hat die Bundesre- 
gierung davon abgesehen, die Einkommensbesteue- 
rung der Land- und Forstwirte zu verschärfen. Die 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen allgemei- 
nen Maßnahmen zur steuerlichen Entlastung (z. B. 
Erhöhung von Freibeträgen), die selbstverständlich 
auch den Land- und Forstwirten, zugute kommen, 
führen vielmehr dazu, daß die Zahl der Land- und 
Forstwirte, die mit Einkommensteuer belastet sind, 
weiter abnehmen wird. 

Auch die der Modernisierung der land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebe dienenden Abschrei- 
bungsvergünstigungen sowie die zur Strukturver- 
besserung in der Land- und Forstwirtschaft einge- 
führten Vergünstigungen bei der Veräußerung be- 
stimmter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
sind in ihrer Effizienz nicht beeinträchtigt, sondern 
unbefristet beibehalten worden. 


e) Freibetrag für freie Berufe 

Freiberuflich Tätigen wird gegenwärtig ein Frei- 
betrag in Höhe von 5 v. H. der Einnahmen aus frei- 
er Berufstätigkeit, höchstens 1 200 DM jährlich ge- 
währt, der im Ergebnis eine entsprechende Gewinn- 
korrektur bewirkt. Der Freibetrag wurde ursprüng- 
lich in Form einer Pauschale zur Abgeltung solcher 
Betriebsausgaben, u. a. auch von Bewirtungskosten, 
gewährt, die ihrer Natur nach vielfach nicht oder 
nur unvollständig nachgewiesen werden können. 
Seit 1965 soll der Freibetrag jedoch einen Aus- 
gleich dafür bieten, daß freiberuflich Tätigen we- 
gen ihrer langen Ausbildungszeit in der Regel eine 
kürzere Zeit zur Altersvorsorge zur Verfügung 
steht und sie dadurch stärker belastet sind als die 
überwiegende Zahl der anderen Steuerpflichtigen. 
Der Freibetrag kann außerdem als Ausgleich dafür 
gewertet werden, daß den Angehörigen der freien 
Berufe im Gegensatz zu Arbeitnehmern steuerfreie 
Arbeitgeberleistungen zur Altersvorsorge und im 
Gegensatz zu Gewerbetreibenden und Land- und 
Forstwirten im Alter verwertbares Betriebsvermö- 
gen in der Regel nicht zur Verfügung stehen. 

Die Bundesregierung hält den Freibetrag für frei- 
beruflich Tätige auch weiterhin für berechtigt. Sie 
ist darüber hinaus der Auffassung, daß die bisherige 
Höhe des Freibetrags seiner Funktion gerecht wird. 

Sie hält es deshalb nicht für geboten, den Freibetrag 
zu erhöhen, wie es die Steuerreformkommission 
(Tz. 11/704 des Gutachtens) vorgeschlagen hat. 

f) Besteuerung des Mietwerts der selbstgenutzten 

Wohnung im eigenen Haus 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Besteuerung des Mietwerts der Wohnung im eige- 
nen Haus beibehalten werden sollte. Die Diskussion 
zu diesem Problemkreis ist seit längerem in der Öf- 
fentlichkeit sehr lebhaft geführt worden. Kritisiert 
wird insbesondere, daß das geringe Steueraufkom- 
men aus dieser Form der Besteuerung nur mit ei- 
nem erheblichen Verwaltungsaufwand erreicht ' 
werden könne und daß hier nicht tatsächliche, son- 
dern nur fiktive Einkünfte erfaßt würden. Hinge- 
wiesen wird auch auf die Tatsache, daß Großbritan- 
nien (1963) und Frankreich (1965) diese Besteu- 
erung abgeschafft haben. Die Steuerreformkommis- 
sion (Tz. 11/217 des Gutachtens) hat sich für den 
Verzicht auf die Besteuerung des Mietwerts ausge- 
sprochen, wenn sich die Wohnung im Privatvermö- 
gen befindet. 

Die Bundesregierung ist bei der Würdigung der 
in der Diskussion befindlichen Argumente zu der 
Überzeugung gelangt, daß dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung des in einer eigenen Wohnung 
lebenden Steuerpflichtigen mit dem Mieter, dessen 
Mietaufwendungen einkommensteuerrechtlich nicht 
berücksichtigt werden können, ein größeres Ge- 
wicht beizumessen ist als den verwaltungsmäßigen 
und rechtssystematischen Gegenargumenten. Sie , 
sieht deshalb die Besteuerung des Mietwerts der 
selbstgenutzten Wohnung weiterhin vor. 
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VI. Abschließende Bemerkungen 

1. Stärkung der Rechtssicherheit 

Der Entwurf des Einkommensteuergesetzes 1975 
faßt die für die Einkommensbesteuerung maßgeben- 
den Vorschriften in weitestmöglichem Umfang in 
einem Gesetz zusammen. Er umfaßt 195 Paragra- 
phen und ersetzt insbesondere die Vorschriften 

— im derzeitigen Einkommensteuergesetz, 

— im derzeitigen Ergänzungsabgabegesetz, 

- — ■ im Gesetz über die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittsät- 
zen (GDL), 

— in der Verordnung über die einkommensteuerli- 
che Behandlung der freien Erfinder, 

— in der Verordnung über die steuerliche Behand- 
lung der Vergütungen für Arbeitnehmererfin- 
dungen, 

— in der Verordnung über die steuerliche Behand- 
lung von Prämien für Verbesserungsvorschlä- 
ge, 

— in der Verordnung über Steuervergünstigungen 
zur Förderung des Baues von Landarbeiterwoh- 
nungen, 

— in der Einkommensteuer-Durchführungsverord- 
nung, 

— in der Verordnung über die Bemessung des Nut- 
zungswerts der Wohnung im eigenen Einfami- 
lienhaus, 

— in der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung, 

— in der Verordnung über den Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleich, 

— in der Verordnung über die Jahreslohnsteuer- 
tabelle, 

— in der Kapitalertragsteuer-Durchführungsverord- 
nung. 

Im Entwurf des Einkommensteuergesetzes 1975 
sind Gesetze und Rechtsverordnungen mit annä- 
hernd 350 Paragraphen (einschließlich der insge- 
samt 82 Paragraphen des Einkommensteuergesetzes 
1971) verarbeitet. Außerdem sind neben zahlreichen 
Ergebnissen der höchstrichterlichen Finanzrecht- 
sprechung eine Reihe von bisher in Verwalturugsan- 
ordnungen und Verwaltungsrichtlinien enthalte- 
nen materiellen Regelungen entsprechend dem Ver- 
fassungsgebot der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
in den Gesetzentwurf aufgenommen worden. Für 
eine Regelung außerhalb des Gesetzes verbleiben 
im wesentlichen nur technische Fragen (z. B. die 
Gestaltung von Vordrucken), ferner Verfahrensfra- 
gen und solche materiellen Vorschriften, die nur 
zeitweise Gültigkeit haben sollen (z. B. Sonderrege- 
lungen nach dem Stabilitätsgesetz). Die Zahl der er- 
forderlichen gesetzlichen Ermächtigungen zum Er- 
laß der genannten Vorschriften ist dementspre- 
chend im Vergleich zum geltenden Recht sehr ge- 
ring. 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die- 
se weitestmögliche Zusammenfassung der für die 
Einkommensbesteuerung maßgebenden Vorschrif- 
ten ein wesentlicher Beitrag zu dem Ziel der Steu- 
erreform ist, ein besser überschaubares Steuersy- 
stem zu schaffen. Sie trägt damit zugleich wesent- 
lich zur Stärkung der Rechtssicherheit bei. Diesem 
Ziel dienen auch viele gesetzliche Regelungen, die 
im Interesse der Rechtsklarheit und Rechtssicher- 
heit erstmals normiert worden sind (z. B. die Auf- 
zählung des Betriebsvermögens und die Gliede- 
rungsvorschriften für die Steuerbilanz). Auch die 
neue, den Weg für die Ermittlung der Jahresein- 
kommensteuer klar aufzeigende Systematik des 
Einkommensteuergesetzes, die dieser Systematik 
folgende Neugliederung des Gesetzes und textliche 
Verbesserungen gegenüber den geltenden Formu- 
lierungen, die teils aus Gründen der Präzisierung 
des steuerlichen Tatbestands oder aus sprachlichen 
Gründen erforderlich, teils aber auch durch die 
neue Systematik bedingt sind, führen zu einer grö- 
ßeren Rechtsklarheit und damit zur Stärkung der 
Rechtssicherheit. 


2. Verfassungsrechtliche Fragen beim Übergang 
vom bisherigen zum künftigen Recht 

Bei einer grundlegenden und umfassenden Re- 
form des Einkommensteuerrechts kommt der Beach- 
tung des verfassungsrechtlichen Rückwirkungsver- 
bots besondere Bedeutung zu. Der vorliegende Ent- 
wurf greift in keinem Fall nachträglich ändernd in 
abgewickelte, der Vergangenheit angehörende Tat- 
bestände ein und vermeidet damit jede „echte 11 
Rückwirkung. Er regelt das Einkommensteuerrecht 
lediglich mit Wirkung für die Zukunft neu. Hierbei 
ergeben sich allerdings Belastungsverschiebungen, 
d. h. neben Steuerentlastungen auch maßvolle Steu- 
ermehrbelastungen insbesondere für Bezieher höhe- 
rer Einkommen. Dies ist verfassungsrechtlich unbe- 
denklich; denn die Verfassung schützt nicht die 
bloße Erwartung, das geltende Steuerrecht werde 
insgesamt fortbestehen. Verfassungsrechtlich zuläs- 
sig sind auch solche Gesetze, die auf gegenwärtig 
noch nicht abgeschlossene Sachverhalte und 
Rechtsbeziehungen für die Zukunft einwirken. Das 
gilt nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts selbst dann, wenn durch diese Ein- 
wirkung die betroffene Rechtsposition nicht nur für 
die Zukunft modifiziert, sondern entwertet wird, es 
sei denn, das Vertrauen des einzelnen auf den Fort- 
bestand der bestehenden Rechtslage ist im Einzel- 
fall bei einer Abwägung aller Umstände schutzwür- 
diger als die Bedeutung des gesetzgeberischen An- 
liegens für das Wohl der Allgemeinheit. Der Gesetz- 
entwurf beachtet die vom Bundesverfassungsgericht 
abgesteckten Grenzen für die Zulässigkeit der sog. 
„unechten" Rückwirkung. Darüber hinaus sieht er 
ohne verfassungsrechtliche Notwendigkeit verschie- 
dene Regelungen vor, die den Übergang vom bishe- 
rigen zum künftigen Recht für den betroffenen Bür- 
ger erleichtern sollen. 
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(Zu S. 212 und 214) 


Kinderlastenausgleidi nadi geltendem Redit und nach dem Entwurf 
eines Dritten Steuerreformgesetzes *) 



geltendes Recht 

Reform 

Veränderung 

Anzahl 

der 

Kinder 

Kinderfrei- 
beträge bei 
der ESt 
nach 

geltendem 

Recht 

Steuerersparnis 
durch Kinderfrei- 
beträge bei der ESt 
für Steuerpflichtige 
mit einem 
Spitzensteuersatz 

Kindergeld 

nach 

geltendem 

Recht 

Steuerersparnis 
durch Kinderfrei- 
beträge und Kinder- 
geld nach geltendem 
Recht insgesamt für 
Steuerpflichtige mit 
einem 

Spitzensteuersatz 

einheit- 

liche 

Kinder- 

entlastung 

nach 

Mehr ( + ) oder 
Weniger ( — ) an 
Entlastung nach 
Entwurf gegenüber 
geltendem Recht bei 
Steuerpflichtigen 
mit einem 
Spitzensteuersatz 
nach geltendem Recht 







Entwurf 


insgesamt 

von 

19 v. H. 2) 
(untere 
Proportio- 
nalzone) 5) 

von 53 v. H. 
(obere 
Proportio- 
nalzone) 6) 

insgesamt 

von 19 v. H. 
(untere 
Propor- 
tionalzone) 

von 53 v. H. 
(obere 
Propor- 
tionalzone) 


von 

19 v. H. 4) 
(untere 
Propor- 
tionalzone) 

von 53 v. H. 
(obere 
Propor- 
tionalzone) 

i 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 8 | 

9 

10 





Jahresbeträge in DM 





1 

1 200 

228 

636 

— 

228 

636 

600 

+ 372 

“ 36 

2 

2 880 

548 

1 526 

300 3 ) 

848 

1 526 

1 440 

+ 592 

- 86 

3 

4 680 

890 

2 480 

1 020 

1 910 

3 500 

2 880 

+ 970 

-620 

4 

6 480 

1 232 

3 434 

1 740 

2 972 

5 174 

4 320 

+ 1 348 

-854 


1 ) Die Beträge ergeben sich im einzelnen aus der Übersicht auf S. 228. 

2 ) Berechnet unter der Voraussetzung, daß die Höhe des Bruttoeinkommens nach Abzug der Werbungskosten, Son- 
derausgaben usw. die volle Ausschöpfung der Kinderfreibeträge zuläßt. 

3 ) Nur bei Jahreseinkommen (i. S. des BKGG) bis zu 16 800 DM (1973). 

4 ) Für Steuerpflichtige, die die Kinderfreibeträge nach geltendem Recht nicht oder nicht voll ausschöpfen können, er- 
höhen sich die Beträge noch entsprechend. 

5 ) Bis 8 000/16 000 DM zu versteuerndes Einkommen. 

6 ) Oberhalb 1 10 000/220 000 DM zu versteuerndes Einkommen. 
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Entlastungswirkung der Neuregelung des Kinderlastenausgleichs 
gegenüber geltendem Recht pro Jahr 


Zu versteuernder Ein- 
kommensbetrag vor Abzug 
der Kinderfreibeträge 

Einkommen- 
steuer- 
ersparnis 
nach gelten- 
dem Recht 
durch 
Kinder- 
freibeträge 

Kindergeld 

nach 

geltendem 

Recht 

Entlastungs- 

wirkung 

nach 

geltendem 

Recht 

insgesamt 

Entlastungs- 

wirkung 

nach 

Neuregelung 

Zusätzliche 
Entlastungs- 
wirkung der 
Neuregelung 
gegenüber 
geltendem 
Recht 

Zusätzliche 
Entlastungs- 
wirkung 
in v. H. zur 
Entlastung 
nach 

geltendem 

Recht 



in DM 





l 

2 

3 

4 

5 

6 ( = 

5 X 4) 

7 (= 6 : 4 X 100) 


1. Verheiratete mit 1 Kind 





5 000 

228 


228 

600 

_u 

372 

+ 163,2 

10 000 

228 

— 

228 

600 

+ 

372 

+ 163,2 

15 000 

228 

— 

228 

600 

+ 

372 

+ 163,2 

20 000 

260 

— 

260 

600 

+ 

340 

4-130,8 

30 000 

338 


338 

600 

+ 

262 

+ 77,5 

50 000 

452 

— 

452 

600 

4- 

148 

+ 32,7 

100 000 

558 

— 

558 

600 

+ 

42 

4- 7,5 

200 000 

620 

— 

620 

600 

— 

20 

- 3,2 

300 000 

636 

— 

636 

600 

— 

36 

- 5,7 


2. 

Verheiratete 

mit 2 Kindern 




5 000 

306 

300 

606 

1 440 

+ 

834 

+ 137,6 

10 000 

548 

300 

848 

1 440 

+ 

592 

+ 69,8 

15 000 

548 

300 

848 

1 440 

4- 

592 

+ 69,8 

20 000 

604 

— 

604 

1 440 

+ 

836 

+ 138,4 

30 000 

816 



816 

1 440 

+ 

624 

+ 76,5 

50 000 

1 078 

— 

1 078 

1 440 

+ 

362 

+ 33,6 

100 000 

1 336 

— 

1 336 

1 440 

4- 

104 

+ 7,8 

200 000 

1 488 

— 

1 488 

1 440 

— 

48 

- 3,2 

300 000 

1 526 

— 

1 526 

1 440 

— 

86 

- 5,6 


3. 

Verheiratete mit 3 Kindern 




5 000 

306 

1 020 

1 326 

2 880 

4-: 

1 554 

+ 117,2 

10 000 

890 

1 020 

1 910 

2 880 

4- 

970 

+ 50,8 

15 000 

888 

1 020 

1 908 

2 880 

4- 

972 

+ 50,9 

20 000 

950 

1 020 

1 970 

2 880 

4- 

910 

+ 46,2 

30 000 

1 270 

1 020 

2 290 

2 880 

+ 

590 

+ 25,8 

50 000 

1 736 

1 020 

2 756 

2 880 

+ 

124 

+ 4,5 

100 000 

2 166 

1 020 

3 186 

2 880 

— 

306 

- 9,6 

200 000 

2418 

1 020 

3 438 

2 880 

— 

558 

- 16,2 

300 000 

2 480 

1 020 

3 500 

2 880 

— 

620 

- 17,7 


4. 

Verheiratete mit 4 Kindern 




5 000 

306 

1 740 

2 046 

4 320 

4-2 274 

+ 111,1 

10 000 

1 232 

1 740 

2 972 

4 320 

+ 1 348 

+ 45,4 

15 000 

1 230 

1 740 

2 970 

4 320 

4- 

1 350 

+ 45,5 

20 000 

1 292 

1 740 

3 032 

4 320 

+ 1 288 

+ 42,5 

30 000 

1 722 

1 740 

3 462 

4 320 

4~ 

858 

+ 24,8 

50 000 

2 382 

1 740 

4 122 

4 320 

4- 

198 

+ 4,8 

100 000 

2 992 

1 740 

4 732 

4 320 

— 

412 

- 8,7 

200 000 

3 346 

1 740 

5 086 

4 320 

— 

766 

- 15,1 

300 000 

3 434 

1 740 

5 174 

4 320 

— 

854 

- 16,5 
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Höhe der begünstigten Sonderausgaben 




Geltendes Recht 


Vorgesehene Neuregelung nach Entwurf 

Familienstand 
des Steuerpflichtigen 

I 

Vorweg- 
abzug 
von Ver- 
siche- 
rungsbei- 
tragen l) 

Feste 
Höchst- 
beträge 
für Ver- 
siche- 
rungs- 
beiträge 
(zusätz- 
lich zu 
Spalte 2) 
und Bau- 
spar- 
beiträge 
(voller 
Abzug) 

zusätzlich 
zu 2 mit 

50 v. H. 
abzugs- 
fähige 
Sonder- 
ausgaben : 
(hälftiger ; 
Abzug) 

Begün- 

stigte 

Sonder- 

ausgaben 

insgesamt 

(Spalten 

2 bis 4) 

Höchst- 

möglicher 

Abzugs- 

betrag 

Vorweg- 
abzug 
von Ver- 
siche- 
rungsbei- 
trägen l) 

Feste 
Höchst- 
beträge für 
Versiche- 
rungsbei- 
träge (zu- 
sätzlich zu 
Spalte 7) 
und Bau- 
spar- 
beiträge 

Begünstigte 
Auf- 
wendungen 
insgesamt 
= feste 
Höchst- 
beträge 
(Spalte 

7 + 8) 

Mehr (-1 ) 
oder 
Weni- 
ger (-) 
gegenüber 
geltendem 
Recht 
(Spalte 
9X5) 


2 | 3| 4 | 5 i 6 J 7j 8 | 9 | 10 






Jahresbeträge in DM 




Steuerpflichtiger 
unter 50 Jahren 

Unverheiratet 
ohne Kinder .... 

1 000 

1 100 

1 100 

3 200 

2 650 

4 200 

5 400 

9 600 

+ 6 400 

Verheiratet 
ohne Kinder .... 

2 000 

2 200 

2 200 

6 400 

5 300 

8 400 

10 800 

19 200 

+ 12 800 

Verheiratet 
mit 1 Kind 

2 000 

2 700 

2 700 

7 400 

6 050 

8 400 

11 400 

19 800 

+ 12 400 

Verheiratet 

mit 2 Kindern .... 

2 000 

3 200 

3 200 

8 400 

6 800 

8 400 

12 000 

20 400 

+ 12 000 

Steuerpflichtiger 
über 50 Jahre 

Unverheiratet 
ohne Kinder .... 

1 000 

2 200 

2 200 

5 400 

4 300 

4 200 

5 400 

9 600 

+ 4 200 

Verheiratet 
ohne Kinder .... 

2 000 

4 400 

4 400 

10 800 

8 600 

8 400 

10 800 

19 200 

+ 8 400 

Verheiratet 

mit 1 Kind 

2 000 

5 400 

5 4H0 

12 800 

10 100 

8 400 

11 400 

19 800 

+ 7 000 

Verheiratet 

mit 2 Kindern .... 

2 000 

6 400 

6 400 

14 800 

11 600 

8 400 

12 000 

20 400 

+ 5 600 


9 Bei Arbeitnehmern werden 
tigen Arbeitslohn gehören) 


die Beitragsanteile der Arbeitgeber zur Rentenversicherung (die nicht zum steuerpflich- 
auf den Vorwegabzugsbetrag angerechnet 
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Steuerersparnis durch beschränkt abzugsfähige Sonderausgaben 
(Vorsorgeaufwendungen) nach geltendem Recht und nach Entwurf 



Höchstmögliche Steucr- 
ersparnis durch den 
Sonderausgabenabzug 
nach geltendem Recht l) 

Steuerersparnis bei 
Neuregelung des 
Sonderausgabenabzugs 
nach Entwurf 2) 

Mehr (+) oder Weniger (— ) an Entlastung nach 
Entwurf gegenüber geltendem Recht 

Familienstand 
des Steuerpflichtigen 

für einen 
Steuer- 
pflichtigen 
mit einem 
Spitzen- 
steuersatz 
von 19 v. H. 

für einen 
Steuer- 
pflichtigen 
mit einem 
Spitzen- 
steuersatz 
von 53 v. H. 

bei Vor- 
sorgeauf- 
wendungen 
in Höhe der 
maximal 
begünstig- 
ten Beträge 

bei Vollaus- 
schöpfung 
der Höchst- 
beträge 
nach 

bei Vorsorgeaufwendun- 
gen in Höhe der maximal 
begünstigten Beträge 
nach geltendem Recht 3) 
und einem Spitzensteuer- 
satz des Steuerpflichtigen 
nach geltendem Recht von 

bei Vollausschöpfung der 
Höchstbeträge nach 
Entwurf und einem 
Spitzensteuersatz des 
Steuerpflichtigen nach 
geltendem Recht von 


(untere 

Propor- 

tionalzone) 

(obere 

Propor- 

tionalzone) 

nach 

geltendem 
‘ Recht 3) 

Entwurf 4) 

19 v. H. 
(Spalte 4 X 
Spalte 2) 

53 v. H. 
Spalte 4 X 
Spalte 3) 

19 v. H. 
(Spalte 5 X 
Spalte 2) 

53 v. H. 
(Spalte 5 X 
Spalte 3) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 


Jahresbeträge in DM 

a) Steuerpflichtiger 









unter 50 Jahren 









Unverheiratet 
ohne Kinder 

504 

1 405 

704 

2 112 

+ 200 

- 701 

+ 1 608 

+ 707 

Verheiratet 
ohne Kinder 

1 007 

2 809 

1 408 

4 224 

+ 401 

-1 401 

+3 217 

+ 1 415 

Verheiratet 

mit 1 Kind 

1 150 

3 207 

1 628 

4 356 

+ 478 

-1 579 

+3 206 

+ 1 149 

Verheiratet 

mit 2 Kindern .... 

1 292 

3 604 

1 848 

4 488 

+ 556 

-1 756 

+3 196 

+ 884 

b) Steuerpflichtiger 









über 50 Jahre 









Unverheiratet 
ohne Kinder 

817 

2 279 

1 188 

2 112 

+ 371 

-1 091 

+ 1 295 

CD 

1 

Verheiratet 



ohne Kinder 

1 634 

4 558 

2 376 

4 224 

+ 742 

-2 182 

+2 590 

- 334 

Verheiratet 

mit 1 Kind 

1 

1 919 

5 353 

2 816 

4 356 

+ 897 

-2 537 

+2 437 

- 997 

Verheiratet 

mit 2 Kindern .... 

2 204 

6 148 

3 256 

4 488 

+ 1 052 

-2 892 

+2 284 

-1 660 


*) Abzug von der Bemessungsgrundlage 

2 ) 22 v. H.-Abzug von der Steuerschuld 

3 ) 22 v. H. der Beträge in Spalte 5 der Übersicht auf S. 229 

4 ) 22 v. H. der Beträge in Spalte 9 der Übersicht auf S. 229 
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Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


(Zu S. 217) 


Die Steuerbelastung nach dem geltenden Einkommensteuertarif 1965 
und nach Reformtarif *) 

— Unverheiratete — 


zu versteu- 
ernder 
Einkom- 
mensbetrag 

Steuer 

nach 

geltendem 

Recht 

(ohne Ergän- 
zungs- 
abgabe) 

schuld 

nach 

Reform- 

tarif 

Entlastung (— ) oder 
Mehrbelastung (+) nach 
Reformtarif gegenüber 
geltendem Recht 
(Spalte 3 X Spalte 2) 

Spitzenbelastung 
in v. H. 

des Einkommens- 
zuwachses 

Durchschnitts- 
belastung in v. H. 
des zu versteuernden 
Einkommens 

nach 

gel- 

tendem 

Recht 

nach 

Reform- 

tarif 

nach 

gel- 

tendem 

Recht 

nach 

Reform- 

tarif 

i 

2 

3 



4 ! 


5 

6 

7 

8 

9 


DM 



! 




v. H. 



1 680 

0 


0 


0 


0,0 

19,0 

0,0 

0,0 

0,0 

3 000 

250 


0 

- 

250 

— 

100,0 

19,0 

22,0 

8,3 

0,0 

4 000 

438 


217 


221 

- 

50,5 

19,0 

22,0 

11,0 

5,4 

5 000 

627 


435 

- 

192 

- 

30,6 

19,0 

22,0 

12,5 

8,7 

6 000 

820 


660 

- 

160 

- 

19,5 

19,0 

22,0 

13,7 

11,0 

7 000 

1 008 


877 

- 

131 

- 

13,0 

19,0 

22,0 

14,4 

12,5 

8 000 

1 197 

1 

095 

- 

102 

- 

8,5 

19,0 

22,0 

15,0 

13,7 

9 000 

1 398 

1 

320 

- 

78 

- 

5,6 

20,5 

22,0 

15,5 

14,7 

10 000 

1 609 

1 

537 

- 

72 

- 

4,5 

22,0 

22,0 

16,1 

15,4 

12 000 

2 079 

1 

980 

- 

99 

- 

4,8 

24,8 

22,0 

17,3 

16,5 

15 000 

2 881 

2 

640 

- 

241 

- 

8,4 

28,6 

22,0 

19,2 

17,6 

20 000 

4 443 

4 

159 

- 

284 

- 

6,4 

33,9 

34,6 2 ) 

22,2 

20,8 

25 000 

6 248 

5 

996 

- 

252 

- 

4,0 

37,9 

38,7 

25,0 

24,0 

30 000 

8 223 

8 

021 

- 

202 

— 

2,5 

40.7 

42,0 

27,4 

26,7 

40 000 

12 458 

12 

468 

+ 

10 

+ 

0,1 

44,0 

46,5 

31,1 

31,2 

50 000 

16 985 

17 

220 

+ 

235 

+ 

1,4 

46,5 

48,4 

34,0 

34,4 

60 000 

21 747 

22 

174 

+ 

427 

+ 

2,0 

48,4 

50,4 

36,2 

37,0 

70 000 

26 627 

27 

275 

+ 

648 

+ 

2,4 

49,5 

52,0 

38,0 

39,0 

80 000 

31 616 

32 

552 

+ 

936 

+ 

3,0 

50,2 

53,3 

39,5 

40,7 

100 000 

41 815 

43 

396 

+ 

1 581 

+ 

3,8 

51,7 

55,1 

41,8 

43,4 

110 000 

47 009 

48 

942 

+ 

1 933 

+ 

4,1 

51,9 

55,6 

42,7 

44,5 

125 000 

54 958 

57 

313 

+ 

2 355 

+ 

4,3 

53,0 

55,9 

44,0 

45,9 

150 000 

68 219 

71 

325 

+ 

3 106 

+ 

4,6 

53,0 

56,0 

45,5 

47,6 

250 000 

121 197 

127 

302 

+ 

6 105 

+ 

5,0 

53,0 

56,0 

48,5 

50,9 

500 000 

253 708 

267 

313 

+ 

13 605 

+ 

5,4 

53,0 

5 6,0 

50,7 

53,5 

1 000 000 

518 697 

547 

302 

+ 

28 605 

+ 

5,5 

53,0 

56,0 

51,9 

54,7 

10 000 000 

5 288 697 

5 587 

302 

+298 605 

4- 

5,6 

53,0 

56,0 

52,9 

55,9 


1 ) Grundfreibetrag 3 000 DM, Proportionalsteuersatz 22 v. H., Proportionalzone bis 16 000/32 000 DM (Ledige/Verhei- 
ratete), höchster Spitzensteuersatz 56 v. H. bei 130 000 zu versteuerndem Einkommen (Ledige), Mehrbelastung ge- 
genüber geltendem Tarif (ohne Ergänzungsabgabe) ab 40 000/80 000 DM bzw. (mit Ergänzungsabgabe) ab 81 000/ 
162 000 DM. 

2 ) Bei 16 000 DM zu versteuerndem Einkommen erhöht sich der Spitzensteuersatz von 22 v. H. auf 30,8 v. H. 
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D rucksache 7/1 470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

(ZuS. 217) 


Die Steuerbelastung nach dem geltenden Einkommensteuertarif 1965 
und nach Reformtarif *) 

— Verheiratete — 


Steuerschuld 


zu versteu- 
ernder 
Einkom- 
mensbetrag 


nach 

geltendem 

Recht 

(ohne Ergän- 
zungs- 
abgabe) 


nach 

Reform- 

tarif 


Entlastung ( — ) oder 
Mehrbelastung (X) nach 
Reformtarif gegenüber 
- geltendem Recht 
(Spalte 3 X Spalte 2) 


Spitzenbelastung 
in v. H, 

des Einkommens- 
zuwachses 


Durchschnitts- 
belastung in v. H. 
des zu versteuernden 
Einkommens 


nach 

gel- 

tendem 

Recht 


nach 

Reform- 

tarif 


nach 

gel- 

tendem 

Recht 


nach 

Reform- 

tarif 


DM || v. H. 


1 

1 2 

1 3 

1 

4 1 

1 

5 

1 6 | 

7 

1 8 | 

9 

1 680 

0 

0 


0 


0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

3 000 

0 

0 


0 


0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

4 000 

114 

0 

- 

114 

- 

100,0 

19,0 

0,0 

2,9 

0,0 

5 000 

306 

0 

- 

306 

- 

100,0 

19,0 

0,0 

6,1 

0,0 

6 000 

500 

0 

— 

500 

- 

100,0 

19,0 

22,0 

8,3 

0,0 

7 000 

684 

210 

- 

474 

- 

69,3 

19,0 

22,0 

9,8 

3,0 

8 000 

876 

434 

— 

442 

- 

50,5 

19,0 

22,0 

11,0 

5,4 

9 000 

1 070 

660 

— 

410 

- 

38,3 

19,0 

22,0 

11,9 

7,3 

10 000 

1 254 

870 

- 

384 

- 

30,6 

19,0 

22,0 

12,5 

8,7 

12 000 

1 640 

1 320 

- 

320 

- 

19,5 

19,0 

22,0 

13,7 

11,0 

15 000 

2 210 

1 980 

- 

230 

- 

10,4 

19,0 

22,0 

14,7 

13,2 

20 000 

3218 

3 074 

- 

144 

- 

4,5 

22,0 

22,0 

16,1 

15,4 

25 000 

4 400 

4 170 

- 

230 

- 

5,2 

25,4 

22,0 

17,6 

16,7 

30 000 

5 762 

5 280 

- 

482 

- 

8,4 

28,6 

22,0 

19,2 

17,6 

40 000 

8 886 

8318 

- 

568 

- 

6,4 

33,9 

34,6 2 ) 

22,2 

20,8 

50 000 

12 496 

11 992 

— 

504 

- 

4,0 

37,9 

38,7 

25,0 

24,0 

60 000 

16 446 

16 042 

- 

404 

- 

2,5 

40,7 

42,0 

27,4 

26,7 

70 000 

20 586 

20 364 

: - 

222 

- 

1,1 

42,4 

44,6 

29,4 

29,1 

80 000 

24 916 

24 936 

X 

20 

X 

0,1 

44,0 

46,5 

31,1 

31,2 

100 000 

33 970 

34 440 

X 

470 

X 

1,4 

46,5 

48,4 

34,0 

34,4 

110 000 

38 656 

39 316 

X 

660 

X 

1,7 

47,5 

49,4 

35,1 

35,7 

125 000 

45 882 

46 836 

X 

954 

X 

2,1 

48,7 

50,8 

36,7 

37,5 

150 000 

58 260 

59 826 

X 

1 566 

X 

2,7 

49,8 

52,7 

38,8 

39,9 

250 000 

109 916 

114 626 

X 

4 710 

X 

4,3 

53,0 

55,9 

44,0 

45,9 

500 000 

242 394 

254 604 

j X 

12210 

X 

5,0 

53,0 

56,0 

48,5 

50,9 

1 000 000 

507 416 

534 626 

X 

27 210 

X 

5,4 

53,0 

56,0 

50,7 

53,5 

10 000 000 

5 277 416 

5 574 626 

+ 297 210 

X 

5,6 

53,0 

56,0 

52,8 

55,7 


*) Grundfreibetrag 3 000 DM, Proportionalsteuersatz 22 v. H., Proportionalzone bis 16 000/32 000 DM (Ledige/Verhei- 
ratete), höchster Spitzensteuersatz 56 v. H. bei 130 000 zu versteuerndem Einkommen (Ledige), Mehrbelastung ge- 
genüber geltendem Tarif (ohne Ergänzungsabgabe) ab 40 000/80 000 DM bzw. (mit Ergänzungsabgabe) ab 81 000/ 
162 000 DM. . . v ' 

2 ) Bei 32 000 DM zu versteuerndem Einkommen erhöht sich der Spitzensteuersatz von 22 v. H. auf 30,8 v. H. 


232 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


(Zu S. 217) 


Die Steuerbelastung nach dem geltenden Einkommensteuertarif 1965 
und nach Reformtarif *) 


a) in v. H. des Einkommenzuwachses (Spitzenbelastung) 

b) in v. H. des zu versteuernden Einkommens (Durchschnittsbelastung) 


M 'teuer L'cIc*!:l 


Unverheiratete 


T 


< -i • — ■ t: 


1 i • p I \ ! \ 


ijitm 1 i 


~U~~ U.~.-4 — - — 

•\ ' '! • A ■: ! T 


r i s i 1 TM 


llft I: 


m i 'ih 


: a) Spitzenbeiastung 

: : Est-Tarif 1965 

: : ; (geltendes Recht) 

? Reformtarif 



t-ht'i W 
■[- - - TVi ' 


l-ijA 

M 


p\i( 


1 



iplitl 


) Durchschnittsbelastung 

Est-Tarif 1965 

(geltendes Recht) 

■ Reformtarif 


1) Grundfreibetrag 3 OOO DM 
Proportionalsteuersatz 22v.H. 

Proportionalzone bis 16 000/32 000 DM 
höchster Spitzensteuersatz 56 v.H. 

(bei einem zu versteuernden Einkommen von 130 000 DM) 

Mehrbelastung gegenüber geltendem Tarif 
(ohne Ergänzungsabgabe) ab 40 000/80 000 DM 
(mit Eraänzunqsabqabe) ab 81 000/162 000 DM 


i h~ t:, Liröi 4 Irrt f l/Tt~ c~7t Tt i . \ . ' 

.6 7 8 310 12, 15 20 25 30 35 W 50 SO 70 ett WO 150 200 300 hOO M 

yjj versteuert? cks Einkorn men in 





Drucksache 7/1470 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Die Einkommensteuerbelastung nach geltendem Recht (einschließlich 
Ergänzungsabgabe) und nadi dem Entwurf des Einkommensteuergesetzes 
unter Berücksichtigung des Sonderausgabenabzugs und des Kindergeldes 
(Kinderentlastung) *), dargestellt an Einzelbeispielen für 1976 

(unter 50jähriger Arbeitnehmer; bei Verheirateten Ehegatte nicht erwerbstätig) 

(Zu S. 217) 

Bruttoarbeitslohn 

ESt-Schuld 2) 
(einschließ- 
lich Ergän- 
zungs- 
abgabe) 

Kindergeld 3 ) 

ESt-Schuld 

nach 

geltendem 
Recht ver- 
mindert um 
das Kinder- 
geld 

(Spalte 2 X 
Spalte 3) 

ESt-Schuld 
ohne Kinder- 
entlastung 

Kinder- 

entlastung 3 ) 

ESt-Schuld 
nach Entwurf 
(Spalte 5 X 
Spalte 6) 

nach geltendem Recht 

nach Entwurf 4 ) 

DM 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 



A) Unverheirateter 




5 000 

279 

0 

279 

0 

0 

0 

10 000 

1 100 

0 

1 100 

814 

0 

814 

15 000 

2 132 

0 

2 132 

1 713 

0 

1 713 

20 000 

3 602 

0 

3 602 

2 914 

0 

2 914 

30 000 

7 125 

0 

7 125 

6 198 

0 

6 198 

50 000 

15 572 

0 

15 572 

14 688 

0 

14 688 

70 000 

24 898 

0 

24 898 

24 185 

0 

24 185 

100 000 

39 661 

0 

39 661 

39 386 

0 

39 386 

200 000 

91 325 

0 

91 325 

92 262 

0 

92 262 

300 000 

143 143 

0 

143 143 

145 283 

0 

145 283 


B) Verheirateter ohne Kinder 



5 000 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

10 000 

728 

0 

728 

29 

0 

29 

15 000 

1 492 

0 

1 492 

961 

0 

961 

20 000 

2 370 

0 

2 370 

1 906 

0 

1 906 

30 000 

4 492 

0 

4 492 

3 729 

0 

3 729 

50 000 

10 860 

0 

10 860 

9 576 

0 

9 576 

70 000 

18612 

0 

18612 

16 696 

0 

16 696 

100 000 

31 540 

0 

31 540 

29 088 

0 

29 088 

200 000 

79 831 

0 

79 831 

78 496 

0 

78 496 

300 000 

131 228 

0 

131 228 

131 304 

0 

131 304 


C) 

Verheirateter mit 2 Kindern 



5 000 

0 

300 

-300 

0 

1 440 

-1 440 

10 000 

192 

300 

-108 

29 

1 440 

-1 411 

15 000 

956 

300 

656 

961 

1 440 

- 479 

20 000 

1 744 

0 

1 744 

1 906 

1 440 

466 

30 000 

3 582 

0 

3 582 

3 729 

1 440 

2 289 

50 000 

9 342 

0 

9 342 

9 622 

1 440 

8 182 

70 000 

16 838 

0 

16 838 

16 776 

1 440 

15 336 

100 000 

29 575 

0 

29 575 

28 882 

1 440 

27 442 

200 000 

77 610 

0 

77 610 

78 364 

1 440 

76 924 

300 000 

129 001 

0 

129 001 

131 106 

1 440 

129 666 


D) 

Verheirateter mit 4 Kindern 



5 000 

0 

1 740 

-1 740 

0 

4 320 

-4 320 

10 000 

0 

1 740 

-1 740 

29 

4 320 

-4 291 

15 000 

284 

1 740 

-1 456 

961 

4 320 

-3 359 

20 000 

1 060 

1 740 

- 680 

1 906 

4 320 

-2414 

30 000 

2710 

1 740 

970 

3 729 

4 320 

- 591 

50 000 

7 788 

1 740 

6 048 

9 738 

4 320 

5 418 

70 000 

14 809 

1 740 

13 069 

16 882 

4 320 

12 562 

100 000 

27 332 

1 740 

25 592 

28 790 

4 320 

24 470 

200 000 

75 016 

1 740 

73 276 

78 232 

4 320 

73 912 

300 000 

126 315 

1 740 

124 575 

130 976 

4 320 

126 656 


Anmerkungen s. S. 237 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


Entlastung ( — ) oder Mehr- 
belastung ( + ) nach Entwurf 
gegenüber geltendem Recht 
(Spalte 7 X Spalte 4) 


Steuerschuld (Spalte 4 
bzw. 7) in v. H. des 
Bruttoarbeitslohns 



nach gelten- 
dem Recht 

1 nach Entwurf 

1 

i 


v. H. ' 


8 1 

1 

9 1 

10 

1 ii 

- 279 


100,00 

5,58 

0,00 

- 286 

— 

26,00 

11,00 

8,14 

- 419 

— 

19,65 

14,21 

11,42 

- 688 

— 

19,10 

18,01 

14,57 

- 927 

— 

13,01 

23,75 

20,66 

- 884 

— 

5,67 

31,14 

29,37 

- 713 

— 

2,86 

35,56 

34,55 

- 275 

— 

0,69 

39,66 

39,38 

+ 937 

+ 

1,02 

45,66 

46,13 

+ 2 140 

+ 

1,49 

47,71 

48,42 

0 


0,00 

0,00 

0,00 

- 699 

— 

96,01 

7,28 

0,29 

- 531 

— 

35,58 

9,94 

6,40 

- 464 

— 

19,5 7 

11,85 

9,53 

- 763 

— 

16,98 \ 

14,97 

12,43 

-1 284 

— 

11,82 | 

21,72 

19,15 

-1 916 

— 

10,29 \ 

26,58 

23,85 

-2 452 

— 

7,77 

31,54 

29,08 

- 1 335 

— 

1,67 

39,91 

39,24 

+ 76 

+ 

0,05 | 

43,74 

43,76 

-1 140 



380,00 

- 6,00 

- 28,80 

-1 303 

-1 

206,48 

- 1,08 

- 14,11 

-1 135 

— 

1 73,01 

4,37 

- 3,19 

-1 278 

— 

73,27 

8,72 

2,33 

-1 293 

— 

36,09 

11,94 

7,63 

-1 160 

— 

12,41 

18,68 

16,36 

-1 502 

— 

8,92 

24,05 

21,90 

-2 133 

— 

7,21 

29,57 

27,44 

- 686 

— 

0,88 i 

38,80 

38,46 

+ 665 

+ 

0,51 

43,00 

43,22 

-2 580 



148,27 

- 34,80 

- 86,40 

-2 521 

— 

146,60 

- 17,40 

- 42,91 

-1 903 

— 

130,70 

- 9,70 

- 22,39 

-1 734 

— 

255,00 

- 3,40 

- 12,07 

-1 161 

— 

160,92 

- 3,23 

- 1,97 

- 630 

— 

10,41 

12,09 

10,83 

- 507 

— 

3,87 

18,67 

17,94 

-1 122 

— 

4,38 

25,59 

24,47 

+ 636 

+ 

0,86 

36,63 

36,95 

+2 081 

+ 

1,67 

41,52 

42,21 
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Drucksach e 7/1 470 Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 

(Zu S. 217) Die Einkommensteuerbelastung nach geltendem Recht (einschließlich 

Ergänzungsabgabe) und nach dem Entwurf des Einkommensteuergesetzes 
unter Berücksichtigung des Sonderausgabenabzugs und des Kindergeldes 
(Kinderentlastung) 1 ), dargestellt an Einzelbeispielen für 1976 

(über 50jähriger Arbeitnehmer; bei Verheirateten Ehegatte nicht erwerbstätig) 


Bruttoarbeitslohn 

ESt-Schuld 2 ) 
(einschließ- 
lich Ergän- 
zungs- 
abgabe) 

Kindergeld :? ) 

ESt-Schuld 

nach 

geltendem 
Recht ver- 
mindert um 
das Kinder- 
geld 

(Spalte 2 X 
Spalte 3) 

ESt-Schuld 
ohne Kinder- 
entlastung 

Kinder- 
entlastung 3 ) 

ESt-Schuld 
nach Entwurf 
(Spalte 5 X 
Spalte 6) 


nach geltendem Recht 

nach Entwurf 4 ) 


DM 

l 

2 

3 

4 

5 

6 

7 



A) Unverheirateter 




5 000 

119 

0 

119 

0 

0 

0 

10 000 

889 

0 

889 

630 

0 

630 

15 000 

1 750 

0 

1 750 

1 528 

0 

1 528 

20 000 

2 899 

0 

2 899 

2 644 

0 

2 644 

30 000 

6 178 

0 

6 178 

5 866 

0 

5 866 

50 000 

14 453 

0 

14 453 

14 300 

0 

14 300 

70 000 

23 719 

0 

23 719 

23 783 

0 

23 783 

100 000 

38 425 

0 

38 425 

38 926 

0 

38 926 

200 000 

90 015 

0 

90 015 

91 826 

0 

91 826 

300 000 

141 864 

0 

141 864 

144 846 

0 

144 846 


B) Verheirateter ohne Kinder 



5 000 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

10 000 

728 

0 

728 

29 

0 

29 

15 000 

1 492 

0 

1 492 

961 

0 

961 

20 000 

2 268 

0 

2 268 

1 906 

0 

1 906 

30 000 

4 114 

0 

4 114 

3 729 

0 

3 729 

50 000 

9 918 

0 

9918 

9 576 

0 

9 576 

70 000 

17 266 

0 

17 266 

16 696 

0 

16 696 

100 000 

30 051 

0 

30 051 

29 088 

0 

29 088 

200 000 

78 117 

0 

78 117 

78 496 

0 

78 496 

300 000 

129 524 

0 

129 524 

131 304 

0 

131 304 


C) Verheirateter mit 2 Kindern 



5 000 

0 

300 

-300 

0 

1 440 

-1 440 

10 000 

192 

300 

-108 

29 

1 440 

-1 411 

15 000 

956 

300 

656 

961 

1 440 

- 479 

20 000 

1 720 

0 

1 720 

1 906 

1 440 

466 

30 000 

3 350 

0 

3 350 

3 729 

1 440 

2 289 

50 000 

8 614 

0 

8 614 

9 622 

1 440 

8 182 

70 000 

15 223 

0 

15 223 

16 776 

1 440 

15 336 

100 000 

27 468 

0 

27 468 

28 882 

1 440 

27 442 

200 000 

75 206 

0 

75 206 

78 364 

1 440 

76 924 

300 000 

126315 

0 

126 315 

131 106 

1 440 

129 666 


D) Verheirateter mit 4 Kindern 



5 000 

0 

1 740 

-1 740 

0 

4 320 

-4 320 

10 000 

0 

1 740 

-1 740 

29 

4 320 

-4 291 

15 000 

284 

1 740 

-1 456 

961 

4 320 

-3 359 

20 000 

1 060 

1 740 

- 680 

1 906 

4 320 

-2414 

30 000 

2 614 

1 740 

874 

3 729 

4 320 

- 591 

50 000 

7 263 

1 740 

5 523 

9 738 

4 320 

5418 

70 000 

13 437 

1 740 

11 697 

16 882 

4 320 

12 562 

100 000 

24 581 

1 740 

22 841 

28 790 

4 320 

24 470 

200 000 

71 869 

1 740 

70 129 

78 232 

4 320 

73 912 

300 000 

123 039 

1 740 

121 299 

130 976 

4 320 

126 656 
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Entlastung (— ) oder Mehr- 
belastung ( + ) nach Entwurf 
gegenüber geltendem Recht 
(Spalte 7 X Spalte 4) 


Steuerschuld (Spalte 4 
bzw. 7) in v. H. des 
Bruttoarbeitslohns 


nach gelten- 
dem Recht 


nach Entwurf 


II 


v. H. 


8 

1 

9 

io i 

li 

- 119 


100,00 

2,38 

0,00 

- 259 

— 

29,13 

8,89 

6,30 

- 222 

— 

12,68 

11,66 

10,18 

- 255 

— 

8,79 

14,49 

13,22 

- 312 

— 

5,05 

20,59 

19,55 

- 153 

— 

1,05 

28,90 

28,60 

+ 64 

+ 

0,26 

33,88 

33,97 

+ 501 

+ 

1,30 

38,42 

38,92 

+ 1 811 

+ 

2,01 

45,00 

45,91 

+2 982 

+ 

2,10 

47,28 

48,28 

0 


0,00 

0,00 

0,00 

- 699 

— 

96,01 

7,28 

0,29 

- 531 

— 

35,58 

9,94 

6,40 

- 362 

— 

15,96 

11,34 

9,53 

- 385 

— 

9,35 

13,71 

12,43 

- 342 

— 

3,44 

19,83 

19,15 

- 570 

— 

3,30 

24,66 

23,85 

- 963 

— 

3,20 

30,0 5 

29,08 

+ 379 

+ 

0,48 

39,05 

39,24 

+ 1 780 

+ 

1,37 

43,17 

43,76 

-1 140 



380,00 

- 6,00 

- 28,80 

-1 303 

-1 

206,48 

- 1,08 

- 14,11 

-1 135 

— 

173,01 

4,37 

- 3,19 

-1 254 

— 

72,90 

8,60 

2,33 

-1 061 

— 

31,67 

11,16 

7,63 

- 432 

— 

5,01 

17,22 

16,36 

+ 113 

+ 

0,74 

21,74 

21,90 

- 26 

— 

0,09 

27,46 

27,44 

+ 1 718 

+ 

2,28 

37,60 

38,46 

+ 3 351 

+ 

2,65 

42,10 

43,22 

-2 580 



148,27 

- 34,80 

- 86,40 

-2 551 

— 

146,60 

- 17,40 

- 42,91 

-1 903 

— 

130,70 

- 9,70 

- 22,39 

-1 734 

— 

255,00 

- 3,40 

- 12,07 

-1 465 

— 

167,62 

2,91 

- 1,97 

- 105 

— 

1,90 

11,04 

10,83 

+ 865 

+ 

7,39 

16,71 

17,94 

+ 1 629 

+ 

7,13 

22,84 

24,47 

+ 3 783 

+ 

5,39 

35,06 

36,95 

+ 5 357 

+ 

4,41 

40,43 

42,21 


Anmerkungen zu den Übersichten 

auf S. 234/235 und 236/237 

x ) Der Berechnung zugrunde gelegte ESt-Änderungen: 
ESt-Tarif: Grundfreibetrag 3 000 DM, Proportionalzone 
bis 16 000/32 000 DM (Ledige/Verheiratete), Proportio- 
nalsteuersatz 22 v. H. f direkte Progression bei 16 000/ 
32 000 DM beginnend mit 30,8 v. H., höchster Spitzen- 
steuersatz 56 v. H. bei 130 000/260 000 DM zu ver- 
steuerndem Einkommen. Sonderausgabenregelung: 
Abzug von 22 v. H. der Vorsorgeaufwendungen von 
der Steuerschuld; berücksichtigungsfähige Aufwendun- 
gen höchstens 5 400/10 800 DM (Ledige/Verheiratete) 
zuzüglich 600 DM je Kind, Vorwegabzugsbetrag von 
4 200/8 400 DM für Versicherungsbeiträge, auf den 
der Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung angerechnet wird. Wegfall der Kinderfreibeträge 
bei der ESt sowie des Kindergeldes nach dem BKGG; 
statt dessen Gewährung einer Kinderentlastung von 
50/70/120 DM mtl. für 1./2./3. und weitere Kinder durch 
Abzug von der Steuerschuld (ggf. — bei nicht ausrei- 
chender Höhe der Steuerschuld — Auszahlung des 
Differenzbetrages). Erhöhung des Arbeitnehmer-Frei- 
betrags von z. Z. 240 DM auf 600 DM; Abzug mit 
22 v. H. von der Steuerschuld. 

2 ) ESt-Schuld nach geltendem Recht (einschließlich Er- 
gänzungsabgabe) berechnet nach Abzug der beschränkt 
abzugsfähigen Sonderausgaben in Höhe der für 1976 
geschätzten gesetzlichen Beiträge zur Sozialversiche- 
rung zuzüglich eines Zuschlags für sonstige beschränkt 
abzugsfähige Sonderausgaben unter Berücksichtigung 
der derzeitigen Sonderausgaben-Höchstbeträge; die 
unbeschränkt abzugsfähigen Sonderausgaben sind in 
Höhe der Kirchensteuer angesetzt. Bei Verheirateten 
mit Kindern sind die Kinderfreibeträge nach § 32 
Abs. 2 EStG berücksichtigt. Ergänzungsabgabe berech- 
net mit 3 v. H. der Steuerschuld für zu versteuernde 
Einkommen über 16 000/32 000 DM (Ledige/Verheira- 
tete). Arbeitnehmer-Freibetrag in Höhe von 240 DM 
berücksichtigt. 

®) Da durch die Steuerreform das Kindergeld nach dem 
BKGG und ähnliche Leistungen wie die Kinderzu- 
schläge im öffentlichen Dienst usw. sowie die Kin- 
derfreibeträge durch eine Kinderentlastung bei der 
Einkommensteuer — • und zwar vom 1. Kind an — * 
abgelöst werden sollen (vgl. Anmerkung 1), ist das 
Kindergeld in den Vergleich der Steuerbelastung nach 
geltendem Recht und nach Steuerreform einzubeziehen 
(Kindergeld nach dem z. Z. geltenden BKGG: monat- 
lich 25 DM für Zweitkinder, 60 DM für 3. und 4. Kin- 
der und 70 DM für das 5. und weitere Kinder; Fami- 
lien mit nur 2 Kindern erhalten z. Z. Kindergeld nur 
bei einem Jahreseinkommen bis 16 800 DM). 

4 ) ESt-Schuld nach dem Entwurf des EStG, berechnet nach 
Abzug der unbeschränkt abzugsfähigen Sonderausga- 
ben — weiterhin abzugsfähig von der Bemessungs- 
grundlage — wie nach geltendem Recht in Höhe der 
Kirchensteuer (= 10 v. H. der ESt-Schuld nach Reform) 
unter Berücksichtigung eines Pauschbetrages von 240/ 
480 DM (Ledige/Verheiratete). Die beschränkt abzugs- 
fähigen Sonderausgaben — Abzug mit 22 v. H. von 
der Steuerschuld — sind in Höhe der für 1976 ge- 
schätzten gesetzlichen Beiträge zur Sozialversicherung 
zuzüglich eines Zuschlags für sonstige beschränkt ab- 
zugsfähige Sonderausgaben (vgl. Anmerkung 2) unter 
Berücksichtigung der vorgesehenen Höchstbeträge 
(vgl. Anmerkung 1) angenommen. Außerdem ist — im 
Rahmen der Sonderausgaben-Höchstbeträge — ein 
Vorsorgepauschbetrag in Höhe von 66/132 DM (Le- 
dige/Verheiratete) als Abzug von der Steuerschuld 
für Vorsorgeaufwendungen berücksichtigt. Arbeitneh- 
merfreibetrag berücksichtigt in Höhe von 600 DM mit 
22 v. H. als Abzug von der Steuerschuld. 
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B. Einzelbegründung 

Zu § 1 — Unbeschränkte Einkommensteuerpflicht 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht § 1 

Abs. 1 Satz 1 EStG 1971. Der in §1 Abs. 1 Satz 2 
EStG 1971 enthaltene Hinweis, daß sich die unbe- 
schränkte Einkommensteuerpflicht auf sämtliche 
Einkünfte erstreckt, kann entfallen, weil sich diese 
Rechtsfolge aus § 4 Abs. 1 ergibt. 

Absatz 2 stellt klar, daß der Festlandsockel in be- 
stimmtem Umfang zum Inland im Sinne des Ein- 
kommensteuerrechts gehört. Der einem Staat vorge- 
lagerte Festlandsockel ist nach dem Völkerrecht 
nicht Teil seines Staatsgebietes. Dem Küstenstaat 
stehen jedoch nach der Genfer Konvention über 
den Festlandsockel vom 29. April 1958 dort be- 
schränkte Hoheitsrechte insoweit zu, als es sich um 
die Erforschung und Ausbeutung der Naturschätze 
des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes 
handelt (vgl. das Gesetz zur vorläufigen Regelung 
der Rechte am Festlandsockel vom 24. Juli 1964 — 
BGBl I S. 497). Daraus folgt, daß sich die Hoheits- 
rechte in bezug auf den Festlandsockel auf alle 
Tatbestände erstrecken, die mit der Erforschung 
und Ausbeutung seiner Naturschätze in unmittelba- 
rem sachlichen Zusammenhang stehen. 

Zu § 2 — Erweiterte unbeschränkte Einkommen- 
steuerpflicht 

Die Vorschrift ersetzt die künftig entfallende Re- 
gelung des § 14 Abs. 2 Steueranpassungsgesetz, wo- 
nach Auslandsbeamte einer erweiterten unbe- 
schränkten Einkommensteuerpflicht unterliegen, 
und erweitert den Kreis der unbeschränkt Steuer- 
pflichtigen um deutsche Staatsangehörige, die zwar 
keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland haben, aber als Nichtselbständige für eine 
inländische juristische Person des öffentlichen 
Rechts in einem ausländischen Staat tätig sind und 
hierfür aus einer inländischen öffentlichen Kasse 
bezahlt werden. Die öffentliche Hand bedient sich 
in immer größerem Umfang auch Nichtbeamter bei 
der Erfüllung von Aufgaben im Ausland, so daß in- 
soweit eine Gleichbehandlung mit Auslandsbeam- 
ten gerechtfertigt ist. Einbezogen in die unbe- 
schränkte Einkommensteuerpflicht werden auch die 
zum Haushalt dieser unbeschränkt Steuerpflichti- 
gen gehörenden Angehörigen deutscher Staatsange- 
hörigkeit. Durch Satz 2 soll verhindert werden, daß 
der der erweiterten unbeschränkten Einkommen- 
steuerpflicht unterliegende Personenkreis unter 
Umständen den Belastungen ausgesetzt wird, die 
sich aus einer doppelten unbeschränkten Einkom- 
mensteuerpflicht ergeben. Die unbeschränkte Ein- 
kommensteuerpflicht nach § 2 besteht deshalb nur, 
wenn der Steuerpflichtige aufgrund internationaler 
Vereinbarungen oder völkerrechtlicher Übung in 
seinem ausländischen Wohnsitz- oder Aufenthalts- 
staat einer dort geltenden unbeschränkten Einkom- 
mensteuerpflicht nicht unterliegt und dort nur in 
dem Umfang einkommensteuerpflichtig ist, der der 
beschränkten Einkommensteuerpflicht entspricht, 
die im Gegensatz zur unbeschränkten Einkommen- 


steuerpflicht durch die Erfassung nur einzelner Ein- 
kunftsquellen gekennzeichnet ist. 

Zu § 3 — Beschränkte Einkommensteuerpflicht 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 1 Abs. 2 
EStG 1971. Sie läßt den Kreis der beschränkt ein- 
kommensteuerpflichtigen Personen unverändert. 
Danach ist die beschränkte persönliche Einkom- 
mensteuerpflicht davon abhängig, daß der Steuer- 
pflichtige durch inländische Einkünfte mit dem In- 
land verbunden ist. 

Zu § 4 — Umfang der Besteuerung, 
Begriffsbestimmungen 

Die Vorschrift ersetzt § 2 Abs. 1 bis 3 EStG 1971. 
Sie hat zentrale Bedeutung, weil sie die Elemente 
der Steuerbemessungsgrundlage, ihr Verhältnis zu- 
einander und den Weg für die Ermittlung der Jah- 
reseinkommensteuerschuld normiert. Der Aufbau 
der Vorschrift ist darauf gerichtet, auf der Grundla- 
ge der Einkünfte die jeweils folgende Stufe im 
Gang des Besteuerungsverfahrens festzulegen. Sie 
entspricht dem Erfordernis einer automationsge- 
rechten Gestaltung des Einkommensteuerrechts. 

In Absatz 1 sind der bisherige Begriff der Ein- 
künfte als Nettozuflüsse und die bisher bestehen- 
den sieben Einkunftsarten unverändert geblieben. 
Geändert ist lediglich die Reihenfolge der Einkünf- 
te, die nunmehr entsprechend ihrer wirtschaftlichen 
Bedeutung geordnet sind. Der Begriff der Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit ist aufgegeben. An seine 
Stelle tritt der dem allgemeinen Sprachgebrauch 
entsprechende Begriff der Einkünfte aus freiberufli- 
cher Tätigkeit. Die Einkünfte, die nach § 18 Abs. 1 
EStG 1971 nicht freiberufliche Einkünfte darstellen, 
sind unter die sonstigen Einkünfte aufgenommen. 
Einen Hinweis auf den nach der Art der persönli- 
chen Steuerpflicht unterschiedlichen Umfang der 
Erfassung der Einkünfte enthält der letzte Satzteil 
des Absatzes 1. 

In Absatz 2 ist als Ausgangswert die „Summe der 
Einkünfte" genannt. Die Summe der Einkünfte um- 
faßt sowohl die Addition von positiven Ergebnissen 
der einzelnen Einkunftsquellen als auch das Ergeb- 
nis des innerhalb einer Einkunftsart oder zwischen 
verschiedenen Einkunftsarten vorzunehmenden 
Verlustausgleichs. Positive und negative Einkünfte 
sind also wie bisher auszugleichen. Der neu für alle 
unbeschränkt Steuerpflichtigen eingeführte Alters- 
entlastungsbetrag für Einkünfte, die nicht Pensio- 
nen oder Sozialrenten sind, der Ausgleichsbetrag 
für die stufenweise Minderung des Steuervorteils 
bei Einkünften, die neben Einkünften aus nichtselb- 
ständiger Arbeit bezogen werden, und der Verlust- 
vortrag (bisher Verlustabzug) sind, weil sie sich 
nicht auf eine einzelne Einkunftsart beziehen, von 
der Summe der Einkünfte abziehbar. 

In Absatz 3 ist der Begriff des Einkommens defi- 
niert. Gegenüber dem Einkommensbegriff des EStG 
1971 ist er materiell verändert, weil der Begriff der 
Sonderausgaben nicht mehr die Vorsorgeaufwen- 
dungen umfaßt und die außergewöhnlichen Bela- 
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stungen nicht mehr vom Einkommen, sondern vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abzuziehen sind. 

Die Absätze 4 und 5 enthalten die weitere Dar- 
stellung des Weges zur Festsetzung der Jahresein- 
kommensteuerschuld. 

Absatz 6 stellt klar, daß die Einkommensteuer ih- 
rem Wesen nach eine Jahressteuer ist. Demzufolge 
sind auch die Bemessungsgrundlagen für ihre Fest- 
setzung für ein Kalenderjahr zu ermitteln. Bei Ge- 
winnen, die nach § 9 aufgrund eines vom Kalender- 
jahr abweichenden Wirtschaftsjahrs ermittelt wer- 
den, wird der Anschluß an das Kalenderjahr da- 
durch herbeigeführt, daß land- und forstwirtschaft- 
liche Gewinne zeitanteilig aufgeteilt und gewerbli- 
che Gewinne dem Kalenderjahr, in dem das Wirt- 
schaftsjahr endet, zugerechnet werden. 

Sind nur während eines Teils des Kalenderjahrs 
Einkünfte bezogen worden, so sind diese Einkünfte 
als Bemessungsgrundlage anzusetzen; es ist nicht 
etwa eine Umrechnung auf einen Jahresbetrag vor- 
zunehmen. 

Hat die Art der persönlichen Steuerpflicht wäh- 
rend eines Kalenderjahrs gewechselt, so sind die 
Einkünfte für den Zeitraum der unbeschränkten 
und der beschränkten Steuerpflicht gesondert zu er- 
mitteln und für das Kalenderjahr getrennt zur Be- 
steuerung heranzuziehen. 

Zu § 5 — Zeitliche Zuordnung von Einnahmen und 
Aufwendungen 

Die Absätze 1 und 2 regeln, in welchem Zeit- 
punkt Einnahmen und Aufwendungen im Rahmen 
der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens 
zu berücksichtigen sind. Dabei ist Absatz 1, der in- 
haltlich §11 Abs. 1 Sätze 1 und 2 EStG 1971 ent- 
spricht, bei der Ermittlung von Einkünften im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 anzuwenden. 

Die Vorschrift hält an dem bewährten „Zufluß- 
prinzip' 1 fest. Danach bestimmt sich der Zeitpunkt 
des Bezugs der Einnahmen nicht nach der Fälligkeit 
im bürgerlich-rechtlichen Sinne, sondern nach dem 
wirtschaftlichen (tatsächlichen) Zufluß. Das bedeu- 
tet, daß Geld oder geldwerte Güter dem Steuer- 
pflichtigen dann zugeflossen sind, wenn er darüber 
tatsächlich und rechtlich verfügen kann. Diese Vor- 
aussetzung ist erfüllt, wenn das Geld oder die geld- 
werten Güter unmittelbar in das Vermögen des 
Steuerpflichtigen übergegangen sind. Sie ist auch 
dann gegeben, wenn die Verwirklichung eines An- 
spruchs derart in greifbare Nähe gerückt und gesi- 
chert ist, daß dies wirtschaftlich dem tatsächlichen 
Eingang der Leistung, auf die der Anspruch gerich- 
tet ist, gleichzustellen ist. Das ist z. B. in der Regel 
der Fall, wenn die Einnahmen auf einem Bankkonto 
des Steuerpflichtigen gutgeschrieben oder von ei- 
nem Bevollmächtigten in Empfang genommen wer- 
den. 

In Anknüpfung an den Gedanken des wirtschaft- 
lichen Zuflusses enthält Absatz 1 Satz 2 eine Son- 
derregelung für regelmäßig wiederkehrende Ein- 
nahmen, die dem Steuerpflichtigen kurze Zeit vor 
Beginn oder kurze Zeit nach Beendigung des Kalen- 


derjahrs, zu dem sie wirtschaftlich gehören, zuflie- 
ßen. Solche Einnahmen sind nicht in dem Kalender- 
jahr des tatsächlichen Zuflusses, sondern in dem 
Kalenderjahr anzusetzen, für das sie im voraus 
oder nachträglich gezahlt worden sind. Als „kurze 
Zeit 11 vorher oder nachher werden nach der beste- 
henden Verwaltungspraxis 8 bis 10 Tage angese- 
hen. 

Eine weitere Sonderregelung enthält Absatz 1 
Satz 3 für die Einnahmen aus nichtselbständiger Ar- 
beit. Danach ist für die zeitliche Zuordnung solcher 
Einnahmen die Regelung maßgebend, die in § 133 
für das Lohnsteuerverfahren getroffen ist. 

Absatz 2, der § 11 Abs. 2 EStG 1971 entspricht, 
gilt nicht nur für Werbungskosten, sondern auch 
für Sonderausgaben, Vorsorgeaufwendungen und 
Aufwendungen, die als außergewöhnliche Belastun- 
gen zu berücksichtigen sind. Solche Aufwendungen 
sind in dem Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie 
geleistet worden sind. Geleistet sind solche Auf- 
wendungen in dem Kalenderjahr, in dem sie aus 
dem Vermögen des Steuerpflichtigen herausfließen. 
Für die Auslegung des Begriffs „Herausfließen " 
sind die Auslegungsgrundsätze zum Begriff des 
„Zufließens 11 entsprechend heranzuziehen. 

Eine von den Absätzen 1 und 2 abweichende Son- 
derregelung enthält § 60 Abs. 3 Satz 2. 

Aus Absatz 3 ergibt sich, daß die Absätze 1 und 2 
im Bereich der Gewinnermittlung beim Vergleich 
der Betriebseinnahmen mit den Betriebsausgaben 
(§ 10 Abs. 1 Nr. 3) gelten. An die Stelle des Kalen- 
derjahrs tritt hier das Wirtschaftsjahr (§9). Für die 
Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensver- 
gleich gelten die steuerlichen Bilanzierungsvor- 
schriften (vgl. §§11 ff.). Bei der Veräußerung von 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft bei wesentli- 
cher Beteiligung ist § 40 Abs. 2 maßgebend. 


Zu § 6 — Steuerbefreiungen 

Die Vorschrift enthält einen Katalog sachlicher 
Steuerbefreiungen. Aufgenommen wurden alle Ein- 
kommensteuerbefreiungen, die ausschließlich inner- 
staatliche Bezüge haben, auch soweit sie bisher in 
Durchführungsverordnungen oder Verwaltungsan- 
weisungen enthalten sind. Diese Befreiungstatbe- 
stände sollten künftig aus Gründen der Rechtsklar- 
heit nicht mehr verstreut in Einzelgesetzen, son- 
dern nur noch im Einkommensteuergesetz normiert 
werden. Dies schließt nicht aus, daß das Einkom- 
mensteuergesetz durch ein Einzelgesetz ergänzt 
wird. 

Die durch internationale oder zwischenstaatliche 
Verträge festgelegten Steuerbefreiungen sind in § 6 
nicht aufgenommen worden, weil sie nach der Rati- 
fizierung der Verträge nicht mehr einseitig geän- 
dert werden können und ihre Aufnahme deshalb le- 
diglich deklaratorische Bedeutung hätte. Nicht 
übernommen worden sind aus diesem Grunde die 
bisher in § 3 Ziff. 26, 27, 28, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 
37, 38, 39, 40, 41, 47, 55, 56 und 57 EStG 1971 ent- 
haltenen Befreiungsvorschriften. 
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Ebenfalls nicht übernommen worden sind die bis- 
her in § 3 Ziff. 14 und 49 EStG 1971 geregelten Steu- 
erbefreiungen. Sie sind durch Zeitablauf überholt. 

Zur besseren Übersicht ist der Katalog der Steu- 
erbefreiungen in Absätze gegliedert worden, in de- 
nen die sachlich zusammengehörigen Steuerbefrei- 
ungen zusammengefaßt sind. Es sind enthalten 

in Absatz 1 steuerfreie Sozialleistungen, 

in Absatz 2 steuerfreie Versorgungs- und Ent- 
schädigungsleistungen, 

in Absatz 3 steuerfreie Leistungen zur Förde- 
rung von Wissenschaft und For- 
schung, Bildung und Erziehung, 
Kunst und Kultur, 

in Absatz 4 steuerfreie Ehrenbezüge, 

in Absatz 5 steuerfreie Bezüge aufgrund von 
Dienstleistungen zur Erfüllung der 
Wehrpflicht, 

in Absatz 6 steuerfreie staatliche Prämien und 
Zulagen, 

in Absatz 7 steuerfreie Aufwandsentschädigun- 
gen, 

in Absatz 8 steuerfreie Einnahmen aus einem 
Dienstverhältnis, 

in Absatz 9 steuerfreie Betriebseinnahmen oder 
Einnahmen aus Vermögenswerten 
und 

in Absatz 10 steuerfreie Sanierungsgewinne. 

Zusätzlich ist in Absatz 11 die bisher in §2 Abs. 2 
Satz 2 EStG 1971 enthaltene Regelung über die in 
der DDR bezogenen Einkünfte aufgenommen wor- 
den. 

Zu Absatz 1 

In Nummer 1, die im übrigen § 3 Ziff. 1 Buchstabe a 
EStG 1971 entspricht, sind die Leistungen aus einer 
ausländischen gesetzlichen Unfallversicherung ein- 
bezogen worden, um solche Leistungen mit den Lei- 
stungen aus einer ausländischen Krankenversiche- 
rung gleichzustellen. 

Die Nummern 2 und 3 entsprechen § 3 Ziff. 1 Buch- 
stabe b und c EStG 1971. 

Nummer 4 entspricht §3 Ziff. 2 EStG 1971. Auf 
die Einzelaufzählung bestimmter Leistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz ist verzichtet worden. 
Eine Änderung der Rechtslage ist damit nicht ver- 
bunden. Die Begriffe „Ausbildung" und „FortbiK 
düng" sind durch den Begriff „berufliche Bildung", 
der auch die berufliche Umschulung erfaßt, ersetzt 
worden. 

Nummer 5 entspricht §3 Ziff. 3 EStG 1971. Die ge- 
setzliche Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten und die Knappschaftsversicherung 
sind unter dem Oberbegriff der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen zusammengefaßt und die bisheri- 
ge Bezeichnung „Beamten-(Pensions-) Gesetze" 
durch die Bezeichnung „beamtenrechtliche Vor- 


schriften" ersetzt worden. Auch damit ist eine Än- 
derung der Rechtslage nicht verbunden. 

Nummer 6 enthält die bisher in § 3 des Rentenka- 
pitalisierungsgesetzes geregelte Befreiung für die 
nach diesem Gesetz gewährten Kapitalisierungsbe- 
träge. 

In Nummer 7 sind die bisher nach §3 Ziff. 11 
EStG 1971 befreiten Leistungen genannt, soweit sie 
wegen Hilfsbedürftigkeit gewährt werden. 

Nummer 8 ist die Nachfolgevorschrift für § 3 
Ziff. 24 EStG 1971. Da der Kinderlastenausgleich 
künftig voll in die Einkommensbesteuerung einbe- 
zogen ist, ist die Vorschrift von Bedeutung nur für 
nachträglich aufgrund der aufgehobenen Kinder- 
geldgesetze gewährte Leistungen und für Leistun- 
gen nach ausländischen Kindergeldgesetzen, die 
bisher aus Billigkeitsgründen (Abschnitt 6 Ziff. 12 a 
EStR) steuerfrei waren. 

Nummer 9 entspricht §3 Ziff. 58 EStG 1971. Die 
Steuerbefreiung gilt für die Leistungen, die nach 
dem jeweils in Betracht kommenden inländischen 
Wohlgeldgesetz gewährt werden. 

Nummer 10 enthält die bisher in § 21 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über die Errichtung einer Stif- 
tung „Hilfswerk für behinderte Kinder" vom 17. De- 
zember 1971 (BGBl. I S. 2018) ausgesprochene Steu- 
erbefreiung. 

In Nummer 1 1 ist die bisher in § 47 Abs. 6 des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte gere- 
gelte Befreiung der Zuschüsse im Sinne des § 47 
Abs. 1 dieses Gesetzes (Zuschüsse zur Nachentrich- 
tung von Beiträgen zur Rentenversicherung der Ar- 
beiter und der Angestellten) übernommen. 

Als Nummer 12 neu aufgenommen ist eine Be- 
freiungsvorschrift für die nach § 49 Abs. 1 bis 3 und 
§§51 und 54 Abs. 3 des Bundesseuchengesetzes ge- 
zahlten Entschädigungen. Es handelt sich dabei um 
Entschädigungen für Verdienstausfall bei Verboten 
in der Ausübung einer bisherigen Erwerbstätigkeit, 
um Entschädigungen für Impfschäden und um einen 
Härteausgleich bei Impfschäden. Bei der Bemessung 
der Entschädigungen für Verdienstausfall nach § 49 
Abs. 1 bis 3 des Bundesseuchengesetzes wird — 
ebenso wie bei den im Krankheitsfall gezahlten 
Entschädigungen — von einem Einkommen des 
Entschädigungsempfängers ausgegangen, das be- 
reits um die darauf entfallende Steuer gekürzt ist. 
Die Entschädigungen für Impfschäden nach § 51 
und der Härteausgleich bei Impfschäden nach § 54 
Abs. 3 des Bundesseuchengesetzes werden in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften des Bun- 
desversorgungsgesetzes festgesetzt. Es erscheint 
deshalb gerechtfertigt, die genannten Entschädigun- 
gen nach dem Bundesseuchengesetz den Entschädi- 
gungen im Krankheitsfall und den Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz gleichzustellen. Die 
Entschädigungsleistungen nach § 49 Abs. 1 des Bun- 
desseuchengesetzes sind, soweit sie an Arbeitneh- 
mer gezahlt werden, bereits im Verwaltungswege 
aus Billigkeitsgründen von der Besteuerung freige- 
stellt. 
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Zu Absatz 2 

Nummer 1 entspricht § 3 Ziff. 6 EStG 1971. 

In Nummer 2 sind zur Klarstellung die einmali- 
gen Entschädigungen nach § 148 a des Bundesbeam- 
tengesetzes, § 26 des Bundespolizeibeamtengesetzes, 
§ 63 des Soldatenversorgungsgesetzes und nach den 
entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften auf- 
geführt, Diese Entschädigungen sind mit den nach 
§ 3 Ziff. 3 (jetzt § 6 Abs. 1 Nr. 5) und nach § 3 
Ziff. 6 EStG 1971 (jetzt § 6 Abs. 2 Nr. 1) steuer- 
befreiten Leistungen vergleichbar; sie sind in der 
Praxis bisher schon als steuerfrei behandelt wor- 
den. Da es sich jedoch dabei nicht um Abfindun- 
gen, sondern um einen Ausgleich für körperliche 
Schäden handelt, die im besonderen dienstlichen 
Einsatz erlitten worden sind, und da die Empfänger 
der Entschädigungen nicht zu dem in § 6 Abs. 2 
Nr. 1 genannten Personenkreis gehören, erscheint 
es zweckmäßig, die Entschädigungen besonders 
aufzuführen. 

Nummer 3 entspricht § 3 Ziff. 7 EStG 1971. 

Nummer 4 entspricht §3 Ziff. 8 EStG 1971. Nicht 
steuerfrei sind auch die Bezüge aus einem nach- 
träglich unterstellten früheren Dienstverhältnis. 
Diese Bezüge sind mit den Bezügen gleichzustellen, 
die Steuerpflichtige aus einem früheren Dienstver- 
hältnis erhalten. 

Die' Nummern 5, 6 und 7 entsprechen §3 Ziff. 19, 
23 und 25 EStG 1971. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält die bisher in §3 Ziff. 11, 44 und 

42 EStG 1971 geregelten Steuerbefreiungen, soweit 
sie nicht bereits in Absatz 1 Nr. 6 übernommen 
worden sind. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält die bisher in § 3 Ziff. 20, 22 und 

43 EStG 1971 geregelten Steuerbefreiungen. 

Zu Absatz 5 

Die Nummern 1 und 2 enthalten die bisher in § 3 
Ziff. 5 und 48 geregelten Steuerbefreiungen. Die re- 
daktionellen Änderungen sind ohne materielle Be- 
deutung. 

Nummer 3 enthält die bisher in § 17 Abs. 1 Satz 3 
des Arbeitssicherstellungsgesetzes vom 9. Juli 1968 
(BGBL I S. 787) geregelte Steuerbefreiung. 

Zu Absatz 6 

Nummer 1 enthält die bisher in § 3 Abs. 2 Satz 1 
des Investitionszulagengesetzes vom 18. August 

1969 (BGBL I S. 1211) geregelte Steuerbefreiung. 

Nummer 2 enthält die bisher in §19 Abs. 7 Satz 1 
und § 28 Abs. 1 Satz 3 des Berlinförderungsgesetzes 
i. d. F. vom 29. Oktober 1970 (BGBL I S. 1482) gere- 
gelten Steuerbefreiungen. 

Nummer 3 entspricht § 3 Ziff. 46 EStG 1971. 

Nummer 4 enthält die bisher in §12 Abs. 2 des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes vom 27. Juli 

1970 (BGBl I S. 930) geregelte Steuerbefreiung. 


Nummer 5 regelt die Steuerbefreiung für Sparprä- 
mien nach dem Sparprämiengesetz. 

Zu Absatz 7 

Nummer 1 entspricht § 3 Ziff. 12 EStG 1971. 

Nummer 2 sichert die Gleichbehandlung von Per- 
sonen, die Reisekostenvergütungen und Umzugsko- 
stenvergütungen aus öffentlichen Kassen erhalten. 
Werden derartige Vergütungen im Zusammenhang 
mit einem Dienstverhältnis gezahlt, so gelten sie 
nicht als Arbeitslohn, sondern als steuerfrei blei- 
bender Ersatz von Werbungskosten durch den Ar- 
beitgeber. Er erscheint gerechtfertigt, diese Vergü- 
tungen auch dann steuerfrei zu lassen, wenn sie 
nicht im Zusammenhang mit einem Dienstverhält- 
nis aus öffentlichen Kassen gezahlt werden. 

Zu Absatz 8 

Nummer 1, die die Dienstbezüge der ausländi- 
schen Diplomaten usw. von der Einkommensteuer 
freistellt, entspricht inhaltlich § 3 Ziff. 29 EStG 1971. 
Die Steuerbefreiung wird nunmehr jedoch davon 
abhängig gemacht, daß der Entsendestaat der Di- 
plomaten den Diplomaten der Bundesrepublik 
Deutschland eine entsprechende Steuerbefreiung 
gewährt. Abweichende Regelungen auf Grund in- 
ternationaler Übereinkommen, zu denen z. B. das 
Wiener Übereinkommen vom 18. April 1961 über 
diplomatische Beziehungen gehört, werden aus- 
drücklich Vorbehalten. 

Nummer 2 stellt die Zuschläge für Sonntags-, Fei- 
ertags- oder Nachtarbeit in bestimmtem Umfange 
steuerfrei. Die Vorschrift entspricht dem geltenden 
Recht (§ 34 a EStG i. d. F. des StÄndG 1973). Ergän- 
zend ist eine von der Finanzverwaltung bisher 
schon praktizierte Ermächtigung für die obersten 
Finanzbehörden aufgenommen worden, bei einheit- 
lichen Vergütungen oder pauschalen Zuschlägen 
den steuerfreien Teil festzustellen, wenn eine Ein- 
zelabrechnung auf Grund besonderer Verhältnisse 
nicht zumutbar ist. 

Nummer 3 enthält die Steuerbefreiung für den 
Haustrunk im Brauereigewerbe sowie für Freitabak, 
Freizigarren und Freizigaretten in der tabakverar- 
beitenden Industrie. Durch die Vorschrift werden 
seit Jahrzehnten bestehende Verwaltungsregelun- 
gen legalisiert, die im Ergebnis eine entsprechende 
Steuerbefreiung gewährten. Die Steuerbefreiung ist 
jeweils auf bestimmte Mengen begrenzt. Um die 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern zu si- 
chern, gilt die Steuerbefreiung für die Mengen, die 
bisher an männliche Arbeitnehmer steuerfrei ge- 
währt wurden. 

Nummer 4 entspricht dem §3 Ziff. 51 EStG 1971. 
Die Vorschrift gewährt einen Freibetrag von 600 
DM jährlich bei Trinkgeldern. 

Nummer 5 stellt Zinsersparnisse des Arbeitneh- 
mers von 2 000 DM jährlich bei Arbeitgeberdarle- 
hen steuerfrei. Die Vorschrift dient der Vereinfa- 
chung, weil andernfalls die steuerliche Erfassung 
der Zinsersparnisse als Arbeitslohn vielfach zu 
Werbungskosten in gleicher Höhe führen würde. 
Eine vergleichbare Regelung galt bisher aufgrund 
von Verwaltungsanordnungen. 
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Nummer 6 stellt in dem durch Nummer 5 gezoge- 
nen Rahmen Zinszuschüsse für Darlehen steuerfrei, 
die zur Finanzierung eines Eigenheims aufgenom- 
men worden sind. Voraussetzung für die Steuerbe- 
freiung ist, daß der Arbeitnehmer Zuschüsse aus 
der öffentlichen Förderung des sozialen Wohnungs- 
baus nicht erhält. Die Arbeitgeberleistungen wer- 
den damit den öffentlichen Zuschüssen gleichge- 
stellt. Eine entsprechende Regelung galt bisher 
schon aufgrund von Verwaltungsanordnungen. 

Nummer 7 entspricht einem Teil des §3 Ziff. 4 
EStG 1971. Der andere Teil der bisherigen Regelung 
ist aus systematischen Gründen in § 54 Abs. 3 über- 
nommen worden. Die Vorschrift enthält die Steuer- 
befreiung für bestimmte Sachleistungen im Rahmen 
der gesundheitlichen Betreuung von Angehörigen 
der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes, der Po- 
lizei und — erstmals — der Berufsfeuerwehr. Die 
Steuerbefreiung stellt eine Vereinfachung dar, weil 
die steuerliche Erfassung der Sachleistungen im 
Einzelfall schwierig wäre. 

Nummer 8 entspricht §3 Ziff. 61 EStG 1971. Hier- 
nach sind bestimmte Leistungen nach dem Entwick- 
lungshelfergesetz, nämlich die Wiedereingliede- 
rungsbeihilfe, der Ersatz von Krankheits- und Un- 
fallkosten, Tagegelder bei Arbeitsunfähigkeit, Lei- 
stungen bei Gesundheitsstörungen oder Tod infolge 
typischer Risiken des Entwicklungslands, Arbeitslo- 
senbeihilfe nach Beendigung des Entwicklungsdien- 
stes und Tagegelder bei Arbeitslosigkeit steuer- 
frei. 

Nummer 9 entspricht dem § 17 des Mutterschutz- 
gesetzes. 

Nummer 10 enthält die Steuerbefreiung für die im 
öffentlichen Dienst gewährten Beihilfen in Krank- 
heits-, Geburts- und Todesfällen sowie für Unter- 
stützungen in Notfällen. Die Steuerbefreiung derar- 
tiger Leistungen ist bisher auf § 3 Ziff. 11 EStG 
1971 gestützt worden. Entsprechend den bisher im 
Verwaltungswege getroffenen Regelungen wird die 
Steuerbefreiung auch auf Beihilfen und Unterstüt- 
zungen ausgedehnt, die außerhalb des öffentlichen 
Dienstes nach den für den öffentlichen Dienst maß- 
gebenden Vorschriften gewährt werden. 

Nummer 11 enthält die Steuerbefreiung für Un- 
terstützungen, die im privaten Dienst in Krankheits-, 
Todes- und ähnlichen Notfällen gezahlt werden. 
Die Vorschrift entspricht im Grundsatz den bisheri- 
gen Verwaltungsregelungen, die damit legalisiert 
werden. 

Nummern 12 bis 14 entsprechen im wesentlichen 
§ 3 Ziff. 62 EStG 1971. Diese Vorschriften enthalten 
die Steuerbefreiung für die Arbeitgeberbeiträge zur 
gesetzlichen Sozialversicherung und vergleichbare 
Arbeitgeberleistungen zu freiwilligen Versicherun- 
gen. Die Regelungen, die wie bisher weitgehend nur 
klarstellende Bedeutung haben, wurden im einzel- 
nen redaktionell überarbeitet. Nummer 13 geht im 
übrigen davon aus, daß der Umfang der Leistungs- 
verpflichtung des Arbeitgebers in den Fällen, in de- 
nen der Arbeitnehmer bei einer Ersatzkasse versi- 
chert ist, im Sinne der bisherigen steuerlichen Re- 
gelungen versicherungsrechtlich normiert wird. 


Nummer 15 entspricht im wesentlichen § 2 Abs. 3 
Ziff. 2 Sätze 3 und 4 LStDV 1971. Die Vorschrift 
regelt die Steuerbefreiung für freiwillige Zukunfts- 
sicherungsleistungen des Arbeitgebers bis zu 312 DM 
jährlich (sogenannter Zukunftssicherungs-Freibe- 
trag). 

Nummer 16 stellt die Bezüge, der in das Ausland 
entsandten Diplomaten insoweit steuerfrei, als sie 
die bei einer Tätigkeit im Inland in Betracht kom- 
menden Bezüge übersteigen. Diese Vorschrift ent- 
spricht der bisherigen Besteuerungspraxis, Darüber 
hinaus enthält die Vorschrift eine Steuerbefreiung 
für die Bezüge von anderen vorübergehend ins Aus- 
land entsandten Arbeitnehmern in Höhe des Kauf- 
kraftausgleichs, den vergleichbare Angehörige des 
diplomatischen Dienstes erhalten. Eine solche Rege- 
lung erscheint aus Gründen der steuerlichen Ge- 
rechtigkeit geboten. 

Nummer 17 entspricht §3 Ziff. 10 EStG 1971. Die 
Vorschrift enthält die Steuerbefreiung von Uber- 
gangsgeldern und Ubergangsbeihilfen aufgrund ge- 
setzlicher Vorschriften. Sie stellt damit für den öf- 
fentlichen Dienst das notwendige Gegenstück zu 
der Steuerbefreiung nach Nummer 18 dar. 

Nummer 18, die die Steuerbefreiung für Entlas- 
sungsentschädigungen im privaten Dienst regelt, 
erweitert die bisher in § 3 Ziff. 9 EStG 1971 auf ar- 
beitsrechtlich eng abgegrenzte Entschädigungen be- 
schränkte Steuerbefreiung. Die Steuerbefreiung 
wird dem Grunde nach auf sämtliche Abfindungen 
ausgedehnt, die wegen Entlassung eines Arbeitneh- 
mers aus einem Dienstverhältnis gewährt werden. 
Es werden deshalb auch Abfindungen in die Steuer- 
befreiung einbezogen, auf die der Arbeitnehmer 
keinen arbeitsrechtlichen Anspruch hat, z. B. Ent- 
lassungsentschädigungen aufgrund von tarifver- 
traglichen Rationalisierungs-Schutzabkommen. Die 
bisherige Abstufung der Steuerbefreiung nach dem 
Lebensalter des Arbeitnehmers und der Dauer des 
Dienstverhältnisses wird beibehalten. Um die Steu- 
erbefreiung auf sozialbedürftige Fälle zu beschrän- 
ken, wird zusätzlich die Bemessungsgrundlage für 
die Steuerbefreiung auf 2000 DM begrenzt. Hier- 
nach kann eine Entlassungsentschädigung im Re- 
gelfall bis zu 24 000 DM und im Höchstfall bis zu 
36 000 DM steuerfrei bleiben. 

Nummer 19 entspricht inhaltlich § 3 Ziff. 60 EStG 
1971 in der mit Wirkung ab 1.1. 1972 geltenden 
Fassung. In die Vorschrift werden jedoch auch 
Arbeitnehmer der Eisen- und Stahlindustrie einbe- 
zogen, weil diese ebenso wie der Bergbau der 
Sozial Vorschrift des Artikels 56 § 2 des Montan- 
unionvertrags unterliegt. 

Nummer 20 entspricht § 7 des Mühlenstrukturge- 
setzes vom 22. Dezember 1971. 

Zu Absatz 9 

Die Nummern 1 und 2 entsprechen § 3 Ziff. 54 und 
18 EStG 1971. 

Die unter Nummer 3 aufgeführten Zinsen waren 
bisher durch § 252 Abs. 3 und 4 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes bzw. durch § 41 Abs. 5 des Repara- 
tionsschädengesetzes steuerfrei gestellt. 
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Die Steuerbefreiung entfällt, soweit festgelegte 
Spareinlagen vorzeitig freigegeben werden (z. B. 
durch Auszahlung des Sparguthabens an den Be- 
rechtigten, durch Einzahlung auf ein Sparkonto mit 
gesetzlicher oder vertraglicher Kündigungsfrist oder 
auf einen prämienbegünstigten Spar- oder Bauspar- 
vertrag). 

Die Nummern 4 bis 7 entsprechen § 3 Ziff. 21, 
45, 59 und 53 EStG 1971. 

In Nummer 8 wurde die Steuerbefreiung des § 3 a 
EStG 1971 für Zinsen aus bestimmten festverzinsli- 
chen Wertpapieren, die vor dem 1. Januar 1955 aus- 
gegeben worden sind, aus Gründen des Vertrauens- 
schutzes und um Rückwirkungen auf den Renten- 
markt zu vermeiden, unverändert übernommen. 

Zu Absatz 10 

Die Vorschrift verankert die sachliche Steuerbe- 
freiung für Sanierungsgewinne ausdrücklich auch 
im Einkommensteuergesetz. Diese Steuerbefreiung 
ist bisher nur im Körperschaftsteuergesetz (§ 11 
Ziff. 4 KStG 1968) geregelt. Die bisherige Rechtslage 
wird dadurch nicht verändert; denn Sanierungs- 
gewinne sind nach ständiger höchstrichterlicher 
Rechtsprechung (vgl. BFH-Urteil vom 27. September 
1968 — BStBl 1969 II S. 102) auch einkommensteuer- 
lich nicht zu erfassen. Aus Gründen der Rechts- 
sicherheit ist es jedoch zweckmäßig, die steuerliche 
Behandlung von Sanierungsgewinnen im Einkom- 
mensteuergesetz zu regeln. Der Wortlaut des Ab- 
satzes 10 entspricht weitgehend § 11 Ziff. 4 KStG 
1968. Damit ist sichergestellt, daß auch die bishe- 
rige Rechtsprechung zur Steuerbefreiung von Sa- 
nierungsgewinnen weiter gilt. 

Zu Absatz 1 1 

Die Vorschrift des Absatzes 11 entspricht inhaltlich 
dem § 2 Abs. 2 Satz 2 EStG 1971. Sie soll sicherstel- 
len, daß Einkünfte, die von in der Bundesrepublik 
oder Berlin (West) unbeschränkt Steuerpflichtigen 
in der Deutschen Demokratischen Republik oder in 
Berlin (Ost) bezogen worden sind, steuerlich nicht 
zweimal belastet werden. Bei der inländischen Be- 
steuerung braucht im Einzelfall nicht ermittelt zu 
werden, ob die fraglichen Einkünfte bereits in den 
vorbezeichneten Gebieten besteuert worden sind. Es 
ist vielmehr lediglich zu prüfen, ob solche Einkünf- 
te dann, wenn sie in der Bundesrepublik oder Ber- 
lin (West) erzielt worden wären, bei einem hier 
beschränkt Steuerpflichtigen zu den inländischen 
Einkünften im Sinne des § 111 gehören würden. Ist 
diese Voraussetzung erfüllt, so sind die in der 
Deutschen Demokratischen Republik oder Berlin 
(Ost) erzielten Einkünfte bei der inländischen Be- 
steuerung außer Ansatz zu lassen. 

Zu § 7 — Einkünfte aus Gewerbe, freiberuflicher 
Tätigkeit und Land- und Forstwirtschaft 

Die Gliederung der Einkunftsarten in zwei Grup- 
pen, nämlich in Gewinneinkünfte und in andere 
Einkünfte (Uberschußeinkünfte), ist beibehalten 
worden. Zu den Gewinneinkünften gehören wie bis- 
her (§2 Abs. 4 Ziff. 1 EStG 1971) die Einkünfte aus 
den ersten drei der in § 4 Abs. 1 genannten Ein- 


kunftsarten. § 7 weicht von § 2 Abs. 4 Ziff. 1 EStG 
1971 jedoch insofern ab, als Einkünfte nicht mehr 
der Gewinn, sondern die Summe der im Kalender- 
jahr erzielten Gewinne sind. Der Begriff „Gewinn" 
ist auf den einzelnen Betrieb bezogen. 

Zu § 8 — Gewinnermittlung und Betrieb 

Absatz 1 schreibt vor, daß der Gewinn für jeden 
Betrieb gesondert zu ermitteln ist, wenn ein Steuer- 
pflichtiger mehrere Betriebe hat. Der Begriff „Ge- 
winn 11 bezieht sich — wie schon zu § 7 erwähnt — 
auf den einzelnen Betrieb. 

Absatz 2 dient der Abgrenzung des in einer aus- 
ländischen Betriebstätte angefallenen Gewinns. 
Unterhält ein inländischer Betrieb im Ausland eine 
Betriebstätte, so bleibt der in dieser Betriebstätte 
erzielte Gewinn entweder aufgrund von Doppelbe- 
steuerungsabkommen im Inland steuerfrei oder es 
wird die auf den Betriebstättengewinn entfallende 
ausländische Steuer auf die inländische Steuer an- 
gerechnet. Zu diesem Zweck muß festgestellt wer- 
den, welcher Teil des Gesamtgewinns des Betriebs 
auf die ausländische Betriebstätte entfällt. Das 
kann am einfachsten in der Weise geschehen, daß 
für die ausländische Betriebstätte eine gesonderte 
Gewinnermittlung vorgenommen wird. Um dies zu 
erreichen, wird durch Absatz 2 Nr. 1 die ausländi- 
sche Betriebstätte als Betrieb fingiert, für den dann 
nach Absatz 1 der Gewinn gesondert zu ermitteln 
ist. Das gilt nach den Nummern 2 und 3 entspre- 
chend für eine im Inland belegene Betriebstätte ei- 
nes ausländischen Betriebs sowie für die im Aus- 
land belegene Betriebstätte eines ausländischen Be- 
triebs, im letzteren Fall nur, wenn der ausländische 
Betrieb einer im Inland unbeschränkt steuerpflichti- 
gen Person gehört. Da es bei einem Betrieb, der im 
Inland und im Ausland Betriebstätten unterhält, nur 
auf die Abgrenzung des ausländischen gegen den in- 
ländischen Gewinn ankommt, sind nach Satz 2, wenn 
in einem ausländischen Staat mehrere Betriebstät- 
ten eines inländischen oder ausländischen Betriebs- 
bestehen, diese Betriebstätten jeweils als ein Be- 
trieb zu behandeln. Das gilt nach Satz 3 entspre- 
chend, wenn im Inland mehrere Betriebstätten eines 
ausländischen Betriebs vorhanden sind. 

Zu § 9 — Gewinnermittlungszeitraum, 
Wirtschaftsjahr 

Die Vorschrift bestimmt, für welchen Zeitraum 
der Gewinn zu ermitteln und welchem Kalender- 
jahr er grundsätzlich zuzurechnen ist. 

In Absatz 1 ist entsprechend § 2 Abs, 5 Satz 1 
EStG 1971 festgelegt, daß der Gewinn jeweils für 
ein Wirtschaftsjahr zu ermitteln ist. Die Vorschrift 
gilt auch für Steuerpflichtige mit Einkünften aus 
freiberuflicher Tätigkeit. Eine Änderung der 
Rechtslage ist damit nicht verbunden, da bei freibe- 
ruflicher Tätigkeit das Wirtschaftsjahr mit dem Ka- 
lenderjahr übereinstimmt (Absatz 2 Nr. 2). 

Absatz 2 entspricht §2 Äbs. 5 EStG 1971. Der 
Aufbau der Vorschrift ist der geänderten Reihenfol- 
ge der Einkunftsarten angepaßt worden. Bei Gewer- 
bebetrieben mit einem vom Kalenderjahr abwei- 
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chenden Wirtschaftsjahr wird der Gewinn des 
Wirtschaftsjahrs — wie bisher — dem Kalender- 
jahr zugerechnet, in dem das Wirtschaftsjahr endet 
(§9 Abs. 1 Satz 2). Dies bedeutet, daß der Gewinn, 
der vom Beginn des Wirtschaftsjahrs bis zum Ende 
des betreffenden Kalenderjahrs erwirtschaftet wird, 
erst bei der Veranlagung für das nächste Kalender- 
jahr erfaßt wird. Die darauf entfallende Steuer wird 
demgemäß ein Jahr später bezahlt als bei einem 
mit dem Kalenderjahr übereinstimmenden Wirt- 
schaftsjahr. Besonders deutlich tritt dieser Vorteil 
in Erscheinung, wenn das Wirtschaftsjahr vom Ka- 
lenderjahr auf einen anderen Zeitraum umgestellt 
wird; es tritt dann eine sogenannte „Steuerpause“ 
ein (vgl. BFH-Urteil vom 12. März 1965 — BStBl III 
S. 387). Der Steuervorteil, der mit der Wahl eines 
vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahrs 
verbunden ist, ist nur vertretbar, wenn wichtige be- 
triebliche Gründe für ein vom Kalenderjahr abwei- 
chendes Wirtschaftsjahr sprechen. Der Entwurf 
sieht deshalb vor, daß nicht nur die Umstellung des 
Wirtschaftsjahrs auf einen vom Kalenderjahr ab- 
weichenden Zeitraum, sondern auch die Wahl eines 
solchen Zeitraums bereits bei Betriebseröffnung der 
Zustimmung des Finanzamts bedarf. Der Entwurf 
bedeutet insoweit eine Einschränkung, weil bisher 
die Zustimmung des Finanzamts nur bei einer Um- 
stellung des Wirtschaftsjahrs erforderlich war. Das 
Finanzamt hat nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
entscheiden, ob die vom Steuerpflichtigen vorgetra- 
genen betrieblichen Gründe wichtig sind und ob sie 
die Wahl des vom Kalenderjahr abweichenden 
Zeitraums rechtfertigen. 

Die Beschränkung der Wahlmöglichkeit auf Ge- 
werbebetriebe, deren Firma im Handelsregister ein- 
getragen ist, entspricht der bisherigen Rechtslage. 
Eine Ausnahme hiervon gilt — wie schon bisher — 
für Gewerbetreibende, die gleichzeitig einen Be- 
trieb der Land- und Forstwirtschaft haben und bei 
denen der Gewinn in beiden Betrieben durch Be- 
triebsvermögensvergleich ermittelt wird. Da die 
Gewinnermittlung wesentlich erleichtert wird, 
wenn die Wirtschaftsjahre beider Betriebe überein- 
stimmen, kann in diesen Fällen als Wirtschaftsjahr 
für den Gewerbebetrieb der für den Betrieb der 
Land- und Forstwirtschaft maßgebende Zeitraum 
gewählt werden. Auch in diesen Fällen ist die 
Wahl des Wirtschaftsjahrs nur wirksam, wenn das 
Finanzamt zustimmt. 

Die bisherigen Vorschriften über das Wirt- 
schaftsjahr bei Betrieben der Land- und Forstwirt- 
schaft (§ 2 Abs. 5 Ziff. 1 EStG 1971, § 2 EStDV 1971) 
sind im wesentlichen unverändert übernommen 
worden. Weggefallen ist lediglich die Möglich- 
keit, als Abschlußstichtag statt des 30. Juni einen 
Tag zwischen dem 24. Juni und 6. Juli zu wählen. 
Dieses Wahlrecht trug dem früher in der Land- und 
Forstwirtschaft geübten Brauch Rechnung, den Ab- 
schluß auf den dem 30. Juni am nächsten liegenden 
Freitag oder Sonnabend zu machen. Von dem 
Wahlrecht wird kaum noch Gebrauch gemacht, so 
daß es entbehrlich erscheint. 

Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft konnte 
ein mit dem Kalenderjahr übereinstimmendes Wirt- 
schaftsjahr bisher nur bei Baumschulbetrieben und 


anderen Gartenbaubetrieben gewählt werden (§ 2 
Abs. 3 EStDV 1971). Diese Regelung hat sich als zu 
eng erwiesen, weil wegen der wirtschaftlichen Be- 
tätigung und der Organisation eines Betriebs der 
Land- und Forstwirtschaft die Wahl des Kalender- 
jahrs als Wirtschaftsjahr auch bei anderen Betrie- 
ben als Gartenbau- und Baumschulbetrieben zweck- 
mäßig sein kann. Es kommt hinzu, daß ein mit dem 
Kalenderjahr übereinstimmendes Wirtschaftsjahr 
einen geringeren Verwaltungsaufwand verursacht 
und deshalb im Interesse der Vereinfachung er- 
wünscht ist. In Absatz 2 Nr. 3 Satz 3 wird daher zu- 
gelassen, daß bei Betrieben, deren Gewinn nicht 
nach § 45 ermittelt wird, auch das Kalenderjahr als 
Wirtschaftsjahr gewählt werden kann. Die Zustim- 
mung des Finanzamts ist hierzu nicht erforderlich. 
Willkürliche Umstellungen des Wirtschaftsjahrs 
werden dadurch ausgeschlossen, daß das Wirt- 
schaftsjahr — ebenso wie bei Gewerbetreibenden — 
nur dann wieder auf einen anderen Zeitraum als das 
Kalenderjahr umgestellt werden kann, wenn das 
Finanzamt zustimmt. 

Die Möglichkeit, bei Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft das Kalenderjahr als Wirtschaftsjahr 
zu wählen, macht auch die bisherige Regelung des 
§2 Abs. 2 Satz 3 EStDV 1971 entbehrlich, wonach 
die von den Oberfinanzdirektionen vor dem 1. Ja- 
nuar 1955 abweichend vom üblichen land- und 
forstwirtschaftlichen Wirtschaftsjahr festgesetzten 
Zeiträume als Wirtschaftsjahr maßgebend waren. 
In nahezu allen dieser Fälle wurde von den Oberfi- 
nanzdirektionen das Kalenderjahr als Wirtschafts- 
jahr festgesetzt. 

Absatz 3 enthält Regelungen über das Rumpfwirt- 
schaftsjahr bei Eröffnung, Erwerb, Aufgabe und 
Übertragung des Betriebs, bei Beginn und Ende der 
unbeschränkten oder beschränkten Einkommensteu- 
erpflicht sowie bei Umstellung des Wirtschaftsjahrs 
auf einen anderen Zeitraum. Die Regelungen ent- 
sprechen im wesentlichen § 1 Satz 1 und 2 EStDV 
1971. Neu ist lediglich die besondere Erwähnung 
des Beginns und Endes der unbeschränkten oder be- 
schränkten Einkommensteuerpflicht. Sie ist geboten, 
da auch als Veranlagungszeitraum nur die Dauer 
der unbeschränkten oder beschränkten Einkommen- 
steuerpflicht gilt (§ 115 Abs. 2). 

Die bisherige Regelung über die zeitliche Zurech- 
nung des Gewinns aus Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft bei abweichendem Wirtschaftsjahr 
(§2 Abs. 6 Ziff. 1 EStG 1971) hat sich bewährt und 
ist deshalb sachlich unverändert in § 9 Abs. 4 über- 
nommen worden. Absatz 4 stellt insoweit eine Aus- 
nahmevorschrift zu Absatz 1 Satz 2 dar. 

Zu § 10 — ■ Gewinnermittlungsarten 

Die Vorschrift bestimmt, in welcher Weise der 
Gewinn eines Betriebs zu ermitteln ist: durch Be- 
triebsvermögensvergleich, nach Durchschnittsätzen 
oder durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit 
den Betriebsausgaben. Sie entspricht im wesentli- 
chen dem bisherigen Recht. 

Absatz 1 Nr. 1 legt fest, daß der Gewinn eines Be- 
triebs bei gesetzlicher Verpflichtung zur Buchfüh- 
rung und bei freiwilliger Buchführung durch Be- 
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triebsvermögensvergleich zu ermitteln ist. Diese 
Gewinnermittlung ist auch maßgebend, wenn für 
einen Betrieb, für den Bücher geführt werden müs- 
sen, keine oder keine ausreichenden Bücher geführt 
werden und der Gewinn geschätzt werden muß. 

Absatz 1 Nr. 2 schreibt vor, daß der Gewinn bei 
Betrieben der Land- und Forstwirtschaft, bei denen 
keine Verpflichtung zur Buchführung besteht, nach 
Durchschnittsätzen zu ermitteln ist. Es handelt sich 
um denselben Kreis von Betrieben, bei denen der 
Gewinn bisher nach dem Gesetz über die Ermitt- 
lung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft 
nach Durchschnittsätzen (GDL) vom 15. September 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1350) ermittelt worden 
ist. Der Gewinn ist bei diesen Betrieben auch dann 
nach Durchschnittsätzen zu ermitteln, wenn ohne 
gesetzliche Verpflichtung freiwillig Bücher geführt 
und Abschlüsse gemacht oder die Betriebseinnah- 
men und Betriebsausgaben aufgezeichnet werden. 
Trotz gewisser Bedenken, die sich aus der Un- 
gleichbehandlung von Land- und Forstwirten einer- 
seits und Gewerbetreibenden und selbständig Täti- 
gen andererseits ergeben, ist davon abgesehen wor- 
den, bei Land- und Forstwirten das Ergebnis frei- 
willig geführter Bücher oder Aufzeichnungen gene- 
rell der Besteuerung zugrunde zu legen, da die be- 
treffenden Land- und Forstwirte dann die Vorteile, 
die sich aus der Durchschnittsatz-Gewinnermittlung 
in aller Regel ergeben, einbüßen und deshalb künf- 
tig von der Führung von Büchern oder Aufzeich- 
nungen absehen würden. Die Bestrebungen, Land- 
und Forstwirte in verstärktem Maße zu der be- 
triebswirtschaftlich und agrarpolitisch notwendigen 
Führung von Büchern zu bewegen, würden dadurch 
beeinträchtigt. 

Unter Nummer 2 fallen nur solche Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft, die ausschließlich oder 
zu einem Teil die landwirtschaftliche Nutzung im 
Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a des Bewer- 
tungsgesetzes (ohne Sonderkulturen im Sinne des 
§52 des Bewertungsgesetzes) zum Gegenstand haben. 
Betriebe, die ausschließlich Sonderkulturen irn Sin- 
ne des § 52 des Bewertungsgesetzes oder nur forst- 
wirtschaftliche oder weinbauliche oder gärtneri- 
sche oder sonstige land- und forstwirtschaftliche 
Nutzungen oder ausschließlich mehrere dieser Nut- 
zungen haben, fallen unter § 10 Abs. 1 Nummern 1 
oder 3. 

In §29 EStG 1971 war in Form einer Ermächti- 
gung die Möglichkeit der Gewinnermittlung nach 
Durchschnittsätzen auch für nicht buchführungs- 
pflichtige Gewerbetreibende und Angehörige der 
freien Berufe vorgesehen. Entsprechende Durch- 
schnittsätze sind jedoch nicht aufgestellt worden, 
da bei den Gewerbetreibenden und den Angehöri- 
gen der freien Berufe die betrieblichen Verhältnisse 
— insbesondere die Höhe des Reingewinns im Ver- 
hältnis zum Umsatz und zum Betriebskapital — der- 
art unterschiedlich sind, daß keine allgemeinver- 
bindlichen Gewinn-Durchschnittsätze festgelegt 
werden konnten. Der Gedanke, auch bei Gewerbe- 
treibenden und Angehörigen der freien Berufe die 
Gewinnermittlung durch Aufstellen von Durch- 
schnittsätzen zu vereinfachen, läßt sich danach 
nicht verwirklichen. Es ist deshalb von der Auf- 


nahme einer dem § 29 EStG 1971 entsprechenden 
Vorschrift in den Entwurf abgesehen worden. 

Absatz 1 Nr. 3 sieht für die „anderen" Betriebe — 
Betriebe, für die der Gewinn nicht durch Betriebs- 
vermögensvergleich oder nach Durchschnittsätzen 
zu ermitteln ist — die Ermittlung des Gewinns 
durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Be- 
triebsausgaben vor. Diese Gewinnermitttlungsart 
war bisher in § 4 Abs. 3 EStG 1971 als sogenannte 
Kann-Vorschrift formuliert. Sie hatte danach den 
Charakter einer Ausnahme von der allgemeinen 
Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensver- 
gleich (§ 4 Abs. 1 EStG 1971) und konnte nur an- 
gewendet werden, wenn — sofern keine Buch- 
führungspflicht bestand — mindestens die Be- 
triebseinnahmen und Betriebsausgaben aufgezeich- 
net worden waren. Andernfalls mußte der Gewinn 
nach dem Prinzip des Betriebsvermögensvergieichs 
geschätzt werden. § 10 sieht demgegenüber die Ge- 
winnermittlung durch Vergleich der Betriebsein- 
nahmen mit den Betriebsausgaben als eigenständi- 
ge Gewinnermittlungsart vor. Diese Gewinnermitt- 
lung ist deshalb, sofern nicht die Voraussetzungen 
für die Gewinnermittlung durch Betriebsvermö- 
gensvergleich oder nach Durchschnittsätzen vorlie- 
gen, auch dann maßgebend, wenn die Betriebsein- 
nahmen und die Betriebsausgaben nicht oder nicht 
vollständig aufgezeichnet worden sind. Die Be- 
triebseinnahmen und Betriebsausgaben sind dann 
zu schätzen. 

In Einzelfällen kann es Vorkommen, daß der nach 
Durchschnittsätzen ermittelte Gewinn aus einem 
Betrieb der Land- und Forstwirtschaft höher ist als 
der Gewinn, der sich als Ergebnis freiwillig geführ- 
ter Bücher oder Aufzeichnungen ergibt. Außerdem 
sind bestimmte steuerliche Vergünstigungen (z.B. 
bei der Anschaffung oder Herstellung der Wirt- 
schaftsgüter, Ausbauten und Erweiterungen, die in 
den Anlagen 5 und 6 zu Artikel 1 des Gesetzent- 
wurfs aufgeführt sind) in ihrem Ausmaß davon ab- 
hängig, daß der Gewinn durch Betriebsvermögens- 
vergleich oder durch Vergleich der Betriebseinnah- 
men mit den Betriebsausgaben ermittelt wird. Um 
Land- und Forstwirten, die ohne gesetzliche Ver- 
pflichtung freiwillig Bücher führen oder Aufzeich- 
nungen machen, die Möglichkeit zu geben, ein 
vom Durchschnittsatz-Gewinn nach unten abwei- 
chendes tatsächliches Betriebsergebnis geltend zu 
machen oder bestimmte steuerliche Begünstigungen 
in Anspruch zu nehmen, enthält Absatz 2 das bisher 
in § 1 Abs. 2 GDL verankerte Wahlrecht, wonach 
der Steuerpflichtige wählen kann, ob das Ergebnis 
freiwillig geführter Bücher oder ein nach Durch- 
schnittsätzen ermittelter Gewinn der Besteuerung 
zugrunde gelegt werden soll. Da die genannten Um- 
stände auch bei der Gewinnermittlung durch Ver- 
gleich der Betriebseinnahmen mit den Betriebsaus- 
gaben eintreten können, ist das Wahlrecht auf diese 
Fälle ausgedehnt worden. Beginnt während des Zeit- 
raums von vier Jahren die Verpflichtung, Bücher 
zu führen und regelmäßig Abschlüsse zu machen, 
so ist der Gewinn von dem in § 86 Abs. 2 der Abga- 
benordnung bestimmten Wirtschaftsjahr an durch 
Betriebsvermögensvergleich zu ermitteln. Hat der 
Steuerpflichtige beantragt, den Gewinn für vier 
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Jahre durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit 
den Betriebsausgaben zu ermitteln und geht er 
während dieses Zeitraums freiwillig zur Gewinn- 
ermittlung durch Betriebsvermögensvergleich über, 
so wird von diesem Wirtschaftsjahr an bis zum 
Ende des laufenden Vierjahreszeitraums der durch 
Betriebsvermögensvergleich ermittelte Gewinn der 
Besteuerung zugrunde gelegt. 

Zu § 11 — Betriebsvermögensvergleich 

Die Vorschrift definiert den Gewinnbegriff für 
den Fall der Gewinnermittlung durch Betriebsver- 
mögensvergleich. 

Die in Absatz 1 enthaltene Definition entspricht dem 
bisherigen Gewinnbegriff in § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG 
1971. Sie ist jedoch genauer gefaßt. So werden als 
Korrekturposten zu dem Unterschiedsbetrag, der 
sich aus dem „unmittelbaren“ Betriebsvermögens- 
vergleich ergibt, neben den bisher allein genannten 
Entnahmen und Einlagen auch die nichtabziehbaren 
Betriebsausgaben, die steuerfreien Betriebseinnah- 
men und die Sanierungsgewinne aufgeführt. Am 
Gewinnergebnis ändert sich dadurch nichts, da sich 
die Zu- bzw. Abrechnung dieser Posten schon aus 
ihrem Begriffsinhalt ergibt, so daß sie auch bisher 
schon bei der Gewinnermittlung entsprechend be- 
rücksichtigt worden sind. Im übrigen wird zur Ver- 
einfachung des Gesetzeswortlauts für den Begriff 
„Schluß des Wirtschaftsjahrs“ die Kurzform „Bilanz- 
stichtag“ eingeführt. 

Es ist vorgeschlagen worden, den Begriff „Ge- 
winn“ durch den Begriff „Betriebsergebnis“ zu er- 
setzen, da dieser umfassender sei und auch den 
Verlust mitumfasse. Der Entwurf sieht von einer 
solchen Begriffsauswechslung ab. Der Begriff „Ge- 
winn“ ist seit Jahrzehnten im Handels- und Steuer- 
recht als Bezeichnung für das Betriebsergebnis, das 
ein Betrieb erzielt hat, eingebürgert. Eine andere 
Wortwahl für denselben Sachverhalt würde sich, 
wie frühere Versuche, alteingefahrene Begriffe des 
Rechnungswesens durch angeblich verständlichere 
zu ersetzen, gezeigt haben, in der Praxis nicht durch- 
setzen. Es ist auch allgemein geläufig, daß sich bei 
einem negativen Betriebsergebnis das Wort „Ge- 
winn“ in das Wort „Verlust“ wandelt. 

Absatz 1 sieht vor, daß für den Betriebsvermö- 
gensvergleich das jeweils in der „Steuerbilanz" 
ausgewiesene Betriebsvermögen maßgebend ist. Die- 
ser Begriff, der bisher im wesentlichen nur im 
Schrifttum gebraucht wurde, wird durch § 12 im 
Gesetz verankert. 

Nach dem Wortlaut der Gewinndefinition ist 
beim Betriebsvermögensvergleich für den Schluß 
des Wirtschaftsjahrs von dem Betriebsvermögen 
auszugehen, das in der Steuerbilanz „ausgewiesen 
ist“. Das besagt nicht, daß dabei jedes in einer als 
Steuerbilanz bezeichneten Bilanz ausgewiesene Be- 
triebsvermögen Grundlage für die Gewinnermitt- 
lung ist, sondern es ist nur das ausgewiesene Be- 
triebsvermögen maßgebend, das den Vorschriften 
der §§ 12 ff. entspricht, da nur insoweit eine „Steu- 
erbilanz“ im Sinne des § 12 vorliegt. Es konnte an- 
dererseits nicht vorgeschrieben werden, daß von 


dem Betriebsvermögen auszugehen ist, das in der 
Steuerbilanz „auszuweisen ist“, da es wegen der 
zahlreichen Bilanzierungs- und Bewertungswahl- 
rechte schwer wäre, das „auszuweisende“ Betriebs- 
vermögen zu bestimmen. 

Um die automatische Korrektur von Bilanzfeh- 
lern, die in eine Veranlagung eingegangen sind, 
über den Bilanzzusammenhang in einer späteren 
Veranlagung auch dann sicherzustellen, wenn der 
Bilanzfehler nachträglich berichtigt wird, die ent- 
sprechende Veranlagung aber nicht mehr geändert 
werden kann, wird vorgeschrieben, daß beim Be- 
triebsvermögensvergleich stets für den vorangegan- 
genen Bilanzstichtag das Betriebsvermögen anzu- 
setzen ist, das in einer „der Veranlagung zugrunde 
gelegten“ Steuerbilanz ausgewiesen ist. Das ent- 
spricht dem Beschluß des Großen Senats des Bun- 
desfinanzhofs vom 29. November 1965 — BStBl III 
1966 S. 142. 

Absatz 2 entspricht §6 EStDV 1971. Die dortige 
Regelung, die nur die Eröffnung oder den Erwerb 
eines Betriebs berücksichtigt, ist um den Tatbe- 
stand ergänzt worden, daß der Gewinn eines Be- 
triebs aus anderen Gründen als der Eröffnung oder 
dem Erwerb erstmals durch Betriebsvermögensver- 
gleich ermittelt wird. In Betracht kommt z. B. der 
Fall des Übergangs von der Gewinnermittlung 
durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit den Be- 
triebsausgaben zur Gewinnermittlung durch Be- 
triebsvermögensvergleich. 

Zu § 12 — Steuerbilanz 

Die Handelsbilanz soll weiterhin für die steuerliche 
Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensver- 
gleich maßgebend sein. Diese Maßgeblichkeit gilt 
jedoch — wie bisher — nur, soweit die steuerli- 
chen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften 
keine vom Handelsrecht abweichende Regelung 
vorschreiben. Die abweichenden steuerlichen Rege- 
lungen führen zu einer von der Handelsbilanz ab- 
weichenden Steuerbilanz. Der Begriff der Steuerbi- 
lanz ist eine Schöpfung des Schrifttums. Er hat sich 
bewährt, da die Steuerbilanz das Betriebsvermögen 
veranschaulicht, das für die Ermittlung des steuerli- 
chen Gewinns maßgebend ist und die Diskussion 
hierüber erleichtert. Es empfiehlt sich deshalb, den 
Begriff „Steuerbilanz" auch gesetzlich zu veran- 
kern. 

Absatz 1 sieht zu diesem Zweck vor, daß für ei- 
nen Betrieb, dessen Gewinn durch Betriebsvermö- 
gensvergleich zu ermitteln ist, für den Beginn dieser 
Gewinnermittlung und für jeden Bilanzstichtag eine 
Bilanz aufzustellen ist, in der das Betriebsvermögen 
nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ord- 
nungsmäßiger Buchführung auszuweisen ist, soweit 
sich aus steuerrechtlichen Vorschriften nichts an- 
deres ergibt. Diese für die Besteuerung maßgebende 
Bilanz wird als „Steuerbilanz“ bezeichnet. Durch 
die Bezugnahme auf die handelsrechtlichen Grund- 
sätze ordnungsmäßiger Buchführung, die die Han- 
delsbilanz beherrschen, wird wie bisher deren Maß- 
geblichkeit für die Steuerbilanz sichergestellt. Der 
Vorbehalt, „soweit sich aus steuerrechtlichen Vor- 
schriften nichts anderes ergibt“, stellt klar, daß das 
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Steuerrecht dem Handelsrecht vorgeht, soweit es 
von diesem abweicht. Das entspricht dem bisheri- 
gen Recht. 

Sachlich hat sich durch die gesetzliche Veranke- 
rung des Begriffs „Steuerbilanz" an dem bestehen- 
den Zustand nichts geändert. Für die Steuerbilanz 
ist keine besondere Form vorgeschrieben. Wie bis- 
her ist die Handelsbilanz zugleich Steuerbilanz, 
wenn sie auch den steuerrechtlichen Vorschriften 
entspricht. Ist letzteres nicht der Fall, so kann die 
Handelsbilanz durch entsprechende Änderung oder 
Ergänzung zur Steuerbilanz erweitert werden. Die 
Steuerbilanz erfordert keine besondere, von der 
Handelsbilanz abweichende oder neben ihr zu füh- 
rende Buchführung. 

Absatz 2 schreibt vor, daß — entsprechend der 
Maßgeblichkeit der Handelsbilnaz für die Steuerbi- 
lanz — steuerrechtliche Bilanzierungs- und Bewer- 
tungswahlrechte in der Steuerbilanz nicht anders 
als in der Handelsbilanz ausgeübt werden dürfen. 
Das entspricht grundsätzlich dem bestehenden 
Recht, das jedoch hinsichtlich einzelner steuer- 
rechtlicher Wahlrechte die alleinige Ausübung in 
der Steuerbilanz zuließ. Diese Ausnahmen von dem 
Maßgeblichkeitsgrundsatz haben die Anwendung 
der Wahlrechte und ihre Nachprüfung erschwert. 
Sie sollen deshalb aus Vereinfachungsgründen 
aufgegeben werden. 

Nach § 4 Abs. 2 EStG 1971 ist bisher eine Ände- 
rung der Bilanz durch den Steuerpflichtigen an die 
Zustimmung des Finanzamts gebunden. Hieran wird 
nicht mehr festgehalten. Der Entwurf sieht keine 
dem §4 Abs. 2 EStG 1971 entsprechende Vorschrift 
mehr vor. Soweit eine Bilanz falsch ist, ergibt sich 
die Pflicht des Steuerpflichtigen zur Berichtigung 
der Bilanz bereits aus der Abgabenordnung. Soweit 
der Steuerpflichtige eine Bilanzänderung vorneh- 
men, d. h. einen zulässigen Ansatz durch einen an- 
deren zulässigen Ansatz ersetzen will, wird diese 
Änderung in der Regel wirtschaftlich begründet 
sein, so daß das Finanzamt, wenn die Änderung sei- 
ner Zustimmung unterliegt, bei pflichtgemäßer Er- 
messensausübung der Änderung zustimmen muß. 
Diese Zustimmung und die ihr voraufgehende Prü- 
fung des Änderungsantrags verursachen jedoch Ar- 
beit und können auch zu Streit führen. Es dient 
deshalb der Vereinfachung, wenn auf die Zustim- 
mung des Finanzamts zur Bilanzänderung verzich- 
tet und die Bilanzänderung allein dem Ermessen 
des Steuerpflichtigen überlassen wird. 

Die Änderung der Steuerbilanz kommt praktisch 
nur bei der Ausübung von steuerrechtlichen Bilan- 
zierungs- und Bewertungswahlrechten in Betracht. 
Insoweit muß in Verfolg des Maßgeblichkeitsgrund- 
satzes die Änderung der Steuerbilanz auch in der 
Handelsbilanz nachvollzogen werden. Da im Zeit- 
punkt der Änderung der Steuerbilanz die Handels- 
bilanz in der Regel festgestellt ist und die Ände- 
rung einer festgestellten Handelsbilanz — insbeson- 
dere bei Aktiengesellschaften — vielfach mit 
Schwierigkeiten verbunden ist, gestattet Absatz 3, 
daß die Handelsbilanz erst in der Bilanz geändert 
wird, die auf den nächsten auf den Zeitpunkt der 
Änderung der Steuerbilanz folgenden Bilanzstichtag 


aufgestellt wird. Diese Handelsbilanz muß an die 
Änderung der Steuerbilanz angepaßt werden; an- 
dernfalls bleibt die Änderung unwirksam. 

Zu § 13 — Betriebsvermögen 

Die Frage, was in der Steuerbilanz als Betriebs- 
vermögen auszuweisen ist oder ausgewiesen wer- 
den darf, beantwortet sich bisher aus den handels- 
rechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung. Das führt in der Praxis häufig zu Schwie- 
rigkeiten und Streitfragen, da die maßgebenden 
Grundsätze nicht in vollem Umfang gesetzlich kodi- 
fiziert sind. Als Beitrag zur Vereinfachung bei der 
Anwendung des Steuerrechts wird deshalb in § 13 
der Umfang des in der Steuerbilanz ausweisungs- 
pflichtigen oder ausweisungsfähigen Betriebsver- 
mögens kodifiziert. Die Kodifizierung lehnt sich da- 
bei soweit wie möglich an die entsprechenden Vor- 
schriften des Aktiengesetzes an. 

Absatz 1 legt fest, was in der Steuerbilanz als so- 
genanntes notwendiges Betriebsvermögen auszu- 
weisen ist, d. h. welche Wirtschaftsgüter in der 
Steuerbilanz ausgewiesen werden müssen. Der Um- 
fang dieses Betriebsvermögens entspricht dem bis- 
herigen Rechtszustand. Wie bisher ist für den Aus- 
weis des Betriebsvermögens in der Steuerbilanz 
nicht das rechtliche Eigentum, sondern das wirt- 
schaftliche Eigentum maßgebend. Das kommt durch 
die Bezugnahme auf § 42 der neuen Abgabenord- 
nung zum Ausdruck. 

Absatz 2 behandelt das sog. gewillkürte Betriebs- 
vermögen — Wirtschaftsgüter, die in der Bilanz 
ausgewiesen werden dürfen, aber nicht ausgewiesen 
werden müssen. Der Entwurf übernimmt hier die 
Definition des Bundesfinanzhofs, wonach nur solche 
Wirtschaftsgüter steuerlich zum gewillkürten Be- 
triebsvermögen gerechnet werden dürfen, die in ei- 
nem gewissen objektiven Zusammenhang mit dem 
Betrieb stehen und ihm zu dienen bestimmt und ge- 
eignet sind (so zuletzt BFH-Urteil vom 14. Novem- 
ber 1972, BStBl. II 1973 S. 289). Diese Begriffsbe- 
stimmung schließt u. a. aus, daß Wirtschaftsgüter 
des Privatvermögens, die zwar nicht notwendiger- 
weise zum privaten Bereich des Steuerpflichtigen 
gehören, andererseits auch keinerlei Beziehung zum 
Betrieb haben, Betriebsvermögen werden können. 
Es ist damit nicht möglich, solche Wirtschaftsgüter 
bei einem zu erwartenden Wertrückgang in den Be- 
trieb einzulegen, um die Wertminderung bei ihrem 
Eintritt dem Betriebsvermögen anzulasten und da- 
mit den Gewinn zu mindern. Eine solche steuerli- 
che Abwälzung der Wertminderungen bei Wirt- 
schaftsgütern des Privatvermögens auf das Be- 
triebsvermögen, die nur einem kleinen Kreis der 
Steuerpflichtigen möglich wäre und insbesondere 
den Arbeitnehmern verschlossen ist, muß im Inter- 
esse der Gleichmäßigkeit der Besteuerung auch 
künftig ausgeschlossen werden. 

In Absatz 2 Nr. 2 wird — neben der Bildung einer 
Pensionsrückstellung — die Bildung einer Rückstel- 
lung für Gewährleistungen ohne rechtliche Ver- 
pflichtung sowie für unterlassene Instandhaltung 
und Abraumbeseitigung zugelassen. Das entspricht 
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§ 152 Abs. 7 AktG. Dabei ist jedoch insoweit von 
der Regelung des Aktiengesetzes abgewichen wor- 
den, als für die unterlassene Instandhaltung und 
Abraumbeseitigung die Nachholung und der Ab- 
schluß der Arbeiten innerhalb von drei Monaten 
nach dem Bilanzstichtag gefordert werden, während 
das Aktiengesetz eine Nachholfrist von zwölf Mo- 
naten vorsieht. Die letztere Frist ist steuerrechtlich 
nicht vertretbar, da das rückstellungsfähige Volu- 
men dabei erheblich ausgeweitet werden könnte. Es 
würde insbesondere die Gefahr bestehen, daß der 
gesamte Instandhaltungsaufwand eines Wirtschafts- 
jahrs als Rückstellung für unterlassene Instandhal- 
tung zum vorangegangenen Bilanzstichtag geltend 
gemacht würde. Eine Nachprüfung, inwieweit tat- 
sächlich am Bilanzstichtag unterlassener Instand- 
haltungsaufwand gegeben war, ist um so schwieri- 
ger, je größer das in Betracht kommende Volumen 
ist und je länger die Nachholfrist ist. Um zu ver- 
meiden, daß die Rückstellung für unterlassene In- 
standhaltung und Abraumbeseitigung zu unange- 
messenen steuerlichen Vorteilen führt, ist die steu- 
errechtliche Nachholfrist auf drei Monate bemessen 
worden. Innerhalb dieser Frist müssen die unterlas- 
senen Instandhaltungsarbeiten nachgeholt und ab- 
geschlossen worden sein. 

Absatz 2 Nr. 3 stellt klar, daß die verschiedent- 
lich zugelassenen steuerrechtlichen Rücklagen, z. B. 
die Rücklage für Preissteigerung, ebenso wie Rück- 
stellungen das Betriebsvermögen mindern. 

Absatz 3 beschränkt den Ausweis von immate- 
riellen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens auf 
solche, die entgeltlich erworben sind. Das ent- 
spricht dem bisherigen Recht (§ 5 Abs. 2 EStG 1971) 
und dem Aktiengesetz (§ 153 Abs. 3 AktG). 

Absatz 4 schließt für die Ausgleichsverpflichtung 
gegenüber einem Handelsvertreter oder einem Ver- 
sicherungsvertreter nach § 89 b HGB die Bildung ei- 
ner Rückstellung in der Steuerbilanz vor Beendi- 
gung des Vertragsverhältnisses aus. Das entspricht 
der ständigen Rechtsprechung des Bundesfinanz- 
hofs. Der Bundesfinanzhof hat die Rückstellungsbil- 
dung mit der Begründung abgelehnt, daß der Aus- 
gleichsanspruch nach dem Wortlaut des § 89 b HGB 
erst im Zeitpunkt des Ausscheidens des Handels- 
vertreters entstehe und den Vorteil abgelten solle, 
den das Unternehmen aus den von dem Handelsver- 
treter angebahnten Geschäftsbeziehungen noch 
nach dessen Ausscheiden habe. Die Ausgleichslei- 
stung müsse deshalb dem Gewinn aus diesen Ge- 
schäftsbeziehungen gegengerechnet werden und 
könne nicht schon vorher im Wege der Rückstel- 
lungsbildung berücksichtigt werden. Diese Begrün- 
dung ist nach Auffassung der Bundesregierung 
überzeugend. 

Zu § 14 — Betriebsvermögen bei Personengesell- 
schaften 

Absatz 1 Nr. 1 sieht vor, daß die Vorschriften des 
§ 13 über den Ausweis des Betriebsvermögens in 
der Steuerbilanz für Personengesellschaften ent- 
sprechend gelten. Wirtschaftsgüter, die nach 
§ 42 AO einer Personengesellschaft zuzurechnen 
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sind, sind danach in dem gleichen Umfang in der 
Steuerbilanz der Gesellschaft auszuweisen bzw. 
können in dieser Bilanz ausgewiesen werden, wie 
es in der Steuerbilanz eines Einzeluntemehmens 
der Fall wäre, wenn die Wirtschaftsgüter diesem 
zuzurechnen wären. 

Durch Absatz 1 Nr. 2 wird die von der Rechtspre- 
chung entwickelte sogenannte Bilanzbündeltheorie 
gesetzlich kodifiziert. Es ist immer wieder angezwei- 
felt worden, ob diese Theorie ohne ihre ausdrück- 
liche gesetzliche Festlegung rechtlich begründet ist. 
Der Bundesfinanzhof und das Bundesverfassungs- 
gericht haben die Vereinbarkeit der Bilanzbündel- 
theorie mit dem Gesetz zwar bejaht. Es ist jedoch 
aus rechtsstaatlichen Gründen geboten, die Grund- 
sätze dieser Theorie unmittelbar im Gesetz zu ver- 
ankern. Deshalb sieht Absatz 1 Nr. 2 vor, daß Wirt- 
schaftsgüter, die nach § 42 AO nicht der Personen- 
gesellschaft als solcher, sondern nur einem oder 
mehreren ihrer Gesellschafter zuzurechnen sind, 
aber dem Betrieb der Gesellschaft dienen, in der 
Steuerbilanz der Gesellschaft auszuweisen sind 

— bei notwendigem Betriebsvermögen — oder aus- 
gewiesen werden können — bei gewillkürtem Be- 
triebsvermögen — . 

Absatz 2 läßt bei Personengesellschaften aus Ver- 
einfachungsgründen nur eine einheitliche Aus- 
übung eines Bilanzierungs- oder Bewertungswahl- 
rechts mit Wirkung für alle Gesellschafter zu. 

Zu § 15 — Entnahmen, Einlagen 

Nach § 11 sind bei der Ermittlung des Gewinns 
eines Betriebs durch Betriebsvermögensvergleich 
auch die Entnahmen und Einlagen zu berücksichti- 
gen. Dasselbe gilt nach § 21 bei der Ermittlung des 
Gewinns durch Vergleich der Betriebseinnahmen 
mit den Betriebsausgaben für die nicht in Geld be- 
stehenden Entnahmen und Einlagen. 

Durch die Berücksichtigung der Entnahmen und 
Einlagen soll im Interesse einer zutreffenden Er- 
mittlung des Gewinns eines Betriebs gewährleistet 
werden, daß sich Wertabgaben eines Betriebs für 
Zwecke, die außerhalb des Betriebs liegen, nicht 
gewinnmindernd auswirken. Umgekehrt sollen Zu- 
führungen in den Betrieb, die nicht durch Betriebs- 
vorgänge verursacht sind, den Gewinn nicht erhö- 
hen. 

§ 15 bestimmt, was im einzelnen als Entnahme 
und Einlage anzusehen ist. Die Vorschrift ent- 
spricht im Grundsatz § 4 Abs. 1 Sätze 2 und 3 EStG 
1971. 

Absatz 1 regelt, wann eine Entnahme vorliegt. 
Als Entnahmeobjekt kommen wie bisher Wirt- 
schaftsgüter (Nummer 1) oder Nutzungen oder Lei- 
stungen (Nummer 2) in Betracht. 

Bei Wirtschaftsgütern ist eine Entnahme schon 
ihrem Wortsinn nach regelmäßig gegeben, wenn 
der Steuerpflichtige ein solches Gut aus einem Be- 
trieb in seinen privaten Bereich überführt (Num- 
mer 1 Buchstabe a). Eine Entnahme muß aber zur 
Gewährleistung ihres oben bezeichneten Zwecks — 
richtige Abgrenzung des Gewinns eines Betriebs — 
auch angenommen werden, wenn ein Wirtschafts- 
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gut aus bestimmten anderen Gründen aus dem Be- 
triebsvermögen ausscheidet. Nummer 1 Buchstabe b 
schreibt deshalb weiter vor, daß eine Entnahme 
auch dann vorliegt, wenn ein im Betriebsvermögen 
geführtes Wirtschaftsgut nicht mehr als Betriebs- 
vermögen ausgewiesen werden darf. Das betrifft im 
wesentlichen den Fall, daß ein Wirtschaftsgut, das 
zum notwendigen oder gewillkürten Betriebsvermö- 
gen gehört hat, infolge einer Änderung seiner Nut- 
zung oder der Gewinnermittlungsart nicht mehr 
notwendiges oder gewillkürtes Betriebsvermögen 
sein kann. Eine besondere Entnahmehandlung des 
Steuerpflichtigen ist in diesem Fall zur Verwirkli- 
chung des Entnahmetatbestands nicht erforderlich. 
Nach Nummer 1 Buchstabe c ist eine Entnahme fer- 
ner gegeben, wenn ein Wirtschaftsgut aus einem 
Betrieb in einen anderen Betrieb des Steuerpflichti- 
gen überführt wird. Dabei ist es unerheblich, ob es 
sich bei dem anderen Betrieb um einen Betrieb der- 
selben oder einer anderen Einkunftsart handelt und 
ob der Betrieb im Inland oder im Ausland belegen 
ist. 

Bei Nutzungen oder Leistungen eines Betriebs 
liegt nach Nummer 2 eine Entnahme vor, wenn sie 
von dem Steuerpflichtigen für private Zwecke oder 
von einem anderen Betrieb des Steuerpflichtigen in 
Anspruch genommen werden. 

Absatz 2 regelt, wann eine Einlage anzunehmen 
ist. Die Einlage ist das Gegenteil der Entnahme. Die 
Einlageregelung entspricht deshalb spiegelbildlich 
der Entnahmeregelung. 

Zu § 16 — Betriebsausgaben 

Die Vorschrift bestimmt den Begriff der Betriebs- 
ausgaben. Die Definition in Satz 1 entspricht § 4 
Abs. 4 EStG 1971. Wie bisher kommt es für die An- 
erkennung einer Ausgabe als Betriebsausgabe nur 
darauf an, daß sie betrieblich veranlaßt ist. Ob sie 
auch erforderlich gewesen ist oder ob sie geeignet 
ist, den Betrieb zu fördern, ist unerheblich. 

Satz 2 Nr. 1 stellt klar, daß Aufwendungen für die 
Lebensführung des Steuerpflichtigen und seiner An- 
gehörigen keine Betriebsausgaben sind. Das ent- 
spricht § 12 Ziff, 1 EStG 1971. Zur Verdeutlichung 
sind beispielhaft einzelne Aufwendungen aufge- 
führt, die typischerweise zu den Aufwendungen für 
die Lebensführung gehören. 

Satz 2 Nr. 2 entspricht § 12 Ziff. 3 EStG 1971. 

Satz 3 regelt die bisher in § 12 Ziff. 1 Satz 2 EStG 
1971 angesprochenen Fälle, in denen eine Aufwen- 
dung sowohl dem Betrieb als auch der Lebensfüh- 
rung des Steuerpflichtigen und seiner Angehörigen 
dient. In Anlehnung an die Rechtsprechung wird 
bestimmt, daß in diesen Fällen die Aufwendungen 
in abziehbare Betriebsausgaben und nicht abziehba- 
re Lebenshaltungskosten aufzuteilen sind, wenn 
eine solche Aufteilung leicht und nach sachlichen 
Gesichtspunkten, d. h. nicht nur nach der persönli- 
chen Vorstellung des Steuerpflichtigen, sondern 
nach objektiven Merkmalen möglich ist. Damit ist 
z. B. wie bisher eine Aufteilung der Kosten eines 
betrieblich und privat genutzten Kraftwagens zuläs- 


sig, wenn die Aufteilung an dem Verhältnis der be- 
trieblichen zur privaten Fahrleistung orientiert 
wird. Ist dagegen eine Aufteilung nach sachlichen 
Gesichtspunkten nicht leicht möglich — das ist in 
der Regel bei den Aufwendungen für die normale 
Kleidung und anderen in erster Linie durch die Le- 
bensführung veranlaßten Aufwendungen der Fall — , 
so sind die Aufwendungen im vollen Umfang dem 
nicht abziehbaren Lebensführungsaufwand zuzu- 
rechnen. 


Zu § 17 — Nichtabziehbare Betriebsausgaben 

Die Vorschrift entspricht in ihrem wesentlichen 
Inhalt §4 Abs. 5 und 7 EStG 1971. Uber §4 Abs. 5 
EStG hinaus wird jedoch der steuerliche Abzug von 
Bewirtungskosten völlig ausgeschlossen und der 
Abzug von Geschenkaufwendungen auf einen Be- 
trag von 10 DM pro Geschenk begrenzt. Wegen der 
Begründung hierfür wird auf Abschnitt V 2 g der 
allgemeinen Begründung verwiesen. 

Nummer 1 enthält die Beschränkung des Ge- 
schenkabzugs auf 10 DM für das einzelne Ge- 
schenk. Die 10-DM-Grenze ermöglicht weiterhin 
den Abzug von typischen kleinen Werbegeschen- 
ken, denen kein besonderer materieller Wert beizu- 
messen ist, so daß die Werbung mit solchen Arti- 
keln nicht beeinträchtigt wird. Dagegen wird der 
Geschenkabzug für Artikel, bei denen der materiel- 
le Wert ins Gewicht fällt, aus den dargelegten 
Gründen künftig ausgeschlossen. Aufwendungen 
für betrieblich veranlagte Geschenke an Arbeitneh- 
mer des Steuerpflichtigen können weiterhin gewinn- 
mindernd berücksichtigt werden. 

Nummer 2 enthält ein allgemeines Abzugsverbot 
für Aufwendungen für die Bewirtung, Beherber- 
gung und Unterhaltung von Geschäftsfreunden, das 
der Eindämmung des sog. Spesenunwesens dienen 
soll (vgl. Abschnitt V 2 g der allgemeinen Begrün- 
dung). Aufwendungen für die Bewirtung usw. von 
Arbeitnehmern des Steuerpflichtigen bleiben wei- 
terhin abzugsfähig. 

Nummer 3 entspricht §4 Abs. 5 Ziff. 2 EStG 1971. 
Die dort noch vorgesehene unterschiedliche Be- 
handlung von Aufwendungen für Gästehäuser, die 
am Ort des Betriebs und außerhalb des Orts des Be- 
triebs belegen sind, erscheint nicht gerechtfertigt. 
Die Neuregelung versagt deshalb ganz allgemein 
den steuerlichen Abzug von Aufwendungen für 
Einrichtungen für die Bewirtung, Beherbergung und 
Unterhaltung von Personen, die nicht Arbeitnehmer 
des Steuerpflichtigen sind. 

Nummer 4 entspricht §4 Abs. 5 Ziff. 3 EStG 1971. 
Aufwendungen für Bewirtungen brauchen in die- 
sem Zusammenhang nicht mehr ausdrücklich vom 
Abzug als Betriebsausgaben ausgeschlossen wer- 
den, weil ihr Abzug bereits nach Nummer 2 unzu- 
lässig ist. 

Nummer 5 beinhaltet eine Ermächtigung zum Er- 
laß einer Rechtsverordnung über die Abzugsfähig- 
keit von Mehraufwendungen für Verpflegung an- 
läßlich einer Geschäftsreise oder eines Geschäfts- 
gangs. Danach sollen Verpflegungsmehraufwen- 
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düngen anläßlich einer Geschäftsreise oder eines 
Geschäftsgangs nur noch in Höhe der beamten- 
rechtlichen Reisekostenvergütungen zum Abzug zu- 
gelassen werden. Diese Regelung erscheint im In- 
teresse einer gleichmäßigen Behandlung aller Steu- 
erpflichtigen geboten. 

Nummer 6 entspricht §4 Abs. 5 Satz 3 EStG 1971. 
Durch die vorgesehene Regelung soll eine Gleich- 
behandlung der Aufwendungen für Fahrten zwi- 
schen Wohnung und Betriebstätte und für Familien- 
heimfahrten bei der Ermittlung der Gewinneinkünf- 
te und bei der Ermittlung der Überschußeinkünfte 
gewährleistet werden. 

Nummer 7 entspricht § 4 Abs. 4 Satz 2 EStG 
1971. 

In Nummer 8 ist die bisher in § 3 c EStG 1971 ent- 
haltene Regelung übernommen worden, wonach 
Aufwendungen, die mit steuerfreien Betriebsein- 
nahmen in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusam- 
menhang stehen, nicht als Betriebsausgaben abge- 
zogen werden dürfen. Insoweit wird die geltende 
Rechtslage nicht geändert. Gleichzeitig wird klar- 
gestellt, daß auch Aufwendungen, die mit einem 
steuerfreien Sanierungsgewinn in unmittelbarem 
wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, nicht als 
Betriebsausgaben abgesetzt werden dürfen. 

Nummer 9 entspricht § 4 Abs. 7 EStG 1971. 

Satz 2 entspricht § 4 Abs. 5 Satz 1 zweiter Halb- 
satz EStG 1971. Hierdurch soll sichergestellt wer- 
den, daß Steuerpflichtige, die die in den Num- 
mern 2 bis 4 bezeichneten Tätigkeiten (Bewirtung, 
Beherbergung, Unterhaltung von Personen, Jagd, 
Fischerei usw.) gewerblich oder beruflich ausüben, 
die mit diesen Tätigkeiten zusammenhängenden 
Aufwendungen als Betriebsausgaben absetzen kön- 
nen. 


Zu § 18 — Übertragung stiller Reserven bei der 
Veräußerung bestimmter Anlagegüter 

Die Vorschrift entspricht §6b EStG 1971. Sie er- 
möglicht es, stille Reserven, die sich im Laufe der 
Zeit, insbesondere durch die Preisentwicklung, bei 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens gebildet 
haben und die bei einer Veräußerung der Wirt- 
schaftsgüter versteuert werden müßten, auf Neuin- 
vestitionen zu übertragen. Der Veräußerungserlös 
kann dabei ungeschmälert durch die andernfalls an- 
fallende Steuerbelastung zur Finanzierung der Neu- 
investitionen verwendet werden. Die Mobilität der 
Produktionsmittel und die Anpassung der Betriebe 
an regionale, technische oder wirtschaftliche Struk- 
turänderungen wird dadurch erleichtert. Anpassun- 
gen an Strukturänderungen werden in der Wirt- 
schaft auch weiterhin erforderlich sein. Die Bundes- 
regierung hält es deshalb für erforderlich, die steu- 
erlichen Anpassungserleichterungen beizubehalten. 
Die Übertragung der stillen Reserven bedeutet im 
übrigen nur eine Steuerverlagerung und keinen 
Steuerverzicht, da die übertragenen stillen Reser- 
ven später bei dem Investitionsobjekt versteuert 
werden müssen, meist schon in Form der Minde- 
rung der Abschreibungen. 


Absatz 1 legt in Satz 1 den Grundsatz fest, daß 
die in den Buchwerten der begünstigten Wirt- 
schaftsgüter enthaltenen stillen Reserven bei der 
Veräußerung der Wirtschaftsgüter übertragen wer- 
den können. Die Begriffe des „Buchwerts" und der 
„stillen Reserven" werden in den Sätzen 2 und 3 
definiert. Die Definitionen entsprechen dem steuer- 
rechtlichen Sprachgebrauch. 

Wie bisher ist die Möglichkeit der Übertragung 
der stillen Reserven auf bestimmte Wirtschaftsgü- 
ter beschränkt, bei denen sich in der Regel stille 
Reserven in größerem Ausmaß bilden. Die Übertra- 
gungsmöglichkeit soll dadurch im Interesse ihrer 
Piaktikabilität auf wenige und lohnende Objekte 
beschränkt werden. Die begünstigten Wirtschafts- 
güter werden in Absatz 2 abschließend aufgezählt. 
Die Aufzählung entspricht dem geltenden Recht. Es 
ist lediglich neu zugelassen worden, daß die Über- 
tragungsmöglichkeit für stille Reserven bei Auf- 
wuchs auf Grund und Boden oder bei Anlagen im 
Grund und Boden oder bei lebendem Inventar eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebs nicht nur 
von Land- und Forstwirten, sondern auch von Kör- 
perschaften, Personenvereinigungen und Vermö- 
gensmassen in Anspruch genommen werden kann, 
wenn sich deren Betriebe auf die Land- und Forst- 
wirtschaft beschränken. 

Absatz 3 entspricht §6b Abs. 1 Satz 2 EStG 1971. 
Die Neuregelung geht aber insofern über das gel- 
tende Recht hinaus, als aufgedeckte stille Reserven 
auch auf Reinvestitionsgüter übertragen werden 
können, die bereits in dem der Veräußerung voran- 
gegangenen Wirtschaftsjahr angeschafft oder her- 
gestellt worden sind. Die Ausweitung erscheint ge- 
rechtfertigt, weil eine Veräußerung von Anlagegü- 
tern, insbesondere von Grund und Boden, betriebs- 
wirtschaftlich oft nur vertretbar ist, nachdem der 
Steuerpflichtige bereits ein Ersatzwirtschaftsgut an- 
geschafft hat. 

Entsprechend dem geltenden Recht ist auch künf- 
tig die Übertragung von stillen Reserven von ver- 
äußerten Anteilen an Kapitalgesellschaften auf 
neuerworbene Anteile an Kapitalgesellschaften zu- 
gelassen, um bestimmte volkswirtschaftlich not- 
wendige oder erwünschte Anteilsübertragungen 
nicht durch die Versteuerung der stillen Reserven, 
die hier meist eine erhebliche Höhe aufweisen, zu 
blockieren. Die Übertragungsmöglichkeit ist jedoch 
wie bisher an die Bedingung geknüpft, daß der ent- 
sprechende Veräußerungs- oder Erwerbsvorgang 
volkswirtschaftlich besonders förderungswürdig ist 
und daß dies vom Bundesminister für Wirtschaft im 
Benehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und 
der von der Landesregierung bestimmten Stelle be- 
scheinigt wird. Die Bescheinigung ist nach Nummer 5 
Satz 2 nicht zu erteilen, wenn zwar der Veräuße- 
rungsvorgang oder der Erwerbsvorgang volkswirt- 
schaftlich besonders förderungswürdig ist, aber der 
jeweils korrespondierende Vorgang volkswirtschaft- 
lich unerwünscht ist. Die Übertragung der stillen Re- 
serven von Anteilen auf neu erworbene Anteile an 
Kapitalgesellschaften ist danach regelmäßig ausge- 
schlossen, wenn der Gesamtvorgang auch nur teil- 
weise als volkswirtschaftlich unerwünscht anzuse- 
hen ist. 
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Neu aufgenommen worden ist die Möglichkeit der 
Übertragung stiller Reserven im Rahmen des Um- 
tausches von Anteilen an Kapitalgesellschaften 
aufgrund eines allgemeinen Umtauschangebots einer 
Kapitalgesellschaft, wenn der mit dem Umtausch 
verfolgte Zweck volkswirtschaftlich besonders för- 
derungswürdig ist und dies vom Bundesminister für 
Wirtschaft im Benehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen und der von der Landesregierung be- 
stimmten Stelle bescheinigt wird. 

Ob eine Maßnahme volkswirtschaftlich besonders 
förderungswürdig ist, läßt sich infolge der ständi- 
gen Änderung der Verhältnisse nicht allgemein de- 
finieren. Anteilstransaktionen, die geeignet sind, 
der Verbesserung der Unternehmensstruktur eines 
Wirtschaftszweigs oder der breiten Eigentumsstreu- 
ung zu dienen, sollen jedoch nach Satz 4 regelmäßig 
ais volkswirtschaftlich besonders förderungswürdig 
angesehen werden. 

Um sicherzustellen, daß die mit dem Antrag auf 
Ausstellung der Bescheinigung dargelegten und als 
volkswirtschaftlich besonders förderungswürdig an- 
zuerkennenden Ziele der Transaktion später auch 
tatsächlich verwirklicht werden, sieht Satz 3 vor, 
daß die Erteilung der oben bezeichneten Bescheini- 
gung an Bedingungen geknüpft werden kann. 

Satz 4 entspricht § 6b Abs. 1 Satz 3 EStG 1971. 
Nach der Neuregelung sollen aufgedeckte stille Re- 
serven aber nur noch auf Aufwendungen für den 
Ausbau oder für die Erweiterung von Gebäuden 
oder Schiffen übertragen werden können. Diese 
Einschränkung erscheint notwendig, weil im allge- 
meinen nur diese Maßnahmen betriebswirtschaft- 
lich dieselbe Bedeutung haben wie die Anschaf- 
fung oder Herstellung von Gebäuden oder Schif- 
fen. 

Absatz 4 regelt die Technik der Übertragung der 
stillen Reserven. Um die spätere Versteuerung der 
übertragenen stillen Reserven sicherzustellen, wird 
ausdrücklich festgelegt, daß bei den Wirtschaftsgü- 
tcrn, auf die die stillen Reserven übertragen wer- 
den, die um die übertragenen stillen Reserven ver- 
minderten Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
als neue Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
gelten. 

Absatz 5 entspricht §6b Abs. 3 EStG 1971. Wie 
bisher können die stillen Reserven, soweit sie nicht 
im Wirtschaftsjahr der Veräußerung des Wirt- 
schaftsguts, bei dem sie entstanden sind, auf Neuin- 
vestitionen übertragen worden sind, zunächst in ei- 
ner Rücklage festgehalten werden und dann in den 
folgenden zwei Wirtschaftsjahren auf Neuinvesti- 
tionen übertragen werden (Sätze 1 und 2). Die Frist 
von zwei Jahren verlängert sich nach Satz 4 auf 
vier Jahre, wenn die stillen Reserven bzw. die 
Rücklage auf neu hergestellte Gebäude oder Schiffe 
übertragen werden sollen und mit deren Herstel- 
lung bis zum Ablauf des zweiten Jahres begonnen 
worden ist. Da neue Schiffe vielfach unmittelbar 
vom Hersteller erworben werden, so daß der Er- 
werber hinsichtlich seiner Aufwendungen für das 
Schiff begrifflich keine Herstellungskosten, sondern 
nur Anschaffungskosten hat, sieht Satz 5 vor, daß 
die stillen Reserven auf solche Schiffe auch dann 


noch übertragen werden können, wenn der Erwer- 
ber des Schiffes spätestens in dem auf den erstmali- 
gen Ausweis der Rücklage folgenden zweiten Wirt- 
schaftsjahr das Schiff bestellt und darauf eine An- 
zahlung geleistet hat. Die Rücklage ist nach § 12 
Abs. 2 des Entwurfs steuerlich nur wirksam, wenn 
sie auch in der Handelsbilanz gebildet wird. 

Absatz 6 schreibt vor, daß eine Rücklage aufzulö- 
sen ist, wenn sie nicht bis zum Ablauf der in Ab- 
satz 5 bestimmten Ubertragungsfrist übertragen 
worden ist. Das entspricht dem bestehenden Recht. 
Daß die Auflösung der Rücklage sich wie bisher 
gewinnerhöhend auswirkt, ergibt sich aus den all- 
gemeinen Bilanzierungsgrundsätzen, da die Rückla- 
ge im Betriebsvermögen wie ein Schuldposten zu 
behandeln ist, dessen Fortfall das Betriebsvermögen 
und damit den Gewinn erhöht. 

Absatz 7 entspricht §6b Abs. 4 EStG 1971. Dabei 
wird jedoch an Stelle einer ordnungsmäßigen Buch- 
führung nur gefordert, daß die Vorgänge in der 
Buchführung verfolgt werden können. 

Bei im Ausland belegenen unbeweglichen Anla- 
gegütern können die Voraussetzungen für die Inan- 
spruchnahme der Vorschrift vielfach nur schwer 
nachgeprüft werden. Darüber hinaus unterliegen 
stille Reserven, die bei der Veräußerung von unbe- 
weglichen Anlagegütern im Ausland aufgedeckt 
werden, aufgrund von Doppelbesteuerungsabkom- 
men vielfach nicht der inländischen Besteuerung. 
Absatz 7 Nr. 2 Buchstabe b beschränkt deshalb die 
Vergünstigung auf stille Reserven, die bei der Ver- 
äußerung von im Inland belegenen unbeweglichen 
Anlagegütern aufgedeckt worden sind. 

Entsprechend sieht Absatz 7 Nr. 3 vor, daß die 
stillen Reserven nur auf im Inland belegene Wirt- 
schaftsgüter übertragen werden dürfen. Durch diese 
Einschränkung soll verhindert werden, daß aufge- 
deckte stille Reserven durch die Übertragung auf 
ein anderes Anlagegut endgültig der Besteuerung 
entzogen werden. Das würde z. B. eintreten bei sol- 
chen stillen Reserven, die auf ein Reinvestitionsgut 
übertragen würden, für das das Besteuerungsrecht 
aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens ei- 
nem ausländischen Staat zusteht. Aber auch in den 
Fällen, in denen das Besteuerungsrecht für das 
Reinvestitionsgut im Ausland nicht einem ausländi- 
schen Staat zusteht, würde die Überwachung und 
Sicherstellung der Besteuerung der auf ein solches 
Reinvestitionsgut übertragenen stillen Reserven 
vielfach schwierig sein. 

Zu § 19 — Übertragung stiller Reserven beim Aus- 
scheiden von Wirtschaftsgütern in 
außergewöhnlichen Fällen 

Die Vorschrift entspricht der Regelung in § 35 
EStR über die erfolgsneutrale Übertragung der stil- 
len Reserven, die bei zwangsweisem Ausscheiden 
eines Wirtschaftsguts aus einem Betrieb aufgedeckt 
werden, auf ein Ersatzwirtschaftsgut. Es erschien 
aus rechtsstaatlichen Gründen geboten, die Richtli- 
nienregelung in das Gesetz zu übernehmen. Dabei 
sind die Fristen und die allgemeinen Voraussetzun- 
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gen für die Übertragung an die entsprechenden Be- 
stimmungen des § 18 angepaßt worden. 

Zu § 20 — Rücklage für Preissteigerung 

Die Vorschrift entspricht § 74 EStDV 1971. Sie 
soll die Besteuerung mildern, wenn stärkere Preis- 
steigerungen beim Vorratsvermögen zu einer Er- 
scheinung führen, die als sogenannte „Scheinge- 
winnbesteuerung" bezeichnet wird. Damit ist fol- 
gendes gemeint: In einer Marktwirtschaft kommt es 
vor, daß bei einzelnen Waren unabhängig von der 
konjunkturellen Entwicklung oder der allgemeinen 
Preisentwicklung ein derart starker Preisanstieg 
eintritt, daß beim Umsatz dieser Waren der Veräu- 
ßerungserlös nach Abzug der auf den Veräuße- 
rungsgewinn entfallenden Ertragsteuern nicht mehr 
ausreicht, um bei den inzwischen weiter gestiege- 
nen Preisen die umgesetzte Warenmenge wieder zu 
beschaffen, so daß ein Substanzschwund eintreten 
kann. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es 
zwar nicht gerechtfertigt ist, den Veräußerungsge- 
winn in diesem Fall als „Scheingewinn" zu kenn- 
zeichnen; denn der Begriff „Scheingewinn" setzt 
ein Denken in Mengen und Sachwerten voraus, das 
dem Steuerrecht fremd ist. Die steuerrechtlichen 
Gewinnermittlungsvorschriften beruhen — wie die 
übrige Rechtsordnung — auf der nominellen Geld- 
wertrechnung, die die Unterscheidung zwischen 
echtem und unechtem Gewinn grundsätzlich nicht 
zuläßt. Gleichwohl erscheint es gerechtfertigt, die 
Besteuerung in diesem Fall dadurch zu mildern, daß 
ein Teil des Gewinns zunächst neutralisiert wird, 
um die Möglichkeit offen zu halten, ihn gegen spä- 
tere Verluste verrechnen zu können. Diese können 
eintreten, wenn — wie es oft der Fall ist — auf ei- 
nen außerordentlichen Preisanstieg ein entspre- 
chender Preisrückgang folgt. Die vorübergehende 
Neutralisierung von Gewinnen, die durch starke 
Preissteigerungen bedingt sind, geschieht technisch 
am einfachsten durch eine Preissteigerungsrücklage. 

Die Voraussetzungen und das Ausmaß der Preis- 
steigerungsrücklage sind unverändert geblieben. 
Der Wortlaut des § 20 weicht von dem Wortlaut 
des § 74 EStDV nur redaktionell ab. 


Zu § 21 — Vergleich der Betriebseinnahmen mit 
den Betriebsausgaben 

Die Vorschrift entspricht §4 Abs. 3 EStG 1971. 
Sie gilt für die Gewinnermittlung von Betrieben, 
für die keine Buchführungspflicht besteht, für die 
freiwillig keine Bücher geführt werden und für die 
der Gewinn auch nicht nach § 45 zu ermitteln ist. 

Die Gewinnermittlung durch Vergleich der Be- 
triebseinnahmen mit den Betriebsausgaben ist 
grundsätzlich eine reine Geldrechnung. Da sie im 
ganzen und auf die Dauer gesehen jedoch zu dem- 
selben Gesamtergebnis des Gewinns führen soll 
wie die Gewinnermittlung durch Betriebsvermö- 
gensvergleich, müssen zusätzlich dieselben Vorgän- 


ge berücksichtigt werden, die sich bei der Gewinn- 
ermittlung durch Betriebsvermögensvergleich aus- 
wirken, aber bei der reinen Geldrechnung unbe- 
rücksichtigt bleiben. Absatz 1 sieht deshalb vor, daß 
der Unterschiedsbetrag zwischen den Betriebsein- 
nahmen in Geld und den Betriebsausgaben in Geld 
um die von der Geldrechnung nicht erfaßten Posten 
berichtigt werden muß. 

Das entspricht im wesentlichen der bisherigen 
Praxis. 

Aus dem Wesen der Gewinnermittlung durch ein- 
fachen Vergleich der Betriebseinnahmen mit den 
Betriebsausgaben folgt, daß dabei durchlaufende 
Posten, Darlehnsvorgänge sowie die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens zunächst außer Ansatz bleiben 
müssen. Auch verträgt sich mit dieser Gewinner- 
mittlung nicht die Bildung von gewillkürtem Be- 
triebsvermögen, da dieses in der Buchführung aus- 
gewiesen werden müßte, eine solche aber für die 
vereinfachte Gewinnermittlung nicht erforderlich 
ist. 

Die durchlaufenden Posten bleiben auf das Er- 
gebnis der vereinfachten Gewinnermittlung auf die 
Dauer ohne Einfluß. Dagegen müssen die Darlehns- 
vorgänge in dem Zeitpunkt berücksichtigt werden, 
in dem ein Darlehen nicht zurückgezahlt wird, da 
die Nichtrückzahlung eines Darlehnsbetrags wirt- 
schaftlich wie eine Betriebseinnahme (bei einem 
empfangenen Darlehen) oder wie eine Betriebsaus- 
gabe (bei einem hingegebenen Darlehen) wirkt. 
Auch der Wegfall (Erlaß) einer Verbindlichkeit, die 
im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem 
Wirtschaftsgut des Anlagevermögens steht, kommt 
einer Betriebseinnahme gleich. Absatz 3 sieht des- 
halb vor, daß diese Vorgänge als Betriebseinnahme 
bzw. Betriebsausgabe zu behandeln sind. 

Wie schon erwähnt, dürfen die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens, auch wenn sie in Geld bestehen, 
im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung 
nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden. Sie 
werden, soweit sie auf abnutzbare Wirtschaftsgüter 
entfallen, während deren Zugehörigkeit zum Be- 
trieb im Rahmen der Abschreibungen berücksich- 
tigt. Soweit die Anschaffungs- oder Herstellungsko- 
sten dabei nicht abgeschrieben worden sind oder 
eine Abchreibung nicht in Betracht kam, muß die 
Abschreibung beim Ausscheiden des Wirtschafts- 
guts aus dem Betrieb nachgeholt werden. Eine ent- 
sprechende Regelung enthält Absatz 3 Satz 3. 

Absatz 4 entspricht dem geltenden Recht und der 
Verwaltungspraxis. 

Zu § 22 — Übertragung stiller Reserven bei der 
Ermittlung des Gewinns nach § 21 

Die Vorschrift ergänzt die §§ 18 und 19. Sie re- 
gelt die Übertragung stiller Reserven, die bei der 
Veräußerung bestimmter Anlagegüter oder bei dem 
Ausscheiden von Anlagegütern durch höhere Ge- 
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walt oder infolge oder zur Vermeidung eines be- 
hördlichen Eingriffs aufgedeckt worden sind, wenn 
der Gewinn durch Vergleich der Betriebseinnahmen 
mit den Betriebsausgaben ermittelt wird. 

Hinsichtlich der Übertragung stiller Reserven, 
die bei der Veräußerung bestimmter Anlagegüter 
aufgedeckt worden sind, geht § 22 insofern über 
§ 6 c EStG 1971 hinaus, als auch Gewinne aus der 
Veräußerung von lebendem Inventar land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe begünstigt werden, 
wenn die Veräußerung im Zusammenhang mit einer 
Betriebsumstellung erfolgt. Hierdurch soll im Inter- 
esse einer Verbesserung der Agrarwirtschaft die 
Umstrukturierung kleinerer Betriebe erleichtert 
werden. 


Zu § 23 — Zu- und Abrechnungen 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen der 
Rechtsprechung und der bisherigen Verwaltungs- 
praxis. Ihr liegt der Gedanke zugrunde, daß im gan- 
zen und auf die Dauer gesehen, die Ermittlung des 
Gewinns durch Vergleich der Betriebseinnahmen 
mit den Betriebsausgaben zu demselben Ergebnis 
führen soll wie die Ermittlung des Gewinns durch 
Betriebsvermögensvergleich. Bei einem Wechsel 
der Gewinnermittlungsart müssen deshalb im Rah- 
men der Ermittlung des laufenden Gewinns die Be- 
triebseinnahmen und Betriebsausgaben, die sich in- 
folge des Übergangs zu einer anderen Gewinner- 
mittlungsart nicht oder doppelt auf den Gewinn 
auswirken würden, durch Zurechnungen und Ab- 
rechnungen berücksichtigt werden. 

übersteigen im Fall des Übergangs von der Er- 
mittlung des Gewinns durch Vergleich der Be- 
triebseinnahmen mit den Betriebsausgaben zur Er- 
mittlung des Gewinns durch Betriebsvermögensver- 
gleich die Zurechnungen die Abrechnungen oder 
umgekehrt die Abrechnungen die Zurechnungen, so 
soll nach Absatz 1 Satz 1 der übersteigende Betrag 
beim Gewinn des ersten nach dem Übergang en- 
denden Wirtschaftsjahrs berücksichtigt werden. Ist 
danach der Gewinn zu erhöhen, so ist der Erhö- 
hungsbetrag nach Absatz 1 Satz 2, um eine Zusam- 
menballung der Auswirkungen der Änderung der 
Gewinnermittlungsart in einem Wirtschaftsjahr zu 
vermeiden, auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die 
ersten drei Wirtschaftsjahre nach dem Übergang 
gleichmäßig zu verteilen. Diese Verteilungsmög- 
lichkeit entspricht der bisherigen Praxis? dabei 
wurde aber das Übergangsjahr bereits in die Ver- 
teilung miteinbezogen. Zur Erleichterung der Ver- 
teilung ist der Verteilungszeitraum um ein Jahr 
verschoben worden; er beginnt künftig erst nach 
dem Übergangsjahr. 

Absatz 2 erklärt Absatz 1 Satz 1 für entsprechend 
anwendbar beim Übergang von der Gewinnermitt- 
lung durch Betriebsvermögensvergleich zur Gewinn- 
ermittlung durch Vergleich der Betriebseinnahmen 
mit den Betriebsausgaben. Dies entspricht der 
Rechtsprechung und der bisherigen Verwaltungs- 
praxis. 


Absatz 3 steht im Zusammenhang mit der Ermitt- 
lung des Gewinns aus der Veräußerung oder Auf- 
gäbe eines Betriebs, für den der Gewinn durch Ver- 
gleich der Betriebseinnahmen mit den Betriebsaus- 
gaben ermittelt worden ist. In diesem Fall ist im In- 
teresse einer gleichmäßigen Besteuerung der be- 
günstigte Veräußerungsgewinn so zu ermitteln, als 
wäre der Steuerpflichtige im Zeitpunkt der Veräu- 
ßerung oder Aufgabe des Betriebs zur Gewinner- 
mittlung durch Betriebsvermögensvergleich überge- 
gangen. Es werden deshalb dieselben Zurechnun- 
gen und Abrechnungen erforderlich wie beim Über- 
gang von der Gewinnermittlung durch Vergleich 
der Betriebseinnahmen mit den Betriebsausgaben 
zur Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensver- 
gleich. Die Zu- und Abrechnungen müssen dann 
aber beim laufenden Gewinn des letzten Wirt- 
schaftsjahrs berücksichtigt werden, weil sonst die 
verschiedenen Gewinnermittlungsarten nicht zu 
demselben Gesamtergebnis des laufenden Gewinns 
führen würden. 


Zu § 24 — Abnutzbare Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens 

Die Vorschrift regelt die Bewertung des abnutz- 
baren Anlagevermögens. Die vorgeschriebenen 
Wertansätze entsprechen im wesentlichen dem bis- 
herigen Recht. 

Absatz 1 sieht — entsprechend § 6 Abs. 1 Ziff. 1 
EStG 1971 und der bisherigen Praxis — für abnutz- 
bare Anlagegüter den Ansatz mit den Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten abzüglich der Ab- 
schreibungen oder mit dem niedrigeren Teilwert 
oder mit einem Zwischenwert vor. Dabei wird je- 
doch das bisherige Wahlrecht, es auch im Fall des 
Vorliegens eines niedrigeren Teilwerts bei dem An- 
satz der Anschaffungs- oder Herstellungskosten ab- 
züglich Abschreibungen zu belassen, in Anlehnung 
an § 154 Abs. 2 AktG dahin eingeschränkt, daß der 
niedrigere Teilwert angesetzt werden muß, wenn 
eine voraussichtlich dauernde Wertminderung vor- 
liegt. 

Bisher wurden die abnutzbaren Anlagegüter als 
„Wirtschaftsgüter, die der Abnutzung unterliegen" 
umschrieben. Diese Umschreibung paßt unmittelbar 
nur auf Wirtschaftsgüter, die sich im technischen 
Sinn abnutzen, d. h. einem Verschleiß unterliegen. 
Der Abschreibung unterliegen aber auch Wirt- 
schaftsgüter, die zwar keinem Verschleiß unterlie- 
gen, wohl aber in einem bestimmten überschauba- 
ren Zeitraum entwertet werden (z. B. Patente). Um 
auch diese Wirtschaftsgüter zweifelsfrei mitzuerfas- 
sen und zum Zweck der Gleichschaltung mit der 
Terminologie des Aktiengesetzes (§ 154 AktG) ist 
der Ausdruck „Wirtschaftsgüter, die der Abnutzung 
unterliegen' 1 durch den Ausdruck „Wirtschaftsgü- 
ter, deren Nützung zeitlich begrenzt ist" ersetzt 
worden. Zur Vereinfachung und aus gesetzestech- 
nischen Gründen wird für diese Wirtschaftsgüter 
die Kurzform „abnutzbare Wirtschaftsgüter' 1 ein- 
geführt. 
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Nach Absatz 2 tritt für bestimmte Wirtschaftsgü- 
ter an die Stelle der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten ein anderer Wert. Nummer 1 verweist 
für die Bewertung der Einlagen auf § 27 Abs. 2 
Nr. 1, wo diese Bewertung geregelt ist. Nummer 2 
knüpft für die Bewertung bei der Eröffnung eines 
Betriebs an die Bewertung der Einlagen an. Num- 
mer 3 regelt die Bewertung eines unentgeltlich 
übertragenen Wirtschaftsguts; die Regelung ent- 
spricht §7 Abs. 2 EStDV 1971. Nummer 4 stimmt 
hinsichtlich der Bewertung bei entgeltlicher Be- 
triebsübertragung mit §6 Abs. 1 Nr. 7 EStG 1971 
überein. 

Absatz 3, der die Bewertung bei unentgeltlichem 
Betriebsübergang regelt, entspricht im Ergebnis § 7 
Abs. 1 EStDV 1971. 


Zu § 25 — Nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens und Wirtschaftsgüter 
des Umlaufvermögens 

Die Vorschrift regelt — wie bisher § 6 Abs. 1 
Ziff. 2 EStG 1971 — sowohl die Bewertung des nicht 
abnutzbaren Anlagevermögens als auch die Bewer- 
tung des Umlaufvermögens, da für beide Betriebs- 
vermögensarten im wesentlichen gleichartige Be- 
wertungsgrundsätze gelten. 

Absatz 1 legt in Satz 1 den Grundsatz fest, daß 
nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagever- 
mögens und Wirtschaftsgüter des Umlaufvermö- 
gens mit den Anschaffungs- oder Herstellungsko- 
sten zu bewerten sind. Durch Satz 2 wird sicherge- 
stellt, daß auch beim nicht abnutzbaren Anlagever- 
mögen und beim Umlaufvermögen in den in § 24 
Abs. 2 und 3 bezeichneten Fällen die dort vorge- 
schriebenen Werte an die Stelle der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten treten. 

Absatz 2 Satz 1 sieht vor, daß statt der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten bzw. des an ihre 
Stelle tretenden Werts im Sinne von § 24 Abs. 2 
und 3 grundsätzlich angesetzt werden können: 

— der niedrigere Teilwert am Bilanzstichtag, 

— der Wertansatz für den vorangegangenen Bilanz- 
stichtag oder 

— ein Zwischenwert zwischen den Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten und den beiden vorbe- 
zeichneten Werten. 

Dabei wird der Ansatz eines Zwischenwerts, so- 
weit er über dem Wertansatz für den vorangegan- 
genen Bilanzstichtag liegt, durch den Teilwert am 
Bilanzstichtag begrenzt; dieser darf nicht über- 
schritten werden. Liegt der Teilwert über den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten, so bilden 
diese die Obergrenze für ein Heraufgehen über den 
Wertansatz vom vorangegangenen Bilanzstichtag. 
Damit soll im Interesse der Bilanzkontinuität si- 
chergestellt werden, daß eine an einem vorangg- 
gangenen Bilanzstichtag vorgenommene Teilwert- 
abschreibung an einem späteren Bilanzstichtag nur 


insoweit rückgängig gemacht werden kann, als der 
Teilwert wieder gestiegen ist und daß dabei die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten — abgese- 
hen von den Fällen des Absatzes 4 — nicht über- 
schritten werden dürfen. Nach Satz 2 muß der ge- 
genüber den Anschaffungs- oder Herstellungsko- 
sten oder den Ersatzwerten niedrigere Teilwert an- 
gesetzt werden, d. h. die Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten bzw. deren Ersatzwerte können in 
diesem Fall nicht beibehalten werden, wenn 

— - bei nicht abnutzbaren Anlagegütern eine vor- 

aussichtlich dauernde Wertminderung vorliegt 
oder 

— es sich um Wirtschaftsgüter des Umlaufvermö- 
gens handelt. 

Der Ansatz des niedrigeren Teilwerts als Höchst- 
wert bei nicht abnutzbaren Anlagegütern mit vor- 
aussichtlich dauernder Wertminderung entspricht 
der Regelung für die abnutzbaren Anlagegüter in 
§ 24 Abs. 1 Satz 3 sowie der Regelung des § 154 
AktG. Der zwingende Ansatz des Umlaufvermögens 
mit dem niedrigeren Teilwert ist bisher im Einkom- 
mensteuergesetz nicht ausdrücklich vorgeschrie- 
ben. Er ergibt sich jedoch durch die Bezugnahme in 
§ 5 Abs. 1 EStG 1971 auf die handelsrechtlichen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und da- 
mit auf das sog. Niederstwertprinzip. Das Niederst- 
wertprinzip gilt jedoch nach § 5 Abs. 1 EStG 1971 
nur für buchführungspflichtige oder freiwillig buch- 
führende Gewerbetreibende. Aus Gründen der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung soll das Niederst- 
wertprinzip künftig für alle Betriebe gelten, für die 
der Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich zu 
ermitteln ist. Deshalb ist das Niederstwertprinzip in 
§ 25 ausdrücklich festgelegt worden. Der niedrigere 
Teilwert darf unterschritten werden, wenn der Bi- 
lanzansatz am vorangegangenen Bilanzstichtag nied- 
riger war. Es kann dann dieser Bilanzansatz beibe- 
halten werden; es kann aber auch ein Zwischen- 
wert zwischen diesem Bilanzansatz und dem Teil- 
wert am Bilanzstichtag gewählt werden. 

Absatz 3 schreibt für einen Bestand von gleichar- 
tigen Wirtschaftsgütern, deren Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten sich nicht individuell feststellen 
lassen (sogenannte vermischte Wirtschaftsgüter), 
die Durchschnittsbewertung vor und schließt für 
diese Fälle u. a. auch die sog. Lifo-Bewertung (Be- 
wertung mit der Unterstellung last in — first out) 
aus. Die Lifo-Bewertung ist handelsrechtlich zuläs- 
sig (§ 155 Abs. 1 Satz 3 AktG). Bei ihr wird im Fall 
der Vermischung von gleichartigen Wirtschaftsgü- 
tern unterstellt, daß — entgegen dem tatsächlichen 
Verlauf — die zuletzt angeschafften oder herge- 
stellten Wirtschaftsgüter regelmäßig zuerst wieder 
veräußert oder verbraucht werden, so daß die am 
Bilanzstichtag vorhandenen Bestände als aus den 
ältesten Zugängen stammend angenommen werden 
müssen. Die Bestände am Bilanzstichtag werden da- 
bei nicht mit ihren tatsächlichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten, sondern mit denen frühe- 
rer Zugänge bewertet. Die Lifo-Bewertung ermög- 
licht es danach, das Vorratsvermögen in der Perio- 
de einer Preissteigerung stets mit den bei Beginn 
der Preissteigerung geltenden Werten zu bewerten, 
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auch wenn die früher vorhandenen Bestände längst 
veräußert und die Neuzugänge zu höheren Preisen 
angeschafft worden sind. Es werden dabei im Wert- 
ansatz des Vorratsvermögens stille Reserven gebil- 
det. Die Bundesregierung hält dies aus Gründen der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung nicht für gerecht- 
fertigt. Auch haushaltsmäßige Überlegungen stehen 
der Anerkennung der Lifo-Bewertung entgegen. 
Schon bei einer allgemeinen Preissteigerung von 
3 v. H. würden nämlich Steuermindereinnahmen 
von ca. 300 Mio. DM jährlich eintreten. Die Berück- 
sichtigung von Preissteigerungen bei der Bewer- 
tung des Vorratsvermögens kann nur zugestanden 
werden, wenn die Preissteigerungen beim Vorrats- 
vermögen ein bestimmtes Ausmaß überschreiten. In 
diesem Fall kann eine Preissteigerungsrücklage 
(§ 20) gebildet werden. 

Absatz 4 deckt sich mit § 6 Abs. 1 Ziff. 2 letzter 
Satz EStG 1971. 

Absatz 5 enthält eine Ermächtigung zum Erlaß ei- 
ner Rechtsverordnung, durch die für Wertpapiere, 
die sich in Girosammelverwahrung befinden, eine 
gleiche oder annähernd gleiche Bewertung ermög- 
licht wird wie für Wertpapiere in Einzelverwah- 
rung. 

Nach dem BFH-Urteil vom 15. Februar 1966 
(BStBl III S. 274) sind Wertpapiere ein und dersel- 
ben Art, die sich im Girosammeldepot befinden, 
nicht mit ihren tatsächlichen, sondern mit ihren 
durchschnittlichen Anschaffungskosten zu bewer- 
ten, weil bei den im Girosammeldepot befindlichen 
Wertpapieren die Anteilsrechte an dem einzelnen 
Stück untergehen und nur noch Miteigentumsrech- 
te an dem Gesamtbestand bestehen, so daß das ein- 
zelne Stück und seine Anschaffungskosten nicht 
mehr identifizierbar sind. Dagegen können Wertpa- 
piere, die einzeln verwahrt werden, stets mit ihren 
tatsächlichen Anschaffungskosten bewertet werden. 
Die Durchschnittsbewertung führt bei einer Veräu- 
ßerung einzelner Wertpapiere in der Regel zu einer 
stärkeren Aufdeckung der in dem Wertpapierbe- 
stand enthaltenen stillen Reserven, als es bei der 
Einzelbewertung der Fall ist. Das bedeutet eine Be- 
nachteiligung der Girosammelverwahrung von 
Wertpapieren gegenüber der Einzelverwahrung. 
Dies ist jedoch volkswirtschaftlich unerwünscht, da 
die Girosammelverwahrung die rationellste Ver- 
wahrungsart für Wertpapiere ist. Es ist deshalb ge- 
boten, für die Bewertung der Wertpapiere im Giro- 
sammeldepot eine Regelung zu treffen, die zu ei- 
nem gleichen oder annähernd gleichen Bewertungs- 
ergebnis wie bei der Einzelverwahrung führt. Es 
empfiehlt sich, die Einzelheiten einer solchen Rege- 
lung nicht unmitelbar im Gesetz, sondern in einer 
Rechtsverordnung festzulegen, um die Regelung 
leichter an die Verhältnisse der Praxis anpassen zu 
können. 

Zu § 26 — Verbindlichkeiten, Rückstellungen 

Die Vorschrift entspricht § 6 Abs. 1 Ziff. 3 EStG 
1971. Sie weicht jedoch insofern vom geltenden 
Recht ab, als für die aufgeführten Verbindlichkei- 
ten die Bewertung im einzelnen geregelt wird. Die 


Regelungen entsprechen im wesentlichen den ak- 
tienrechtlichen Bewertungsvorschriften. Dadurch 
wird eine weitgehende Anpassung der handels- 
rechtlichen und steuerrechtlichen Wertansätze er- 
reicht. 

Nach Absatz 1 Satz 1 sind Verbindlichkeiten, die 
in Deutscher Mark zu erfüllen sind, entsprechend 
§ 156 Abs. 2 AktG stets mit ihrem Rückzahlungsbe- 
trag anzusetzen. Ist die Verbindlichkeit durch Aus- 
zahlung eines Geldbetrags oder durch eine andere 
vom Gläubiger erbrachte Leistung entstanden und 
übersteigt der Rückzahlungsbetrag den Auszah- 
lungsbetrag oder den Wert der sonstigen vom 
Gläubiger erbrachten Leistung, so ist nach Absatz 1 
Satz 2 der Unterschiedsbetrag entsprechend § 156 
Abs. 3 AktG als Rechnungsabgrenzungsposten aus- 
zuweisen und gleichmäßig auf die Laufzeit der Ver- 
bindlichkeit zu verteilen. 

Absatz 2 entspricht der Verwaltungspraxis und 
berücksichtigt, daß nicht realisierte Gewinne nicht 
ausgewiesen werden dürfen. 

Absatz 3 entspricht der Bewertung von Renten- 
verpflichtungen in § 156 Abs. 2 AktG. 

Absatz 4 regelt die Bewertung von Rückstellun- 
gen. Die Regelung in Satz 1 entspricht § 156 Abs. 4 
AktG. 

Zu § 27 — Wert der Entnahmen und Einlagen 

Die Vorschrift entspricht im Grundsatz §6 Abs. 1 
Ziff. 4 und 5 EStG 1971. Sie weicht von diesen Vor- 
schriften jedoch insofern ab, als für einzelne Ent- 
nahme- und Einlagetatbestände andere Werte be- 
stimmt werden. 

§ 27 folgt in seinem Aufbau der Gliederung der 
Entnahme- und Einlagetatbestände in § 15. 

Nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a kommt bei ei- 
nem entnommenen Wirtschaftsgut als Entnahme- 
wert wie bisher der Teilwert in Betracht, wenn das 
Wirtschaftsgut für private Zwecke des Steuer- 
pflichtigen entnommen wird oder nicht mehr als 
Betriebsvermögen ausgewiesen werden darf (z. B. 
wegen Verlusts der Eigenschaft als notwendiges 
oder gewillkürtes Betriebsvermögen). 

Zu den Entnahmen gehört nach § 15 auch die 
Überführung eines Wirtschaftsguts von einem Be- 
trieb in einen anderen Betrieb des Steuerpflichti- 
gen. Wird das Wirtschaftsgut dabei von einem in- 
ländischen in einen ausländischen Betrieb über- 
führt, so scheidet das Wirtschaftsgut aus der inlän- 
dischen Besteuerung aus, wenn für den ausländi- 
schen Betrieb das Besteuerungsrecht aufgrund ei- 
nes Doppelbesteuerungsabkommens dem ausländi- 
schen Staat zusteht. Soweit deshalb in einem sol- 
chen Fall die in dem übergeführten Wirtschaftsgut 
enthaltenen stillen Reserven bei der Überführung 
nicht aufgedeckt und versteuert werden, würden 
sie endgültig der inländischen Besteuerung entzo- 
gen werden. Aber auch in den Fällen, in denen das 
Wirtschaftsgut in einen Betrieb in einem ausländi- 
schen Staat überführt wird, mit dem kein Doppelbe- 
steuerungsabkommen besteht, ist die spätere volle 
Erfassung der stillen Reserven für die inländische 
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Besteuerung als Folge der Anrechnung der auslän- 
dischen Steuer im Rahmen der deutschen Steuer 
häufig nicht möglich. Die stillen Reserven eines 
Wirtschaftsguts, das von einem inländischen Be- 
trieb in einen ausländischen Betrieb des Steuer- 
pflichtigen überführt wird, müssen deshalb, wenn 
auf ihre inländische Besteuerung nicht verzichtet 
werden soll — zu einem solchen Verzicht besteht 
kein Anlaß — , regelmäßig bereits im Zeitpunkt der 
Überführung des Wirtschaftsguts besteuert werden. 
Entsprechendes gilt bei der Überführung von einem 
ausländischen in einen anderen ausländischen oder 
inländischen Betrieb des Steuerpflichtigen. Zu die- 
sem Zweck sieht Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b vor, 
daß bei Überführungen von Wirtschaftsgütern vom 
Inland in das Ausland, im Ausland oder aus dem 
Ausland in das Inland bei dem jeweils abgebenden 
Betrieb die dabei nach § 15 Nr. 1 Buchstabe c gege- 
bene Entnahme mit dem sogenannten vergleichba- 
ren Verkaufswert, d. h. mit dem einem fremden Un- 
ternehmen unter gleichen oder ähnlichen Verhält- 
nissen in Rechnung zu stellenden Wert, anzusetzen 
ist. Dadurch wird z. B. bei einem inländischen Pro- 
duktionsunternehmen, das seine Produkte im Aus- 
land verkauft, auch der sog. Produktionsgewinn er- 
faßt. 

Wie bisher ist eine Aufdeckung von stillen Re- 
serven nicht erforderlich, wenn ein Wirtschaftsgut 
von einem inländischen in einen anderen inländi- 
schen Betrieb des Steuerpflichtigen überführt oder 
bestimmten gemeinnützigen Zwecken zugeführt 
wird. Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c sieht deshalb für 
diese Entnahmetatbestände den Ansatz mit dem 
Buchwert vor. 

Absatz 1 Nr. 2 regelt den Entnahmewert bei der 
Abgabe von Nutzungen und Leistungen aus dem 
Betrieb, soweit diese Abgabe nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 
ein Entnahmetatbestand ist. Dabei sind nach Buch- 
stabe a die entnommenen Nutzungen oder Leistun- 
gen nur mit den anteiligen Aufwendungen des Be- 
triebs anzusetzen, wenn die Nutzungen oder Lei- 
stungen von dem Steuerpflichtigen für private 
Zwecke oder von einem anderen Betrieb des Steu- 
erpflichtigen in Anspruch genommen werden. Be- 
steht die Entnahme in der Nutzung von betriebli- 
chen Grundstücken oder Grundstücksteilen für pri- 
vate Zwecke des Steuerpflichtigen, so ist sie mit 
dem ortsüblichen Miet- oder Pachtzins anzusetzen. 
Hierdurch soll eine steuerliche Gleichbehandlung 
der privaten Nutzung von Grundstücken und 
Grundstücksteilen ohne Rücksicht darauf, ob sie 
zum Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen gehö- 
ren oder nicht, gewährleistet werden. 

Dieselben Gesichtspunkte, die dazu geführt ha- 
ben, Wirtschaftsgüter, die aus einem inländischen 
Betrieb in einen ausländischen Betrieb des Steuer- 
pflichtigen übergeführt werden, nicht mit dem 
Buchwert, sondern mit dem höheren vergleichbaren 
Verkaufwert anzusetzen, gelten auch, wenn Nut- 
zungen oder Leistungen von einem ausländischen 
Betrieb in Anspruch genommen werden. Solche 
Nutzungen oder Leistungen sollen deshalb nach 
Buchstabe c mit dem vergleichbaren Entgelt, d. h. 
mit dem Betrag angesetzt werden, der für die ent- 


nommene Nutzung oder Leistung einem fremden 
Unternehmen unter gleichen oder ähnlichen Ver-* 
hältnissen in Rechnung gestellt würde. 

Wie schon zu § 15 Abs. 2 ausgeführt, ist die Ein- 
lage das Spiegelbild der Entnahme. Dementspre- 
chend muß auch die Bewertung der Einlagen derje- 
nigen der Entnahmen spiegelbildlich entsprechen. 
Dieses Prinzip ist in Absatz 2 verwirklicht worden. 
Eine Ausnahme hiervon, enthält nur Nummer 1 
Buchstabe b. Dabei entsprechen die Regelungen un- 
ter den Doppelbuchstaben aa und cc dem bestehen- 
den Recht. Die Regelung unter Doppelbuchstabe bb 
ist erforderlich geworden wegen der durch § 61 neu 
eingeführten Erfassung der Gewinne aus der Ver- 
äußerung von zum Privatvermögen gehörenden Bo- 
denschätzen. Sie soll verhindern, daß diese Besteu- 
erung dadurch umgangen wird, daß die Bodenschät- 
ze, wie es nach dem geltenden Recht möglich wäre, 
mit dem Teilwert in das Betriebsvermögen einge- 
legt oder in einen neu eröffneten Gewerbebetrieb 
eingebracht werden. 

Zu § 28 — - Anschaffungskosten, Herstellungs- 
kosten, Teilwert, gemeiner Wert 

Die Vorschrift bestimmt die wichtigsten Begriffe, 
die bei der Bewertung des Betriebsvermögens im 
Rahmen der steuerlichen Gewinnermittlung bedeut- 
sam sind: Anschaffungskosten, Herstellungskosten, 
Teilwert, gemeiner Wert. Außerdem werden die 
Auswirkungen des umsatzsteuerrechtlichen Vor- 
steuerbetrags und der Zuschüsse zur Finanzierung 
von Investitionen auf die Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten geregelt. 

Die Begriffe „Anschaffungskosten" und „Herstel- 
lungskosten" sind bisher weder im Steuerrecht 
noch im Handelsrecht gesetzlich definiert. Sie bil- 
den jedoch die Ausgangsbasis für die Bewertung. 
Die Bundesregierung hält es deshalb — in Überein- 
stimmung mit der Steuerreformkommission (Ab- 
schnitt V Tz. 109 ff. des Gutachtens) — im Interesse 
der Rechtssicherheit für geboten, den Begriffsinhalt 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Ge- 
setz festzulegen. Die gesetzliche Festlegung ent- 
spricht im wesentlichen den bisherigen durch 
Rechtsprechung und Verwaltungsanordnungen v ent- 
wickelten Begriffsbestimmungen. 

Absatz 1 enthält die Definition der Anschaffungs- 
kosten. Die Sätze 1 und 2 stellen dabei klar, daß die 
„Anschaffung" nicht schon mit dem Erwerb eines 
Wirtschaftsguts, sondern erst dann beendet ist, 
wenn das Wirtschaftsgut betriebsbereit ist, und daß 
dementsprechend zu den Anschaffungskosten eines 
Wirtschaftsguts neben dem Anschaffungspreis auch 
die sog. Anschaffungsnebenkosten gehören, d. h. 
alle weiteren Aufwendungen für das Wirtschafts- 
gut, die bis zu seiner Betriebsbereitschaft anfallen. 
Diese weite Fassung des Bereichs der Aufwendun- 
gen, die zu den Anschaffungskosten zu rechnen 
sind, entspricht dem Sinn und Zweck des Bewer- 
tungsmaßstabs „Anschaffungskosten", wonach der 
Anschaffungsvorgang so weit wie möglich erfolgs- 
neutral — als bloße Vermögensumschichtung — - 
behandelt werden soll. Dabei wird aus Vereinfach- 


256 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 


ungsgründen und in Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung (vgl. BFH-Urteil vom 31. Juli 1967 
— BStBl II 1968 S. 22) eine Erfassung der mit dem 
Anschaffungsvorgang zusammenhängenden Auf- 
wendungen als Anschaffungskosten nur insoweit 
vorgeschrieben, als diese Aufwendungen dem Wirt- 
schaftsgut einzeln — und nicht nur anteilig oder 
pauschal aufgrund eines Verteilungsschlüssels — 
zugerechnet werden können. Die sog. Gemeinko- 
sten sind also nicht zu berücksichtigen. 

Satz 3 erster Halbsatz bestimmt, daß sich im Fall 
des Tausches von Wirtschaftsgütern der Anschaf- 
fungspreis des erworbenen Wirtschaftsguts nach 
dem gemeinen Wert des hingegebenen Wirtschafts- 
guts bemißt. Das entspricht ständiger finanzgericht- 
licher Rechtsprechung. Diese Regelung hat zur Fol- 
ge, daß beim Tausch von Wirtschaftsgütern stille 
Reserven, die in dem Wertansatz des hingegebenen 
Wirtschaftsguts vorhanden sind, aufgedeckt und 
versteuert werden müssen. 

Eine Aufdeckung der stillen Reserven ist bisher 
nach dem BFH-Gutachten vom 16. Dezember 1958 
(BStBl. III 1959 S. 30) beim Tausch von Anteilen 
an Kapitalgesellschaften nicht erforderlich, wenn 
die getauschten Anteile art-, wert- und funktions- 
gleich sind, da in diesem Fall nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs bei wirtschaftlicher Betrachtung 
wegen der Art-, Wert- und Funktionsgleichheit der 
getauschten Anteile die erworbenen Anteile mit 
den hingegebenen Anteilen wirtschaftlich als iden- 
tisch gewertet werden können und deshalb inso- 
weit wirtschaftlich kein Tausch im Sinne eines 
Veräußerungs- und Erwerbsvorgangs anzunehmen 
ist. Diese Möglichkeit des erfolgsneutralen Tau- 
sches von Anteilen an Kapitalgesellschaften in be- 
stimmten Fällen, die keiner Kontrolle unterliegt, 
kann aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Besteu- 
erung nicht mehr hingenommen werden. Sie hat 
auch in der Praxis zu erheblichen Schwierigkeiten 
geführt, da insbesondere das Merkmal der Funk- 
tionsgleichheit der getauschten Anteile nicht genü- 
gend konkretisiert werden kann. Soweit im Einzel- 
fall ein erfolgsneutraler Tausch von Anteilen an 
Kapitalgesellschaften aus besonderen volkswirt- 
schaftlichen Gründen gerechtfertigt sein kann, 
kann dies im Rahmen des § 18 Abs. 3 Nrn. 5 und 6 
und des dort geregelten Bescheinigungsverfahrens 
verwirklicht werden, so daß es auch hierfür der 
Anwendung der Grundsätze des o, a. sogenannten 
Tauschgutachtens des Bundesfinanzhofs nicht mehr 
bedarf. Die Anwendung dieser Grundsätze wird 
deshalb im zweiten Halbsatz des Satzes 3 durch die 
ausdrückliche Bestimmung ausgeschlossen, daß das 
allgemeine Prinzip der Bemessung des Anschaf- 
fungspreises eines tauschweise erworbenen Wirt- 
schaftsguts nach dem gemeinen Wert des hingege- 
benen Wirtschaftsguts auch bei wirtschaftlicher 
Identität der getauschten Wirtschaftsgüter gilt. 

Absatz 2 bestimmt, welche Aufwendungen zu den 
Herstellungskosten gehören. Diese Bestimmung ent- 
spricht der Regelung in Abschnitt 33 EStR, die sich 
bewährt hat. 

Absatz 3 bestimmt den Begriff des Teilwerts. Die 
Definition stimmt mit der bisherigen Umschreibung 


des Teilwertbegriffs in § 6 Abs. 1 Ziff. 1 Satz 3 EStG 
1971 überein. Der Teilwert ist ein Begriff des Steu- 
errechts. Das Handelsrecht kennt den Begriff des 
Teilwerts nicht. Es verwendet den Begriff des 
„niedrigeren Werts", der einem Gegenstand am Bi- 
lanzstichtag beizulegen ist (§ 154 Abs. 2 AktG). Die- 
ser niedrigere Wert entspricht zwar vielfach dem 
Teilwert, ist aber mit ihm nicht identisch. Mit Hilfe 
des Teilwertbegriffs soll für die steuerliche Gewinn- 
ermittlung der Wert bestimmt werden, den ein 
Wirtschaftsgut im Rahmen des betrieblichen Orga- 
nismus hat. Dieser Wert deckt sich nicht immer mit 
dem Einzelveräußerungspreis, d. h. seinem Markt- 
wert. So mindert z. B. die bloße Ingebrauchnahme 
eines zu einem Betrieb gehörenden Wirtschaftsguts 
in der Regel sofort seinen Marktwert, nicht aber 
seinen Wert für den Betrieb. Der Teilwert kann da- 
nach nicht unmittelbar aus den Marktverhältnissen 
entnommen werden, sondern ist aus Fiktionen ab- 
zuleiten: der Fiktion der Veräußerung des Betriebs, 
der Fortführung des Betriebs durch den Erwerber 
und der Aufteilung des gedachten Kaufpreises auf 
die einzelnen Wirtschaftsgüter des Betriebs. 

Wegen dieser Fiktionen ist der Teilwertbegriff 
im Schrifttum zum Teil kritisiert worden und es ist 
gefordert worden, ihn aufzugeben und ihn durch 
den handelsrechtlichen Begriff des „niedrigeren 
Werts" zu ersetzen. In § 28 wird in Übereinstim- 
mung mit der Auffassung der Steuerreformkommis- 
sion (Abschnitt V Tz. 151 des Gutachtens) jedoch 
an dem Begriff des Teilwerts festgehalten, da er 
Abschreibungen ausschließt, die ungerechtfertigt 
wären und eine willkürliche Gewinnminderung er- 
möglichen würden (z. B. die Abschreibung von 
„maßgeschneiderten" Betriebseinrichtungen ohne 
Marktwert oder die Abschreibung einer nur aus be- 
sonderem betrieblichen Interesse erworbenen Betei- 
ligung zu einem über dem Marktpreis der Anteile 
liegenden Preis). Hinzu kommt, daß der Begriff des 
Teilwerts durch eine umfangreiche Rechtsprechung 
gefestigt ist und daß die Unterschiede zum „niedri- 
geren Wert" des Handelsrechts nur in Grenzfällen 
praktich werden. In diesen Grenzfällen ist meist 
auch die Ermittlung des „niedrigeren Werts" pro- 
blematisch. In der Regel kann der Teilwert mit Hil- 
fe der von der Rechtsprechung gesetzten Grenzwer- 
te — Wiederbeschaffungspreis oder Einzelveräuße- 
rungspreis — ohne Schwierigkeiten ermittelt wer- 
den. 

Absatz 4 übernimmt für den gemeinen Wert die 
Definition des § 9 BewG. 

Absatz 5 regelt die Einbeziehung eines bei der 
Umsatzsteuer nicht abziehbaren Vorsteuerbetrags 
in die Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Er 
entspricht §9b EStG 1971. Aus Vereinfachungs- 
gründen wird jedoch der Verzicht auf die Einrech- 
nung unbedeutender nicht abziehbarer Vorsteuer- 
beträge in die Anschaffungs- oder Herstellungsko- 
sten auf nur eine Bagatellgrenze — auf einen nicht 
abziehbaren Betrag von nicht mehr als 500 DM — 
beschränkt. Die bisherige zweite Bagatellgrenze — 
nicht mehr als 3 v. H. des Gesamtumsatzes — ent- 
fällt künftig, da sie in der Praxis keine größere Be- 
deutung erlangt hat. 
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Absatz 6 regelt, wie sich Zuschüsse aus öffentli- 
chen oder privaten Mitteln, die ein Steuerpflichtiger 
zur Finanzierung der Anschaffung oder Herstellung 
von Wirtschaftsgütern erhält, auf die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten dieser Wirtschafts- 
güter auswirken. Diese Frage ist bisher nur durch 
Verwaltungsanordnung (Abschnitt 34 EStR) gere- 
gelt. Sie bedarf aus rechtsstaatlichen Gründen der 
gesetzlichen Regelung. Bisher hat der Steuerpflich- 
tige ein Wahlrecht. Er kann die Zuschüsse als Be- 
triebseinnahmen ansetzen; in diesen Fall werden 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Wirtschaftsguts, für dessen Anschaffung oder Her- 
stellung die Zuschüsse bestimmt sind, durch die Zu- 
schüsse nicht berührt. Der Steuerpflichtige kann 
die Zuschüsse aber auch erfolgsneutral behandeln; 
die entsprechenden Wirtschaftsgüter sind dann nur 
mit den um die Zuschüsse verminderten Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten anzusetzen. Dieses 
Wahlrecht wird durch Absatz 6 beseitigt. Es ist ge- 
rechtfertigt, Wirtschaftsgüter, für die Zuschüsse ge- 
währt worden sind, nur mit den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten zu bewerten, die der Steuer- 
pflichtige selbst, also ohne Berücksichtigung der 
Zuschüsse, aufgewendet hat. Die Zuschüsse müssen 
dementsprechend erfolgsneutral behandelt werden. 
Die erfolgsneutrale Behandlung der Zuschüsse • — 
mit der Folge einer entsprechenden Minderung der 
für die Bewertung maßgebenden Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten — wird in der Regel für 
den Steuerpflichtigen auch am günstigsten sein. 
Auch Vereinfachungsgründe sprechen dafür, das 
Wahlrecht zu beseitigen. Es ermöglicht dem Steuer- 
pflichtigen nämlich, seine zunächst getroffene Ent- 
scheidung später zu ändern und nachträglich eine 
Bilanzänderung vorzunehmen. Die Möglichkeiten 
zur Bilanzänderung sollten jedoch — aus Verein- 
fachungsgründen — so weit wie möglich einge- 
schränkt werden. Eine überzeugende Begründung 
für die Beibehaltung des Wahlrechts ist nicht er- 
kennbar. 

Zu § 29 — Pensionsrückstellung 

§29 stimmt mit §6a EStG 1971 in der Fassung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung (Bundesratsdrucksa- 
che 590/73) überein. Auf die Begründung des be- 
zeichneten Gesetzentwurfs zu der Neufassung des 
§ 6 a EStG 1971 wird verwiesen. 

Zu § 30 — Direktversicherung 

§ 30 stimmt mit dem durch den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Verbesserung der betrieblichen Alters- 
versorgung (Bundesratsdrucksache 590/73) in das 
EStG 1971 neu eingefügten § 4 a überein. Auf die 
Begründung des bezeichneten Gesetzentwurfs zu 
dieser Vorschrift wird verwiesen. 

Zu § 31 — Zuwendungen an Pensionskassen 

§ 31 stimmt mit dem durch den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Verbesserung der betrieblichen Alters- 
versorgung (Bundesratsdrucksache 590/73) in das 


EStG 1971 neu eingefügten §4b überein. Auf die 
Begründung des bezeichneten Gesetzentwurfs zu 
dieser Vorschrift wird verwiesen. 

Zu § 32 — Zuwendungen an Unterstützungskassen 

§ 32 stimmt mit dem durch den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Verbesserung der betrieblichen Alters- 
versorgung (Bundesratsdrucksache 590/73) in das 
EStG 1971 eingefügten §4c überein. Auf die Be- 
gründung des bezeichneten Gesetzentwurfs zu die- 
ser Vorschrift wird verwiesen. 

Zu § 33 — Abschreibungen bei abnutzbaren 
beweglichen Wirtschaftsgütern 

Die Vorschriften über die Abschreibungen sind 
nicht mehr wie bisher für alle Arten von Wirt- 
schaftsgütern in einem Paragraphen zusammenge- 
faßt, sondern zur besseren Übersicht aufgegliedert 
worden für bewegliche Wirtschaftsgüter (§ 33), Ge- 
bäude (§ 34), andere unbewegliche und immaterielle 
Wirtschaftsgüter (§ 35), dem Substanzverzehr unter- 
liegende Wirtschaftsgüter (§ 36) sowie kurzlebige 
und geringwertige Wirtschaftsgüter (§ 37). Eine 
weitere Aufgliederung in Abschreibungen bei Wirt- 
schaftsgütern des Betriebsvermögens und Wirt- 
schaftsgütern des Privatvermögens ergibt sich aus 
der Stellung der Vorschriften im Gesetz: Die §§ 33 
bis 37 gelten nur für Wirtschaftsgüter des Betriebs- 
vermögens im Rahmen der Gewinnermittlung; die 
Abschreibungen bei Wirtschaftsgütern des Privat- 
vermögens sind in § 49 geregelt. 

Statt des bisherigen Begriffs „Absetzungen für 
Abnutzung" ist entsprechend einem Vorschlag der 
Steuerreformkommission (Tz V/ 207 des Gutachtens) 
der kürzere, im Sprachgebrauch allgemein übliche 
Begriff „Abschreibungen" gewählt worden. 

Ir Absatz 1 Satz 1 ist der Begriff Abschreibung 
als Verteilung der Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten; ein etwaiger Wiederverkaufs- oder 
gewöhnliche Nutzungsdauer definiert. Zu verteilen 
sind die gesamten Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten, ein etwaiger Wiederverkaufs- oder 
Schrottwert wird aus Vereinfachungsgründen nicht 
mehr berücksichtigt. Das gilt auch für Fälle, in de- 
nen das aufgrund der höchstrichterlichen Recht- 
sprechung (vgl. BFH-Beschluß vom 7. Dezember 
1967 — BStBl 1968 II S. 268) bisher geschehen ist. 

Als Abschreibungsmethoden sind nur noch die li- 
neare Abschreibung und die Abschreibung mit 
gleichbleibenden Hundertsätzen vom jeweiligen 
Buchwert, die künftig allein als degressive Ab- 
schreibung bezeichnet wird, vorgesehen. Daneben 
ist in Ausnahmefällen die außergewöhnliche Ab- 
schreibung zulässig. Die Abschreibung nach 
Maßgabe der Leistung des Wirtschaftsguts ist in 
der Praxis kaum angewandt worden; sie wurde da- 
her gestrichen. Dasselbe gilt für die durch Rechts- 
verordnung (§ 11 a EStDV 1971) zugelassenen wei- 
teren Verfahren der Absetzung für Abnutzung in 
fallenden Jahresbeträgen, denen bisher in der Pra- 
xis gleichfalls keine Bedeutung zukam. Im Gegen- 
satz zu § 7 Abs. 2 Satz 4 EStG 1971 ist die außerge- 
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wohnliche Abschreibung künftig auch neben der 
degressiven Abschreibung zulässig, da ein außerge- 
wöhnlicher technischer oder wirtschaftlicher Wert- 
verzehr (z. B. durch teilweise Zerstörung eines 
Wirtschaftsguts) auch bei degressiver Abschrei- 
bung eintreten und nicht in allen Fällen durch den 
Ansatz des niedrigeren Teilwerts berücksichtigt 
werden kann. Absatz 1 Satz 4 stellt klar, daß Be- 
triebsvorrichtungen auch dann als bewegliche 
Wirtschaftsgüter zu behandeln sind, wenn sie we- 
sentliche Bestandteile von Grundstücken sind. Die 
Regelung entspricht der bisherigen Rechtsprechung 
und Verwaltungspraxis (Abschnitt 43 Abs. 2 EStR). 

Absätze 2 und 3 schreiben vor, wie die bei der li- 
nearen und der degressiven Abschreibung anzu- 
wendenden Hundertsätze zu bemessen sind. Die Re- 
gelungen entsprechen dem bisherigen Recht (§ 7 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 2 EStG 1971). 

Absatz 4 regelt, wie nach Vornahme einer außer- 
gewöhnlichen Abschreibung zu verfahren ist. Hin- 
sichtlich der linearen Abschreibung entspricht die 
Regelung der bisherigen Rechtslage. Bei der de- 
gressiven Abschreibung ist von dem Buchwert, der 
nach der außergewöhnlichen Abschreibung ver- 
bleibt, und von dem bisher bei diesem Wirtschafts- 
gut angewandten Hundertsatz auszugehen. Ver- 
kürzt sich durch den außergewöhnlichen Wertver- 
zehr, der durch eine außergewöhnliche Abschrei- 
bung berücksichtigt wurde, die Nutzungsdauer des 
Wirtschaftsguts, so ist Absatz 11 anzuwenden. 

Aus dem Grundsatz der Verteilung der Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten auf die betriebsge- 
wöhnliche Nutzungsdauer ergibt sich, daß bei 
Wirtschaftsgütern, die in einem Wirtschaftsjahr 
keine vollen 12 Monate zum abnutzbaren Anlage- 
vermögen gehören, grundsätzlich nur der Teil des 
für ein volles Jahr in Betracht kommenden Abschrei- 
bungsbetrags berücksichtigt werden kann, der der 
Zeit der Zugehörigkeit des Wirtschaftsguts in die- 
sem Wirtschaftsjahr zum abnutzbaren Anlagevermö- 
gen entspricht. Bei beweglichen Wirtschaftsgütern 
ist jedoch schon bisher aus Vereinfachungsgründen 
zugelassen worden (Abschnitt 43 Abs. 10 EStR), daß 
bei Anschaffung oder Herstellung in der ersten 
Hälfte des Wirtschaftsjahrs der für das gesamte 
Wirtschaftsjahr in Betracht kommende Abschrei- 
bungsbetrag und bei Anschaffung oder Herstellung 
in der zweiten Hälfte des Wirtschaftsjahrs die Hälf- 
te des für das gesamte Wirtschaftsjahr in Betracht 
kommenden Abschreibungsbetrags abgesetzt wird. 
Diese Vereinfachungsregelung ist in Absatz 5 über- 
nommen worden. Sie gilt nicht nur bei der Herstel- 
lung oder der entgeltlichen oder unentgeltlichen An- 
schaffung einzelner Wirtschaftsgüter, sondern auch 
beim entgeltlichen Erwerb im Rahmen des Erwerbs 
eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmer- 
anteils. 

Absatz 6 enthält Vorschriften über die Abschrei- 
bungen bei Wirtschaftsgütern, die dem Betrieb als 
Einlage oder im Rahmen seiner Eröffnung zugeführt 
oder aus betrieblichen Anlaß aus dem Betriebsver- 
mögen eines anderen Steuerpflichtigen unentgelt- 
lich übertragen oder im Rahmen eines entgeltlichen 
Betriebserwerbs erworben worden sind. Bemes- 
sungsgrundlage für die Abschreibungen ist bei die-* 


sen Wirtschaftsgütern grundsätzlich der Wert, der 
nach § 24 Abs. 2 an die Stelle der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten tritt. Dieser Wert stellt 
auch den Buchwert im Sinne von Absatz 3 Satz 2 
für die degressive Abschreibung im ersten Wirt- 
schaftsjahr der Zugehörigkeit zum Betriebsvermö- 
gen dar. 

Als Einlage gilt nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 Buchsta- 
be c auch die Überführung eines Wirtschaftsguts 
aus einem Betrieb in einen anderen Betrieb des 
Steuerpflichtigen. Das von einem inländischen in 
einen anderen inländischen Betrieb des Steuer- 
pflichtigen überführte Wirtschaftsgut ist nach § 27 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c in Verbindung mit § 27 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa bei 
dem übernehmenden Betrieb mit dem Buchwert an- 
zusetzen, mit dem es beim abgegebenen Betrieb im 
Zeitpunkt der Entnahme auszuweisen wäre. Im Hin- 
blick hierauf bestimmt Absatz 6 Satz 2, daß bei die- 
sen Wirtschaftsgütern auch die Abschreibung so 
fortzuführen ist, als habe keine Überführung statt- 
gefunden. 

Für Wirtschaftsgüter, die bereits am 21. Juni 1948 
— in Berlin (West) am 1. April 1949 und im Saar- 
land vor dem 6. Juli 1959 — zum Betriebsvermögen 
gehört haben, war für die Abschreibung schon bis- 
her von den Werten auszugehen, die sich nach den 
D-Markbilanzgesetzen und den D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzen ergaben (vgl. § 10 EStDV 1971). 

Diese Regelung ist in Absatz 7 übernommen worden. 
Gleichzeitig wurde klargestellt, daß in diesen Fällen 
die genannten Stichtage als Beginn der betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauer gelten. 

Bei unentgeltlichem Erwerb eines Betriebs, Teilbe- 
triebs oder Mitunternehmeranteils tritt der Erwerber 
hinsichtlich der Bewertung der erworbenen abnutz- 
baren Wirtschaftsgüter in die Rechtsstellung des Ver- 
äußerers ein (§ 24 Abs. 3). Absatz 8 bestimmt, daß 
auch die Abschreibungen so vorzunehmen sind, wie 
sie vom Veräußerer ohne die Veräußerung vorzu- 
nehmen wären. Die Regelung entspricht der bis- 
herigen Rechtslage. Absatz 5 ist beim Erwerber nicht 
anwendbar. 

In Absatz 9 wird bestimmt, wie die Abschreibungen 
zu bemessen sind, wenn nachträgliche Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten angefallen sind. Die Rege- 
lung entspricht der bisherigen Verwaltungspraxis. 

Absatz 10 regelt, wie nachträgliche Minderungen der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu behan- 
deln sind. Solche Minderungen können sich z. B. 
durch nachträglich eingeräumte Preisnachlässe, 
durch nachträglich gewährte Zuschüsse (vgl. § 28 
Abs. 6) oder durch die Übertragung stiller Reserven 
auf im Vorjahr angeschaffte oder hergestellte Wirt- 
schaftsgüter (vgl. § 18 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2 
sowie § 19 Abs. 1 Satz 5) ergeben. Da in den Wirt- 
schaftsjahren, die vor dem Zeitpunkt der Minderung 
enden, für die Abschreibungen von den ursprüng- 
lichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten aus- 
gegangen wird, sind die Abschreibungen in diesen 
Wirtschaftsjahren gegenüber dem Betrag, der sich 
nach den endgültigen Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten ergeben hätte, zu hoch. Insbesondere 
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bei der Inanspruchnahme von erhöhten Abschrei- 
bungen oder Sonderabschreibungen können sich er- 
hebliche Unterschiede ergeben. Es ist deshalb erwo- 
gen worden, bei gewichtigen Minderungen der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten, wie sie z. B. 
bei der Übertragung stiller Reserven oder bei der 
Gewährung von Zuschüssen Vorkommen können, die 
im Vorjahr oder in den Vorjahren zu viel vorge- 
nommenen Abschreibungen rückgängig zu machen 
und die Veranlagungen dieser Jahre insoweit zu be- 
richtigen. Die Bundesregierung hat sich jedoch aus 
systematischen Gründen, vor allem aber aus Grün- 
den der Vereinfachung, für die vorgeschlagene Re- 
gelung entschieden, die die spiegelbildliche Rege- 
lung zu § 33 Abs. 9 darstellt und Berichtigungen der 
Veranlagungen früherer Jahre überflüssig macht. 
Um schon bei geringfügigen Minderungen der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten, z. B. bei Skonti, 
eine Umstellung der Abschreibungen auf den Rest- 
wert und die Restnutzungsdauer zu vermeiden, be- 
stimmt Satz 2 weiter, daß bei Minderungen von nicht 
mehr als 5 v. H. der ursprünglichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten die Abschreibungen weiter 
nach den ursprünglichen Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten bemessen werden können. Die Minde- 
rungen führen dann zwar zu einer Kürzung des 
Buchwerts, wirken sich aber auf die Höhe der Ab- 
schreibungen erst am Ende der Nutzungsdauer aus. 

Absatz 11 bestimmt, wie die Abschreibungen zu be- 
messen sind, wenn ein Wirtschaftsgut mit dem nied- 
rigeren Teilwert angesetzt worden ist. Die Regelung 
entspricht der bisherigen Verwaltungspraxis. 

In den Fällen, in denen erkennbar wird, daß als be- 
triebsgewöhnliche Nutzungsdauer eines Wirtschafts- 
guts ein zu langer Zeitraum angenommen wurde, 
kann der vorhandene Restwert bei der linearen Ab- 
schreibung auf die Restnutzungsdauer verteilt wer- 
den (Absatz 12 Satz 1). Fehlschätzungen der betriebs- 
gewöhnlichen Nutzungsdauer werden bei der degres- 
siven Abschreibung dadurch berücksichtigt, daß bei 
Bemessung der weiteren Abschreibungen der der 
tatsächlichen Gesamtnutzungsdauer entsprechende 
Hundertsatz angewandt werden kann (Absatz 12 
Satz 2). Die Begrenzung der Abschreibungssätze (Ab- 
satz 3 Satz 1) gilt auch in diesem Fall. Außerdem 
hat der Steuerpflichtige nach Absatz 13 jederzeit die 
Möglichkeit, zur linearen Abschreibung überzugehen 
mit der Folge, daß dann Absatz 12 Satz 1 anzuwen- 
den ist. 

Erfahrungsgemäß kann ein Wirtschaftsgut auch nach 
Ablauf der angenommenen betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer noch eine gewisse Zeit im Betrieb 
genutzt werden. Um zu vermeiden, daß aus der spä- 
teren Kenntnis dieser längeren Nutzung für den 
Steuerpflichtigen nachteilige Folgerungen für die 
Abschreibungen im letzten Jahr oder in den letzten 
Jahren der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer ge- 
zogen werden, ist davon abgesehen worden, eine 
besondere Regelung für den Fall zu treffen, daß die 
Nutzungsdauer länger ist als ursprünglich geschätzt. 
Eine absichtlich fehlerhafte Schätzung der betriebs- 
gewöhnlichen Nutzungsdauer wird nach den allge- 
meinen Vorschriften behandelt. 

Absatz 13 entspricht § 7 Abs. 3 EStG 1971. 


Zu § 34 — Abschreibungen bei Gebäuden 

1. L i n e a r e A b s c h r e i b u n g e n 

Bis einschließlich 1964 richteten sich die linearen 
Abschreibungen bei Gebäuden nach der auch für 
bewegliche Wirtschaftsgüter geltenden Vorschrift 
des § 7 Abs. 1 EStG. Danach war für ein Jahr jeweils 
der Teil der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
abzusetzen, der bei gleichmäßiger Verteilung dieser 
Kosten auf die Gesamtdauer der Verwendung oder 
Nutzung auf ein Jahr entfällt. Die Nutzungsdauer 
war unter Berücksichtigung der individuellen Ver- 
hältnisse für jedes Gebäude zu schätzen. Sie wurde 
bei Wohngebäuden in der Regel mit 100 Jahren, 
bei Betriebsgebäuden in der Regel mit 50 Jahren an- 
genommen. 

Durch das Gesetz zur Neuregelung der Absetzungen 
für Abnutzung bei Gebäuden vom 16. Juni 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 353) wurde — ausgehend von 
einer im Regelfall 50jährigen Nutzungsdauer bei 
neueren und von einer 40jährigen Nutzungsdauer 
bei älteren Gebäuden — bei der linearen Abschrei- 
bung grundsätzlich die Anwendung fester Abschrei- 
bungssätze von 2 bzw. 2,5 vom Hundert der An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten oder des an 
deren Stelle tretenden Werts vorgeschrieben. Be- 
trägt die tatsächliche Nutzungsdauer eines Gebäudes 
weniger als 50 bzw. 40 Jahre, so kommen die ent- 
sprechenden höheren Sätze in Betracht. Die einmal 
festgelegten Hundertsätze sind grundsätzlich auch 
dann weiter anzuwenden, wenn sich die für die Ab- 
schreibungen maßgebende Bemessungsgrundlage ge- 
ändert hat, z. B. durch nachträgliche Herstellungs- 
kosten, durch die Überführung des Gebäudes aus 
dem Betriebsvermögen in das Privatvermögen oder 
umgekehrt (vgl. Abschnitt 42 a Abs. 1 und 3 EStR). 
Dies führt nicht selten dazu, daß bis zum Ablauf der 
den Abschreibungen zugrunde liegenden Nutzungs- 
dauer die volle Abschreibung der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten nicht erreicht wird. 

Durch § 34 werden diese Nachteile vermieden, ohne 
daß die mit dem Gesetz zur Neuregelung der Abset- 
zungen für Abnutzung bei Gebäuden vom 16. Juni 
1964 erreichten Vorteile, nämlich die Zugrunde- 
legung einer Nutzungsdauer von grundsätzlich 50 
bzw. 40 Jahren bei Wohn- und Betriebsgebäuden 
und die damit verbundene Verwaltungsverein- 
fachung, verlorengehen. Dies geschieht dadurch, 
daß die für die beweglichen Wirtschaftsgüter gelten- 
den Abschreibungsregeln entsprechend angewandt 
werden, daß aber gleichzeitig Mindest-Abschrei- 
bungssätze festgelegt werden, die den bisherigen 
Sätzen des § 7 Abs. 4 EStG 1971 entsprechen. 

Die entsprechende Anwendung des § 33 hat zur 
Folge, daß die Regelung des § 33 Abs. 5, wonach für 
das Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Fertig- 
stellung je nach Anschaffung oder Fertigstellung im 
ersten oder zweiten Halbjahr der volle oder der 
halbe Jahresabschreibungsbetrag geltend gemacht 
werden kann, auch bei Gebäuden gilt. Das scheint 
zur Vereinfachung geboten. 


260 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


2. Degressive Abschreibung 

Die durch das Gesetz zur Neuregelung der Abset- 
zungen für Abnutzung bei Gebäuden vom 16. Juni 
1964 eingeführte Abschreibung in Staffelsätzen bei 
Gebäuden nach § 7 Abs. 5 EStG 1971 ist bereits 
durch das Steueränderungsgesetz 1973 auf Gebäude 
beschränkt worden, bei denen der Antrag auf Bau- 
genehmigung vor dem 9. Mai 1973 gestellt worden 
ist oder die zu mehr als 66 2 /3 v. H. mit öffentlichen 
Mitteln geförderte Wohnungen enthalten. Das Ziel, 
das mit der Beibehaltung der Abschreibung in Staf- 
felsätzen für aus öffentlichen Mitteln geförderte 
Wohnungen verfolgt wird, nämlich die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues, läßt sich jedoch ein- 
facher durch erhöhte Abschreibungen statt durch 
feste Staffelsätze erreichen. Die Bundesregierung 
schlägt deshalb vor, die Abschreibungsregelung des 
§ 7 Abs. 5 EStG in der Fassung des Steueränderungs- 
gesetzes 1973 in Form erhöhter Abschreibungen in 
den ersten 12 Jahren nach Fertigstellung des Ge- 
bäudes fortzuführen. Wegen der Einzelheiten vgl. 
die Begründung zu § 171. Bei Gebäuden, bei denen 
bisher die Abschreibungen nach § 7 Abs. 5 EStG in An- 
spruch genommen worden sind, soll dies aus Grün- 
den des Vertrauensschutzes bis zum Ablauf der 12 
Jahre, in denen der Abschreibungssatz von 3,5 v. H. 
in Betracht kommt, auch weiterhin zulässig sein (vgl. 
§194 Abs. 5). 


Zu § 35 — Abschreibungen bei anderen ab nutzba- 
ren unbeweglichen und bei abnutzbaren 
immateriellen Wirtschaftsgütern 

Die Abschreibungen bei anderen unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern als Gebäuden und bei immateriel- 
len Wirtschaftsgütern — mit Ausnahme von Ge- 
schäfts- und Firmenwerten — richteten sich bisher 
im wesentlichen nach den Grundsätzen, die für die 
lineare Abschreibung bei beweglichen Wirtschafts- 
gütem galten. Hieran ist festgehalten worden. 
Eine Änderung ergibt sich jedoch insoweit, als die 
Regelung für die Abschreibung im Wirtschafts- 
jahr der Anschaffung oder Fertigstellung (§ 33 
Abs. 5), die bisher nur für bewegliche Wirtschafts- 
güter galt, ebenso wie auf Gebäude aus Gründen 
der Vereinfachung auch auf andere unbewegliche 
Wirtschaftsgüter als Gebäude und auf immaterielle 
Wirtschaftsgüter — einschließlich der Geschäfts- 
und Firmenwerte — ausgedehnt worden ist. 

übersteigt die für die Übernahme eines Unterneh- 
mens bewirkte Gegenleistung den Wert der über- 
nommenen einzelnen Vermögensgegenstände, so ist 
der unter die Posten des Anlagevermögens aufge- 
nommene Unterschiedsbetrag (Geschäfts- oder Fir- 
menwert) nach § 153 Abs. 5 AktG in jedem der fol- 
genden Geschäftsjahre zu mindestens einem Fünf- 
tel durch Abschreibungen zu tilgen. Dieses handels- 
rechtliche Tilgungsgebot gilt als Grundsatz ord- 
nungmäßiger Buchführung auch für andere Firmen 
als Aktiengesellschaften. Steuerlich dagegen wird 
der erworbene Geschäftswert bisher als nicht ab- 
nutzbares Wirtschaftsgut behandelt (§ 6 Abs. 1 Ziff. 2 
EStG 1971), bei dem planmäßige Abschreibungen 
ausgeschlossen sind. Der Ansatz eines niedrigeren 


Teilwertes ist zwar grundsätzlich zulässig, nach 
ständiger Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs und 
des Bundesfinanzhofs (vgl. z. B. Urteile vom 29. Juli 
1931 — - RStBl. S. 852 — und vom 15. April 1958 — 
BStBl. III S. 331) jedoch davon abhängig, daß der 
Mehrwert des Unternehmens, der sich im Firmen- 
wert ausdrückt, nachweislich eine Minderung erfah- 
ren hat. Dieser Mehrwert ist nach bisheriger Auf- 
fassung ein einheitliches Wirtschaftsgut, das nicht 
in einen schwindenden erworbenen Geschäftswert 
und einen gleichzeitig neu entstehenden selbstge- 
schaffenen Geschäftswert aufgeteilt werden kann 
(Einheitstheorie). Im Hinblick auf das Tilgungsge- 
bot des § 153 Abs. 5 AktG und zur Gleichbehand- 
lung des selbstgeschaffenen — schon bisher und 
auch künftig nicht aktivierungsfähigen — und des 
nach Betriebsübernahme „erneuerten" Geschäfts- 
und Firmenwerts hält es die Bundesregierung für ge- 
rechtfertigt, die Einheitstheorie aufzugeben. Sie 
schlägt deshalb vor, bei erworbenen Geschäfts- und 
Firmenwerten künftig generell Abschreibungen wie 
bei anderen immateriellen Wirtschaftsgütern zuzu- 
lassen. 

Die Zeitdauer, in der sich ein erworbener Geschäfts- 
oder Firmenwert verflüchtigt, kann von Betrieb zu 
Betrieb verschieden sein und läßt sich erfahrungs- 
gemäß kaum genau bestimmen. Im Interesse der 
Rechtssicherheit ist es deshalb erforderlich, die Nut- 
zungsdauer des Wirtschaftsguts „Geschäfts- oder 
Firmenwert" bei Gewerbebetrieben und bei Betrie- 
ben der Land- und Forstwirtschaft zu typisieren. 
Eine fünfjährige Nutzungsdauer, wie sie der Til- 
gungsvorschrift in § 153 Abs. 5 AktG entsprechen 
würde, erscheint der Bundesregierung allerdings 
zu kurz. Sie hält einen Abschreibungszeitraum von 
zehn Jahren für angemessen. Bei den am 1. Januar 
1975 bereits aktivierten Geschäfts- und Firmen- 
werten von Gewerbebetrieben und Betrieben der 
Land- und Forstwirtschaft beginnt die zehnjährige 
Nutzungsdauer am 1. Januar 1975 (§ 194 Abs. 6). 

Es ist davon abgesehen worden, die erworbenen 
Praxiswerte freiberuflich Tätiger in die Normierung 
der Nutzungsdauer einzubeziehen, weil sich diese 
Praxiswerte in der Regel schneller verflüchtigen. 
Die Nutzungsdauer dieser immateriellen Wirt- 
schaftsgüter ist wie bisher im Einzelfall zu bestim- 
men. 

Planmäßige Abschreibungen sind bisher nicht nur 
bei den Geschäfts- und Firmenwerten, sondern un- 
ter Hinweis auf das Abschreibungsverbot bei den 
Firmenwerten auch bei firmenwertähnlichen Wirt- 
schaftsgütern versagt worden. Nachdem nunmehr 
beim Firmenwert planmäßige Abschreibungen zu- 
lässig sind, gilt dies auch bei firmenwertähnlichen 
Wirtschaftsgütern. 

Zu § 36 — Abschreibungen bei Wirtschaftsgütern, 
die dem Substanzverzehr unterliegen 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 7 Abs. 6 EStG 
1971. Der Kreis der Wirtschaftsgüter, bei denen die 
Abschreibungen nach dem Substanzverzehr zu be- 
messen sind, ist jedoch um die Rechte auf Gewin- 
nung von Bodenschätzen erweitert worden, da der 


261 



Drucksache 7/1470 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Wert dieser Rechte davon abhängt, inwieweit die 
Substanz bereits ausgebeutet ist. 

Bei Abschreibungen für Substanzverringerung sind 
die für die lineare Abschreibung geltenden Grund- 
sätze sinngemäß anzuwenden. Dies wird durch den 
Hinweis in Absatz 1 Satz 2 auf bestimmte Vor- 
schriften des § 34 klargestellt. 

Durch Absatz 2 wird dem Umstand Rechnung getra- 
gen, daß bei Beginn der Ausbeute oft keine endgül- 
tige Klarheit über den Umfang der vorhandenen 
Substanz besteht. Ein Anpassung der Abschreibun- 
gen an den als richtig erkannten Umfang der Rest- 
substanz wird allerdings in der Regel nur in Be- 
tracht kommen, wenn die Abweichung gegenüber 
den bisherigen Abschreibungen ins Gewicht fällt. 


Zu § 37 — Abschreibungen bei kurzlebigen und bei 
abnutzbaren geringwertigen Wirt- 
schaftsgütern 

Absetzungen für Abnutzung sind nach § 7 Abs. 1 EStG 
1971 nur bei Wirtschaftsgütern des Anlagevermö- 
gens vorzunehmen, deren Nutzung durch den Steuer- 
pflichtigen sich erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum 
von mehr als einem Jahr erstreckt. Dies bedeutet je- 
doch nicht, daß Wirtschaftsgüter mit einer kürzeren 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer nach gelten- 
dem Recht im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder 
Fertigstellung in voller Höhe abgeschrieben werden 
können. Werden solche Wirtschaftsgüter über das 
Ende des Wirtschaftsjahrs der Anschaffung oder 
Fertigstellung hinaus im Betrieb genutzt, so müssen 
sie vielmehr — insbesondere unter dem Gesichts- 
punkt der richtigen Periodenabgrenzung — in der 
Steuerbilanz aktiviert werden. Bei beweglichen An- 
lagegütern kann dabei die Regelung des Abschn. 43 
Abs. 10 EStR 1971 angewandt werden, d. h. die in 
der ersten Hälfte des Wirtschaftsjahrs angeschafften 
oder fertiggestellten Wirtschaftsgüter können in 
voller Höhe abgeschrieben werden, die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten der in der zweiten 
Hälfte des Wirtschaftsjahrs angeschafften oder fer- 
tiggestellten Wirtschaftsgüter können zur Hälfte 
abgeschrieben werden und sind zur Hälfte in der 
Steuerbilanz zu aktivieren. Der Steuerpflichtige kann 
jedoch auch nur den Teil des auf das Wirtschafts- 
jahr entfallenden Abschreibungsbetrags berücksich- 
tigen, der dem Zeitraum zwischen der Anschaffung 
oder Fertigstellung des Wirtschaftsguts und dem 
Ende des Wirtschaftsjahrs entspricht. Beide Ver- 
fahren sind mit einem erheblichen Arbeitsaufwand 
verbunden. Dem Erfordernis der Periodenabgren- 
zung ist ausreichend Rechnung getragen, wenn nur 
bei Wirtschaftsgütern mit einer betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer von mehr als einem Jahr die 
Anschaffungs- und Herstellungskosten auf die be- 
triebsgewöhnliche Nutzungsdauer verteilt werden. 
In Absatz 1 ist deshalb vorgesehen, daß abweichend 
von der bisherigen Rechtslage Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens mit einer betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer von nicht mehr als einem Jahr (kurz- 
lebige Wirtschaftsgüter) zur Vereinfachung im Wirt- 
schaftsjahr der Anschaffung oder Fertigstellung in 
voller Höhe abgeschrieben werden können. 


Die Absätze 2 und 3 entsprechen § 6 Abs. 2 EStG 
1971. Auf den Begriff der selbständigen Bewertungs- 
fähigkeit eines Wirtschaftsguts als Voraussetzung 
für die Sofortabschreibung konnte verzichtet wer- 
den, da dieses Merkmal bereits dem Begriff des 
Wirtschaftsguts innewohnt. Das bisherige Merkmal 
der selbständigen Nutzungsfähigkeit wurde beibe- 
halten. Es wurde jedoch dadurch stärker auf den ein- 
zelnen Betrieb bezogen, daß als Voraussetzung für 
die Sofortabschreibung die Bestimmung des Wirt- 
schaftsguts zu einer selbständigen Nutzung gefordert 
wird. Eine materielle Änderung ist damit nicht ver- 
bunden. 

Nach dem BFH-Urteil vom 8. Dezember 1967 (BStBl. 
1968 II S. 149) kommt die Sofortabschreibung nicht 
bei Wirtschaftsgütern in Betracht, die aus dem Pri- 
vatvermögen in das Betriebsvermögen überführt 
werden. Aus Gründen der Vereinfachung wird in 
Absatz 2 Satz 2 demgegenüber bestimmt, daß die 
sofortige Abschreibung auch bei Wirtschaftsgütern 
in Anspruch genommen werden kann, die 

— aus dem Privatvermögen eingelegt, 

— dem Betrieb im Rahmen der Eröffnung zugeführt, 

— aus betrieblichem Anlaß aus dem Betriebsver- 
mögen eines anderen Steuerpflichtigen unentgelt- 
lich in das Betriebsvermögen des Steuerpflichti- 
gen übertragen, 

— im Rahmen einer entgeltlichen Betriebsübertra- 
gung erworben 

worden sind. 

Ebenfalls aus Vereinfachungsgründen ist auf das 
Erfordernis einer ordnungsmäßigen Buchführung 
verzichtet worden. Voraussetzung für die Inan- 
spruchnahme der Sofortabschreibung ist lediglich, 
daß die Daten, die für eine Nachprüfung erforder- 
lich sind, aus dem nach Absatz 3 oder nach § 21 
Abs. 4 zu führenden Verzeichnis oder aus der Buch- 
führung zu ersehen sind. 


Zu § 38 — Einkünfte aus Gewerbe 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen den §§ 15 
und 2 a EStG 1971. 

Absatz 1 enthält gegenüber dem Wortlaut des § 15 
EStG 1971 neben redaktionellen Verbesserungen 
folgende Änderungen: 

In Nummer 1 Satz 2 ist die Definition des Begriffs 
„Gewerbebetrieb" aufgenommen worden, die bisher 
nur in § 1 GewStDV enthalten ist. Dabei sind die 
Kriterien für die Qualifizierung einer Tätigkeit als 
Gewerbebetrieb — - selbständige nachhaltige Tätig- 
keit, Gewinnabsicht, Beteiligung am allgemeinen 
wirtschaftlichen Verkehr — unverändert geblieben. 
Andererseits ist der bisherige Zusatz, daß auch Ein- 
künfte aus gewerblicher Bodenbewirtschaftung — 
Bergbauunternehmen, Gewinnung von Torf, Steine 
i und Erden — , soweit sie nicht land- und forstwirU 
I schaftliche Nebenbetriebe sind, zu den Einkünften 
! aus Gewerbebetrieb gehören, als entbehrlich weg- 
! gelassen worden, da schon nach der Definition des 
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Begriffs „Gewerbebetrieb" kein Zweifel bestehen 
kann, daß diese Einkünfte den Einkünften aus Ge- 
werbe zuzurechnen sind. 

Durch Satz 3 wird die Vermietung von Schiffen und 
Verkehrsflugzeugen zum Gewerbebetrieb erklärt. 
Die Vermietung (bare-boat-Vercharterung) von 
Schiffen wurde bisher als Vermögensverwaltung 
angesehen, die zu Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung führte. Das hatte zur Folge, daß 
Steuerpflichtige, die Schiffe vermieteten, bei der Er- 
mittlung der Einkünfte hohe Abschreibungen als 
Werbungskosten geltend machen konnten, den Ge- 
winn aus der Veräußerung der Schiffe dagegen nicht 
versteuern mußten, da ■ — soweit nicht die Voraus- 
setzungen eines Spekulationsgewinns Vorlagen — 
die Veräußerungsgewinne zu den steuerfreien Ver- 
mögensgewinnen im Privatvermögen gehörten. Die- 
ses unbefriedigende Ergebnis wird durch die Neu- 
fassung vermieden. Im übrigen erscheint es auch 
deshalb gerechtfertigt, hier einen Gewerbebetrieb 
zu fingieren, weil sich die bare-boat-Vercharterung 
von Schiffen grundlegend von den typischen Formen 
der Vermögensverwaltung unterscheidet. Gleiche 
Erwägungen treffen auch auf die Vermietung von 
Verkehrsflugzeugen zu. 

In Nummer 2 ist die bisherige Einzelaufzählung der 
offenen Handelsgesellschaft, der Kommanditgesell- 
schaft oder einer anderen Gesellschaft, bei der der 
Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen ist, 
in dem Oberbegriff „Personengesellschaft" zusam- 
mengefaßt worden. Der bisherige zweite Halbsatz 
über die Vergütungen, die der Gesellschafter von 
der Gesellschaft erhalten hat, ist zur besseren Über- 
sicht in die neue Nummer 4 übernommen worden. 
Das gleiche gilt für § 15 Ziff. 3 zweiter Halbsatz 
EStG 1971. 

Nach dem BFH-Urteil vom 13. März 1964 — BStBl 
III S. 359 — sind Verluste einer Kommanditgesell- 
schaft, soweit sie anteilig auf einen Kommanditisten 
entfallen, diesem auch dann zuzurechnen, wenn sie 
seine Einlage übersteigen und isich dadurch für ihn 
ein negatives Kapitalkonto ergibt. Der Komman- 
ditist kann dann diese Verluste gegen seine positi- 
ven Einkünfte verrechnen. Eine solche Verrechnung 
ist insbesondere für Steuerpflichtige mit hohem Ein- 
kommen von Vorteil, da sie zu einer erheblichen 
Milderung der Einkommemsteuerprogression für die 
positiven Einkünfte führt. 

Die Steuerreformkommissiion (vgl. Abschnitt V 
Tz. 333 ff. des Gutachtens) hält die steuerliche Be- 
rücksichtigung des auf einen Kommanditisten ent- 
fallenden Verlustes einer Kommanditgesellschaft bei 
dem Kommanditisten nicht für berechtigt, soweit 
der Verlust dessen Einlage übersteigt, weil der Kom- 
manditist bei der Liquidation der Gesellschaft nur 
bis zur Höhe seiner Einlage haftet. Sie hat deshalb 
vorgeschlagen, den Verlustanteil eines Kommanditi- 
sten bei diesem nur biis zur Höhe seiner Einlage 
zum Abzug zuzulassen und den darüber hinaus- 
gehenden Verlustbetrag dem Komplementär zuzu- 
rechnen. Diesem Vorschlag folgt der Entwurf nicht. 

Absatz 2 entspricht § 2 a EStG 1971. 


Zu § 39 — Veräußerung und Aufgabe des Gewer- 
bebetriebs 

Die Vorschrift entspricht § 16 EStG 1971. Abgesehen 
von redaktionellen Änderungen sind die folgenden 
materiellen Änderungen vorhanden: In Absatz 2 ist 
klargestellt worden, daß bei der Veräußerung eines 
Betriebs oder Teilbetriebs dem unmittelbaren Ver- 
äußerungsgewinn — Unterschied zwischen dem Ver- 
äußerungspreis nach Abzug der Veräußerungs- 
kosten und dem Buchwert des veräußerten Betriebs- 
vermögens — noch der Unterschied zwischen dem 
gemeinen Wert und dem Buchwert der nicht mit- 
veräußerten Wirtschaftsgüter hinzuzurechnen ist. 

Absatz 5 sieht zur Vermeidung einer doppelten Be- 
lastung von stillen Reserven mit Erbschaftsteuer 
und Einkommensteuer eine Anrechnung von Erb- 
schaftsteuer auf die Einkommensteuer auf den Ver- 
äußerungsgewinn vor, wenn für den veräußerten 
Betrieb, Teilbetrieb oder Anteil am Betriebsvermö- 
gen in den letzten fünf Jahren vor der Veräußerung 
Erbschaftsteuer angefallen ist. Dieser Anrechnung 
war bisher nur im Grundsatz bestimmt. Der Entwurf 
legt nunmehr auch fest, in welcher Höhe die Erb- 
schaftsteuer anzurechnen ist. Die Regelung ent- 
spricht dabei der Anordnung in Abschnitt 139 Abs. 7 
EStR. 

Zu § 40 — Veräußerung von Anteilen an einer 
Kapitalgesellschaft bei wesentlicher Be- 
teiligung 

Die Vorschrift entspricht § 17 EStG 1971. Sie erfaßt 
einen im Privatvermögen erzielten Gewinn aus der 
Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesell- 
schaft 'bei wesentlicher Beteiligung. Ein solcher Ver- 
äußerungsgewinn erhöht die finanzielle Leistungs- 
fähigkeit des Veräußerers, so daß seine Besteuerung 
gerechtfertigt ist. 

Der Gesichtspunkt, daß Veräußerungsgewinne im 
privaten Bereich die finanzielle Leistungsfähigkeit 
des Veräußerers erhöhen, würde es an sich nahe- 
legen, alle privaten Veräußerungsgewinne zur Ein- 
kommensteuer heranzuziehen. Eine solche theore- 
tisch berechtigte Besteuerung ließe sich jedoch nicht 
realisieren. Es wäre praktisch nicht möglich, die 
Vielzahl der Veräußerungsvorgänge und -gewinne 
im privaten Bereich lückenlos zu erfassen (so auch 
die Steuerreformkommission Tz. 11/43 ff. des Gut- 
achtens). Die steuerliche Erfassung privater Ver- 
äußerungsgewinne muß deshalb auf die Fälle be- 
schränkt bleiben, bei denen die Veräußerungsvor- 
gänge verhältnismäßig leicht feststellbar und nach- 
prüfbar sind, die Veräußerungsgewinne in der Regel 
einen erheblichen Umfang haben und bei denen be- 
sondere Gründe eine Besteuerung gebieten. Diese 
Voraussetzungen sind bei den Gewinnen aus der 
Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesell- 
schaft bei wesentlicher Beteiligung gegeben. 

Die Besteuerung nach § 17 EStG 1971 bezweckte 
u. a. auch, die dem bisherigen System der Körper- 
schaftsbesteuerung immanente Doppelbelastung des 
Gewinns einer Kapitalgesellschaft — zum einen mit 
Körperschaftsteuer bei der Gesellschaft und zum 
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anderen nach der Ausschüttung mit Einkommen- 
steuer — auch für den Fall zu sichern, daß der Ge- 
winn nicht ausgeschüttet, sondern in der Gesellschaft 
thesauriert wird. Der thesaurierte Gewinn erhöht 
das Betriebsvermögen der Gesellschaft und damit 
auch den inneren Wert der Anteile an der Gesell- 
schaft. Er führt im Fall der Veräußerung der Anteile 
zu einem entsprechend höheren Veräußerungspreis 
und fließt damit in Gestalt dieses Veräußerungs- 
preises den Gesellschaftern zu. Durch die Be- 
steuerung des Gewinns aus der Veräußerung der 
Anteile nach § 17 EStG 1971 wird — wirtschaft- 
lich gesehen — der nicht ausgeschüttete Gewinn 
einer Kapitalgesellschaft auch von der Einkommen- 
steuer erfaßt und die o. a. Doppelbelastung des 
Gewinns einer Kapitalgesellschaft auch für den Fall 
der Gewinnthesaurierung verwirklicht. 

Durch die Einführung des körperschaftsteuerlichen 
Anrechnungsverfahrens wird die Doppelbelastung 
des Gewinns einer Kapitalgesellschaft beseitigt. Bei 
Ausschüttung des Gewinns an die Anteilseigner 
wird die Körperschaftsteuer gemindert; die danach 
auf den Ausschüttungen noch lastende Körperschaft- 
steuer wird auf die Einkommensteuer der Anteils- 
eigner angerechnet. Diese Körperschaftsteuerent- 
lastung wird nicht wirksam, solange die Gewinne in 
der Kapitalgesellschaft thesauriert werden. Da dem 
Anteilseigner auch die bei der Gesellschaft thesau- 
rierten Gewinne der Gesellschaft zustehen und an 
ihn ausgeschüttet werden können — die Ausschüt- 
tung erfolgt spätestens mit der Liquidation der Ge- 
sellschaft * — , ruht die Körperschaftsteuerentlastung 
latent auch auf diesen Gewinnen und schlägt sich in 
einer Erhöhung des inneren Werts der Anteile an 
der Gesellschaft nieder. Dieser innere Wert wird 
realisiert, wenn die Anteile veräußert werden. Ent- 
sprechendes gilt für die in der Kapitalgesellschaft 
vorhandenen stillen Reserven. Das rechtfertigt die 
Erfassung der Gewinne aus der Veräußerung von 
Anteilen an einer Kapitalgesellschaft bei wesent- 
licher Beteiligung auch nach Einführung des körper- 
schaftsteuerlichen Anrechnungsverfahrens. Dem ent- 
spricht § 40. 

Nach § 17 EStG 1971 werden bisher Gewinne aus 
der Veräußerung von Anteilen an einer Kapital- 
gesellschaft, die zum Privatvermögen gehören, nur 
besteuert, wenn ein Steuerpflichtiger an der Kapi- 
talgesellschaft zu mehr als 25 v. H. beteiligt ist. Die 
Bundesregierung ist mit der Steuerreformkommis- 
sion (vgl. Tz. 11/113 des Gutachtens) der Auffassung, 
daß das besondere Interesse an und die Verbunden- 
heit mit der Kapitalgesellschaft und die sich daraus 
ergebenden besonderen wirtschaftlichen Verhält- 
nisse, die die Besteuerung des Gewinns aus der Ver- 
äußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft 
bei wesentlicher Beteiligung rechtfertigen, nicht erst 
bei einer Beteiligung von 25 v. H., sondern schon 
bei einer geringeren Beteiligung vorliegen. Sie hält 
es deshalb für geboten, die für die Besteuerung 
maßgebende Beteiligungsgrenze von 25 v. H. auf 
10 v. H. herabzusetzen. Bei einer Beteiligung von 
10 v. H. hat ein Gesellschafter meist schon einen 
bestimmten Einfluß auf die Gesellschaft. Er kann 
z. B. eine Eingliederung der Gesellschaft in eine 
andere Gesellschaft oder eine Umwandlung der 


Gesellschaft blockieren. Die Beteiligungsgrenze von 
10 v. H. ist danach ein berechtigter Anknüpfungs- 
punkt für den Beginn der Besteuerung bei einer 
Anteilsveräußerung. 

Um eine rückwirkende Verschärfung zu vermeiden, 
ist in Absatz 2 Nr. 4 vorgesehen, daß bei Anteilen, 
die ein Steuerpflichtiger am 1. Januar 1975 besitzt 
und die allein durch die Herabsetzung der für die 
Erfassung maßgebenden Beteiligungsgrenze von 
25 v. H. auf 10 v. H. der Besteuerung unterworfen 
werden, für die Berechnung des Veräußerungsge- 
winns als Anschaffungskosten der gemeine Wert 
der Anteile vom 1. Januar 1975 anzusetzen ist. 


Zu § 41 — Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit 

Die freiberufliche Tätigkeit wird bisher in § 18 EStG 
1971 mit den Tätigkeiten als staatlicher Lotterieein- 
nehmer, Testamentsvollstrecker, Vermögensverwal- 
ter, Aufsichtsratsmitglied u. ä. unter dem Oberbegriff 
„Selbständige Arbeit" zusammengefaßt. Der Begriff 
der selbständigen Arbeit trifft jedoch nicht das We- 
sen der freiberuflichen Tätigkeit; denn auch eine ge- 
werbliche Tätigkeit, z. B. die Tätigkeit eines selb- 
ständigen Handelsvertreters, kann eine selbständige 
Arbeitstätigkeit sein. Künftig wird deshalb von einer 
Verwendung des Begriffs „Selbständige Arbeit" ab- 
gesehen. Die in § 18 EStG 1971 behandelten Ein- 
künfte werden aufgeteilt: Die Einkünfte aus frei- 
beruflicher Tätigkeit werden in § 41 behandelt; die 
übrigen bisher durch § 18 EStG 1971 geregelten Tat- 
bestände — - Tätigkeit der Lotterieeinnehmer, Testa- 
mentsvollstrecker usw. — sind in die „Sonstigen Ein- 
künfte" (§ 58) übernommen worden. 

Absatz 1 entspricht inhaltlich § 18 Abs. 1 Ziff. 1 
EStG 1971. Wie bisher wird die freiberufliche Tätig- 
keit nicht abstrakt umschrieben, sondern durch das 
Aufzählen von Berufen erläutert, deren spezifisches 
Merkmal die freiberufliche Tätigkeit ist. Diese Auf- 
zählung ist nur beispielhaft. Es ist davon abgesehen 
worden, die Aufzählung zu erweitern, weil sie bei der 
Vielzahl der Tätigkeiten, die freiberuflich sein kön- 
nen, ohnehin nicht erschöpfend sein kann. Bei den 
Berufen, die noch als freiberufliche Tätigkeiten in 
Betracht kommen, handelt es sich zum Teil auch um 
solche, die nach der Ausbildung des Berufsträgers 
und der Art und Weise der Tätigkeit nicht so ein- 
heitlich geprägt sind, daß sie allein wegen der Be- 
rufsbezeichnung generell als freiberufliche Tätigkeit 
gewertet werden können. Es kommt hier weit- 
gehend auf die Verhältnisse des Einzelfalls an. Des- 
halb kann nur die allgemeine Aussage gelten, daß 
zu der freiberuflichen Tätigkeit jede selbständige 
Berufstätigkeit gehört, die der Tätigkeit der in Ab- 
satz 1 Nr. 2 aufgeführten Personen ähnlich ist. 


Zu § 42 — Veräußerung des der freiberuflichen 
Tätigkeit dienenden Betriebs 

§ 42 entspricht § 18 Abs. 3 EStG 1972. Der Wortlaut 
der Vorschrift ist an die Terminologie des § 39 an- 
gepaßt worden. 
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Zu § 43 — Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

§ 43 bestimmt, welche Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft zu erfassen sind. Er entspricht im 
wesentlichen § 13 EStG 1971. In Absatz 1 ist darauf 
verzichtet worden, den Obstbau, den Gemüsebau 
und die Baumschulen besonders aufzuführen, da 
diese Nutzungen zum Gartenbau gehören und dort 
bereits erfaßt sind. Eine Änderung der Rechtslage 
ist damit nicht verbunden. Zur Klarstellung wird in 
Absatz 2 bestimmt, daß auch die Gewinnanteile der 
Gesellschafter einer Personengesellschaft, die einen 
Betrieb der Land- und Forstwirtschaft unterhält, Ein- 
künfte aus Land- und Forstwirtschaft sind. 

Der landwirtschaftliche Freibetrag in Höhe von 1200 
bzw. 2400 DM wird aus systematischen Gründen 
nicht mehr bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der 
Einkünfte, sondern bei der Ermittlung der Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft abgezogen. Er ent- 
spricht damit in seiner systematischen Stellung dem 
Freibetrag für freie Berufe (§ 41 Abs. 3). Die Höhe 
des Gewinns aus einem Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft wird wie bisher durch den Freibetrag nicht 
berührt. 

Die bisher in § 13 Abs. 4 EStG 1971 enthaltene Rege- 
lung — - Stundung der Einkommensteuer bei Über- 
tragung von Wirtschaftsgütern eines Einzelbetriebs 
auf eine Tierhaltungskooperation - — - ist nunmehr in 
§182 enthalten. 

Zu § 44 — Veräußerung und Aufgabe des Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft 

Die Vorschrift entspricht § 14 EStG 1971. In Anleh- 
nung an § 39 wird nunmehr ausdrücklich klargestellt, 
daß auch die Aufgabe des Betriebs und die Ver- 
äußerung des Anteils oder eines Teils des Anteils 
eines Gesellschafters an einer Personengesellschaft, 
die einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft im 
Sinne des § 43 unterhält, wie eine Betriebsveräuße- 
rung zu werten sind. 

Zu § 45 — Ermittlung des Gewinns aus Betrieben 
der Land- und Forstwirtschaft nach 
Durchschnittsätzen 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Ermittlung des Ge- 
winns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durch- 
schnittsätzen (GDL), das in dieser Form in das Ein- 
kommensteuergesetz übernommen wird. Um die Ge- 
winnermittlung für die Masse der kleineren Land- 
wirte sowohl im Interesse der Landwirtschaft als 
auch im Interesse der Finanzverwaltung so einfach 
wie möglich zu gestalten, ist eine Durchschnittsatz- 
gewinnermittlung gerechtfertigt, die an die nach 
den Wertverhältnissen vom 1. Januar 1964 durch- 
geführte Hauptfeststellung der Einheitswerte an- 
knüpft, wie dies bereits nach den §§ 1 bis 10 GDL 
vorgesehen war. 

Absatz 1 entspricht § 2 GDL. Nicht mehr erwähnt 
sind die Altenteilsleistungen, da sie nach dem BFH- 
Urteil vom 16. September 1965 (BStBl. III S. 706) — 
dessen Grundsätze aus Gründen der Gleichbehand- 


lung auch bei der Gewinnermittlung nach § 45 ange- 
wandt werden müssen — nicht als Betriebsausgaben, 
sondern nur als Sonderausgaben abziehbar sind. 

Absatz 2 enthält die Regelungen des § 3 GDL über 
die Ermittlung des Ausgangswerts und des Grund- 
betrags. Im GDL war vorgeschrieben, daß Gewinne 
aus Sonderkulturen, Gartenbau und Weinbau nur 
dann durch den Gewinn nach Durchschnittsätzen ab- 
gegolten waren, wenn die hierfür nach den Vor- 
schriften des Bewertungsgesetzes ermittelten Werte 
8000 DM nicht übersteigen. Durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung bewertungsrechtlicher 
Vorschriften und des Einkommensteuergesetzes vom 
22. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1118) sind die für 
die Hauptfeststellung 1964 maßgebenden Ertrags- 
werte der Sonderkulturen und des Obstbaues um 
50 bis 80 v. H. gesenkt worden. Als Auswirkung 
dieser Maßnahme mußte die Wertgrenze des § 1 
Abs. 3 Nr. 1 und § 3 Abs. 1 Nr. 3 GDL — jetzt § 45 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c EStG — - von 8000 auf 4000 
DM herabgesetzt werden. Weil der Gewinn aus 
Land- und Forstwirtschaft auch für gemischte Be- 
triebe nur einheitlich ermittelt werden kann, wird 
klargestellt, daß Gewinne aus größeren Flächen von 
Sonderkulturen, Gartenbau, Weinbau und aus forst- 
wirtschaftlich genutzten Flächen in die Zuschlags- 
regelung des § 45 Abs. 5 einzubeziehen sind. 

Die Verpachtung oder Zupachtung landwirtschaft- 
licher Flächen wurde bisher weder beim Verpächter 
noch beim Pächter berücksichtigt, wenn die verpach- 
tete bzw. zugepachtete Fläche nicht größer als 
2 Hektar war (§ 3 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2, 
§ 5 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 2 GDL). Die Erfah- 
rungen mit diesen auch im Rahmen des § 12 GDL an- 
zuwendenden Regelungen haben gezeigt, daß sie ins- 
gesamt nicht zu der gewünschten Vereinfachung, 
sondern eher zu einer Komplizierung führen, da 
häufig auch Flächen mit Sonderkulturen usw. zuge- 
pachtet werden, und die unterschiedliche Behand- 
lung der Pachtzinsen zu einer Aufteilung zwingt. Die 
betreffenden Vorschriften sind deshalb nicht über- 
nommen worden. 

Für Flächen, die bei der Einheitsbewertung als 
Grundvermögen bewertet sind, war bisher nach § 3 
Abs. 5 GDL für Zwecke der Gewinnermittlung nach 
Durchschnittsätzen ein „Ersatzeinheitswert" nach 
den Grundsätzen für die Bewertung land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens zu ermitteln. Aus Grün- 
den der Vereinfachung sollen solche Grundstücke 
künftig wie zugepachtete Flächen behandelt wer- 
den, für die kein besonderer Vergleichswert besteht: 
die Erhöhung des Vergleichswerts ist nach dem 
Hektarwert zu errechnen, der für den eigenen Be- 
trieb zugrunde gelegt worden ist. Lediglich in den 
Fällen, in denen für den eigenen Betrieb kein 
Vergleichswert der jeweiligen Nutzung besteht, soll 
der Hektarwert für das betreffende Grundstück maß- 
gebend sein. 

Absatz 3 enthält Vorschriften über die Bewertung 
der Arbeitsleistung des Betriebsinhabers und der im 
Betrieb beschäftigten Angehörigen. Die Wert- 
ansätze wurden gegenüber dem GDL etwas erhöht; 
wegen der gleichzeitigen Begrenzung der anzuset- 
zenden Zahl von Vollarbeitskräften auf 0,07 Voll- 
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arbeitskräfte je Hektar der landwirtschaftlichen 
Nutzung wird sich jedoch beim einzelnen Betrieb 
etwa derselbe Wertansatz für die Arbeitsleistung 
ergeben wie nach dem GDL. Die Bundesregierung 
behält sich vor, die Wertansätze zu einem späteren 
Zeitpunkt insbesondere unter dem Gesichtspunkt 
einer möglichst gleichmäßigen Besteuerung der 
nichtbuchführenden und der buchführenden Land- 
wirte zu überprüfen und gegebenenfalls eine Erhö- 
hung vorzuschlagen. 

Bei der Berechnung der zu berücksichtigenden Zahl 
von Vollarbeitskräften wurde bisher auch das Ge- 
ringstland in die hierfür maßgebende Fläche der 
landwirtschaftlichen Nutzung einbezogen. Da die 
Bewirtschaftung von Geringstland in der Regel kei- 
nen nennenswerten Einsatz von Arbeitskräften er- 
fordert, soll es künftig bei der genannten Berech- 
nung außer Ansatz bleiben. 

Durch die fortschreitende Modernisierung der land- 
wirtschaftlichen Betriebe hat sich die Zahl der 
Arbeitskräfte, die zur Bewirtschaftung einer be- 
stimmten Fläche erforderlich sind, weiter verringert. 
Deshalb ist die zu berücksichtigende Zahl von Voll- 
arbeitskräften von 0,1 auf 0,07 je Hektar herabge- 
setzt worden. 

Absatz 4 regelt, wie gezahlte Pachtzinsen zu behan- 
deln sind. Wegen der Änderungen bei der Behand- 
lung von Pachtzinsen für unter 2 Hektar große Flä- 
chen wird auf die Ausführung zu Absatz 2 verwie- 
sen. Vereinnahmte Pachtzinsen sind, wenn sie zu den 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehören, 
wie schon nach dem GDL durch einen Zuschlag zu 
erfassen. 

Absatz 5 faßt die §§ 6 (Zuschläge für mehrere Jahre) 
und 8 GDL (Zuschläge für einzelne Jahre) aus Grün- 
den der Vereinfachung zusammen. Die Vorschrift 
enthält außerdem die Regelungen über Zuschläge 
bei forstwirtschaftlicher Nutzung und bei den in 
Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe c genannten Sonderkultu- 
ren usw., wenn die Wertgrenze von 4000 DM über- 
schritten ist. Die Erträge aus den in Absatz 5 ge- 
nannten Nutzungen, Nutzungsteilen, Wirtschafts- 
gütern und Betriebsvorgängen sind besonders zu er- 
mitteln und durch einen Zuschlag zu erfassen. Nega- 
tive Erträge sind mit positiven Erträgen zu verrech- 
nen und führen zu einer Minderung des Zuschlags 
oder zu einem Abschlag. 

Nicht in § 45 aufgenommen wurden die Regelungen 
des GDL über die Geltungsdauer der Gewinnermitt- 
lung (§ 7 GDL) und der Steuerfestsetzung (§ 9 GDL) 
sowie über den Steuererlaß in außergewöhnlichen 
Fällen (§10 GDL). Bei gleichbleibenden Verhältnis- 
sen ergibt sich nach der Durchschnittsatz-Gewinn- 
ermittlung auch ein gleichhoher Gewinn, ohne das es 
hierzu einer besonderen, dem § 7 GDL entsprechen- 
den Vorschrift bedarf. Im übrigen hat § 7 GDL seine 
Bedeutung für die Praxis als Folge des fortschreiten- 
den Strukturwandels in der Landwirtschaft fast 
völlig verloren, da sich in nahezu allen Betrieben 
zumindest einer der Faktoren, die den Durch- 
schnittsatzgewinn beeinflussen, jeweils gegenüber 
dem Vorjahr ändert (z. B. Änderung des Einheits- 
werts, der zugepachteten oder verpachteten Flächen, 
des Arbeitskräfte-Einsatzes oder der Zuschläge nach 


§ 45 Abs. 5, Inanspruchnahme des Abzugs nach 
§ 179). In verstärktem Maße gilt dies für die Steuer- 
festsetzung für mehrere Jahre (§ 9 GDL). Die Vor- 
schrift des § 10 GDL hatte bisher nur deklaratorische 
Bedeutung, da sich die Möglichkeit des Steuer- 
erlasses in außergewöhnlichen Fällen bisher bereits 
nach der Abgabenordnung ergab. 

Zu § 46 — Unterschiedsbetrag zwischen den Ein- 
nahmen und den Werbungskosten 

Die Vorschrift enthält die Grundsätze über die Er- 
mittlung der sog. Überschußeinkünfte. Zu diesen 
Einkünften gehören wie bisher (§ 2 Abs. 4 Ziff. 2 
EStG 1971) die Einkünfte aus den in § 4 Abs. 1 Nr. 4 
bis 7 genannten Einkunftsarten. 

Absatz 1 entspricht sachlich § 2 Abs. 4 Ziff. 2 EStG 
1971. Die Fassung dieser Vorschrift macht jedoch 
deutlich, daß „Einkünfte" sowohl positive als auch 
negative Ergebnisse sein können. 

In Absatz 2 wird klargestellt, daß die steuerfreien 
Einnahmen und die damit im Zusammenhang stehen- 
den Aufwendungen von vornherein nicht in das Be- 
steuerungsverfahren einzubeziehen sind. Außerdem 
sind Beträge, die der Steuerpflichtige für einen an- 
deren einnimmt und ausgibt, sowie Darlehnsvor- 
gänge weder als Einnahmen noch als Werbungs- 
kosten zu erfassen. 

Zu § 47 — Einnahmen 

Die Vorschrift definiert den Begriff „Einnahmen" 
und regelt deren Bewertung, soweit sie nicht in Geld 
bestehen. 

Absatz 1 Satz 1, der bestimmt, was Einnahmen sind, 
entspricht inhaltlich § 8 Abs. 1 EStG 1971. Die Vor- 
schrift wurde jedoch sprachlich verbessert. Anstelle 
des Begriffs „Güter, die in Geld bestehen" wurde 
der weiterreichende Begriff „Wirtschaftsgüter" ver- 
wendet. Zusätzlich sind die „geldwerten Vorteile" 
zur Begriffsbestimmung der Einnahmen aufgenom- 
men worden, weil es bei ihnen im Einzelfall streitig 
sein kann, ob sie von dem Begriff „Wirtschaftsgü- 
ter" gedeckt werden. Der Einnahmebegriff setzt im 
übrigen stets eine Bereicherung des Steuerpflich- 
tigen, d. h. einen „Zufluß" voraus. Der Zufluß kann 
sowohl in einer Vermögensmehrung als auch in 
einer Ausgabenersparnis bestehen. Satz 2 ordnet die 
auf früheren Werbungskösten beruhenden Bezüge 
den Einnahmen zu. Hierdurch wird klargestellt, daß 
z. B. Leistungen aus Versicherungen, bei denen die 
Beiträge zu den Werbungskosten gehören (vgl. § 48 
Abs. 2 Nr. 3), entsprechend der Systematik des Ge- 
setzes einkommensteuerlich relevante Einnahmen 
darstellen. Darüber hinaus werden die erstatteten 
Werbungskosten den Einnahmen zugeordnet. Diese 
Bestimmung stellt das Gegenstück zu § 48 Abs. 4 
dar, wonach erstattete Einnahmen den Werbungs- 
kosten zugeordnet werden. Durch diese Regelungen 
werden nach der einen oder anderen Seite rückgän- 
gig gemachte Vorgänge systemgerecht und verfah- 
rensmäßig einfach eingeordnet. 

Absatz 2, der die Bewertung der nicht in Geld be- 
stehenden Einnahmen regelt, entspricht sachlich § 8 
Abs. 2 EStG 1971. Durch Satz 2 wird klargestellt, 
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daß der Bewertungsmaßstab nicht nur für Sachbe- 
züge, sondern auch für andere geldwerte Vorteile 
gilt. 

Zu §48 — Werbungskosten 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 9 EStG 
1971. 

Absatz 1 enthält eine neue, mit der Definition des 
Begriffs „Betriebsausgaben" (§ 16 Abs. 1) abge- 
stimmte Definition des Begriffs „Werbungskosten". 
Hiernach kommt es für die Einordnung von Aufwen- 
dungen als Werbungskosten grundsätzlich nur dar- 
auf an, ob die Aufwendungen durch die Einnahme- 
erzielung veranlaßt sind. Die Einnahmeerzielung 
muß der auslösende Beweggrund für die Leistung 
der Aufwendungen sein. Dabei ist es gleichgültig, 
ob die Einnahmen schon erzielt worden sind, gerade 
erzielt werden oder noch erzielt werden sollen. Es 
sind daher wie bisher auch sog. „nachträgliche" 
und „vorweggenommene" Werbungskosten anzu- 
erkennen. 

Die neue Begriffsbestimmung gewährleistet, daß Be- 
triebsausgaben und Werbungskosten gegenüber den 
Lebenshaltungskosten einheitlich abgegrenzt wer- 
den. Die Änderung der Definition hat jedoch inso- 
weit nur klarstellende Bedeutung, weil nach der 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs auch bisher 
schon Betriebsausgaben und Werbungskosten ge- 
genüber den Lebenshaltungskosten einheitlich abzu- 
grenzen waren. Außerdem wird klargestellt, daß die 
entstandenen Werbungskosten um entsprechende 
Ersatzleistungen, die nicht als Einnahmen einkom- 
mensteuerlich erfaßt werden — z. B. Zinszuschüsse 
i. S. des § 6 Abs. 8 Nr. 6 — gemindert werden. 

Absatz 2 enthält wie § 9 EStG 1971 eine die Begriffs- 
bestimmung der Werbungskosten ergänzende Auf- 
zählung typischer Werbungskosten. Daneben sind 
die Aufwendungen, die fast ausschließlich bei Ar- 
beitnehmern anfallen, in einer besonderen Vorschrift 
(§ 53) zusammengefaßt worden. 

Nummer 1 entspricht § 9 Abs. 1 Ziff. 3 EStG 1971. 

Nummer 2 enspricht im wesentlichen § 9 Abs. 1 
Ziff. 7 EStG 1971; sie bestimmt, daß als Werbungs- 
kosten auch Abschreibungen und erhöhte Abschrei- 
bungen bei der Ermittlung der Einkünfte im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 zu berücksichtigen sind. 
Wie die Abschreibungen zu bemessen sind, ergibt 
sich aus § 49. Ob und in welcher Höhe bei einzelnen 
Wirtschaftsgütern oder Ausbauten und Erweiterun- 
gen an Wirtschaftsgütern erhöhte Abschreibungen 
zu berücksichtigen sind, ist in den §§ 167 ff. gere- 
gelt. Bei Wirtschaftsgütern, die mehreren Beteilig- 
ten zuzurechnen sind, können gegenwärtig erhöhte 
Absetzungen in bestimmten Fällen von den einzel- 
nen Beteiligten in unterschiedlicher Höhe in An- 
spruch genommen werden. Diese Möglichkeit stellt 
eine Ausnahme von dem Grundsatz dar, daß die Ab- 
schreibungen für ein Wirtschaftsgut nur einheitlich 
vorgenommen werden können. Was für die Ab- 
schreibungen gilt, muß auch für die an deren Stelle 
tretenden erhöhten Abschreibungen gelten. Des- 
halb, aber auch aus Gründen der Vereinfachung, 
wird in Satz 2 bestimmt, daß erhöhte Abschreibun- 
gen ebenso wie die normalen Abschreibungen von 


allen Beteiligten nur einheitlich in Anspruch genom- 
men werden können. 

Nummer 3 entspricht im wesentlichen § 9 Abs. 1 
Ziff. 2 EStG 1971; die Vorschrift ist lediglich verall- 
gemeinert worden. 

Nummer 4 entspricht sachlich § 9 Abs. 1 Ziff. 1 EStG 
1971. Die Vorschrift ist jedoch konkreter gefaßt und 
sprachlich verbessert worden. 

Absatz 3 enthält Einschränkungen des Werbungs- 
kostenbegriffs. 

Nummer 1 schränkt den Werbungskostenbegriff ge- 
genüber dem Betriebsausgabenbegriff ein. Die Vor- 
schrift bestimmt, daß Anschaffungs- und Herstel- 
lungskosten für nichtabnutzbare Wirtschaftsgüter 
nicht als Werbungskosten geltend gemacht werden 
können. Anschaffungs- und Herstellungskosten für 
abnutzbare Wirtschaftsgüter sind dagegen nach Ab- 
satz 2 Nr. 2 im Rahmen der Abschreibungen und er- 
höhten Abschreibungen berücksichtigungsfähig. Die 
Einschränkung gegenüber dem Betriebsausgabenbe- 
griff ist sachlich geboten, weil im Rahmen der Ge- 
winnermittlung auch die Betriebsvermögensmeh- 
rungen als Einkünfte erfaßt werden. 

Nummer 2 überträgt das Abzugsverbot für be- 
stimmte Betriebsausgaben auf den Werbungskosten- 
bereich. Die nicht übernommenen Abzugsverbote des 
§ 17 Nr. 5 und 6 enthält im einzelnen § 55. 

Absatz 4 stellt klar, daß erstattete Einnahmen be- 
grifflich zu den Werbungskosten gehören. Die Rege- 
lung erlaubt eine systemgerechte und verfahrens- 
mäßig einfache Einordnung der von ihr erfaßten Vor- 
gänge (vgl. hierzu die Begründung zu § 47 Abs. 1 
Satz 2). Sie soll jedoch nicht so weit gehen, daß 
sie den Steuerpflichtigen gegenüber einem anderen 
Steuerpflichtigen, der von vornherein geringere Ein- 
nahmen bezogen hat, schlechter stellt. Aus diesem 
Grunde ist die Anrechnung eines Werbungskosten- 
Pauschbetrags oder Pauschsatzes ausgeschlossen. Für 
das geltende Recht waren entsprechende Anordnun- 
gen im Verwaltungswege getroffen worden. Nach 
Satz 2 soll die Regelung im übrigen dann nicht ange- 
wendet werden, wenn die Erstattung im Wege der 
Verrechnung mit anderen Einnahmen vorgenommen 
wird. In diesem Fall sollen die nach der Verrechnung 
verbleibenden Einnahmen erfaßt werden. Durch die- 
se Ausnahmevorschrift wird insbesondere ermög- 
licht, daß bei Arbeitslohnkürzungen durch den Ar- 
beitgeber nur der gekürzte Arbeitslohn der Lohn- 
steuer unterworfen zu werden braucht. 

Zu § 49 — • Abschreibungen bei Wirtschaftsgütern, 
die nicht zu einem Betriebsvermögen 
gehören 

Die Vorschrift regelt, wie die Abschreibungen bei 
Wirtschaftsgütern zu bemessen sind, die der Erzie- 
lung, Sicherung und Erhaltung von Einnahmen (§ 47) 
dienen. Wie bisher gelten im wesentlichen dieselben 
Grundsätze wie für die Abschreibungen bei Wirt- 
schaftsgütern des Betriebsvermögens. Aus der sinn- 
gemäßen Anwendung der §§33 bis 37 ergibt sich, 
daß — im Gegensatz zum geltenden Recht — künftig 
im Bereich der nichtbetrieblichen Einkünfte auch von 
der Vereinfachungsregelung für das Wirtschaftsjahr 
der Anschaffung oder Herstellung (§ 33 Abs. 5) und 
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von der Möglichkeit der Sofortabschreibung bei ge- 
ringwertigen Wirtschaftsgütern (§ 37 Abs. 2) Ge- 
brauch gemacht werden kann. Für die Erweiterung 
des Anwendungsbereichs dieser Vorschriften spre- 
chen insbesondere Gründe der Gleichbehandlung 
und der Vereinfachung. Wegen der übrigen Ände- 
rungen, die sich als Folge der neuen Abschreibungs- 
Vorschriften im betrieblichen Bereich ergeben, wird 
auf die Begründung zu §§ 33 bis 37 verwiesen. 

Absatz 2 hat nur Bedeutung für bewegliche Wirt- 
schaftsgüter. Bei diesen sind im betrieblichen Be- 
reich degressive Abschreibungen zulässig. Der Aus- 
schluß der degressiven Abschreibungen für den 
nichtbetrieblichen Bereich entspricht dem geltenden 
Recht (§ 7 Abs. 2 Satz 1 EStG 1971). Für Gebäude 
und andere unbewegliche sowie für immaterielle 
Wirtschaftsgüter ergibt sich das Verbot der degres- 
siven Abschreibung bereits aus der in Absatz 1 vor- 
gesehenen sinngemäßen Anwendung der §§ 34 
und 35. 

Die Absätze 3 bis 5 enthalten Sondervorschriften 
über die Abschreibungen bei Wirtschaftsgütern, die 

— aus einem Betrieb entnommen worden sind, 

— bisher bei der Ermittlung von im Inland zu be- 
steuernden Einkünften nicht berücksichtigt wor- 
den sind, 

— unentgeltlich erworben worden sind, oder 

— vom Steuerpflichtigen vor der Währungsumstel- 
lung angeschafft oder hergestellt worden sind. 

Regelungen für diese Fälle sind deshalb erforderlich, 
weil sich insoweit die Höhe der Abschreibungen 
nicht aus der sinngemäßen Anwendung der §§ 33 bis 
37 ergibt. Die Regelungen entsprechen mit Aus- 
nahme der Vorschriften über die Abschreibungen 
bei aus einem Betriebsvermögen entnommenen Ge- 
bäuden, die den Änderungen bei den Gebäudeab- 
schreibungen angepaßt sind, dem geltenden Recht. 

Absatz 6 entspricht § 11 d Abs. 2 EStDV 1971. 

Im betrieblichen Bereich sind die Abschreibungen 
nach § 37 Abs. 2 bei geringwertigen Wirtschafts- 
gütern nur zulässig, wenn das Verzeichnis nach § 37 
Abs. 3 geführt wird oder wenn die darin geforder- 
ten Angaben aus der Buchführung oder dem nach 
§ 21 Abs. 5 zu führenden Verzeichnis ersichtlich sind. 
Da geringwertige Wirtschaftsgüter aus dem Privat- 
vermögen nur selten veräußert werden, ein Ver- 
äußerungsgewinn grundsätzlich nicht zu versteuern 
ist und das Vorhandensein geringwertiger Wirt- 
schaftsgüter auch bei anderen Steuern (z. B. bei der 
Vermögensteuer) ohne wesentliche Auswirkung 
bleibt, erscheint es nicht erforderlich, die Führung 
des nach § 37 Abs. 3 vorgeschriebenen Verzeich- 
nisses auch für den nichtbetrieblichen Bereich vorzu- 
schreiben. Absatz 7 sieht deshalb vor, daß § 37 
Abs. 3 im privaten Bereich nicht anzuwenden ist. 

Zu § 50 — * Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 

Die Vorschrift besagt, wie sich die Einkünfte aus 
selbständiger Arbeit bestimmen. 

Absatz 1 enthält die begriffliche Abgrenzung die- 
ser Einkünfte. Dabei wird die bisherige Abgrenzung 
in § 19 Abs. 1 EStG 1971, die an eine beispielhafte 
Aufzählung typischer Einnahmen aus nichtselbstän- 


diger Arbeit anknüpft, nicht übernommen. Anknüp- 
fungsmerkmal ist nunmehr die Quelle, aus der die 
Einnahmen bezogen werden. Die Quelle dieser Ein- 
nahmen ist das Dienstverhältnis. Dabei wird klarge- 
stellt, daß nicht nur Einnahmen aus gegenwärtigen 
und früheren Dienstverhältnissen, sondern auch — 
entsprechend der bisherigen Rechtsprechung und der 
Verwaltungspraxis — Einnahmen aus zukünftigen 
Dienstverhältnissen zu berücksichtigen sind. 

Absatz 2 Satz 1 enthält die Definition des Begriffs 
„Dienstverhältnis". Diese Begriffsbestimmung folgt 
im wesentlichen § 1 Abs. 3 LStDV 1971. Hierbei wird 
daran festgehalten, daß der einkommensteuerrecht- 
liche Arbeitnehmerbegriff gegenüber ähnlichen Be- 
griffen in anderen Rechtsgebieten weiter gefaßt sein 
muß, um z. B. die Einkünfte der in Spitzenstellungen 
von Wirtschaft und Verwaltung stehenden Personen 
der Einkunftsart „nichtselbständige Arbeit" zuord- 
nen zu können. Für das Steuerrecht, das die tatsäch- 
lichen wirtschaftlichen Vorgänge erfassen will, kann 
es auch nicht darauf ankommen, ob ein Dienstver- 
hältnis vertraglich vereinbart worden ist. Die Be- 
griffsumschreibung hebt dementsprechend auf das 
Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse ab. Hin- 
sichtlich der Spitzenkräfte in Wirtschaft und Ver- 
waltung wird dem Umstand Rechnung getragen, 
daß sie zwar für einen Arbeitgeber Arbeit leisten 
oder ihm ihre Arbeitsleistung schulden, aber nicht 
notwendig unter der Leitung des Arbeitgebers 
stehen und weisungsgebundene Arbeit verrichten. 
Ein Dienstverhältnis wird in diesen Fällen deshalb 
angenommen, wenn die Spitzenkräfte in den Betrieb 
oder die Verwaltung des Arbeitgebers „eingeord- 
net" sind. Die Einordnung muß außerdem immer 
dann entscheidend sein, wenn die Arbeitsleistung 
unabhängig von Einzelweisungen des Arbeitgebers 
in örtlicher Entfernung von ihm oder im wissen- 
schaftlichen Bereich erbracht wird. Nach Satz 2 wird 
ein Dienstverhältnis fingiert, wenn eine Person Ein- 
nahmen aus einem früheren oder einem zukünftigen 
Dienstverhältnis sowie als Rechtsnachfolger eines 
Arbeitnehmers bezieht. Diese über das gegenwärtige 
Dienstverhältnis hinausgehende Begriffsbestimmung 
hat insbesondere Bedeutung für die Erhebung der 
Lohnsteuer, da in allen Fällen, in denen Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit erzielt werden, der 
Steuerpflichtige als „Arbeitnehmer" qualifiziert wer- 
den kann. 

Absatz 3 umschreibt sowohl den Arbeitnehmerbe- 
griff wie auch den Arbeitgeberbegriff nach den ihnen 
durch die Bestimmung des Dienstverhältnisses zuge- 
wiesenen Sinngehalten. 

Zu § 51 — Arbeitslohn 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 19 Abs. 1 
EStG 1971. Er enthält eine umfassende Beschreibung 
des Begriffs „Arbeitslohn". Nach dem Vorbild des 
§ 2 Abs. 1 Satz 3 LStDV 1971 wird durch Satz 1 
klargestellt, daß Form und Bezeichnung von Einnah- 
men für ihre Einordnung unter den Arbeitslohnbe- 
griff unerheblich sind. Ergänzend wird klargestellt, 
daß auch Einnahmen, die nicht unmittelbar aus einem 
Dienstverhältnis, sondern lediglich im Zusammen- 
hang mit einem Dienstverhältnis — z. B. Trinkgelder 
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— fließen, zum Arbeitslohn gehören. Satz 2 enthält 
nach dem Vorbild des § 19 Abs. 1 Satz 1 eine bei- 
spielhafte Aufzählung von Einnahmen, die typischer- 
weise zum Arbeitslohn gehören. 

Absatz 2 ergänzt die in Absatz 1 enthaltene Aufzäh- 
lung typischer Formen des Arbeitslohns. 

Nummer 1 macht deutlich, daß sogenannte Netto- 
lohnvereinbarungen auf die Einkommensbesteue- 
rung ohne Einfluß bleiben; die vom Arbeitgeber 
übernommenen Abgaben und Beiträge, die der Ar- 
beitnehmer aufgrund einer eigenen gesetzlichen 
Verpflichtung zu leisten hat, gehören stets zum 
Arbeitslohn. 

Nummer 2 bestimmt, daß auch Aufwendungen des 
Arbeitgebers zur Zukunftsicherung des Arbeitneh- 
mers in voller Höhe zum Arbeitslohn gehören. Der 
Arbeitnehmer wird so gestellt, als ob der Arbeit- 
geber ihm die Aufwendungen für eine eigene Zu- 
kunftsvorsorge ersetzt hätte. Dies soll jedoch nicht in 
den Fällen gelten, in denen der Arbeitgeber ledig- 
lich eine sogenannte Rückdeckungsversicherung ab- 
geschlossen hat, aus der er allein bezugsberechtigt 
ist. 

Absatz 3 ergänzt die in den Absätzen 1 und 2 ent- 
haltene positive Abgrenzung des Arbeitslohnbe- 
griffs durch einen Negativkatalog. 

Nummer 1 enthält eine Bestimung, die inhaltlich 
bereits in § 2 Abs. 2 Ziff. 2 LStDV 1971 enthalten 
ist. Sie verdeutlicht, daß z. B. Pensionen aus einer 
betrieblichen Pensionskasse und Renten aus der ge- 
setzlichen Sozialversicherung nicht zum Arbeitslohn 
gehören. 

Nummern 2 und 3 entsprechen § 3 Ziff. 50 EStG 1971 
Diese Vorschriften verdeutlichen für den Arbeitneh- 
merbereich die in § 46 Abs. 4 Nr. 2 enthaltene allge- 
meine Regelung, nach der durchlaufende Gelder bei 
der Besteuerung außer Ansatz bleiben. 

Nummer 4 stellt entsprechend den von der höchst- 
richterlichen Finanzrechtsprechung entwickelten und 
von der Finanzverwaltung praktizierten Grundsät- 
zen klar, daß sogenannte Gelegenheitsgeschenke 
nicht zum Arbeitslohn gehören. Ergänzend werden 
im Rahmen der bisher schon geltenden betragsmäßi- 
gen Begrenzungen die Heirats- und Geburtsbeihil- 
fen, deren Steuerfreiheit bisher in § 3 Ziff. 15 EStG 
1971 geregelt war, sowie die Jubiläumszuwendun- 
gen, die bisher nach § 5 LStDV 1971 steuerfrei wa- 
ren, besonders aufgeführt. 

Nummer 5 grenzt in Anlehnung an die Ergebnisse 
der höchstrichterlichen Finanzrechtsprechung die so- 
genannten Annehmlichkeiten vom Arbeitslohn ab. 
Hierbei werden in Weiterführung der bisherigen 
Verwaltungsregelungen die Überlassung von Ge- 
tränken und Genußmitteln an den Arbeitnehmer zum 
Verbrauch im Betrieb, die übliche Überlassung von 
Arbeitsmitteln an den Arbeitnehmer zur privaten 
Benutzung im Betrieb und die üblichen Sachleistun- 
gen an den Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltun- 
gen besonders als Annehmlichkeiten aufgeführt. Für 
die üblichen Sachleistungen des Arbeitgebers bei 
Betriebsveranstaltungen wird aus Vereinfachungs- 
gründen eine neue betragsmäßige Grenze von 80, — 
DM eingeführt, die sich auf die gesamten Aufwen- 
dungen des Arbeitgebers bezieht. Dadurch wird eine 


bisher erforderliche Differenzierung der Aufwen- 
dungen danach, ob sie den äußeren Rahmen der Be- 
triebsveranstaltungen betreffen oder nicht, vermie- 
den. 

Absatz 4 enthält besondere Bewertungsvorschriften 
für den nicht in Geld bestehenden Arbeitslohn. 
Nummer 1 enthält die Ermächtigung, für die Be- 
wertung von Sachbezügen Durchschnittswerte oder 
Erfahrungswerte festzusetzen. Diese Ermächtigung 
soll insbesondere im Hinblick auf das Lohnsteuerver- 
fahren eine einheitliche Erfassung bestimmter Sach- 
bezüge ermöglichen. Insbesondere soll die bisher 
in § 3 Abs. 2 LStDV 1971 enthaltene Möglichkeit 
erhalten bleiben, für Unterkunft und Verpflegung 
landeseinheitliche Sachbezugswerte festzusetzen. Ab- 
weichend von der bisherigen Praxis wird für die 
Festsetzung der Sachbezugswerte die Form der 
Rechtsverordnung vorgeschrieben. Denn da die 
Sachbezugswerte die Höhe der Besteuerung betref- 
fen, bedürfen sie nach Artikel 2 Abs. 1 GG der 
Normierung. 

Nummer 2 übernimmt die bisher von der Rechtspre- 
chung entwickelten und von der Finanzverwaltung 
angewendeten Grundsätze, wonach in bestimmtem 
Rahmen sogenannte Arbeitnehmerrabatte nicht als 
geldwerte Vorteile und damit nicht als Arbeitslohn 
zu erfassen sind. Dabei wird klargestellt, daß Ra- 
batte bei hochwertigen Gebrauchsgütern jährlich 
nur einmal — z. B. nicht beim Zweitauto — steuer- 
frei sind. 

Nummer 3 übernimmt eine von der Finanzverwal- 
tung bisher praktizierte Regelung, wonach bei 
Werks- und Dienstwohnungen ein Unterschied zwi- 
schen der ortsüblichen Miete und der tatsächlichen 
Miete bis zu 40 DM monatlich aus Vereinfachungs- 
gründen nicht als Arbeitslohn erfaßt wird. 

Nummer 4 übernimmt die bisherige Verwaltungs- 
regelung, nach der bei der Gewährung von Mahl- 
zeiten ein Unterschied zwischen dem ortsüblichen 
Mittelpreis und dem Entgelt des Arbeitnehmers von 
1,50 DM aus Vereinfachungsgründen nicht als Ar- 
beitslohn erfaßt wird. 

Zu § 52 — Freibeträge vom Arbeitslohn 

Absatz 1, der den sogenannten Versorgungs-Freibe- 
trag regelt, entspricht § 19 Abs. 3 EStG 1971. Zur 
Abmilderung der Belastungsunterschiede bei der Be- 
steuerung von Pensionen einerseits und Sozialver- 
sicherungsrenten andererseits soll der Hundertsatz 
des Freibetrags von 25 v. H. auf 40 v. H. und der 
Höchstbetrag von 2 400 DM auf 4 800 DM jährlich 
erhöht werden. 

Absatz 2, der den sogenannten Weihnachts-Freibe- 
trag enthält, entspricht §3 Ziff. 17 EStG 1971. Die 
Vorschrift ist in Satz 2 klarer gefaßt als bisher und in 
Satz 3 durch eine Konkurrenzregelung zum Versor- 
gungsfreibetrag ergänzt worden. 

Zu § 53 — Werbungskosten der Arbeitnehmer 

Absatz 1 ergänzt die beispielhafte Aufzählung von 
Werbungskosten in § 50 Abs. 2 durch eine weitere 
Aufzählung der bei Arbeitnehmern typischen Wer- 
bungskosten. Dabei werden die Werbungskosten 
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zum Teil durch die Festsetzung von Pauschbeträgen 
der Höhe nach begrenzt und Ermächtigungen für die 
Festsetzung von Höchstbeträgen oder Pauschalen 
vorgesehen. 

Nummer 1 regelt die Anerkennung von Reisekosten. 
Entsprechende Regelungen waren bisher nur im 
Verwaltungswege getroffen worden. Nunmehr wird 
eine eindeutige Rechtsgrundlage geschaffen. Die 
Regelung enthält eine Abgrenzung der Begriffe 
„Dienstreise" und „Dienstgang", die sich eng an die 
geltende Verwaltungsregelurug anschließt, jedoch 
zur Vereinfachung für bestimmte Ausnahmetatbe- 
stände auf Sondervorschriften verzichtet. Die Vor- 
schrift enthält die Ermächtigung, entsprechend der 
bisherigen Praxis für bestimmte Aufwendungen 
Pauschbeträge festzusetzen, um damit den Einzel- 
nachweis der tatsächlichen Aufwendungen entbehr- 
lich zu machen. Für die Festsetzung der Pauschbe- 
träge wird abweichend von der bisherigen Praxis 
die Form der Rechtsverordnung vorgeschrieben. 
Denn da die Pauschbeträge die Höhe der Be- 
steuerung betreffen, bedürfen sie nach Artikel 2 
Abs. 1 GG der Normierung. Daneben wird vorge- 
schrieben, für die Berücksichtigung von Verpfle- 
gungsmehraufwendungen Höchstbeträge durch 
Rechtsverordnung festzusetzen, um eine mißbräuch- 
liche Inanspruchnahme des Werbungskostenabzugs 
für nichtberücksichtigungsfähige Bewirtungskosten 
auszuschließen. 

Nummer 2 regelt die Anerkennung von Aufwendun- 
gen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits- 
stätte; sie entspricht inhaltlich § 9 Abs. 1 Ziff. 4 
und Abs. 2 EStG 1971. Die Vorschrift ist redaktionell 
neu gefaßt und in ihrem Satz 4 durch eine bisher 
schon kraft Verwaltungsanordnung bestehende Re- 
gelung ergänzt worden. 

Nummer 3, die die Anerkennung von Mehraufwen- 
dungen für eine doppelte Haushaltsführung enthält, 
entspricht weitgehend § 9 Abs. 1 Ziff. 5 EStG 1971. 
Gegenüber der bisherigen Regelung wird jedoch die 
begriffliche Abgrenzung der doppelten Haushalts- 
führung verbessert. Im übrigen enthält die Vor- 
schrift nunmehr eine eindeutige Rechtsgrundlage 
für die Festsetzung von Pauschbeträgen, die sich in 
der bisherigen Besteuerungspraxis im Sinne einer 
Vereinfachung bewährt haben. Wegen der Form der 
Festsetzung siehe die Begründung zu Nummer 1. 

Nummer 4 sieht die Anerkennung von Mehrauf- 
wendungen für eine doppelte Unterkunft als Wer- 
bungskosten vor. Die Regelung betrifft Fälle, in 
denen eine doppelte Haushaltsführung nicht vor- 
liegt. Nach der Rechtsprechung kann insoweit die 
Anerkennung von Werbungskosten in der Regel 
nicht versagt werden. Es erscheint deshalb zweck- 
mäßig, den in Betracht kommenden Bereich und die 
berücksichtigungsfähigen Werbungskosten gesetz- 
lich typisierend abzugrenzen. Die Vorschrift schließt 
sich an eine bisher im Verwaltungsweg getroffene 
Regelung an. 

Nummer 5, die die Anerkennung von Verpflegungs- 
mehraufwendungen für Arbeitnehmer mit ständig 
wechselnden Einsatzstellen betrifft, folgt ebenfalls 
einer bisher im Verwaltungsweg getroffenen Rege- 
lung. Die Vorschrift sieht vor, daß bei einer mehr 


als zehnstündigen Abwesenheitsdauer des Arbeit- 
nehmers von seiner Wohnung ein Verpflegungs- 
kosten-Pauschbetrag in Höhe von 5 DM arbeitstäg- 
lich zu berücksichtigen ist. Die Berücksichtigung die- 
ses Pauschbetrags setzt den Nachweis der tatsäch- 
lichen Aufwendungen nicht voraus, die Anerken- 
nung etwaiger höherer Verpflegungsaufwendungen 
ist ausgeschlossen. 

Nummer 6 regelt entsprechend der bisherigen 
Finanzrechtsprechung die Anerkennung von Ver- 
pflegungsmehraufwendungen als Werbungskosten 
in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer aus beruf- 
lichen Gründen mehr als zwölf Stunden von seiner 
Wohnung abwesend ist. Die Anerkennung von 
Werbungskosten setzt in diesen Fällen voraus, daß 
die ungewöhnlich lange berufliche Inanspruchnah- 
me des Arbeitnehmers zu den Wesensmerkmalen 
seines Dienstverhältnisses gehört. Die Zwölf-Stun- 
den-Grenze muß daher an mehr als der Hälfte der 
jährlichen Arbeitstage in dem jeweiligen Dienstver- 
hältnis überschritten werden. Die berücksichtigungs- 
fähigen Verpflegungsmehraufwendungen werden 
typisierend auf einen Betrag von 3 DM arbeitstäg- 
lich fixiert. Die Anerkennung etwaiger höherer 
Mehraufwendungen ist ausgeschlossen. 

Nummer 7 entspricht sachlich § 9 Abs. 1 Ziff. 6 EStG 
1971. Ergänzend wird klargestellt, daß die Vor- 
schriften über Abschreibungen und erhöhte Abschrei- 
bungen zu beachten sind. 

Nummer 8 stellt klar, daß auch Aufwendungen für 
ein häusliches Arbeitszimmer zu den Werbungs- 
kosten gehören können. Voraussetzung ist jedoch, 
daß das Arbeitszimmer ausschließlich für berufliche 
Zwecke benutzt wird. 

Nummer 9 ergänzt die Aufzählung der Werbungs- 
kosten um die Fortbildungskosten. Hierdurch wird 
klargestellt, daß Ausbildungskosten nicht zu den 
Werbungskosten gehören. 

Durch Nummer 10 wird der Werbungskostenkatalog 
um die bei einem dienstlich veranlaßten Woh- 
nungswechsel entstehenden Umzugskosten ergänzt. 
Die Vorschrift läßt zu, daß zur Feststellung der 
Umzugskosten die entsprechenden beamtenrecht- 
lichen Vorschriften angewendet und damit beam- 
tenrechtlich vorgesehene Pauschalen anerkannt wer- 
den können. 

Absatz 2 stellt klar, daß steuerfreie Ersatzleistungen 
des Arbeitgebers die entstandenen Werbungskosten 
mindern: Für das geltende Recht ergibt sich dies aus 
§ 3c EStG 1971. 

Absatz 3 Satz 1 sieht die unveränderte Beibehal- 
tung des in § 9 a Ziff. 1 EStG 1971 enthaltenen Wer- 
bungskosten-Pauschbetrags von 564 DM vor. Eine 
Erhöhung dieses Pauschbetrags erscheint insbeson- 
dere im Hinblick auf die durch § 56 eröffnete Mög- 
lichkeit des umfassenden Werbungskostenersatzes 
durch den Arbeitgeber nicht geboten. Eine Erhöhung 
wäre mit erheblichen Steuermindereinnahmen ver- 
bunden. Wegen der für die einzelnen Steuerpflich- 
tigen sehr unterschiedlichen Freibetragswirkung der 
Pauschbeträge bestehen gegen eine Erhöhung des 
Pauschbetrags auch im Hinblick auf den Grundsatz 
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der gleichmäßigen Besteuerung Bedenken. Satz 2 
enthält eine Ermächtigung, für bestimmte Berufs- 
gruppen besondere Werbungskosten-Pausdisätze 
festzusetzen. Derartige Pauschsätze sind bisher be- 
reits im Verwaltungswege festgesetzt worden und 
haben sich unter dem Gesichtspunkt der Vereinfa- 
chung bewährt. Wegen der Form der Festsetzung 
siehe die Begründung zu Absatz 1 Nummer 1. Satz 3 r 
der den Werbungskosten-Pauschbetrag und einen 
etwaigen Werbungskosten-Pauschsatz der Höhe 
nach auf die entsprechenden Einnahmen begrenzt, 
verhindert eine mißbräuchliche Inanspruchnahme 
dieser Pauschalen und entspricht inhaltlich § 9 a 
Satz 2 EStG 1971. 

Zu § 54 — Ersatz von Werbungskosten durch den 
Arbeitgeber 

Absatz 1 eröffnet abweichend vom bisherigen Recht 
generell die Möglichkeit für den Arbeitgeber, dem 
Arbeitnehmer die ihm entstehenden Werbungsko- 
sten steuerfrei zu ersetzen. Soweit der Arbeitgeber 
von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, wird dem 
Arbeitnehmer erspart, seine Werbungskosten im 
einzelnen im Rahmen des Lohnsteuer-Ermäßigungs- 
verfahrens, im Lohnsteuer-Jahresausgleichsverfah- 
ren oder im Einkommenssteuer-Veranlagungsver- 
fahren geltend zu machen. Die Vorschrift führt inso- 
weit zu einer beachtlichen Vereinfachung des Be- 
steuerungsverfahrens. Im geltenden Recht war der 
Ersatz von Werbungskosten des Arbeitnehmers 
durch den Arbeitgeber durch Gesetz nur vereinzelt, 
im Verwaltungswege jedoch bereits in einer Viel- 
zahl von Fällen zugelassen. 

Absatz 2 zählt beispielhaft und in Anknüpfung an 
die bisher bestehenden Regelungen bestimmte Fälle 
•des Werbungskostenersatzes auf. 

Nummer 1 entspricht sachlich § 3 Ziff. 13 und 16 
EStG 1971. Durch die Fassung dieser Vorschrift wird 
nunmehr klargestellt, daß die Ersatzleistungen des 
Arbeitgebers nur insoweit nicht als Arbeitslohn zu 
behandeln sind, als sie tatsächlich echte Werbungs- 
kosten ersetzen und die für die Anerkennung von 
Werbungskosten bestehenden Begrenzungen nicht 
übersteigen. 

Nummer 2 läßt entsprechend der bestehenden Ver- 
waltungspraxis den Ersatz der Aufwendungen des 
Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte im Rahmen der dafür vorgesehenen 
Grenzen zu. 

Nummer 3 enthält für den Arbeitgeber die Möglich- 
keit, die Verpflegungsmehraufwendungen des 
Arbeitnehmers im Rahmen der dafür festgesetzten 
Pauschbeträge steuerfrei zu ersetzen. 

Nummer 4 beinhaltet die Möglichkeit zur steuer- 
freien Zahlung eines pauschalen Werkzeuggeldes. 

Nummer 5 läßt die steuerfreie Zahlung eines pau- 
schalen Kleidergeldes zur Abgeltung der Aufwen- 
dungen des Arbeitnehmers für typische Berufsklei- 
dung oder an dessen Stelle die steuerfreie Überlas- 
sung von typischer Berufskleidung zu. 

Nummer 6 gibt eine bisherige Verwaltungsregelung 
wieder, nach der der Arbeitgeber die Werbungs- 


kosten eines Heimarbeiters durch einen pauschalen 
Zuschlag zum Arbeitslohn steuerfrei ersetzen kann. 

Nummer 7 erkennt pauschale Fehlgeldentschädigun- 
gen in gewissen Grenzen als steuerfreien Werbungs- 
kostenersatz an. Durch die Vorschrift wird eine be- 
stehende Verwaltungsregelung gesetzlich verankert. 

Absatz 3 entspricht einem Teil des § 3 Ziff. 4 EStG 
1971. Der andere Teil dieser Vorschrift ist in § 6 
Abs. 8 Nr. 7 übernommen worden. Die hier aufge- 
führte Vorschrift enthält Sonderregelungen des 
steuerfreien Werbungskostenersatzes bei Angehöri- 
gen der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes, der 
Polizei und der Berufsfeuerwehr. Dabei werden die 
Angehörigen der Berufsfeuerwehr erstmals in diese 
Regelung einbezogen, weil deren hier in Betracht 
kommende Verhältnisse mit denen der anderen be- 
zeichneten Personen übereinstimmen. 

Zu § 55 — Einkünfte aus Kapitalvermögen 
Zu Absatz 1 

Absatz 1 zählt die wirtschaftlich und steuerlich be- 
deutsamen Einnahmen auf, die die Gegenleistung 
für die Überlassung von Kapital darstellen. Diese 
Aufzählung ist, wie aus dem Wortlaut und aus der 
ergänzenden Regelung in Absatz 2 zu entnehmen 
ist, nicht erschöpfend. Durch den in Satz 1 neu ver- 
wendeten Begriff „Kapitalnutzung" wird deutlich 
gemacht, daß Einkünfte aus Kapitalvermögen nur 
der Inhaber des Stammrechts erzielt, nicht der, dem 
ohne Abtretung des Stammrechts Erträge zuflie- 
ßen (vgl. BFH-Urteile vom 11. Dezember 1968 — 
BStBl. II S. 190 und vom 14. Februar 1973 — BStBl. II 
S. 452). Als Anteilseigner gilt auch ein Nießbraucher 
oder ein anderer dinglich Nutzungsberechtigter, dem 
die Kapitalerträge nach § 42 der Abgabenordnung 
zuzurechnen sind. Diese Beurteilung erhält durch 
die Einführung des körperschaftsteuerlichen Anrech- 
nungsverfahrens besondere Bedeutung; denn mit der 
steuerlichen Zurechnung der Einnahmen ist die An- 
rechnung der auf den Einnahmen lastenden inlän- 
dischen Körperschaftsteuer verknüpft. Neben der 
Gegenleistung, die der Anteilseigner für seine Kapi- 
talbeteiligung erhält, ist ihm die darauf entfallende 
inländische Körperschaftsteuer als Einnahme aus 
Kapitalnutzung zuzurechnen (Nummer 4). Diese 
Körperschaftsteuer wird auf die Einkommensteuer 
des Anteilseigners angerechnet (§ 124 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe b), wodurch die Zwei- und Mehrfach- 
belastung des Gewinns ausschüttender inländischer 
Körperschaften voll beseitigt wird. 

Die Einnahmen, auf die anrechenbare Körperschaft- 
steuer entfällt, sind in den Nummern 1 bis 3 aufge- 
führt. Nummer 1 entspricht im wesentlichen § 20 
Abs. 1 Ziff. 1 EStG 1971. Die sogenannten Bauzinsen 
im Sinne des § 57 Abs. 3 des Aktiengesetzes sind 
nicht mehr in der Nummer 1, sondern unter einer 
neuen Nummer 10 aufgeführt (vgl. dazu die Be- 
gründung zu Nummer 10). Neben den Erträgen aus 
Beteiligungen an inländischen Körperschaften, für 
die allein die Zwei- und Mehrfachbelastung durch 
die Anrechnung der inländischen Körperschaftsteuer 
beseitigt wird, umfaßt Nummer 1 wie § 20 Abs. 1 
Nr. 1 EStG 1971 auch die Erträge aus Beteiligungen 
an ausländische Körperschaften. 
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Die Änderungen gegenüber dem geltenden Recht 
sind durch die Einführung des Anrechnungsverfah- 
rens bedingt. Sie beziehen sich deshalb nur auf Er- 
träge aus Beteiligungen an inländischen Körper- 
schaften. 

Die Transparenz, die durch die im Vierten Teil des 
Körperschaftsteuergesetzes enthaltenen Vorschriften 
über die Ermittlung und Vereinheitlichung der Kör- 
perschaftsteuerbelastung auf Ausschüttungen ent- 
standen ist, ermöglicht generell die Nichterfassung 
der Rückzahlung von Einlagen bei den Anteilseig- 
nern (Nummer 1 Satz 2). Nach der ständigen Recht- 
sprechung wurde bisher von der Besteuerung nur 
abgesehen, soweit Nennkapital zurückgezahlt wurde; 
die Rückzahlung von Einlagen, die nicht im Nenn- 
kapital gebunden waren, führte grundsätzlich zur 
Besteuerung. Die Bezugnahme in Nummer 1 Satz 2 
auf die Vorschriften des Körperschaftsteuergesetzes 
ist notwendig, weil der bezeichnete Eigenkapital- 
teil nicht nur aus Einlagen der Anteilseigner, son- 
dern auch aus anderen den Einlagen gleichgestellten 
Beträgen bestehen kann (vgl. die Begründung zu 
§§ 40 und 41 E-KStG). Die ausschüttende Körper- 
schaft muß nach § 47 E-KStG bescheinigen, ob und 
in welcher Höhe Einlagen zurückgezahlt worden 
sind. 

Die Einführung des Anrechnungsverfahrens erfor- 
dert die Klarstellung, daß Erträge aus Genußschei- 
nen, mit denen das Recht am Gewinn und Liquida- 
tionserlös verbunden ist, Einnahmen aus Kapital- 
nutzung im Sinne der Nummer 1 sind. Die Aus- 
schüttungen auf diese Genußscheine dürfen das Ein- 
kommen der ausschüttenden Körperschaft nicht min- 
dern. Die auf diesen Ausschüttungen lastende Kör- 
perschaftsteuer ist anrechenbar. Bezüge auf Genuß- 
scheine, die nur Gläubigerrechte gewähren, fallen 
unter Nummer 9. Die Ausschüttungen auf diese 
Genußscheine sind bei der Einkommensermittlung 
für die ausschüttende Körperschaft abziehbar, eine 
Anrechnung von Körperschaftsteuer entfällt deshalb. 

Die Anteile an der Reichsbank, die sich in Liqui- 
dation befindet, werden nicht mehr im Gesetz ge- 
nannt. Die Anteilseigner der Reichsbank sind nach 
Maßgabe des Gesetzes über die Liquidation der 
Deutschen Reichsbank und der Deutschen Golddis- 
kontbank vom 2. August 1961 (BGBl. I S. 1165) 
durch Zuteilung von Bundesbankgenußrechten abge- 
funden worden. Soweit in Sonderfällen künftig noch 
Erträge aus solchen Anteilen zufließen sollten, wird 
deren Erfassung wegen des nicht erschöpfenden Ka- 
talogs der Kapitalanlagen nicht berührt. 

Zu den Einnahmen im Sinne der Nummern 1 und 2 
können auch Bezüge aus Realgemeinden und wirt- 
schaftlichen Vereinen gehören. Voraussetzung ist 
allerdings, daß diese Mitgliedschaftsrechte gewäh- 
ren, die einer kapitalmäßigen Beteiligung wirtschaft- 
lich gleichstehen (vgl. BFH-Urteil vom 23. September 
1970 — BStBl 1971 II S. 47). Außerdem müssen die 
Realgemeinden Gebilde mit korporationsähnlichem 
Charakter sein. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, 
so haben Ausschüttungen der wirtschaftlichen Ver- 
eine und Realgemeinden die Herstellung der Aus- 
schüttungsbelastung mit Körperschaftsteuer (§§ 46; 


30 E-KStG) und die entsprechende Anrechnung bei 
den Mitgliedern zur Folge (§ 124 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b). 

Bei den in Nummer 1 bezeichneten, unbeschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaften kann an Hand der 
Gliederung des Eigenkapitals verfolgt werden, wel- 
che Teile des Eigenkapitals als für die Leistungen 
dieser Körperschaften verwendet gelten. Gilt das 
verwendbare Eigenkapital als verwendet, das typi- 
siert die Summe der nach den steuerlichen Vor- 
schriften ermittelten Gewinne dieser Körperschaften 
darstellt, so sind diese Leistungen bei den Anteils- 
eignern steuerlich zu erfassen. Nicht zu erfassen 
sind die Leistungen für die Eigenkapitalteile, die im 
Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 4 E-KStG als verwendet 
gelten. 

Zum verwendbaren Eigenkapital gehören auch Rück- 
lagen, die in Nennkapital umgewandelt worden sind, 
soweit sie aus Gewinn gebildet wurden, der nach 
der Einführung des Anrechnungssystems erzielt wor- 
den ist (vgl. § 32 Abs. 3 E-KStG und die Begründung 
dazu). Soweit dieser Teil des Nennkapitals als ver- 
wendet gilt, unterliegen die Einnahmen bei den 
Empfängern der Besteuerung mit der Folge, daß die 
darauf entfallende Körperschaftsteuer angerechnet 
werden kann. 

Bis zur Abwicklung der Liquidation bleibt die Kör- 
perschaft Steuersubjekt, so daß durch die im E-KStG 
allgemein vorgesehene fiktive Verwendung des ver- 
wendbaren Eigenkapitals nicht nur die Körperschaft- 
steuer, die auf dem thesaurierten Gewinn lastet, 
sondern auch die durch die Besteuerung des Liqui- 
dationsgewinnes entstehende Körperschaftsteuer an- 
rechenbar bleibt. 

Mit Nummer 2 wird erreicht, daß die gesamte auf 
dem ausschüttbaren Gewinn der ausschüttenden Kör- 
perschaft lastende Körperschaftsteuer auf die Ein- 
kommensteuer des „letzten" Anteilseigners ange- 
rechnet werden kann. 

Nach geltendem Recht liegen Einnahmen aus Kapi- 
talvermögen bei den Anteilseignern nicht vor, wenn 
Nennkapital zurückgezahlt wird oder wenn nach 
Auflösung der ausschüttenden Körperschaft Liqui- 
dationsraten gezahlt werden. Diese Regelung gilt 
auch weiterhin, soweit ausländische Körperschaften 
die bezeichneten Zahlungen leisten. 

Nach Nummer 3 kann bei Umwandlung einer unbe- 
schränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft auf 
eine Personengesellschaft oder einen Einzelkauf- 
mann die auf dem übernommenen Vermögen 
lastende Körperschaftsteuer auf die Einkommen- 
steuer der Mitunternehmer oder des Einzelkauf- 
manns angerechnet werden (vgl. § 124 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe c). Die fiktive Zurechnung des verwend- 
baren Eigenkapitals zuzüglich der darauf lastenden 
Körperschaftsteuer dient allein dieser Anrechnung. 
Diese Einnahmen müssen von dem übernahme- 
gewinn abgesetzt werden. Die Vorschriften über die 
Ermittlung des Übernahmegewinns und dessen 
steuerliche Erfassung (vgl. §§ 8 Abs. 2 und 25 des 
Umwandlungssteuergesetzes 1969, BGBl. I S. 498) 
müssen im Einführungsgesetz zu diesem Gesetzent- 
wurf an das Anrechnungsverfahren angepaßt wer- 
den. 
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Nummer 4 bestimmt, daß die anzurechnende oder zu 
vergütende Körperschaftsteuer zu den Einnahmen 
aus Kapitalnutzung gehört. Diese Regelung ist eine 
systemimmanente Folge des körperschaftsteuer- 
lichen Anrechnungsverfahrens. Dieses Verfahren hat 
— im Gegensatz zum geltenden Recht — zum Ziel, 
die von einer Körperschaft ausgeschütteten Gewinne 
nur einmal mit den Steuern vom Einkommen zu be- 
lasten. Dabei soll sich der Umfang der Steuerbela- 
stung nach der individuellen Einkommensteuer- 
belastung des Anteilseigners richten. Daraus folgt, 
daß der Besteuerung beim Anteilseigner der Gewinn 
der Körperschaft zugrunde zu legen ist, der ohne 
die Vorbelastung durch die Körperschaftsteuer zur 
Ausschüttung zur Verfügung stehen und dem An- 
teilseigner zufließen würde. In die steuerliche Be- 
messungsgrundlage beim Anteilseigner ist demnach 
neben den Einnahmen im Sinne der Nummern 1 
bis 3 oder des Absatzes 2 Nr. 3 Buchstabe a auch 
die Körperschaftsteuer, die auf diesen Einnahmen 
lastet, einzubeziehen. Derselbe Betrag wird dann 
nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b auf die Ein- 
kommensteuer des Anteilseigners angerechnet oder 
dem Anteilseigner nach §§ 129 bis 131 vergütet. 

In Nummer 5, die § 20 Abs. 1 Ziff. 2 EStG 1971 ent- 
spricht, werden zur Klarstellung neben der stillen 
Gesellschaft auch die partiarischen Darlehen (vgl. 
RGZ 57, 177) ausdrücklich aufgeführt. Dadurch soll 
insbesondere die Abgrenzung der ihrem Wesen 
nach sich nahestehenden beiden Kapitalanlagen im 
Rahmen von Abkommen zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung erleichtert werden. 

Nummer 6 entspricht § 20 Abs. 1 Ziff. 3 EStG 1971. 

Nummer 7 regelt die steuerliche Behandlung der in 
Kaufpreisraten und Zeitrenten enthaltenen Zinsan- 
teile. Bei Kaufpreisraten gehören nach ständiger 
Rechtsprechung die in den einzelnen Raten enthal- 
tenen Zinsanteile zu den Einnahmen aus Kapital- 
vermögen. Ebenso werden entgeltlich erworbene 
Zeitrenten behandelt. Unentgeltlich erworbene 
Zeitrenten werden dagegen nach geltendem Recht 
als wiederkehrende Bezüge in voller Höhe als son- 
stige Einkünfte (§22 Ziff. 1 EStG 1971) besteuert 
(BFH-Urteil vom 10. Oktober 1963 — BStBl. III 
S. 584). Diese unterschiedliche Behandlung der Zeit- 
renten erscheint sachlich nicht gerechtfertigt, vor 
allem wenn man berücksichtigt, daß nach der Ren- 
tenneuregelung im Rahmen des Steuerneuordnungs- 
gesetzes 1955 auch die unentgeltlich erworbenen 
Leibrenten und die abgekürzten Leibrenten nur mit 
dem Ertragsanteil erfaßt werden. Des weiteren ist 
zu berücksichtigen, daß die unentgeltlich erworbene 
Zeitrente die Frucht eines Rentenstammrechts bil- 
det, das sich im Laufe der Zeit durch die Rentenzah- 
lungen verzehrt. Rechtssystematische Gesichts- 
punkte sprechen somit dafür, die unentgeltliche Zeit- 
rente ebenso wie die private Leibrente nur mit dem 
Ertragsanteil zu erfassen. Da das Recht auf eine 
Zeitrente wirtschaftlich einer verzinslichen Kapital- 
forderung ähnlich ist, die in Raten getilgt wird, er- 
scheint es systemgerecht, die Zeitrenten aus dem 
Kreis der wiederkehrenden Bezüge herauszuneh- 
men und die Zinsen den Einnahmen aus Kapitalver- 
mögen zuzuordnen. Eine ausdrückliche Erwähnung 
der unentgeltlichen Zeitrenten ist entsprechend der 


Regelung bei den Leibrenten in § 58 Abs. 1 Nr. 6 
nicht erforderlich. 

In Nummer 7 Satz 2 wird vorgeschrieben, daß der 
Zinsanteil in Kaufpreisraten und Zeitrenten, der 
sich mit den laufenden Zahlungen verringert, auf 
der Grundlage eines Rechnungszinsfußes von 5,5 
vom Hundert zu ermitteln ist. Ein vereinfachtes 
Verfahren — ähnlich dem in § 59 zur Ermittlung des 
Ertragsanteils bei Leibrenten vorgeschriebenen — 
erscheint wegen der geringen Zahl der hier in Be- 
tracht kommenden Fälle entbehrlich. 

Versicherungsgesellschaften sammeln die Sparan- 
teile, die in den Prämien zu Versicherungen auf den 
Erlebens- oder Todesfall enthalten sind, verzinslich 
an. Die von vornherein garantierten rechnungsmä- 
ßigen Zinsen fließen mit der fälligen Lebensver- 
sicherungssumme zu, während die außerrechnungs- 
mäßigen Zinsen entweder zur Beitragsrückerstat- 
tung oder zur Erhöhung der Versicherungssumme 
verwendet werden. Solche Zinsen sind insbeson- 
dere mit Bausparzinsen vergleichbar. Gleichwohl 
sind solche von den Versicherungsgesellschaften er- 
wirtschafteten Erträge auf die Sparanteile bisher 
nicht zur Einkommensteuer herangezogen worden. 
Hierdurch sollte die eigenverantwortliche Vorsorge 
gefördert und gleichzeitig dem Umstand Rechnung 
getragen werden, daß diese in der Regel sehr lang- 
fristigen Geldanlagen mit dem Risiko der Geldwert- 
änderung behaftet sind. Die Bundesregierung hält 
diese steuerliche Nichterfassung bei solchen Lebens- 
versicherungen nicht für gerechtfertigt, bei denen 
der Vorsorgezweck nicht im Vordergrund steht und 
bei denen sich ohne wesentliches Risiko ein beacht- 
licher Vermögenszuwachs erzielen läßt. Deshalb 
werden in Nummer 8 rechnungsmäßige und nicht- 
rechnungsmäßige Zinsen, die im Rahmen bestimm- 
ter nicht förderungswürdiger Lebensversicherungs- 
verträge anfallen, künftig steuerlich erfaßt. Es han- 
delt sich dabei um den gleichen Versicherungskreis, 
für den Versicherungsbeiträge nach § 91 E-EStG 
nicht begünstigt sind. In Satz 2 wird der Kreis der 
Zinsen aus Versicherungsverträgen umschrieben, 
die auch künftig nicht der Besteuerung unterliegen. 
Dabei wird davon ausgegangen, daß während der 
Versicherungsdauer ausgezahlte Zinsen, wenn sie 
nicht der Besteuerung nach § 55 Abs. 1 Nr. 8 unter- 
liegen, ggf. die nach § 91 zu berücksichtigenden Bei- 
träge mindern (vgl. Abschnitt 88 Abs. 4 EStR 1972). 
In Satz 3 wird klargestellt, daß die Erträge aus sog. 
fondsgebundenen Lebensversicherungen unter den- 
selben Voraussetzungen wie bei den auf eine Geld- 
leistung gerichteten Lebensversicherungen steuer- 
lich erfaßt werden. 

Die Nummern 9 und 11 entsprechen §20 Abs. 1 
Ziff. 4 und 5 EStG 1971. 

In § 20 Abs. 1 Ziff. 1 EStG waren bisher auch „Zin- 
sen" als sonstige Bezüge aus Aktien aufgeführt. 
Nach herrschender Meinung sind damit nur Zinsen 
gemeint, die nach § 57 Abs. 3 des Aktiengesetzes — 
auch wenn kein Gewinn erzielt worden ist — wäh- 
rend der Aufbauphase eines Unternehmens an die 
Aktionäre gezahlt werden können, ohne daß es 
einer Beschlußfassung der Hauptversammlung be- 
darf (sog. Bauzinsen). In dem BFH-Urteil vom 
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18. März 1970 (BStBl. II S. 529) ist festgestellt, daß 
der Anspruch des Aktionärs auf Zahlung von Bau- 
zinsen nicht als gesellschaftsrechtlicher, sondern als 
schuldrechtlicher Anspruch entsteht. Nach handels- 
rechtlicher Auffassung handelt es sich zwar bei den 
Bauzinsen nicht um echte Zinsen im Sinne der §§ 246 
BGB, 352 und 363 HGB, sie werden aber wie solche 
behandelt. Durch die Herausnahme der Bauzinsen 
aus der Nummer 1 und ihre Aufnahme in die neue 
Nummer 10 des § 55 Abs. 1 wird nunmehr der beson- 
deren Wesensart der Bauzinsen Rechnung getragen. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird zusammenfassend klargestellt, daß 
alles, was für die Überlassung der Kapitalnutzung 
gewährt wird, als Einnahme aus Kapitalvermögen 
anzusetzen ist. 

Nummer 1 Satz 1 entspricht § 20 Abs. 2 Ziff. 1 EStG 
1971. 

In Nummer 2 wird grundsätzlich an der steuerlichen 
Erfassung des Auf- bzw. Abgeldes bei festverzins- 
lichen Wertpapieren und Schuldbuchforderungen, 
das als technische Maßnahme der „Feineinstellung 11 
des Zinses dient, festgehalten. Aus Vereinfachungs- 
gründen wird aber zugelassen, daß das Auf- oder 
Abgeld nicht als Einnahme zu erfassen ist, wenn der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Ausgabe- und 
dem Einlösungsbetrag nicht mehr als 6 v. H. beträgt, 
übersteigt das Auf- oder Abgeld 6 v. H., so ist es 
in voller Höhe bei der Besteuerung anzusetzen. Dem 
Vorschlag, auch bei einem höheren Auf- oder Ab- 
geld 6 v. H. steuerfrei zu belassen, wird nicht ge- 
folgt, weil ein höherer Unterschiedsbetrag als 6 v. H. 
regelmäßig nicht mehr als Feineinstellung des Zin- 
ses angesehen werden kann. 

Die Nummern 3 und 4 bestimmen, in welchen Fällen 
und in welchem Umfang die Einnahmen aus der Ver- 
äußerung von Dividendenscheinen und Zinsschei- 
nen der Besteuerung unterliegen. In Nummer' 3 
wird der Begriff des Anteilseigners bestimmt, der 
für das körperschaftsteuerliche Anrechnungsverfah- 
ren von Bedeutung ist. 

Zu Absatz 3 

Nach Absatz 3 sind außer den in § 48 Abs. 2 auch 
die in § 53 Abs. 1 aufgeführten Werbungskosten bei 
den Einkünften aus Kapitalvermögen zu berücksich- 
tigen. Der bisherige Werbungskosten-Pauschbetrag, 
der wegen des Fehlens entsprechend hoher Wer- 
bungskosten für die weit überwiegende Zahl der 
Sparer sich wie ein Freibetrag auswirkte, kann nach 
der Einführung eines besonderen Sparer-Freibetra- 
ges (vgl. die Begründung zu Absatz 4) auf 100 DM 
ermäßigt werden. Bei zusammenveranlagten Ehegat- 
ten wird ein gemeinsamer Werbungskosten-Pausch- 
betrag in Höhe von 200 DM gewährt. Hierdurch wird 
klargestellt, daß es sich nicht um einen gesonderten, 
sondern um einen den Ehegatten gemeinsam zu- 
stehenden Pauschbetrag handelt, der nicht aufge- 
splittet werden kann. Eine Aufteilung des Pausch- 
betrages auf die beiden Ehegatten ist nur erforder- 
lich, wenn das zur gesonderten Ermittlung der Ein- 
künfte eines jeden Ehegatten notwendig ist (z. B. 
nach § 41 Abs. 3). 


Zu Absatz 4 

Durch Absatz 4 wird erstmals im Einkommensteuer- 
recht ein Sparer-Freibetrag eingeführt. Wegen der 
für diese Einführung maßgebenden Gesichtspunkte 
vgl. Abschnitt V Nr. 2 Buchstabe d der Allgemeinen 
Begründung. Bei zusammenveranlagten Ehegatten 
verdoppelt sich der Sparer-Freibetrag. Dieser den 
Ehegatten gemeinsam zustehende Sparer-Freibetrag 
braucht nur dann aufgeteilt zu werden, wenn die 
Einkünfte jedes Ehegatten gesondert zu berechnen 
sind (z. B. für Zwecke des §41 Abs. 3, §82 Abs. 3). 
Um dabei eine Benachteiligung der Ehegatten zu 
vermeiden, wird zugelassen, daß der einem Ehegat- 
ten zustehende, aber durch von ihm bezogene Kapi- 
talerträge nicht ausgefüllte anteilige Sparer-Freibe- 
trag bei dem anderen Ehegatten berücksichtigt wer- 
den kann. Für jeden Ehegatten darf jedoch höchstens 
ein Freibetrag in Höhe seiner Kapitalerträge ange- 
setzt werden. 

Zu Absatz 5 

In Absatz 5 ist § 20 Abs. 3 EStG 1971 über die Zu- 
rechnung von Kapitalerträgen zu anderen Einkunfts- 
arten sachlich unverändert übernommen worden. 
Dabei wurde berücksichtigt, daß die bisher in § 18 
Abs. 1 Ziff. 2 und 3 EStG 1971 enthaltenen Ein- 
künfte aus selbständiger Arbeit in den Bereich der 
sonstigen Einkünfte (§ 58 Abs. 1 Nr. 3 und 4) einbe- 
zogen worden sind. 

Zu § 56 — Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 zählt die Einnahmen auf, die bei den Ein- 
künften aus Vermietung und Verpachtung anzuset- 
zen sind. In Nummer 1 ist gegenüber der Vorschrift 
des § 21 Abs. 1 Ziff. 1 EStG 1971 lediglich aus sprach- 
lichen Gründen der Begriff „Vermögen" durch den 
Begriff „Sachen", d. h. körperliche Gegenstände, er- 
setzt worden. 

Während nach § 21 Abs. 1 Ziff. 2 EStG 1971 nur die 
Einnahmen aus der Vermietung und Verpachtung 
von Sachinbegriffen der Besteuerung unterliegen, 
sind in Nummer 2 aus systematischen Gründen auch 
die Einnahmen aus der Vermietung und Verpach- 
tung einzelner oder mehrerer beweglicher Sachen 
einbezogen worden, die bisher als sonstige Ein- 
künfte behandelt worden sind (vgl. § 22 Ziff. 3 EStG 
1971). 

In Nummer 3 sind der Wortlaut der heute üblichen 
Terminologie im Rahmen der Überlassung von Ur- 
heberrechten und gewerblichen Schutzrechten ange- 
paßt und im Interesse der Gleichbehandlung die Ein- 
nahmen aus der zeitlich begrenzten Überlassung 
von wissenschaftlichen und ähnlichen Erfahrungen 
und Kenntnissen einbezogen worden. Damit wird 
gleichzeitig die Abgrenzung der Einkünfte aus Ver- 
mietung und Verpachtung bei beschränkt Steuer- 
pflichtigen erleichtert. Die Begriffe „Gerechtigkeiten 
und Gefälle" sind nicht übernommen worden, da 
diese Ausdrücke nicht mehr allgemein üblich sind 
und da sie ohnehin unter den Begriff „Rechte" fallen. 
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In Nummer 4 wird die bisher in § 21 Abs. 1 Ziff. 4 
EStG 1971 enthaltene Regelung sachlich unverändert 
übernommen. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird die Besteuerung des Mietwerts 
einer selbstgenutzen Wohnung geregelt. Die Bun- 
desregierung hat eingehend geprüft, ob entspre- 
chend dem Vorschlag der Steuerreformkommission 
auf die Besteuerung des Mietwerts verzichtet wer- 
den kann. Es sprechen eine Reihe von gewichtigen 
Gesichtspunkten für die Aufhebung dieser Besteue- 
rung, insbesondere, 

daß bei Nichterfassung des Wohnens in der eige- 
nen Wohnung eine Vereinfachung eintritt, 

daß der Verzicht auf die Erzielung von Einnahmen 

in keinem anderen Fall besteuert wird, 

daß sich das Wohnen in der Konsumsphäre ab- 
spielt und daß dem Wohnungseigentümer keine 

Einnahmen zufließen. 

Die Bundesregierung hat dem Gedanken der Gleich- 
behandlung des Eigenwohners mit dem Mieter, des- 
sen Mietaufwendungen einkommensteuerlich nicht 
berücksichtigt werden, jedoch gegenüber diesen ver- 
waltungsmäßigen und systematischen Bedenken den 
Vorrang eingeräumt. In Absatz 2 wird demzufolge 
die Besteuerung des Mietwerts der eigengenutzten 
Wohnung aus § 21 Abs. 2 EStG 1971 übernommen. 
Zur leichteren Übersicht und zum besseren Ver- 
ständnis wird die Vorschrift in zwei Nummern auf- 
geteilt und anstelle des unterschiedlich verwendeten 
Ausdrucks „Nutzungswert" der Begriff „Mietwert", 
das heißt Rohmietwert, verwendet. In Anlehnung 
an die Rechtsprechung wird ergänzend in Nummer 1 
Buchstabe a vorgeschrieben, daß ein Nießbraucher 
oder ein dinglich Wohnberechtigter den Mietwert 
der Wohnung, den er aufgrund seines dinglichen 
Rechts nutzt, als (fiktive) Einnahmen aus Vermie- 
tung und Verpachtung anzusetzen hat. Es ist dabei 
ohne Bedeutung, ob das dingliche Recht dem Berech- 
tigten entgeltlich oder unentgeltlich zugefallen ist. 

In Nummer 2 wird in Abweichung von dem gelten- 
den Recht angeordnet, daß der Mietwert der einem 
anderen ganz oder teilweise unentgeltlich überlas- 
senen Wohnung beim überlassenden anzusetzen ist, 
wenn ihm die überlassene Wohnung nach § 42 der 
Abgabenordnung zuzurechnen oder wenn ihm an 
der Wohnung ein Nießbrauch oder ein dingliches 
Wohnrecht eingeräumt ist. Das bedeutet, daß der 
Mietwert einer Wohnung als Einnahmen aus Ver- 
mietung und Verpachtung dann dem überlassenden 
stets zuzurechnen ist, wenn er die Wohnung freiwil- 
lig oder aufgrund einer schuldrechtlichen Verpflich- 
tung ganz oder teilweise unentgeltlich überläßt. 
Durch die Neuregelung werden die Fälle nicht be- 
rührt, in denen z. B. ein Hauseigentümer eine Woh- 
nung aus sachgerechten und nicht in seiner persön- 
lichen Sphäre liegenden Gründen unter der orts- 
üblichen mittleren Miete vermietet. 

Des weiteren wird in Absatz 2 in Angleichung an 
die Rechtsprechung bestimmt, wie der Mietwert der 
selbstgenutzten Wohnung zu ermitteln ist. 


Zu Absatz 3 

In Absatz 3 wird für den Bereich der Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung die sinngemäße 
Anwendung der Vorschriften über den Abzug von 
Werbungskosten der Arbeitnehmer bei Dienstreisen, 
Fahrten zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte, 
Mehraufwendungen für doppelte Haushaltsführung 
usw. zugelassen. 

Zu Absatz 4 

Wegen des Fehlens von Vergleichsmieten schreibt 
Absatz 4 in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht zur Vereinfachung ein besonderes Verfahren 
über die Ermittlung des Nutzungswerts in Fällen 
vor, in denen sich die Wohnung im eigenen Einfami- 
lienhaus befindet. Diese Sonderregelung gilt auch 
für Eigentumswohnungen, wenn sie bei der Bewer- 
tung nach Maßgabe des § 93 Abs. 1 des Bewer- 
tungsgesetzes der Grundstücksart „Einfamilienhäu- 
ser" zugeordnet worden sind. Die Einzelheiten die- 
ses Verfahrens sind in § 57 des Gesetzentwurfs ent- 
halten. Das pauschalierte Verfahren darf nur ange- 
wendet werden, wenn das Einfamilienhaus vom 
Eigentümer selbst zu Wohnzwecken genutzt wird. 
Deshalb ist das pauschalierte Verfahren z. B. nicht 
zulässig, wenn ein Einfamilienhaus mit einem Nieß- 
brauchsrecht belastet ist und von dem Nießbrauchs- 
berechtigten selbst genutzt wird, (BFH-Urteil vom 
12. September 1969 — BStBl II S. 727) oder wenn 
ein Einfamilienhaus nicht vom Eigentümer oder Mit- 
eigentümer selbst, sondern von einer anderen Per- 
son ganz oder teilweise unentgeltlich genutzt wird 
und deshalb der Mietwert dem Eigentümer oder Mit- 
eigentümer zuzurechnen ist. In solchen Fällen müs- 
sen die Einkünfte aus dem Einfamilienhaus durch 
Gegenüberstellung des (fiktiven) Mietwerts und der 
Werbungkosten ermittelt werden. Steht ein Einfa- 
milienhaus im Eigentum von mehreren Eigentümern, 
so ist das pauschalierte Verfahren insoweit zulässig, 
als der oder die Miteigentümer das Einfamilienhaus 
in einem ihrem Miteigentumsanteil entsprechenden 
Umfange selbst bewohnen (BFH-Urteil vom 1. Au- 
gust 1972 — BStBl. II S. 882). 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 legt fest, daß Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, wenn sie innerhalb anderer Ein- 
kunftsarten anfallen, diesen Einkünften zuzurech- 
nen sind und daß im Falle einer solchen Zurech- 
nung das in Absatz 4 für selbstgenutzte Einfami- 
lienhäuser enthaltene pauschalierte Verfahren nicht 
zulässig ist. 

Zu § 57 — Nutzungswert der selbstgenutzten Woh- 
nung im eigenen inländischen Einfami- 
lienhaus 

Die Besteuerung des Nutzungswerts der Wohnung 
im eigenen, im Inland belegenen Einfamilienhaus 
wird nach geltendem Recht nach einem in der Ein- 
familienhausverordnung vom 26. Januar 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 99) geregelten pauschalierten 
Verfahren durchgeführt. Diese Pauschalierung ist 
bisweilen vor allem deshalb kritisiert worden, weil 
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die ihr Einfamilienhaus selbst nutzenden Steuer- 
pflichtigen durch die Zugrundelegung der nach den 
Wertverhältnissen am 1. Januar 1935 festgelegten 
Einheitswerte gegenüber Steuerpflichtigen mit einer 
Wohnung im eigenen Mehrfamilienhaus begünstigt 
würden. Diese wird dadurch beseitigt, daß künftig 
die nach den jetzigen Wertverhältnissen festgestell- 
ten Einheitswerte zugrunde gelegt werden. Um zu 
möglichst zeitnahen Werten zu kommen, wird vor- 
geschrieben, daß zum Ausgleich der zwischen 1964 
und 1975 eingetretenen Wertsteigerungen im Rah- 
men der Berechnung des Nutzungswerts die auf den 
1. Januar 1964 festgestellten Einheitswerte um 
40' v. H. zu erhöhen sind, so daß sich die Einheits- 
werte den Verkehrswerten annähern. Würde bei der 
Berechnung des sogenannten Grundbetrags von den 
bisherigen Sätzen von 3 v. H. bzw. 3,5 v, H. der 
neuen Einheitswerte ausgegangen, so würde sich ein 
zu hoher Ausgangswert ergeben. Das gilt sowohl 
für Einfamilienhäuser, bei denen noch Zinsen auf 
Fremdmittel zu entrichten sind, als auch bei älteren 
Gebäuden, bei denen hoher Reparaturaufwand an- 
fällt. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß das 
gesellschaftspolitische Ziel, die Bildung von Woh- 
nungseigentum in breiten Schichten zu fördern, 
nicht beeinträchtigt werden darf. Der Entwurf sieht 
deshalb vor, daß bei der Berechnung des Grund- 
betrags nur noch 1,5 v. H. des maßgebenden Ein- 
heitswerts anzusetzen sind. 

In Absatz 2 wird der Begriff „maßgebender Einheits- 
wert" bestimmt. 

In Absatz 3 wird abschließend der Kreis der Auf- 
wendungen aufgezählt, die bei der Berechnung des 
Nutzungswerts vom Grundbetrag abgesetzt werden 
dürfen. 

Absatz 4 Satz 1 entspricht § 3 Abs. 2 der Einfami- 
lienhausverordnung. Die Ausnahmeregelung in 
Satz 2 dient einerseits der Billigkeit, andererseits 
entlastet sie die Finanzverwaltung, weil der Nut- 
zungswert nach dem pauschalierten Verfahren er- 
mittelt werden kann und sich damit in den unter die 
Freigrenze fallenden Bagatellfällen eine getrennte 
Ermittlung der Einnahmen und Werbungskosten 
aus dem vermieteten Teil der Einfamilienhauses er- 
übrigt. 

Zu § 58 — Arten der sonstigen Einkünfte 
Zu Absatz 1 

Die sonstigen Einkünfte, die in Absatz 1 im einzel- 
nen festgelegt werden, sind ihrem Wesen nach sehr 
verschieden. 

Nummer 1 entspricht § 22 Ziff. 2 EStG 1971. Hier 
sollen wie bisher nicht alle Veräußerungsgewinne 
im privaten Bereich, sondern nur solche erfaßt wer- 
den, die innerhalb einer bestimmten Frist bei der 
Veräußerung der in § 60 genannten beiden Gruppen 
von Wirtschaftsgütern erzielt werden. 

Nummer 2 ist neu eingefügt und beinhaltet die 
einkommensteuerliche Erfassung der Gewinne aus 
der Veräußerung privater Bodenschätze. Gewinne 
dieser Art sind bis einschließlich 1957 als Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb erfaßt worden. Mit Wirkung 


ab 1958 wurde auf eine Besteuerung verzichtet, 
weil — so die Begründung zum Entwurf eines 
Steueränderungsgesetzes 1958 (Drucksache 260 der 
III. Wahlperiode) — auch andere Veräußerungsge- 
winne im privaten Bereich nicht besteuert werden, 
die Besteuerung in den wenigen Fällen, in denen sie 
zur Anwendung kam, zu Härten geführt hat und 
sich außerdem erhebliche Schwierigkeiten bei der 
Ermittlung des Gewinns ergeben haben. Laufende 
Einnahmen aus der Überlassung eines Bodenschat- 
zes an einen Dritten zur laufenden Ausbeute da- 
gegen werden auch wie vor im Rahmen der Ein- 
künfte aus Vermietung und Verpachtung besteuert. 
Insbesondere seit durch § 11 d Abs. 1 EStDV 1965 
Absetzungen für Substanzverringerung bei selbst- 
entdeckten oder unentgeltlich erworbenen Boden- 
schätzen ausgeschlossen worden sind und sich da- 
durch bei pachtweiser Überlassung gegenüber dem 
früheren Rechtszustand eine wesentlich höhere 
Steuerbelastung ergibt, wird in zunehmendem Um- 
fang versucht, die Besteuerung von Pachteinnahmen 
dadurch zu umgehen, daß die Überlassung der Bo- 
denschätze als Veräußerungsgeschäft gestaltet wird. 
Die Steuerreformkommission 1971 hat auf das Feh- 
len einer gesetzlichen Regelung, die die Erfassung 
der Gewinne aus der Veräußerung von Bodenschät- 
zen sicherstellt, bereits hingewiesen und hält eine 
solche Regelung für erforderlich (Tz. TI/127 des Gut- 
achtens). Auch die Bundesregierung hält es aus 
Gründen der steuerlichen Gleichbehandlung für not- 
wendig, den gravierenden Unterschied bei der 
steuerlichen Behandlung der pachtweisen Überlas- 
sung einerseits (volle Erfassung der Pachteinnah- 
men, denen bei selbstentdeckten oder unentgeltlich 
erworbenen Bodenschätzen kaum Werbungskosten 
gegenüberstehen) und der Veräußerung anderer- 
seits (völlige Freistellung von der Steuer, sofern es 
sich nicht ausnahmsweise um ein privates Ver- 
äußerungsgeschäft im Sinne des § 60 handelt) zu 
beseitigen. Die Art und Weise der Ausbeutung 
eines Bodenschatzes (Ausbeute im eigenen Betrieb, 
pachtweise Überlassung an einen Dritten zur lau- 
fenden Ausbeute, Veräußerung des ganzen Vor- 
kommens zur Ausbeute) sollte nach Auffassung der 
Bundesregierung steuerlich nicht zu völlig unter- 
schiedlichen Ergebnissen führen. Das gegen eine 
Besteuerung der Gewinne aus der Veräußerung von 
Bodenschätzen vorgetragene Argument, Veräuße- 
rungsgewinne im privaten Bereich würden generell 
nicht besteuert, kann demgegenüber nicht überzeu- 
gen. Denn Bodenschätze unterscheiden sich von an- 
deren Gütern des Privatvermögens und auch von 
Grundstücken dadurch, daß sie gemeinhin nur im 
Rahmen eines — eigenen oder fremden — Betriebes 
ausgebeutet und verwertet werden können und des- 
halb in besonderem Maße den Keim zu einem Ge- 
werbebetrieb in sich tragen. Es wäre durchaus zu 
rechtfertigen, die Gewinne aus der Veräußerung 
von Bodenschätzen als Einkünfte aus Gewerbe zu 
behandeln, wie dies in der Zeit bis 1957 auch der 
Fall war. Die Bundesregierung hat sich für eine Re- 
gelung im Rahmen der sonstigen Einkünfte ent- 
schieden, weil auch die Gewinne aus anderen priva- 
ten Veräußerungsgeschäften (vgl. Nummer 1) hierzu 
gerechnet werden. Im übrigen trifft das Argument, 
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Veräußerungsgewinne im nichtbetrieblichen Bereich 
würden generell nicht besteuert, in diesem Umfang 
nicht zu, wie die in § 38 Abs. 1 Nr. 1 letzter Halbsatz 
(Behandlung der Einkünfte aus der Vermietung von 
Schiffen und Verkehrsflugzeugen als gewerbliche 
Einkünfte), in § 40 (Veräußerung von Anteilen an 
einer Kapitalgesellschaft bei wesentlicher Beteili- 
gung) und in § 60 (Private Veräußerungsgeschäfte) 
aufgeführten Fälle zeigen. 

In Nummer 3 sind die Tätigkeiten von bestimmten 
Berufsgruppen, die bisher bei den Einkünften aus 
sonstiger selbständiger Arbeit (§ 18 Abs. 1 Ziff. 3 
EStG 1971) erfaßt sind, als eine Unterart der sonsti- 
gen Einkünfte einbezogen worden. Diese Einordnung 
erscheint systemgerechter als die bisherige Rege- 
lung, weil es sich überwiegend um Tätigkeiten han- 
delt, die regelmäßig nur gelegentlich oder vorüber- 
gehend ausgeübt werden. Soweit Tätigkeiten aus- 
geübt werden, die den in Nummer 3 aufgezählten 
Tätigkeitsgruppen ähnlich sind, fallen die Einnah- 
men daraus ebenfalls unter diese Regelung. Ob eine 
Tätigkeit einer der in dem Katalog aufgeführten 
Tätigkeiten ähnlich ist, kann nach den Grundsätzen 
beurteilt werden, die von der Rechtsprechung zur 
Frage der Ähnlichkeit einer Berufstätigkeit mit einer 
der in § 18 Abs. 1 ' Ziff. 1 EStG 1971 aufgeführten 
freien Berufe entwickelt worden sind. Fallen Ein- 
nahmen aus einer der in Nummer 3 aufgeführten 
Tätigkeiten im Rahmen einer freiberuflichen Tätig- 
keit an, so sind sie wegen des subsidiären Charak- 
ters des § 58 der Haupttätigkeit zuzurechnen. 

Nummer 4 entspricht § 18 Abs. 1 Ziff. 3 EStG 1971. 

Nummer 5 übernimmt die bisher in § 22 Ziff. 3 EStG 
1971 geregelte Besteuerung der Einnahmen aus Lei- 
stungen. Der Begriff Leistung wird nicht definiert. 
Er ist, wie der Bundesfinanzhof wiederholt entschie- 
den hat (vgl. BFH-Urteile vom 23. Juni 1964 — BStBl. 
III S. 500 — und vom 16. Juni 1966 — BStBl. 1967 
II S. 251), weit auszulegen und umfaßt jedes Tun, 
Unterlassen und Dulden, das Gegenstand eines ent- 
geltlichen Vertrages sein kann. Deshalb sind z. B. 
auch die Einnahmen aus gewerbsmäßigem Ge- 
schlechtsverkehr als Leistungsentgelt zu erfassen. 
Einnahmen aus Leistungen sind nach Nummer 5 nur 
anzusetzen, wenn sie nicht unter die Nummern 1 bis 
4 fallen. Ein Werbungskostenüberschuß darf nur 
innerhalb der Nummer 5 ausgeglichen werden, also 
weder mit anderen Einnahmegruppen des Absatzes 1 
noch im Rahmen anderer Einkunftsarten. 

Nach Nummer 6, die teilweise § 22 Ziff. 1 EStG 1971 
entspricht, werden wiederkehrende Bezüge (auch die 
in der Form, von wiederkehrenden Bezügen gewähr- 
ten Zuschüsse und sonstigen Vorteile — § 22 Ziff. 1 
Buchstabe b EStG 1971) den sonstigen Einkünften 
zugerechnet, sofern sie nicht zu den Einnahmen im 
Sinne der Nummern 1 bis 5 gehören. Soweit es sich 
um Leibrenten handelt, sind sie auch künftig nur mit 
dem Ertragsanteil zu erfassen. Der Begriff wieder- 
kehrende Bezüge wird im Gesetz nicht näher be- 
stimmt. Nach der Rechtsprechung sind wiederkeh- 
rende Bezüge solche Bezüge in Geld oder Geldes- 
wert, die einem Steuerpflichtigen in bestimmten 
Zeiträumen mit einer gewissen Regelmäßigkeit und 
für eine gewisse Dauer zufließen. Die wiederkeh- 


renden Bezüge müssen auf einem einheitlichen 
Rechtsgrund oder einem einheitlichen Entschluß be- 
ruhen. Bezüge, die sich zwar wiederholen, bei denen 
aber die einzelne Leistung jeweils von einer neuen 
Vereinbarung oder einem neuen Entschluß abhängt 
oder die wirtschaftlich Kapitalrückzahlungen — z. B. 
Kaufpreisraten — darstellen, sind keine wiederkeh- 
renden Bezüge. Zeitrenten fallen nicht unter § 58 
Abs. 1 Nr. 6, sondern mit ihrem Zinsanteil unter § 55 
Abs. 1 Nr. 7. 

Bei Leibrenten, die auf die Lebenszeit einer Person 
abgestellt sind, und bei abgekürzten Leibrenten, die 
auf die Lebenszeit einer Person, höchstens aber auf 
eine bestimmte Laufzeit, begrenzt sind, ist nach § 22 
Ziff. 1 EStG 1971 der aus einer Tabelle sich erge- 
bende Ertragsanteil anzusetzen. Diese Regelung, die 
durch das Gesetz zur Neuordnung von Steuern vom 
16. Dezember 1954 mit Wirkung vom 1. Januar 1955 
eingeführt worden ist, hat sich bewährt. Da keine 
zwingenden Anhaltspunkte für eine Änderung die- 
ser Besteuerung vorhanden sind, hält der Entwurf 
an der seitherigen Regelung unverändert fest. Die 
Einzelheiten über die Besteuerung der Leibrenten 
sind in § 59 enthalten. 

Eine in der Praxis häufig anwendbare Sonderrege- 
lung ist in Sätzen 3 und 4 enthalten. Danach sind Zu- 
wendungen, die an eine gegenüber dem Zuwenden- 
den oder seinem Ehegatten unterhaltsberechtigte 
Person (oder deren Ehegatten) oder aufgrund einer 
freiwillig eingegangenen Verpflichtung gemacht 
werden, beim Zuwendungsempfänger nicht anzu- 
setzen, wenn der Geber unbeschränkt einkommen- 
steuerpflichtig ist (unbeschränkte Körperschaft- 
steuerpflicht genügt nicht). In Korrespondenz zu der 
steuerlichen Behandlung beim Geber ist aber in den 
Fällen, in denen der wiederkehrende Bezug in wirt- 
schaftlichem Zusammenhang mit einer Gegenleistung 
steht, Voraussetzung für den Verzicht auf die Be- 
steuerung beim Empfänger, daß die Gegenleistung 
weniger als der Hälfte des Wertes der dauernden 
Last beim Zuwendungsgeber entspricht. Beträgt hin- 
gegen der Wert der Gegenleistung die Hälfte oder 
mehr und liegen auch im übrigen die Voraussetzun- 
gen für den Abzug der Zuwendungen als Sonderaus- 
gaben (§ 68 Abs. 1 Nr. 1) vor, so sind die Bezüge bei 
der Besteuerung anzusetzen. 

Nummer 7 ist sachlich unverändert aus § 211 Abs. 1 
Nr. 1 LAG übernommen worden. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird für den Bereich der sonstigen Ein- 
künfte die sinngemäße Anwendung der Vorschriften 
über den Abzug von Werbungskosten der Arbeit- 
nehmer bei Dienstreisen, Fahrten zwischen Woh- 
nung und Tätigkeitsstätte, Aufwendungen für dop- 
pelte Haushaltsführung usw. zugelassen. Außerdem 
wird klargestellt, daß die für private Veräußerungs- 
geschäfte in § 60 Abs. 3 und für die Veräußerung 
von Bodenschätzen in § 61 Abs. 2 getroffene Sonder- 
regelung über die Erfassung von Einnahmen und 
den Abzug von Werbungskosten zu beachten ist. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 übernimmt unverändert den bisher in § 9 a 
Ziff. 3 EStG 1971 zugelassenen Werbungskosten- 
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Pauschbetrag bei wiederkehrenden Bezügen. Der 
Pauschbetrag gilt für die Bezüge des einzelnen 
Steuerpflichtigen. Bei Ehegatten kann jeder Ehe- 
gatte — wie schon bisher — den Pauschbetrag für 
die ihm zugeflossenen Bezüge in Anspruch nehmen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt die Zurechnung von sonstigen Ein- 
künften zu anderen Einkunftsarten. 

Zu § 59 — Ertrag des Leibrentenrechts 

Absatz 1 entspricht § 22 Ziff. 1 Satz 4 EStG 1971. 

In Absatz 2 ist die Tabelle zur Ermittlung des Er- 
tragsanteils bei lebenslänglichen Leibrenten unver- 
ändert aus § 22 Ziff. 1 Buchstabe a Satz 5 EStG 1971 
übernommen worden. 

Absatz 3 enthält eine Tabelle zur Ermittlung des 
Ertragsanteils bei abgekürzten Leibrenten, die bisher 
in § 55 Abs. 2 EStDV 1971 enthalten ist. 

Absatz 4 regelt die Ermittlung des Ertragswerts 
einer Leibrente in Fällen, in denen die Dauer einer 
Leibrente von der Lebenszeit einer anderen oder 
mehreren anderen Personen abhängig ist. 

Zu § 60 — Private Veräußerungsgeschäfte 

Die Vorschrift ersetzt § 23 EStG 1971. Die vorge- 
nommenen Änderungen dienen im wesentlichen der 
Klarstellung. So entfällt die Benennung des Be- 
steuerungstatbestands als Spekulationsgeschäft. Da 
die ein Spekulationsgeschäft kennzeichnende Spe- 
kulationsabsicht für die Anwendung der Vorschrift 
nicht erforderlich ist, wird die neutrale Bezeichnung 
„private Veräußerungsgeschäfte" gewählt. Der Be- 
griff „privates Veräußerungsgeschäft 1 ' umfaßt — 
ebenso wie der bisher verwendete Begriff „Speku- 
lationsgeschäft" — sowohl den Erwerb als auch die 
Veräußerung des Wirtschaftsguts. Durch den Hin- 
weis auf Geschäfte mit Wirtschaftsgütern, die nicht 
zu einem Betriebsvermögen gehören, wird der Tat- 
bestand abgegrenzt. 

Es ist geprüft worden, ob der Rahmen der Vor- 
schrift erweitert und sämtliche private Veräuße- 
rungsgeschäfte für die Einkommensbesteuerung her- 
angezogen werden können. Eine vollständige Erfas- 
sung dieser Erträge dürfte jedoch selbst bei erheb- 
lichem Verwaltungsaufwand unmöglich sein. Die 
Beschränkung der Besteuerung auf Gewinne aus der 
Veräußerung bestimmter privater Wirtschaftsgüter 
in bestimmten genau umschriebenen Fällen hat sich 
bewährt und wird deshalb beibehalten. 

In Absatz 1 Nr. 1 ist für die Bezeichnung des Be- 
ginns und des Endes des Zeitraums, in dem Ein- 
künfte aus einer Veräußerung dem Steuerzugriff 
unterliegen, entsprechend der bisherigen Auslegung 
auf den Abschluß der schuldrechtlichen Verträge 
über Anschaffung und Veräußerung oder auf diesen 
Verträgen gleichstehende Rechtsakte abgestellt. 
Eine entsprechende Anpassung ist in Nummer 2 
vorgenommen. Die Frist von zwei Jahren, während 
der Einkünfte aus der Veräußerung privater Grund- 
stücke und grundstücksgleicher Rechte der Be- 


steuerung unterliegen, bleibt unverändert. Die Pro- 
bleme, die durch die in spekulativer Absicht insbe- 
sondere in stadtrandnahen Gebieten vorgenomme- 
nen privaten Grundstücksgeschäfte in Form der Ver- 
teuerung der Grundstückspreise entstehen, sind 
durch eine Verlängerung dieser Frist oder durch 
eine zeitlich unbegrenzte Erfassung nicht zu lösen. 
Ein auf diese Weise bewirkter stärkerer steuerlicher 
Zugriff auf Einkünfte aus derartigen Grundstücks- 
geschäften würde — angesichts der Tatsache, daß 
sich diese Geschäfte auf nicht vermehrbare Wirt- 
schaftsgüter beziehen — zu einer Erstarrung des 
Grundstücksverkehrs und nicht zu einem Sinken 
der Bodenpreise führen. 

Nach Absatz 3 werden bei der Ermittlung der Ein- 
künfte die dem Veräußerungspreis gegenüberzu- 
stellenden Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
gekürzt um die zwischenzeitlich vorgenommenen 
Abschreibungen und erhöhten Abschreibungen. Die 
durch diese Abschreibungen oder erhöhten Ab- 
schreibungen entstandenen stillen Reserven müs- 
sen bei der Veräußerung des Wirtschaftsguts er- 
faßt werden. Da bei den privaten Veräußerungs- 
geschäften — sieht man von der zeitlichen Be- 
schränkung ab — der realisierte Wertzuwachs von 
Wirtschaftsgütern genau so erfaßt wird wie bei 
Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens, ist es ge- 
boten, auch hinsichtlich der mit dem Veräußerungs- 
geschäft zusammenhängenden Aufwendungen nach 
ähnlichen Grundsätzen zu verfahren, wie sie bei 
entsprechenden Vorgängen im betrieblichen Bereich 
gelten. Dort können diese Aufwendungen entweder 
laufend während der Besitzzeit als Betriebsausgaben 
abgezogen werden (z. B. Schuldzinsen für anläßlich 
des Erwerbs des Wirtschaftsguts aufgenommene 
Kredite) oder sie werden zunächst aktiviert und 
mindern den späteren Veräußerungsgewinn (z. B. 
spätere Auffüllkosten bei einem Grundstück). Ab- 
satz 3 Nr. 1 und 2 stellt eine entsprechende Hand- 
habung bei den privaten Veräußerungsgeschäften 
sicher, Aufwendungen, die im betrieblichen Bereich 
zunächst zu aktivieren wären, wirken sich bei den 
privaten Veräußerungsgeschäften in einer Erhö- 
hung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Wirtschaftsguts (Absatz 3 Nr. 1) aus. Die übrigen 
durch das Veräußerungsgeschäft veranlaß ten Auf- 
wendungen, die nach § 48 abgezogen werden kön- 
nen und nicht bereits während der Besitzzeit — z. B. 
als Werbungskosten bei Vermietung und Verpach- 
tung — berücksichtigt worden sind, können bei der 
Ermittlung der Einkunftsteile aus privaten Veräuße- 
rung s ge schäften als Werbungskosten behandelt 
werden. Hierunter fallen insbesondere etwaige wäh- 
rend der Besitzzeit zu zahlende Schuldzinsen. Diese 
Abzugsmöglichkeit entspricht auch dem wirtschaft- 
lichen Gehalt des § 60, wonach das besteuert wer- 
den soll, was der Steuerpflichtige für ein Wirt- 
schaftsgut mehr erlöst hat, als er insgesamt dafür 
aufwenden mußte. Da wegen der zeitlichen Be- 
schränkung erst im Zeitpunkt der Veräußerung 
eines Wirtschaftsguts abschließend geprüft werden 
kann, ob bestimmte damit zusammenhängende Auf- 
wendungen als Werbungskosten zu behandeln sind, 
und da es im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung geboten ist, die Besteuerung der Einkunfts- 
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teile aus privaten Veräußerungsgeschäften nach 
Möglichkeit in einem Veranlagungszeitraum abzu- 
wickeln, ist in Satz 2 bestimmt, daß Einnahmen als 
im Jahr der Veräußerung bezogen und Werbungs- 
kosten als im Jahr der Veräußerung geleistet gel- 
ten. Wiederkehrende Bezüge sind dabei mit dem 
Kapitalwert anzusetzen; die in den späteren lau- 
fenden Bezügen enthaltenen Ertragsanteile fallen 
unter § 58 Abs. 1 Nr. 6. 

Absatz 4 entspricht im Ergebnis § 23 Abs. 4 Sätze 2 
und 3 EStG 1971. 

Zu § 61 — Veräußerung von Bodenschätzen 

Die Vorschrift ist neu eingefügt. Sie regelt die Ein- 
zelheiten der Besteuerung der Gewinne aus der 
Veräußerung privater Bodenschätze. 

In Absatz 1 wird der Anwendungsbereich der Re- 
gelung abgegrenzt. Erfaßt werden nur Fälle, in 
denen zum Privatvermögen gehörende Bodenschätze 
- — für sich allein oder zusammen mit »dem Grund 
und Boden — veräußert werden. Wird der Grund 
und Boden mitveräußert, so ist ein etwa vereinbar- 
ter Gesamtkaufpreis entsprechend den tatsächlichen 
Verhältnissen aufzuteilen; sofern der Grund und 
Boden ebenfalls zum Privatvermögen gehört und 
kein privates Veräußerungsgeschäft im Sinne des 
§ 60 vorliegt, wird nur der auf den Bodenschatz ent- 
fallende Teil des Veräußerungsgewinns zur Be- 
steuerung herangezogen. § 61 erfaßt nicht die Fälle, 
in denen der Steuerpflichtige ein Entgelt dafür er- 
hält, daß er einem Dritten die laufende Ausbeute 
eines zum Privatvermögen gehörenden Bodenschat- 
zes gestattet; dieses Entgelt ist der Einkunftsart 
Vermietung und Verpachtung zuzurechnen. Gewinne 
aus der Veräußerung von Bodenschätzen, die zu 
einem Betriebsvermögen gehören, werden im Rah- 
men der Gewinnermittlung für den Betrieb erfaßt. 
In Absatz 1 Nr. 2 ist außerdem bestimmt, daß § 60 
Vorrang vor § 61 hat. 

Absatz 2 enthält Bestimmungen über die Ermittlung 
der Einkunftsteile aus der Veräußerung von Boden- 
schätzen. Auszugehen ist vom Veräußerungspreis 
und von den tatsächlichen Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten für den Bodenschatz, die ggf. um 
zwischenzeitlich vorgenommene Abschreibungen für 
Substanzverringerungen zu kürzen sind. Besondere 
Ausgangswerte auf den Stichtag des Inkrafttretens 
der Regelung sind nicht festgelegt worden, da sie 
die Steuerpflichtigen, die einem Dritten die laufende 
Ausbeute des Bodenschatzes überlassen und Ab- 
schreibungen für Substanzverringerung nur von den 
tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
vornehmen dürfen (§ 49 Abs. 6), gegenüber den Ver- 
käufern von Bodenschätzen in unvertretbarer Weise 
benachteiligen würden. Zur Klarstellung ist in 
Satz 2 weiter bestimmt, daß bei vorangegangenem 
unengeltlichen Erwerb des Bodenschatzes von den 
tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
des Rechtsvorgängers auszugehen ist. Dies ent- 
spricht dem allgemeinen Grundsatz, daß der unent- 
geltlich Erwerbende in die Stellung des Rechtsvor- 
gängers einrückt. Wegen der Einzelheiten der Er- 
mittlung der Einkunftsteile wird auf die Begrün- 
dung zu § 60 Abs. 3 verwiesen. 


Absätze 3 und 4 enthalten Regelungen über eine 
Freigrenze und über den Ausschluß des Ausgleichs 
oder Vortrags von Verlusten. Sie entsprechen — 
auch in der Höhe der Freigrenze — den bis 1957 
geltenden Vorschriften (§ 17 a Abs. 3 und 4 EStG). 

Zu § 62 — Entschädigungen, nachträgliche Zuflüsse 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 24 EStG 
1971. Der 1961 in § 24 Abs. 1 Nr. 1 EStG als Buch- 
stabe c aufgenommene Hinweis auf 'die Ausgleichs- 
zahlungen an Handelsvertreter nach § 89 b des 
Handelsgesetzbuches befindet sich nunmehr in der 
Vorschrift über die Tarifermäßigung für außer- 
ordentliche Einkünfte oder Einkunftsteile (§ 82 
Abs. 2 Nr. 4). Nummer 2 ist zum Zwecke der Klar- 
stellung um einen Hinweis auf Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten, die aus einer früheren Tätig- 
keit im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 oder aus 
einem früheren Rechtsverhältnis im Sinne des § 4 
Abs. 1 Nr. 5 bis 7 stammen, erweitert worden. 

Zu § 63 — - Gesamtbetrag der Einkünfte 

Die Vorschrift regelt die Ermittlung des Gesamt- 
betrags der Einkünfte entsprechend der Definition 
dieses Begriffs in § 4 Abs. 2. 

Zu § 64 — Altersentlastungsbetrag 

Mit dieser Vorschrift werden erstmals auch diejeni- 
gen im Alter bezogenen Einkünfte, die nicht Leib- 
renten oder Versorgungsbezüge sind, steuerlich spür- 
bar entlastet. Begünstigt werden insbesondere über 
64 Jahre alte Steuerpflichtige, die weder eine So- 
zialversicherungsrente noch eine Pension beziehen, 
aber auch Sozialrentner oder Pensionäre, die wei- 
ter arbeiten und neben ihrer Rente oder ihrer Pen- 
sion noch Arbeitslohn aus aktiver Arbeitstätigkeit 
oder andere einkommensteuerpflichtige Einnahmen 
haben. 

Grundlage für die Berechnung des Altersent- 
lastungsbetrags ist nach Satz 1 die positive Summe 
der Einkünfte. Aus Gründen der Praktikabilität 
wird jedoch anstelle der Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Arbeit der Arbeitslohn der Berechnung 
zugrunde gelegt. Damit wird im Falle des Pensionärs 
mit Nebeneinkünften aus aktiver Arbeitstätigkeit 
die Aufteilung des Weihnachtsfreibetrags und des 
Werbungskosten-Pauschbetrags für Arbeitnehmer 
oder die Zuordnung der jeweiligen Werbungskosten 
auf die verschiedenen Einkunftsteile aus nichtselb- 
ständiger Arbeit vermieden. Außerdem ermöglicht 
die Anknüpfung an den Arbeitslohn die Berück- 
sichtigung des Altersentlastungsbetrags beim Lohn- 
steuerabzug durch den Arbeitgeber (vgl. § 138 
Abs. 2). Ist die Summe der Einkünfte, die nicht sol- 
che aus nichtselbständiger Arbeit sind und auch 
nicht Versorgungsbezüge oder Einkunftsteile aus 
Leibrenten darstellen, negativ, so bleiben diese 
Einkünfte außer Betracht. Damit wird erreicht, daß 
ein im Lohnsteuerverfahren einmal gewährter 
Altersentlastungsbetrag bei der Veranlagung nicht 
mehr deshalb ganz oder zum Teil entzogen werden 
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muß, weil z. B. ein Verlust aus Vermietung und Ver- 
pachtung vorliegt. 

Satz 2 schließt die durch den Versorgungs-Freibe- 
trag nach § 52 Abs. 1 begünstigten Versorgungs- 
bezüge und die nach § 58 Abs. 1 Nr. 6 nur mit dem 
Ertragsanteil besteuerten Leibrenten (einschließlich 
der Sozialversicherungsrenten) von der steuerlichen 
Entlastung nach dieser Vorschrift aus. 

Sätze 3 und 4 regeln die persönlichen Vorausset- 
zungen für den Altersentlastungsbetrag. Wegen der 
einfacheren Handhabung wird hier wie an anderer 
Stelle des Gesetzes von der im EStG 1971 enthalte- 
nen Regelung, wonach die Altersvoraussetzung min- 
destens vier Monate vor dem Beginn des Kalender- 
jahrs erfüllt sein muß, abgegangen. Die gesonderte 
Zuordnung des Altersentlastungsbetrags auf den 
einzelnen Ehegatten auch im Falle der Zusammen- 
veranlagung ist nach Zielrichtung und Ausgestal- 
tung dieser besonderen Steuervergünstigung gebo- 
ten. 


Zu § 65 — Ausgleichsbetrag 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 46 Abs. 5 
EStG 1971 und § 70 EStDV 1971. Danach bleiben bei 
Arbeitnehmern Einkünfte, die nicht dem Lohnsteuer- 
abzug unterlegen haben, bis zu 800 DM außer An- 
satz, so daß Arbeitnehmer mit geringen Nebenein- 
künften nicht zur Einkommensteuer veranlagt zu 
werden brauchen. Die Vorschrift dient also der Ver- 
waltungsvereinfachung. Um Härten in den Fällen 
zu vermeiden, in denen die Nebeneinkünfte die 
Freigrenze nur geringfügig überschreiten, wird diese 
Freigrenze gleitend abgebaut. Die Nebeneinkünfte 
werden erst dann voll erfaßt, wenn sie mindestens 
1 600 DM betragen. Im Gegensatz zum geltenden 
Recht ist die Regelung nicht auf bestimmte Veran- 
lagungsfälle beschränkt. 

Die Konkurrenz des Ausgleichsbetrags zum Alters- 
entlastungsbetrag ist dahin gehend geregelt, daß der 
Altersentlastungsbetrag, soweit er nicht bereits bei 
den Einkünften, die der Lohnsteuer unterlegen 
haben, berücksichtigt werden kann, vor dem Aus- 
gleichsbetrag zu berücksichtigen ist. 

Zu § 66 — Verlustvortrag 

Der Verlustvortrag ist bisher nach § 10 d EStG 1971 
— dort als Verlustabzug bezeichnet — auf Verluste 
aus Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, Ge- 
werbebetrieb und selbständiger Arbeit (jetzt frei- 
beruflicher Tätigkeit) beschränkt. Er ist außerdem 
an die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung ge- 
knüpft. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
es nicht gerechtfertigt ist, den Verlustvortrag in 
dieser Weise zu beschränken und nur bestimmte 
Einkünfte zu privilegieren. Der Verlustvortrag be- 
deutet eine Korrektur der Besteuerung von wirt- 
schaftlichen Ergebnissen von verhältnismäßig kur- 
zen Perioden. Er soll für den Fall, daß in einem 
Veranlagungszeitraum keine positiven Einkünfte 
erzielt werden, sondern ein Verlust entsteht, durch 
die Verrechnung dieses Verlustes mit künftigen 


positiven Einkünften innerhalb eines überschau- 
baren Zeitraums (fünf Veranlagungszeiträume) zu 
einer gewissen Durchschnittsbesteuerung führen, 
bei der nur das in diesem Zeitraum verbleibende 
positive Einkommen besteuert wird. Dieser Zweck 
des Verlustvortrags rechtfertigt es — wie in § 66 
vorgesehen — ihn auf alle Einkünfte auszudehnen. 

Wegen des Verzichts auf die Bindung des Verlust- 
vortrags an die Ordnungsmäßigkeit der Buchfüh- 
rung vgl. Abschnitt V 2 d des allgemeinen Teils der 
Begründung. 

Zu § 67 — Einkommen 

Die Vorschrift regelt die Ermittlung des Einkom- 
mens entsprechend der Definition dieses Begriffs in 
§ 4 Abs. 3. 


Zu § 68 — Sonderausgaben 

Absatz 1 enthält eine abschließende Aufzählung der 
weiterhin von der einkommensteuerlichen Bemes- 
sungsgrundlage abziehbaren Sonderausgaben. Neben 
den dauernden Lasten, die mit steuerfreien Einnah- 
men in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, kön- 
nen nunmehr auch dauernde Lasten, die mit steuer- 
lich unberücksichtigt bleibenden Einnahmen in wirt- 
schaftlichem Zusammenhang stehen, z. B. mit sol- 
chen aus einem Liebhabereibetrieb, nicht mehr abge- 
zogen werden. Dauernde Lasten in Form von Zu- 
wendungen an Unterhaltsberechtigte oder freiwilli- 
gen Zuwendungen an Nichtunterhaltsberechtigte 
werden abweichend von dem früheren Recht nun- 
mehr einheitlich behandelt. Sie können nur als Son- 
derausgaben abgezogen werden, wenn sie in wirt- 
schaftlichem Zusammenhang mit einer Gegenlei- 
stung der in der Vorschrift genannten Art stehen. 
Renten sind in Absatz 1 Nr. 1 nicht mehr besonders 
erwähnt. Sie fallen unter den Begriff der dauernden 
Last. 

Zeitrenten entsprechen in ihrem wirtschaftlichen 
Gehalt weitgehend verzinslichen Kapitalforderun- 
gen. Sie sollen deswegen in Übereinstimmung mit 
dem durch das StÄndG 1973 beseitigten Schuldzin- 
senabzug auch insoweit nicht mehr als Sonderaus- 
gabe abgezogen werden, als in ihnen ein Zinsanteil 
enthalten ist. Dagegen rechtfertigt das in einer 
Leibrente liegende besondere Wagnis eine hiervon 
abweichende Behandlung. 

Die übrigen in der Vorschrift genannten Sonderaus- 
gaben können wie bisher abgezogen werden. 

Absatz 2 stellt klar, daß erstattete Sonderausgaben 
— entsprechend der Auslegung des geltenden 
Rechts — im Kalenderjahr des Rückflusses nur mit 
Sonderausgaben derselben Art zu verrechnen sind. 

In Absatz 3 wird aus Gründen der Verwaltungsver- 
einfachung — wie bisher — ein Sonderausgaben- 
Pauschbetrag vorgesehen. Er soll wegen der Neu- 
regelung des Abzugs von Vorsorgeaufwendungen, 
für die ein weiterer Pauschbetrag gewährt wird 
(§ 94), nunmehr für alle Steuerpflichtigen einheitlich 
240 DM, bei Ehegatten 480 DM betragen. 
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Zu § 69 — Spenden für steuerbegünstigte Zwecke 

Diese Vorschrift tritt an die Stelle des bisherigen 
§ 10 b EStG 1971. Sie enthält die abschließende Auf- 
zählung der als Sonderausgaben abziehbaren Spen- 
den für steuerbegünstigte Zwecke und legt die zum 
Abzug zugelassenen Höchstbeträge fest. Abzugsfähig 
sind hiernach Geld- und Sachspenden. Hinsichtlich 
der geförderten Zwecke ergeben sich keine wesent- 
lichen Änderungen gegenüber dem bisherigen Recht. 

Nach § 4 Abs. 2 soll der Verlustvortrag bei der 
Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte abge- 
zogen werden. Damit sich hieraus keine Verringe- 
rung des Spendenhöchstbetrags ergibt, wird der un- 
verändert bleibende Mindestsatz von 5 v. H. bzw. 
10 v. H. nicht mehr wie bisher auf den Gesamt- 
betrag, sondern auf die Summe der Einkünfte be- 
zogen. Der verdoppelte Satz von 10 v. H. soll künf- 
tig nicht nur für Spenden für wissenschaftliche und 
staatspolitische Zwecke, sondern auch für die Ent- 
wicklungshilfe gelten. Die bisherige Ersatz-Bemes- 
sungsgrundlage „Löhne und Gehälter" ist aus Ver- 
einfachungsgründen entfallen. Die Begrenzung auf 
steuerpflichtige Umsätze erschien geboten, um un- 
erwünschte Auswüchse zu beseitigen. 

Für die Begriffe der steuerbegünstigten Zwecke gel- 
ten die §§ 51 ff. der Abgabenordnung. 

Zu § 70 — Mildtätige, kirchliche, wissenschaftliche 
Zwecke und Entwicklungshilfe 

Absatz 1, der den Kreis der Spendenempfänger und 
den Spendennachweis regelt, entspricht § 48 Abs. 3 
EStDV 1971, bei Spenden zur Förderung der Ent- 
wicklungshilfe den Vorschriften der Nr. 22 des 
Verzeichnisses — Anlage 7 — zu Abschnitt 111 
Abs. 1 EStR 1972. 

Für Ausgaben zur Förderung der Entwicklungshilfe 
wird in Absatz 2 begrifflich klargestellt, daß sich 
die Entwicklungshilfe auf Länder im Sinne des Ent- 
wicklungshilfe-Steuergesetzes beziehen muß. Maß- 
gebend ist danach die jeweilige Fassung der Ver- 
ordnung über die Entwicklungsländer im Sinne des 
Entwicklungshilfe-Steuergesetzes. 

Zu § 7i — Staatspolitische Zwecke 

Die Absätze 1 und 2, die die Ermächtigung zur Be- 
stimmung der Spendenempfänger sowie den Begriff 
der staatspolitischen Zwecke enthalten, ersetzen § 49 
EStDV 1971. 

Absatz 3 stellt klar, daß diejenigen juristischen Per- 
sonen, denen aufgrund einer Rechtsverordnung nach 
§ 49 EStDV in den vor dem 1. Januar 1975 gelten- 
den Fassungen die Berechtigung zur Entgegennahme 
steuerbegünstigter Spenden für staatspolitische 
Zwecke zuerkannt ist, weiterhin anerkannt bleiben. 
Diese Verordnungen sind in Abschnitt 112 Abs. 1 
EStR 1972 zusammengestellt. 

Zu § 72 — Sonstige gemeinnützige Zwecke 

In Absatz 1 sind die bisher aufgrund von Verwal- 
tungsanordnungen allgemein als besonders förde- 
rungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke 


übernommen (vgl. das Verzeichnis — Anlage 7 — 
zu Abschnitt 111 Abs. 1 EStR 1972). Die nach § 48 
Abs. 4 EStDV 1971 gegebene Möglichkeit, darüber 
hinaus einzelne Vereinigungen besonders als Spen- 
denempfänger anzuerkennen, soll entfallen. Das be- 
deutet, daß in Zukunft eine Erweiterung der begün- 
stigten Zwecke ausschließlich den gesetzgebenden 
Körperschaften Vorbehalten ist. 

Die Vorschriften des Absatzes 2 betreffen den Spen- 
dennachweis und den Kreis der Empfänger entspre- 
chend § 48 Abs. 3 EStDV 1971 in Verbindung mit 
dem Verzeichnis — Anlage 7 — zu Abschnitt 111 
Abs. 1 EStR 1972. 

Die Regelungen des Absatzes 3 dienen der Verein- 
fachung. Sie knüpfen an die bisherige Verwaltungs- 
praxis an (vgl. Abschnitt 111 Abs. 5, Abschnitt 113 a 
Abs. 3 letzter Satz EStR 1972). 

Die Ermächtigung des Absatzes 4 gestattet Ausnah- 
men von der Voraussetzung des Absatzes 2 Nr. 2, 
wonach bei den in Absatz 1 Nr. 2 genannten Zwek- 
ken Voraussetzung ist, daß der Empfänger der Spen- 
den eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder 
eine öffentliche Dienststelle ist. Insoweit wird die 
bisherige Ermächtigung des § 48 Abs. 3 EStDV 1971 
ersetzt. 


Zu § 73 — Zuwendungen an politische Parteien 

Die Vorschrift über die Abzugsfähigkeit von Bei- 
trägen und Spenden an politische Parteien ist unver- 
ändert aus § 10 b Abs. 2 EStG 1971 übernommen. 
Die Voraussetzungen für den Spendennachweis ent- 
sprechen der bisherigen Verwaltungspraxis nach 
Abschnitt 113 a EStR 1972. 


Zu § 74 — Außergewöhnliche Belastungen 

Der Begriff der außergewöhnlichen Belastung, der 
in den Absätzen 1 und 2 inhaltlich bestimmt wird, 
entspricht § 33 EStG 1971. 

In Absatz 3 werden einzelne außergewöhnliche Be- 
lastungen beispielhaft aufgeführt. Aufwendungen, 
die durch Diätverpflegung entstehen, werden grund- 
sätzlich nicht mehr als außergewöhnliche Belastung 
anerkannt. Nach den Erfahrungen der Praxis wird 
die Steuerermäßigung in derartigen Fällen vielfach 
ungerechtfertigt in Anspruch genommen. Es kommt 
hinzu, daß angesichts der modernen Lebens- und Eß- 
gewohnheiten die Einhaltung einer Diät im allge- 
meinen zu keiner Mehrbelastung, oft sogar zu Ein- 
sparungen führt. Aber auch, soweit in Sonderfällen 
gewisse Mehrbelastungen tatsächlich eintreten soll- 
ten, erscheint eine steuerliche Berücksichtigung pro- 
blematisch. So können zwangsläufige Unterschiede 
in Lebenshaltungskosten anderer Art, die viel 
schwerer wiegen (z. B. unterschiedliche Wohnungs- 
miete, Mehrkosten für Kleidung wegen übernorma- 
ler Körpergröße, klimatisch bedingter Mehraufwand 
für Heizung) steuerlich ebenfalls nicht ausgeglichen 
werden. Eine Ausnahme ist lediglich bei Zucker- 
krankheit und multipler Sklerose vorgesehen, für 
die Mehraufwendungen durch eine Diätverpflegung 
weiterhin abzugsfähig bleiben sollen. Die Berück- 


281 



Drucksache 7/1470 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


sichtigung von Aufwendungen für eine Kur ent- 
spricht im wesentlichen der bisherigen Rechtspre- 
chung. Beerdigungskosten können künftig nur noch 
bis zu einem festen Höchstbetrag als außergewöhn- 
liche Belastung berücksichtigt werden. Die Anrech- 
nung des Werts des Nachlasses soll aus Billigkeits- 
gründen und unter Vereinfachungsgesichtspunkten 
unterbleiben, soweit er 10 000 DM nicht übersteigt. 
In Absatz 5 wird die zumutbare Belastung gegen- 
über der bisherigen Regelung in § 64 EStDV 1971 
differenzierter nach Einkommen und Familienstand 
des Steuerpflichtigen gestaffelt, wobei gleichzeitig 
der höchste Hundertsatz von 7 auf 8 v. H. angehoben 
wird. Die Anknüpfung an den um die Sonderausga- 
ben (§ 68) verminderten Gesamtbetrag der Einkünfte 
dient der Vereinfachung. 

Absatz 6 übernimmt den von der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsatz, daß als außergewöhnliche 
Belastung zu berücksichtigende Aufwendungen, die 
mit Kredit finanziert werden, als im Kalenderjahr 
der Schuldentilgung geleistet gelten. 

Zu § 75 — Außergewöhnliche Belastung durch Un- 
terhaltsaufwendungen 

Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 entsprechen im 
wesentlichen der bisherigen Rechtslage ( § 33 a 
Abs. 1 und 2, in Verbindung mit § 12 Ziff. 1 und 2 
EStG 1971). Hervorzuheben ist, daß der Jahresbetrag 
in Absatz 2, bis zu dem die Unterhaltsaufwendungen 
als außergewöhnliche Belastung abgezogen werden 
können, von 1 200 DM auf 2 400 DM und der Betrag 
der anrechnungsfreien eigenen Einkünfte oder Be- 
züge des Unterhaltsempfängers von 1 200 DM auf 
3 600 DM erhöht wird. 

In Absatz 1 Nr. 3 wird abweichend vom bisherigen 
Recht ausgeschlossen, daß Unterhaltsaufwendungen 
für ein Kind, für das ein Dritter Kinderentlastung 
oder eine entsprechende Leistung im Sinne des § 100 
erhält, als außergewöhnliche Belastung geltend ge- 
macht werden können. Dies ist erforderlich, um den 
Grundsatz des § 99 sicherzustellen, daß die üblichen 
Unterhaltsaufwendungen für ein Kind, auch wenn 
sie von einem Dritten zwangsläufig getragen wer- 
den, nur einmal, und zwar beim Kinderentlastungs- 
berechtigten berücksichtigt werden. 

Nach Absatz 3 wird die Möglichkeit, Aufwendungen 
für Kinder, die zum Zwecke der Schul- oder Berufs- 
ausbildung auswärts untergebracht sind, als außer- 
gewöhnliche Belastung abzuziehen, abweichend vom 
bisherigen Recht auf Steuerpflichtige beschränkt, die 
für das betreffende Kind Anspruch auf Kinderent- 
lastung oder eine entsprechende Leistung im Sinne 
des § 100 haben (bisher § 33 a Abs. 2 Satz 2 EStG 
1971). Es entspricht dem zu den Absätzen 1 und 2 
dargelegten Grundsatz, daß Kosten der auswärtigen 
Unterbringung nur noch berücksichtigt werden sol- 
len, wenn sie von der Person getragen werden, die 
Anspruch auf Kinderentlastung hat. Bei Kindern, für 
die wegen ihres Alters keine Kinderentlastung mehr 
gewährt wird, erscheint ein besonderer Freibetrag 
wegen auswärtiger Unterbringung (bisher § 33 a 
Abs. 2 Satz 1 EStG 1971) im Zusammenhang mit der 
Erhöhung des Höchstbetrags nach Absatz 2 auf 
2 400 DM nicht mehr erforderlich. 


Zu § 76 — Außergewöhnliche Belastung durch die 
Beschäftigung einer Hausgehilfin 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 33 a 
Abs. 3 EStG 1971, der mit unterschiedlicher Zielrich- 
tung kritisiert wird. Zum Teil wird gefordert, den 
begünstigten Personenkreis zu erweitern oder den 
Freibetrag auch dann zu gewähren, wenn der Steuer- 
pflichtige anstelle einer Haushaltshilfe arbeitsspa- 
rende Haushaltsmaschinen anschafft. Demgegenüber 
wird von anderer Seite im Hinblick darauf, daß der 
Freibetrag wegen des Mangels an Arbeitskräften 
und der hohen Löhne nur von wenigen Personen in 
Anspruch genommen werden kann, eine Beseitigung 
der Abzugsmöglichkeit vorgeschlagen. Die Bundes- 
regierung ist jedoch der Meinung, daß weder eine 
Ausdehnung noch eine Aufhebung zu einer allseits 
befriedigenden Lösung führen würde. 


Zu § 77 — Pauschbeträge für Körperbehinderte und 
Hinterbliebene 

Die Vorschrift ersetzt die bisherigen §§ 65 EStDV 
1971 und 26 LStDV 1971, wonach aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung Körperbehinderten zur 
Abgeltung der mit der Körperbehinderung zusam- 
menhängenden außergewöhnlichen Belastungen 
Pauschbeträge zugebilligt werden, ohne daß die 
belastenden Aufwendungen im einzelnen nachge- 
wiesen werden müssen. 

Im Hinblick auf die zwischenzeitliche Entwicklung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse sind die in Ab- 
satz 3 enthaltenen Pauschbeträge gegenüber den gel- 
tenden Sätzen durchschnittlich um rund 45 v. H., der 
Pauschbetrag für Blinde und dauernd Pflegebedürf- 
tige um 50 v. H. erhöht worden. 

Der Pausbetrag des Absatzes 4 für Hinterbliebene 
hat eher Billigkeitscharakter. Eine Erhöhung an den 
zwischenzeitlichen Kostenanstieg ist deshalb nicht 
vorgesehen. Die bisherige Einschränkung, daß Ehe- 
gatten, die das Veranlagungswahlrecht zwischen 
getrennter Veranlagung und Zusammenveranlagung 
haben, den Pauschbetrag für Hinterbliebene nur ein- 
mal erhalten können, wird fallengelassen, da die 
Pauschbeträge personenbezogen sind. 

Wegen der Übertragungsmöglichkeit des Absatzes 5 
wird auf § 119 hingewiesen. 

Absatz 6 enthält zur Entlastung des Gesetzestextes 
lediglich eine Ermächtigung, die Art des Nachwei- 
ses der Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
der Pauschbeträge durch Rechtsverordnung vorzu- 
schreiben. Es ist vorgesehen, die bisherigen Nach- 
weisvorschriften des § 65 Abs. 3 EStDV 1971 im we- 
sentlichen unverändert beizubehalten. 


Zu § 78 — Zu versteuerndes Einkommen 

Die Vorschrift regelt die Ermittlung des zu versteu- 
ernden Einkommens entsprechend der Definition 
dieses Begriffs in § 4 Abs. 4. Sie entspricht inhalt- 
lich § 32 Abs. 1 EStG 1971. 
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Zu § 79 — Sonderfreibetrag 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 32 Abs. 3 EStG 
1971. 

Absatz 1 zählt als Sonderfreibeträge den Altersfrei- 
betrag und den Haushaltsfreibetrag auf. 

Absatz 2 enthält den Altersfreibetrag. Die Vor- 
schrift entspricht im wesentlichen § 32 Abs. 3 Ziff. 2 
EStG 1971. Die Altersgrenze wird jedoch nicht wie 
im geltenden Recht auf einen Stichtag bezogen, der 
vier Monate vor Beginn des Veranlagungszeitraums 
liegt, sondern auf einen Zeitpunkt unmittelbar vor 
Beginn des Besteuerungsjahrs. 

Absatz 3 enthält den Haushaltsfreibetrag. Die Vor- 
schrift entspricht im wesentlichen § 32 Abs. 3 Ziff. 1 
EStG 1971. Die Vorschrift sieht jedoch eine Erhö- 
hung des Haushaltsfreibetrags für sog. Halbfami- 
lien von 1200 DM auf 3000 DM jährlich vor. Allein- 
stehende Personen mit Kindern werden hiernach 
im Proportionalbereich des Einkommensteuertarifs 
ebenso besteuert wie zusammenveranlagte Ehegat- 
ten. Eine entsprechende Erhöhung des Haushalts- 
freibetrags für über 49 Jahre alte alleinstehende 
Steuerpflichtige ist nicht vorgesehen, weil es nicht 
begründet erscheint, die eigene Haushaltsführung 
insoweit in größerem Umfang als Minderung der 
steuerlichen Leistungsfähigkeit anzuerkennen als es 
dem geltenden Recht entspricht. Die Altersgrenze 
für diesen Haushaltsfreibetrag wird wie beim Al- 
tersfreibetrag nunmehr auf den Beginn des Besteue- 
rungsjahrs bezogen. Im übrigen wird der Haushalts- 
freibetrag von 3 000 DM in einen Monatsbetrag um- 
gewandelt. Diese Maßnahme ist für den erhöhten 
Haushaltsfreibetrag wegen seiner Anknüpfung an 
die monatliche Kinderentlastung erforderlich. Sie 
ermöglicht zudem eine mit der Gewährung der Kin- 
derentlastung gleichlaufende tabellarische Berück- 
sichtigung im Lohnsteuerverfahren. 

Zu § 80 — Einkommensteuertarif 

Die Vorschrift regelt abschließend die Höhe der ta- 
riflichen Einkommensteuer. 

Absatz 1 enthält die Formeln für die Ermittlung der 
Einkommensteuer für die insgesamt fünf Tarifzonen 
des Einkommensteuertarifs. Im Gegensatz zum gel- 
tenden Recht, bei dem die Tarifformeln in einer An- 
lage zum Gesetzestext enthalten sind, werden die 
Tarifformeln wegen ihrer Bedeutung unmittelbar in 
das Gesetz aufgenommen. Dabei wurde die Darstel- 
lung der Tarifformeln geändert, um ihre Anwendung 
im einzelnen verbindlich vorschreiben zu können. 
Bei der Zoneneinteilung wird deutlich gemacht, daß 
der Grundfreibetrag von nunmehr 3 000 DM unter 
Berücksichtigung des Abrundungsbetrags von 30 DM 
eine tarifliche Nullzone für zu versteuernde Ein- 
kommen von 0 bis 3 029 DM schafft. Die erste Be- 
steuerungszone des Einkommensteuertarifs, die sog. 
Proportionalzone, beginnt somit erst bei einem zu 
versteuernden Einkommen von 3 030 DM. 

Absatz 2 enthält die gegenüber dem geltenden Recht 
unveränderten Abrundungsvorschriften für das zu 
versteuernde Einkommen. Sie führen zu dem Ergeb- 


nis, daß die Einkommensteuer nach dem zu ver- 
steuernden Einkommen stufenweise ansteigt. Die 
Einkommenstufen betragen bei einem zu versteu- 
ernden Einkommen bis zu 48 000 DM 30 DM, bei 
darüber hinausgehenden Beträgen 60 DM. 

Absatz 3 schreibt die Ermittlung der tariflichen Ein- 
kommensteuer nach dem sich aus dem Aufbau der 
Tarifformeln ergebenden Schema mit bestimmten 
Abrundungsregeln vor. Die Vorschrift gewährlei- 
stet, daß Differenzen, die sich bei einer anderen Rei- 
henfolge der erforderlichen Rechenoperationen er- 
geben können, vermieden werden. 

Absatz 4 weist auf die Einkommensteuer-Grund- 
tabelle hin, die dem Gesetz als Anlage 2 beigefügt 
ist. 

Absatz 5 schreibt die Anwendung des sog. Splitting- 
Verfahrens für die Ermittlung der Einkommensteuer 
bei zusammenveranlagten Ehegatten vor. Die Vor- 
schrift entspricht insoweit inhaltlich § 32 a Abs. 2 
EStG 1971. Darüber hinaus wird auf die diesem Ent- 
wurf als Anlage 3 beigefügte Einkommensteuer- 
Splittingtabelle hingewiesen. 

Absatz 6 schreibt die Anwendung des Splitting- 
Verfahrens über die Fälle der zusammenveranlagten 
Ehegatten hinaus auch für andere Fälle vor. 

Nummer 1 entspricht inhaltlich § 32 a Abs. 3 Ziff. 1 
EStG 1971. Die Vorschrift sieht die Anwendung des 
Splitting-Verfahrens bei einem verwitweten Steuer- 
pflichtigen für den Veranlagungszeitraum vor, der 
dem Todesjahr des Ehegatten folgt. Die Vorschrift 
soll Härten vermeiden, die sich bei einem plötzlichen 
Ableben des Ehegatten für einen Steuerpflichtigen 
ergeben können. Demgegenüber ist die in § 32 a 
Abs. 3 Ziff. 2 EStG 1971 vorgesehene Fortgewährung 
des Splitting-Verfahrens auf verwitwete Personen 
für die Veranlagungszeiträume, in denen ein Kinder- 
freibetrag für ein Kind in Betracht kommt, das aus 
der Ehe mit dem Verstorbenen hervorgegangen ist, 
nicht übernommen worden. Diese Regelung enthält 
eine besondere steuerliche Vergünstigung für verwit- 
wete Personen mit Kindern, die im Vergleich zu der 
steuerlichen Behandlung von ledigen oder geschie- 
denen Personen mit Kindern nicht befriedigen kann. 
Da eine Ausdehnung des Splitting-Verfahrens dieses 
seiner inneren Rechtfertigung entkleiden würde, 
kann nur der umgekehrte Weg beschritten und die 
hier vorgesehene Einschränkung des Splitting-Ver- 
fahrens vorgesehen werden. 

Nummer 2 entspricht § 32 a Abs. 4 EStG 1971. Die 
Vorschrift ist lediglich terminologisch an die übri- 
gen Vorschriften des Gesetzes angepaßt worden. Die 
Beibehaltung dieser Vorschrift erscheint erforder- 
lich, um Härten, die sich aus dem modifizierten Stich- 
tagsprinzip für die Zusammenveranlagung von Ehe- 
gatten ergeben können, zu vermeiden 

Zu § 81 — - Tarifermäßigung bei Entgelten für eine 
mehrjährige Tätigkeit 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 34 Abs. 3 
EStG 1971. Sie gewährt eine Tarifermäßigung für 
Einkünfte und Einkunftsteile, die aus der zusammen- 
geballten Entlohnung für eine mehrjährige Tätigkeit 
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herrühren. Abweichend von § 34 Abs. 3 EStG 1971, 
wonach die Einkünfte zur Ermittlung der auf sie 
entfallenden Einkommensteuer auf die Jahre ver- 
teilt werden können, in deren Verlauf sie erwirt- 
schaftet worden sind, ist die hier vorgesehene Ta- 
rifermäßigung jedoch entsprechend der Regelung in 
§ 35 Abs. 2 LStDV 1971 so gestaltet, daß lediglich 
die Verhältnisse des Veranlagungszeitraums zu be- 
rücksichtigen sind, in dem die Einkünfte erzielt wer- 
den. Diese Regelung bedeutet gegenüber dem gel- 
tenden Recht eine erhebliche Vereinfachung und läßt 
sich auch im Lohnsteuerverfahren praktizieren. Zu- 
gleich wird damit ein im geltenden Recht bestehen- 
der materieller Unterschied zwischen der veranlag- 
ten Einkommensteuer und der Lohnsteuer beseitigt. 

Absatz 1 enthält die Grundsätze der Tarifermäßi- 
gung. Hiernach sind Einkünfte und Einkunftsteile 
aus zusammengeballten Entgelten für die Ausübung 
oder Nichtausübung einer Tätigkeit, die sich auf 
mehrere Jahre erstreckt, zur Hälfte oder mit einem 
Drittel anzusetzen, je nachdem, ob sich die Tätig- 
keit auf zwei oder mehr als zwei Kalenderjahre er- 
streckt. Entsprechend dem Ansatz der bezeichneten 
Einkünfte und Einkunftsteile ist die darauf entfal- 
lende Einkommensteuer zu verdoppeln oder zu ver- 
dreifachen. Das Verfahren führt praktisch zu einer 
begrenzten Ausschaltung der Tarifprogression. Die 
Vorschrift regelt im übrigen die Frage, wie tarifbe- 
günstigte Einkünfte im Sinne des § 82 und Einkünfte, 
die dem sog. Progressionsvorbehalt unterliegen, im 
Rahmen des hier vorgesehenen Tarif-Ermäßigungs- 
verfahrens zu berücksichtigen sind. 

Absatz 2 schreibt vor, daß bestimmte enumerativ 
aufgezählte Bezüge stets als tarifbegünstigte Ent- 
gelte für eine Tätigkeit zu behandeln sind, die sich 
auf mehr als zwei Kalenderjahre erstreckt. Die Vor- 
schrift, die sich an bisher getroffene Verwaltungs- 
regelungen anschließt, dient der Vereinfachung, weil 
sie den Beurteilungsspielraum hinsichtlich der zeit- 
lichen Zuordnung der von ihr erfaßten Bezüge ein- 
schränkt. 

Absatz 3 schreibt vor, wie im einzelnen die tarifbe- 
günstigten Einkunftsteile zu ermitteln sind. 

Absatz 4 regelt die Konkurrenz der Tarifbegünsti- 
gung zum Altersentlastungsbetrag, zum Ausgleichs- 
betrag und zum Verlustvortrag. Die Regelung zielt 
darauf ab, daß die bezeichneten Beträge die begün- 
stigten Einkünfte und Einkunftsteile mindern, so- 
weit sie nicht bei den nichttarifbegünstigten Einkünf- 
ten und Einkunftsteilen berücksichtigt werden kön- 
nen. Denn es erscheint nicht gerechtfertigt, be- 
stimmte Einkünfte durch die Anwendung unter- 
schiedlich wirkender Steuerminderungsvorschriften 
mehrfach zu begünstigen. 

Zu § 82 — Tarifermäßigung für außerordentliche 
Einkünfte oder Einkunftsteile 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich im wesentlichen 
§ 34 Abs. 1, 2 und 4 EStG 1971. Der Wortlaut ist 
der neuen Systematik des Einkommensteuergeset- 
zes angepaßt worden. Die Regelungen in den Ab- 
schnitten 197 ff. EStR 1972 wurden zu einem großen 
Teil in den Gesetzestext aufgenommen. 


In Absatz 1 Satz 2 wird u. a. klargestellt, daß für 
die Ermittlung des durchschnittlichen Steuersatzes in 
das gesamte zu versteuernde Einkommen auch die 
bei § 81 nicht anzusetzenden Einkunftsteile aus Ent- 
gelten für eine mehrjährige Tätigkeit und die nach 
einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung im Inland steuerfreien ausländischen Ein- 
kunftsteile (§ 109) einzubeziehen sind. In Satz 3 
wird aus Gründen der steuerlichen Gerechtigkeit 
ein „Mindeststeuersatz" für außerordentliche Ein- 
künfte im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 festge- 
legt. Durch § 82 soll die höhere Steuerbelastung 
gemildert werden, die sich infolge der Zusammen- 
ballung von laufenden und außerordentlichen Ein- 
künften aufgrund der Tarifprogression ergibt. Eine 
solche Milderung erscheint aber in den Fällen nicht 
gerechtfertigt, in denen die Progression bei einem 
hohen laufenden Einkommen schon voll oder doch 
in wesentlichem Ausmaß wirksam wird. Es wird des- 
halb vorgeschrieben, daß der Steuersatz für die 
außerordentlichen Einkünfte aus Veräußerungs- 
gewinn und aus der Veräußerung von Bodenschät- 
zen nicht niedriger sein darf als der durchschnitt- 
liche Steuersatz, der sich für die laufenden Einkünfte 
ergibt. Satz 5 behandelt die Einkunftsermittlung im 
Falle des Zusammentreffens von nach § 82 begün- 
stigten und anderen Einkunftsteilen im Sinne der 
für den Steuerpflichtigen jeweils günstigten Rege- 
lung. 

In Absatz 2 sind unter Nummer 2 die Einnahmen 
aus der Veräußerung von nicht zu einem Betriebs- 
vermögen gehörenden Bodenschätzen (§ 61) in den 
Kreis der außerordentlichen Einkünfte einbezogen 
worden. Unter Nummer 4 werden nunmehr die Aus- 
gleichszahlungen an Handelsvertreter aufgeführt, 
die nach geltendem Recht als Entschädigungen im 
Sinne des § 24 EStG 1971 gelten. 

Absatz 4 schließt für den jeweiligen Veranlagungs- 
zeitraum die gleichzeitige Begünstigung derselben 
Einkünfte oder Einkunftsteile sowohl nach § 81 als 
nach § 82 aus. 

Zu § 83 — Tarifermäßigung bei außerordentlichen 
Holznutzungen 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 34 b EStG 1971, 
der sich im wesentlichen bewährt hat. Sie wurde an 
die neue Systematik des Einkommensteuergesetzes 
angepaßt und wesentlich vereinfacht. 

Absatz 1 entspricht § 34 b Abs. 3 EStG 1971. Die 
ermäßigten Steuersätze für die einzelnen Holznut- 
zungsarten wurden unverändert übernommen; es 
entfällt jedoch der Steuersatz von Vs, der bisher 
für Kalamitätsnutzungen gewährt werden konnte, 
soweit sie den doppelten Nutzungssatz übersteigen 
(§ 34 b Abs. 3 Ziff. 3 Buchstabe c EStG 1971). Einen 
Ausgleich hierfür bringt die pauschale Aufteilung 
der Betriebsausgaben nach Absatz 3. 

Absatz 2 bringt die Definitionen der zu den außer- 
ordentlichen Holznutzungen im Sinne des Absatzes 1 
zählenden Holznutzungsarten. Der Inhalt der Be- 
griffe der nachgeholten Nutzungen und der Nutzun- 
gen infolge höherer Gewalt ist unverändert geblie- 
ben. Die Klammerdefinition „Kalamitätsnutzung" 
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wurde als entbehrlich gestrichen. Der Begriff der 
Übernutzungen deckt sich mit dem Begriff der außer- 
ordentlichen Holznutzungen in § 34 b Abs. 1 Ziff. 1 
EStG 1971. Allerdings wurde die einschränkende 
Vorschrift des geltenden Rechts, wonach außer- 
ordentliche Holznutzungen nur anzunehmen sind, 
wenn wirtschaftliche Gründe dafür vorhanden wa- 
ren, in Anpassung an die Rechtsprechung und aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung fallengelas- 
sen. 

Absatz 3 regelt die Ermittlung der anteiligen Be- 
triebsausgaben. Da sich die bisherige Regelung des 
§ 34 b Abs. 2 EStG 1971 als zu kompliziert erwiesen 
hat, wird sie durch eine entsprechende Pauschal- 
regelung ersetzt. 

Absatz 4 entspricht weitgehend § 34 b Abs. 4 EStG 
1971. 

Die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung als Vor- 
aussetzung für die Tarifermäßigungen wurde jedoch 
gestrichen. Im Hinblick auf die gestiegenen Forstein- 
richtungskosten und auf die sich allgemein ver- 
schlechternde Ertragslage der Forstbetriebe sollen 
auch solche amtlich anerkannten Betriebsgutachten 
und Betriebswerke zulässig sein, deren Nutzungs- 
satz für mehr als 10 Jahre, höchstens jedoch 20 
Jahre, festgesetzt ist. 

Dem Bedürfnis der Praxis, bei kleineren Betrieben 
auf die Festsetzung eines Nutzungssatzes durch ein 
amtlich anerkanntes Betriebsgutachten oder ein Be- 
triebswerk zu verzichten und statt dessen einen 
pauschalierten Nutzungssatz zugrunde zu legen, soll 
durch entsprechende Ausgestaltung der Richtlinien 
Rechnung getragen werden, wie dies in Abschnitt 212 
Abs. 2 EStR 1972 für Betriebe mit weniger als 30 ha 
forstwirtschaftlich genutzter Fläche bereits gesche- 
hen ist. 

Zu §§ 84 bis 88 — - Tarifermäßigung und andere 
Steuererleichterungen bei Erfin- 
dungen und Verbesserungsvor- 
schlägen 

Allgemeines 

Die Erfindertätigkeit der freien Erfinder und der 
Arbeitnehmererfinder wird nach geltendem Recht 
durch die Verordnung über die einkommensteuer- 
liche Behandlung der freien Erfinder vom 30. Mai 
1951, die Verordnung über die steuerliche Behand- 
lung der Vergütungen für Arbeitnehmererfindungen 
vom 6. Juni 1951 und die Verordnung über die 
steuerliche Behandlung von Prämien für Verbesse- 
rungsvorschläge vom 18. Februar 1957 durch ein- 
kommensteuerrechtliche Vergünstigungen gefördert. 
Diese Verordnungen haben durch Artikel 3 § 1 des 
Steueränderungsgesetzes 1968, dessen Geltungs- 
dauer durch das Zweite Steueränderungsgesetz 1971 
vom 10. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1266) bis 
zum 31. Dezember 1973 verlängert worden ist, rück- 
wirkend Gesetzeskraft erhalten. Der Gesetzentwurf 
geht davon aus, daß es im gesamtwirtschaftlichen 
Interesse notwendig ist, auch künftig durch Gewäh- 
rung einkommensteuerrechtlicher Vergünstigungen 
Anreize zur Entfaltung erfinderischer Tätigkeit zu 
schaffen. 


Die Übersichtlichkeit und die Anwendung der För- 
derungsmaßnahmen für Erfinder werden dadurch 
verbessert, daß die Begünstigungsvorschriften an 
einer Stelle im Einkommensteuergesetz zusammen- 
gefaßt und daß die bisher unterschiedlich ausgestal- 
teten Vergünstigungen für freie Erfinder und für 
Arbeitnehmer einander angeglichen werden, soweit 
das die rechtlichen und tatsächlichen Gegebenheiten 
zulassen. 

Der Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
gebietet, daß die begünstigte Erfindertätigkeit eng 
abgegrenzt wird und daß die Steuererleichterungen, 
insbesondere der Erfindungsfreibetrag und die Tarif- 
ermäßigung, einen angemessenen Umfang nicht 
übersteigen. 

Zu § 84 — Steuererleichterungen 

Nach geltendem Recht wird freien Erfindern, die 
ihre Erfindung im Wege der Fremdverwertung aus- 
nutzen, eine tarifliche Vergünstigung in der Weise 
gewährt, daß die anteilmäßig auf die Einkünfte aus 
freier Erfindertätigkeit entfallende Einkommen- 
steuer halbiert wird. Das Berechnungsverfahren für 
die tarifliche Ermäßigung ist nicht nur kompliziert, 
sondern es kann auch bei der Berechnung der Ein- 
kommensteuer der freien Erfinder zu gewissen Un- 
ebenheiten führen. § 84 schreibt zur Beseitigung die- 
ser Mängel vor, daß die Erfindereinkünfte mit dem 
in § 82 Abs. 1 festgelegten ermäßigten Steuersatz zu 
besteuern sind, der regelmäßig die freien Erfinder 
steuerlich stärker entlastet als die geltende Rege- 
lung. 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Tarifermäßigung 
nur unbeschränkt steuerpflichtigen freien Erfindern 
zusteht. Diese Regelung schließt nicht aus, daß die 
tarifliche Ermäßigung auch dem unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Ehegatten eines verstorbenen Erfinders 
gewährt wird, soweit ihm innerhalb derselben Ein- 
kunftsart und des für den verstorbenen Erfinder 
maßgebenden Begünstigungszeitraums Vergütungen 
für die Überlassung von Erfindungen zufließen. 

Es ist eingehend geprüft worden, ob es möglich ist, 
auch Erfindern, die ihre Erfindung im eigenen Be- 
trieb auswerten - — sog. Erfinderfabrikanten — die 
tarifliche Ermäßigung zu gewähren. Es hat sich 
jedoch gezeigt, daß sich in solchen Fällen der Ge- 
winn aus der Auswertung der Erfindung von ande- 
ren Gewinnen aus dem Betrieb nicht befriedigend 
abgrenzen läßt. In jedem aufgrund einer Erfindung 
hergestellten Wirtschaftsgut ist ein normaler Pro- 
duktionsgewinn und ein Gewinn aus einer oder 
mehreren Erfindungen enthalten. In welchem Ver- 
hältnis diese beiden Gewinnanteile zueinander ste- 
hen, läßt sich mit ausreichender Sicherheit weder im 
Rahmen der betrieblichen Kalkulation noch in An- 
lehnung an die in vergleichbaren Fällen gezahlten 
Lizenzgebühren feststellen. Das gilt insbesondere in 
Fällen, in denen bei der Herstellung eines kompli- 
zierten Wirtschaftsguts teils fremde, teils eigene 
Erfindungen verwertet werden, überdies würden 
die Finanzverwaltungsbehörden nicht in der Lage 
sein, Fälle dieser Art nachzuprüfen, so daß Miß- 
bräuchen nicht wirksam begegnet werden könnte. 
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Den Vorschlägen auf Einbeziehung der Erfinderfa- 
brikanten in die tarifliche Ermäßigung wird deshalb 
nicht entsprochen. Allerdings ist für diesen Erfinder- 
kreis die uneingeschränkte Bewertungsfreiheit für 
Wirtschaftsgüter vorgesehen, die der Erfindertätig- 
keit dienen. 

Bemessungsgrundlage für die tarifliche Ermäßigung 
sind nicht die Bruttoeinnahmen aus der Verwertung 
einer Erfindung, sondern die Betriebseinnahmen aus 
begünstigten Erfindungen nach Abzug des Erfin- 
dungsfreibetrags (Absatz 2) und der mit der Erfin- 
dertätigkeit zusammenhängenden Betriebsausgaben. 

Der Begünstigungszeitraum umfaßt wie bisher 
neben der zeitlich nicht begrenzten Versuchszeit den 
Veranlagungszeitraum, in dem die Verwertung be- 
ginnt, sowie die unmittelbar folgenden acht Veran- 
lagungszeiträume. Ein Zusatzpatent ist zwar patent- 
rechtlich gegenüber dem Hauptpatent unselbständig. 
Da aber auch die Tätigkeit der Erzielung eines Zu- 
satzpatents zur freien Erfindertätigkeit gehört, wird 
für ein Zusatzpatent ein eigener Begünstigungszeit- 
raum begründet. Die auf ein Zusatzpatent entfallen- 
den Einnahmen sind deshalb auch insoweit begün- 
stigt, als sie nach Ablauf des für das Hauptpatent 
laufenden Begünstigungszeitraums zufließen. 

Der Zeitpunkt des Beginns der Verwertung oder 
Auswertung einer Erfindung kann nur anhand aller 
Umstände des Einzelfalls beurteilt werden. Ent- 
scheidend ist dabei, ob nach dem Gesamtbild das 
Suchen nach der Erfindung oder das Streben nach 
Erzielung von Einkünften überwiegt. Für den Be- 
griff des Beginns der Verwertung ist es ohne Bedeu- 
tung, ob die erzielten Einkünfte gering sind. 

Der Zeitpunkt des Beginns der Verwertung kann für 
die Fälle der Eigen- und der Fremdverwertung nur 
einheitlich sein. Deshalb ist, wenn die Eigenaus- 
wertung früher als die Fremdverwertung beginnt, 
für die Bemessung des Begünstigungszeitraums von 
dem Zeitpunkt des Beginns der Eigenauswertung 
auszugehen. 

Die Vorschrift hält die derzeitige Regelung, wonach 
bei Patenterteilung die tarifliche Ermäßigung höch- 
stens bis zum Ende der Laufzeit des Patents gewährt 
wurde, nicht aufrecht, so daß der Begünstigungszeit- 
raum künftig für patentierte und nicht patentierte 
Erfindungen gleich lang ist. 

In Absatz 2 wird für freie Erfinder, die ihre Erfin- 
dungen ganz oder teilsweise durch Fremdverwer- 
tung ausnutzen, ein Erfindungsfreibetrag eingeführt; 
er wird für jede Erfindung nur einmal gewährt, und 
er darf im Jahr der Inanspruchnahme nicht höher 
sein als die Betriebseinnahmen aus der betreffenden 
Erfindung. Ermittelt der freie Erfinder seinen Ge- 
winn durch Betriebsvermögensvergleich, so ist der 
Erfindungsfreibetrag schon im Wirtschaftsjahr der 
Entstehung des Anspruchs auf die Lizenzgebühren 
zu gewähren. 

Absatz 3 bestimmt den Begriff „Auswertung durch 
den Erfinder". Der Begriff Auswertung dient der 
Abgrenzung gegenüber denjenigen freien Erfindern, 
die ihre Erfindungen durch Lizenzvergabe ausnut- 
zen. Eine Auswertung durch den Erfinder wird nicht 
angenommen wenn die Erfindung durch eine juristi- 


sche Person ausgewertet wird, an der der Erfinder 
beteiligt ist. Das gilt auch in den Fällen der Be- 
triebsaufspaltung. 

In Absatz 4 wird die Finanzierung von Investitionen 
für die Erfindertätigkeit dadurch erleichtert, daß — 
ohne Rücksicht auf die spätere Art der Verwertung 
der Erfindung — alle Ausgaben für bestimmte be- 
wegliche und unbewegliche Wirtschaftsgüter, die 
unmittelbar der Erfindertätigkeit im Inland dienen, 
im Wirtschaftsjahr des Aufwands voll abgeschrie- 
ben werden dürfen (volle Abschreibungsfreiheit). 
Wird bei einem begünstigten Wirtschaftsgut von 
der Abschreibungsfreiheit nur zum Teil Gebrauch 
gemacht, so kann der nicht abgeschriebene Teil des 
Aufwands noch in einem späteren Wirtschaftsjahr 
voll abgeschrieben werden. Die Abschreibungsfrei- 
heit darf auch von Personengesellschaften sowie von 
Bruchteilsgemeinschaften in Anspruch genommen 
werden. Um zu vermeiden, daß Personen in den 
Genuß der Begünstigung kommen, die nur in gerin- 
gem Umfang mit der Erfindertätigkeit verbunden 
sind, wird die Abschreibungsfreiheit auf die Fälle 
beschränkt, in denen sowohl eine Mindestbeteili- 
gung am Vermögen der Gesellschaft oder der Ge- 
meinschaft in Höhe von 20 v. H. als auch unbe- 
schränkte Steuerpflicht vorliegen. 

Wie bisher sollen nicht alle, sondern nur gesamt- 
wirtschaftlich wertvolle Versuche und Erfindungen 
begünstigt werden. Dieses Merkmal wird unabhän- 
gig von der jeweiligen Wirtschaftslage erfüllt sein, 
wenn der Versuch oder die Erfindung der Struktur- 
anpassung, Rationalisierung, Gesundheitsförderung, 
Ausbildungsförderung, Unfallverhütung und dem 
Umweltschutz zu dienen bestimmt sind. Ob diese 
Voraussetzung bei dem einzelnen Versuch oder 
einer Erfindung vorliegt, wird in einem besonderen 
— gegenüber dem geltenden Recht vereinfachten — 
Anerkennungsverfahren geprüft (Absatz 5 Nr. 1). 

Die in Absatz 4 Nr. 2 geforderte getrennte Aufzeich- 
nung der Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben, 
die sich auf die begünstigten Versuche und Erfin- 
dungen beziehen, soll sicherstellen, daß die Steuer- 
erleichterungen nur für Erfindereinkünfte aus be- 
günstigten Versuchen und Erfindungen in Anspruch 
genommen werden und daß die Finanzämter die 
begünstigten Einkünfte jederzeit leicht nachprüfen 
können. Es ist nicht erforderlich, daß die Betriebs- 
einnahmen und die Betriebsausgaben für jeden Ver- 
such und für jede Erfindung getrennt aufgezeichnet 
werden. Aus den Aufzeichnungen muß jedoch u. a. 
zu erkennen sein, in welcher Höhe und in welchem 
Wirtschaftsjahr erstmals Betriebseinnahmen aus der 
Verwertung einer Erfindung im fremden Betrieb 
erzielt worden sind. 

Zu § 85 — Freie Erfinder, freie Erfindertätigkeit, 
Zurechnung der Einkünfte 

Absatz 1 bestimmt den Begriff „Tätigkeit als freier 
Erfinder". Außerdem werden in Ergänzung des gel- 
tenden Rechts einer patentfähigen Erfindung ge- 
brauchsmusterfähige Erfindungen und sortenschutz- 
fähige Pflanzensorten gleichgestellt. Während sor- 
tenschutzfähige Pflanzensorten seit langem im Ver- 
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waltungsweg wie patentfähige Erfindungen begün- 
stigt worden sind, werden gebrauchsmusterfähige 
Erfindungen erstmals in die Erfindervergünstigung 
einbezogen. Anlaß hierfür war die Tatsache, daß 
viele Erfinder in der Vergangenheit sich zur Ein- 
sparung von Arbeitsaufwand und Kosten mit dem 
einfacheren und kürzeren Gebrauchsmusterschutz 
begnügt haben, selbst wenn eine Erfindung das für 
eine Patenterteilung erforderliche Mehr an techni- 
schem Fortschritt und Erfindungshöhe gegenüber 
einer nur gebrauchsmusterfähigen Erfindung beses- 
sen hat. Es erscheint deshalb geboten, die steuer- 
liche Förderung auch auf die gebrauchsmusterfähi- 
gen Erfindungen auszudehnen, wie das bisher schon 
im Bereich der Arbeitnehmererfindungen der Fall 
gewesen ist. Das in § 84 Abs. 5 des Entwurfs vor- 
geschriebene Anerkennungsverfahren gewährleistet, 
daß nicht jede gebrauchsmusterfähige Erfindung, 
sondern nur gesamtwirtschaftlich wertvolle Erfin- 
dungen an der steuerlichen Förderung teilhaben. 

Zu § 86 — Steuererleichterungen 

Die Sätze 1 und 2 bestimmen Kreis und Umfang 
der Einnahmen aus Arbeitnehmererfindungen und 
Verbesserungsvorschlägen, für die Arbeitnehmern 
steuerliche Erleichterungen gewährt werden. Auch 
beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer 
haben — anders als beschränkt einkommensteuer- 
pflichtige freie Erfinder — Anspruch auf die Steuer- 
erleichterungen, wenn sie nach dem Gesetz über 
Arbeitnehmererfindungen von einem inländischen 
Arbeitgeber entsprechende Vergütungen und Prä- 
mien erhalten. 

In Satz 2 wird bei Arbeitnehmern — wie bei freien 
Erfindern — ein Begünstigungszeitraum von insge- 
samt neun Kalenderjahren festgelegt. Die tarifliche 
Ermäßigung wird bei der Veranlagung von Arbeit- 
nehmererfindern in entsprechender Anwendung des 
§ 82 Abs. 1 berechnet. Wegen der Berücksichtigung 
der tariflichen Ermäßigung im Lohnsteuerabzugs- 
verfahren vgl. die Begründung zu § 138 Abs. 4 und 
§ 140 Abs. 3. 

Zu § 87 — Arbeitnehmererfindungen 

Diese Vorschrift enthält in Satz 1 die Vorausset- 
zungen, unter denen bei Arbeitnehmererfindungen 
steuerliche Erleichterungen in Betracht kommen. In 
Satz 2 werden den Arbeitnehmererfindungen Erfin- 
dungen von steuerrechtlich als Arbeitnehmer zu be- 
handelnden natürlichen Personen gleichgestellt, die 
arbeitsrechtlich nicht zu den Arbeitnehmern rechnen 
(z. B. gesetzliche Vertreter juristischer Personen und 
leitende Angestellte, die zur selbständigen Einstel- 
lung und Entlassung von Arbeitnehmern berechtigt 
sind), und die deshalb nicht unter das Gesetz über 
Arbeitnehmererfindungen fallen. Voraussetzung für 
die Vergünstigung ist, daß es sich um Vergütungen 
für Erfindungen handelt, die bei Arbeitnehmern im 
arbeitsrechtlichen Sinne Diensterfindungen wären. 
Bei diesem Personenkreis müssen sich bei Arbeit- 
nehmererfindungen die Vergütungen in angemesse- 
nen Grenzen halten. 
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Zu § 88 — Verbesserungsvorschläge der Arbeit- 
nehmer 

Absatz 1, der die verfahrensmäßigen Voraussetzun- 
gen für die Inanspruchnahme der Steuererleichte- 
rungen für Verbesserungsvorschläge enthält, ent- 
spricht weitgehend § 2 der Verordnung über die 
steuerliche Behandlung von Prämien für Verbesse- 
rungsvorschläge vom 18. Februar 1957; Absatz 2 
entspricht § 1 dieser Verordnung. 

Zu § 89 — Steuerermäßigung bei Arbeitnehmern 

Die Vorschrift ersetzt § 19 Abs. 2 EStG 1971 (Arbeit- 
nehmer-Freibetrag). Diese Arbeitnehmer-Begünsti- 
gung wird auf einen Abzugsbetrag von der Steuer 
umgestellt und erhöht. An die Stelle eines Frei- 
betrags tritt hiernach eine Steuerermäßigung, die 
sich im Normalfall mit 132 DM jährlich auswirkt. 
Klargestellt wird, daß Ehegatten, die beide Arbeits- 
lohn bezogen haben und zusammen zur Einkom- 
mensteuer veranlagt werden, je für sich die Arbeit- 
nehmer-Ermäßigung erhalten. 

Zu § 90 — Steuerermäßigung für Vorsorgeaufwen- 
dungen 

Die Vorschrift regelt die steuerliche Berücksichti- 
gung von Versicherungs- und Bausparbeiträgen. 
Diese Beiträge können nicht mehr wie nach bisheri- 
gem Recht als Sonderausgaben von der einkommen- 
steuerlichen Bemessungsgrundlage abgezogen wer- 
den, sondern führen zu einer Steuerermäßigung in 
Höhe von 22 v. H. der begünstigten Aufwendungen. 
Diese sind durch in der Vorschrift genannten Höchst- 
beträge begrenzt. 

Zu § 91 — Versicherungsbeiträge 

Absatz 1 enthält eine abschließende Aufzählung der 
als Vorsorgeaufwendungen begünstigten Versiche- 
rungsbeiträge. Die Begünstigung von Beiträgen zu 
Versicherungen auf den Erlebens- oder Todesfall 
ist dahin eingeschränkt worden, daß Beiträge zu den 
folgenden Versicherungen nicht mehr begünstigt 
sind, weil bei ihnen der Vorsorgezweck nicht im 
Vordergrund steht: 

a) Versicherungen gegen einmalige Beitragsleistung 
mit Ausnahme von Rentenversicherungen ohne 
Kapitalwahlrecht, 

b) Kapitalversicherungen gegen laufende Beitrags- 
leistungen, die Sparanteile enthalten, mit einer 
Vertragsdauer von weniger als zwölf Jahren, 

c) Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht 
gegen laufende Beitragsleistung, bei denen das 
Kapitalwahlrecht vor Ablauf von zwölf Jahren 
nach Vertragsabschluß ausgeübt werden kann. 

Die Regelung in Absatz 2 entspricht der bisherigen 
Rechtslage. 

Absatz 3 soll sicherstellen, daß Beiträge zu Lebens- 
versicherungen im Sinne des § 10 des Sparprämien- 
gesetzes, für die der Steuerpflichtige zwischen der 
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Einkommensteuerermäßigung und der Sparprämie 
wählen kann (§ 93), in jedem Fall demselben Kalen- 
derjahr zugerechnet werden. — Vgl. § 36 Abs. 2 
Nr. 1 E-SparPG 1975. 

Zu § 92 — Bausparbeiträge 

Bausparbeiträge sind auch nach dem neuen Spar- 
prämiengesetz begünstigt (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 4 
E-SparPG 1975). Die §§ 92, 93, 95 und 96 entspre- 
chen den Vorschriften, die hierzu im Entwurf des 
Sparprämiengesetzes 1975 enthalten sind. 

Absatz 1 knüpft an das bisherige Recht (§10 Abs. 1 
Ziff. 3 EStG 1971) an. Aus Vereinfachungsgründen 
soll auf die derzeitige Voraussetzung, daß die Bau- 
sparbeiträge „zur Erlangung von Baudarlehen" ge- 
leistet werden, verzichtet werden. Es bleibt jedoch 
dabei, daß nur die bis zur Auszahlung der Bau- 
sparsumme erbrachten Beiträge, d. h. nicht Til- 
gungsleistungen, begünstigt sind (Sätze 2 und 3). — 
Vgl. § 7 Abs. 1 und 2, § 16 Abs. 2 Nr. 3 E-SparPG 
1975. 

Absatz 2 ersetzt die bisherige Begrenzung auf das 
„Eineinhalbfache" durch eine einfachere Regelung, 
nach der für die Berechnung der Höchstgrenze ledig- 
lich die in den ersten vier vollen Kalenderjahren 
geleisteten Sparbeiträge zusammenzuzählen sind. — 
Vgl. § 14 E-SparPG 1975. 

Absatz 3 verkürzt die bisherige Festlegungsfrist 
von zehn auf sieben Jahre. Dadurch wird im Inter- 
esse der Vereinfachung eine Übereinstimmung mit 
der Festlegungsfrist herbeigeführt, die bei Inan- 
spruchnahme einer Sparprämie gilt. — Vgl. § 7 
Abs. 1 letzter Satz, § 16 Abs. 1 E-SparPG 1975. 

Absätze 4 und 5 regeln die steuerrechtliche Behand- 
lung der Bausparbeiträge, wenn nachträglich die 
Bausparsumme erhöht wird oder mehrere Bauspar- 
verträge zu einem Vertrag zusammengelegt werden. 
Die Vorschriften treten an die Stelle der bisherigen 
Verwaltungserlasse und sollen zu einer Vereinfa- 
chung führen. — Vgl. § 7 Abs. 3 und 4 E-SparPG 
1975. 

Absatz 6 soll sicherstellen, daß Beiträge an Baupar- 
kassen, für die der Steuerpflichtige zwischen der 
Einkommensteuermäßigung und der Sparprämie 
wählen kann (§ 93), in jedem Fall demselben Ka- 
lenderjahr zugerechnet werden. — Vgl. § 36 Abs. 2 
Nr. 1 E-SparPG 1975. 

Die Regelung des Absatzes 7, die der bisherigen 
Verwaltungspraxis entspricht, wird zur Klarstellung 
in das Gesetz aufgenommen. — Vgl. § 22 E-SparPG 
1975. 

Absatz 8 bestimmt in Anpassung an den Entwurf 
des Prämiengesetzes, daß der echte Vertrag zugun- 
sten Dritter nicht begünstigt ist. — Vgl. § 23 
E-SparPG 1975. 

Absatz 9 führt zu einer Änderung der bisherigen 
Rechtslage, wonach die Fortsetzung eines Bauspar- 
vertrags durch einen Dritten entsprechend dem bür- 
gerlichen Recht auch steuerlich nicht als neuer Ver- 
tragsabschluß anzusehen ist (vgl. BFH-Urteil vom 
21. August 1959 — BStBl. III S. 448; Abschn. 94 
Abs. 2 EStR). Die Neuregelung, die in solchen Fäl- 


len steuerrechtlich nunmehr den Abschluß eines 
neuen Vertrages fingiert, ist zur Verhinderung miß- 
bräuchlicher Gestaltungsmöglichkeiten geboten. — 
Vgl. § 24 E-SparPG 1975. 

Absatz 10, der die Übertragung von Bausparverträ- 
gen auf eine andere Bausparkasse zuläßt, ist aus 
§ 1 a WoPDV 1970 übernommen. — Vgl. § 25 
E-SparPG 1975. 

Zu § 93 — Wahlrecht zwischen Steuerermäßigung 
und Sparprämie, Kumulierungsverbot 

Absatz 1 räumt dem Steuerpflichtigen, sofern er 
nach § 1 E-SparPG 1975 prämienberechtigt ist, für 
Bausparverträge und für Lebensversicherungsbei- 
träge, bei denen gleichzeitig die Voraussetzungen 
für die Begünstigung nach dem Sparprämiengesetz 
vorliegen, ein Wahlrecht ein, die Einkommensteuer- 
ermäßigung oder die Sparprämie in Anspruch zu 
nehmen. Im Interesse der Verwaltungsvereinfachung 
wird wie bisher in § 10 Abs. 4 EStG 1971 die Ände- 
rung einer einmal getroffenen Wahl ausgeschlos- 
sen. — Vgl. § 15 Abs. 1 E-SparPG 1975. 

Absatz 2 regelt entsprechend der geltenden Vor- 
schrift in § 10 Abs. 4 EStG 1971 das Kumulierungs- 
verbot zwischen der Inanspruchnahme der Steuer- 
vergünstigung für Bausparbeiträge und einer Prämie 
nach dem Sparprämiengesetz. In Übereinstimmung 
mit dem Prämienrecht sind — anders als bisher — - 
vermögenswirksame Leistungen, für die der Steuer- 
pflichtige eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach dem 
3. VermBG erhält, vom Kumulierungsverbot ausge- 
nommen. — Vgl. § 15 Abs. 2 E-SparPG 1975. 

Absatz 3 ergänzt die in § 46 E-SparPG 1975 ge- 
troffenen Regelungen; die Regelung entspricht der 
Billigkeit und der Verfahrensökonomie. 

Zu § 94 — Vorsorge-Pauschbetrag, 
Vorsorgepauschale 

Die Vorschrift sieht zur Abgeltung der Steuerer- 
mäßigung für Vorsorgeaufwendungen die Einfüh- 
rung eines Vorsorge-Pauschbetrags und einer Vor- 
sorgepauschale vor. Der Vorsorge-Pauschbetrag und 
die Vorsorgepauschale ersparen in dem durch sie 
begrenzten Bereich den individuellen Nachweis und 
die individuelle Berücksichtigung der tatsächlichen 
Vorsorgeaufwendungen; sie dienen damit der Ver 
einfachung des Besteuerungsverfahrens. 

Absatz 1 sieht eine pauschale Steuerermäßigung 
in Höhe eines Vorsorge-Pauschbetrags von 66 DM 
vor, wenn nicht Vorsorgeaufwendungen von mehr 
als 300 DM nachgewiesen werden. Im Falle der 
Zusammenveranlagung von Ehegatten beträgt der 
Vorsorge-Pauschbetrag nach Absatz 3 Nr. 1 132 DM, 
durch den Vorsorgeaufwendungen bis zu 600 DM 
abgegolten werden. 

Nach Absatz 2 tritt bei Arbeitnehmern an die Stelle 
des Vorsorge-Pauschbetrags eine Vorsorgepau- 
schale. Die Vorsorgepauschale soll die regelmäßigen 
Vorsorgeaufwendungen der Arbeitnehmer abgelten. 
Als regelmäßige Vorsorgeaufwendungen werden 
16 v. H. des Arbeitslohns, mindestens jährlich 
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300 'DM, höchstens 16 v. H. der jährlichen Beitrags- 
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung angenommen. Soweit die regelmäßigen Vor- 
sorgeaufwendungen den allgemeinen Vorsorge- 
höchstbetrag von jährlich 5 400 DM zuzüglich 600 DM 
je Kind überschreiten, werden sie auf den maßge- 
benden Höchstbetrag begrenzt. Da für die Vorsorge- 
aufwendungen nach § 90 eine Steuerermäßigung in 
Höhe von 22 v. H. vorgesehen ist, führen Vorsorge- 
aufwendungen in Höhe von 16 v. H. des Arbeits- 
lohns zu einer Steuerermäßigung von 3,52 v. H. des 
Arbeitslohns. 22 v. H. des Mindestbetrags der Vor- 
sorgeaufwendungen von 300 DM ergeben eine 
Steuerermäßigung von 66 DM; 22 v. H. der Höchst- 
beträge von 5 400 DM und 600 DM ergeben Steuer- 
ermäßigungsbeträge von 1 188 DM und 132 DM. 
Für verheiratete Arbeitnehmer, die mit ihrem Ehe- 
gatten die Voraussetzungen für eine Zusammen- 
veranlagung erfüllen, ist in Absatz 3 Nr. 1 die Ver- 
doppelung des Mindestbetrags von 132 DM und des 
Höchstbetrags von 1 188 DM vorgesehen. 

Der Vomhundertsatz der regelmäßigen Vorsorge- 
aufwendungen ist nach dem Arbeitnehmeranteil der 
Beitragssätze in der gesetzlichen Sozialversicherung 
ausgerichtet. Er liegt jedoch leicht über dem Prozent- 
satz, der für die gesetzlichen Sozialversicherungsbei- 
träge insgesamt in Betracht kommt, um zusätzlich 
auch andere Vorsorgeaufwendungen im geringem 
Umfang abgelten zu können. Die Vorsorgepauschale 
enthält darüber hinaus insoweit freies Volumen, als 
sie sich nach der Beitragsbemessungsgrenze in der 
gesetzlichen Rentenversicherung ausrichtet und die 
niedrigere Beitragsbemessungsgrenze in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung unberücksichtigt läßt. 
Im übrigen soll die Vorsorgepauschale aus Verein- 
fachungsgründen ohne Rücksicht darauf gelten, ob 
der Arbeitnehmer sozialversicherungspflichtig, nicht 
sozialversicherungspflichtig oder von der Sozialver- 
sicherungspflicht befreit ist. Es wird unterstellt, daß 
der Arbeitnehmer in den Fällen, in denen er ge- 
setzlich nicht verpflichtet ist, Sozialversicherungs- 
beiträge zu erbringen, freiwillige Vorsorgeaufwen- 
dungen in entsprechender Höhe leistet. 

Arbeitnehmer können hiernach nur dann durch 
Nachweis ihrer tatsächlichen Vorsorgeaufwendun- 
gen zu einer höheren Steuerermäßigung kommen, 
wenn die tatsächlichen Vorsorgeaufwendungen 16 
v. H. des Arbeitslohns (begrenzt auf den Jahresbe- 
trag der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung) oder den allgemeinen 
Höchstbetrag von 5 400/10 800 DM (Ledige/Verhei- 
ratete) zuzüglich 600 DM je Kind übersteigen. Die 
Möglichkeit der Geltendmachung der tatsächlichen 
Vorsorgeaufwendungen wird allerdings durch den 
Gesetzentwurf auf das Lohnsteuer-Jahresausgleichs- 
verfahren und auf das Veranlagungsverfahren be- 
schränkt. Für das Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren 
wird die Geltendmachung der tatsächlichen Vor- 
sorgeaufwendungen ausgeschlossen (s. § 137), um 
die Eintragung eines Steuerermäßigungsbetrags ne- 
ben einem Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte und 
damit zusätzliche Erschwernisse sowohl bei den 
Finanzämtern als auch bei den Arbeitgebern zu ver- 
meiden. Diese Einschränkung des Lohnsteuer-Er- 
mäßigungsverfahrens wird durch die Vorsorge-Pau- 


schale ermöglicht, weil sie bereits — wie oben ausge- 
führt — die regelmäßigen Vorsorgeaufwendungen 
der Arbeitnehmer erfaßt. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß die Vorsorgepau- 
schale in die Lohnsteuertabellen eingearbeitet wird 
(s. § 135). Das bedeutet, daß sie bei laufendem Lohn- 
steuerabzug ohne Zutun des Arbeitnehmers und 
des Arbeitgebers automatisch berücksichtigt wird. 
Da durch die Vorsorgepauschale sehr weitgehend 
die tatsächlichen Vorsorgeaufwendungen zutreffend 
erfaßt werden, führt sie zu einer beachtlichen Ver- 
einfachung des Besteuerungsverfahrens. Gleichzeitig 
erlangen die Arbeitnehmer den Vorteil einer zeit- 
nahen steuerlichen Berücksichtigung ihrer Vorsorge- 
aufwendungen, ohne dies erst besonders beantra- 
gen zu müssen. 

Gegenüber dem individuellen Vorwegabzug der 
Sozialversicherungsbeiträge durch den Arbeitgeber 
bei der Lohnsteuerermittlung, der von verschiede- 
nen Seiten im Rahmen der Steuerreform gefordert 
worden ist, hat die Vorsorgepauschale entscheidende 
Vorteile. Im materiellen Bereich bestehen diese dar- 
in, daß sich die Vorsorgepauschale nicht auf Sozial- 
versicherungsbeiträge beschränkt, sondern in gewis- 
sem Umfange auch Beiträge, z. B. für zusätzliche 
Krankenversicherungen, Kleinlebensversicherungen, 
Sterbegeldkassen und Haftpflichtversicherungen ab- 
deckt. Bedeutsamer ist jedoch der verfahrenstech- 
nische Vorteil, der sich aus der Einarbeitung der 
Vorsorgepauschale in die Lohnsteuertabellen er- 
gibt. Hierdurch bleibt es dem Arbeitgeber erspart, 
einen Steuerermäßigungsbetrag zu ermitteln und in 
einem zusätzlichen Rechengang von der Tabellen- 
steuer abzuziehen. Dieser Vorteil kann angesichts 
der ohnehin schon mit dem Lohnsteuerverfahren 
verbundenen Belastung der Arbeitgeber nicht hoch 
genug bewertet werden. 

Absatz 3 enthält die notwendigen Modifizierungen 
des Vorsorge-Pauschbetrags und der Vorsorgepau- 
schale für verheiratete Steuerpflichtige, die mit ih- 
rem Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer ver- 
anlagt werden. Darüber hinaus ist für alleinste- 
hende Steuerpflichtige, die nach § 80 Abs. 6 nach 
dem Splittingverfahren zu besteuern sind, die für 
zusammenveranlagte Ehegatten notwendige Son- 
derregelung ebenfalls vorgesehen, soweit sie im 
Lohnsteuerverfahren durch die Anwendung der 
Steuerklasse III auf diesem Personenkreis unver- 
meidbar ist. 

Zu § 95 — Vorzeitige Verfügung über Bausparbei- 
träge 

Absätze 1 und 2 entsprechen grundsätzlich dem bis- 
herigen § 10 Abs. 2 Nr. 2 EStG 1971. Die Neufassung 
des Absatzes 2 Nr. 1 stellt klar, daß über die von 
einem verstorbenen Bausparer oder seinem Ehegat- 
ten vor Eintritt des Todesfalls geleisteten Bauspar- 
beiträge stets, also auch dann steuerunschädlich ver- 
fügt werden kann, wenn der Vertrag zwischenzeit- 
lich von einer anderen Person fortgesetzt worden ist. 
Neu ist im übrigen Nummer 4, soweit gestattet wird, 
daß die empfangenen Beträge zur Einzahlung auf 
den beliehenen Bausparvertrag verwendet werden 
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dürfen. — Vgl. § 18 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, § 21 Abs. 1 
E-SparPG 1975. 

Absatz 3 übernimmt den Begriff „Wohnungsbau" 
aus Abschn. 92 Abs. 2 EStR. Gegenüber der bisheri- 
gen Handhabung nach den EStR ergeben sich fol- 
gende Änderungen: 

a) In Nummer 3 wird zur besseren Abgrenzung vor- 
geschrieben, daß eine Verbesserung von Gebäu- 
den oder Eigentumswohnungen nur dann als 
„Wohnungsbau" gilt, wenn für die einzelnen 
Baumaßnahmen mindestens Aufwendungen in 
Höhe von 4 000 DM oder 10 v. H. des Einheits- 
werts erbracht werden. 

b) Ebenfalls zur besseren Abgrenzung wird in Num- 
mer 4 der Begriff des eigentumsähnlichen Dauer- 
wohnrechts durch den des dinglichen Wohn- 
rechts, das für einen Zeitraum von mindestens 
10 Jahren abgeschlossen sein muß, ersetzt. 

c) Nicht mehr begünstigt ist die „Beteiligung an der 
Finanzierung" eines Gebäudes gegen Überlas- 
sung einer Wohnung, da sich hier in der Praxis 
erhebliche Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben 
haben, die teilweise mißbräuchlich ausgenutzt 
worden sind. Die Verwaltungspraxis erkennt je- 
doch als Finanzierungsbeteiligung unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch den Einkauf in 
ein Altenheim als begünstigt an. Da eine Ver- 
schlechterung insoweit nicht vertretbar wäre, ist 
dieser Verwendungszweck als Nummer 5 neu 
aufgnommen worden, wobei wegen der Ver- 
gleichbarkeit auch der Erwerb einer Wohnbe- 
rechtigung in einem Pflegeheim begünstigt wer- 
den soll. 

d) In Nummer 6 ist der Begriff des Baulandes, das 
bisher in der Absicht erworben werden muß, ein 
Wohngebäude zu errichten, aus Vereinfachungs- 
gründen objektiviert worden. 

— Vgl. § 21 Abs. 2 E-SparPG 1975. 

Zur Klarstellung wird in Absatz 4 entsprechend der 
bisherigen Verwaltungspraxis geregelt, welcher Teil 
der eingesetzten Bausparmittel als zum Wohnungs- 
bau verwendet gilt, wenn das betreffende Gebäude 
nur zum Teil Wohnzwecken dient. — Vgl. § 21 
Abs. 3 E-SparPG 1975. 

Zu § 96 — Entfallen der Steuerermäßigung für Bau- 
sparbeiträge, Anzeigepflichten, Haftung 

Absatz 1 zieht die Folgerungen aus dem Verbot 
der vorzeitigen Verfügung über die geleisteten Bau- 
sparbeiträge (§ 95). — Vgl. § 31 Abs. 1 E-SparPG 
1975. 

In Absatz 2 wird dem Steuerpflichtigen das Wahl- 
recht zugebilligt, zu bestimmen, welche Bausparbei- 
träge als steuerschädlich verwendet gelten, wenn 
er nur über einen Teil der aufgrund eines Vertra- 
ges geleisteten Bausparbeiträge prämienschädlich 
verfügt. — Vgl. § 31 Abs. 2 E-SparPG 1975. 

Absatz 3 regelt aus Gründen der Rechtssicherheit 
nunmehr ausdrücklich im Gesetz, wie zu verfahren 
ist, wenn die empfangenen Bausparmittel teils schäd- 


lich, teils unschädlich verwendet worden sind. — 
Vgl. § 31 Abs. 3 E-SparPG 1975. 

Die in Absatz 4 durch Bezugnahme auf § 43 Abs. 1 
und 4 E-SparPG 1975 der Bausparkasse und dem 
Bausparer auferlegten Anzeigepflichten entsprechen 
den geltenden Vorschriften in § 29 EStDV 1971. Mit 
dem in Bezug genommenen § 49 Nr. 3 E-SparPG 1975 
wird die Haftung der am Verfahren Beteiligten für 
nachzuerhebende Steuern bei Verletzung der An- 
zeigepflicht übernommen. 

Zu § 97 — Kinderentlastung 

Die Vorschrift regelt Art, Umfang und Anspruchs- 
voraussetzungen für den im Rahmen des Besteue- 
rungsverfahrens vorgesehenen Kinderlastenaus- 
gleich. 

Absatz 1 bestimmt die Art des Kinderlastenaus- 
gleichs. Er besteht in einem Abzugsbetrag von der 
tariflichen Einkommensteuer, der als Kinderent- 
lastung bezeichnet wird. Die Höhe der Kinderentla- 
stung ist jedoch von der Hohe der tariflichen Ein- 
kommensteuer nicht abhängig. In den Fällen, in 
denen die Kinderentlastung die tarifliche Einkom- 
mensteuer übersteigt, soll der übersteigende Betrag 
in Form einer Steuervergütung an den Steuer- 
pflichtigen ausgezahlt werden. Durch die Charakteri- 
sierung des auszuzahlenden Betrags als Steuerver- 
gütung wird im übrigen klargestellt, daß die Fest- 
setzung der auszuzahlenden Kinderentlastung nach 
den Verfahrensregeln, die für die Festsetzung der 
Einkommensteuer gelten, abzuwickeln ist (§ 136 
Abs. 3 Abgabenordnung). 

Absatz 2 bestimmt die Höhe der Kinderentlastung 
und die Anspruchsvoraussetzungen. Die Höhe der 
Kinderentlastung ist entsprechend den Regelungen, 
die nach geltendem Recht für die Gewährung von 
Kindergeld und Kinderfreibeträgen gelten, nach der 
Zahl der zu berücksichtigenden Kinder gestaffelt. 
Diese Regelung bewirkt einen mit der Zahl der Kin- 
der ansteigenden Ausgleich der mit dem einzelnen 
Kind verbundenen Unterhaltsbelastung. Die Anzahl 
der Kinder soll sich jeweils nach den Verhältnissen 
zu Beginn eines Kalendermonats richten. Durch diese 
Vorschrift wird eine rückwirkende Berichtigung der 
Kinderentlastung insbesondere bei der Lohn- und 
Gehaltsabrechnung für Arbeitnehmer weitgehend 
vermieden. Entsprechend dem geltenden Recht sol- 
len die Kinder grundsätzlich bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres berücksichtigt werden. Darüber 
hinaus ist jedoch wie im geltenden Kindergeld- und 
Einkommensteuerrecht unter bestimmten Vorausset- 
zungen auch die Berücksichtigung von Kindern mög- 
lich, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Im Ge- 
gensatz zum geltenden Einkommensteuerrecht und 
in Übereinstimmung mit dem geltenden Kindergeld- 
recht sind Wehrdienst (Zivildienst) leistende Kinder 
nicht berücksichtigungsfähig, weil davon ausge- 
gangen werden kann, daß diese Kinder ihre Eltern 
in der Regel wirtschaftlich nicht nennenswert be- 
lasten. Andererseits sind die Kinder im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 Nr. 4 und 5 des Bundeskindergeldgesetzes 
im Rahmen der Kinderentlastung nicht berücksichti- 
gungsfähig, weil diesen Fällen bereits im Rahmen 
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der außergewöhnlichen Belastungen im Einkommen- 
steuerrecht Rechnung getragen werden kann. In 
Nummer 3 wird ausdrücklich auch der Personen- 
kreis der seelisch behinderten Kinder erfaßt, da die- 
ser in gleicher Weise wie der Pesonenkreis der kör- 
perlich oder geistig behinderten Kinder die Eltern 
wirtschaftlich belastet. Im übrigen wird für die Be- 
rücksichtigung der über 18 Jahre alten Kinder nicht 
gefordert, daß der Steuerpflichtige die Unterhalts- 
kosten überwiegend trägt und die eigenen Einkünfte 
des Kindes einen bestimmten Grenzbetrag nicht 
überschritten haben. Derartige Einschränkungen sind 
im Verhältnis zu den jüngeren Kindern kaum zu 
rechtfertigen und mit dem Sinn und Zweck einer 
grundsätzlich einkommensunabhängigen Kinderent- 
lastung nicht vereinbar; der Verzicht auf solche Ein- 
schränkungen führt im Verhältnis zum geltenden 
Einkommensteuerrecht auch zu einer gewissen Ver- 
einfachung. 

Absatz 3 läßt in Anlehnung an die entsprechenden 
Vorschriften des geltenden Kindergeld- und Besol- 
dungsrechts unter bestimmten Voraussetzungen 
auch die Berücksichtigung von Kindern zu, die die 
Höchstaltersgrenze von 27 Jahren überschritten ha- 
ben. Gegenüber dem derzeitigen Kindergeldrecht 
werden die Voraussetzungen jedoch erweitert. Ne- 
ben der Wehrdienst- oder zivildienstbedingten Ver- 
zögerung der Ausbildung werden in Anlehnung an 
die Ausnahmeregelung des § 18 Abs. 4 des Bundes- 
besoldungsgesetzes auch die Verzögerungen aner- 
kannt, die auf einen berufsbedingten Wohnortwech- 
sel der Eltern oder auf einen Mangel an einem Stu- 
dienplatz, etwa wegen des Numerus clausus, zurück- 
gehen. 

Unabhängig von einer Höchstaltersgrenze werden 
wie bisher die behinderten Kinder berücksichtigt; 
über das 27. Lebensjahr hinaus gemäß Absatz 4 
jedoch nur dann, wenn sie nicht nur selbst außer- 
stande sind, sich selbst zu unterhalten, sondern auch 
ein etwaiger Ehegatte oder ein geschiedener Ehe- 
gatte sie nicht unterhalten können. 

Absatz 5 schließt grundsätzlich die Pfändung, Ver- 
pfändung oder Abtretung des Anspruchs auf Aus- 
zahlung der Kinderentlastung aus. Dasselbe gilt für 
den Teil des Lohn- und Gehaltsanspruchs, der dem 
Arbeitnehmer nur deshalb zusteht, weil die Kinder- 
entlastung seine Lohnsteuerschuld gemindert hat. 
Hierdurch wird gewährleistet, daß der gesetzlich 
Berechtigte auch tatsächlich die Kinderentlastung er- 
hält. Eine Ausnahme soll dann gelten, wenn der 
Berechtigte seiner Unterhaltspflicht gegenüber dem 
Kind nicht nachkommt. In diesem Fall kann die für 
das Kind gewährte Kinderentlastung zugunsten des 
Kindes gepfändet werden. 


Zu § 98 — Kinder 

Absätze 1 und 2 übernehmen im Prinzip den in § 2 
Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes enthaltenen 
Kind-Begriff. Die bisher verwendeten Begriffe „ehe- 
liche Kinder", „für ehelich erklärte Kinder" und 
„nicht eheliche Kinder" werden nunmehr jedoch den 
Begriff „leibliche Kinder" zusammengefaßt. Ein- 


schränkend wird gefordert, daß die Kinder im Inland 
einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Diese Voraussetzung steht im Einklang mit 
der Zielvorstellung der vorgesehenen Reform des 
Kinderlastenausgleichs, nach der die Chancengleich- 
heit für Kinder verbessert werden soll. Es ist gerecht- 
fertigt, dies nur auf Kinder zu beziehen, die unter 
denselben gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen leben. Einheitliche Verhältnisse in 
diesem Sinne können grundsätzlich aber nur für das 
Inland unterstellt werden. Soweit aufgrund des 
EWG-Vertrags hiervon abweichende Regelungen 
getroffen worden sind, bleiben diese — * vorbehalt- 
lich späterer Änderungen — unberührt. Für die Be- 
rücksichtigung von Enkelkindern, Stiefkindern und 
Geschwistern wird wie im geltenden Kindergeldrecht 
gefordert, daß der Steuerpflichtige sie in seinen Haus- 
halt aufgenommen hat. Dasselbe gilt begrifflich be- 
reits für Pflegekinder (§14 Abs. 1 Nr. 9 der Abga- 
benordnung). Im Hinblick auf die verhältnismäßig 
kleine Zahl derartiger Fälle können die mit der Fest- 
stellung der Haushaltszugehörigkeit verbundenen 
Schwierigkeiten hingenommen werden. Soweit 
Enkelkinder, Stiefkinder und Geschwister nicht im 
Haushalt des Steuerpflichtigen leben, von ihm je- 
doch überwiegend unterhalten werden, kann der 
Steuerpflichtige seine Aufwendungen in der Regel 
als außergewöhnliche Belastungen geltend machen. 

Unabhängig von dem in den Absätzen 1 und 2 fest- 
gelegten Inlandsprinzip für die Berücksichtigung von 
Kindern kann es politisch geboten sein, auch die 
für nicht im Inland lebende Kinder entstehende 
Unterhaltsbelastung abzumildern. Soweit dies nicht 
schon für Familieruleistungen überstaatlich geregelt 
worden ist, kommen insbesondere die Fälle in Be- 
tracht, in denen die Bundesrepublik durch zwischen- 
staatliche Vereinbarungen bisher verpflichtet ist, 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz für 
Kinder im Ausland zu leisten. Im Interesse einer 
Verbesserung der Chancengleichheit für die Kinder 
ist allerdings mehr als bisher darauf zu achten, daß 
die Eltern der außerhalb des Inlands lebenden Kin- 
der nicht stärker als die der im Inland lebenden 
Kinder entlastet werden. Es wird deshalb ein Ver- 
fahren entwickelt werden müssen, das die Gewäh- 
rung einer den Unterhaltskosten für ein Kind im 
Ausland angepaßten Entlastung ermöglicht. Die 
Bundesregierung ist gegenwärtig damit befaßt, ent- 
sprechende Verfahrensmöglichkeiten zu prüfen; sie 
wird im Rahmen des Entwurfs eines Einführungs- 
gesetzes zum Dritten Steuerreformgesetz einen 
Lösungsvorschlag vorlegen. 

Zu § 99 — Zuordnung der Kinder 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß für jedes Kind 
nur einem Steuerpflichtigen Kinderentlastung zu- 
steht. Die folgenden Absätze enthalten die Regeln, 
nach denen die Kinder jeweils einem Steuerpflich- 
tigen zuzuordnen sind, um mehrfache Entlastungen 
für dasselbe Kind auszuschließen. Der Zuordnung 
liegt im Prinzip — wie auch bereits in § 98 Abs. 2 
zum Ausdruck kommt — die Haushaltszugehörigkeit 
des Kindes zugrunde. 
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Absatz 2 stellt im Ergebnis die Vermutung auf, daß 
ein Kind jeweils im Haushalt des Steuerpflichtigen 
lebt, zu dem ein Kindschaftsverhältnis im Sinne des 
§ 98 Abs. 1 besteht. Da bei Adoptiv- und Pflegekin- 
dern gleichzeitig bis zu drei Kindschaftsverhältnisse 
vorliegen können, enthält Absatz 2 Satz 2 eine 
Rangfolge, nach der zunächst stets das Pflegekind- 
schaftsverhältnis, danach das Adoptivkindschafts- 
verhältnis und erst dann das weitere in Betracht 
kommende Kindschaftsverhältnis maßgebend ist. 
Diese Rangfolge geht von der Unterstellung aus, 
daß ein Pflegekind regelmäßig im Haushalt der 
Pflegeeltern, ein Adoptivkind im Haushalt der 
Adoptiveltern, wenn es nicht zugleich auch Pflege- 
kind ist, beide also nicht im Haushalt der leiblichen 
Eltern leben. Die Behörde, die über die Berücksich- 
tigung von Kindern entscheidet, soll bei einem leib- 
lichen Kind jedoch erst dann die Berücksichtigung ab- 
lehnen, wenn ihr bekannt ist, daß das Kind zu- 
gleich in einem Adoptiv- oder Pflegekindschaftsver- 
hältnis steht. Aus diesem Grunde ist vorgesehen, 
daß die Behörde, die ein Adoptiv- oder Pflegekind- 
schaftsverhältnis anerkennt, die Anerkennung eines 
solchen Verhältnisses den anderen in Betracht kom- 
menden Behörden mitteilt. Diese Regelung zielt auf 
eine Verwaltung^ Vereinfachung ab, weil andernfalls 
praktisch in jedem Fall eines leiblichen Kindes ge- 
prüft werden müßte, ob dieses Kind nicht zugleich 
auch in einem Adoptiv- oder Pflegekindschaftsver- 
hältnis steht. 

Absatz 3 enthält die Grundregelung für die Fälle, 
in denen das maßgebende Kindschaftsverhältnis zu 
mehreren Steuerpflichtigen besteht. In diesen Fällen 
soll das Kind dem Steuerpflichtigen zugeordnet wer- 
den, zu dessen Haushalt es gehört. In den Fällen, 
in denen das Kind nicht zum Haushalt eines oder 
zum gemeinsamen Haushalt der in Betracht kom- 
menden Steuerpflichtigen gehört, wird die Zuord- 
nung der freien Bestimmung der Beteiligten über- 
lassen. Diese Bestimmungsmöglichkeit war bisher 
bereits im Bundeskindergeldgesetz für den Fall der 
Konkurrenz von Vater und Mutter vorgesehen (§ 3 
Abs. 3 Satz 1 des Bundeskindergeldgesetzes). 

Absatz 4 enthält eine bedeutsame Ausnahmerege- 
lung von der allgemeinen Zuordnungsvorschrift des 
Absatzes 3. Für den Fall nämlich, daß sowohl der 
Vater als auch die Mutter kinderentlastungsberech- 
tigt sind, wird die widerlegbare Vermutung aufge- 
stellt, daß das Kind zum Haushalt der Mutter ge- 
hört. Das Kind kann hiernach dem Vater nur dann 
zugeordnet werden, wenn dieser durch eine Be- 
scheinigung des Jugendamtes nachweist, daß das 
Kind zu seinem Haushalt gehört. 

Absatz 5 enthält die bedeutendste Ausnahme von 
der allgemeinen Zuordnungsregelung des Absat- 
zes 3. Die Vorschrift bestimmt, daß ein Kind, wel- 
ches in einem Kindschaftsverhältnis zu Ehegatten 
steht, die das Veranlagungswahlrecht nach § 117 
haben, diesen gemeinsam zugeordnet wird. Nach 
Satz 2 soll das auch für ein Kind gelten, das nach 
den Absätzen 2 bis 4 nur einem der Ehegatten zu- 
zuordnen wäre. Von dieser Zuordnungsvorschrift 
bleibt § 119 Abs. 2 Satz 5 unberührt, wonach bei 


getrennter Veranlagung der Ehegatten jedem die 
Hälfte der Kinderentlastung gewährt wird. 

Zu § 100 — Ausschluß der Kinderentlastung 

Absatz 1 schließt die Gewährung der Kinderent- 
lastung für Kinder aus, für die vergleichbare Ent- 
lastungen gewährt werden. Die Vorschrift dient so- 
mit der Vermeidung von mehrfachen Entlastungen. 
Soweit in anderen einkommensteuerlichen Regelun- 
gen die kinderbedingte Belastung des Steuerpflich- 
tigen von Bedeutung ist, wird eine mehrfache Be- 
rücksichtigung desselben Kindes dadurch ausge- 
schlossen, daß dort jeweils nur die Kinder be- 
rücksichtigt werden, für die dem Steuerpflichtigen 
Kinderentlastung zusteht oder zustehen würde, 
wenn sie nicht wegen der Gewährung der vergleich- 
baren Entlastungen ausgeschlossen wäre (vgl. §§74 
Abs. 5, 75 Abs. 3, 77 Abs. 5, 79 Abs. 3 Nr. 2, 90 
Abs. 3 Nr. 1, 185 Abs. 1). 

Nummer 1 entspricht § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 3 des Bun- 
deskindergeldgesetzes. Die Vorschrift berücksichtigt, 
daß den Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die 
Auslandsdienstbezüge erhalten, weiterhin Kinder- 
zuschlag von ihrem Dienstherrn oder Arbeitgeber 
gezählt wird (§ 27 des Bundesbesoldungsgesetzes). 
Diese Ausnahme, die den besonderen Verhältnissen 
dieser Personengruppe Rechnung tragen und auch 
der Verwaltungsvereinfachung dienen soll, macht 
eine entsprechende Einschränkung der Kinderent- 
lastung erforderlich. 

Die Nummern 2 und 3 entsprechen § 8 Abs. 1 Nr. 1 
des Bundeskindergeldgesetzes. 

Nummer 4 entspricht § 8 Abs. 1 Nr. 3 des Bundes- 
kindergeldgesetzes. 

Der Ausschuß von Doppelleistungen ist im gelten- 
den Recht für das Verhältnis des besoldungsrecht- 
lichen Kinderzuschlags zu der Kinderzulage aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung und zu dem Kinder- 
zuschuß aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
nicht geregelt. Zur Zeit kann also z. B. der im Öffent- 
lichen Dienst stehende Vater für seine Kinder Kin- 
derzuschläge erhalten, obwohl die Mutter zu ihrer 
Rente aus der Sozialversicherung für die Kinder 
Kinderzulagen oder Kinderzuschüsse bezieht. Diese 
Doppelentlastung entfällt mit der Ersetzung des 
Kinderzuschlags durch die Kinderentlastung. 

Absatz 2 regelt den Ausschluß der Kinderentlastung 
in zeitlicher Hinsicht. Aus Gründen der Praktikabi- 
lität soll die Kinderentlastung grundsätzlich bis zum 
Ablauf des Kalenderjahrs gewährt werden, in dem 
eine der den Ausschuß begründenden Entlastungen 
bewilligt wird. Das soll nur dann nicht gelten, wenn 
die in Betracht kommende Entlastung bereits von 
der Begründung des Kindschaftsverhältnisses an 
zu gewähren ist. In diesen Fällen soll von vornher- 
ein die Kinderentlastung nicht gewährt werden. 

Absatz 3 schreibt vor, daß die rückwirkend bewil- 
ligten Entlastungen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 3 bis zum Ablauf des Bewilligungsjahrs und bis 
zur Höhe der entsprechenden Kinderentlastung dem 
Fiskus zustehen. Für die Fälle des Absatzes 1 Nr. 4 
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kann eine solche Regelung rechtlich nicht getroffen 
werden. In diesen Fällen müssen in zeitlich begrenz- 
tem Umfang Doppelleistungen hingenommen wer- 
den. Die dem Fiskus zustehenden Beträge sollen als 
Einkommensteuer verbucht werden, weil die ent- 
sprechende Kinderentlastung das Einkommensteuer- 
aufkommen gemindert hat. 


Zu § 101 — Anrechnung ausländischer Steuern 

Die Vorschrift tritt an die Stelle von § 34 c Abs. 1 j 
EStG 1971. Sie regelt für unbeschränkt Steuerpflich- 1 
tige die Anrechnung ausländischer Steuern, die der 
deutschen Einkommensteuer entsprechen, wenn ein 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
nicht anzuwenden ist. 

Nach Absatz 1 Satz 1 darf eine ausländische Steuer 
nur auf den Teil der deutschen Steuer angerechnet 
werden, der auf die ausländischen Einkünfte ent- j 
fällt, von denen die ausländische Steuer erhoben ! 
worden ist. Hierdurch wird die Doppelbesteuerung ; 
vermieden. Soweit ein Überhang nicht anrechenba- j 
rer ausländischer Steuern verbleibt, kann der j 
Steuerpflichtige diesen nach § 102 bei der Ermitt- 
lung der ausländischen Einkünfte absetzen. Eine 
§ 68 a EStDV 1971 entsprechende Vorschrift, derzu- 
folge eine ausländische Steuer nur dann der deut- 
schen Einkommensteuer entspricht, wenn sie nach ■ 
Vorschriften erhoben wird, die für das ganze Staats- 
gebiet gelten, ist nicht wieder aufgenommen wor- 
den. Satz 2 bestimmt im einzelnen, wie der Höchst- 
betrag der deutschen Steuer, auf den die auslän- | 
dische Steuer angerechnet werden kann, berechnet j 
wird. Satz 3 regelt entsprechend § 68 c EStDV 1971, 
daß die Berechnung des Höchstbetrages für jeden 
ausländischen Staat getrennt durchzuführen ist. 
Hierdurch wird der Zusammenfassung von Einkünf- 
ten aus Hoch- und Niedrigsteuerländern vorgebeugt. 
Satz 4 entspricht § 34 c Abs. 1 Satz 3 EStG 1971. 

Absatz 2 entspricht § 34 c Abs. 2 EStG 1971. 


Zu § 103 — Ausländische Einkünfte 

Die Vorschrift ersetzt § 68 b EStDV 1971. Sie be- 
stimmt den Begriff der ausländischen Einkünfte. Be- 
deutsam ist, daß zu den ausländischen Einkünften 
nunmehr auch gewerbliche Einkünfte gehören, die 
ohne Begründung einer ausländischen Betriebstätte 
durch in einem ausländischen Staat ausgeübte tech- 
nische oder kaufmännische Beratung, durch Überlas- 
sung von Arbeitskräften im Ausland oder durch die 
Tätigkeit von Künstlern und Artisten im Ausland 
erzielt worden sind. 


Zu § 104 — Sonderregelung für ausländische Ein- 
künfte aus Gewerbe 

Die Vorschrift übernimmt für Einkünfte deutscher 
Unternehmen aus ausländischen Betriebstätten den 
bisherigen, auf § 34 c Abs. 3 EStG gestützten, Pau- 
schalierungserlaß (BStBl. 1959 II S. 109) in das Ge- 
setz. 

Auf Antrag des Steuerpflichtigen werden statt der 
Anrechnung oder des Abzugs ausländischer Steuern 
ausländische Betriebstätteneinkünfte nur mit dem 
halben Steuersatz besteuert. Voraussetzung ist, daß 
die Einkünfte aus einem Staat stammen, mit dem 
kein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung besteht, und daß die ausländische Betrieb- 
stätte eine produktive Geschäftstätigkeit entfaltet. 

Für Dividenden aus wesentlichen Beteiligungen an 
ausländischen Kapitalgesellschaften brauchte eine 
entsprechende Steuerermäßigung nicht mehr vorge- 
sehen zu werden, weil Schachteldividenden nach dem 
Gesetz zur Wahrung der steuerlichen Gleichmäßig- 
keit bei Auslandsbeziehungen und zur Verbesserung 
der steuerlichen Wettbewerbslage bei Auslands- 
investitionen — Außensteuerreformgesetz — ■ infolge 
Anrechnung der ausländischen Körperschaftsteuer 
(indirekte Anrechnung) bereits ermäßigt besteuert 
werden. 


Zu § 102 — Abzug ausländischer Steuern als Be- 
triebsausgaben oder Werbungskosten 1 

Die Vorschrift regelt den Abzug ausländischer Steu- ! 
ern bei der Ermittlung der Einkünfte. j 

Nach Absatz 1 kann der Steuerpflichtige abweichend 
von der bisherigen Rechtslage, soweit er die Anrech- 
nung ausländischer Steuern nach § 101 nicht geltend 
machen will, diese Steuern nach seiner Wahl ganz 
oder zum Teil als Werbungskosten oder Betriebs- 
ausgaben absetzen. Dies kann in Verlustjahren oder 
bei einem Überhang nicht anrechenbarer ausländi- 
scher Steuern zweckmäßig sein. 

Absatz 2 stellt klar, daß eine ausländische Steuer 
bei der Ermittlung der Einkünfte abzuziehen ist, 
wenn sie nicht der deutschen Einkommensteuer ent- 
spricht und daher nicht nach § 101 auf die deutsche 
Steuer angerechnet werden kann (vgl. § 68 f EStDV 
1971). 


Zu § 105 — Tarifermäßigung für ausländische Ein- 
künfte aus dem Betrieb von Handels- 
schiffen im internationalen Verkehr 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 34 c 
Abs. 4 EStG 1971. Während nach § 34 c Abs. 4 EStG 
1971 die begünstigten ausländischen Einkünfte aus 
dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr gesondert zu ermitteln sind — wobei beim 
Schiffahrtsgewinn komplizierte Zu- und Abrechnun- 
gen erforderlich werden — , bestimmt § 105 den Um- 
fang dieser Einkünfte mit einem festen Hundertsatz 
des steuerlichen Gewinns des Schiffahrtsbetriebs. 
Das bedeutet gegenüber der bisherigen Regelung 
eine erhebliche Vereinfachung. 

Diese Vereinfachung hat insofern eine Einschrän- 
kung der bisherigen Vergünstigung zur Folge, als 
insbesondere der bei der Gewinnermittlung abge- 
setzte Zinsaufwand bei der Berechnung der be- 
günstigten ausländischen Einkünfte nicht mehr hin- 
zuzurechnen ist. Unter anderem zum Ausgleich da- 
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für wird der für die Ermittlung der begünstigten 
Einkünfte maßgebliche Hundertsatz von bisher 50 
auf 75 erhöht. Mit dieser Erhöhung wird zugleich 
den in der Schiffahrt getroffenen tatsächlichen Fest- 
stellungen Rechnung getragen, wonach der Anteil 
der ausländischen Einkünfte an den gesamten Ein- 
künften aus dem Betrieb von Handelsschiffen im 
internationalen Verkehr im allgemeinen mehr als 
50 v. H. beträgt. 

Die in Absatz 2 enthaltene Bestimmung des Begriffs 
„Betrieb von Handelsschiffen im internationalen 
Verkehr" ist aus Gründen der Rechtssicherheit aus 
dem gleichlautenden Erlaß zu § 34 c Abs. 4 EStG 
(BStBl. 1970 I S. 131) in das Gesetz übernommen 
worden. Als Voraussetzung für die Tarifermäßigung 
wird aus schiffahrtspolitischen Gründen zusätzlich 
zur Eintragung in einem inländischen Seeschiffs- 
register gefordert, daß das Schiff die deutsche Flagge 
führt. 

Zu § 106 — Steuerentlastung für im Ausland tätige | 
Arbeitnehmer 

Die Vorschrift übernimmt für ausländische Arbeits- i 
einkünfte den bisherigen, auf § 34 c Abs. 3 EStG ! 
gestützten sog. Montageerlaß (BStBl. 1960 II S. 81) j 
in das Gesetz. 

Auf Antrag des Steuerpflichtigen werden statt der 
Anrechnung oder des Abzugs ausländischer Steuern 
ausländische Arbeitseinkünfte von der deutschen 
Besteuerung ausgenommen, wenn die im Ausland 
ausgeübte Tätigkeit mit einer Montage zusammen- | 
hängt und die Dauer der Tätigkeit bei dem gleichen | 
Objekt 3 Monate übersteigt, jedoch von vornherein 
auf die Durchführung eines bestimmten Vorhabens 
begrenzt ist. Voraussetzung ist, daß mit dem aus- 
ländischen Staat, in dem die Tätigkeit ausgeübt 
wird, kein Abkommen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung besteht und daß die Arbeitseinkünfte 
im Ausland entsprechend besteuert werden. 


Zu § 107 — Steuerbefreiung ausländischer Ein- j 
künfte auf der Grundlage der Gegen- | 
seitigkeit i 

Mit dieser Vorschrift, der im Bereich der beschränk- j 
ten Einkommensteuerpflicht § 111 Abs. 6 entspricht, j 
wird die Möglichkeit geschaffen, im Verhältnis zu 
Staaten, mit denen kein Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung besteht, durch Steuerbe- 
freiungen im Rahmen der Gegenseitigkeit eine Dop- 
pelbesteuerung zu vermeiden. 


Zu § 108 — Anrechnung und Abzug ausländischer 
Steuern bei Abkommen zur Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung 

Die Vorschrift erklärt die Bestimmungen der §§ 101 
und 102 über die Anrechnung und den Abzug aus- 
ländischer Steuern für entsprechend anwendbar, 
wenn in einem Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung die Anrechnung ausländischer 
Steuern vorgesehen ist. Auch in diesem Fall soll es 


dem Steuerpflichtigen freistehen, statt der Anrech- 
nung der ausländischen Steuern ganz oder teilweise 
den Abzug dieser Steuern als Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben geltend zu machen. Fiktive aus- 
ländische Steuern, deren Anrechnung in einem Dop- 
pelbesteuerungsabkommen vorgesehen ist, werden 
zuletzt angerechnet und können nicht als Werbungs- 
kosten oder Betriebsausgaben abgesetzt werden. 


Zu § 109 — Progressionsvorbehalt bei Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung 

Die Vorschrift regelt den Progressionsvorbehalt, wo- 
nach die durch ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung freigestellten ausländischen Ein- 
künfte zur Ermittlung des Steuersatzes für das im 
Inland zu versteuernde Einkommen einzubeziehen 
sind. Auch für die Berechnung von Tarifermäßigun- 
gen werden die in den ermäßigt besteuerten Ein- 
künften enthaltenen ausländischen Einkünfte berück- 
sichtigt, die nach einem Doppelbesteuerungsabkom- 
men von der deutschen Besteuerung freigestellt sind. 


Zu § 110 — Nachweispflichten 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 68 d EStDV 
1971. Sie regelt die für die Anrechnung und den Ab- 
zug ausländischer Steuern erforderlichen Nachweise. 


Zu § 111 — Einkünfte bei beschränkter Einkom- 
mensteuerpflicht 

Die Vorschrift ersetzt § 49 EStG 1971. 

In Absatz 1 ist die Reihenfolge und die Benennung 
der inländischen Einkünfte entsprechend § 4 geän- 
dert. Sachlich sind die Einkünfte im Sinne der be- 
schränkten Einkommensteuerpflicht — von einigen 
Erweiterungen abgesehen — die gleichen geblieben 
wie im geltenden Recht. Die Einkünfte aus Gewerbe 
in Absatz 1 Nr. 1 sind um Tatbestände ergänzt, die 
sich aus der neueren Entwicklung des internationalen 
Wirtschaftslebens ergeben haben. Unternehmen 
oder natürliche Personen, die sich in diesen Formen 
an der inländischen Volkswirtschaft beteiligen, und 
Nutzen aus dem inländischen Wirtschaftsraum zie- 
hen, sind zu der inländischen Besteuerung heranzu- 
ziehen. Hierzu gehören insbesondere Einkünfte, die 
durch im Inland ausgeübte technische oder kauf- 
männische Beratung oder durch Überlassung von 
Arbeitskräften zur inländischen Arbeitsausübung 
erzielt werden (Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b). Hierzu 
gehört auch die Veräußerung von unbeweglichen 
Vermögensgegenständen (Grundstücke, grundstücks- 
gleiche Rechte und Schiffe), die im Inland belegen 
oder in ein inländisches öffentliches Buch oder Re- 
gister eingetragen und in einem Betriebsvermögen 
gehalten worden sind (Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe e). 
Durch diese Regelung wird eine Lücke des bisheri- 
gen Rechts geschlossen; denn nach § 49 Abs. 1 Nr. 8 
EStG 1971 können inländische Grundstücke oder 
grundstücksgleiche Rechte nur im Rahmen der Spe- 
kulationsbesteuerung zur beschränkten Steuerpflicht 
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herangezogen werden. Eine Regelung für unbeweg- 
liche Vermögensgegenstände, die in einem Betriebs- 
vermögen außerhalb einer Betriebstätte gehalten 
worden sind, hat bisher gefehlt. Schließlich werden 
inländische Einkünfte aus Gewerbe um Einkünfte er- 
weitert, die durch die Veräußerung von Rechten, Er- 
fahrungen, Kenntnissen und Fertigkeiten, Plänen, 
Mustern und Verfahren erzielt werden, wenn diese 
in ein inländisches öffentliches Buch oder Register 
eingetragen sind oder in einer im Inland belegenen 
Betriebstätte verwertet werden oder verwertet wor- 
den sind (Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe f). Auch diese Neu- 
regelung schließt eine Lücke des geltenden Rechts. 
Nach § 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG 1971 in Verbindung mit 
§21 Abs. 1 Nr. 3 EStG 1971 können derartige Ein- 
künfte nur erfaßt werden, wenn wegen zeitlich be- 
grenzter Überlassung die Voraussetzungen für eine 
Erfassung als Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung vorliegen. Werden die Uberlassungsver- 
träge in anderer Form abgeschlossen, ist es nicht 
möglich, sie als gewerbliche zu besteuern, wenn 
nicht die Voraussetzungen einer im Inland belege- 
nen Betriebstätte oder eines ständigen Vertreters 
vorliegen. Die gegenüber § 49 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c EStG 1971 veränderte Fassung des Absat- 
zes 1 Nr. 1 Buchstabe d verdeutlicht gemäß der 
Rechtsprechung des BFH (Urteil I 209/60 U vom 
13. Dezember 1961, BStBl. 1962 III, 85) den Anwen- 
dungsbereich dieser Vorschrift. 

Nummer 5 entspricht § 49 Abs. 1 Nr. 5 EStG 1971. 
Redaktionell ist die Vorschrift an den Katalog der 
Einkünfte aus Kapitalvermögen in § 55 angepaßt. 

Die Nummern 6 und 7 entsprechen den Fassungen 
der §§ 56 und 58. Neu gegenüber dem geltenden 
Recht ist die Aufnahme des Tatbestands der Nut- 
zung beweglicher Gegenstände durch Vermietung 
oder Verpachtung im Inland (Absatz 1 Nr. 6 Buch- 
stabe b). In stärker werdendem Maße werden unbe- 
schränkt Steuerpflichtigen Wirtschaftsgüter (z. B. 
Baumaschinen, Kräne und Hubinseln) zeitlich be- 
grenzt überlassen. Vermieter oder Verpächter ziehen 
auf diese Weise in vermehrtem Umfang Nutzen aus 
dem inländischen Wirtschaftsraum. Die beschränkte 
Einkommensteuerpflicht ist dementsprechend gerecht- 
fertigt. Die Aufnahme der Einkünfte aus einer Tä- 
tigkeit als Mitglied eines Aufsichtsrats oder Ver- 
waltungsrats unter Nummer 7 Buchstabe b als son- 
stige Einkünfte ist durch die Eingliederung dieser 
Einkünfte in die sonstigen Einkünfte nach § 58 ver- 
anlaßt. Die Einbeziehung von Einkünften aus der 
Veräußerung im Inland belegener Bodenschätze 
(Nummer 7 Buchstabe c) entspricht § 58 Abs. 1 Nr. 2. 

Durch Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, daß es bei 
der Bestimmung der Einkünfte auf die im Inland 
gegebenen Besteuerungsmerkmale ankommt. Hier- 
durch wird eine Lücke des bisherigen Rechts ge- 
schlossen. Bei Einkünften im Sinne der beschränkten 
Einkommensteuerpflicht ist eine Einordnung in ver- 
schiedene Einkünfte möglich, je nach dem, ob auf 
die im Ausland gegebenen Verhältnisse des Emp- 
fängers oder ob nur auf die im Inland gegebenen 
Tatbestandsmerkmale abgestellt wird. Der Reichs- 
finanzhof und auch der Bundesfinanzhof haben den 
Grundsatz aufgestellt, daß es nicht auf die Um- 
stände ankommt, die im Ausland vorliegen, son- 


dern darauf wie sich die Verhältnisse im Inland 
darstellen (vgl. u. a. BFH-Urteil vom 20. Januar 1959 
I 112/57 S — BStBl. 1959 III, 133; BFH-Urteil vom 
13. Dezember 1961 I 209/60 U, BStBl. 1962 III, 85). 
Diese Betrachtungsweise ist gerechtfertigt, weil die 
inländischen Finanzbehörden nicht in der Lage sind, 
die Verhältnisse im Ausland mit hinlänglicher 
Sicherheit festzustellen oder nachzuprüfen. Satz 2 
bestimmt, daß nachträgliche Zuflüsse oder geleistete 
Aufwendungen im Sinne des § 62 im Rahmen der 
beschränkten Einkommensteuerpflicht zu berück- 
sichtigen sind. Insoweit ergibt sich keine Änderung 
gegenüber dem bisher bestehenden Rechtszustand. 

In Absatz 3 wird für freiberufliche Tätigkeit oder 
nichtselbständige Arbeit der Begriff der Verwer- 
tung einer außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin (West) ausgeübten Tätigkeit de- 
finiert. Im EStG 1971 befindet sich für den Verwer- 
tungstatbestand keine Definition. Nach § 40 Abs. 2 
LStDV 1971 ist eine Arbeit im Inland verwertet, 
wenn sie zwar nicht im Inland persönlich ausgeübt 
wird, aber ihr wirtschaftlicher Erfolg der inländi- 
schen Volkswirtschaft unmittelbar zu dienen be- 
stimmt ist. Die bisherige Rechtslage ist nicht befrie- 
digend. Die Definition eines Besteuerungsmerk- 
mals, durch das der Steueranspruch auf Tätigkeiten 
außerhalb des Inlands ausgedehnt wird, muß im 
Einkommensteuergesetz enthalten sein. Der Entwurf 
stellt für die Annahme einer Verwertung darauf ab, 
daß das Ergebnis der Tätigkeit wirtschaftlich unmit- 
telbar einem im Inland ansässigen Auftraggeber 
oder einem inländischen Arbeitgeber zu dienen be- 
stimmt ist oder das Ergebnis der Tätigkeit im Inland 
genutzt wird, und das Entgelt im Inland oder aus 
dem Inland gezahlt wird. Damit bezieht die gesetz- 
liche Definition des Verwertungstatbestandes auch 
Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit ein. Im übri- 
gen wird genauer als bisher auf den Vorteil abge- 
stellt, der mit einer solchen Tätigkeit für den in- 
ländischen Wirtschaftsraum beim Auftraggeber typi- 
scherweise eintritt und durch den eine Erfassung im 
Sinne der beschränkten Einkommensteuerpflicht ge- 
rechtfertigt wird. Um den Verwertungstatbestand 
darüber hinaus abzugrenzen, ist in Anlehnung an 
Abschnitt 62 Abs. 1 LStR 1971 zusätzlich auf die 
Zahlung zu Lasten einer inländischen Stelle abge- 
stellt. Satz 2 stellt klar, daß eine Verwertung von 
freiberuflicher Tätigkeit oder nichtselbständiger 
Arbeit auch vorliegt, wenn eine im Inland erbrachte, 
auf einem Wiedergabeträger gespeicherte Leistung 
genutzt und das Entgelt zu Lasten einer inländischen 
Stelle gezahlt wird. Satz 3 dient der Vereinfachung 
des Außensteuerrechts. Sonderregelungen, die bei 
einer Verwertung von nichtselbständiger Arbeit 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und Ber- 
lin (West zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung 
erforderlich sind, werden durch diese Vorschrift zu- 
künftig überflüssig. Absätze 4 und 5 entsprechen 
§ 49 Abs. 2 und 3 EStG 1971. Mit Absatz 6, dem im 
Bereich der unbeschränkten Einkommensteuerpflicht 
§ 107 entspricht, wird die Möglichkeit geschaffen, im 
Verhältnis zu Staaten, mit denen kein Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung besteht, 
durch Steuerbefreiungen im Rahmen der Gegensei- 
tigkeit eine Doppelbesteuerung zu vermeiden. 
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Zu § 112 — Besteuerungsgrundlagen und Tarifvor- 
schriften für beschränkt Steuerpflich- 
tige 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 50 EStG 1971. 
Gegenüber dieser Vorschrift ergeben sich folgende 
Änderungen: 

Durch Absatz 1 Satz 2 ist klargestellt, daß beschränkt 
Steuerpflichtige die aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung für unbeschränkt Steuerpflichtige vor- 
gesehene Werbungskosten-Pauschale grundsätzlich 
nicht in Anspruch nehmen können. 

In Absatz 2 ist klargestellt, daß der Altersentla- 
stungsbetrag nach § 64, der auf die inländische So- 
zialstruktur abgestellt ist, für beschränkt Steuer- 
pflichtige nicht gilt. 

Durch Absatz 3 wird der Rahmen des bisher für be- 
schränkt Steuerpflichtige möglichen Sonderausga- 
benabzugs um Aufwendungen erweitert, denen be- 
schränkt Steuerpflichtige ausgesetzt sind, weil sie 
sich im Inland eines fachkundigen steuerlichen Bera- 
ters bedienen müssen. 

Absatz 4 entspricht § 50 Abs. 3. Er stellt klar, inwie- 
weit steuerliche Tarifermäßigungen für beschränkt 
Steuerpflichtige gelten. Der Splittingvorteil und die 
Kinderentlastung, die Maßnahmen des inländischen 
Familienlastenausgleichs sind, werden grundsätzlich 
für beschränkt Steuerpflichtige nicht gewährt. Es ist 
Sache des Wohnsitzstaates des beschränkt Steuer- 
pflichtigen, welche Maßnahmen er für den Familien- 
lastenausgleich trifft. Eine Ausnahme vom Mindest- 
steuersatz ist wie bisher (§ 50 Abs. 6 EStG 1971) nur 
bei natürlichen Personen, die in der Deutschen De- 
mokratischen Republik oder Berlin (Ost) ansässig 
sind, vorgesehen, um die steuerliche Behandlung 
dieses Personenkreises nicht zu verschlechtern. 

Absatz 5 enthält die Ausnahmen von den vorste- 
hend dargestellten Vorschriften für Arbeitslohn von 
beschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitneh- 
mern. Da sie aus ihrer Tätigkeit im Inland — wie die 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeit- 
nehmer auch — in aller Regel ihren Lebensunterhalt 
bestreiten, ist für diesen Personenkreis aus den Ge- 
sichtspunkten der Gleichbehandlung und des Ar- 
beitsfriedens im Rahmen des Möglichen eine Anpas- 
sung an die steuerlichen Verhältnisse bei unbe- 
schränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitneh- 
mern angezeigt. Beschränkt einkommensteuerpflich- 
tige Arbeitnehmer erhalten deshalb den Werbungs- 
kosten-Pauschbetrag (§ 53 Abs. 3), den Altersent- 
lastungsbetrag (§ 64), die Möglichkeit des Abzugs 
von Sonderausgaben (§ 68), den Altersfreibetrag 
(§ 79 Abs. 2) und den Haushaltsfreibetrag nach § 79 
Abs. 3 Nr. 1, den Vorsorge-Pauschbetrag (§ 94) und 
die Kinderentlastung nach § 97 bis § 100. 

Verheiratete beschränkt einkommensteuerpflichtige 
Arbeitnehmer erhalten wie bisher den mit der 
Steuerklasse II verbundenen Freibetrag von 70 DM 
monatlich. Verheiratete Arbeitnehmer, die Anspruch 
auf Kinderentlastung oder eine der in § 100 Abs. 1 
bezeichnete Entlastung haben, erhalten statt dieses 
Freibetrags einen Freibetrag von 250 DM monatlich. 
Unter denselben Voraussetzungen wird auch nicht- 
verheirateten beschränkt einkommensteuerpflichti- 


gen Arbeitnehmern der Freibetrag von 250 DM mo- 
natlich gewährt. 

Absatz 6 entspricht § 50 Abs. 4 EStG 1971. Neu ist 
lediglich Satz 2, der die Nichtanwendbarkeit des 
§124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b anordnet und damit 
klarstellt, daß eine Anrechnung inländischer Körper- 
schaftsteuer, die auf Einnahmen i. S. des § 55 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2 lastet, nicht in Betracht kommt, soweit 
die Einkommensteuer durch den Steuerabzug abge- 
golten ist und eine Veranlagung nach § 115 Abs. 4 
Satz 2 unterbleibt. 

In Absatz 7 werden die Voraussetzungen für eine 
neue Rechtsentwicklung geschaffen. Beschränkt 
Steuerpflichtige, die im Inland eine Betriebstätte ha- 
ben und gewerbliche Einkünfte erzielen, können auf 
die inländische Einkommensteuer entsprechende 
ausländische Steuern anrechnen, wenn Einkünfte 
dieser Betriebstätte im Ausland besteuert werden 
und der beschränkt Steuerpflichtige dort keinen 
Wohnsitz oder keinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Eine derartige Entlastung, die bisher allgemein als 
Angelegenheit des Wohnsitzstaates eines Steuer- 
pflichtigen angesehen worden ist, kann allerdings 
nur dann in Betracht kommen, wenn der auslän- 
dische Wohnsitzstaat in der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder Berlin (West) unbeschränkt Steuerpflich- 
tige entsprechend behandelt. 

Zu § 113 — Besteuerung nach dem Verbrauch 

Die Vorschrift ersetzt § 48 EStG 1971. Die Erhöhung 
des Verbrauch-Betrags von 10 000 DM auf 15 000 
DM berücksichtigt die Einkommensentwicklung. Im 
übrigen ist die Vorschrift an die veränderte Ein- 
kommensteuersystematik, insbesondere bei den 
Vorsorgeaufwendungen und der Kinderentlastung, 
angepaßt. 

Zu § 114 — Pauschbesteuerung 

Die Vorschrift regelt die Pauschalierung der Ein- 
kommensteuer (Lohnsteuer) bei natürlichen Perso- 
nen, die durch Zuzug (Begründung eines inländi- 
schen Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufent- 
haltes) unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ge- 
worden sind. Sie gibt anders als das geltende Recht 
konkrete Anhaltspunkte, in welchen Fällen und in 
welcher Weise die Milderungsvorschrift angewendet 
werden kann. Dadurch sowie durch den Verzicht auf 
die Mitwirkung des Bundesministers der Finanzen 
in den Fällen, die in Absatz 1 geregelt sind, wird 
die Anwendung der Vorschrift wesentlich verein- 
facht. 

Nachdem durch das enge Doppelbesteuerungsnetz 
und die weitgehende Anrechnung ausländischer 
Steuern auf die deutsche Einkommensteuer die mit 
einem Zuzug aus dem Ausland früher verbundenen 
Härten wesentlich gemildert sind, wird nunmehr der 
Pauschalierungszeitraum halbiert und die bisher un- 
begrenzte Ermäßigung der tariflichen Einkommen- 
steuer (Lohnsteuer) auf höchstens 20 v. H. beschränkt. 
Dies entspricht weitgehend den von der Verwaltung 
entwickelten Pauschalierungsgrundsätzen, nach de- 
nen zur Vermeidung nicht vertretbarer Steuervor- 
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teile insbesondere von der Ermäßigung der tarif- 
lichen Einkommensteuer (Lohnsteuer) nur zurück- 
haltend Gebrauch gemacht worden ist. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Ermäßigung der Ein- 
kommensteuer (Lohnsteuer) bei einzelnen Personen- 
kreisen soll dazu dienen, bestimmte Personen zum 
Zuzug anzuregen, an deren Tätigkeit im Inland ein 
vordringliches Interesse besteht. Durch Absatz 3 soll 
die Anwendung des § 114 bei natürlichen Personen 
ausgeschlossen werden, die nur vorübergehend ins 
Ausland abgewandert waren und bei denen es des- 
halb einer Anpassung an die deutschen steuerlichen 
Verhältnisse nicht bedarf. 

In Absatz 4 wird klargestellt, daß auf Antrag die im 
Einzelfall gewährte Pauschalierungsregelung bei 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit schon beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn zu berücksichtigen ist. 


Zu § 115 — Veranlagung 

Absatz 1 entspricht sachlich § 25 Abs. 1 EStG 1971. 
Gegenüber dieser Vorschrift wird klargestellt, daß 
nicht die Einkommensteuer, sondern der Steuer- 
pflichtige entsprechend dem Wesen der Einkommen- 
steuer als Personensteuer „veranlagt“ wird. Durch 
Satz 2 wird die Verbindung zwischen dem Veranla- 
gungsbegriff und dem Begriff der Steuerfestsetzung 
im Sinne des allgemeinen Abgabenrechts herge- 
stellt. 

Absatz 2 übernimmt und ergänzt die Regelung des 
§ 25 Abs. 2 EStG 1971. Die Vorschrift legt fest, daß 
in den Fällen, in denen die unbeschränkte oder be- 
schränkte Einkommensteuerpflicht nicht während 
des ganzen Kalenderjahrs bestanden hat, jeweils 
das während der Dauer der Einkommensteuerpflicht 
bezogene Einkommen bei der Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer zu erfassen ist. Hierbei wird klarge- 
stellt, daß, wenn innerhalb des Kalenderjahrs ein 
Wechsel zwischen der unbeschränkten und be- 
schränkten Einkommensteuerpflicht stattgefunden 
hat, zwei Veranlagungen durchzuführen sind. Indem 
die Dauer der Steuerpflicht jeweils als Veranla- 
gungszeitraum fingiert wird, wird sichergestellt, daß 
alle Regelungen, die an die Veranlagung oder an 
den Veranlagungszeitraum anknüpfen,, uneinge- 
schränkt anzuwenden sind. Die bei der Veranlagung 
erfaßten Beträge sind nicht auf Jahresergebnisse um- 
zurechnen. Der Steuerpflichtige kann wie bisher be- 
reits vor Ablauf des Kalenderjahrs veranlagt wer- 
den, wenn seine Einkommensteuerpflicht im Laufe 
des Kalenderjahrs weggefallen ist. 

Absatz 3 ist die Nachfolgevorschrift des § 46 a EStG 
1971. Sie schließt abweichend vom geltenden Recht 
die Einbeziehung von Kapitalerträgen, die der soge- 
nannten abgeltenden Kapitalertragsteuer unterlegen 
haben, in die Veranlagung aus. Das dient der Ver- 
einfachung, zumal die bisherige Einbeziehungsmög- 
lichkeit nur in seltenen Fällen für den Steuerpflichti- 
gen günstig war. 

Absatz 4 schreibt entsprechend der bisherigen Ver- 
waltungspraxis vor, daß eine Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer dann zu unterlassen ist, wenn sich 
keine Einkommensteuer ergibt und weder Voraus- 


zahlungen noch im Wege des Steuerabzugs erho- 
bene Einkommensteuer entrichtet worden ist. Eine 
Veranlagung ist in diesen Fällen jedoch künftig 
durchzuführen, wenn Kinderentlastung-Abschlags- 
zahlungen, die den Gegensatz zu den Einkommen- 
steuer-Vorauszahlungen darstellen, geleistet wor- 
den sind oder Körperschaftsteuer auf die Einkom- 
mensteuer anzurechnen ist. Ergänzend wird klarge- 
stellt, daß Einkünfte, für die die Einkommensteuer 
nach § 112 Abs. 6 abgegolten ist, bei einer Veranla- 
gung außer Betracht bleiben. 

Absatz 5 enthält eine besondere Zuständigkeitsrege- 
lung für die Durchführung einer Zusammenveranla- 
gung von Ehegatten, die keinen gemeinsamen 
Wohnsitz haben. Diese Regelung ergänzt die ent- 
sprechenden Regelungen der Abgabenordnung. 

Zu § 116 — Veranlagung von Arbeitnehmern 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich weitgehend § 46 
EStG 1971. Sie sieht wie das geltende Recht eine 
enumerative Aufzählung der Fälle vor, in denen 
Steuerpflichtige mit Einkünften aus nichtselbstän- 
diger Arbeit zur Einkommensteuer zu veranlagen 
sind. Bei der Ausgestaltung des Lohnsteuerverfah- 
rens einschließlich des Lohnsteuer-Jahresausgleichs 
wird grundsätzlich davon ausgegangen, daß die von 
Arbeitnehmern geschuldete Einkommensteuer im 
Rahmen des Lohnsteuerverfahrens zutreffend erho- 
ben wird. Die Veranlagung von Arbeitnehmern kann 
sich daher auf die Fälle beschränken, in denen diese 
Annahme aus besonderen Gründen nicht gesichert 
erscheint. 

Die Vorschrift enthält nunmehr in ihrem Absatz 1 
folgenden Katalog der Fälle, in denen Arbeitneh- 
mer zu veranlagen sind: 

In Nummer 1 wird entsprechend § 46 Abs. 1 EStG 
1971 vorgeschrieben, daß Arbeitnehmer von einer 
bestimmten Einkommenshöhe an generell zur Ein- 
kommensteuer zu veranlagen sind. Die generelle 
Veranlagungspflicht wird jedoch in der Weise mo- 
difiziert, daß die maßgebende Einkommensgrenze 
von 24 000 DM für die Fälle der Zusammenveran- 
lagung von Ehegatten verdoppelt wird. Die Vor- 
schrift gewährleistet, daß das zu versteuernde Ein- 
kommen in den Fällen, in denen wegen dessen Höhe 
eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach dem Dritten 
Vermögensbildungsgesetz zurückzufordern ist oder 
der Antrag auf Gewährung einer Sparprämie nach 
dem Sparprämiengesetz abzulehnen ist, im Veranla- 
gungsverfahren rechtsverbindlich festgestellt wird, 
um damit einen Streit über die Höhe des zu ver- 
steuernden Einkommens außerhalb des Veranla- 
gungsverfahrens zu vermeiden. 

Nummer 2 erfaßt die Arbeitnehmer, die Einkünfte 
oder Einkunftsteile aus nichtselbstämdiger Arbeit 
erzielt haben, von denen zulässigerweise ein Lohn- 
steuerabzug nicht vorgenommen worden ist. Hier- 
bei kann es sich um Fälle handeln, in denen der 
Arbeitslohn nicht von einem inländischen Arbeit- 
geber — z. B. bei Grenzgängern und Arbeitnehmern 
ausländischer Botschaften — oder außerhalb des 
Dienstverhältnisses von einem Dritten — z. B. bei 
Bezug von Streikgeldern — gezahlt worden ist. Diese 
Fälle waren bisher nicht eindeutig geregelt. 
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Nummer 3 entspricht im Grundsatz § 46 Abs. 2 
Ziff. 1 EStG 1971. In die Veranlagungsfreigrenze 
von 800 DM werden jedoch ausdrücklich auch die 
dem Progressionsvorbehalt unterliegenden ausländi- 
schen Einkünfte (§ 109) einbezogen. Wegen des Zu- 
sammenhangs der Veranlagungsfreigrenze mit dem 
Ausgleichsfreibetrag wird auf die Begründung zu 
§ 65 verwiesen. 

Nummer 4 entspricht sachlich § 46 Abs. 2 Ziff. 2 
EStG 1971. In Übereinstimmung mit der Ausweitung 
der unteren Proportionalzone des Einkommensteuer- 
tarifs werden die maßgebenden Grenzen des zu ver- 
steuernden Einkommens von 16 000 DM auf 32 000 
DM und von 8 000 DM auf 16 000 DM heraufgesetzt. 

Nummer 5 entspricht inhaltlich § 46 Abs. 2 Ziff. 3 
EStG 1971. Die maßgebende Arbeitslohngrenze 
beträgt im Hinblick auf die Anhebung des Versor- 
gungs-Freibetrags nunmehr 12 000 DM (bisher 
9 600 DM). 

Die neu eingeführte Nummer 6 steht im Zusammen- 
hang mit dem neu eingeführten Altersentlastungs- 
betrag (§ 64). Die Vorschrift entspricht in ihrer Ziel- 
setzung der Nummer 4. 

Nummer 7 entspricht sachlich § 46 Abs. 2 Ziff. 4 
EStG 1971. 

Nummer 8 soll die Anwendung des Progressions- 
vorbehalts auf ausländische Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Arbeit ermöglichen. 

Nummer 9 stellt sicher, daß die mit dem bei der 
Ehegattenbesteuerung geltenden modifizierten Stich- 
tagsprinzip verbundenen Folgen auch die Arbeit- 
nehmer treffen und diese somit gegenüber anderen 
Steuerpflichtigen nicht besser gestellt werden. 

Nummer 10 entspricht § 46 Abs. 2 Ziff. 6 EStG 1971. 

Nummer 11 entspricht einem Teil des § 46 Abs. 2 
Ziff. 7 EStG 1971. Der andere Teil dieser Vorschrift 
ist aus systematischen Gründen nach Absatz 2 Nr. 5 
übernommen worden. 

Absatz 2 enthält den Katalog der Fälle, in denen 
Arbeitnehmer eine Veranlagung beantragen kön- 
nen. 

Nummer 1 entspricht in seiner Zielsetzung § 46 
Abs. 2 Ziff. 8 Buchstabe b EStG 1971; die übernom- 
mene Vorschrift konnte jedoch im Hinblick auf die 
allgemeine Geltung des Ausgleichsbetrags (§ 65) 
vereinfacht werden. 

Nummer 2 entspricht § 46 Abs. 2 Ziff. 8 Buchstabe c 
EStG 1971. 

Nummer 3 wird zur Entlastung des Lohnsteuerver- 
fahrens eingeführt; die schwierigen Vorschriften des 
§ 32 b LStDV 1971 werden nicht in die neuen ge- 
setzlichen Vorschriften über das Lohnsteuerverfah- 
ren übernommen. 

Nummer 4 ermöglicht es den Arbeitnehmern, in den 
Genuß der Pauschbesteuerung nach § 114 zu kom- 
men. 

Wegen Nummer 5 wird auf die Bemerkung zu Ab- 
satz 1 Nr. 11 verwiesen. 

Nummer 6 ist wegen der Einführung des neuen 
Körperschaftsteuersystems erforderlich. Die Vor- 
schrift soll sicherstellen, daß Arbeitnehmer, die mit 


Körperschaftsteuer belastete Einnahmen bezogen 
haben, in jedem Fall die anrechenbare Körperschaft- 
steuer erhalten. Das Gesetz eröffnet dem Arbeitneh- 
mer hierzu zwei Möglichkeiten, einmal den Weg 
der Vergütung nach § 129 und zum anderen den 
Weg der Veranlagung. Liegt ein anderer Grund für 
die Veranlagung als der der Anrechnung der Kör- 
perschaftsteuer nicht vor, so kann der Arbeitnehmer 
wählen, ob er den Antrag auf Vergütung oder auf 
Veranlagung stellen will. Entscheidet er sich für die 
Vergütung, so ist ein Antrag auf Veranlagung nicht 
zulässig. Umgekehrt wird, wenn er die Veranlagung 
beantragt, durch § 129 (Nichtausstellung oder Rück- 
forderung der Bescheinigung) sichergestellt, daß die 
anrechenbare Körperschaftsteuer nicht zusätzlich 
vergütet wird. Hat der Arbeitnehmer die Vergütung 
nach § 129 bereits erhalten, und ist eine Veranla- 
gung aus den in § 116 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 bis 5 
oder 7 bezeichneten Gründen durchzuführen, so ist 
nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b die Anrechnung 
der Körperschaftsteuer ausgeschlossen. 

Nummer 7 entspricht § 46 Abs. 2 Ziff. 8 Buchstabe d 
EStG 1971. 

Abschließend wird klargestellt, daß der Antrag des 
Arbeitnehmers auf Durchführung einer Veranlagung 
zur Einkommensteuer im Rahmen einer Einkom- 
mensteuererklärung bis zum Ablauf der Steuerer- 
klärungsfrist zu stellen ist. Auf die Übernahme des 
§ 46 Abs. 2 Ziff. 8 Buchstabe a EStG 1971 konnte 
verzichtet werden, weil die § 34 EStG 1971 entspre- 
chenden Vorschriften des § 82 auch im Rahmen des 
Lohnsteuer-Jahresausgleichs angewendet werden 
können. 

Absatz 3 enthält ergänzende Vorschriften für Ehe- 
gatten, die zwischen der Zusammenveranlagung und 
der getrennten Veranlagung zur Einkommensteuer 
wählen können. Hierbei wird u. a. abweichend vom 
geltenden Recht bestimmt, daß die Veranlagungs- 
freigrenze des Absatzes 1 Nr. 3 für beide Ehegatten 
gemeinsam gilt. Es erscheint nicht gerechtfertigt, 
Ehegatten mit Nebeneinkünften von mehr als 
800 DM die Möglichkeit zu erhalten, durch die Wahl 
der getrennten Veranlagung dem Veranlagungs- 
zwang ausweichen zu können. Das gleiche gilt für 
die Erfassung ausländischer Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Arbeit. Auch hier hatten nach der Recht- 
sprechung des Bundesfinanzhofs Ehegatten bisher 
die Möglichkeit, steuerliche Vorteile zu erlangen 
(vgl. BFH-Urteil vom 9. Juni 1971, BStBl. S. 734). 

Absatz 4 enthält eine besondere Zuständigkeitsrege- 
lung für die Durchführung der Arbeitnehmerveran- 
lagung. Diese Regelung ist abweichend von den 
allgemeinen Zuständigkeitsvorschriften der Abga- 
benordnung stichtagsbezogen. Sie stimmt mit der 
bisher schon geltenden Zuständigkeitsregelung für 
die Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs 
überein und ermöglicht einen sofortigen — ggf. 
automatisierten — Übergang vom Ausgleichsver- 
fahren zum Veranlagungsverfahren, wenn sich bei 
der Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs 
herausstellt, daß die Veranlagungsvoraussetzungen 
erfüllt sind. 

Absatz 5 entspricht § 46 Abs. 4 EStG 1971; die Vor- 
schrift bestimmt, daß die Einkommensteuer durch 
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die erhobene Lohnsteuer abgegolten ist, wenn eine 
Veranlagung zur Einkommensteuer nicht in Betracht 
kommt. 

Zu § 117 — Veranlagungs Wahlrecht für Ehegatten 

Die Vorschrift, die unbeschränkt steuerpflichtigen 
und nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten die 
Wahlmöglichkeit zwischen Zusammenveranlagung 
und getrennter Veranlagung eröffnet, entspricht im 
wesentlichen § 26 Abs. 1 EStG 1971. Abweichend 
vom geltenden Recht wird die Wahlmöglichkeit einer 
besonderen Veranlagung für den Veranlagungszeit- 
raum der Eheschließung nicht eingeräumt. Die über 
die besondere Veranlagung erreichte Gleichbehand- 
lung von Steuerpflichtigen im Veranlagungsverfah- 
ren und im Lohnsteuerverfahren wird nunmehr da- 
durch herbeigeführt, daß ein etwaiger im Lohn- 
steuerverfahren erlangter Vorteil durch eine nach- 
folgende Veranlagung rückgängig gemacht wird 
(vgl. § 116 Abs. 1 Nr. 9). 

Zu § 118 — Zusammenveranlagung von Ehegatten 

Absatz 1 entspricht § 26 Abs. 2 Satz 2 EStG 1971. 

Absatz 2 ersetzt § 26 b EStG 1971. Außer der Zu- 
sammenrechnung der von beiden Ehegatten erziel- 
ten Einkünfte wird jedoch nunmehr vorgeschrieben, 
daß die zusammengerechneten Einkünfte den Ehe- 
gatten gemeinsam zuzurechnen sind und, soweit in 
den anderen Vorschriften des Gesetzes nichts Ab- 
weichendes bestimmt ist, die Ehegatten sodann ge- 
meinsam als Steuerpflichtige zu behandeln sind. 
Durch diese Bestimmung wird umschrieben, daß bei 
der Zusammenveranlagung von Ehegatten nur ein 
Gesamtbetrag der Einkünfte, ein Einkommen, ein zu 
versteuerndes Einkommen und eine Einkommen- 
steuer ermittelt wird. Satz 2 stellt klar, daß bei der 
Zusammenveranlagung von Ehegatten, für die — 
z. B. im Todesfälle eines Ehegatten — unterschied- 
liche Veranlagungszeiträume gelten, die Zusammen- 
veranlagung für den bei beiden Ehegatten sich ins- 
gesamt ergebenden längsten Zeitraums durchzufüh- 
ren ist. 

Zu § 119 — Getrennte Veranlagung von Ehegatten 

Absatz 1 entspricht § 26 Abs. 2 Satz 1 und 3 EStG 
1971. 

In Absatz 2 wird die getrennte Veranlagung sachlich 
weitgehend entsprechend § 26 a EStG 1971 geregelt. 
Die Ehegatten sollen bei der getrennten Veranla- 
gung grundsätzlich so behandelt werden, als ob sie 
unverheiratet wären. Ausgenommen von diesem 
Grundsatz sind die sich auf den Ehegatten bezie- 
henden Abzugsverbote. Diese sind auch bei getrenn- 
ter Veranlagung zu beachten, weil andernfalls die 
getrennte Veranlagung die Ehegatten günstiger stel- 
len würde als unverheiratete Personen, die entspre- 
chende Unterhaltsverpflichtungen nicht haben. Son- 
derausgaben, außergewöhnliche Belastungen und 
Vorsorgeaufwendungen der Ehegatten werden wie 
bisher zusammengerechnet und bei den Ehegatten 
jeweils zur Hälfte berücksichtigt, wenn sie keine an- 


dere Aufteilung beantragen. Die Vorschrift stellt im 
übrigen sicher, daß die kinderbedingten Regelungen 
des Einkommensteuerrechts den Ehegatten nicht un- 
abhängig voneinander zugute kommen. Sie werden 
insoweit durch die getrennte Veranlagung gegen- 
über einer Zusammenveranlagung im Ergebnis nicht 
bessergestellt. 

Zu § 120 — Gesonderte Feststellung der Besteue- 
rungsgrundlagen 

Die Vorschrift enthält ergänzende Bestimmungen zu 
den in der Abgabenordnung enthaltenen Vorschrif- 
ten über gesonderte Feststellungen. 

Absatz 1 läßt einem praktischen Bedürfnis entspre- 
chend zu, daß Einkünfte oder Einkunftsteile, die ge- 
sondert festgestellt werden müssen, bei dem Betei- 
ligten anderen Einkünften zugeordnet werden kön- 
nen als denjenigen, denen die Einkünfte bei der ge- 
sonderten Feststellung zugerechnet worden sind, 
wenn sie bei dem Beteiligten zu anderen Einkünften 
gehören. 

Absatz 2 eröffnet die rechtliche Möglichkeit, neben 
den gesondert festzustellenden Einkünften auch be- 
stimmte, nicht als Betriebsausgaben oder Werbungs- 
kosten berücksichtigungsfähige Aufwendungen — 
z. B. Spenden — gesondert festzustellen, die bei der 
Einkommensteuerveranlagung der Beteiligten zu be- 
rücksichtigen sind. Die Finanzverwaltung ist in der 
Praxis bisher bereits so verfahren. 

Absatz 3 enthält eine Sonderregelung für die soge- 
nannten geschlossenen Fonds, an denen eine Viel- 
zahl von Steuerpflichtigen beteiligt ist. In diesen 
Fällen ist es häufig schwierig, die von den Beteilig- 
ten unmittelbar aufgewendeten Werbungskosten — 
z. B. Schuldzinsen — in die gesonderte Feststellung 
der Einkünfte einzubeziehen. Die neue Vorschrift 
läßt es daher zu, daß derartige Werbungskosten un- 
abhängig von der gesonderten Feststellung der Ein- 
künfte von den Beteiligten im Rahmen ihrer Veran- 
lagung zur Einkommensteuer geltend gemacht wer- 
den können. Bei der Feststellung der Einkünfte wird 
in diesen Fällen ein entsprechender Vorbehalt an- 
zubringen sein. 

Zu § 121 — Einkommensteuererklärung 

Die Vorschrift, die die Verpflichtung zur Abgabe von 
Einkommensteuererklärungen regelt, entspricht im 
wesentlichen § 56 EStDV 1971. 

In Absatz 1 wurden die Steuererklärungspflichtgren- 
zen für die Steuerpflichtigen, die keine Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit erzielt haben, wegen 
der Anhebung des tariflichen Grundfreibetrags und 
der neuen Pauschbetragsregelungen für Sonderaus- 
gaben und Vorsorgeaufwendungen für Ehegatten, 
die zwischen der Zusammenveranlagung und der ge- 
trennten Veranlagung zur Einkommensteuer wählen 
können, von 3 820 DM auf 7 140 DM und für andere 
unbeschränkt Steuerpflichtige von 1 910 DM auf 
3 570 DM erhöht. 

Absatz 2 entspricht § 56 Abs. 2 EStDV 1971. 

Absatz 3 entspricht § 56 Abs. 4 EStDV 1971. 
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Absatz 4 regelt die Einkommensteuererklärungsfrist. 
Abweichend vom geltenden Recht (§ 56 Abs. 3 EStDV 
1971) wird diese nunmehr gesetzlich festgesetzt. 

Zu § 122 — Erklärung zur gesonderten Feststel- 
lung der Besteuerungsgrundlagen 

Die Vorschrift regelt die Verpflichtung zur Abgabe 
von Erklärungen zur gesonderten Feststellung der 
Einkünfte im Sinne des § 161 Abs. 1 Nr. 2 der Ab- 
gabenordnung. 

Absatz 1 entspricht § 58 EStDV 1971. 

Absatz 2 entspricht § 59 EStDV 1971. 

Absatz 3 schreibt die Anwendung der für die Ein- 
kommensteuererklärung geltenden Fristbestimmun- 
gen vor. 

Zu § 123 — Form der Erklärungen 

Absatz 1 entspricht § 60 Abs. 1 und 5 EStDV 1971. 

Absatz 2 Nr. 1 schreibt im einzelnen vor, welche 
Anlagen der Steuererklärung beizufügen sind, wenn 
Gewinneinkünfte erzielt worden sind. Die Vorschrif- | 
ten entsprechen im wesentlichen § 60 Abs. 2 bis 4 
EStDV 1971. Neu ist die Bestimmung, daß das 
Finanzamt die Erstellung der Steuerbilanz sowie der 
Gewinn- und Verlustrechnung nach amtlich vorge- 
schriebenen Vordrucken verlangen kann. Diese Vor- 
schrift soll die Möglichkeit eröffnen, die Gewinn- 
einkünfte von Steuerpflichtigen, bei denen eine | 
Außenprüfung in regelmäßigen Zeitabständen nicht j 
durchgeführt werden kann, maschinell zu überprü- j 
fen. Nummer 2 schreibt entsprechend den bisherigen j 
Vorschriften des § 4 Abs. 5 der Verordnung über den 
Lohnsteuer-Jahresausgleich vor, daß Steuerpflich- j 
tige, die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
erzielt haben, ihrer Einkommensteuererklärung 
Lohnsteuerbescheinigungen und Unterlagen zum 
Nachweis der Dauer von Zeiträumen, in denen sie 
keinem Dienstverhältnis gestanden haben, beifügen 
müssen. Die Nummern 3 und 4 schreiben die Art 
des Nachweises sowohl der Einnahmen, auf denen 
anrechenbare Körperschaftsteuer lastet (einschließ- 
lich der anzurechnenden Körperschaftsteuer), als 
auch der neben der Lohnsteuer anzurechnenden 
Abzugssteuern vor. Zusätzlich wird in Nummer 3 
die Rückgabe einer etwaigen Freistellungsbescheini- 
gung im Sinne des § 129 Abs. 3 vorgeschrieben, um 
die Vergütung der Körperschaftsteuer neben ihrer 
Anrechnung auf die Einkommensteuer auszuschlie- 
ßen. 

Zu § 124 — Entstehung und Tilgung der 
Einkommensteuer 

Absatz 1 regelt die Entstehung der Einkommen- 
steuer entsprechend § 3 Abs. 5 Ziff. 1 Buchstabe c 
des Steueranpassungsgesetzes. 

Absatz 2 regelt die Abrechnung der festgesetzten 
Einkommensteuer. Abweichend von § 47 Abs. 1 
EStG 1971 wird konkret bestimmt, welche Steuer- 
beträge im einzelnen mit der Einkommensteuer ab- 
zurechnen sind. Dabei wird auch die als Vergütung 
ausgezahlte Kinderentlastung einbezogen. 


Absatz 3 enthält für die mit der Einkommensteuer 
abzurechnenden Beträge konkrete Abrundungsbe- 
stimmungen. Diese Bestimmungen dienen der Ver- 
waltungsvereinfachung; sie wirken jeweils zugun- 
sten des Steuerpflichtigen. 

Absatz 4 Sätze 1 und 2 entspricht im wesentlichen 
§ 47 Abs. 2 und 3 EStG 1971. Die Vorschriften, die 
die Behandlung des nach der Abrechnung im Sinne 
des Absatzes 2 verbleibenden Steuerbetrags regeln, 
sind lediglich redaktionell überarbeitet worden. 
Dabei ist der Begriff „Auszahlung" im materiellen 
Sinne verwendet worden; er schließt z. B. eine Auf- 
rechnung oder Gutschrift nicht aus. 

Zu § 125 — Kinderentlastung-Abschlagzahlung 

Die Vorschrift regelt die laufende Kinderentlastung 
für Nichtarbeitnehmer, die zur Einkommensteuer ver- 
anlagt werden, wenn die ihnen zustehende Kinder- 
entlastung die tarifliche Einkommensteuer voraus- 
sichtlich übersteigt. In diesen Fällen soll die Kinder- 
entlastung insoweit monatlich vom Finanzamt aus- 
gezahlt werden, als sie die tarifliche Einkommen- 
steuer monatlich um mindestens den Betrag der Kin- 
derentlastung für ein Kind, nämlich um 50 DM, über- 
steigt. Der auszuzahlende Betrag wird als Abschlag- 
zahlung bezeichnet, er stellt das Gegenstück zu der 
Einkommensteuer-Vorauszahlung dar. Dementspre- 
chend sind die näheren Verfahrensvorschriften den 
Verfahrensvorschriften für die Einkommensteuer- 
Vorauszahlung nachgebildet. 

Zu § 126 — Kinderentlastung- Auszahlung 

Absatz 1 regelt die Auszahlung der Kinderentlastung 
an Nichtarbeitnehmer, die nicht zur Einkommen- 
steuer veranlagt werden. In diesen Fällen wird die 
Kinderentlastung auf Antrag des Steuerpflichtigen 
vom Finanzamt festgesetzt und ebenfalls monatlich 
ausgezahlt. Das Finanzamt kann die Festsetzung 
nach pflichtgemäßem Ermessen befristen, um somit 
im Rahmen seiner Prüfungsbefugnisse von Zeit zu 
Zeit Feststellungen darüber zu ermöglichen, ob und 
inwieweit die Voraussetzungen für die Weiterge- 
währung der Kinderentlastung vorliegen. Im übrigen 
wird der Steuerpflichtige verpflichtet, jede Ände- 
rung, die für die Auszahlung der Kinderentlastung 
von Bedeutung ist, dem Finanzamt unverzüglich an- 
zuzeigen. Das Finanzamt hat etwa zuviel ausgezahlte 
Beträge zurückzufordern. 

Absatz 2 regelt die Auszahlung der Kinderentlastung 
an Arbeitnehmer, soweit diesen die Kinderentla- 
stung nicht im Rahmen des Lohnsteuerverfahrens 
gewährt werden kann, insbesondere bei Arbeits- 
losigkeit. Die Regelung sieht vor, daß auch in diesen 
Fällen die Kinderentlastung vom Finanzamt ausge- 
zahlt wird, wenn der in Betracht kommende Zeit- 
raum 30 Kalendertage übersteigt. Die Beschränkung 
auf einen mehr als 30 Kalendertage umfassenden 
Zeitraum erscheint geboten, um unzumutbare Be- 
lastungen der Finanzämter zu vermeiden. Das gilt 
insbesondere für die Arbeitnehmer, die mehrfach 
im Kalenderjahr jeweils nur wenige Tage in keinem 
Dienstverhältnis stehen. In diesen Fällen kann die 
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nachträgliche Auszahlung der Kinderentlastung im 
Rahmen des Lohnsteuer- Jahresausgleichs erreicht 
werden. Eine weitere Einschränkung enthält Satz 2; 
hiernach kann der Antrag auf Auszahlung der Kin- 
derentlastung nur jeweils bis zum 30. November 
gestellt werden. Diese Antragsfrist dient ebenfalls 
der Verwaltungs Vereinfachung; der Arbeitnehmer 
kann etwaige Ansprüche unmittelbar nach Ablauf 
des Kalenderjahrs im Lohnsteuer- Jahresausgleichs- 
verfahren geltend machen. Die vom Finanzamt an 
einen Arbeitnehmer ausgezahlte Kinderentlastung 
wird ebenso wie die vom Arbeitgeber ausgezahlte 
Kinderentlastung als ausgezahlte Lohnsteuer behan- 
delt. Diese Behandlung ermöglicht es, die ausge- 
zahlten Beträge ebenso wie die einbehaltene Lohn- 
steuer in das Lohnsteuer-Jahresausgleichsverfahren 
einzubeziehen. 

Absatz 3 regelt die Berechnung der Kinderentlastung 
für die Fälle, in denen bei Arbeitnehmern der Aus- 
zahlungszeitraum keine vollen Kalendermonate um- 
faßt. In diesen Fällen ist der auszuzahlende Betrag 
nach der Zahl der Kalendertage zu berechnen. 

Zu § 127 — - Einkommensteuer- Vorauszahlung 

Absatz 1 Satz 1 entspricht im wesentlichen § 35 
Abs. 1 EStG 1971. Satz 2 entspricht § 3 Abs. 5 Ziff. 1 
Buchstabe b des Steueranpassungsgesetzes. 

Absatz 2 entspricht § 69 EStDV 1971. 

Absatz 3 entspricht grundsätzlich § 35 Abs. 2 Satz 1 
bis 3 EStG 1971. Zur Gleichbehandlung von veran- 
lagten Steuerpflichtigen mit den Arbeitnehmern, die 
dem Lohnsteuerabzugsverfahren unterliegen, wird 
jedoch erstmalig vorgeschrieben, daß bestimmte 
steuermindernde Aufwendungen und Beträge bei 
der Bemessung der Vorauszahlungen ebenso wie im 
Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren (siehe hierzu 
§137 Abs. 2) außer Betracht bleiben, wenn sie ins- 
gesamt 1 800 DM jährlich nicht übersteigen. 

Absatz 4 übernimmt sachlich die Vorschrift des § 35 
Abs. 2 Satz 4 EStG 1971. Anstelle der im geltenden 
Recht zulässigen Festsetzung einer sogenannten 
fünften Vorauszahlung wird hier jedoch die nach- 
trägliche Erhöhung der nach den Absätzen 1 und 2 
vorgesehenen letzten — d. h. in der Regel vierten — - 
Vorauszahlung vorgeschrieben. Die Vorschrift er- 
möglicht es, die Entstehung der nachträglich festge- 
setzten Vorauszahlung nach Absatz 1 Satz 2 zu be- 
stimmen. 

Zu § 128 — Ausschluß der Anrechnung von Körper- 
schaftsteuer in Sonderfällen 

Mit der Vorschrift soll erreicht werden, daß in be- 
stimmten Fällen die Anrechnung der Körperschaft- 
steuer verhindert oder rückgängig gemacht werden 
kann. Insbesondere aus Gründen der Praktikabilität 
wird die Anrechnung nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b Satz 2 unabhängig davon gewährt, ob die 
Körperschaftsteuer schon entrichtet worden ist oder 
nicht. Der Staat wird zwar Ausfälle vor allem durch 
Anwendung der körperschaftsteuerlichen Vorschrif- 
ten (vgl. die Vorschriften über die Ermittlung der 


Tarifbelastung im Vierten Teil des E-KStG) und der 
Abgabenordnung weitgehend vermeiden können. 
Sollte im Einzelfall dennoch die Körperschaftsteuer 
nicht beigetrieben werden können, so soll grundsätz- 
lich die Anrechnung beim Anteilseigner nicht rück- 
gängig gemacht werden. Diese Behandlung ist jedoch 
in den Fällen nicht vertretbar, in denen der Anteils- 
eigner auf die ausschüttende Körperschaft einen be- 
herrschenden Einfluß ausübt und Ausschüttungen an 
sich selbst mitbeschließt, obwohl er weiß, daß die 
Körperschaftsteuer nicht entrichtet ist. Auch bei 
Anteilseignern, die mit mel^r als 25 v. H. beteiligt 
sind, ist regelmäßig davon auszugehen, daß sie Ein- 
fluß auf die Ausschüttungspolitik nehmen können, 
selbst wenn sie keinen beherrschenden Einfluß aus- 
üben. Satz 2 des Absatzes 1 bezieht deshalb auch 
diesen Personenkreis in die Sonderregelungen ein. 

Absatz 2 bestimmt den Zeitraum, in dem der be- 
herrschende Einfluß oder die wesentliche Beteili- 
gung bestanden haben müssen. 

Absatz 3 ist notwendig, damit nicht nur die Abrech- 
nung der Einkommensteuer, sondern auch die Steuer 
selbst berichtigt werden kann. Wird die Anrechnung 
der Körperschaftsteuer rückgängig gemacht, so muß 
auch ihre Hinzurechnung nach § 55 Abs. 1 Nr. 4 
entfallen. 


Zu § 129 — Vergütung von Körperschaftsteuer an 
unbeschränkt Steuerpflichtige 

Die Vorschrift soll verhindern, daß unbeschränkt 
Steuerpflichtige, die Kapitalerträge im Sinne des 
§ 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a 
beziehen und aus anderen Gründen nicht zu veran- 
lagen sind, allein zur Anrechnung der in § 124 
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b bezeichneten Körperschaft- 
steuer veranlagt werden müssen. Die Finanzämter 
sollen hierdurch von unnötiger Verwaltungsarbeit 
entlastet werden. Zugleich sollen die Steuerpflich- 
tigen die Möglichkeit erhalten, zu einem möglichst 
frühen Zeitpunkt, nicht erst nach Ablauf des Veran- 
lagungszeitraums, in den Genuß des mit den Kapital- 
erträgen verbundenen Steuerguthabens zu gelangen. 
Die Vorschrift räumt daher unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Personen, für die eine Veranlagung zur 
Einkommensteuer voraussichtlich nicht in Betracht 
kommt, einen Anspruch auf Vergütung der an- 
rechenbaren Körperschaftsteuer ein. Praktisch er- 
streckt sich die Regelung hauptsächlich auf Arbeit- 
nehmer sowie auf andere Personen (wie z. B. Sozial- 
rentner), deren zu versteuerndes Einkommen die im 
Einzelfall anzuwendenden Freibeträge und Pausch- 
beträge nicht übersteigt. Zur Entlastung der Finanz- 
ämter soll die Vergütung zentral durch das Bundes- 
amt für Finanzen durchgeführt werden. Die Vor- 
schrift wurde in ihren Grundzügen den Bestimmun- 
gen über die Erstattung von Kapitalertragsteuer 
nachgebildet. 

Durch die Einführung des Vergütungsverfahrens 
wird die Möglichkeit, die Anrechnung der Körper- 
schaftsteuer im Veranlagungsverfahren geltend zu 
machen, grundsätzlich nicht ausgeschlossen. Dadurch 
erhält der Steuerpflichtige ein Wahlrecht für die 
Verwirklichung des Steuerguthabens. Die Bundes- 
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regierung hält es nach eingehender Prüfung nicht 
für gerechtfertigt, die Steuerpflichtigen von dem 
Veranlagungsverfahren auszuschließen und allein 
auf das Vergütungsverfahren zu verweisen. Die 
Vergütung von Körperschaftsteuer setzt nämlich 
nach § 129 Abs. 3 unter anderem die Vorlage einer 
Bescheinigung des Wohnsitzfinanzamts voraus, aus 
der sich ergibt, daß für den Steuerpflichtigen voraus- 
sichtlich eine Veranlagung zur Einkommensteuer 
nicht in Betracht kommt. Der Steuerpflichtige hat es 
in der Hand, sich diese Bescheinigung ausstellen zu 
lassen oder auf ihre Ausstellung zu verzichten. 
Wollte man das Wahlrecht nicht zulassen, müßte 
bestimmt werden, daß der Steuerpflichtige seinen 
Anspruch auf das Steuerguthaben verliert, wenn er 
sich die erforderliche Bescheinigung nicht ausstellen 
läßt. Dies würde eine erhebliche Rechtsunsicherheit 
hervorrufen, da für die Steuerpflichtigen nicht immer 
leicht erkennbar ist, ob in ihrem Fall die Voraus- 
setzungen für die Ausstellung der Bescheinigung 
vorliegen. Diese Nachteile wiegen nach Auffassung 
der Bundesregierung schwerer als die Folgen eines 
Wahlrechts. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß 
durch die gesetzestechnische Ausgestaltung eine 
doppelte Vergünstigung durch die Vergütung und 
die Anrechnung bei der Veranlagung ausgeschlos- 
sen ist. Nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b soll 
nämlich die Körperschaftsteuer im Veranlagungs- 
verfahren nur angerechnet werden, wenn dem Fi- 
nanzamt die für das Vergütungsverfahren erforder- 
liche Bescheinigung vorgelegt wird, aus der sich er- 
gibt, ob für den gleichen Zeitraum eine Vergütung 
von Körperschaftsteuer beantragt worden ist. 

§129 Abs. 1 regelt die sachlichen Voraussetzungen 
der Vergütung für die Fälle, in denen ein Anteils- 
eigner Kapitalerträge im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 
oder 2 bezieht. 

Die Absätze 2 und 3 enthalten die formellen Vor- 
aussetzungen. 

Nach Absatz 2 ist die zu vergütende Körperschaft- 
steuer durch eine Bescheinigung im Sinne des § 47 
Abs. 1 oder 2 E-KStG nachzuweisen. 

Absatz 3 verlangt zusätzlich die Vorlage einer Be- 
scheinigung des für den Anteilseigner zuständigen 
Wohnsitzfinanzamts. Durch diese Bescheinigung 
sind die übrigen sachlichen Voraussetzungen für die 
Vergütung nachzuweisen. Aus der Bescheinigung 
muß ersichtlich sein, daß der Anteilseigner unbe- 
schränkt einkommensteuerpflichtig ist und daß für 
ihn voraussichtlich eine Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer nicht in Betracht kommt. Nach Satz 3 hat 
das Finanzamt die Bescheinigung zurückzufordern, 
wenn anzunehmen ist, daß die Voraussetzungen für 
ihre Erteilung weggefallen sind. Unter den gleichen 
Voraussetzungen ist der Anteilseigner nach Satz 4 
verpflichtet, die Bescheinigung zurückzugeben. 

Absatz 4 legt für das Vergütungsverfahren die Zu- 
ständigkeit des Bundesamts für Finanzen fest. 

Absatz 5 läßt die Möglichkeit zu, daß der Vergü- 
tungsantrag in Vertretung des Anteilseigners durch 
ein inländisches Kreditinstitut gestellt wird. Vor- 
aussetzung hierfür ist die Versicherung des Kredit- 


instituts, daß ihm die erforderlichen Bescheinigun- 
gen vorliegen. Satz 2 bestimmt, daß das Kreditinsti- 
tut bei Rückgabe der Bescheinigung an den Anteils- 
eigner oder an sein Wohnsitzfinanzamt auf der Be- 
scheinigung zu vermerken hat, für welchen Zeit- 
raum die Vergütung beantragt worden ist. Die Be- 
stimmung dient ebenso wie die in Satz 3 getroffene 
Regelung Kontrollzwecken. 

Absatz 6 regelt die Antragsfrist. Die Wahl des 
31. Mai als Schlußtermin für die Antragstellung er- 
folgt in Anlehnung an die Frist zur Einreichung 
der Einkommensteuererklärung. Die Frist erscheint 
ausreichend, weil die Einnahmen dem Anteilseig- 
ner im allgemeinen lange vorher zugeflossen sind. 
Bis zum 31. Mai müssen sich die Anteilseigner ent- 
scheiden, ob sie den Weg der Veranlagung oder 
den Weg der Vergütung gehen wollen. Die Frist 
kann nicht verlängert werden. Eine Verlängerung 
ist auch deshalb nicht möglich, weil es sich um ein 
Massenverfahren handelt und das Bundesamt für 
Finanzen im Interesse einer beschleunigten Abwick- 
lung von der Nachprüfung freigestellt sein soll, ob 
die Verlängerung der Frist im Einzelfall begründet 
ist. 

Absatz 7 regelt die Fälle, in denen die Vergütung 
ausgeschlossen ist. Nach Nummer 1 wird die Ver- 
gütung nicht gewährt, wenn die Bescheinigung über 
die zu vergütende Körperschaftsteuer durch einen 
Hinweis im Sinne des § 47 Abs. 3 E-KStG gekenn- 
zeichnet worden ist. Hierbei handelt es sich um 
solche Fälle, in denen einem Kreditinstitut ein Divi- 
dendenschein ohne die zugehörige Aktie zur Ein- 
lösung vorgelegt wird. Durch die Bestimmung soll 
das Bundesamt für Finanzen der im Einzelfall unter 
Umständen schwierigen Prüfung enthoben werden, 
ob der Antragsteller auch tatsächlich Anteilseigner 
ist. In solchen Fällen kann die Anrechnung der Kör- 
perschaftsteuer nur im Veranlagungsverfahren gel- 
tend gemacht werden. Nach Nummer 2 ist die Vergü- 
tung ausgeschlossen, wenn der Anteilseigner Mit- 
glied einer Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft 
ist, soweit die Vergütung nach § 130 beantragt oder 
durchgeführt worden ist. Hierdurch sollen Doppel- 
vergütungen verhindert werden. 

Absatz 8 regelt den Vergütungsanspruch und das 
Verfahren bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die 
Einnahmen im Sinne des § 55 Abs. 2 Nr. 3 Buch- 
stabe a aus der Veräußerung von Dividendenschei- 
nen beziehen. In diesen Fällen ist die Vergütung 
außer von der Vorlage der üblichen Bescheinigung 
des Wohnsitzfinanzamts auch von der Vorlage einer 
Bescheinigung im Sinne des § 47 Abs. 5 E-KStG ab- 
hängig. Auf die Begründung zu § 47 E-KStG wird 
Bezug genommen. 

Zu § 130 — Vergütung von Körperschaftsteuer für 
Mitglieder von Genossenschaften 

Die Vorschrift dient ebenso wie § 129 der Verein- 
fachung. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
haben häufig sehr viele Mitglieder. Bei der Gewinn- 
verteilung entfallen auf das einzelne Mitglied viel- 
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fach aber nur verhältnsmäßig geringe Bezüge. Des- 
halb ist es gerechtfertigt, in solchen Fällen nicht 
sämtliche Mitglieder einen Antrag auf Durchführung 
der Veranlagung beim zuständigen Finanzamt oder 
auf Vergütung von Körperschaftsteuer beim Bundes- 
amt für Finanzen stellen zu lassen, sondern die Kör- 
perschaftsteuer an die Genossenschaft — in Vertre- 
tung der Mitglieder — zu vergüten. 

Nach Absatz 1 Satz 1 wird die Körperschaftsteuer, 
die auf Bezügen unbeschränkt Steuerpflichtiger aus 
Anteilen an einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaft lastet, auf Antrag an die Genossenschaft 
vergütet, die den Gewinn verteilt hat. Die Genos- 
senschaft kann die Vergütung für diejenigen Mit- 
glieder erhalten, deren Bezüge im Wirtschaftsjahr 
100 Deutsche Mark nicht überstiegen haben. Als 
Bezüge sind die dem Mitglied zugeflossenen Ein- 
nahmen i. S. des § 55 Abs. 1 Nr. 1 anzusehen. Sie 
schließen die zu vergütende Körperschaftsteuer nicht 
ein. Die Vergütung wird unabhängig davon gewährt, 
ob das einzelne Mitglied die Voraussetzungen des 
§129 Abs. 1 erfüllt. Auch wenn anzunehmen ist, daß 
für das Mitglied eine Veranlagung zur Einkommen- 
steuer in Betracht kommt, kann die Genossenschaft 
für dieses Mitglied die Vergütung beantragen. Die 
Auszahlung an die Genossenschaft setzt nach Satz 2 
voraus, daß diese in Vertretung der Mitglieder einen 
Sammelantrag auf Vergütung stellt, in dem sie sich 
bereit erklärt, den Vergütungsbetrag für die Mitglie- 
der entgegenzunehmen. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, daß der Antrag auf Ver- 
gütung an das Finanzamt zu richten ist, das für die 
Veranlagung der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaft zur Körperschaftsteuer zuständig ist. Dieses 
Finanzamt zahlt auch den Vergütungsbetrag an die 
Genossenschaft aus. Für die Antragsfrist gilt nach 
Satz 2 die in § 129 Abs. 6 Satz 1 getroffene Regelung 
entsprechend. Die Frist endet danach am 31. Mai des 
Jahres, das dem Kalenderjahr folgt, in dem dem Mit- 
glied die Einnahmen zugeflossen sind. 

Zu § 131 — Vergütung des Körperschaftsteuer-Er- 
höhungsbetrags an beschränkt Einkom- 
mensteuerpflichtige 

Die Vorschrift regelt die Vergütung des KÖrper- 
schaftsteuer-Erhöhungsbetrags (vgl. § 30 E-KStG und 
die Begründung dazu) an beschränkt Einkommen- 
steuerpflichtige. Ebenso wie beschränkt Körper- 
schaftsteuerpflichtigen wird danach auch beschränkt 
Einkommensteuerpflichtigen der Erhöhungsbetrag 
vergütet, soweit für die Ausschüttung der in das An- 
rechnungsverfahren einbezogenen Körperschaft 

a) vor dem System Wechsel erzielter Gewinn oder 

b) aus dem Ausland stammender Gewinn 
als verwendet gilt. 

§ 53 E-KStG ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
in der als Nachweis vorgeschriebenen Bescheinigung 
der ausländischen Steuerbehörde anstelle des Ortes 
der Geschäftsleitung oder des Sitzes bei beschränkt 
einkommensteuerpflichtigen Personen der Wohnsitz 
oder der gewöhnliche Aufenthalt anzugeben ist. 
Wegen der weiteren Einzelheiten vgl. die Begrün- 
dung zu § 53 E-KStG. 


Zu § 132 — Erhebung der Lohnsteuer 

Absatz 1 entspricht § 38 Abs. 1 EStG 1971. Die Vor- 
schrift enthält die grundsätzliche Verpflichtung zur 
Erhebung der Lohnsteuer. Ergänzend wird klarge- 
stellt, daß der Lohnsteuer auch der im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses von einem Dritten für eine Ar- 
beitsleistung gezahlte Arbeitslohn unterliegt. Andere 
Vergütungen, die zwar mit dem Dienstverhältnis in 
Zusammenhang stehen, aber nicht für eine Arbeits- 
leistung gezahlt werden (z. B. Streikunterstützun- 
gen), unterliegen nicht dem Lohnsteuerabzug. 

Absatz 2 entspricht § 38 Abs. 4 Satz 1 EStG 1971 und 
§ 3 Abs. 5 Ziff. 1 Buchstabe a des Steueranpassungs- 
gesetzes. 

Absatz 3 entspricht § 41 Abs. 1 Satz 1 EStG 1971 und 
§ 49 Abs. 1 LStDV 1971. 

Absatz 4 entspricht § 41 Abs. 1 Satz 3 und 4 EStG 
1971. Ergänzend wird eine Anzeigepflicht für den 
Arbeitgeber und eine Nachforderungsverpflichtung 
für das Finanzamt begründet. 

Zu § 133 — Höhe der Lohnsteuer 

Die Absätze 1 und 2 entsprechen im Grundsatz § 39 
Abs. 1 Satz 1 EStG 1971. Die Vorschriften verdeut- 
lichen, daß auch für die Erhebung der Lohnsteuer 
das der Einkommensbesteuerung zugrundeliegende 
Jahresprinzip Geltung hat. Ergänzend wird vorge- 
schrieben, welchem Kalenderjahr der gezahlte Ar- 
beitslohn zuzuordnen ist. Dabei wird abweichend 
vom „Zuflußprinzip" des § 5 Abs. 1 Satz 1 der 
laufende Arbeitslohn dem Kalenderjahr zugeordnet, 
in dem der Lohnzahlungszeitraum endet. Diese Rege- 
lung erleichtert die im Lohnsteuerverfahren notwen- 
dige Lohnabrechnung. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen § 41 Abs. 2 EStG 
1971. Darüber hinaus wird unmittelbar im Gesetz an- 
geordnet, wie sonstige Bezüge zu versteuern sind; 
eine entsprechende Regelung ist bisher aufgrund der 
Ermächtigung in § 42 a Abs. 1 Nr. 1 EStG 1971 in 
§ 35 LStDV enthalten. 

Absatz 4 faßt zusammen, wie die Besteuerungs- 
grundlagen im Lohnsteuerverfahren im einzelnen 
berücksichtigt werden. Die Einzelheiten hierzu er- 
geben sich bisher aus §§ 38 Abs. 2, 39 Abs. 1 und 40 
EStG 1971. 

Zu § 134 — Lohnsteuerklassen 

Das EStG 1971 enthält in § 39 Abs. 1 lediglich die 
allgemeine Anweisung, bei der Aufstellung der Jah- 
reslohnsteuertabelle Steuerklassen zu bilden. Wel- 
che Arbeitnehmer in die einzelnen Steuerklassen 
einzureihen sind, ist durch Rechtsverordnung gere- 
gelt (§ 7 LStDV 1971). Im Interesse einer einwand- 
freien Rechtsgrundlage erscheint es geboten, Einzel- 
heiten der Steuerklassenregelung unmittelbar im 
EStG zu treffen. Diesem Erfordernis entspricht § 134. 

Zu § 135 — Lohnsteuertabellen 

Absatz 1 enthält Anweisungen, wie die Jahreslohn- 
steuertabelle im einzelnen aufzustellen ist. Dabei 
wird abweichend von der bisherigen Praxis die Ein- 
kommensteuer-Splittingtabelle nur der Steuer- 
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klasse III zugrunde gelegt. Der Steuerklasse IV wird 
nunmehr die Einkommensteuer-Grundtabelle zu- 
grunde gelegt; diese Steuerklasse ist damit beson- 
ders für die Ehegatten geeignet, die in etwa gleich 
hohe Einkünfte erzielen. Da die Ehegatten durch den 
Lohnsteuerabzug nach einer so gestalteten Steuer- 
klasse IV in keinem Falle gegenüber einer Zusam- 
menveranlagung für ihre Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Arbeit eine zu geringe Steuer zahlen, kann 
auf ihre Veranlagung zur Einkommensteuer ver- 
zichtet werden. Die sich bisher aus § 46 Abs. 2 Ziff. 2 
EStG 1971 ergebende Veranlagungsverpflichtung 
wird deshalb für Ehegatten, die den Lohnsteuerab- 
zug nach der Steuerklasse IV wählen, nicht aufrecht 
erhalten. Den Steuerklassen V und VI wird nunmehr 
ein aus der Einkommensteuer-Splittingtabelle zu 
entwickelnder neuer Tarif zugrunde gelegt. Hierbei 
wird von der Vermutung ausgegangen, daß die Ein- 
künfte des Arbeitnehmers in der Steuerklasse V oder 
VI im Verhältnis 2 : 3 zum Einkommen seines Ehe- 
gatten oder zum Einkommen aus dem ersten Dienst- 
verhältnis stehen. Weichen die Einkommensverhält- 
nisse stärker voneinander ab, wird tariflich wie bis- 
her — abgesehen von den Fällen, in denen das Ein- 
kommen in den Proportionalbereich des Einkommen- 
steuertarifs fällt — eine zu geringe Lohnsteuer er- 
hoben, so daß wegen dieser Fälle auf die Veranla- 
gung nicht verzichtet werden kann (vgl. § 116 Abs. 1 
Nr. 4 und Abs. 3 Nr. 2). Die durch die Veranlagung 
entstehenden Steuernachforderungen werden jedoch 
wesentlich geringer sein als bisher. Insgesamt führt 
hiernach die Neugestaltung der Lohnsteuertabellen 
für die Steuerklassen IV, V und VI zu einer erheb- 
lichen Verwaltungsvereinfachung. — Entsprechend 
§ 39 Abs. 1 Satz 4 und 5 EStG 1971 und § 32 Abs. 1 
Satz 2 LStDV 1971 wird im übrigen zur Vereinfa- 
chung des Abzugsverfahrens vorgeschrieben, daß 
und welche den Arbeitnehmern zustehenden Pausch- 
und Freibeträge sowie Steuerermäßigungen (ein- 
schließlich Kinderentlastung in die Jahreslohnsteuer- 
tabelle einzuarbeiten sind. Insbesondere ist die Ein- 
arbeitung der Vorsorgepauschale (§ 94) für die 
Steuerklassen I bis V konkret geregelt. Dabei wird 
für die Steuerklasse V davon ausgegangen, daß die 
Vorsorgepauschale bis zu ihrem Höchstbetrag in der 
Steuerklasse III ausgeschöpft ist, so daß zusätzlich 
nur der Unterschiedsbetrag zwischen dem Höchstbe- 
trag der Pauschale nach § 94 Abs. 3 Nr. 1 und 22 v. H. 
des Höchstbetrags für Vorsorgeaufwendungen bei 
zusammenveranlagten Ehegatten (§ 90 Abs. 3 Nr. 1) 
berücksichtigt werden kann. 3,52 v. H. des Betrags 
von 67 500 DM entsprechen 22 v. H. des Höchstbe- 
trags für Vorsorgeaufwendungen von 10 800 DM; 
3,52 v. H. des Jahresbetrags der Beitragsbemessungs- 
grenze ist der Höchstbetrag der Vorsorgepauschale 
bei Ehegatten (ohne Kinder). 

Absatz 2 enthält die Anweisung, daß aus der Jahres- 
lohnsteuertabelle eine Monats-, Wochen- und Tages- 
tabelle abzuleiten sind. Entsprechende Regelungen 
sind bisher in § 41 Abs. 2 EStG 1971 getroffen. Wäh- 
rend bisher für die Umrechnung der Jahreslohn- 
steuerbeträge in Wochen- und Tagesbeträge von den 
früher weitgehend üblichen 6 Arbeitstagen je Woche 
ausgegangen worden ist, wird jetzt in Anpassung an 
die für die Erhebung der Sozialversicherungsbeiträge 


geltenden Regelungen zym Zwecke der Verwaltungs- 
vereinfachung vorgeschrieben, daß für die Umrech- 
nung von 30 Kalendertagen je Monat auszugehen ist. 

Zu § 136 — Lohnsteuerkarte 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 38 Abs. 2 EStG 
1971. Anstelle der bisherigen Ermächtigung, wonach 
die Gebühr für die Ausschreibung einer Ersatz-Lohn- 
steuerkarte durch Rechtsverordnung zu bestimmen 
ist, wird der Gebühren-Höchstbetrag jetzt gesetzlich 
festgelegt. 

Absatz 2 entspricht § 38 Abs. 3 Satz 4 EStG 1971. Die 
Ermächtigung zur Regelung des Verfahrens für die 
Ausschreibung der Lohnsteuerkarten durch Rechts- 
verordnung ist jedoch im Hinblick auf Artikel 80 
GG konkreter gefaßt worden. 

Absatz 3 enthält Anweisungen über die Eintragung 
der für die Besteuerung maßgebenden persönlichen 
Merkmale der Arbeitnehmer auf den Lohnsteuer- 
karten. Ergänzend wird festgelegt, daß die Eintra- 
gung dieser persönlichen Merkmale eine gesonderte 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen darstellt. 
Die Rechtsnatur dieser Eintragungen ist bisher um- 
stritten, so daß eine einwandfreie gesetzliche Rege- 
lung geboten erscheint. 

Absatz 4 verpflichtet die Arbeitnehmer, unrichtige 
Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte, die sich zu 
ihren Gunsten auswirken würden, berichtigen zu las- 
sen. Eine entsprechende Regelung ist bisher in § 7 
Abs. 10 LStDV 1971 enthalten. 

Absatz 5 räumt den Arbeitnehmern das Recht ein, 
unter bestimmten Voraussetzungen Eintragungen 
auf der Lohnsteuerkarte zu ihren Gunsten ändern zu 
lassen. Entsprechende Vorschriften sind bisher in 
§ 39 Abs. 2 Satz 2 EStG 1971 und §§ 18, 18 a LStDV 
1971 enthalten. 

Absatz 6 regelt die Rechtsstellung der Gemeinden 
bei der Ausschreibung und Änderung von Lohn- 
steuerkarten. Diese Regelung ist im Hinblick auf 
Artikel 108 Abs. 2 GG erforderlich. 


Zu § 137 — Freibetrag beim Lohnsteuerabzug 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen § 40 Abs. 1 
EStG 1971. Die Vorschrift legt abschließend fest, wel- 
che steuerfreien Beträge auf den Lohnsteuerkarten 
eingetragen werden können. 

In Absatz 2 wird die Eintragung des Altersfreibe- 
trags und der Pauschbeträge für Körperbehinderte 
und Hinterbliebene aus verwaltungsökonomischen 
Gründen den Gemeindebehörden übertragen. Für die 
Eintragung anderer steuerfreier Beträge bleibt das 
Finanzamt zuständig. Dabei wird gleichzeitig ange- 
ordnet, daß ein Antrag auf Eintragung eines steuer- 
freien Betrags grundsätzlich nur dann zulässig ist, 
wenn die geltend gemachten Beträge einen bestimm- 
ten Mindestbetrag übersteigen. Durch diese Rege- 
lung soll der Arbeitsbelastung der Finanzämter ent- 
gegengewirkt werden. Darüber hinaus trägt die Re- 
gelung zur Arbeitsentlastung der Arbeitgeber bei. 
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Die Beschränkung des Lohnsteuer-Ermäßigungsver- 
fahrens ist den Arbeitnehmern zumutbar, weil die 
Sozialversicherungsbeiträge künftig durch die Ver- 
sorgungspauschale (§ 94 Abs. 2) außerhalb des Er- 
mäßigungsverfahrens unmittelbar bei der Lohn- 
steuerermittlung berücksichtigt werden; dadurch 
wird das Ermäßigungsverfahren ohnehin an Gewicht 
verlieren. 

In Absatz 3 wird festgelegt, wie bei Ehegatten, die 
beide als Arbeitnehmer erwerbstätig sind, ein steuer- 
freier Betrag zu ermitteln und auf den Lohnsteuer- 
karten der Ehegatten einzutragen ist. Entsprechende 
Vorschriften sind bisher in §§ 22 und 27 a LStDV 
1971 enthalten. 

In Absatz 4 wird klargestellt, daß die Eintragung 
eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte die ge- 
sonderte Feststellung einer Besteuerungsgrundlage 
ist. Die Rechtsnatur eines solchen Freibetrags ist bis- 
her umstritten, so daß eine einwandfreie gesetzliche 
Regelung geboten erscheint. 

Absatz 5 schreibt vor, in welchen Fällen der Arbeit- 
nehmer verpflichtet ist, den auf der Lohnsteuerkarte 
eingetragenen Freibetrag berichtigen zu lassen. Ent- 
sprechende Anzeigepflichten sind bisher schon in 
der LStDV 1971 enthalten. 

Absatz 6 regelt die Nachforderung bzw. den Verzicht 
auf eine Nachforderung von Lohnsteuer in den Fäl- 
len, in denen sich ein Freibetrag ändert, entspre- 
chend dem bisherigen Rechtszustand. 


Zu § 138 — Durchführung des Lohnsteuerabzugs für 
unbeschränkt einkommensteuerpflich- 
tige Arbeitnehmer 

Absatz 1 entspricht § 38 Abs. 3 EStG 1971. Weitere 
Regelungen sind aus § 29 LStDV 1971 übernommen 
worden. 

In Absatz 2 handelt es sich um verfahrenstechnische 
Anweisungen über die Ermittlung der Lohnsteuer 
vom laufenden Arbeitslohn, die für das geltende 
materielle Recht in verschiedenen Vorschriften des 
EStG 1971 und der LStDV 1971 enthalten sind. Die 
Anweisungen werden hier zur Verbesserung der 
Systematik und der Übersichtlichkeit in einem Ab- 
satz zusammengefaßt. 

Absatz 3 sieht aus Vereinfachungsgründen eine 
Fortzahlung der Kinderentlastung durch den Arbeit- 
geber vor, wenn im Rahmen eines Dienstverhältnis- 
ses zeitweilig kein Arbeitslohn gezahlt wird. 

Absatz 4 enthält Anweisungen, wie die Lohnsteuer 
von sonstigen Bezügen zu ermitteln ist. Dabei ist aus 
Vereinfachungsgründen vorgesehen, daß die Lohn- 
steuer innerhalb bestimmter Lohngruppen mit einem 
feststehenden Vomhundertsatz (20 v. H.) einbehal- 
ten wird. Eine solche Vereinfachungsregelung wird 
von der Praxis seit langem gefordert. 

Die Absätze 5 bis 7 übernehmen verfahrenstech- 
nische Regelungen aus den §§32 Abs. 3, 30 Abs. 2 
und 5 LStDV 1971. 


Zu § 139 — Durchführung des Lohnsteuerabzugs 
ohne Lohnsteuerkarte 

In Absatz 1 handelt es sich um Anweisungen, wie 
die Lohnsteuer bei schuldhafter Nichtvorlage der 
Lohnsteuerkarte zu berechnen ist. Die Regelung soll 
verhindern, daß durch die Nichtvorlage einer Lohn- 
steuerkarte ein nicht vertretbarer Steuervorteil ent- 
steht. Eine entsprechende Regelung war bisher in 
§ 37 Abs. 1 LStDV enthalten. 

Die Absätze 2 und 3 übernehmen verfahrenstech- 
nische Regelungen aus § 37 Abs. 2 und § 38 LStDV 
1971. 

Zu § 140 — Durchführung des Lohnsteuerabzugs 
für beschränkt einkommensteuerpflich- 
tige Arbeitnehmer 

Die Vorschrift übernimmt Verfahrensvorschriften 
aus § 40 LStDV 1971. 

Zu § 141 — Pauschalierung der Lohnsteuer in be- 
sonderen Fällen 

Die in den Absätzen 1 und 2 getroffenen Regelun- 
gen sind bisher in den auf der Ermächtigung des 
§ 42 a Abs. 2 Ziffer 1 und 2 EStG 1971 beruhenden 
§§ 35 a und 35 b LStDV 1971 enthalten. Zur Herbei- 
führung einer einwandfreien Rechtsgrundlage wer- 
den die Regelungen in das Gesetz übernommen. 

Absatz 3 stellt klar, daß der Arbeitgeber die pau- 
schale Lohnsteuer schuldet. Etwaige Erstattungs- 
ansprüche stehen deshalb auch ausschließlich ihm zu. 
Dem Charakter der Pauschalierung entsprechend 
bleiben die pauschal besteuerten Bezüge und die 
pauschale Lohnsteuer bei der Besteuerung des Ar- 
beitnehmers unberücksichtigt. 

Zu § 142 — Pauschalierung der Lohnsteuer für 
Teilzeitbeschäftigte 

Absatz 1 übernimmt die bewährte Verwaltungsrege- 
lung des Abschnitts 52 c Abs. 1 und 2 LStR, die auf- 
grund der Ermächtigung in § 42 a Abs. 2 Ziff. 3 EStG 
1971 getroffen worden war. Hiernach kann der Ar- 
beitgeber unter bestimmten Voraussetzungen bei 
Arbeitnehmern, die nur kurzfristig oder in geringem 
Umfang und gegen geringen Arbeitslohn beschäftigt 
werden, die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz 
von 10 v. H. des Arbeitslohns erheben. 

Absatz 2 übernimmt eine seit Jahrzehnten be- 
stehende Verwaltungsregelung, nach der bei Aus- 
hilfskräften in der Land- und Forstwirtschaft die 
Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 2 v. H. 
des Arbeitslohns erhoben werden kann. 

Absatz 3 begrenzt die Pauschalierungsmöglichkeiten 
in der Weise, daß Arbeitnehmer mit Stundenlöhnen 
von mehr als acht DM und außerdem die Fälle ausge- 
schlossen werden, in denen die Pauschalierung of- 
fensichtlich zu einer unzutreffenden Besteuerung 
führen würde. 

Absatz 4 schreibt vor, daß die pauschal besteuerten 
Bezüge und die pauschale Lohnsteuer ebenso wie in 
den Fällen des § 141 zu behandeln sind. Ergänzend 
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wird vorgeschrieben, daß die aus den pauschal be- 
steuerten Bezügen erzielten Einkünfte nicht als Ein- 
künfte gelten, die der Lohnsteuer unterliegen. Hier- 
durch wird sichergestellt, daß den betroffenen Teil- 
zeitbeschäftigten die Kinderentlastung nach § 126 
Abs. 1 unmittelbar vom Finanzamt auszuzahlen ist. 

Zu § 143 — Pauschalierung der Lohnsteuer bei be- 
stimmten Zukunftsicherungsleistungen 

Die Vorschrift entspricht § 42 b EStG in der Fassung 
des § 9 Nr. 4 des von der Bundesregierung vorgeleg- 
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung (Bundesratsdruck- 
sache 590/73). 

Zu § 144 — Aufzeichnungspflichten beim Lohn- 
steuerabzug 

Die dem Arbeitgeber im Zusammenhang mit dem 
Lohnsteuerabzugsverfahren obliegenden Aufzeich- 
nungspflichten sind bisher in § 31 LStDV 1971 gere- 
gelt. Eine einwandfreie Rechtsgrundlage für diese 
Regelungen besteht jedoch nicht. Es erscheint daher 
geboten, die Aufzeichnungspflichten im Grundsatz 
gesetzlich festzulegen und für die im Rahmen einer 
Rechtsverordnung zu treffenden Einzelanweisungen 
eine hinreichende Rechtsgrundlage zu schaffen. 

Wie bisher werden Aufzeichnungspflichten auch ört- 
lich festgelegt. Dies ist vor allem wegen der Nach- 
prüfbarkeit der Lohnsteuererhebung und der Be- 
stimmbarkeit des Finanzamts, an das die Lohnsteuer 
abzuführen ist, erforderlich, örtliches Anknüpfungs- 
merkmal ist die Betriebstätte. Diese wird in Absatz 2 
entsprechend § 43 LStDV 1971 bestimmt. Ergänzend 
wird vorgeschrieben, daß eine Betriebstätte zu fin- 
gieren ist, wenn sonst kein Betriebsteil des Arbeit- 
gebers die Voraussetzungen des Betriebstättenbe- 
griff erfüllt. Hierdurch wird erreicht, daß in jedem 
Falle die lohnsteuerrechtlichen Arbeitgeberpflichten 
konkret lokalisiert werden können. 

Zu § 145 — Anmeldung und Abführung der Lohn- 
steuer 

Es handelt sich im wesentlichen um die Übernahme 
von verfahrenstechnischen Vorschriften, die bisher 
in §§ 41 und 44 LStDV 1971 enthalten sind. 

Zu § 146 — Abschluß des Lohnsteuerabzugs 

Bisher ist die Erteilung von Lohnsteuerbescheini- 
gungen und die Ausschreibung von Lohnzetteln 
durch den Arbeitgeber aufgrund des § 38 Abs. 3 
EStG 1971 in § 47 und § 48 LStDV, die durch Ver- 
waltungsanweisungen ergänzt werden, geregelt. 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden nunmehr 
die grundsätzlichen Regelungen im Gesetz selbst ge- 
troffen. Lediglich für die Regelung von Einzeilheiten 
des Verfahrens ist eine Rechtsverordnung vorgese- 
hen. 

Zu § 147 — Änderung des Lohnsteuerabzugs 

Die Absätze 1 und 2 gehen auf § 28 LStDV 1971 
zurück, wonach der Arbeitgeber bei einer rückwir- 


kenden Änderung von Eintragungen auf der Lohn- 
steuerkarte berechtigt ist, die infolge der Rückwir- 
kung der Eintragung zuviel oder zuwenig einbehal- 
tene Lohnsteuer zu erstatten bzw. nachzufordern. 
Nach den bisherigen Regelungen muß die zuviel 
oder zuwenig einbehaltene Lohnsteuer vom Finanz- 
amt erstattet oder nachgefordert werden, wenn der 
Arbeitgeber von dieser Berechtigung keinen Ge- 
brauch macht. Für die Erstattung oder Nachforde- 
rung von Lohnsteuer in den Fällen, in denen der 
Arbeitgeber später erkennt, daß er die Lohnsteuer 
bisher nicht vorschriftsmäßig erhoben hat, fehlt bis- 
her eine Regelung. Im Interesse eines einheitlichen 
Verfahrens ist nunmehr in beiden Fällen weiter- 
gehend eine Verpflichtung des Arbeitgebers zur Er- 
stattung bzw. Nachforderung von zuviel oder zu- 
wenig einbehaltener Lohnsteuer vorgesehen. 

Bisher gibt es keine Vorschriften darüber, ob der 
Arbeitgeber auch nach Ablauf des Kalenderjahrs 
noch zur Korrektur des Lohnsteuerabzugs berechtigt 
ist. Das hat in der Praxis zu Schwierigkeiten ge- 
führt. Deshalb wird nunmehr in Absatz 3 bestimmt, 
daß der Arbeitgeber auch nach Ablauf des Kalen- 
derjahrs noch Lohnsteuer für das abgelaufene Ka- 
lenderjahr nachfordern darf, solang eine Lohnsteuer- 
bescheinigung oder ein Lohnzettel nicht ausgeschrie- 
ben ist. Die Erstattung von zuviel erhobener Lohn- 
steuer bleibt wie bisher einem Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleich Vorbehalten. 

Absatz 4 begründet für die Fälle, in denen dem Ar- 
beitgeber eine nachträgliche Korrektur des Lohn- 
steuerabzugs nicht mehr möglich ist, eine Anzeige- 
pflicht. 

Zu § 148 — Lohnsteuer-Jahresausgleich 

§ 42 Abs. 1 EStG 1971 enthält bisher nur den Grund- 
satz des Lohnsteuer-Jahresausgleichs. Das Verfahren 
zur Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs 
ist aufgrund des § 42 Abs. 2 EStG 1971 in der Ver- 
ordnung über den Lohnsteuer-Jahresausgleich ge- 
regelt. Wegen der Bedeutung des Lohnsteuer- Jah- 
resausgleichs erscheint es jedoch geboten, die recht- 
lichen und verfahrenstechnischen Vorschriften un- 
mittelbar in das EStG aufzunehmen. Dabei wird das 
Ausgleichsverfahren im Hinblick auf die Neurege- 
lung der Kinderentlastung so ausgeweitet, daß über 
eine bloße Lohnsteuererstattung hinaus auch eine 
Auszahlung der während des Ausgleichsjahrs nicht 
voll berücksichtigten Kinderentlastung möglich ist. 
Darüber hinaus enthält die Vorschrift die erforder- 
lichen Anpassungen an das neue materielle Recht. 
Hervorzuheben ist die Regelung in Absatz 6, wo- 
nach das Finanzamt dem Antragsteller einen Be- 
scheid über den Lohnsteuer-Jahresausgleich auch 
dann zu erteilen hat, wenn von dem Antrag nicht 
abgewichen wird. 

Zu § 149 — Gemeinsamer Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich für Ehegatten 

Die Vorschrift enthält besondere Regelungen über 
den gemeinsamen Lohnsteuer-Jahresausgleich für 
Ehegatten, die beide Einkünfte aus nichtselbständi- 
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ger Arbeit erzielt haben. Die Vorschriften entspre- 
chen in ihren Grundzügen dem bisherigen Recht. Sie 
enthalten darüber hinaus die erforderlichen Anpas- 
sungen an das neue materielle Recht. 

Zu § 150 — Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den 
Arbeitgeber 

Die Vorschrift entspricht grundsätzlich dem bisheri- 
gen Recht. Im einzelnen ist sie jedoch an die übrigen 
Vorschriften des Lohnsteuerverfahrens angepaßt 
worden. 


Zu § 151 — örtliche Zuständigkeit der Finanzäm- 
ter im Lohnsteuerverfahren 

Durch diese Vorschrift werden die bisher nur durch 
Rechts Verordnung und Verwaltungsanordnung ge- 
troffenen Regelungen über die örtliche Zuständig- 
keit der Finanzämter für die Eintragung von Frei- 
beträgen auf der Lohnsteuerkarte und für die 
Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs in 
das Gesetz übernommen. 


Zu § 152 — Haftung des Arbeitgebers 

Die Haftung des Arbeitgebers für die ordnungsmä- 
ßige Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer 
ist bisher in § 38 Abs. 4 EStG 1971 nur unvoll- 
kommen geregelt. Die Haftung des Arbeitgebers für 
Lohnsteuererstattungen aus dem Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleich kann z. B. nur aus der Rechtsprechung des 
BFH hergeleitet werden. Andererseits hat der BFH 
eine Arbeitgeberhaftung bei fehlerhaften Lohn- 
steuerbescheinigungen abgelehnt. Dieser unbefrie- 
digende Zustand wird durch die hier vorgesehene 
Vorschrift beseitigt. Sie enthält im Absatz 1 eine 
klare und überschaubare Aufzählung der Haftungs- 
tatbestände. 

Im Absatz 2 wird der Katalog der Haftungstatbe- 
stände des Absatzes 1 negativ abgegrenzt. 

Durch Absatz 3 wird das Verhältnis zwischen Ar- 
beitnehmer (Steuerschuldner) und Arbeitgeber (Haf- 
tungsschuldner) als Gesamtschuldnerschaft klassi- 
fiziert. Diese Vorschrift ergänzt insoweit § 47 der Ab- 
gabenordnung, der die rechtliche Einordnung eines 
derartigen Verhältnisses offenläßt. Für den Bereich 
der Lohnsteuer erscheint diese eindeutige Regelung 
aus Gründen der Rechtssicherheit erforderlich. Im üb- 
rigen wird vorgeschrieben, daß die Arbeitgeberhaf- 
tung von einer etwaigen Veranlagung des Arbeit- 
nehmers nicht berührt wird. Damit wird der Recht- 
sprechung des BFH, die in dieser Frage teilweise 
zu anderen Ergebnissen gekommen ist, nicht gefolgt, 
weil die Rechtsauslegung des BFH erhebliche prak- 
tische Schwierigkeiten verursacht und auch nicht 
dem Wesen des Lohnsteuerabzugsverfahrens gerecht 
wird. 

Absatz 4 entspricht § 46 Abs. 4 LStDV 1971; die 
Vorschrift dient der Vereinfachung. 

Absatz 5 setzt in Anlehnung an § 137 Abs. 6 eine 
Bagatellgrenze fest. 


Zu § 153 — Anrufungsauskunft 

Die Vorschrift übernimmt die bewährte Regelung 
des § 56 LStDV 1971. 

Zu § 154 — Lohnsteuer- Außenprüfung 

Das Verfahren einer Lohnsteuer-Außenprüfung war 
bisher erschöpfend in §§ 50 und 55 LStDV 1971 ge- 
regelt. Nachdem in § 174 f. der Abgabenordnung aus- 
führliche Regelungen über die Außenprüfung vorge- 
sehen worden sind, ist eine ergänzende Zuständig- 
keitsvorschrift ausreichend. Zusätzlich werden be- 
sondere Vorschriften über die Mitwirkungspflicht 
der Arbeitnehmer aufgenommen. 

Zu § 155 — Kapitalerträge mit Steuerabzug 

Durch die Kapitalertragsteuer wird bei bestimmten 
Einkünften an der Quelle eine Vorauszahlung auf 
die Einkommensteuer erhoben. Da die Kapitalertrag- 
steuer — von gewissen Ausnahmen abgesehen — 
auf die persönlichen Verhältnisse des Steuerpflich- 
tigen keine Rücksicht nimmt, muß sie teilweise im 
Veranlagungsverfahren zur Einkommensteuer oder 
aufgrund von Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung wieder erstattet werden. Gleich- 
wohl ist es geboten, an dem Abzugsverfahren bei 
bestimmten Kapitalerträgen festzuhalten, da nur auf 
diese Weise, insbesondere bei beschränkter Steuer- 
pflicht, die Erfassung der Kapitalerträge zur Ein- 
kommensteuer gewährleistet ist. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit und der besseren Übersichtlichkeit 
sind, soweit erforderlich, die Vorschriften der Kapi- 
talertragsteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung vom 8. August 1966 BGBL I S. 472) — 
KapStDV — in die §§ 155 bis 163 übernommen wor- 
den. 

Der Kreis der in Absatz 1 aufgeführten, dem Steuer- 
abzug unterliegenden Kapitalerträge ändert sich ge- 
genüber dem bisherigen Recht nur unwesentlich. Das 
ist insbesondere darauf zurückzuführen, daß auch 
das neue Körperschaftsteuersystem davon ausgeht, 
daß die ausgeschütteten Gewinnanteile aus Aktien 
usw. mit Kapitalertragsteuer belastet werden und 
diese — wie im geltenden Recht — auf die Ein- 
kommensteuer angerechnet wird. Neu in den Steuer- 
abzug einbezogen werden Zinsen aus partiarischen 
Darlehen (d. h. Darlehen, bei denen sich das Entgelt 
für die Darlehnsgewährung nach dem Gewinn oder 
dem Umsatz des inländischen Gewerbebetriebs rich- 
tet — vgl. RGZ 57, 177) sowie bestimmte Zinsen 
aus den Sparanteilen, die in Beiträgen zu Versiche- 
rungen auf den Erlebens- oder Todesfall enthalten 
sind. 

Am Steuerabzug bei Zinsen aus Gewinnobligationen 
und aus Wandelanleihen wird festgehalten. Zu den 
Wandelanleihen gehören nicht die sogenannten 
Optionsanleihen, weil sie kein Umtauschrecht in 
Aktien, sondern nur ein Wahlrecht zum Bezug von 
Aktien beinhalten. 

Bei Zinsen aus inländischen festverzinslichen Wert- 
papieren würde es im Interesse einer vollständigen 
und leichteren Erfassung an sich naheliegen, den 
Steuerabzug an der Quelle vorzunehmen. Gleich- 
wohl wird davon abgesehen, um die Verwaltung 
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nicht zusätzlich mit der Erteilung von Freistellungs- 
bescheinigungen zu belasten und um Sparer in fest- 
verzinslichen Wertpapieren mit kleineren Einkom- 
men (z. B. Rentner) zu schonen, die veranlagt werden 
und deren Spitzensteuerbelastung niedriger ist als 
der Abzugsatz bei der Kapitalertragsteuer. 

Die Vorschriften über die Erhebung der 30°/oigen 
Kapitalertragsteuer (Kuponsteuer alter Art bei Zin- 
sen aus bestimmten, vor dem 1. Januar 1955 ausge- 
gebenen Anleihen) sind ohne materielle Änderungen 
übernommen worden. Es handelt sich hier um eine 
durch das Erste Kapitalmarktförderungsgesetz vom 
15. Dezember 1952 eingeführte Steuerbegünstigung, 
die aus den in der Begründung zu § 6 Abs. 9 dar- 
gelegten Gesichtspunkten nicht aufgehoben wird. 
Die Zahl der noch in Umlauf befindlichen Anleihen 
dieser Art ist gering. 

Festgehalten wird an der Erhebung der 25°/oigen 
Kapitalertragsteuer (Kuponsteuer neuer Art), die bei 
Zinsen aus festverzinslichen inländischen Anleihen 
durch das Gesetz vom 25. März 1965 BGBl. I S. 147) 
für Gebietsfremde eingeführt worden ist (Num- 
mer 6). Für die Beibehaltung war entscheidend, 
daß die steuerpolitischen Erwägungen für die Er- 
hebung fortbestehen. überdies sprechen gegenwär- 
tig weder der Stand der Harmonisierung der Kapi- 
talertragsteuer innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft noch gewichtige wirtschafts- und kapitalmarkt- 
politische Gesichtspunkte für die Abschaffung der 
Kuponsteuer. 

Durch Nummer 7 werden die sogenannten Bauzinsen 
in das Steuerabzugsverfahren einbezogen, dem sie 
bis zum Ergehen des BFH-Urteils vom 18. März 1970 
(BStBl. II S. 529) bereits unterlegen haben (vgl. hier- 
zu die Begründung zu § 55 Abs. 1 Nr. 10). 

Nummer 8 ist durch die Einführung des körper- 
schaftsteuerlichen Anrechnungsverfahrens bedingt. 
Sie bezieht in den Steuerabzug vom Kapitalertrag 
Einnahmen ein, die aus der Vergütung von Körper- 
schaftsteuer nach § 131 E-EStG oder nach § 53 
E-KStG herrühren. Nach diesen Vorschriften wird 
beschränkt einkommensteuerpflichtigen Anteilseig- 
nern unter bestimmten Voraussetzungen Körper- 
schaftsteuer vergütet. Die Einnahmen aus der Betei- 
ligung an einer inländischen Körperschaft oder Per- 
sonenvereinigung setzen sich bei diesen Anteilseig- 
nern aus dem Betrag, der von dem Unternehmen 
ausgeschüttet wird, und der vergüteten Körper- 
schaftsteuer zusammen. Da die zu vergütende Kör- 
perschaftsteuer als Einnahme aus Kapitalnutzung im 
Sinne des § 55 Abs. 1 anzusehen ist, erscheint es 
sachgerecht, den Teil der Einnahmen, der aus der 
Vergütung herrührt, ebenso der Kapitalertragsteuer 
zu unterwerfen wie den vom Unternehmen unmit- 
telbar ausgezahlten Betrag. Wegen der Entrichtung 
der Kapitalertragsteuer für Einnahmen aus der Ver- 
gütung von Körperschaftsteuer vgl. § 163 und die Be- 
gründung hierzu. 

Der letzte Satz des Absatzes 1 entspricht § 43 Abs. 3 
EStG 1971. 

Absatz 2 entspricht § 2 Abs. 1 Ziff. 1 KapStDV. 
Absatz 3 entspricht § 43 Abs. 4 EStG 1971. 

Absatz 4 entspricht § 1 Abs. 6 KapStDV. 


Zu § 156 — Bemessung der Kapitalertragsteuer 

Absatz 1 bestimmt, welcher Steuerabzugsatz bei den 
einzelnen Gruppen von Kapitalerträgen jeweils zu- 
grunde zu legen ist; außerdem werden die Vom- 
hundertsätze festgelegt, die bei Übernahme der Kapi- 
talertragsteuer durch den Schuldner des Kapitaler- 
trags anzuwenden sind. 

Absatz 2 Satz 1 entspricht § 44 Abs. 4 EStG 1971. Da 
im Steuerabzugsverfahren die Verhältnisse beim ein- 
zelnen Gläubiger des Kapitalertrags nicht berück- 
sichtigt werden können, wird in Satz 2 aus Gründen 
der Praktikabilität die Anwendung der Sonderrege- 
lung des § 55 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 ausgeschlossen, wo- 
nach der Erwerber eines Zinsscheins die von ihm 
vereinnahmten Zinsen um das Entgelt kürzen kann, 
das er für den Erwerb des Zinsscheins aufgewendet 
hat. 

Zu § 157 — Entrichtung der Kapitalertragsteuer in 
den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
und 7 

Absatz 1 regelt für die unter § 155 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
und 7 fallenden Abzugstatbestände, in welchem Zeit- 
punkt die Kapitalertragsteuer entsteht, einzubehal- 
ten und abzuführen ist. 

Absatz 2, der § 6 Abs. 2 KapStDV entspricht, be- 
stimmt den Zeitpunkt des Zufließens von Kapital- 
erträgen in den Fällen, in denen die Ausschüttung 
von einer Körperschaft beschlossen wird. 

Absatz 3 übernimmt die bisher in § 6 Abs. 3 KapStDV 
enthaltene Zuflußfiktion für die Fälle der stillen Ge- 
sellschaft und bei partiarischen Darlehen, wenn über 
den Ausschüttungszeitpunkt vertraglich nichts ver- 
einbart ist. 

Absatz 4, der § 7 Abs. 1 KapStDV entspricht, regelt 
den Steuerabzug in Stundungsfällen. 

Absatz 5 regelt die Haftung des Gläubigers und des 
Schuldners des Kapitalertrags im Rahmen des Ab- 
zugsverfahrens vom Kapitalertrag. Absatz 5 Satz 1 
und 2 ist ohne sachliche Änderung aus § 44 Abs. 5 
EStG 1971, Satz 3 ist aus § 12 Abs. 2 KapStDV über- 
nommen worden. 

Zu § 158 — Abstandnahme vom Steuerabzug 

Die Vorschrift soll verhindern, daß in bestimmten 
Fällen Kapitalertragsteuer einbehalten wird, in 
denen diese Abzugsteuer später im Wege der Ver- 
anlagung wieder erstattet werden muß. § 158 über- 
nimmt deshalb das Freistellungsverfahren des § 2 b 
Abs. 1 und 2 KapStDV, wonach aufgrund von Ein- 
zelbescheinigungen von der Erhebung der Kapital- 
ertragsteuer abgesehen wird. Eine solche Freistel- 
lungsbescheinigung wird erteilt, wenn der Gläubiger 
des Kapitalertrags unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtig ist und wenn anzunehmen ist, daß er nicht 
zur Einkommensteuer veranlagt wird. Dieses Frei- 
stellungsverfahren ist auf die Kapitalerträge im 
Sinne des § 155 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 und 7 anzuwenden. 
Für Kapitalerträge im Sinne des § 155 Abs. 1 Nr. 1 
(Gewinnanteile aus gesellschaftsrechtlichen Anteilen) 
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entfällt künftig das Abstandnahmeverfahren. Es wird 
entbehrlich, da bei diesen Kapitalerträgen die Er- 
stattung der Kapitalertragsteuer und die Vergütung 
der anrechenbaren Körperschaftsteuer aus Praktika- 
bilitätsgründen zu einem einheitlichen Verfahren 
beim Bundesamt für Finanzen zusammengefaßt wer- 
den (vgl. § 159 Abs. 1 und die Begründung hierzu). 
Die bisher in § 2 b Abs. 3 KapStDV enthaltene Son- 
derregelung für Arbeitnehmer des Schuldners der 
Kapitalerträge (sog. Belegschaftsaktionäre) kann 
ebenfalls wegen dieser Zusammenfassung von Er- 
stattung der Kapitalertragsteuer und Vergütung der 
anrechenbaren Körperschaftsteuer entfallen. 

Zur Entlastung der Verwaltung und der Gläubiger 
der Kapitalerträge wird die Geltungsdauer der Frei- 
stellungsbescheinigung von höchstens drei auf künf- 
tig höchstens fünf Jahre verlängert. 

Der Entwurf sieht nicht vor, in das Freistellungsver- 
fahren auch die Fälle einzubeziehen, in denen eine 
Veranlagung durchzuführen ist, in denen aber wegen 
des niedrigen Einkommens eine teilweise Erstattung 
der Kapitalertragsteuer in Betracht kommen kann. 
Abgesehen davon, daß wegen der ohnedies notwen- 
digen Durchführung der Veranlagung kein Verein- 
fachungseffekt eintreten würde, wäre auch das für 
die Erteilung der Freistellungsbescheinigung zustän- 
dige Finanzamt überfordert, da in Fällen dieser Art 
das zu versteuernde Einkommen regelmäßig gewis- 
sen Schwankungen unterliegt und sich demgemäß 
in den einzelnen Veranlagungszeiträumen unter- 
schiedliche Erstattungsbeträge ergeben. 

Zu § 159 — Erstattung der Kapitalertragsteuer 
Zu Absatz 1 

Nach geltendem Recht wird bei unbeschränkt steuer- 
pflichtigen natürlichen Personen bei Kapitalerträgen 
im Sinne des § 43 Abs. 1 Ziff. 1 EStG 1971 (insbeson- 
dere Dividenden) die Kapitalertragsteuer nicht er- 
hoben, wenn anzunehmen ist, daß bei dem Gläubi- 
ger eine Veranlagung zur Einkommensteuer nicht 
oder nur auf Antrag durchzuführen sein wird oder 
nicht zur Festsetzung einer Steuer führen wird 
(§ 2 b Abs. 2 KapStDV). Durch diese Regelung sind 
insbesondere Arbeitnehmer und Rentner begün- 
stigt. Bisher ist von der Möglichkeit, von vornherein 
von dem Steuerabzug abzusehen, nur in verhält- 
nismäßig geringem Umfang Gebrauch gemacht wor- 
den, weil aus technischen Gründen regelmäßig die 
Freistellungsbescheinigung dem Schuldner der Kapi- 
talerträge nicht rechtzeitig vorgelegt worden ist. In 
der überwiegenden Zahl der Fälle wird deshalb das 
in § 13 Abs. 1 KapStDV zugelassene Erstattungs- 
verfahren angewendet. Die Erstattungsanträge wer- 
den regelmäßig von den Zentralen der Kreditinsti- 
tute mit Sammelanträgen bei einem von den einzel- 
nen Ländern bestimmten Finanzamt eingereicht, das 
den Kreditinstituten unter bestimmten Vorausset- 
zungen die Kapitalertragsteuer erstattet, soweit 
diese dem Gläubiger die Kapitalerträge aufgrund 
einer vorgelegten Freistellungsbescheinigung unge- 
kürzt ausgezahlt haben. Dieses Verfahren ist für 
die Kreditinstitute mit einer finanziellen Belastung 
verbunden, weil sie die den Gläubigern ausgezahlte 


Kapitalertragsteuer bis zur Erstattung durch das Fi- 
nanzamt des Schuldners der Kapitalerträge zinslos 
vorfinanzieren. Die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß die Erstattung der an der Quelle einbe- 
haltenen Kapitalertragsteuer, soweit nicht eine Ver- 
anlagung in Betracht kommt, so schnell wie möglich 
durchgeführt werden soll. Dies erscheint notwendig, 
um breiten Volksschichten, insbesondere Arbeit- 
nehmern, einen Anreiz zur Vermögensbildung in 
Aktien zu bieten. Bei der Ausgestaltung dieses Ver- 
fahrens ist aber zu berücksichtigen, daß nach der 
Einführung des körperschaftsteuerlichen Anrech- 
nungsverfahrens unbeschränkt Steuerpflichtigen, die 
nicht veranlagt werden, nach Maßgabe des § 129 
die auf den Kapitalerträgen im Sinne des § 55 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 lastende Körperschaftsteuer vergütet 
wird. Der Personenkreis, der unter diese Ausnahme- 
regelung fällt, sowie die Voraussetzungen zur Er- 
langung der Vergütung und der Erstattung der von 
den Dividenden erhobenen Kapitalertragsteuer sind 
weitgehend gleich. Es liegt deshalb nahe, das Kör- 
perschaftsteuer-Vergütungsverfahren und das Ka- 
pitalertragsteuer-Erstattungsverfahren zu kombinie- 
ren. Aus den in der Begründung zu § 129 dargeleg- 
ten Gründen wird die anrechenbare Körperschaft- 
steuer durch das Bundesamt für Finanzen vergütet. 
In Anlehnung hieran schreibt § 159 Abs. 1 vor, daß 
die Erstattung der von Kapitalerträgen im Sinne des 
§ 155 Abs. 1 Nr. 1 erhobenen Kapitalertragsteuer 
nicht mehr — wie gegenwärtig — durch das Finanz- 
amt des Schuldners der Kapitalerträge, sondern 
ebenfalls durch das Bundesamt für Finanzen vorzu- 
nehmen ist. Die Zusammenfassung der beiden Ver- 
fahren bedeutet eine erhebliche Vereinfachung, da 
die Vergütung und die Erstattung von einer Stelle 
durchgeführt werden können. Für die Verwaltung 
ergibt sich eine Arbeitsentlastung, weil die Anträge 
in einem Arbeitsgang abgewickelt werden können. 
Daß die nicht veranlagten Gläubiger nicht mehr wie 
bisher im Zeitpunkt des Zufließens der Kapitaler- 
träge, sondern zeitlich etwas später über den erstat- 
teten Kapitalertragsteuerbetrag verfügen können, 
wird durch die vereinfachte Antragstellung mehr 
als aufgewogen. Bei dieser Regelung entfällt auch 
die durch das derzeitige Erstattungsverfahren be- 
dingte Vorfinanzierung der Erstattungsbeträge 
durch die Kreditinstitute. 

Der Entwurf übernimmt in wesentlichen Punkten das 
bisher praktizierte Erstattungsverfahren. In Über- 
einstimmung mit dem in § 129 geregelten Körper- 
schaftsteuer-Vergütungsverfahren kann das Erstat- 
tungsverfahren nur von solchen Gläubigern in An- 
spruch genommen werden, für die eine Veranlagung 
nicht in Betracht kommt. Diese Voraussetzung hat 
der Gläubiger durch eine Bescheinigung seines 
Wohnsitzfinanzamts nachzuweisen. Das Finanzamt 
kann eine Bescheinigung auch dann erteilen, wenn 
sich ohne besondere Prüfung ergibt, daß ein soge- 
nannter „nv-Fall" vorliegt. Wie in den Fällen des 
§ 129 darf eine Bescheinigung nicht ausgestellt wer- 
den, wenn z. B. ein Arbeitnehmer aus den in § 116 
Abs. 1 bezeichneten Gründen zu veranlagen ist oder 
wenn bekannt ist, daß ein Arbeitnehmer in Anwen- 
dung des § 116 Abs. 2 eine Veranlagung beantragt 
hat oder beantragen wird. 
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Stellt das Finanzamt während der Geltungsdauer 
der Bescheinigung, die von bisher höchstens drei 
auf höchstens fünf Jahre verlängert wird, fest, daß 
die Voraussetzungen für eine Veranlagung zur Ein- 
kommensteuer erfüllt sind, so kann es den Steuer- 
pflichtigen veranlagen, auch wenn eine Freistel- 
lungsbescheinigung erteilt worden ist. In die Ver- 
anlagung sind nach Maßgabe der allgemeinen Vor- 
schriften auch die Kapitalerträge einzubeziehen, für 
die beim Bundesamt für Finanzen die Erstattung 
der Kapitalertragsteuer beantragt worden ist. In 
einem solchen Fall ist die bereits erstattete Kapital- 
ertragsteuer bei der Veranlagung nicht auf die Ein- 
kommensteuer anzurechnen (vgl. § 124 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe d). Außerdem hat das Finanzamt zu prü- 
fen, ob die Bescheinigung zurückzufordern ist, weil 
auch künftig eine Veranlagung in Betracht kommt 
(vgl. Satz 2 i. V. mit § 129 Abs. 3 Satz 3 und 4). 

Macht ein Gläubiger von der Erstattungsmöglichkeit 
nach § 159 Abs. 1 keinen Gebrauch, so kann er zum 
Zwecke der Anrechnung der Körperschaftsteuer 
seine Veranlagung nach § 115 oder — sofern er Ar- 
beitnehmer ist — nach § 116 Abs. 2 Nr. 6 beantra- 
gen. 

Zu Absatz 2 

In § 130 ist aus Vereinfachungsgründen zugelassen, 
daß eine Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft 
einen Sammelantrag auf Vergütung von Körper- 
schaftsteuer für ihre Mitglieder bei dem für die Ver- 
anlagung der Genossenschaft zur Körperschaftsteuer 
zuständigen Finanzamt stellen kann. Die Vergütung 
wird in diesen Fällen unabhängig davon gewährt, 
ob das einzelne Mitglied die Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Freistellungsbescheinigung er- 
füllt. Da dieses Verfahren auf Fälle beschränkt ist, 
in denen die dem einzelnen Mitglied zugeflossenen 
Bezüge 100 DM im Wirtschaftsjahr nicht überstiegen 
haben, erscheint es vertretbar, für denselben Perso- 
nenkreis unter den gleichen Voraussetzungen auch 
die Erstattung der von den Bezügen aus den Genos- 
senschaftsanteilen erhobenen Kapitalertragsteuer 
zuzulassen. Da das Sammelantragsverfahren für 
eine Vielzahl von Genossenschaftsmitgliedern ange- 
wendet werden kann, wird die Finanzverwaltung 
nicht unerheblich entlastet, zumal wegen derselben 
Voraussetzungen das Vergütungs- und das Erstat- 
tungsverfahren kombiniert werden können. 

Zu Absatz 3 

Diese Vorschrift übernimmt das bisher in § 13 Abs. 1 
KapStDV geregelte Verfahren über die Erstattung 
von Kapitalertragsteuer, die von Kapitalerträgen im 
Sinne des § 155 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 oder 7 in Fällen 
einbehalten worden ist, in denen der Schuldner Ka- 
pitalertragsteuer ohne rechtlichen Grund oder we- 
gen verspäteter Vorlage einer Freistellungsbeschei- 
nigung einbehalten hat. Die Kapitalertragsteuer ist 
von dem Finanzamt, an das sie abgeführt worden 
ist, dem Antragsteller zu erstatten. 

Zu Absatz 4 

Diese Vorschrift übernimmt die Sonderregelung in 
§13 Abs. 2 KapStDV, die darauf beruht, daß Kapi- 


talerträge aus festverzinslichen Wertpapieren im 
Sinne des § 43 Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 EStG 1971 nicht 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne der 
beschränkten Steuerpflicht zu erfassen sind (§ 49 
Abs. 1 Ziff. 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb EStG 
1971). 


Zu § 160 — Erstattung von Kapitalertragsteuer bei 
bestimmten Körperschaften, Personen- 
vereinigungen und Vermögensmassen 

Ein eng begrenzter Kreis von Körperschaften usw., 
die mit Ausnahme der dem Steuerabzug unterlie- 
genden Einkünfte subjektiv steuerbefreit sind (§ 2 
Abs. 1 Ziff. 2 und § 4 Abs. 2 KStG 1968), wird nach 
geltendem Recht zusätzlich dadurch gefördert, daß 
ihm aufgrund des § 13 a KapStDV die einbehaltene 
inländische Kapitalertragsteuer erstattet wird. Von 
der Erstattung ist die Kapitalertragsteuer ausge- 
nommen, die auf Kapitalerträgen beruht, die bei 
dem begünstigten Personenkreis zu den Einnahmen 
eines über den Rahmen einer Vermögensverwaltung 
hinausgehenden steuerschädlichen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs oder zu einem der Körperschaft- 
steuer unterliegenden Betrieb gewerblicher Art ge- 
hören. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei 
dem bisher begünstigten Personenkreis, der aus- 
schließlich und unmittelbar gemeinnützigen mild- 
tätigen oder kirchlichen Zwecken dient (vgl. § 5 
Abs. 1 Nr. 9 E-KStG) dient, auch künftig eine steuer- 
liche Entlastung notwendig und gerechtfertigt ist. 
In Absatz 1 wird deshalb eine entsprechende Er- 
stattung der Kapitalertragsteuer weiterhin zugelas- 
sen. 

Im Interesse der Verwaltungsökonomie erscheint 
es geboten, die Erstattung der von Kapitalerträgen 
im Sinne des § 155 Abs. 1 erhobenen Kapitalertrag- 
steuer dem Bundesamt für Finanzen zu übertragen. 
Auch künftig wird eine Erstattung von Kapitaler- 
tragsteuer ausgeschlossen, wenn die Kapitalerträge 
einem nicht von der Körperschaftsteuer befreiten 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder einem nicht 
befreiten Betrieb gewerblicher Art zufließen. 

Das Erstattungsverfahren des Absatzes 1 umfaßt 
nicht nur die von Dividenden, sondern auch die von 
anderen Erträgen im Sinne des § 155 Abs. 1 erho- 
bene Kapitalertragsteuer. 

Absatz 2 regelt die Erstattung eines Teilbetrags 
der erhobenen Kapitalertragsteuer an diejenigen 
nach § 5 E-KStG von der Körperschaftsteuer befrei- 
ten Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen sowie an juristische Personen 
des öffentlichen Rechts, die nicht bereits die volle 
Erstattung nach Absatz 1 beanspruchen können. Den 
in Absatz 2 bezeichneten Gläubigern soll auf An- 
trag die auf Kapitalerträge im Sinne des § 155 
Abs. 1 Nr. 1 erhobene Kapitalertragsteuer insoweit 
erstattet werden, als die nach § 52 E-KStG nicht an- 
rechenbare Körperschaftsteuer ( = 9/16 der bezeich- 
neten Kapitalerträge) und die Kapitalertragsteuer 
zusammen mehr als 44 v. H. des Kapitalertrags zu- 
züglich der Körperschaftsteuer betragen. Wegen 
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näherer Einzelheiten vgl. Teil IV Nr. 1 der Allge- 
meinen Begründung zum E-KStG. Da die Erstat- 
tungsberechtigten regelmäßig nicht zu veranlagen 
sind, erscheint es zweckmäßig, auch die Teilerstat- 
tung zentral durch das Bundesamt für Finanzen 
durchführen zu lassen. Die Regelung ist auf Kapital- 
erträge beschränkt, die den Gläubigern aus der Be- 
teiligung an einer inländischen Körperschaft oder 
Personenvereinigung zufließen. Im übrigen ist das 
Erstattungsverfahren in gleicher Weise geregelt wie 
bei dem unter Absatz 1 fallenden Personenkreis. 

In Absatz 3 werden die Rückforderung der Beschei- 
nigung, die von dem Gläubiger der Kapitalerträge 
dem Bundesamt für Finanzen vorzulegen ist, sowie 
die Frist für die Antragstellung geregelt. Im Hin- 
blick darauf, daß für den begünstigten Personen- 
kreis eine teilweise Erstattung der Kapitalertrag- 
steuer im Veranlagungswege nicht in Betracht 
kommt, ist es zur Vermeidung von Härten geboten, 
die jeweils am 31. Mai endende Antragsfrist zu ver- 
längern, sofern der Gläubiger aus wichtigen Grün- 
den verhindert war, den Erstattungsantrag dem 
Bundesamt für Finanzen fristgerecht vorzulegen. 
Diese Sonderregelung erscheint vertretbar, weil bei 
dem zahlenmäßig kleinen Kreis der hier in Betracht 
kommenden Gläubiger eine unzumutbare Belastung 
des Bundesamtes für Finanzen nicht zu erwarten 
ist. 

Absatz 4 stellt klar, daß die Kapitalertragsteuer- 
Erstattung in den Fällen unzulässig ist, in denen für 
die begünstigte Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse als Mitglied einer Erwerbs- 
oder Wirtschaftsgenossenschaft ein Sammelantrag 
auf Erstattung der nach § 159 Abs. 2 gestellt worden 
ist. Die Vorschrift soll eine Doppelerstattung ver- 
hindern. 

Zu § 161 — - Entrichtung der Kapitalertragsteuer in 
den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 6 

Die Vorschrift, die den Steuerabzug bei Zinsen aus 
inländischen festverzinslichen Anleihen bei Gebiets- 
fremden regelt (sogenannte Kuponsteuer neuer Art), 
entspricht § 45 Abs. 2 bis 6 EStG 1971. 

Zu § 162 — Anmeldung und Bescheinigung des 
Steuerabzugs 

Absatz 1, der im wesentlichen § 45 Abs. 5 EStG und 
§§ 9, 9 a KapStDV entspricht, regelt im einzelnen, in 
welcher Weise die einbehaltene und die aufgrund 
einer Freistellungsbescheinigung nicht erhobene Ka- 
pitalertragsteuer dem zuständigen Finanzamt anzu- 
melden ist. Aus Vereinfachungsgründen wird zuge- 
lassen, daß künftig in allen Fällen die Kapitalertrag- 
steueranmeldung nur vierteljährlich durchzuführen 
ist. 

Absatz 2, der § 10 KapStDV entspricht, stellt sicher, 
daß der Schuldner in den Fällen des § 155 Abs. 1 
Nr. 1 bis 5 und 7 dem Gläubiger der Kapitalerträge 
eine Bescheinigung mit den für die Besteuerung not- 
wendigen Angaben erteilt. Eine solche Bescheini- 
gung braucht nicht erteilt zu werden, sofern die er- 
forderlichen Daten bei der Auszahlung der Kapital- 


erträge durch ein Kreditinstitut dem Gläubiger mit- 
geteilt werden. 

Absatz 3 regelt das Bescheinigungsverfahren für die 
Fälle der 25°/oigen Kuponsteuer im Sinne des § 155 
Abs. 1 Nr. 6. 

Zu § 163 — Entrichtung der Kapitalertragsteuer in 
den Fällen des § 155 Abs. 1 Nr. 8 

Die Vorschrift regelt die Entrichtung der Kapital- 
ertragsteuer in den Fällen, in denen die Steuer von 
Einnahmen erhoben wird, die aus der Vergütung von 
Körperschaftsteuer nach § 131 E-EStG oder nach dem 
§ 53 E-KStG herrühren. Es handelt sich dabei um die 
Vergütung von Körperschaftsteuer an beschränkt 
einkommensteuerpflichtige Anteilseigner, die auf 
Antrag vom Bundesamt für Finanzen durchgeführt 
wird. 

Zu § 164 — • Steuerabzug bei Aufsichtsrats- 
vergütungen 

Die Vorschrift übernimmt § 50 a Abs. 1 und 3 EStG 
1971 sowie §§ 73 b, 73 c EStDV 1971. Sie regelt den 
Steuerabzug bei beschränkt einkommensteuerpflich- 
tigen Mitgliedern des Aufsichtsrats oder Verwal- 
tungsrats. In Absatz 2 wird der Steuersatz von bis- 
her 30 v. H. auf 35 v. H. — dem veränderten Einkom- 
mensteuertarif entsprechend — angehoben. 

Zu § 165 — Steuerabzug bei sonstigen Vergütungen 

Die Vorschrift faßt die bisherigen Bestimmungen des 
§ 50 a Abs. 4 EStG 1971 und der §§ 72 b, 73 c EStDV 
1971 zusammen. Sie regelt den Steuerabzug bei be- 
schränkt Steuerpflichtigen, die sonstige Vergütungen 
beziehen. In Absatz 1 wird der Steuerabzug erwei- 
tert auf Vergütungen für die technische oder kauf- 
männische Beratung sow ; e für die Gestellung von 
Arbeitskräften (vgl. § 111 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b), 
für Vortragstätigkeit im P dfunk oder Fernsehfunk 
und für die Vermiet); .y beweglicher Gegenstände 
(§111 Abs. 1 Nr. 6 Bu hstabe b). 

Zu § 166 — Abzugsverfahren 

Die Vorschrift faßt die bisherigen Bestimmungen des 
§ 50 a Abs. 5 und 7 sowie der §§ 73 d, 73 e, 73 f, 73 g 
und 73 h zusammen. Sie regelt Einzelheiten des Ab- 
zugsverfahrens. 

Zu § 167 — Gemeinsame Vorschriften für erhöhte 
Abschreibungen und Sonderabschrei- 
bungen 

§167 enthält Vorschriften, die für mehrere oder alle 
Abschreibungsvergünstigungen gelten. 

Absatz 1 regelt die Behandlung nachträglicher An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten, die während 
des Begünstigungszeitraums anfallen. Diese nach- 
träglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
werden vom Jahr ihrer Entstehung an in die Bemes- 
sungsgrundlage für die normalen Abschreibungen, 
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die erhöhten Abschreibungen und die Sonderab- 
schreibungen einbezogen. In der Praxis ist schon bis- 
her so verfahren worden, soweit nachträgliche An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten nicht besonders 
begünstigt waren (z. B. bestimmte Ausbauten und 
Erweiterungen nach § 7 b Abs. 2 EStG 1971). Bei ein- 
zelnen Abschreibungs Vergünstigungen (z. B. §§ 168, 
169, 170) wird über § 167 Abs. 1 hinaus zugelassen, 
daß bestimmte nachträgliche Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten so behandelt werden können, 
als seien sie im Jahr der Anschaffung oder Fertig- 
stellung des Wirtschaftsguts entstanden. 

Abatz 2 bestimmt, wie zu verfahren ist, wenn er- 
höhte Abschreibungen oder Sonderabschreibungen 
bereits für Anzahlungen oder für Teilherstellungs- 
kosten in Anspruch genommen werden können. Die 
Vorschrift entspricht dem bisherigen Recht. 

Für die überwiegende Mehrzahl der im betrieblichen 
Bereich in Betracht kommenden Abschreibungsbe- 
günstigungen wird bisher vorausgesetzt, daß der 
Gewinn aufgrund ordnungsmäßiger Buchführung er- 
mittelt wird (z. B. § 7 e EStG 1971, §§ 79, 81, 82, 82 d, 
82 e, 82 f EStDV 1971). Der Begriff „Ordnungsmäßig- 
keit der Buchführung" ist gesetzlich nicht normiert 
und auch anderweitig nicht eindeutig festgelegt. Die 
Entwicklung der Buchführungstechnik zwingt zu 
einer laufenden Anpassung der sog. Grundsätze ord- 
nungsmäßiger Buchführung. In der Praxis haben sich 
daraus zahlreiche Streitigkeiten über die Frage er- 
geben, ob eine Buchführung im Einzelfall noch ord- 
nungsgemäß ist oder nicht. Hinzu kommt, daß bei 
Steuervergünstigungen, die den Steuerpflichtigen zu 
einem bestimmten volkswirtschaftlich erwünschten 
Verhalten anregen sollen, diese Anreizwirkung ge- 
mindert wird, wenn zusätzlich die Erfüllung be- 
stimmter Buchführungsvoraussetzungen verlangt 
wird. Die Bundesregierung hält es deshalb für aus- 
reichend, wenn die erhöhten Abschreibungen oder 
Sonderabschreibungen in der Buchführung oder 
einem besonderen Verzeichnis verfolgt werden kön- 
nen. Absatz 3 schreibt vor, welche Angaben das 
Verzeichnis enthalten muß und in welchen Fällen 
darauf verzichtet werden kann. Für erhöhte Ab- 
schreibungen im nichtbetrieblichen Bereich ist — 
dem bisherigen Recht entsprechend — die Führung 
eines Verzeichnisses nicht Voraussetzung. 

Bei Wirtschaftsgütern, bei denen erhöhte Abschrei- 
bungen in Anspruch genommen werden können, tre- 
ten diese an die Stelle der normalen Abschreibungen 
nach den §§ 33 bis 35 oder 49. Der Steuerpflichtige 
kann zwar im Rahmen der in Betracht kommenden 
Abschreibungssätze wählen, in welcher Höhe er er-- 
höhte Abschreibungen vornehmen will. Aus dem 
Verteilungsgebot des § 33 Abs. 1 Satz 1 und daraus, 
daß es sich um „erhöhte" Abschreibungen handelt, 
ergibt sich jedoch, daß Abschreibungen mindestens 
in der Höhe in Anspruch genommen werden müs- 
sen, in der lineare Abschreibungen nach den §§ 33 
bis 35 oder 49 vorzunehmen wären, wenn erhöhte 
Abschreibungen nicht in Betracht kämen. In der 
Praxis ist bisher bereits nach diesem Grundsatz ver- 
fahren worden (vgl. z. B. Abschnitt 53 Abs. 5 EStR 
für die erhöhten Absetzungen nach § 7 b EStG 1971). 
Absatz 5 entspricht den bisherigen Regelungen in 


§ 7 e Abs. 1 EStG 1971 und in den §§ 75 Abs. 2 Satz 2, 
§ 76 Abs. 4 Satz 3, § 79 Abs. 6 Satz 3, § 81 Abs. 1 
Satz 4, § 82 Abs. 4 Satz 2, § 82 d Abs. 1 Satz 4, § 82 e 
Abs. 4 Satz 2 und § 82 f Abs. 1 Satz 4 EStDV 1971. 

Absatz 6 verbietet, bei demselben Wirtschaftsgut 
mehrere Abschreibungsvergünstigungen nebenein- 
ander in Anspruch zu nehmen. Der Steuerpflichtige 
hat jedoch, wenn die Voraussetzungen für die Inan- 
spruchnahme mehrerer Abschreibungsvergünstigun- 
gen vorliegen, ein Wahlrecht, welche dieser Begün- 
stigungen er in Anspruch nehmen will. 

Absatz 7 enthält eine Verlustklausel, die sich in 
ihrem Wortlaut an die Verlustklauseln in § 82 f 
Abs. 5 Satz 1 EStDV 1971 und in § 3 Abs. 3 des 
Zonenrandförderungsgesetzes anlehnt. Die Bundes- 
regierung hält die generelle Einführung einer Ver- 
lustklausel bei allen Abschreibungsvergünstigungen 
im Einkommensteuergesetz für erforderlich. Die 
Verlustklausel soll verhindern, daß die Abschrei- 
bungsvergünstigungen insbesondere von Steuer- 
pflichtigen mit höherem Einkommen als Instrument 
einer bevorzugten Vermögensbildung ausgenutzt 
werden. Es wird deshalb vorgeschrieben, daß er- 
höhte Abschreibungen und Sonderabschreibungen 
insoweit nicht in Anspruch genommen werden dür- 
fen, als bei dem Betrieb, zu dessen Betriebsvermö- 
gen das Wirtschaftsgut gehört, dadurch ein Verlust 
entstehen oder sich ein auch ohne Sonderabschrei- 
bungen oder erhöhte Abschreibungen entstandener 
Verlust erhöhen würde. Da die im betrieblichen Be- 
reich hauptsächlich in Betracht kommenden Ab- 
schreibungsvergünstigungen im allgemeinen entwe- 
der eine Nachholmöglichkeit für nicht ausgeschöpfte 
erhöhte Abschreibungen (z. B. §§ 168, 169, 170) oder 
einen gewissen Spielraum für die Inanspruchnahme 
von Sonderabschreibungen innerhalb des Begünsti- 
gungszeitraums (z. B. §§ 178, 187, 188, 189) bieten, 
dürfte der Steuerpflichtige in der Regel auch dann 
in den vollen Genuß der in den Abschreibungsbe- 
günstigungen liegenden Finanzierungshilfen gelan- 
gen, wenn ihm in einem Jahr die volle Inanspruch- 
nahme der Vergünstigung durch die Verlustklausel 
verwehrt ist. 

Absatz 8 soll vermeiden, daß Betriebe, die nach ihrer 
Größe und nach Umfang ihres Geschäftsbetriebs 
die Merkmale für die Buchführungspflicht nach § 86 
der Abgabenordnung erfüllen, nur deshalb aus der 
Buchführungspflicht ausscheiden, weil ihr Gewinn 
durch die — unter Umständen nur einmalige - — In- 
anspruchnahme von erhöhten Abschreibungen oder 
Sonderabschreibungen unter die in § 86 der Abga- 
benordnung festgelegten Grenzen absinkt. Entspre- 
chende Bestimmungen sind schon bisher in den §§76 
bis 78 EStDV 1971 enthalten, die Vergünstigungen 
für Land- und Forstwirte vorsehen. Die Ausdehnung 
dieser Regelungen auf die übrigen Abschreibungs- 
vergünstigungen erscheint aus Gründen der Gleich- 
behandlung geboten. 

Absatz 9 enthält eine Ausnahme von dem in § 14 
Abs. 2 und § 48 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 festgelegten 
Grundsatz, daß Abschreibungen, erhöhte Abschrei- 
bungen und Sonderabschreibungen bei einem Wirt- 
schaftsgut, das nach § 42 der Abgabenordnung meh- 
reren Beteiligten zuzurechnen ist, von allen Beteilig- 


312 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


ten nur einheitlich vorgenommen werden können. 
Verschiedene Abschreibungsvergünstigungen sind 
nicht nur von einer bestimmten Verwendung des 
betreffenden Wirtschaftsguts abhängig, sondern von 
weiteren, persönlichen Voraussetzungen, bei denen 
der einzelne Beteiligte in aller Regel keinen Einfluß 
darauf hat, ob sie auch von den anderen Beteiligten 
erfüllt werden. Solche Voraussetzungen sind z. B. 
die Zugehörigkeit zum Personenkreis der Flücht- 
linge, Vertriebenen und politisch Verfolgten (§ 183), 
die Einhaltung der objektmäßigen Begrenzung für 
erhöhte Abschreibungen hei Einfamilienhäusern, 
Zweifamilienhäusern und Eigentumswohnungen 
(§ 170 Abs. 6 und 7), die Eigenschaft als Bauherr 
oder Ersterwerber (§ 170 Abs. 1 und 3), die Gewinn- 
ermittlungsart (§§ 178 und 179) und die Beachtung 
des Verbots der vorzeitigen Veräußerung von An- 
teilen an Handelsschiffen (§ 188 Abs. 3 Satz 2). Die 
uneingeschränkte Anwendung des Grundsatzes, daß 
erhöhte Abschreibungen und Sonderabschreibungen 
bei einem Wirtschaftsgut nur einheitlich vorgenom- 
men werden dürfen, würde, wenn einer der Beteilig- 
ten die Voraussetzungen für die erhöhten Abschrei- 
bungen oder Sonderabschreibungen nicht oder nicht 
mehr erfüllt, zu unzumutbaren Härten für die ande- 
ren Beteiligten führen. Deshalb sieht Absatz 9 vor, 
daß in diesen Fällen die erhöhten Abschreibungen 
und Sonderabschreibungen anteilig für die Beteilig- 
ten vorgenommen werden können, bei denen die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme erfüllt 
sind, und daß der Grundsatz der einheitlichen In- 
anspruchnahme von erhöhten Abschreibungen und 
Sonderabschreibungen nur für diese Beteiligten gilt. 

Zu § 168 — Erhöhte Abschreibungen bei Wirt- 
schaftsgütern, die dem Umweltschutz 
dienen 

§ 168 entspricht in seinem Anwendungsbereich im 
wesentlichen den §§ 79, 82 und 82 e EStDV 1971. 
Die Abschreibungsvergünstigungen für Umwelt- 
schutz-Investitionen sind jedoch nicht nur zusam- 
mengefaßt, sondern auch wesentlich verbessert wor- 
den. 

Absatz 1 bestimmt die Höhe der Abschreibungen. 
Die Abschreibungssätze sind so bemessen, daß in 
fünf Jahren eine Vollabschreibung erreicht wird. 
Sie sind für bewegliche und unbewegliche Wirt- 
schaftsgüter gleich. Insbesondere bei längerlebigen 
Wirtschaftsgütern stellen die neuen Abschreibungs- 
sätze eine wesentliche Verbesserung gegenüber 
dem geltenden Recht dar. Nicht in Anspruch genom- 
mene Abschreibungen können — auch nach Ablauf 
des Fünfjahreszeitraums — nachgeholt werden. 
Fallen nachträgliche Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten an, so können sie so behandelt werden, 
als wären sie bereits im Wirtschaftsjahr der An- 
schaffung oder Fertigstellung entstanden. Dies be- 
deutet, daß z. B. nachträgliche Herstellungskosten, 
die im letzten Jahr des Fünfjahreszeitraums und 
später anfallen, in dem jeweiligen Jahr voll abge- 
schrieben werden können, 

Absatz 2 enthält die Voraussetzungen für die er- 
höhten Abschreibungen. Sie entsprechen im we- 
sentlichen den in § 79 Abs. 2, § 82 Abs, 2 und § 82 e 


Abs. 2 EStDV 1971 genannten Voraussetzungen. Die 
bisherige Voraussetzung der ausschließlichen Ver- 
wendung der Wirtschaftsgüter für den Umwelt- 
schutz ist in der Weise gelockert worden, daß auch 
eine fast ausschließliche Verwendung zu den begün- 
stigten Zwecken zur Inanspruchnahme der Begün- 
stigung berechtigt. Diese Voraussetzung ist erfüllt, 
wenn der Umfang der Verwendung zu anderen als 
Zwecken des Umweltschutzes 10 v. H. nicht über- 
steigt. 

Die von der Landesregierung bestimmte Stelle hat 
nicht mehr die bestimmungs gemäße Verwendung 
der Wirtschaftsgüter, sondern nur noch ihre Zweck- 
bestimmung und Eignung zu bescheinigen. Ob die 
Wirtschaftsgüter tatsächlich für den angegebenen 
Zweck verwendet werden, kann nicht im Bescheini- 
gungsverfahren, sondern erst später durch die Fi- 
nanzverwaltung geprüft werden. 

Absatz 3 legt fest, was als Umweltschutz gilt. Ge- 
genüber der bisherigen Rechtslage bedeutet die Re- 
gelung insofern eine Ausweitung, als auch Wirt- 
schaftsgüter, die Verunreinigungen der Gewässer 
durch andere Stoffe als Abwasser verhindern, be- 
seitigen oder verringern, sowie Wirtschaftsgüter, 
die der Abfallbeseitigung dienen, in die Vergünsti- 
gung einbezogen werden. Die der Abfallbeseitigung 
dienenden Wirtschaftsgüter sind nur begünstigt, 
wenn die Abfallbeseitigung nach den Grundsätzen 
des § 2 des Abfallbeseitigungsgesetzes erfolgt. Ab- 
fallbeseitigung in diesem Sinne liegt auch vor, wenn 
Stoffe, bei denen eine Verpflichtung zur Beseiti- 
gung nach dem Abfallbeseitigungsgesetz besteht, so 
behandelt werden, daß sie wieder als Rohstoffe ver- 
wertbar sind (sogenanntes „recycling"). 

Absatz 4 dehnt den Anwendungsbereich der Be- 
günstigung auf nachträgliche Herstellungskosten 
aus, die 

— - bei vor dem 1. Januar 1975 fertiggestellten Um- 
weltschutzanlagen anfallen und nicht nach den 
§§ 79, 82 und 82 e EStDV 1971 begünstigt abge- 
schrieben werden 

— bei nicht dem Umweltschutz dienenden Wirt- 
schaftsgütern dadurch entstehen, daß ausschließ- 
lich aus Gründen des Umweltschutzes Umstellun- 
gen oder Veränderungen vorgenommen werden. 
Auf die bisherige Voraussetzung der behörd- 
lichen Anordnung wurde verzichtet. Künftig ge- 
nügt eine Bescheinigung der zuständigen Stelle, 
daß die Umstellung oder Veränderung im öffent- 
lichen Interesse erforderlich ist. 

Nach Absatz 5 können die erhöhten Absetzungen 
generell bereits für Anzahlungen auf Anschaffungs- 
kosten und für Teilherstellungskosten in Anspruch 
genommen werden. Satz 2 stellt sicher, daß bis zum 
Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Fertigstellung 
nicht bereits mehr als 60 v. H. der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten abgeschrieben werden 
können. 

Absatz 6 sieht eine auf fünf Jahre befristete Zweck- 
bindung der begünstigten Wirtschaftsgüter vor. 
Diese Zweckbindung ist erforderlich, um zu ver- 
meiden, daß die sehr weitgehende Abschreibungs- 
vergünstigung mißbräuchlich für Wirtschaftsgüter in 
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Anspruch genommen wird, die nur kurze Zeit für 
Zwecke des Umweltschutzes (z. B. bei der Abfallbe- 
seitigung) eingesetzt werden. Wird die Zweckbin- 
dung nicht eingehalten, so können die Veranlagun- 
gen, bei denen die Abschreibungsvergüpstigung in 
Anspruch genommen worden ist, rückwirkend geän- 
dert werden. 

Absatz 7 ist gegenüber § 79 Abs. 8, § 82 Abs. 6 und 
§ 82 e Abs. 5 EStDV 1971 in der Weise erweitert 
worden, daß auch solche dem Umweltschutz die- 
nende Wirtschaftsgüter begünstigt sind, die im Rah- 
men einer aus Gründen des Umweltschutzes erfol- 
genden Betriebsverlagerung angeschafft oder herge- 
stellt werden. Durch diese Erweiterung wird dem 
Umstand Rechnung getragen, daß der von einem 
Betrieb ausgehenden Belastung der Umwelt oft nur 
durch eine Verlagerung begegnet werden kann. 


Zu § 169 — Erhöhte Abschreibungen bei Zuschüs- 
sen zur Finanzierung von Wirtschafts- 
gütern, die dem Umweltschutz dienen 

Zuschüsse zur Finanzierung von Umweltschutz- 
Investitionen sind bisher nach § 79 EStDV 1971, d. h. 
nur bei Anlagen zur Verhinderung, Beseitigung oder 
Verringerung von Schädigungen durch Abwässer be- 
günstigt. Die Maßnahmen des Umweltschutzes erfor- 
dern jedoch in verstärktem Umfang Anlagen, die 
wegen ihrer Größe und ihrer Kosten zweckmäßiger- 
weise von mehreren Steuerpflichtigen gemeinsam 
errichtet und betrieben werden. Die Bundesregie- 
rung hält es deshalb für erforderlich, die Abschrei- 
bungsbegünstigung bei Mitbenutzungsrechten, die 
durch einen Zuschuß zur Finanzierung von Umwelt- 
schutz-Maßnahmen erworben werden, zu erweitern 
und zu verstärken. Die bisherige Begünstigung des 
§ 79 EStDV 1971 ist deshalb auf Zuschüsse für alle 
nach § 168 begünstigten Umweltschutz-Investitionen 
ausgedehnt und in ihrem Umfang der Begünstigung 
nach § 168 angepaßt worden. 


Zu § 170 — Erhöhte Abschreibungen bei Einfami- 
lienhäusern, Zweifamilienhäusern und 
Eigentumswohnungen 

Die Vorschrift entspricht § 7b EStG 1971. Die Bun- 
desregierung stellt derzeit Überlegungen an, in wel- 
cher Weise einzelne unerwünschte Auswirkungen 
des § 7 b EStG 1971 künftig vermieden werden kön- 
nen. In dem vorliegenden Gesetzentwurf ist die Vor- 
schrift deshalb im wesentlichen in der bisher gelten- 
den Fassung übernommen worden. Die vorgenom- 
menen unwesentlichen Änderungen sind zum Teil 
redaktioneller Art, zum Teil stellen sie eine Anpas- 
sung an die Änderungen bei den Abschreibungen bei 
Gebäuden (§ 34) dar. 

Für die nach Ablauf des Begünstigungszeitraums 
nach dem Restwert und der Restnutzungsdauer zu 
bemessenden Abschreibungen wird im allgemeinen 
von einer Restnutzungsdauer bei demselben Eigen- 
tümer von 40 Jahren ausgegangen werden können, 
so daß der dann anzuwendende Abschreibungssatz 
im Regelfall wie bisher 2,5 v. H. betragen wird. 


In Absatz 2 ergeben sich Änderungen gegenüber 
§ 7b Abs. 2 EStG 1971 dadurch, daß der Mindest- 
umfang, in dem die ausgebauten oder neu herge- 
stellten Gebäudeteile Wohnzwecken dienen müssen, 
aus Gründen der Vereinfachung von bisher 80 v. H. 
der nach Absatz 1 maßgebenden Grenze von 
66 2 /3 v. H. angeglichen worden ist. Außerdem ist auf 
die Beschränkung verzichtet worden, daß erhöhte 
Abschreibungen nur bei Ausbauten und Erweiterun- 
gen solcher Gebäude vorgenommen werden können, 
die vor dem 1. Januar 1964 fertiggestellt worden 
sind. Unangemessene Auswirkungen sind durch die 
Begrenzung der Begünstigung auf ein bzw, zwei Ob- 
jekte (Absatz 6) ausgeschlossen. 

In Absatz 3, der im wesentlichen § 7 b Abs. 3 EStG 
1971 entspricht, ergeben sich Änderungen bei den 
erhöhten Abschreibungen durch den Ersterwerber, 
wenn vom Bauherrn selbst erhöhte Abschreibungen 
vorgenommen worden sind. In diesen Fällen waren 
die Abschreibungen bisher von dem Jahr an, in dem 
für den Ersterwerber erhöhte Abschreibungen erst- 
mals nicht mehr in Betracht kommen, bis zum sieben- 
ten auf das Jahr des Ersterwerbs folgenden Jahr 
nach § 7 Abs, 4 EStG 1971 und erst vom achten auf 
das Jahr des Ersterwerbs folgenden Jahr an nach 
dem Restwert zu bemessen. Künftig ist bereits im 
ersten auf den Begünstigungszeitraum folgenden 
Jahr auf die Abschreibungen nach dem Restwert 
und der Restnutzungsdauer überzugehen. Die Ände- 
rung dient der Vereinfachung. 

Die besondere Abschreibungsmöglichkeit für die 
Bauherren von Kaufeigenheimen, Trägerkleinsied- 
lungen und Kaufeigentumswohnungen ist in dem 
Entwurf nicht mehr enthalten. Die Ersterwerber die- 
ser Objekte sollen möglichst in den ungeschmälerten 
Genuß der Abschreibungsvergünstigung kommen. 
Außerdem sprechen Vereinfachungsgründe für die 
Streichung dieser Sonderregelung. 

Zu § 171 — Erhöhte Abschreibungen für den so- 
zialen Wohnungsbau 

§ 171 enthält die Folgeregelung für die künftig weg- 
fallende Abschreibung in Staffelsätzen (§ 7 Abs. 5 
EStG). Eine Änderung tritt gegenüber der bisherigen 
Regelung in den ersten 12 Jahren nach Fertigstel- 
lung eines Gebäudes, also in dem Zeitraum, in dem 
die Abschreibungen über den Normalabschreibungen 
liegen, nicht ein. Auch der Kreis der begünstigten 
Gebäude bleibt gegenüber § 7 Abs. 5 EStG in der 
Fassung des Steueränderungsgesetzes 1973 unver- 
ändert. Nach Ablauf des Begünstigungszeitraums 
von 12 Jahren sind die weiteren Abschreibungen — 
ebenso wie bei anderen Abschreibungsvergünstigun- 
gen — nach dem Restwert und der Restnutzungs- 
dauer zu bemessen. Die sich danach ergebenden Ab- 
schreibungsbeträge sind — unveränderte Besitzver- 
hältnisse und unveränderte Bausubstanz vorausge- 
setzt — im 13. bis 32. Jahr nach Fertigstellung etwas 
niedriger und im 33. bis 50. Jahr nach Fertigstellung 
etwas höher als bei der bisher vorgesehenen Ab- 
schreibung in Staffelsätzen. 
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Zu § 172 — - Erhöhte Abschreibungen bei bestimm- 
ten Baumaßnahmen zur Modernisie- 
rung von Wohngebäuden 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 82 a 
EStDV 1971. Der Anwendungsbereich der Vergünsti- 
gung umfaßt jetzt auch Gebäude, die in der Zeit vom 
21. Juni 1948 bis 31. Dezember 1956 fertiggestellt 
worden sind. Damit wird dem Umstand Rechnung 
getragen, daß die während der Geltungsdauer des 
I. Wohnungsbaugesetzes fertiggestellten Wohnun- 
gen vielfach nicht die den heutigen Wohnbedürfnis- 
sen entsprechende Ausstattung aufweisen und mo- 
dernisierungsbedürftig sind. 

Die Höhe der Abschreibung ist mit jährlich 10 v. H. 
der begünstigten nachträglichen Herstellungskosten 
unverändert geblieben. Sie führt im Normalfall 
dazu, daß die nachträglichen Herstellungskosten 
nach Ablauf von 10 Jahren vollständig abgeschrieben 
sind. In den wenigen Fällen, in denen die Vergünsti- 
gung nicht voll ausgeschöpft werden konnte, muß 
bisher der verbleibende, meist geringe Restwert auf 
die Restnutzungsdauer des Gebäudes verteilt wer- 
den. Diese Verteilung, die eine Neuberechnung der 
Abschreibungen beim gesamten Gebäude notwen- 
dig machte, wird künftig dadurch vermieden, daß die 
erhöhten Abschreibungen mit jeweils 10 v. H. bis 
zur vollen Abschreibung der nachträglichen Herstel- 
lungskosten in Anspruch genommen werden kön- 
nen. Eine Inanspruchnahme mit niedrigeren Hun- 
dertsätzen ist ausgeschlossen. Ergibt sich durch die 
Inanspruchnahme der Vergünstigung ein Verlust, 
so kann dieser nach § 66 vorgetragen werden. Ver- 
bleibt nach Ablauf des Zehnjahreszeitraums ein Rest- 
wert (z. B. weil bei der einzelnen Modernisierungs- 
maßnahme nachträgliche Kosten angefallen sind), 
so sind auch nach Ablauf des Zehnjahreszeitraums 
erhöhte Abschreibungen mit jeweils 10 v. H. der 
begünstigten Herstellungskosten vorzunehmen, bis 
die volle Abschreibung erreicht ist. Die Abschreibun- 
gen beim Gebäude werden hiernach durch den be- 
günstigten Modernisierungsaufwand nicht mehr be- 
rührt. 

Nach § 82 a EStDV 1971 ist der Umfang der Nutzung 
zu Wohnzwecken allein nach dem Verhältnis der 
Grundfläche der Wohnzwecken dienenden Räume 
zur gesamten Nutzfläche zu bestimmen. Nach Ab- 
satz 1 Nr. 4 ist als Voraussetzung für die erhöhten 
Abschreibungen nur noch vorgesehen, daß das Ge- 
bäude oder die Eigentumswohnung zu mehr als 
50 v. H. Wohnzwecken dient. Diese Änderung ist 
geboten, um die Wohnflächengrenzen in § 170 Abs. 1 
(66 2 /3 v. H.), in § 171 und in § 172 (50 v. H.) nach 
einheitlichen Maßstäben zu berechnen. Im Regelfall 
wird auch künftig das Verhältnis der Grundflächen 
der Wohnzwecken dienenden Räume zur gesamten 
Nutzfläche zugrunde zu legen sein. Lediglich in Son- 
derfällen (z. B. bei wesentlichen Abweichungen in 
der Geschoßhöhe) wird von anderen Maßstäben 
(z. B. vom umbauten Raum) auszugehen sein. 

Absatz 2 enthält eine Regelung für die Fälle, in 
denen Gebäude oder Eigentumswohnungen teil- 
weise zu einem Betriebsvermögen gehören. Die 
Regelung entspricht der bisherigen Verwaltungs- 
praxis. 


Zu § 173 — Erhöhte Abschreibungen bei bestimm- 
ten Baumaßnahmen im Sinne des 
Städtebauförderungsgesetzes 

Die Vorschrift entspricht § 82 g EStDV 1971. 

Eine Änderung gegenüber dem bisherigen Recht er- 
gibt sich insoweit, als erhöhte Abschreibungen — 
ebenso wie bei § 165 — nicht nur im Jahr der Fertig- 
stellung der nachträglichen Herstellungsarbeiten und 
in den folgenden neun Jahren, sondern im Rahmen 
der Grenze von jährlich 10 v. H. bis zur vollen Ab- 
schreibung der nachträglichen Herstellungskosten 
vorgenommen werden können. 


Zu § 174 — Behandlung größeren Erhaltungsauf- 
wands in Sonderfällen 

In § 174 werden die Vorschriften der §§ 82 b und 82 h 
EStDV 1971 ohne sachliche Änderungen zusammen- 
gefaßt. Beide Vorschriften lassen in bestimmten Fäl- 
len die Verteilung von einkommensteuerrechtlich 
sofort abziehbarem Erhaltungsaufwand auf zwei bis 
fünf Jahre zu. Aufgrund der Übernahme dieser 
Steuervergünstigung ist es auch künftig Steuerpflich- 
tigen mit geringem Einkommen möglich, bei der Er- 
mittlung ihrer Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung größere Reparaturaufwendungen an zum 
Privatvermögen gehörenden Wohngebäuden durch 
die Verteilung auf zwei bis fünf Jahre steuerlich 
wirksam abzusetzen. Des weiteren wird eine solche 
Verteilung von Erhaltungsaufwand für Kosten zu- 
gelassen, die im Rahmen der Städtebausanierung 
bei der Behebung von Mängeln an Gebäuden und für 
bestimmte Maßnahmen an kulturell wertvollen Ge- 
bäuden anfallen. In den letzteren Fällen ist es ohne 
Bedeutung, ob sich das Gebäude im Privatvermögen 
oder im Betriebsvermögen befindet. 


Zu § 175 — Erhöhte Abschreibungen bei Schutz- 
räumen 

Die Vorschrift entspricht § 7 Abs. 1 bis 3 und § 12 
Abs. 3 Satz 1 des Schutzbaugesetzes. Sie gilt sowohl 
für Hausschutzräume in Gebäuden als auch für Haus- 
schutzräume in Form selbständiger Bauten. Die er- 
höhten Abschreibungen können — ebenso wie die 
erhöhten Abschreibungen nach den §§172 und 173 — 
mit jeweils 10 v. H. der Herstellungskosten des 
Schutzraums bis zur vollen Abschreibung in An- 
spruch genommen werden. 

Die Anpassungsklausel für den Höchstbetrag der be- 
günstigten Herstellungskosten ist aus dem Schutz- 
baugesetz nicht übernommen worden, da auch bei 
vergleichbaren anderen Regelungen im Einkommen- 
steuergesetz solche Anpassungsklauseln nicht vor- 
gesehen sind. Die Bundesregierung wird von Fall 
zu Fall prüfen, ob und in welchem Zeitabstand eine 
Anpassung erforderlich ist. 

Absatz 2 enthält die Voraussetzungen für die erhöh- 
ten Abschreibungen. Die Beschaffenheit des Schutz- 
raums muß den Anforderungen entsprechen, die 
für einen Grundschutz im Sinne des § 3 Abs. 1 des 
Schutzbaugesetzes gestellt werden. Die Prüfung, ob 
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der Schutzraum diesen Anforderungen genügt, ob- 
liegt der nach Landesrecht für Baugenehmigungen 
zuständigen Behörde. 

Zu § 176 — Vergünstigungen bei Zuschüssen zur 
Errichtung von Schutzräumen 

Die Vorschrift entspricht § 7 Abs. 4 und § 12 Abs. 3 
Satz 1 des Schutzbaugesetzes. 

Änderungen gegenüber der bisherigen Rechtslage 
ergeben sich lediglich durch die Anpassung der Vor- 
schrift an § 175. 

Zu § 177 — Abzug der Kosten zur Modernisierung 
von Schutzräumen 

Die Vorschrift entspricht § 12 Abs. 3 Satz 2 des 
Schutzbaugesetzes. Wie in den Fällen der §§ 175 
und 176 setzt die Vergünstigung voraus, daß der 
Schutzraum nach der Modernisierung den Anforde- 
rungen des Grundschutzes entspricht; dies ist von 
der nach Landesrecht für Baugenehmigungen zu- 
ständigen Behörde zu bescheinigen. 

Zu § 178 — - Sonderabschreibungen bei bestimmten 
Wirtschaftsgütern und bestimmten 
Baumaßnahmen von Land- und Forst- 
wirten, die den Gewinn durch Betriebs- 
vermögensvergleich oder durch Ver- 
gleich der Betriebseinnahmen mit den 
Betriebsausgaben ermitteln 

Die Vorschrift entspricht § 76 EStDV 1971. Der Be- 
griff „Um- und Ausbauten an unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens" wurde an 
die Terminologie des Wohnungsbaugesetzes ange- 
paßt und durch „Ausbauten und Erweiterungen an 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermö- 
gens" ersetzt. Eine sachliche Änderung ergibt sich 
daraus nicht. 

Neu eingefügt wurde Absatz 2, nach dem auch An- 
zahlungen und Teilherstellungskosten in die Steuer- 
begünstigung einbezogen werden. Damit wird einem 
Anliegen der Land- und Forstwirtschaft entsprochen, 
das bisher wegen der hierfür nicht ausreichenden 
Ermächtigung in § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe k 
EStG 1971 nicht erfüllt werden konnte. 

Da die Vorschrift im Gegensatz zu § 76 EStDV 1971 - 
nicht mehr fordert, daß zur Inanspruchnahme der 
Vergünstigung eine ordnungsmäßige Buchführung 
vorliegen muß, ist sie künftig auch für Land- und 
Forstwirte anzuwenden, deren Gewinn geschätzt 
wird. Damit wird die in § 77 EStDV 1971 getroffene 
Regelung überflüssig. 

Zu § 179 — Begünstigung bestimmter Investitio- 
nen von Land- und Forstwirten, deren 
Gewinn nach Durchschnitts ätzen er- 
mittelt wird 

Die Vorschrift entspricht § 78 EStDV 1971. Der Be- 
griff „Um- und Ausbauten an unbeweglichen Wirt- 
schaftsgütern des Anlagevermögens" wurde an die 
Terminologie des Wohnungsbaugesetzes angepaßt 
und durch „Ausbauten und Erweiterungen an unbe- 


weglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens" 
ersetzt. Eine sachliche Änderung ergibt sich daraus 
nicht. 

Zu § 180 — Erhöhte Abschreibungen bei Landar- 
beiterwohnungen 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen der Ver- 
ordnung über Steuervergünstigungen zur Förderung 
des Baues von Landarbeiterwohnungen in der Fas- 
sung der Dritten Änderungsverordnung vom 20. De- 
zember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1295). Es wird 
wie bisher eine Vollabschreibung im Wirtschaftsjahr 
der Fertigstellung einer Landarbeiterwohnung an- 
stelle der Normalabschreibung nach § 34 zugelassen. 

Statt der sofortigen Vollabschreibung können im 
Wirtschaftsjahr der Fertigstellung einer Landarbei- 
terwohnung und in den folgenden Wirtschaftsjahren 
jeweils bis zu 20 vom Hundert der Herstellungs- 
kosten abgeschrieben werden. Diese von der bis- 
herigen Verordnungsregelung abweichende Rege- 
lung ist mit Rücksicht auf die in § 167 Abs. 7 des 
Gesetzes enthaltene Verlustklausel eingeführt wor- 
den. 

Zu § 181 — Vergünstigungen bei der Veräußerung 
bestimmter Betriebe der Land- und 
Forstwirtschaft 

Die Vorschrift entspricht § 14 a EStG 1971. In Ab- 
satz 1 wurde die Einheitswertgrenze im Hinblick 
auf die zu erwartende Anhebung der Einheitswerte 
auf 30 000 Deutsche Mark erhöht. Bei der Vorschrift 
des § 14 a Abs. 4 EStG 1971 handelt es sich um 
eine auf Land- und Forstwirte beschränkte Milde- 
rungsregelung der Bodengewinnbesteuerung, die 
nur für eine kurze übergangsfrist gerechtfertigt ist. 
Unter Berücksichtigung der besonderen Belange der 
Land- und Forstwirtschaft erscheint es vertretbar 
die Vorschrift um drei Jahre bis zum 31. Dezember 
1976 zu verlängern. Der Entwurf des Zweiten Steuer- 
änderungsgesetzes 1973, der die Verlängerung um 
ein Jahr bis zum Inkrafttreten des Dritten Steuer- 
reformgesetzes am 1. Januar 1975 enthält, sieht als 
zusätzliche Voraussetzung für die Gewährung des 
Freibetrags nach § 14 a Abs. 4 EStG 1971 die Ein- 
haltung einer Einkommensgrenze von 24 000/48 000 
DM (Ledige/Verheiratete) vor. Der vorliegende Ge- 
setzentwurf übernimmt diese Regelung. 

Zu § 182 — Vergünstigungen bei gemeinschaft- 
licher Tierhaltung 

Die Vorschrift entspricht der in § 13 Abs. 4 EStG 
1971 enthaltenen Regelung. 

Zu § 183 — Sonderabschreibungen bei bestimmten 
Betriebsgebäuden 

Die Vorschrift entspricht § 7 e EStG 1971, § 22 EStDV 
1971 und den Teilen des § 13 EStDV 1971, die § 7 e 
EStG 1971 betreffen. 

Auf die Erfordernisse der Gewinnermittlung durch 
Betriebsvermögensvergleich und der Ordnungsmä- 
ßigkeit der Buchführung ist verzichtet worden. We- 
gen der noch erforderlichen Aufzeichnungen wird 
auf § 167 Abs. 3 verwiesen. 
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Zu § 184 — Steuerbegünstigung des nicht 
entnommenen Gewinns 

Die Vorschrift entspricht § 10 a EStG 1971, §§ 45 
bis 47 EStDV 1971 und den Teilen des § 22 EStDV 
1971, die § 10 a EStG 1971 betreffen. 

Im Hinblick darauf, daß der nicht entnommene Ge- 
winn — ebenso wie der Verlustvortrag — nicht zu 
den Sonderausgaben im eigentlichen Sinne gehört, 
ist die Stellung in der Gesetzessystematik in der 
Weise geändert worden, daß sowohl der Abzug des 
nicht entnommenen Gewinns als auch die Zurech- 
nung eines nachzuversteuernden Betrags bei der Er- 
mittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte, und zwar 
wie bisher vor Berücksichtigung des Verlustvor- 
trags, erfolgen. 

Der Gewinn aus selbständiger Arbeit ist bisher hin- 
sichtlich der Steuerbegünstigung und der Nachver- 
steuerung des nicht entnommenen Gewinns für sich 
zu behandeln (§ 10 a Abs. 3 EStG 1971). Diese 
Sonderbehandlung erscheint nicht gerechtfertigt. Sie 
ist deshalb aufgehoben worden. 

Nach § 45 Abs. 2 EStDV 1971 bleiben bisher Ge- 
winne aus Land- und Forstwirtschaft, die neben 
Gewinnen aus Gewerbebetrieben erzielt werden, bei 
der Anwendung des § 10 a Abs. 1 EStG 1971 außer 
Betracht, wenn sie nicht aufgrund ordnungsmäßiger 
Buchführung zu ermitteln sind und 3 000 DM nicht 
übersteigen. Im Interesse der Gleichbehandlung und 
der Vereinfachung ist diese Regelung auf alle Betrie- 
be dieser Größenordnung ausgedehnt worden, bei 
denen der Gewinn nicht durch Betriebsvermögens- 
vergleich zu ermitteln ist und auch nicht durch 
Betriebsvermögensvergleich ermittelt wird. 

Auf das Erfordernis der ordnungsmäßigen Buch- 
führung ist aus den in der Begründung zu § 167 
Abs. 3 genannten Gründen verzichtet worden. Nicht 
verzichtet werden konnte auf das Erfordernis der 
Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensver- 
gleich, da sich nur bei dieser Gewinnermittlungsart 
die Entnahmen und Einlagen hinreichend zuverlässig 
verfolgen lassen. 

Zu § 185 — Freibeträge für besondere Fälle 

Die Vorschrift entspricht in ihrem materiellen Gehalt 
im wesentlichen § 52 Abs. 21 EStG 1971 in Ver- 
bindung mit § 33 a Abs. 1 EStG 1953. Danach 
können Flüchtlinge, Vertriebene und politisch Ver- 
folgte unter bestimmten Voraussetzungen im Rah- 
men der außergewöhnlichen Belastungen drei Jahre 
lang einen nach dem Familienstand gestaffelten 
besonderen Freibetrag erhalten. 

Zu § 186 — Bewertung bestimmter Importwaren 

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Ermächti- 
gung in § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe m Doppel- 
buchstabe aa EStG 1971 und der hierzu ergangenen 
Vorschrift des § 80 EStDV 1971. Sie sieht für Im- 
portwaren, deren Preise auf dem Weltmarkt wesent- 
lich schwanken — steigen und wieder fallen und 
umgekehrt — einen Bewertungsabschlag vor. Durch 
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den Bewertungsabschlag soll das Risiko berück- 
sichtigt werden, das sich bei der Lagerhaltung 
dieser Importwaren aus den Preisschwankungen er- 
gibt. Zugleich soll damit einer volkswirtschaftlich 
unerwünschten Einschränkung der Lagerhaltung an 
den genannten Importwaren entgegengewirkt wer- 
den, die eintreten könnte, wenn das Risiko aus den 
Preisschwankungen, insbesondere die Gefahr von 
Verlusten bei Preisrückgängen, steuerlich unberück- 
sichtigt bliebe. 

Die Berücksichtigung von Preisschwankungen bei 
der Bewertung von Importwaren entspricht dem 
Grunde nach bereits den allgemeinen Bewertungs- 
grundsätzen, die im Rahmen der steuerlichen Ge- 
winnermittlung zu brücksichtigen sind. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs kann bei der 
Bestimmung des Teilwerts von Importwaren die 
Preisentwicklung bis zu sechs Wochen vor und nach 
dem Bilanzstichtag berücksichtigt werden. Dieser 
zeitliche Rahmen ist jedoch gegenüber dem Rhyth- 
mus der Preisschwankungen vielfach zu eng. Eine 
Verlängerung der Frist, innerhalb deren die Preis- 
entwicklung nach dem Bilanzstichtag noch für die 
Bewertung am Bilanzstichtag berücksichtigt werden 
kann, würde die Bilanzerstellung erheblich verzö- 
gern. Es empfiehlt sich deshalb auch aus Verein- 
fachungsgründen, das Risiko aus der Preisentwick- 
lung bei den Importwaren mit starken Preisschwan- 
kungen durch einen pauschalen Abschlag von den 
Anschaffungskosten oder den niedrigeren Wieder- 
beschaffungskosten am Bilanzstichtag zu berücksich- 
tigen. 

Die Bundesregierung hält es aus rechtsstaatlichen 
Gründen für geboten, den Bewertungsabschlag dem 
Grunde und der Höhe nach unmittelbar im Gesetz 
festzulegen und nur die Bestimmung der für den 
Bewertungsabschlag in Betracht kommenden Import- 
waren einer Rechtsverordnung zu überlassen. In Ab- 
satz 1 wird deshalb zugelassen, daß bestimmte Wirt- 
schaftsgüter des Umlaufvermögens, die im Ausland 
erzeugt oder hergestellt worden sind und deren 
Preis auf dem Weltmarkt wesentlich schwankt, — 
abweichend von den allgemeinen Bewertungsgrund- 
sätzen — mit einem Wert bis zu 20 v. H. unter den 
Anschaffungskosten oder Herstellungskosten oder 
den niedrigeren Wiederbeschaffungskosten am Bi- 
lanzstichtag angesetzt werden können. Die Höhe des 
Bewertungsabschlags und die Bemessungsgrundlage 
entsprechen dem bisherigen Recht. Es sind lediglich 
die bisherigen drei Begriffe „Börsenpreis", „Markt- 
preis" und „Wiederbeschaffungspreis" zu dem Sam- 
melbegriff „Wiederbeschaffungskosten" zusammen- 
gefaßt worden. Diese Zusammenfassung hat nur re- 
daktionelle Bedeutung, da die Wiederbeschaffungs- 
kosten in der Regel dem Börsen- oder Marktpreis 
entsprechen. 

In Absatz 2 werden die Voraussetzungen für den Be- 
wertungsabschlag im einzelnen bestimmt. Es ist für 
die Praxis unerläßlich, die Importwaren, die die Vor- 
aussetzung für einen Bewertungsabschlag erfüllen, 
in einem besonderen Verzeichnis aufzuführen. Die- 
ses Verzeichnis wird — entsprechend der Entwick- 
lung der Preisverhältnisse — öfter geändert oder 
ergänzt werden müssen. Es empfiehlt sich deshalb, 
das Verzeichnis nicht in das Gesetz aufzunehmen, 
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sondern es jeweils im Wege einer Rechtsverord- 
nung aufzustellen. Die erforderliche Ermächtigung 
hierzu ist in Nummer 1 enthalten. 

Um eine mißbräuchliche Ausnutzung des Bewer- 
tungsabschlags, z. B. für im Ausland lagernde Ware, 
deren Besitzverhältnisse nicht immer eindeutig nach- 
prüfbar sind, zu verhindern, ist in Nummer 2 vorge- 
sehen, daß die begünstigten Wirtschaftsgüter sich 
spätestens neun Monate nach dem Bilanzstichtag im 
Inland befinden müssen. Das entspricht im Prinzip 
dem bisherigen Recht. Nach § 80 EStDV 1971 müs- 
sen die Wirtschaftsgüter, soweit sie sich am Bilanz- 
stichtag nicht im Inland befanden, nachweislich zur 
Einfuhr bestimmt sein, wobei der Nachweis als er- 
bracht gilt, wenn die Wirtschaftsgüter sich späte- 
stens neun Monate nach dem Bilanzstichtag im In- 
land befinden. Auf das Kriterium „zur Einfuhr be- 
stimmt" kann verzichtet werden, da die Zweckbe- 
stimmung der Einfuhr sich retrospektiv durch die 
tatsächlich erfolgte Einfuhr ergibt. 

Für die Gewährung des Bewertungsabschlags be- 
steht kein Grund, wenn die öffentliche Hand das 
Preisrisiko übernimmt oder Zuschüsse zur Einlage- 
rung gewährt. Nummer 3 schließt deshalb für diese 
Fälle den Bewertungsabschlag aus. 

Ein Bewertungsabschlag ist auch dann sinnwidrig, 
wenn für das Wirtschaftsgut eine Preissteigerungs- 
rücklage gebildet worden ist, da diese Rücklage die 
erfolgsneutrale Berücksichtigung von Preissteige- 
rungen und anschließenden Preisrückgängen ermög- 
licht. Nach Nummer 4 schließen sich deshalb Bewer- 
tungsabschlag und Preissteigerungsrücklage für das- 
selbe Wirtschaftsgut gegenseitig aus. 

Absatz 3 Satz 1 legt — entsprechend der Zielsetzung 
des Bewertungsabschlags — ausdrücklich fest, daß 
in das oben bezeichnete Verzeichnis der begünstig- 
ten Importwaren nur solche Wirtschaftsgüter aufge- 
nommen werden dürfen, deren Preis auf dem Welt- 
markt wesentlich schwankt. Bei der Aufnahme 
solcher Wirtschaftsgüter in das Verzeichnis sind 
auch volkswirtschaftliche und wettbewerbspolitische 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Dadurch soll 
sichergestellt werden, daß in das Verzeichnis nur 
Importwaren aufgenommen werden, bei denen — 
neben den Preisschwankungen — für die Bundes- 
republik Deutschland eine größere Importabhängig- 
keit besteht und deren Begünstigung durch den Im- 
portwarenabschlag zu keinen Wettbewerbsnachtei- 
len für gleichartige inländische Erzeugnisse führt. 

Es kommt vor, daß bestimmte ausländische Roh- 
stoffe zum Teil erst im Inland zu begünstigten Wirt- 
schaftsgütern verarbeitet werden und daß dabei 
die Preisschwankungen der ausländischen Rohstoffe 
auf die inländischen Erzeugnisse im vollen Umfang 
durchschlagen. Die inländischen Erzeugnisse, die aus 
den ausländischen Rohstoffen hergestellt worden 
sind, würden an sich nicht die allgemeine Voraus- 
setzung erfüllen, daß die begünstigten Wirtschafts- 
güter im Ausland erzeugt oder hergestellt worden 
sind. Um in diesen Fällen den Importwarenabschlag 
nicht auszuschließen, sieht Absatz 3 Satz 2 vor, daß 
in dem Verzeichnis der begünstigten Wirtschafts- 
güter bestimmt werden kann, daß der Bewertungs- 
abschlag auch für ein im Inland hergestelltes Wirt- 


schaftsgut gewährt werden kann, wenn das Wirt- 
schaftsgut wegen der Voraussetzung der Preis- 
schwankungen in das Verzeichnis aufgenommen 
worden ist und sein Vormaterial im Ausland er- 
zeugt oder hergestellt worden ist. 

Zu § 187 - — - Sonderabschreibungen bei bestimmten 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermö- 
gens im Kohlen- und Erzbergbau 

Die Vorschrift entspricht § 81 EStDV 1971. Sie weicht 
materiell nur insofern von der bisherigen Regelung 
ab, als aus den in der Begründung zu § 167 Abs. 3 
angegebenen Gründen auf die bisherigen Vorausset- 
zungen hinsichtlich der Art der Gewinnermittlung 
und der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung ver- 
zichtet wird. Ebenso wie die anderen Sondervor- 
schriften enthält auch § 187 keine Befristung mehr. 

Zu § 188 — Sonderabschreibungen bei Handels- 
schiffen, bei Schiffen, die der Seefische- 
rei dienen, und bei Luftfahrzeugen 

Die Vorschrift entspricht § 82 f EStDV 1971. 

Ebenso wie bei anderen Abschreibungsbegünstigun- 
gen ist auf die bisherigen Voraussetzungen hinsicht- 
lich der Gewinnermittlung und Buchführung sowie 
auf eine Befristung der Begünstigung verzichtet wor- 
den. 

Zu § 189 — Sonderabschreibungen bei privaten 
Krankenhäusern 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 75 EStDV 
1971. 

Anders als in § 75 EStDV 1971 ist jedoch der Höchst- 
betrag für die Sonderabschreibungen nicht auf den 
einzelnen Steuerpflichtigen, sondern auf das ein- 
zelne Krankenhaus bezogen. Dies entspricht dem 
Zweck der Vorschrift, die Errichtung neuer und die 
Modernisierung bereits vorhandener privater Kran- 
kenhäuser ohne Rücksicht darauf zu fördern, in wel- 
cher Rechtsform sie geführt werden. Ebenso wie bei 
anderen Abschreibungsvergünstigungen ist auf das 
Erfordernis der ordnungsmäßigen Buchführung und 
auf eine Befristung verzichtet worden. 

Zu § 190 — Sondervorschriften für vor dem 1. Juli 
1970 angeschafften Grund und Boden 

Die Vorschrift entspricht § 55 EStG 1971. 

Zu § 191 — Ermächtigungen 

Die Vorschrift enthält — mit Ausnahme der Ermäch- 
tigung in § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchst, t EStG 1971 — die 
Ermächtigungen aus § 51 EStG 1971, soweit sie nicht 
dadurch entbehrlich geworden sind, daß die die bis- 
herigen Ermächtigungen ausfüllenden Vorschriften 
der EStDV 1971 durch Regelungen im Gesetz abge- 
löst werden. Daneben sind mehrere Ermächtigungen 
neu aufgenommen worden. 
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Absatz 1 Nrn. 1 bis 3 entspricht § 51 Abs.3 r § 51 Abs. 2 
und § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe s EStG 1971 und 
enthält die durch das Gesetz zur Förderung der Sta- 
bilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582) eingefügten 
Ermächtigungen, bei einer bereits eingetretenen 
oder sich abzeichnenden Störung des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts 

— die Einkommensteuer zeitweilig um höchstens 
10 vom Hundert herabzusetzen oder zu erhöhen, 

— - die Anschaffung oder Herstellung von beweg- 
lichen Wirtschaftsgütern oder von Gebäuden in- 
nerhalb eines bestimmten Begünstigungszeit- 
raums durch einen Abzug von der Einkommen- 
steuer zu fördern und 

— die Inanspruchnahme von erhöhten Abschreibun- 
gen und Sonderabschreibungen sowie der degres- 
siven Abschreibung für die in einem bestimmten 
Zeitraum angeschafften oder hergestellten Wirt- 
schaftsgüter auszuschließen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auf 
diese Ermächtigungen im Interesse einer an den Zie- 
len des Stabilitätsgesetzes orientierten Konjunktur- 
politik nicht verzichtet werden kann. 

Absatz 1 Nr. 4 enthält die Ermächtigung zum Erlaß 
einer dem § 51 EStDV 1971 entsprechenden Rege- 
lung. Sie soll sicherstellen, daß die kleinen forst- 
wirtschaftlichen Betriebe, die großenteils ausset- 
zende Betriebe sind oder nur unregelmäßig, d. h. 
nicht jährlich nutzen, bei der Gewinnermittlung 
ihren Einnahmen aus Holznutzungen die zutreffen- 
den, im Jahr des Holzeinschlags jedoch kaum exakt 
zu beziffernden Betriebsausgaben gegenüberstellen 
können. 

Die neu aufgenommene Ermächtigung in Absatz 1 
Nr. 5 soll es ermöglichen, in Bagatellfällen von der 
Ermittlung der Einkünfte ganz abzusehen oder sie 
zu vereinfachen, wenn die genaue Ermittlung einen 
im Verhältnis zu den Steuermehr- oder -minder- 
beträgen unverhältnismäßig hohen Verwaltungsauf- 
wand verursachen würde. Die Ermächtigung ist zur 
Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens notwen- 
dig. 

Absatz 2 Nr. 1 enthält eine ebenfalls neu aufgenom- 
mene Ermächtigung, wonach der Bundesminister der 
Finanzen im Einvernehmen mit den obersten Finanz- 
behörden der Länder verschiedene Vordrucke und 
das Muster der Lohnsteuerkarte bestimmen kann. 
Sie ist erforderlich, um eine bundeseinheitliche Ge- 
staltung der Vordrucke und Lohnsteuerkarten sicher- 
zustellen. 

Absatz 2 Nr. 2 entspricht § 51 Abs. 4 EStG 1971 und 
enthält die Ermächtigung, Neufassungen des Geset- 
zes bekanntzumachen. 

Durch Absatz 3 erhält der Bundesminister der Fi- 
nanzen die Ermächtigung, mit Zustimmung des Bun- 
desrates durch Rechtsverordnung eine automations- 
geeignete Gestaltung verschiedener Vordrucke vor- 
zuschreiben. Zugleich kann vorgeschrieben werden, 
daß die Angaben in diesen Vordrucken in automa- 
tionsgeeigneter Weise abgegeben werden. 


Absatz 4 enthält eine Ermächtigung, nach welcher 
der Bundesminister der Finanzen mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung gestatten 
kann, daß die Angaben in den vorbezeichneten Vor- 
drucken auf maschinell verwertbaren Datenträgern 
an die Finanzverwaltung übermittelt werden können. 

I Die steuerberatenden Berufe, die Arbeitgeber und 
! andere Stellen, die mit der Finanzverwaltung Zu- 
sammenarbeiten, erledigen die ihnen zufallenden 
Aufgaben weitgehend mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung. In der Finanzverwaltung werden 
die Einkommensteuerveranlagung und der Lohn- 
steuer-Jahresausgleich fast in vollem Umfange im 
maschinellen Verfahren durchgeführt; dabei entsteht 
ein hoher personeller Aufwand für die Datenerfas- 
sung. Die Ermächtigungen der Absätze 3 und 4 sol- 
len es ermöglichen, diesen Datenerfassungsaufwand 
der Finanzverwaltung zu vermindern und das Ver- 
fahren bei allen Beteiligten zu rationalisieren. 

Nicht übernommen wurde die Ermächtigung, Ausga- 
ben bei der Vollblutzucht außerhalb eines Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft oder eines Gewerbe- 
betriebs unter bestimmten Voraussetzungen zum 
Abzug zuzulassen (§ 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe t 
EStG 1971). Die auf der Ermächtigung beruhende 
Steuerbegünstigung für Vollblutzuchtbetriebe (§ 82 c 
EStDV 1971) läßt zu, daß Verluste aus der Vollblut- 
zucht mit anderen Einkünften verrechnet werden 
können. Sie durchbricht den Grundsatz, daß bei 
Liebhabereien weder Gewinne noch Verluste ein- 
kommensteuerlich zu berücksichtigen sind. Außer- 
dem begünstigt die Vorschrift nur einen kleinen 
Personenkreis, der zudem in der Regel nach seinen 
Einkommens- und Vermögensverhältnissen auf eine 
solche Begünstigung nicht angewiesen ist. Die Bun- 
desregierung schlägt deshalb vor, die Vergünsti- 
gung zu streichen. Die Streichung gilt nach der all- 
gemeinen Inkrafttretensvorschrift des § 192 Abs. 1 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1975. 

Zu § 192 — Schlußvorschriften 

Die Vorschrift enthält Vorschriften über die erst- 
malige Anwendung des Gesetzes. 

Absatz 1 enthält die Grundsatzregelung, wonach 
das Gesetz für die nach dem 31. Dezember 1974 
beginnenden Veranlagungszeiträume beim Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn für den nach dem 31. De- 
zember 1974 bezogenen oder als bezogen geltenden 
Arbeitslohn und bei anderen Steuerabzügen für die 
nach dem 31. Dezember 1974 zufließenden Einnah- 
men anzuwenden ist. 

Absatz 2 stellt sicher, daß für Wirtschaftsjahre, die 
vor dem 1. Januar 1975 begonnen haben, noch die 
bisherigen Gewinnermittlungsvorschriften anzuwen- 
den sind. 

Um aus Gründen des Vertrauensschutzes zu ver- 
meiden, daß durch § 38 Abs. 1 Nr. 1 letzter Halb- 
satz in bereits laufende Mietverträge eingegriffen 
wird — mit der Folge der Erfassung eines etwaigen 
späteren Veräußerungsgewinns — , sieht Absatz 3 
vor, daß diese Regelung erstmals auf Vermietungen 
anzuwenden ist, bei denen der Mietvertrag nach 
dem 31. Dezember 1974 abgeschlossen worden ist. 
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Durch Absatz 4 wird sichergestellt, daß Zinsen aus 
Versicherungsverträgen nur zur Einkommensteuer 
herangezogen werden, wenn die Verträge nach dem 
31. Dezember 1973 abgeschlossen worden sind. 

Absatz 5 stellt sicher, daß die Vorschriften über 
private Veräußerungsgeschäfte erstmals bei solchen 
Geschäften anzuwenden sind, bei denen die Ver- 
äußerung nach dem 31. Dezember 1974 erfolgt. 

Absatz 6 schreibt vor, daß die gegenüber dem bis- 
herigen Recht engeren Vorschriften für die Inan- 
spruchnahme der Abschreibungsfreiheit bei freien 
Erfindern erst auf solche Wirtschaftsgüter anzuwen- 
den sind, die nach dem 31. Dezember 1974 ange- 
schafft oder fertiggestellt worden sind. 

Absatz 7 bezieht sich auf die Steuerermäßigung für 
Bausparbeiträge und betrifft Sachverhalte, bei denen 
eine Ausnahme von dem Grundsatz des Absatzes 1 
aus Gründen der Praktikabilität geboten ist. 

In Absatz 8 wird vorgeschrieben, daß die engeren 
Vorschriften des § 114 erstmals auf solche natür- 
lichen Personen anzuwenden sind, die nach dem 
31. Dezember 1974 durch Zuzug in das Inland unbe- 
schränkt einkommensteuerpflichtig geworden sind. 

Die Vorschriften der Absätze 9 und 10 sind erfor- 
derlich, weil der E-KStG erst am 1. Januar 1976 
in Kraft treten soll. In Absatz 9 wird deshalb vor- 
geschrieben, daß die mit dem körperschaftsteuer- 
rechtlichen Anrechnungsverfahren zusammenhän- 
genden Vorschriften erstmals im Kalenderjahr 1976 
anzuwenden sind. Absatz 10 stellt sicher, daß die 
neuen Vorschriften über die Erhebung, Verrechnung 
und Erstattung von Kapitalertragsteuer erstmals 
am 1. Januar 1976 wirksam werden. Für Kapitaler- 
träge, die vor dem 1. Januar 1976 zufließen, wer- 
den die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
1971, soweit sie die Erhebung, Verrechnung und 
Erstattung der Kapitalertragsteuer regeln, sowie die 
Kapitalertragsteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung vom 8. August 1966 (BGBl. I S. 472 — 
BStBl. I S. 859) für anwendbar erklärt. 

Die Absätze 11 bis 18 enthalten Vorschriften über 
das Inkrafttreten der Abschreibungsvergünstigun- 
gen, bei denen sich der Zeitpunkt der erstmaligen 
Anwendung nicht bereits aus dem Wortlaut der 
Vorschriften ergibt. Dabei wurde darauf abgestellt, 
ob der Zeitpunkt, zu dem die zu begünstigenden 
Maßnahmen (Anschaffung, Herstellung, nachträg- 
liche Herstellungsarbeiten) abgeschlossen sind, nach 
dem 31. Dezember 1974 liegt. 

Zu § 193 — Überleitungsvorschriften für die steuer- 
liche Begünstigung von Versicherungs- 
beiträgen und Bausparbeiträgen 

Die vorgeschlagene Umstellung des Abzugs von 
Vorsorgeleistungen mit 22 v. H. von der Steuer- 
schuld statt von der Bemessungsgrundlage kann im 
Einzelfall gegenüber dem geltenden Recht zu einer 
Steuerverschärfung führen, wenn der individuelle 
Spitzensteuersatz über 22 v. H. liegt. Außerdem 
werden von der Abzugsmöglichkeit bestimmte Ver- 
sicherungsbeiträge ausgeschlossen, die bisher be- 


günstigt waren (vgl. Begründung zu § 91). Das gilt 
insbesondere für Kapitalversicherungen, bei denen 
der Entwurf keine Ausnahme mehr von der zwölf- 
jährigen Mindestvertragsdauer vorsieht, während 
sie sich nach geltendem Recht vom Alter 48 an bis 
auf sieben Jahre verkürzt. 

Für Versicherungsbeiträge, die nach § 91 nicht mehr 
begünstigt sind, aber nach geltendem Recht als 
Sonderausgaben abgezogen werden können, sieht 
Absatz 1 eine Übergangsregelung vor. Danach sol- 
len solche Versicherungsbeiträge innerhalb der 
ersten vier Jahre nach Einführung des neuen Rechts 
weiterhin begünstigt bleiben. Wegen der Umstel- 
lung des Abzugssystems sieht der Entwurf dagegen 
keine Übergangsregelung vor, weil die Neurege- 
lung im Zusammenhang mit der starken Anhebung 
der Höchstbeträge für die Mehrzahl der Steuer- 
pflichtigen zu Verbesserungen führt. Soweit dies 
bei einzelnen Steuerpflichtigen nicht der Fall ist, 
bedeutet der Abzugssatz von 22 v. H. eine maßvolle 
Einschränkung des bisher erzielbaren Steuervorteils, 
die auch unter dem Gesichtspunkt des Vertrauens- 
schutzes vertretbar ist. 

Absatz 2 schreibt vor, daß die Regelung des § 95 
über die vorzeitige Verfügung über Bausparbeiträge 
auch für Beiträge gilt, die in Veranlagungszeiträu- 
men bis einschließlich 1974 als Sonderausgaben ab- 
gezogen worden sind. Die Regelung dient der Ver- 
einheitlichung und Vereinfachung. 

Da Versicherungen gegen Einmalbeitrag künftig 
grundsätzlich nicht mehr begünstigt sind, enthält der 
Entwurf insoweit auch keine Nachversteuerungsvor- 
schriften mehr. Um sicherzustellen, daß bei vor dem 
1. Januar 1975 als Sonderausgabe abgezogenen Ein- 
malbeiträgen die vorzeitige Rückzahlung, Abtre- 
tung oder Beleihung auch künftig zu einer Nachver- 
steuerung führt, ist in Absatz 3 angeordnet, daß 
die Nachversteuerungsvorschrift des § 10 Abs. 2 
Ziff. 1 EStG 1971 in diesen Fällen weiter anzuwen- 
den ist. 

Zu § 194 — Sonstige Überleitungsvorschriften 

Absatz 1 regelt, zu welchem Zeitpunkt die Umstel- 
lung des Wirtschaftsjahrs in den Fällen zu erfolgen 
hat, in denen ein anderes als die in § 9 Abs. 2 Nr. 3 
genannten Wirtschaftsjahre besteht. Zeitpunkt der 
Umstellung ist der Beginn des ersten nach § 9 Abs. 2 
Nr. 3 maßgebenden Wirtschaftsjahrs nach dem 
31. Dezember 1974. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen § 52 Abs. 10 und 11 
EStG 1971. 

Absatz 4 bestimmt, daß bei beweglichen Wirt- 
schaftsgütern, bei denen bisher andere als die in 
§ 33 genannten Abschreibungsverfahren zulässig 
waren, diese Abschreibungsverfahren bis zum Ende 
der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer weiter an- 
gewandt werden können. 

Absatz 5 enthält die Übergangsregelung für die Ge- 
bäude und Eigentumswohnungen, die vor dem 1. Ja- 
nuar 1975 fertiggestellt worden sind und bei denen 
die Abschreibungen bisher nach § 7 Abs. 5 EStG 
in den vor dem 1. Januar 1975 geltenden Fassungen 
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bemessen worden sind. Aus Gründen des Vertrau- 
ensschutzes sind die Abschreibungen bei diesen Ge- 
bäuden nicht schon 1975, sondern erst nach Ablauf 
des Zeitraums, in dem der Abschreibungssatz von 
3,5 v. H. in Betracht kommt, auf den Restwert und 
die Restnutzungsdauer umzustellen. Diese Gebäude 
werden damit steuerlich so behandelt wie die künf- 
tig nach § 171 begünstigten Gebäude im sozialen 
Wohnungsbau. In die Übergangsregelung sind — 
ebenfalls aus Gründen des Vertrauensschutzes — 
die Gebäude und Eigentumswohnungen einbezogen 
worden, die nach dem 31. Dezember 1973 fertigge- 
stellt werden, bei denen aber der Antrag auf Bau- 
genehmigung vor dem 9. Mai 1973 gestellt worden 
ist. 

Absatz 6 regelt die Abschreibungen bei Geschäfts- 
und Firmenwerten, für die beim Inkrafttreten des 
Gesetzes bereits ein Aktivposten angesetzt war. 
Dadurch wird vermieden, daß die bereits früher 
aktivierten Geschäfts- oder Firmenwerte unter Um- 
ständen bereits im ersten nach dem 31. Dezember 
1974 beginnenden Wirtschaftsjahr voll abgeschrie- 
ben werden können. Der in der Bilanz auf den er- 
sten Bilanzstichtag nach dem 30. Dezember 1974 
aktivierte Betrag ist in den zehn folgenden Wirt- 
schaftsjahren abzuschreiben. 

Absatz 7 bestimmt, wie die Wirtschaftsgüter zu be- 
handeln sind, die bisher zum Betriebsvermögen der 
Vermögensverwalter, Lotterieeinnehmer und der 
übrigen in § 58 Abs, 1 Nr. 3 und 4 genannten Per- 
sonen gehört haben. Die Regelung ist deshalb erfor- 
derlich, weil die Einkünfte aus diesen Tätigkeiten 
künftig zu den sonstigen Einkünften gerechnet wer- 
den, bei denen es Betriebsvermögen nicht gibt. Ab- 
satz 7 bestimmt, daß die in Betracht kommenden 
Wirtschaftsgüter zum Buchwert in das Privatver- 
mögen überführt werden können. 

Absatz 8 stellt sicher, daß nach dem 31. Dezember 
1974 vereinnahmte Entgelte aus Spekulationsge- 
schäften im Sinne des § 23 EStG 1971, die vor dem 
1. Januar 1975 abgeschlossen worden sind, nach den 
bisherigen Vorschriften besteuert werden. Die Rege- 
lung ist erforderlich, weil nach § 60 die Gewinne 
aus privaten Veräußerungsgeschäften in dem Jahr 
erfaßt werden, in dem der Vertrag über die Ver- 
äußerung abgeschlossen wird. 

Durch Absatz 9 wird die Anerkennung des Versuchs 
oder einer Erfindung als volkswirtschaftlich wert- 
voll durch die bisher zuständigen Behörden einer 
nach dem Entwurf notwendigen Anerkennung eines 
Versuchs oder einer Erfindung als gesamtwirtschaft- 
lich wertvoll gleichgestellt. Damit ist die lückenlose 
einkommensteuerliche Begünstigung der Erfinder 
auch nach den neuen Vorschriften sichergestellt. 

Im Zuge der Harmonisierung der steuerlichen För- 
derung von Erfindern" wird in § 86 der nach gelten- 
dem Recht zeitlich nicht begrenzte Begünstigungs- 
zeitraum für Arbeitnehmererfindungen und für Ver- 
besserungsvorschläge von Arbeitnehmern auf ins- 
gesamt höchstens neun Kalenderjahre beschränkt. 
Um etwaige Härten, die sich aus dieser Befristung 
ergeben könnten, zu vermeiden, enthält Absatz 10 
eine Ubergangsregelung. Danach wird die tarifliche 
Ermäßigung einem Arbeitnehmer für die ersten acht 


Kalenderjahre, die nach dem 31. Dezember 1974 be- 
ginnen, ohne Rücksicht darauf gewährt, wie lange 
er vor dem 1. Januar 1975 steuerliche Vergünstigun- 
gen für eine Arbeitnehmererfindung oder Prämien 
für einen Verbesserungsvorschlag in Anspruch ge- 
nommen hat. 

Bei Wirtschaftsgütern, Ausbauten und Erweiterun- 
gen, bei denen erhöhte Absetzungen oder Sonder- 
abschreibungen nach §§ 7 b, 7 e, 54 EStG 1971 oder 
§§ 76, 79, 81, 82 e oder 82 f EStDV 1971 in Anspruch 
genommen werden können und bei denen der Zeit- 
raum, in dem die erhöhten Absetzungen oder Son- 
derabschreibungen in Betracht kommen (Begünsti- 
gungszeitraum), bereits vor dem 1. Januar 1975 be- 
gonnen hat, können die erhöhten Absetzungen oder 
Sonderabschreibungen bis zum Ende des Begünsti- 
gungszeitraums nach den bisherigen Vorschriften 
bemessen werden. Die Vorschriften dieses Entwurfs 
sind nach den Absätzen 11, 12, 15 und 17 erst vom 
darauffolgenden Jahr an anzuwenden. 

In den Fällen, in denen erhöhte Absetzungen nach 
§§ 82 a oder 82 g EStDV 1971 oder nach dem Schutz- 
baugesetz in Anspruch genommen werden konnten, 
war ein nach Ablauf des Begünstigungszeitraums 
etwa noch verbliebener Rest der begünstigten Her- 
stellungskosten auf die Restnutzungsdauer des Wirt- 
schaftsguts zu verteilen. Nach §§ 172, 173, 175 und 
176 Abs. 1 dagegen können die Abschreibungen im 
Rahmen der Zehn-Prozent-Grenze bis zur vollen 
Abschreibung der begünstigten Herstellungskosten 
fortgesetzt werden. Die Absätze 13 und 14 schreiben 
vor, daß diese günstigere Regelung bereits in den 
Fällen gilt, in denen der nach den bisherigen Vor- 
schriften maßgebende Begünstigungszeitrautn am 
1. Januar 1975 noch nicht abgelaufen war. 

Absatz 16 enthält die Übergangsregelung für Land- 
arbeiterwohnungen, bei denen der Dreijahreszeit- 
raum nach der Verordnung über Steuervergünsti- 
gungen zur Förderung des Baues von Landarbeiter- 
wohnungen am 1. Januar 1975 noch nicht abgelaufen 
war. In diesen Fällen ist die bezeichnete Verord- 
nung weiter anzuwenden. Eine Regelung über die 
Abschreibungen in den folgenden Jahren ist nicht 
erforderlich, da die Verordnung lediglich eine so- 
fortige Vollabschreibung oder die Verteilung der 
Herstellungskosten auf 3 Jahre zuläßt. 

Vor dem 1. Januar 1955 zur Förderung des Woh- 
nungsbaues, zur Förderung des Schiffbaues und zur 
Förderung der Vorfinanzierung des Lastenaus- 
gleichs hingegebene unverzinsliche Darlehen konn- 
ten nach § 7 c, § 7 d Abs. 2 und § 7 f des Einkom- 
mensteuergesetzes in den vor dem 1. Januar 1955 
geltenden Fassungen als Betriebsausgaben abgezo- 
gen werden. Absatz 18 stellt sicher, daß Rückflüsse 
solcher Darlehen wie bisher als Betriebseinnahmen 
behandelt werden. Für die nach dem 31. Dezember 
1954 hingegebenen Darlehen nach § 7 c EStG ist eine 
entsprechende Regelung nicht erforderlich, da diese 
Darlehen wie andere unverzinsliche Darlehen mit 
ihrem abgezinsten Wert in der Bilanz ausgewiesen 
sind (§ 7 c Abs. 1 Sätze 3 und 4 EStG in der nach 
dem 31. Dezember 1954 geltenden Fassung). Im 
Interesse der Verwaltungs Vereinfachung ist darauf 
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verzichtet worden, die Vorschrift des § 7 c Abs, 5 
EStG 1971 zu übernehmen, nach der die vorzeitige 
Tilgung oder Abtretung des ganzen Darlehens oder 
eines Teilbetrags zu einer Nachversteuerung des 
Betrags führt, der im Jahr der Darlehnshingabe 
außerhalb der Bilanz abgezogen worden ist. Die 
vorzeitige Tilgung wird damit — ebenso wie bei den 
vor dem 1. Januar 1955 hingegebenen Darlehen — 
so behandelt wie die planmäßige Tilgung. Dadurch 
wird die von vielen Darlehnsempfängern gewünschte 
vorzeitige Rückzahlung der Darlehen erleichtert. 
Absatz 19 stellt sicher, daß Beträge, die nach § 10 a 
EStG 1971 nachzuversteuern sind, so behandelt wer- 
den wie die nach § 184 nachzuversteuernden Beträge. 

Die Forschungs- und Entwicklungstätigkeit der Wirt- 
schaft wird zur Zeit außer durch die Bewertungsfrei- 
heit nach § 82 d EStDV 1971 durch Gewährung einer 
7,5prozentigen Investitionszulage nach § 4 des In- 
vestitionszulagengesetzes gefördert. Diese doppelte 
Förderung führt nicht nur zu einem unvertretbaren 
Verwaltungsaufwand, sie geht auch über das er- 
forderliche Maß hinaus. Eine Einschränkung der 


Förderungsmaßnahmen für Forschungs- und Ent- 
wicklungsinvestitionen ist daher gerechtfertigt. Da 
Investitionszulagen allen Unternehmen — unabhän- 
gig von ihrer Gewinnlage — in gleicher Höhe ge- 
währt werden und insbesondere für kleinere und 
mittlere Unternehmen eine wirksamere Finanzie- 
rungshilfe als Sonderabschreibungen darstellen, 
schlägt die Bundesregierung vor, Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen ab 1. Januar 1975 nur 
noch durch Investitionszulagen zu fördern und die 
Sonderabschreibungen nach § 82 d EStDV 1971 
— wie in § 82 d Abs. 5 EStDV 1971 vorgesehen — 
nur noch für die Wirtschaftsgüter zu gewähren, die 
bis zum 31. Dezember 1974 angeschafft oder her- 
gestellt werden. Absatz 20 stellt sicher, daß § 82 d 
EStDV 1971 insoweit auch nach Inkrafttreten des 
EStG 1975 weitergilt. 


Zu § 195 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Artikel 2 

Körperschaftsteuer 


A. ALLGEMEINE BEGRÜNDUNG 


I. Die Doppelbelastung — das Grundproblem 
der Körperschaftsbesteuerung 

1. Darstellung des Problems 

Die Körperschaftsteuer erfaßt das Einkommen der im 
Körperschaftsteuergesetz genannten Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen. Da- 
zu gehören Kapitalgesellschaften, Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften, Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit, nichtrechtsfähige Vereine, An- 
stalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen so- 
wie Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts. Im folgenden allgemeinen 
Teil der Begründung werden diese Steuersubjekte 
unter dem Begriff „Körperschaften“ zusammengefaßt. 

Bei der bedeutsamsten Gruppe der Körperschaften, 
den Kapitalgesellschaften, ergibt sich aus der Tat- 
sache, daß sie Gewinn ausschütten, ein besonderes 
steuerliches Problem. Schüttet eine Kapitalgesell- 
schaft ihren erzielten Gewinn ganz oder teilweise 
an die Anteilseigner aus, so wird dieser Gewinn — 
wirtschaftlich gesehen — in der Regel zweimal einer 
Steuer vom Einkommen unterworfen: beim Unter- 
nehmen der Körperschaftsteuer und beim Anteils- 
eigner, sofern dieser eine natürliche Person ist, der 
Einkommensteuer. Beim Anteilseigner rechnet der 
ausgeschüttete Gewinn zu den Einkünften aus Kapi- 
talvermögen, wenn die Beteiligung an der Körper- 
schaft zum Privatvermögen gehört. Stellt die Beteili- 
gung Betriebsvermögen dar, zählt der Gewinnanteil 
zu den Betriebseinnahmen. Ist der Anteilseigner 
ebenfalls eine Körperschaft, so unterliegt die Aus- 
schüttung bei ihm erneut der Körperschaftsteuer, so- 
fern keine persönliche oder sachliche Befreiung, z. B. 
aufgrund des Schachtelprivilegs, eingreift. 

Betriebliche Gewinne werden hiernach unterschied- 
lich besteuert. Während der Gewinn des von einer 
natürlichen Person betriebenen Einzelunternehmens 
und Gewinnanteile aus der Beteiligung an einer Per- 
sonengesellschaft ebenso nur einmal mit Einkom- 
mensteuer belastet werden wie andere Einkommens- 
bestandteile natürlicher Personen, z. B. Einkünfte 
aus der Vermietung und Verpachtung von Grund- 
besitz oder aus der Kapitalanlage in Form von 
Hypotheken, Grundschulden, Anleihen, Einlagen 
oder Guthaben bei Kreditinstituten, unterliegen Ge- 
winnanteile aus der Beteiligung an Körperschaften 
grundsätzlich einer doppelten Belastung. Diese Dop- 
pelbelastung bildet das entscheidende Kennzeichen 
des bestehenden Körperschaftsteuersystems. Zwar 
wird ihre Wirkung durch einen ermäßigten Körper- 
schaftsteuersatz für ausgeschüttete Gewinne weit- 
gehend gemildert. Dennoch ist ihre Rechtfertigung 


vor allem in der Finanzwissenschaft und in der be- 
triebswirtschaftlichen Steuerlehre umstritten. 

Wie ein Blick auf die Entwicklung des Körperschaft- 
steuerrechts zeigt, sind in der Vergangenheit wie- 
derholt Versuche zur Lösung des Problems der Dop- 
pelbelastung unternommen worden. Verständlicher- 
weise verstärken sich die Bemühungen um eine Mil- 
derung mit zunehmender Höhe der Körperschaft- 
steuer- und Einkommensteuertarife. Im Mittelpunkt 
der Diskussion stand dabei seit jeher die Besteue- 
rung der Gewinne von Kapitalgesellschaften. Die 
herausragende wirtschaftliche Bedeutung dieser Ge- 
sellschaften schlägt sich sichtbar in der Höhe des 
Steueraufkommens nieder. Nach der für das Jahr 
1968 durchgeführten Körperschaftsteuerstatistik er- 
brachten von der Steuerschuld aller unbeschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaften (ohne Organgesell- 
schaften) im Gesamtbeträge von 8 147.2 Millionen 
DM allein die Kapitalgesellschaften 6 898,8 Millionen 
DMj das sind nahezu 85 v. H. des Aufkommens. *) 
Auch in der folgenden Darstellung der Rechtsent- 
wicklung liegt daher das Schwergewicht auf der Be- 
handlung der Kapitalgesellschaften. 

Die Entwicklung der Zahl der Körperschaftsteuer- 
pflichtigen, ihres Einkommens und ihrer Steuer- 
schuld nach den Körperschaftsteuerstatistiken für 
die Jahre 1950 bis 1968 ergibt sich aus der Übersicht 
auf Seite 329. 

2. Entwicklung des Körperschaftsteuerrechts 

Schon vor der Einführung einer reichseinheitlichen 
Körperschaftsteuer im Zuge der Erzbergerschen 
Finanzreform im Jahre 1920 wurde das Einkommen 
der juristischen Personen allgemein selbständig be- 
steuert. Die Besteuerung war für beide Gruppen von 
Steuerpflichtigen in den Einkommensteuergesetzen 
der Einzelstaaten geregelt. Die Doppelbelastung, die 
sich durch die Besteuerung des Gewinns bei der 
juristischen Person und der Ausschüttung beim An- 
teilseigner ergab, hatte jedoch keine große wirt- 
schaftliche Bedeutung. Das lag in erster Linie an den 
verhältnismäßig niedrigen Steuertarifen. Nach dem 
Preußischen Einkommensteuergesetz vom 24. Juni 
1891 (Preuß. Ges. Sammlung S. 175) betrug der 
Spitzensatz ab einem Einkommen von 100 000 Mark 
4 v. H. Nach dem Sächsischen Einkommensteuerge- 
setz vom 2. Juli 1878 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
S. 129) lag der höchste Einkommensteuersatz bei 
3 v. H.; er wurde durch das Gesetz vom 10. März 
1894 (Gesetz- und Verordnungsbl. S. 53) einem Ein- 
kommen von 100 000 Mark auf den in Preußen gel- 
tenden Satz von 4 v. H. angehoben. In einzelnen 
Staaten war außerdem eine gewisse Milderung der 
Doppelbelastung vorgesehen. So blieb in Preußen 
bei der Einkommensermittlung der Körperschaften 
ein Betrag in Höhe von 3,5 v. H. des eingezahlten 
Kapitals steuerfrei. 

Durch das reichseinheitliche Körperschaftsteuerge- 
setz vom 30. März 1920 (Reichsgesetzbl. S. 393) 
wurde die Besteuerung der Körperschaften aus dem 


*) vgl. Einkommen und Besteuerung der Körperschaften, 
Wirtschaft und Statistik, Heft 4/72 S. 220 
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Entwicklung der Zahl der Körperschaftsteuerpflichtigen, ihres Einkommens 
sowie ihrer Körpersdiaftsteuerschuld nadi den Körperschaftsteuerstatistiken 

von 1950 bis 1968 

(ohne Organgesellschaften) 


Jahr 

Anzahl der 
Körperschaft- 
steuer- 
pflichtigen 

darunter: 

Einkommen in 
Millionen DM 

Körperschaft- 
steuerschuld in 
Millionen DM 

AG, KG a. A. 
und Kolonial- 
gesellschaften 

GmbH 

1950 

28 877 

1 775 

11 922 

4 022,7 

2 001,4 

1954 

28 257 

1 777 

11 507 

4 957,5 

2 660,2 

1957 

35 185 

1 787 

14 638 

9 665,6 

4011,6 

1961 

39 382 

1 827 

17 592 

15 523,0 

6 046,4 

1965 

43 039 

1 590 

22 583 

18 288,8 

6 783,7 

1968 ») 

45 084 

1 416 

26 489 

22 812,3 

8 147,2 


J ) vorläufige Ergebnisse 


Einkommensteuergesetz herausgelöst und in einem 
selbständigen Gesetz geregelt. Der Kreis der Steuer- 
subjekte wurde auf alle Körperschaften und Ver- 
mögensmassen des öffentlichen und privaten Rechts 
sowie auf nichtrechtsfähige Personenvereinigungen, 
Anstalten und Zweckvermögen erweitert, deren Ein- 
kommen nicht unmittelbar bei einem anderen zu 
versteuern war. An die Stelle der — zumindest für 
die unteren Einkommensbereiche — progressiv ge- 
staffelten Einkommensteuer trat eine proportionale 
Körperschaftsteuer. Sie betrug für den einbehaltenen 
Gewinn 10 v. H. und erhöhte sich für ausgeschüttete 
Gewinnteile um einen Zuschlag, der bis zu 10 v. H. 
dieser Beträge anstieg. Die Wirkungen der Doppel- 
belastung traten außer durch eine höhere Körper- 
schaftsteuer auch durch die Anhebung des Einkom- 
mensteuertarifs stärker hervor. Er reichte nach dem 
Einkommensteuergesetz vom 29. März 1920 (Reichs- 
gesetzbl. S. 359) bis zu einer Höhe von 60 v. H. 

Die folgenden Jahre brachten eine Zunahme der 
Körperschaftsteuerbelastung. Schon das Gesetz über 
Änderungen im Finanzwesen vom 8. April 1922 
(Reichsgesetzbl. S. 335) erhöhte den Körperschaft- 
steuersatz für Erwerbsgesellschaften auf 20 v. H. und 
für Ausschüttungen auf weitere 15 v. H. Jedoch 
konnte der Anteilseigner einen mit steigendem Ein- 
kommen von 15 bis 10 v. H. degressiv gestaffelten 
Teil der Ausschüttung auf die eigene Einkommen- 
steuer oder Körperschaftsteuer anrechnen. 

Durch das Körperschaftsteuergesetz vom 10. August 
1925 (Reichsgesetzbl. I S. 208) wurde der Steuerzu- 
schlag für Gewinnausschüttungen abgeschafft und 
für kleinere Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
sowie für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
ein degressiver Staffeltarif eingeführt. Zugleich ent- 
fiel aber die Anrechnung beim Anteilseigner. Der 
Einkommensteuerspitzensatz wurde auf 40 v. H. ge- 
senkt. 

Bei der Neuordnung des Steuerrechts im Jahre 1934 
blieb die ungemilderte Doppelbelastung erhalten. 


Nachdem im Körperschaftsteuergesetz vom 16. Ok- 
tober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1031) zunächst die 
Tarif ermäßigung für Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung und Genossenschaften weggefallen war, er- 
höhte sich der Körperschaftsteuersatz in den folgen- 
den Jahren stetig. Ab 1938 war er mit steigendem 
Einkommen stufenweise gestaffelt. Nach Ende des 
zweiten Weltkrieges erreichte der Spitzensatz auf- 
grund der Kontrollratsgesetzgebung eine Höhe von 
65 v. H. Da für ausgeschüttete Gewinne keine Ent- 
lastung vorgesehen war und der Einkommensteuer- 
spitzensatz bis zu 95 v. H. anstieg, kam die Doppel- 
belastung damals wirtschaftlich in extremem Maße 
zur Wirkung. 

Erstmals durch das Gesetz zur Änderung steuerlicher 
Vorschriften und zur Sicherung der Haushaltsfüh- 
rung vom 24. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 413) 
wurde diese Doppelbelastung bei Kapitalgesellschaf- 
ten durch eine niedrigere Besteuerung der Aus- 
schüttungen gemildert. Während der allgemeine 
Körperschaftsteuersatz ohne progressive Staffelung 
60 v. H. betrug, wurde das Einkommen in Höhe der 
berücksichtigungsfähigen Ausschüttungen mit nur 
30 v. H. belastet (gespaltener Steuersatz). Der er- 
mäßigte Steuersatz blieb unverändert erhalten, als 
sich der allgemeine Körperschaftsteuersatz aufgrund 
des Gesetzes zur Neuordnung von Steuern vom 
16. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 373) auf 
45 v. H. ermäßigte. 

Eine wesentlich stärkere Milderung der Doppelbe- 
lastung durch einen noch niedrigeren Steuersatz für 
Ausschüttungen und einen weiter erhöhten Satz für 
einbehaltene Gewinne brachte schließlich das Gesetz 
zur Änderung steuerlicher Vorschriften auf dem Ge- 
biet der Steuern vom Einkommen und Ertrag und 
des Verfahrensrechts vom 18. Juli 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 473). Mit Wirkung vom 1. Januar 1958 
an wurde der allgemeine Körperschaftsteuersatz auf 
51 v. H. und für berücksichtigungsfähige Ausschüt- 
tungen auf 15 v. H. festgesetzt. Diese Steuersätze 
gelten auch jetzt noch. 
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Daneben hat sich seit 1953 eine Reihe von Sonder- 
tarifen entwickelt, so für personenbezogene Kapital- 
gesellschaften, für Sparkassen, Kreditgenossenschaf- 
ten und Zentralkassen sowie für weitere Institute 
des Kreditgewerbes. 

Das Einkommen der übrigen Körperschaftsteuer- 
pflichtigen (z. B. Vereine, Stiftungen, Betriebe ge- 
werblicher Art von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, beschränkt steuerpflichtige Körperschaften 
hinsichtlich ihrer inländischen Betriebstättenge- 
winne) unterliegt seit 1958 einem ermäßigten Kör- 
perschaftsteuersatz von 49 v. H. 

3. Gründe für die Milderung der Doppelbelastung 
im geltenden Recht 

Die Abkehr von der vollen Doppelbelastung des 
Gewinns der Kapitalgesellschaften durch einen er- 
mäßigten Ausschüttungssteuersatz beruhte weniger 
auf systematischen als vielmehr auf kapitalmarkt- 
politischen und sonstigen wirtschaftspolitischen Er- 
wägungen. Die Tarifregelung im Jahre 1958 stand in 
engem Zusammenhang mit anderen Gesetzesvorha- 
ben, und zwar 

— dem Sparprämiengesetz, 

— dem Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln und über die Gewinn- und Verlust- 
rechnung und 

— dem Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei Er- 
höhung des Nennkapitals aus Gesellschaftsmit- 
teln und bei Überlassung von eigenen Aktien an 
Arbeitnehmer. 

Alle diese Vorhaben verfolgten zusammen das Ziel, 
„den kleinen und mittleren Sparer zum Sparen über- 
haupt anzuregen und in besonderem Maße ihn stär- 
ker als bisher dazu zu bringen, sein Spargeld durch 
Sicherstellung einer ausreichenden Rendite in 
Aktienwerten anzulegen und ihm auf diese Weise 
die Möglichkeit zu geben, Eigentum am Produktiv- 
vermögen der deutschen Wirtschaft zu erwerben" 
(vgl. Schriftlichen Bericht des Finanzausschusses 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung steuerlicher 
Vorschriften auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag und des Verfahrensrechts, zu 
Drucksache III/448). 

Durch die Herabsetzung der Körperschaftsteuer für 
ausgeschüttete und die Anhebung des Steuersatzes 
für einbehaltene Gewinne sollte, wie in der Begrün- 
dung der Bundesregierung zu dem bezeichneten 
Gesetzentwurf ausgeführt wird (vgl. Drucksache 
III/260), ein Anreiz zur Erhöhung der Dividenden 
gegeben und der Neigung der Großaktionäre, wegen 
der hohen Steuerbelastung nur geringe Ausschüt- 
tungen vorzunehmen, entgegengewirkt werden. 
Auch erschien der Anteil der Selbstfinanzierung 
über den Preis und der Finanzierung aus öffent- 
lichen Mitteln bei volkswirtschaftlichen Investi- 
tionen in der Bundesrepublik unangemessen hoch. 
Der Finanzierung über den Kapitalmarkt sollte 
daher ein größerer Anteil gesichert werden, auch 
um dessen Auslesefunktion stärker zur Geltung zu 
bringen. Die Verbilligung der Finanzierung durch 


Ausgabe neuer Aktien erschien hierzu als geeigne- 
tes Mittel. 

Der damalige Gesetzentwurf der Bundesregierung 
entsprach in seinen Zielsetzungen und — prinzipiell 
auch in der Wahl der Mittel — einer gemeinsamen 
Stellungnahme der Wissenschaftlichen Beiräte beim 
Bundesministerium der Finanzen und beim Bundes- 
ministerium für Wirtschaft zum Thema „Kapital- 
markt und Steuer" vom 26. Januar 1958 (Bundes- 
anzeiger Nr. 24 vom 5. Februar 1958 S. 7). Einem 
weitergehenden Vorschlag des Wissenschaftlichen 
Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft, die 
ausgeschütteten Gewinne in vollem Umfang von der 
Körperschaftsteuer freizustellen, haben sich die 
Bundesregierung und die gesetzgebenden Körper- 
schaften seinerzeit nicht angeschlossen. Sie folgten 
dem Vorschlag des Wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium der Finanzen, den bisherigen 
Ausschüttungssteuersatz nur um die Hälfte von 30 
auf 15 v. H. zu senken. Ausschlaggebend hierfür 
waren im wesentlichen haushaltsmäßige Gründe 
sowie die Erwägung, daß beschränkt steuerpflichtige 
Anteilseigner bei einer weiteren Ermäßigung der 
Körperschaftsteuer für Ausschüttungen einen un- 
tragbaren Steuervorteil gegenüber den unbeschränkt 
steuerpflichtigen erlangt hätten (vgl. Nr. II 8 der all- 
gemeinen Gesetzesbegründung, Drucksache III/260). 

4. Neuere Kritik an der Doppelbelastung 
der Körperschaftsgewinne 

Obwohl die Doppelbelastung durch die Gesetzes- 
änderungen in den Jahren 1953 und 1958 bereits 
spürbar gemildert worden war, verstummte die Kri- 
tik an ihr nicht. Vielmehr wurde die Diskussion auf 
die Frage ausgedehnt, ob eine selbständige Be- 
steuerung der juristischen Personen, die Ausschüt- 
tungen vornehmen, überhaupt gerechtfertigt ist. 

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministe- 
rium der Finanzen vertrat in seinem Gutachten zur 
„Reform der direkten Steuern" vom 11. Februar 1967 
(Heft 9 der Schriftenreihe des Bundesministeriums 
der Finanzen) die Auffassung, wirtschaftlich seien 
auch die von den juristischen Personen nicht aus- 
geschütteten Gewinne den Anteilseignern als Ver- 
mögenszuwachs und damit als Einkommensbestand- 
teil zuzurechnen. Folgerichtig müßten daher die juri- 
stischen Personen wie Personengesellschaften besteu- 
ert werden. Nur wegen unüberwindbarer praktischer 
Schwierigkeiten sei eine unmittelbare Erfassung der 
von juristischen Personen einbehaltenen Gewinne 
bei den Anteilseignern nicht möglich. Der Beirat 
empfahl, die selbständige Körperschaftsbesteuerung 
zwar beizubehalten, die Doppelbelastung ausgeschüt- 
teter Gewinne aber durch Anrechnung der Körper- 
schaftsteuer auf die Einkommensteuer der Anteils- 
eigner zu beseitigen. 

In die gleiche Richtung gehen die Überlegungen der 
Steuerreformkommission. In ihrem im Jahre 1971 
vorgelegten Gutachten (Heft 17 der Schriftenreihe 
des Bundesministeriums der Finanzen) hat diese 
Kommission die Problematik der Körperschaftsbe- 
steuerung sowie die Möglichkeiten und Grenzen 
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einer Reform des Körperschaftsteuerrechts sehr ein- 
gehend untersucht. Nach ihrer Auffassung sind mit 
dem geltenden Körperschaftsteuerrecht erhebliche 
Nachteile verbunden, insbesondere 

— eine von der Rechtsform des Unternehmens ab- 
hängige unterschiedliche Belastung der betrieb- 
lichen Gewinne, 

— eine Benachteiligung der Eigenfinanzierung ge- 
genüber der Fremdfinanzierung, 

— eine unzureichende Attraktivität der Beteili- 
gungswerte für eine breite Vermögensbildung 
und 

— systembedingte steuerliche Sonderregelungen, 
wie z. B. das Schachtelprivileg. 

Den Grund für diese Mängel sieht die Kommission 
in der Doppelbelastung der Körperschaftsgewinne, 
die ihres Erachtens auf dem Gedanken einer selb- 
ständigen Besteuerung der juristischen Personen be- 
ruht. Bereits an dieser Stelle setzen die Reform- 
überlegungen der Kommission ein. Jedoch kommt 
auch sie zu dem Ergebnis, daß eine unmittelbare 
Zurechnung nicht ausgeschütteter Gewinne einer 
juristischen Person bei ihren Anteilseignern nicht 
nur den Gesetzgeber, sondern auch Wirtschaft und 
Verwaltung vor kaum lösbare Aufgaben stellen 
würde. Die Steuerreformkommission schlägt daher 
ebenfalls vor, weiterhin eine Körperschaftsteuer zu 
erheben, die Doppelbelastung aber durch ein An- 
rechnungsverfahren aufzuheben. Ihren Zielvorstel- 
lungen entsprechend, möchte sie dieses Verfahren so 
ausgestaltet wissen, daß alle Gewinne, die ein 
Unternehmen während seines Bestehens erzielt, 
letztlich allein nach den persönlichen Verhältnissen 
der Anteilseigner mit Einkommensteuer belastet 
werden (vgl. Tz IV/163 des Gutachtens). 

5. Gründe der Bundesregierung für eine Reform 
des geltenden Körperschaftsteuerrechts 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die in der 
Vergangenheit getroffenen Maßnahmen zur Milde- 
rung der Doppelbelastung nicht ausreichen. Sie sieht 
es deshalb als notwendig an, die Doppelbelastung für 
die ausgeschütteten Gewinne der Kapitalgesellschaf- 
ten sowie der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften zu beseitigen. 

Die Bundesregierung folgt damit nicht der in der 
Finanzwissenschaft umstrittenen Auffassung, eine 
mehrmalige Belastung der von juristischen Perso- 
nen ausgeschütteten Gewinne sei nicht zu rechtfer- 
tigen. Sie lehnt im Gegenteil diese Ansicht ab. Im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Grenzen kann die 
politische Entscheidung darüber, bei welcher Steuer 
und in welchem Umfang die Doppelbelastung juri- 
stischer Personen und ihrer Anteilseigner aufrecht- 
erhalten, gemildert oder beseitigt wird, ausschließ- 
lich von Zweckmäßigkeitserwägungen abhängen. 

Losgelöst von dieser Problematik, ist die Bundes- 
regierung aber der Auffassung, daß die Beibehal- 
tung einer Körperschaftsteuer für die Einkommens- 
besteuerung der juristischen Personen unerläßlich 
ist. Es entspricht der Einheitlichkeit der Rechtsord- 


nung, wenn das Steuerrecht an die zivilrechtliche 
Gestaltung anknüpft. Auch das Bundesverfassungs- 
gericht hat in seinem Urteil vom 24. Januar 1962 
(BVerfGE 13/331) die Körperschaftsteuer als „not- 
wendige Konsequenz aus der Verselbständigung 
der juristischen Person" bezeichnet, „deren nicht 
ausgeschüttete Gewinne sonst überhaupt steuerfrei 
bleiben würden". Die unmittelbare Erfassung dieser 
Gewinne bei den Anteilseignern würde einen Durch- 
griff durch die juristische Person bedeuten und damit 
einen Eingriff in eine Grundform unserer Rechts- 
ordnung darstellen. Ein solcher Eingriff ist nach 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts nur im 
engsten Rahmen und aus dringlichsten Gründen zu- 
lässig. Diese Voraussetzungen hält die Bunderegie- 
rung bei der Körperschaftsbesteuerung nicht für ge- 
geben, zumal andere Möglichkeiten bestehen, die 
Schwächen des geltenden Systems zu beseitigen. 

Auch zur Wahrung der Wettbewerbsneutralität ist 
es unerläßlich, den von einer Körperschaft im Kon- 
kurrenzbereich erwirtschafteten Gewinn, minde- 
stens soweit er im Unternehmen verbleibt und nicht 
ausgeschüttet wird, angemessen zu belasten. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Bericht 
„über die Untersuchung der Wettbewerbsverschie- 
bung im Kreditgewerbe und über eine Einlagensiche- 
rung" vom 18. November 1968 (Drucksache V/3500 
S. 101) zum Ausdruck gebracht, daß dem Grundge- 
danken der wettbewerbsgerechten Besteuerung bei 
den einzelnen Steuerarten im Prinzip durch eine ein- 
heitliche Normbesteuerung Rechnung getragen wer- 
den muß. Dabei ist jeweils derjenige als Steuersub- 
jekt heranzuziehen, der im Wettbewerb tätig ist. 
Das kann sowohl eine ntürliche als auch eine juri- 
stische Person sein, nicht jedoch der Anteilseigner. 
Wenn dieser auch im Einzelfall auf die Tätigkeit 
der juristischen Person Einfluß nehmen kann, so 
stellt sich doch typischerweise die juristische Person 
als eigenständiger, im Wettbewerb tätiger Orga- 
nismus dar. Im Einzelfall kann dessen wirtschaft- 
liches Verhalten sogar in höherem Maße vom 
Management als von den einzelnen Anteilseignern 
bestimmt werden. Das trifft besonders bei den 
großen Publikumsgesellschaften zu. Der Grundsatz 
der Wettbewerbsneutralität erfordert es deshalb, 
daß der von diesen Gesellschaften im Wettbewerb 
erwirtschaftete und wieder in ihm eingesetzte Ge- 
winn dem gleichen Steuersatz unterliegt wie der 
Gewinn vergleichbar leistungsfähiger natürlicher 
Personen. Demgegenüber wäre es mit dem Grundsatz 
der Wettbewerbsneutralität nicht zu vereinbaren, 
diesen im Unternehmen verbleibenden Gewinn nach 
der Leistungsfähigkeit der einzelnen Anteilseigner 
zu besteuern. 

Im übrigen kann nicht unbeachtet bleiben, daß sich 
in allen westlichen Industrieländern, insbesondere 
auch in den Ländern der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, die Körperschaftsteuer als Besteue- 
rungsform für Kapitalgesellschaften und andere ju- 
ristische Personen durchgesetzt hat. Wenn die Bun- 
desregierung mit dem vorliegenden Entwurf die 
bisherige Doppelbelastung ausgeschütteter Gewinne 
aufgibt, so will sie hierdurch nicht die Körperschaft- 
steuer selbst in Frage stellen, sondern die nach- 
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teiligen Wirkungen beseitigen oder mindestens 
abschwächen, die vom gegenwärtigen System der 
Besteuerung ausgeschütteter Gewinne ausgehen. 
Diese nachteiligen Wirkungen sind — ohne daß 
die Reihenfolge eine Wertung enthält — im wesent- 
lichen folgende: 

a) Interessengegensatz zwischen Groß - und Klein- 
aktionären 

Anteilseigner mit niedrig besteuertem Einkommen, 
meist Kleinaktionäre, haben im allgemeinen nur eine 
verhältnismäßig lockere Bindung an das Unterneh- 
men, bei dem sie ihr Kapital investiert haben. Vor 
die Wahl gestellt, höhere Ausschüttungen zu ver- 
langen oder einer Rücklagenbildung zuzustimmen, 
werden sie sich im Zweifel für die Ausschüttung ent- 
scheiden. Die Ausschüttung gibt ihnen die Möglich- 
keit, die Dividende wieder in lohnenden Beteili- 
gungswerten anzulegen, und zwar auch in Aktien 
anderer Gesellschaften. Dies ist für Kleinaktionäre 
häufig attraktiver als eine — unter Umständen nur 
geringe — Wertsteigerung, die die alte Aktie infolge 
höherer Rücklagenbildung erfährt. Verstärkt wird 
diese Tendenz durch steuerliche Überlegungen. Die 
Gesamtbelastung des zur Ausschüttung verwendeten 
Gewinns mit ermäßigter Körperschaftsteuer und per- 
sönlicher Einkommensteuer wird bei Kleinaktionä- 
ren oft niedriger sein als die Belastung mit der höhe- 
ren Körperschaftsteuer, der der einbehaltene Ge- 
winn bei der Gesellschaft unterliegen würde. 

Anders ist die Situation bei Großaktionären, deren 
Bezüge regelmäßig einem hohen Einkommensteuer- 
satz unterliegen. Schon wegen ihrer engeren Bin- 
dung an das Unternehmen werden Großaktionäre 
eine Selbstfinanzierung durch Rücklagenbildung der 
Ausschüttung mit anschließender Wiedereinlage vor- 
ziehen. Dieser Trend wird gegenwärtig durch steuer- 
liche Überlegungen begünstigt. Die Belastung des 
ausgeschütteten Gewinns mit Körperschaftsteuer und 
hoher progressiver Einkommensteuer wäre zusam- 
men höher als die Belastung des im Unternehmen 
verbleibenden Gewinns allein mit Körperschaft- 
steuer. 

Durch den vollständigen Abbau der Doppelbelastung 
soll der Interessengegensatz, soweit er steuerlich be- 
dingt ist, beseitigt werden. Ausgeschüttete Gewinne 
sollen keiner höheren Gesamtbelastung mit Körper- 
schaftsteuer und Einkommensteuer unterliegen als 
vom Unternehmen einbehaltene Gewinne. Damit 
fallen die steuerlichen Schranken, die sich heute 
nachteilig auf die Höhe der Ausschüttungen auswir- 
ken können. 

b) Steuerliche Begünstigung der Fremdfinanzierung 
gegenüber der Eigenfinanzierung 

Nach geltendem Recht wird die Unternehmensfinan- 
zierung durch Aufnahme von Fremdkapital steuer- 
lich geringer belastet als die Unternehmensfinanzie- 
rung durch Erweiterung des Eigenkapitals. 

Nimmt eine Kapitalgesellschaft Fremdkapital auf, 
kann sie die Zinsen als Betriebsausgabe absetzen. 
Nur beim Gläubiger werden die Zinsen als Ein- 
kommensbestandteil besteuert. Die Verzinsung des 
Eigenkapitals unterliegt demgegenüber einer zwei- 


maligen Besteuerung. Zunächst wird bei der Kapital- 
gesellschaft der gesamte Unternehmensgewinn der 
Körperschaftsteuer unterworfen. Hierauf folgt bei 
den Anteilseignern die Steuer für den als Kapital- 
zins zu betrachtenden ausgeschütteten Gewinn. 

Sollen Anteilseigner und fremde Kreditgeber eine 
Verzinsung ihres Kapitals in gleicher Höhe erhalten, 
so muß die Gesellschaft zur Verzinsung des Eigen- 
kapitals einen um die Körperschaftsteuer höheren 
Betrag erwirtschaften. Die steuerliche Mehrbelastung 

; der Eigenfinanzierung wirkt sich nachteilig auf die 
Kapitalstruktur der Kapitalgesellschaften aus. Sie 
ziehen die verstärkte Fremdfinanzierung der Erhö- 
hung ihres haftenden Kapitals vor. 

Durch den Abbau der ertragsteuerlichen Doppelbe- 
lastung sollen die Kosten der Eigenfinanzierung den- 
jenigen der Fremdfinanzierung angenähert werden. 
Zwar wird die Eigenfinanzierung wegen der noch 
vorhandenen Doppelbelastung auf dem Gebiet der 
Vermögensteuer weiterhin etwas teurer sein, zumal 
die Vermögensteuer als nichtabziehbare Ausgabe 
zusätzliche Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbeertrag auslöst. Die Bundesregie- 
rung ist jedoch der Auffassung, daß schon eine spür- 
bare Verringerung des Kostengefälles Impulse für 
die Verbesserung der Kapitalstruktur erzeugen kann. 

! c) Behinderung der Vermögensstreuung 

j Der steuerliche Vorteil, den die Fremdfinanzierung 

j zur Zeit gegenüber der Eigenfinanzierung aufweist, 
engt das Angebot auf dem Aktienmarkt ein. Das re- 
lativ geringe Angebot und der durch das Steuerrecht 
verstärkte Interessengegensatz zwischen Groß- und 
Kleinaktionären gehören zu den Gründen, aus denen 
die Aktie für die Bezieher kleiner und mittlerer Ein- 
kommen als wenig attraktiv erscheint. Die von der 
Bundesregierung erstrebte breitere Vermögensstreu- 
ung wird somit auch durch steuerliche Wirkungen 
behindert. Mit dem Abbau der Doppelbelastung sol- 
len die im geltenden Steuerrecht enthaltenen Hinder- 
nisse beseitigt, das Aktienangebot erweitert und die 
Nachfrage nach Beteiligungspapieren belebt werden. 
Der Reformvorschlag hat die Wirkung, daß die 
Nettorendite der Aktien bei den Beziehern niedriger 
Einkommen am stärksten wächst, weil die Einkom- 
mensteuer progressiv gestaltet ist, die Körperschaft- 
steuer hingegen bei allen Anteilseignern in dersel- 
ben Höhe angerechnet wird. So gesehen, ist die Kör- 
perschaftsteuerreform geeignet, die von der Bundes- 
regierung geplanten Maßnahmen zu ergänzen, durch 
die breitere Bevölkerungsschichten am Produktiv- 
vermögen beteiligt werden sollen. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten demnächst einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorzulegen. Wegen des sachlichen Zusammenhangs 
mit den Plänen zur Vermögensbildung soll die Re- 
form der Körperschaftsteuer zugleich mit dem noch 
vorzulegenden Gesetz über die Beteiligung breiterer 
Bevölkerungsschichten am Produktivvermögen in 
Kraft treten. 

d) Fehlende Neutralität der Unternehmens- 
besteuerung 

Wie bereits unter Nummer 1 ausgeführt wurde, wer- 
den die betrieblichen Gewinne unterschiedlich bela- 
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stet, je nachdem in welcher Rechtsform das Unter- 
nehmen geführt wird. Während die Gewinne aus 
Einzelunternehmen und die Gewinnanteile aus der 
Beteiligung an einer Personengesellschaft nur der 
Einkommensteuer unterliegen, sind die Gewinnan- 
teile aus der Beteiligung an juristischen Personen 
vorab mit Körperschaftsteuer belastet. Diese unter- 
schiedliche Belastung beeinträchtigt den Wettbe- 
werb. Sie hat dazu geführt, daß die Wahl der Rechts- 
form nicht allein nach betriebswirtschaftlichen und 
unternehmenspolitischen Gesichtspunkten getroffen 
wird, sondern daß auch steuerrechtliche Überlegun- 
gen Einfluß gewinnen. Nicht zuletzt auf solche 
Überlegungen ist das Anwachsen der Zahl von Be- 
trieben in der Rechtsform der GmbH & Co KG zu- 
rückzuführen. Mit dem Abbau der Doppelbelastung 
will die Bundesregierung dieser Entwicklung ent- 
gegenwirken und den Einfluß des Steuerrechts auf 
die Wahl der Unternehmensform weiter zurückdrän- 
gen. 


II. Möglichkeiten für die Beseitigung 
der Doppelbelastung ausgeschütteter Gewinne 

Die Doppelbelastung läßt sich auf verschiedenen 
Wegen beseitigen. Abgesehen von der ersatzlosen 
Abschaffung der Körperschaftsteuer, die schon aus 
den unter 1. 5. geschilderten Gründen nicht in Betracht 
kommt, könnte an eine umfassende Lösung gedacht 
werden, bei der entweder eine Betriebsteuer für 
alle Unternehmen oder eine Teilhabersteuer für Kör- 
perschaften eingeführt wird. Eine andere Lösung 
bestünde darin, die Körperschaftsteuer in ihrer bis- 
herigen Form zu erhalten und nur die Doppelbela- 
stung für den ausgeschütteten Gewinn abzuschaffen. 
Diese Lösung ließe sich auf der Ebene der juristi- 
schen Personen dadurch verwirklichen, daß der bis- 
her ermäßigte Ausschüttungssteuersatz auf null v. H. 
herabgesetzt wird. In der Wirkung käme dies dem 
Abzug des ausgeschütteten Gewinns als Betriebsaus- 
gabe der Körperschaft gleich. Auf der Ebene der 
Anteilseigner wäre eine Entlastung durch die Frei- 
stellung der Dividenden von der Einkommensteuer 
oder durch ein Anrechnungsverfahren denkbar. Die 
Bundesregierung hat die verschiedenen Lösungs- 
möglichkeiten geprüft und sich für ein Anrechnungs- 
verfahren entschieden. Bevor dieses Verfahren 
näher erläutert wird, seien die Nachteile der ande- 
ren Möglichkeiten zur Beseitigung der Doppelbe- 
lastung kurz Umrissen. 

1. Betriebsteuer 

Der Gedanke einer Betriebsteuer ist besonders in 
den ersten Jahren nach der Währungsreform ein- 
gehend erörtert worden. Ein im Jahre 1948 einge- 
setzter „Betriebsteuer- Ausschuß" hat drei Modelle 
aufgezeigt 1 ). Ein Modell sah vor, die Doppelbe- 
lastung für Körperschaftsgewinne auf alle be- 
trieblichen Gewinne auszudehnen, auch soweit sie 
von Einzelunternehmen oder Personengesellschaften 
erwirtschaftet werden. Diese Lösung scheidet schon 


A ) vgl. Steuer und Wirtschaft 1949 Sp. 929 ff. 


wegen der nachteiligen Wirkungen der Doppelbe- 
lastung aus. Ein anderer Vorschlag ging dahin, die 
einheitliche Einkommensteuer aufzuspalten in pro- 
portionale Abgaben für einzelne Einkünfte, dar- 
unter für betriebliche Gewinne, und in eine Ein- 
kommensteuer für den Teil des Einkommens, der in 
die Konsumsphäre der natürlichen Personen gelangt. 
Diese Einkommensteuer sollte nach einem progres- 
siv gestaffelten Tarif erhoben werden. Nach dem 
dritten Modell sollten alle betrieblichen Gewinne 
zunächst einer proportionalen Betriebsteuer unter- 
liegen, die dann auf die zusätzlich vorgesehene pro- 
gressive Einkommensteuer angerechnet wird. 

Gegen die Einführung einer Betriebsteuer nach die- 
sen Modellen bestanden von jeher Bedenken. Sie 
würde ein Loslösen vom zivilrechtlichen Ordnungs- 
prinzip voraussetzen und es erforderlich machen, 
den Betrieb als ein vom Unternehmer unabhängiges 
Besteuerungs objekt zu betrachten. Dies käme einer 
Abkehr vom synthetischen Einkommensbegriff 
gleich und würde im Blick auf die internationale 
Steuerrechtsentwicklung einen Rückfall in die 
Schedulenbesteuerung bedeuten. 

Hinzu kämen erhebliche technische Schwierigkeiten. 
Ebenso wie bei Kapitalgesellschaften das Geschäfts- 
führergehalt müßte bei Einzelunternehmen und Per- 
sonengesellschaften ein „Unternehmerlohn " zum Ab- 
zug zugelassen werden. Die für die Besteuerung er- 
forderlichen Angaben ließen sich nur bei Vorliegen 
ausreichender Aufzeichnungen feststellen. Daher 
müßte entweder die Buchführungspflicht auf Klein- 
betriebe ausgedehnt oder die Betriebsteuer auf buch- 
führende Betriebe beschränkt werden. Durch die Ein- 
führung einer Betriebsteuer — auch nach modifizier- 
ten Modellen — läßt sich hiernach das Problem der 
Doppelbelastung nicht zufriedenstellend lösen. 

2. Teilhabersteuer 

In den letzten Jahren ist erneut das System einer 
Teilhabersteuer in die Diskussion eingeführt wor- 
den. Bei diesem System soll das Einkommen der 
Körperschaften einer proportionalen Teilhabersteuer 
unterliegen. Das Einkommen soll sodann den An- 
teilseignern im Verhältnis ihrer Beteiligung zuge- 
rechnet werden, unabhängig davon, ob und in wel- 
cher Höhe ein Gewinn ausgeschüttet worden ist. 
Das System sieht vor, daß jeder Anteilseigner mit 
dem auf seine Beteiligung entfallenden Anteil (Teil- 
haberertrag) zur Einkommensteuer herangezogen 
wird. Auf die Einkommensteuer soll die auf den 
Teilhaberertrag entfallende Körperschaftsteuer an- 
gerechnet werden. 

Die Steuerreformkommission hat die Möglichkeiten 
einer technischen Ausgestaltung dieses Systems und 
seiner Anwendung in der Praxis eingehend unter- 
sucht. Sie hat das System in ihrem Gutachten aus 
überzeugenden Gründen als Reformmodell abge- 
lehnt. Besondere verwaltungstechnische Schwierig- 
keiten entstünden durch die Erfassung der Teil- 
habererträge bei den Anteilseignern, bei der Zuord- 
nung der Teilhabersteuer und bei nachträglichen 
Korrekturen des Geschäftsergebnisses der Gesell- 
schaft (z. B. aufgrund einer steuerlichen Betriebs- 
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Prüfung). Jede Änderung des Gesellschaftsgewinns 
würde auch eine Berichtigung der Veranlagung der 
Anteilseigner erfordern. Hinzu kämen kaum lösbare 
rechtliche Probleme bei der Behandlung von Ver- 
lusten der Gesellschaft und bei der Besteuerung 
ausländischer Anteilseigner. 

3. Gespaltener Steuersatz 

Auch ein Verfahren, das sich im Ansatz am gelten- 
den Recht orientiert, bei dem aber der Körperschaft- 
steuersatz für ausgeschüttete Gewinne von 15 v. H. 
auf 0 v. H. herabgesetzt wird, stellt keine geeignete 
Lösung dar. Das System des gespaltenen Steuer- 
satzes weist einen Mangel auf, der lediglich bei ge- 
milderter Doppelbelastung hingenommen werden 
kann, bei deren vollständigem Abbau jedoch aus 
Wettbewerbsgründen nicht tragbar ist. Der Mangel 
besteht darin, daß die Entlastung von der Körper- 
schaftsteuer automatisch sämtlichen Anteilseignern 
zugute kommt. Das Verfahren des gespaltenen 
Steuersatzes gestattet nicht, diejenigen Anteilseig- 
ner von der Entlastung auszuschließen, bei denen 
die Dividende nur der Kapitalertragsteuer unter- 
liegt, im übrigen aber steuerfrei bleibt. Es handelt 
sich hierbei um ein Problem von erheblicher Trag- 
weite, da es volkswirtschaftlich bedeutsame Grup- 
pen von Anteilseignern betrifft. Zu ihnen gehören 
insbesondere die Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sowie ausländische Muttergesellschaften, die 
Dividende von ihrer inländischen Tochtergesell- 
schaft beziehen. Wenn diese Anteilseigner, die nur 
mit Kapitalertragsteuer belasteten Dividenden wie- 
der zu Erwerbszwecken investieren, z. B. durch An- 
schaffung von Produktionsmitteln, durch Darlehns- 
gewährung oder durch Erwerb neuer Beteiligungen, 
erlangen sie nicht gerechtfertigte wirtschaftliche 
Vorteile gegenüber Anteilseignern, bei denen die 
anfallende Dividende voll besteuert wird. 

Ein weiterer Nachteil des Systems des gespaltenen 
Steuersatzes besteht darin, daß die Milderung der 
Doppelbelastung nur bis zur Höhe des zu ver- 
steuernden Einkommens der Gesellschaft möglich ist. 
Wird der auszuschüttende Gewinn einer Rücklage 
entnommen und übersteigt er das Jahreseinkommen, 
so wirkt sich die Entlastung auf den übersteigenden 
Betrag nicht aus. Das angestrebte Ziel, die Doppel- 
belastung ausgeschütteter Gewinne voll zu beseiti- 
gen, ist daher mit dem Verfahren des gespaltenen 
Steuersatzes nicht voll erreichbar. Wegen weiterer 
Mängel des geltenden Rechts vgl. die Begründung 
vor § 30. 

4. Dividendenabzugsverfahren 

Die gleichen Gründe, die gegen ein modifiziertes 
System des gespaltenen Steuersatzes geltend zu 
machen sind, sprechen im Prinzip auch gegen das 
Dividendenabzugsverfahren. Bei diesem Verfahren 
würde die Doppelbelastung dadurch beseitigt, daß 
die ausgeschütteten Gewinne bei der Gesellschaft 
wie Betriebsausgaben abgesetzt werden. Da die 
Entlastung auch hier auf der Ebene der Gesellschaft 
erfolgt, ist es nicht möglich, sie auf Ausschüttungen 
an steuerpflichtige Anteilseigner zu begrenzen. 


5. Freistellung der Dividenden 

Eine weitere Lösungsmöglichkeit, die auf den ersten 
Blick ebenso einfach erscheint wie die Abschaffung 
der Körperschaftsteuer, wäre die Freistellung der 
Dividenden von der Einkommensteuer. Von den 
zuletzt angesprochenen Reformüberlegungen würde 
sich diese Methode dadurch unterscheiden, daß die 
Entlastungswirkung — wie auch bei der Teilhaber- 
steuer — nicht auf der Ebene der Gesellschaft, son- 
dern auf der Ebene der Anteilseigner einträte. 

Unter sozial-, gesellschafts- und eigentumspoliti- 
schen Gesichtspunkten ist eine solche Lösung aber 
nicht vertretbar. Vordergründig betrachtet, würde 
sie sich als Privileg bestimmter Kapitaleinkünfte 
gegenüber den anderen Einkünften, insbesondere 
den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, dar- 
stellen. Aber auch bei näherer Prüfung ist eine un- 
soziale Wirkung festzustellen. Infolge der progres- 
siven Gestaltung des Einkommensteuertarifs hätten 
nämlich die Bezieher hoher Einkommen den größten 
Nutzen aus der Steuerbefreiung. Anteilseigner, die 
aufgrund geringer Einkünfte oder hoher Abzugsbe- 
träge keine Einkommensteuer zu entrichten haben, 
gingen leer aus. Das Verfahren würde daher eine 
Konzentration des Aktienbesitzes in den Händen 
weniger, reicher Aktionäre begünstigen. Es stünde in 
krassem Gegensatz zu dem Bemühen, auch breitere 
Bevölkerungsschichten an die Aktie heranzuführen. 

Ein weiterer Nachteil läge darin, daß die ausge- 
schütteten Gewinne nicht mehr der Kapitalertrag- 
steuer unterworfen werden könnten. Denn wenn die 
Dividenden bei den Empfängern nicht mehr einkom- 
mensteuerpflichtig sind, fehlt jede Berechtigung, in 
Form der Kapitalertragsteuer eine Vorauszahlung 
auf die Einkommensteuer zu erheben. Damit würde 
die Bundesrepublik zugleich auf ein Recht verzich- 
ten, das ihr nach international anerkannten Be- 
steuerungsregeln zusteht: auf das Recht, eine 
Quellensteuer von den an ausländische Anteilseig- 
ner gezahlten Dividenden zu erheben. 


III. Das Anrechnungsverfahren 
1. Grundzüge 

Aus den vorstehend genannten Gründen hat die 
Bundesregierung den Übergang vom System des 
gespaltenen Steuersatzes zu einem Anrechnungsver- 
fahren beschlossen. Bei diesem Verfahren wird das 
Einkommen der Körperschaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen wie bisher einer 
Körperschaftsteuer unterworfen. Schüttet das Un- 
ternehmen Gewinn aus, so soll er auch künftig bei 
den Anteilseignern zur Einkommensteuer oder Kör- 
perschaftsteuer herangezogen werden. Auf die 
Steuerschuld des Anteilseigners soll jedoch die Kör- 
perschaftsteuer anzurechnen sein, die auf dem aus- 
geschütteten Gewinn lastet. Ist die anrechenbare 
Körperschaftsteuer höher als die Steuerschuld für 
das gesamte Einkommen des Anteilseigners, so soll 
der übersteigende Betrag an den Anteilseigner er- 
stattet werden. Die Bruttodividende setzt sich beim 
! Anrechnungsverfahren somit aus zwei Komponen- 
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ten zusammen: aus der Bardividende, die das Un- \ 
ternehmen auszahlt und aus einer Steuergutschrift in 
Höhe der anrechenbaren Körperschaftsteuer. Es ver- 
steht sich, daß die anrechenbare Körperschaftsteuer 
als Teil der Gesamtdividende zu den Einkünften des 
Anteilseigners rechnet und in die Bemessungsgrund- 
lage für seine Steuerberechnung einzubeziehen ist. 
Die auf ausgeschüttete Gewinne erhobene Kapital- 
ertragsteuer soll beibehalten werden. Wegen der 
Einzelheiten des Systems vgl. die Begründung zu 
den §§30 ff. 

Die Anrechnung der Körperschaftsteuer auf die Ein- 
kommensteuerschuld der Anteilseigner bringt es 
mit sich, daß wesentliche Teilbereiche der Körper- 
schaftsteuerreform im Einkommensteuergesetz gere- 
gelt werden müssen. 

2. Höhe der Körperschaftsteuerbelastung 

a) Einbehaltene Gewinne 

Der Entwurf sieht für die von den Körperschaften 
einbehaltenen Gewinne sowie für die nichtabzieh- 
baren Ausgaben auf der einen Seite und für ausge- 
schüttete Gewinne auf der anderen Seite eine unter- 
schiedlich hohe Körperschaftsteuerbelastung vor. 
Die Belastung für die einbehaltenen Gewinne und 
die nichtabziehbaren Ausgaben beträgt 56 v. H. Zu 
den nichtabziehbaren Ausgaben gehören nach gel- 
tendem Recht insbesondere die Steuern vom Ein- 
kommen und die Vermögensteuer. Der vorgesehene 
Körperschaftsteuersatz ist hiernach ebenso hoch wie 
der Spitzensatz des Einkommensteuertarifs. Für 
diese Lösung spricht die im Anrechnungsverfahren 
verstärkt mögliche Berücksichtigung des Gedan- 
kens, daß die Gleichheit der Wettbewerbsbedingun- 
gen nicht durch das Steuerrecht beeinträchtigt wer- 
den darf. Nach Auffassung der Bundesregierung ist 
deshalb anzustreben, daß der von Körperschaften 
thesaurierte Gewinn, der weiterhin im Wettbewerb 
eingesetzt werden kann, ebenso hoch besteuert 
wird wie der Gewinn natürlicher Personen mit ver- 
gleichbarer Leistungsfähigkeit. Angesichts der be- 
achtlichen Bedeutung der Kapitalgesellschaften im 
Wirtschaftsgefüge können zum Vergleich grund- 
sätzlich nur natürliche Personen herangezogen wer- 
den, auf deren Einkommen der Spitzensteuersatz 
anzuwenden ist. 

Aus Wettbewerbsüberlegungen folgt auch, daß die 
bisherige Tarifzersplitterung, die insbesondere durch 
Sondersteuersätze für personenbezogene Kapitalge- 
sellschaften und für verschiedene Kreditinstitute 
entstanden ist, soweit wie möglich beseitigt werden 
muß. Der Entwurf sieht deshalb die Aufhebung der 
Sonderregelung für personenbezogene Kapitalge- 
sellschaften und eine Vereinheitlichung der Steuer- 
sätze für die begünstigten Kreditinstitute vor. 

Die Frage, ob der Körperschaftsteuertarif ähnlich 
wie der Einkommensteuertarif progressiv gestaffelt 
werden soll, ist von der Bundesregierung bereits in 
der Vergangenheit geprüft und verneint worden. 
In der Begründung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung von Steuern aus dem Jahre 1954 (vgl. 
Drucksache III/481 S. 105) ist hierzu folgendes aus- 
geführt: 


„Eine Staffelung des Körperschaftsteuersatzes je 
nach der Höhe des Gewinns, d. h. die Einführung 
einer Progression bei der Körperschaftsteuer, er- 
scheint schon deshalb unangebracht, weil sich die 
Leistungsfähigkeit der Körperschaften im Gegen- 
satz zu derjenigen der natürlichen Personen nicht 
in der absoluten Höhe ihres Einkommens aus- 
wirkt. Dieses Einkommen muß vielmehr zu der 
Höhe des Grund- oder Stammkapitals der Kapital- 
gesellschaft, das handelsrechtlich die Grundlage 
derselben bildet, in Beziehung gesetzt werden. 
Dabei werden mindestens die offenen Reserven 
zu berücksichtigen sein. Bei der Schweizer Wehr- 
steuer ist dementsprechend für die Körperschaf- 
ten eine Progression eingeführt worden, die sich 
nach dem Verhältnis des Gewinns zum Eigenkapi- 
tal richtet. Die Übernahme empfiehlt sich aber 
nicht, da dieses Verfahren je nach der Lage der 
Konjunktur und der verschiedenen Branchen zu 
Ungleichmäßigkeiten und Ungerechtigkeiten füh- 
ren kann. 

Ein Progressionstarif bei Körperschaften kann im 
übrigen zu erheblichen verwaltungsmäßigen 
Schwierigkeiten und unerwünschten wirtschaft- 
lichen Auswirkungen dadurch führen, daß die Ka- 
pitalgesellschaften, um einen steuerlichen Vorteil 
zu erlangen, dahin tendieren, sich in mehrere klei- 
nere Gesellschaften aufzugliedern." 

Die Bundesregierung hält diese Gründe, insbeson- 
dere die verwaltungstechnischen Bedenken, für 
durchschlagend. Sie vermag daher die Einführung 
eines nach der Gewinnhöhe progressiv gestaffelten 
Körperschaftsteuertarifs nicht zu befürworten. 

Im Rahmen der Reformüberlegungen war auch ab- 
zuwägen, ob mit dem Vomhundertsatz von 56 etwa 
die Toleranzgrenze überschritten wird, deren Ein- 
haltung in unserer Wirtschaftsordnung notwendig 
ist, um die Investitionsmöglichkeiten, den Leistungs- 
willen und damit letztlich die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Volkswirtschaft im internationalen Raum 
nicht zu gefährden. Es erscheint jedoch kaum mög- 
lich, diese Toleranzgrenze durch einen bestimmten 
Vomhundertsatz abzustecken. Die nominelle Bela- 
stungsziffer erlaubt im allgemeinen keine endgül- 
tige Aussage über die tatsächliche Wettbewerbslage 
einer Volkswirtschaft oder einzelner Bereiche. Auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen müßten 
neben dem Tarif auch andere Besteuerungsmerkmale, 
insbesondere die Bemessungsgrundlage, die Ab- 
schreibungsmöglichkeiten und die Investitionsver- 
günstigungen, in die Wertung einbezogen werden. 
Desgleichen wären die ökonomischen Wirkungen an- 
derer Steuern sowie der vom Staat zur Verfügung 
gestellten Gegenleistungen auf dem Gebiet der In- 
frastruktur usw. zu berücksichtigen, von denen die 
Wettbewerbsfähigkeit ebenfalls maßgeblich beein- 
flußt wird. 

Aus den dargelegten Gründen läßt sich allein aus 
einem internationalen Vergleich der nominellen Kör- 
perschaftsteuersätze, bei dem die Bundesrepublik mit 
56 v. H. Steuer auf den einbehaltenen Gewinn wohl 
an der Spitze liegt, keine eindeutige Aussage her- 
leiten. Unabhängig von allen anderen Erwägungen 
fällt jedoch entscheidend ins Gewicht, daß der Kör- 
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perschaftsteuersatz für den einbehaltenen Gewinn 
nicht losgelöst von der steuerlichen Behandlung aus- 
geschütteter Gewinne betrachtet werden darf, wenn 
die wirtschaftlichen Auswirkungen der Körperschaft- 
steuer beurteilt werden. Geht man hiervon aus, so 
ist zu berücksichtigen, daß die gegenwärtige Be- 
lastung ausgeschütteter Gewinne mit Körperschaft- 
steuer künftig in der Regel vollständig entfallen 
soll. Eine so weitgehende Begünstigung ausgeschüt- 
teter Gewinne gibt es bisher in keinem der west- 
lichen Industriestaaten. Die Bundesregierung ist des- 
halb der Ansicht, daß die Anhebung des Körper- 
schaftsteuersatzes für den einbehaltenen Gewinn auf 
56 v. H. auch unter Berücksichtigung der Reformmaß- 
nahmen bei anderen Steuern keine Gefahren hin- 
sichtlich der Wettbewerbsfähigkeit unserer Volks- 
wirtschaft auslösen wird. 

b) Ausgeschüttete Gewinne 

Bei der Gestaltung des Anrechnungsverfahrens hätte 
es nahegelegen, den ausgeschütteten Gewinn ebenso 
mit 56 v. H. zu besteuern wie den einbehaltenen Ge- 
winn. Soweit nämlich die auf Ausschüttungen ent- 
fallende Körperschaftsteuer bei den Anteilseignern 
angerechnet wird, ist ihre Höhe nur unter Liquidi- 
tätsgesichtspunkten wichtig. Weit größere Bedeu- 
tung erlangt die Vorbelastung aber für die Gruppe 
von Anteilseignern, bei der die Dividenden nicht in 
die Veranlagung einbezogen werden, sondern nur 
der Kapitalertragsteuer unterliegen (vgl. II. 3.). Für 
diese Gruppe von Körperschaften hätte eine Anhe- 
bung der Ausschüttungsbelastung von jetzt 24,6 v. H. 
auf 56 v. H. eine erhebliche Ertragseinbuße mit sich 
gebracht. Die Bundesregierung hat sich deshalb ent- 
schlossen, den ausgeschütteten Gewinn nur mit 
36 v. H. Körperschaftsteuer zu belasten, andererseits 
jedoch die Kapitalertragsteuer beizubehalten. Diese 
Regelung ermöglicht es, die Gesamtbelastung des 
ausgeschütteten Gewinns bei der ausschüttenden 
Körperschaft und einem Anteilseigner, bei dem die 
Dividende nicht in die Veranlagung einbezogen 
wird, auf 52 v. H. zu begrenzen. Diese Gesamtbe- 
lastung setzt sich aus 36 Prozentpunkten Körper- 
schaftsteuer und 16 Prozentpunkten Kapitalertrag- 
steuer (25 v. H. von 100 — 36 = 64) zusammen. 

Daß die Körperschaftsteuer für ausgeschüttete Ge- 
winne 36 v. H. betragen soll, ist auch auf eine Be- 
stimmung in den meisten der von der Bundesrepu- 
blik abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen 
zurückzuführen. Mit diesem Steuersatz wird erreicht, 
daß der Ausschüttungssatz um 20 Prozentpunkte 
unter dem Körperschaftsteuersatz für einbehaltene 
Gewinne liegt. Nur unter dieser Voraussetzung ist 
es der Bundesrepublik nach den Abkommen gestat- 
tet, auf Gewinnausschüttungen inländischer Tochter- 
gesellschaften an ihre ausländischen Muttergesell- 
schaften eine Kapitalertragsteuer zu erheben, die 
über dem Satz von 15 v. H. liegt. Die Erhebung einer 
höheren Kapitalertragsteuer ist in diesen Fällen 
ebenso wie für vergleichbare Fälle im innerstaat- 
lichen Bereich aus Wettbewerbsgründen notwendig. 
Die Tatsache, daß ausgeschüttete Gewinne auch 
künftig bei der ausschüttenden Körperschaft generell 
mit Körperschaftsteuer belastet werden, bietet im 
übrigen nicht nur Vorteile im Hinblick auf Anteils- 


eigner, bei denen die Dividende lediglich der Kapi- 
talertragsteuer unterliegt. Ein weiterer Vorzug dieser 
Lösung liegt darin, daß sie die ausschüttende Körper- 
schaft liquiditätsmäßig günstiger stellt als ein 
System mit einheitlicher Belastung von 56 v. H. für 
thesaurierte und ausgeschüttete Gewinne. Dadurch 
wird die Ausschüttung einer bis zu 20 Punkte höhe- 
ren Bardividende ermöglicht. 

Für anrechnungsberechtigte Anteilseigner kann es 
allerdings im Grunde gleichgültig sein, ob sie die 
Dividende in bar von der Gesellschaft oder in Form 
der Steueranrechnung vom Finanzamt erhalten. Hier 
liegt der Nachteil einer geringeren Bardividende 
höchstens in der zeitlichen Verzögerung, wenn die 
Steuergutschrift sich erst zu einem späteren Zeit- 
punkt in Gestalt einer geringeren Steuernachzahlung 
oder einer Erstattung in der Einkommenssphäre nie- 
derschlägt. In vielen Fällen wird sich ein solcher 
Nachteil durch rechtzeitige Anpassung der Einkom- 
mensteuervorauszahlungen vermeiden lassen. Den- 
noch könnte während einer gewissen Anlaufphase 
nach der Systemumstellung auch in den Augen an- 
rechnungsberechtigter Kapitalanleger die Höhe der 
Bardividende noch einen gewissen Einfluß auf den 
Anlageentschluß ausüben. 

Von Bedeutung bleibt die Bardividende für die im 
Ausland veranlagten Anteilseigner mit Streubesitz, 
die nicht zur Anrechnung berechtigt sind. Sie könn- 
ten bei zu starker Kürzung der Bardividende von 
dem Erwerb weiterer Anteile abgeschreckt oder gar 
zur Veräußerung ihrer Anteile an inländischen Kapi- 
talgesellschaften veranlaßt werden. 

Die niedrigere Ausschüttungsbelastung wird geset- 
zestechnisch nicht wie im geltenden Recht durch 
einen ermäßigten Steuersatz herbeigeführt. Mit 
einem ermäßigten Steuersatz hätte sich die ge- 
wünschte Belastung ausgeschütteter Gewinne nicht 
erreichen lassen, weil die ermäßigte Körperschaft- 
steuer als Teil des Einkommens der ausschüttenden 
Körperschaft dem vollen Körperschaftsteuersatz 
unterliegen würde (sogenannte Schattenwirkung des 
gespaltenen Steuersatzes). Der Entwurf geht deshalb 
einen anderen Weg, mit dem die erstrebte einheit- 
liche Ausschüttungsbelastung von 36 v. H. des Ge- 
winns, der sich vor Abzug der Körperschaftsteuer 
ergibt, genau hergestellt werden kann. Wegen der 
Einzelheiten vgl. die Begründung zu den §§ 30 ff. 


3. Wesentliche Abweichungen gegenüber dem Vor- 
schlag der Steuerreformkommission 

Wie bereits unter I. 4. dargelegt, hat auch die Steuer- 
reformkommission die Einführung eines Anrech- 
nungsverfahrens zur Reform der Körperschaftsteuer 
vorgeschlagen. Von diesem Vorschlag unterscheidet 
sich der Entwurf der Bundesregierung aber nicht nur 
hinsichtlich der unterschiedlichen Steuerbelastung 
für einbehaltene und für ausgeschüttete Gewinne 
(die Steuerreformkommission hatte einen Einheits- 
satz von 55 v. H. empfohlen) und einiger anderer 
Einzelregelungen. Der wesentliche Unterschied liegt 
in den voneinander abweichenden Konzeptionen der 
Systeme. 
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Die Steuerreformkommission geht in ihrem Gut- 
achten von der Überlegung aus, daß es an sich folge- 
richtig wäre, den gesamten Unternehmensgewinn 
nach den individuellen Einkommensverhältnissen 
der Anteilseigner zu besteuern, und zwar auch so- 
weit der Gewinn nicht ausgeschüttet wird, daß aber 
technische Gründe eine so weitgehende Lösung nicht 
zulassen. Von dieser Ausgangsüberlegung leitet die 
Kommission ihre Einzelvorschläge ab. 

Dementsprechend schlägt sie unter anderem vor, 
Einnahmen, die einer Kapitalgesellschaft steuerfrei 
zufließen (z. B. steuerfreie Au^andseinnahmen, Zin- 
sen, Investitionszulagen) im Falle ihrer Ausschüt- 
tung steuerfrei durch die Gesellschaft hindurchzu- 
leiten und auch bei den Anteilseignern nicht zu be- 
steuern. Auf diese Weise würde eine Gleichbehand- 
lung mit steuerfreien Einnahmen einer Personenge- 
sellschaft erreicht. 

Ein anderer Vorschlag der Steuerreformkommission 
geht dahin, die Ausgabe von Gratisaktien bei der 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln wie eine 
Ausschüttung zu behandeln und bei den Anteils- 
eignern die Körperschaftsteuer anzurechnen, die auf 
den in haftendes Kapital umgewandelten Rücklagen 
der Gesellschaft lastet. 

Der Entwurf der Bundesregierung beruht demgegen- 
über auf der Überlegung, daß die selbständige Be- 
steuerung des Einkommens der Kapitalgesellschaf- 
ten es ausschließt, Tatsachen, durch welche die Höhe 
der Körperschaftsteuer beeinflußt wird, bei der Be- 
steuerung der Anteilseigner so zu berücksichtigen, 
als gebe es die Kapitalgesellschaft nicht. Auch einen 
solchen teilweisen Durchgriff durch die juristische 
Person hält die Bundesregierung nicht für erforder- 
lich und entsprechend den vom Bundesverfassungs- 
gericht entwickelten Grundsätzen auch nicht für zu- 
lässig (vgl. I. 5.). Auf die Ausschüttung von Gewin- 
nen übertragen, die bei der ausschüttenden Kapital- 
gesellschaft steuerfrei geblieben sind, bedeutet dies, 
daß die Steuerfreiheit auf die Anteilseigner nicht 
durchschlagen darf. Die Verselbständigung der juri- 
stischen Person muß dazu führen, daß Dividenden 
bei den Anteilseignern unabhängig davon zur Ein- 
kommensbesteuerung herangezogen werden, ob das 
zur Ausschüttung verwendete Eigenkapital der juri- 
stischen Person mit Körperschaftsteuer belastet war 
oder nicht. 

Abweichend von den Vorschlägen der Steuerreform- 
kommission soll auch die Ausgabe von Gratis- 
anteilen bei der Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln nicht wie eine Ausschüttung behandelt wer- 
den. Eine solche Behandlung würde voraussetzen, 
daß der Vorgang wie eine Ausschüttung mit an- 
schließender Wiedereinlage in die Gesellschaft an- 
gesehen wird (Fiktion einer Doppelmaßnahme). Das 
aber widerspräche der — auch international ge- 
sehen — herrschenden Ansicht, wonach die Ausgabe 
von Gratisanteilen nur die Vermögenssphäre des 
Anteilseigners berührt, nicht dagegen seine Ein- 
kommenssphäre. Darüber hinaus steht der Vorschlag 
der Steuerreformkommission mit dem Ziel der Bun- 
desregierung, gleiche Wettbewerbsbedingungen zu 
schaffen, nicht im Einklang. Der einbehaltene Ge- 
winn verliert seine Wettbewerbsrelevanz nicht da- 


durch, daß er in haftendes Kapital umgewandelt 
wird. Hinzu käme, daß die Auslesefunktion des 
Kapitalmarkts unterlaufen würde und überdies je 
nach dem Ausmaß, in dem von der Möglichkeit der 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln Gebrauch 
gemacht wird, ein erheblicher zusätzlicher Steuer- 
ausfall eintreten könnte. Nach dem Entwurf der 
Bundesregierung ist eine Steuerentlastung für Rück- 
lagen, die in haftendes Kapital umgewandelt wor- 
den sind, daher erst für den Zeitpunkt vorgesehen, 
in dem sich die juristische Person der einbehaltenen 
Gewinne durch Ausschüttung an die Anteilseigner 
tatsächlich entäußert. 


IV. Sonderprobleme 
der Körperschaftsteuerreform 

1. Nicht anrechnungsberechtigte Anteilseigner 

Die Einführung des Anrechnungsverfahrens mit voll- 
ständiger Beseitigung der Doppelbelastung für aus- 
geschüttete Körperschaftsgewinne wirft von den 
wirtschaftlichen Auswirkungen und von der politi- 
schen Tragweite her ein schwer zu lösendes Problem 
auf. Es betrifft die Anteilseigner, bei denen die Devi- 
denden nicht in die Veranlagung einbezogen werden, 
sondern nur der Kapitalertragsteuer unterliegen, 
d. h. die juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
und die von der Körperschaftsteuer befreiten Anteils- 
eigner. Die im Entwurf vorgesehene Minderung der 
Körperschaftsteuer auf die Ausschüttungsbelastung 
von 36 v. H. kommt selbstverständlich auch diesen 
Anteilseignern zugute. Würde darüber hinaus auch 
die Ausschüttungsbelastung mit Körperschaftsteuer 
für den bezeichneten Kreis von Anteilseignern be- 
seitigt, so wären die Dividenden im Endergebnis nur 
mit der Kapitalertragsteuer belastet. Ein solches Er- 
gebnis kann nicht hingenommen werden, weil für 
diese Anteilseigner typisch ist, daß sie sich unter 
Zwischenschaltung einer Kapitalgesellschaft am 
Wettbewerb beteiligen. Die Bedeutung des Pro- 
blems wird daraus ersichtlich, daß die öffentliche 
Hand ca. 13 v. H. des Grundkapitals der deutschen 
Aktiengesellschaften besitzt. Die Bundesregierung 
ist deshalb der Ansicht, daß eine Anrechnung oder 
Vergütung der Körperschaftsteuer in Höhe der Aus- 
schüttungsbelastung von 36 v. H. für juristische Per- 
sonen des öffentlichen Rechts und steuerbefreite An- 
teilseigner nicht in Betracht kommen kann. 

Besondere Schwierigkeiten bereitet jedoch die 
Frage, ob die ausgeschütteten Gewinne, die an 
diese Anteilseigner fließen, zusätzlich mit der vollen 
Kapitalertragsteuer belastet werden sollen, so daß 
die Gesamtbelastung 52 v. H. beträgt (vgl. III. 2. b) 
oder ob eine niedrigere Gesamtbelastung vorzu- 
ziehen ist. Die Bundesregierung vertritt hierzu die 
Auffassung, daß die bisherige Gesamtbelastung von 
regelmäßig ca. 44 v. H. des Gewinns, der sich vor 
Abzug der Körperschaftsteuer ergibt, auch in Zu- 
kunft maßgebend sein soll. Diese Gesamtbelastung 
soll künftig auch für Wohnungs- und Siedlungsunter- 
nehmen eintreten, da sie voll im Wettbewerb ste- 
hen. Um das gewünschte Ergebnis zu erzielen, ist im 
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Entwurf des Einkommensteuergesetzes vorgesehen, 
daß die Hälfte der Kapitalertragsteuer an die ge- 
nannten Anteilseigner erstattet wird. Die Gesamt- 
belastung von 44 v. H. setzt sich aus 36 Prozent- 
punkten Körperschaftsteuer und 8 Prozentpunkten 
Kapitalertragsteuer zusammen 1 ). 

Eine Sonderregelung soll weiterhin für gemein- 
nützige Anteilseigner gelten, die nicht Wohnungs- 
oder Siedlungsunternehmen sind, sowie für Kirchen. 
Ihnen soll die Kapitalertragsteuer wie bisher voll 
erstattet werden, so daß ihre Beteiligungserträge 
lediglich mit 36 v. H. Körperschaftsteuer beiästet 
sind. 


2. Ausländische Anteilseigner 

Die Behandlung der ausländischen Anteilseigner ge- 
hört zu den wichtigsten Problemen der Körperschaft- 
steuerreform. Im Hinblick auf eine sachgerechte Be- 
lastung dieser Anteilseigner sollten außer den Wir- 
kungen eines neuen deutschen Körperschaftsteuer- 
systems auch die Wesenselemente des ausländischen 
Steuerrechts und die maßgebenden internationalen 
Aufteilungsregeln berücksichtigt werden. Daher war 
insbesondere zu prüfen, ob sich das künftige deut- 
sche Körperschaftsteuersystem ausreichend in den 
Komplex der Steuerrechtsordnungen anderer Staaten 
und in das immer dichter gewordene Netz von Dop- 
pelbesteuerungsabkommen einfügt. Die Wahl eines 
Anrechnungsverfahrens und die unterschiedliche 
Belastung einbehaltener und ausgeschütteter Kör- 
perschaftsgewinne sind durch diese Überlegungen 
maßgeblich beeinflußt worden. Der vorliegende Ent- 
wurf enthält für ausländische Anteilseigner keine 
Sondervorschriften. Unterschiedliche Rechtsfolgen 
für natürliche Personen sowie juristische Personen 
mit Streubesitz auf der einen Seite und juristischen 
Personen mit einer wesentlichen Beteiligung auf der 
anderen Seite ergeben sich wie nach geltendem 
Recht aus den bestehenden Doppelbesteuerungs- 
abkommen. 


3. Besondere Gewinnermittlungsvorschriften für 
Versicherungsunternehmen 

Losgelöst von der Systemumstellung ergibt sich das 
Problem, daß die im geltenden Körperschaftsteuer- 
gesetz enthaltenen besonderen Vorschriften für die 
Gewinnermittlung bei Versicherungsunternehmen 
insbesondere nach der Reform des Aktienrechts nicht 
mehr ausreichen. Die Lösung zahlreicher anstehen- 
der Fragen war in der Vergangenheit weitgehend 
der Rechtsprechung und der Verwaltung Vorbehal- 
ten geblieben. 

Durch den Entwurf soll die Besteuerung der Ver- 
sicherungsunternehmen auf eine sichere Rechts- 
grundlage gestellt werden. Dies gilt besonders für 
das umfangreiche Gebiet der versicherungstech- 
nischen Rückstellungen. Für diesen Bereich soll 
eine gesetzliche Regelung getroffen werden, die 


*) Die volle Kapitalertragsteuer beträgt 25 v. H. von 
64 (100 - 36) = 16 


einerseits den Besonderheiten der Versicherungs- 
unternehmen Rechnung trägt, andererseits aber auch 
mit dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung im Einklang steht. 


V. Internationaler Vergleich 
der Körperschaftsteuer 

Struktur und Tarife der Körperschaftsteuer in den 
westlichen Industriestaaten und in Japan sind unter- 
schiedlich. Die ausgeschütteten Gewinne unterliegen 
überwiegend einer Doppelbelastung, die zum Teil 
durch verschiedene Verfahren und in unterschied- 
licher Höhe gemildert wird. Je nach dem Grad der 
Doppelbelastung lassen sich sechs Systeme unter- 
scheiden, die in der Übersicht auf Seite 334 darge- 
stellt sind. 

Wie diese Übersicht zeigt, bestehen gegenwärtig 
neben dem sogenannten klassischen System mit 
voller Doppelbelastung drei Systeme, durch die die 
Doppelbelastung partiell beseitigt wird (gespalte- 
ner Körperschaftsteuersatz, Teilanrechnung der 
Körperschaftsteuer auf die Einkommensteuer und 
eine Kombination beider Systeme). Das System des 
Abzugs einer „Primärdividende" bis zu bestimmten 
Höchstsätzen kann je nach der Höhe der Ausschüt- 
tung zur vollen oder teilweisen Beseitigung der 
Doppelbelastung führen. Beim Abzug der Ausschüt- 
tung vom Gewinn wird die Doppelbelastung in je- 
dem Falle ausgeschlossen. 


VI. Harmonisierung der Körperschaftsteuer 

Wie der internationale Steuervergleich zeigt, sind 
innerhalb der auf neun Mitgliedstaaten erweiterten 
europäischen Gemeinschaft gegenwärtig vier ver- 
schiedene Körperschaftsteuersysteme vertreten, und 
zwar das „klassische" System, das System des ge- 
spaltenen Steuersatzes, das Teilanrechnungssystem 
und das System des begrenzten Abzugs einer Pri- 
märdividende. Schon diese Vielfalt macht deutlich, 
daß auf dem Gebiet der direkten Steuern die Har- 
monisierung der Körperschaftsteuer zu den wichtig- 
sten Aufgaben gehört, die der Europäischen Gemein- 
schaft gestellt sind. Der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften hat am 22. März 1971 beschlossen, im 
Rahmen des Stufenplans zur Verwirklichung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion die Struktur der 
Körperschaftsteuer zu harmonisieren. 

Trotz dieses Beschlusses, den die Bundesregierung 
begrüßt, liegt aber ein konkreter Vorschlag der 
Kommission noch nicht vor. Die Bundesregierung 
hält es unter den gegebenen Umständen nicht für 
vertretbar, die angekündigte Steuerreform hinaus- 
zuschieben, bis die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften weitere Initiativen ergreift. Da be- 
reits vier Mitgliedstaaten ein Anrechnungsverfahren 
— wenn auch mit unterschiedlicher Ausgestaltung 
besitzen — sieht die Bundesregierung in ihrem Re- 
formvorschlag, der ebenfalls auf die Steueranrech- 
nung zielt, einen Beitrag zur Harmonisierung der 
Körperschaftsteuerstrukturen in der Europäischen 
Gemeinschaft. 
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Körperschaften im internationalen Vergleich 

nach dem Stand vom 1. 10. 1973 

System der Gewinnbesteuerung 

Staaten 

Steuersätze 4 ) 

„Klassisches" System mit 

Italien (ab 1974) 2 ) 

39,2 v. H. (Höchstsatz) 3 ) 

einheitlicher Besteuerung des Gesamt- 
gewinns ohne Entlastung der Ausschüttung 

Luxemburg 

20 v. H. bis 45 v. H. 4 ) 

Niederlande 

48 v. H. 5 ) 


Schweiz (Zürich) 6 ) 

8,676 v. H. bis 35,68 v. H. 7 ) 


USA (New York) 

51,64 v. H. 8 ) 

System des gespaltenen Steuersatzes 

Bundesrepublik 

52,53 v. H. 

(ermäßigter Tarif auf Ausschüttung) 

Deutschland 

15,45 v. H. 


Österreich 

30 v. H. bis 55 v. H. 10 ); 

auf Ausschüttung die Hälfte der 

Tarifsätze 

System der Teilanrechnung der auf Aus- 

Belgien 

43,8 v. H. (Höchstsatz) n ) 

Schüttungen entfallenden Körperschaft- 
steuer auf die Einkommensteuer 

Frankreich 

50 v. H. 

der Anteilseigner 

Großbritannien 

50 v. H. 


Irland 

23 v. H. Corporation Profits Tax 
26,95 v. H. Income Tax 

Kombination von Teilanrechnungssystem 

Japan 13 ) 

36,7 v. H. (Höchstsatz) 

mit gespaltenem Steuersatz 

26 v. H. (Ausschüttungssatz) 

System des Abzugs einer „Primär- 

Dänemark 

36 v. H. 

dividende" bis zu bestimmten Höchstsätzen 
des Nominalkapitals 

Schweden 

53 v. H. (Höchstsatz) 3 ) 

System des Vollabzugs der Ausschüttung 

Norwegen 2 ) 

50,8 v. H. (Höchstsatz) 3 ) 

vom Gewinn 




*) einschließlich Steuern der nachgeordneten Gebietskörperschaften, Zuschläge u. ä.; ohne Sondersätze für bestimmte 
Gesellschaften u. ä. 

2 ) bei der Kommunalsteuer sind Ausschüttungen beim Empfänger einkommen- bzw. körperschaftsteuerfrei 

3 ) Kommunalsteuersätze sind örtlich verschieden 

4 ) progressiver Durchrechnungstarif: 20 v. H. f 30 v. H., 40 v. H.; 45 v. H. auf Gewinnteile über 10 Millionen 1fr 

6 ) ermäßigter Eingangssatz von 45 v. H. auf Gewinne bis zu 50 000 hfl 

6 ) ohne die Ergänzungssteuer auf Kapital und Reserven 

7 ) progressive Staffelung nach Rendite: Bund 3,3 v. H. bis 8,8 v. H., Kantone und Gemeinde 5,376 v. H. bis 26,88 v. H.; 
alle Steuern sind bei Gewinnermittlung zur Bundessteuer absetzbar; Effektivbelastung ist somit geringer 

8 ) bei Bundessteuer: Eingangssatz von 22 v. H. („surtax exemption") auf Gewinnteile bis 25 000 $ 

9 ) Tarifsatz auf Ausschüttung. Steuersätze ohne den zeitlich befristeten Stabilitätszuschlag 

10 ) progressiver Durchrechnungstarif 

n ) Normalsatz der Staatssteuer 30 v. H.; Sondersätze von 25 v. H. bzw. 35 v. H. auf bestimmte Gewinnteile; hinzu 
kommen zwei staatliche und ein kommunaler Zuschlag 

12 ) Die Income Tax beträgt 35 v. H. von der um die Corporation Profits Tax geminderten Bemessungsgrundlage; Voll- 
anrechnung der Income Tax auf die Einkommensteuer der Anteilseigner; keine Anrechnung der Corporation Pro- 
fits Tax. 

13 ) Anrechnung von 5 v. H. bis 10 v. H. der Dividenden auf die Einkommensteuer der Anteilseigner 
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B. EINZELBEGRÜNDUNG 


ERSTER TEIL 
Steuerpflicht 

Zu § 1 — Unbeschränkte Steuerpflicht 

Die Vorschrift regelt die unbeschränkte Körper- 
schaftstetierpflicht. 

Die Absätze 1 und 2 stimmen inhaltlich mit § 1 KStG 
1968 überein. Absatz 1 wird in zwei Punkten redak- 
tionell geändert. Durch einen Zusatz in Nummer 5 
soll klargestellt werden, daß es sich bei den in die- 
ser Vorschrift bezeichneten nichtrechtsfähigen Ver- 
einen, Anstalten, Stiftungen und anderen Zweck- 
vermögen um Steuersubjekte handelt, deren Orga- 
nisationsform sich ebenso auf das Privatrecht grün- 
det wie bei den in den Nummern 1 bis 4 genannten 
Steuersubjekten. Das Gegenstück hierzu bilden die 
zum Bereich des öffentlichen Rechts gehörenden Be- 
triebe gewerblicher Art, die in Absatz 1 Nr. 6 be- 
zeichnet sind. In dieser Vorschrift soll der Begriff 
„Betrieb gewerblicher Art einer Körperschaft des 
Öffentlichen Rechts" durch „Betrieb gewerblicher Art 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts" 
ersetzt werden. Die Änderung entspricht der bis- 
herigen Gesetzesauslegung. Durch die geänderte 
Fassung wird — der im Verwaltungsrecht vorherr- 
schenden Sprachregelung folgend — deutlich ge- 
macht, daß nicht nur die Betriebe gewerblicher Art 
von Körperschaften, sondern auch von Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts der Körper- 
schaftsteuer unterliegen. 

Im geltenden Recht bringt der zweite Halbsatz des 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG 1968 ?um Ausdruck, daß die 
Verpachtung eines Betriebs gewerblicher Art einem 
solchen Betrieb gleichsteht. Dieser Tatbestand wird 
im neuen Entwurf in den § 4 aufgenommen, der die 
Definition des Begriffs „Betrieb gewerblicher Art" 
enthält. 

Der neu hinzugefügte Absatz 3 stellt klar, daß zum 
Inland im Sinne des Gesetzes auch der der Bundes- 
republik Deutschland zustehende Anteil am Fest- 
landsockel gehört, soweit dort Naturschätze des 
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes er- 
forscht oder ausgebeutet werden. Diese Regelung 
entspricht § 1 Abs. 2 E-EStG. 


Zu § 2 — Beschränkte Steuerpflicht 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem § 2 
Abs. 1 KStG 1968. Sie ändert die bisherige Rechts- 
lage nicht, enthält jedoch eine schärfere Abgrenzung 
zwischen den beiden Arten der beschränkten Steuer- 
pflicht. Nach dem geltenden Recht überschneidet sich 
die Steuerpflicht im Ausland ansässiger Körper- 
schaftsteuerpflichtiger (Nummer 1) mit der Steuer- 
pflicht, die für sämtliche nicht unbeschränkt Körper- 
schaftsteuerpflichtigen hinsichtlich der dem Steuer- 


abzug unterliegenden Einkünfte besteht (Nummer 2). 
Durch die Einfügung des Wortes „sonstige" in Num- 
mer 2 wird nunmehr klargestellt, daß der Umfang 
der Steuerpflicht im Ausland ansässiger Körper- 
schaftsteuerpflichtiger sich ausschließlich nach der 
Nummer 1 richtet, aus der sich auch die sachliche 
Steuerpflicht für die dem Steuerabzug unterliegen- 
den inländischen Einkünfte ergibt. 

Zu § 3 — Abgrenzung der Steuerpflicht bei nicht- 
rechtsfähigen Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen sowie bei Real- 
gemeinden 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem § 3 KStG 
1968. Der Absatz 1 stimmt wörtlich mit Absatz 1 des 
§ 3 KStG 1968 überein. Die Änderung des Absatzes 2 
ist nur redaktioneller Art. In ihm ist der Inhalt der 
Absätze 2 und 3 des § 3 KtSG 1968 zur Vermeidung 
von Wiederholungen zusammengefaßt worden. 

Zu § 4 — Betriebe gewerblicher Art von juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts 

Die Vorschrift ist neu in das Gesetz aufgenommen 
worden. Sie enthält die Definition für die in § 1 
Abs. 1 Nr. 6 bezeichneten Betriebe gewerblicher Art 
von juristischen Personen des öffentlichen Rechts. 
Entsprechende Vorschriften sind gegenwärtig in § 1 
Abs. 1 Ziff. 6 KStG 1968 und in den §§ 1 bis 6 KStDV 
1968 enthalten. § 4 des Entwurfs lehnt sich hieran 
weitgehend an. Die bisherige Rechtslage soll durch 
die Neufassung nicht verändert werden. Das gilt 
auch, soweit Bestimmungen der §§ 1 bis 6 KStDV 
nicht in sie aufgenommen worden sind. Insoweit 
erscheint eine gesetzliche Nominierung als entbehr- 
lich, weil sie lediglich der Erläuterung dienen würde. 
Es ist beabsichtigt, die Verwaltungsanweisungen 
entsprechend zu ergänzen. 

Der bisher in § 1 KStDV 1968 verwendete Begriff 
„Körperschaft des öffentlichen Rechts" wird in An- 
passung an § 1 Abs. 1 Nr. 6 durch die Bezeichnung 
„juristische Person des öffentlichen Rechts" ersetzt. 
Auch hierdurch ändert sich der bisherige Rechtszu- 
stand nicht. 

Zu den Abweichungen gegenüber den Vorschriften 
der §§ 1 bis 6 KStDV 1968 ist im einzelnen folgendes 
zu bemerken: 

Absatz 1 

Absatz 1 enthält die Legaldefinition für den Betrieb 
gewerblicher Art. Sie entspricht im Grundsatz der 
Begriffsbestimmung des § 1 KStDV 1968. Eine Ab- 
weichung besteht darin, daß die Abgrenzung des Be- 
triebs gewerblicher Art gegen den land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieb in die Definition des Absat- 
zes 1 übernommen worden ist. Nach § 1 KStDV 1968 
gehören auch land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
zu den Betrieben gewerblicher Art; sie sind jedoch 
nach § 3 KStDV steuerfrei. Dagegen umfaßt der Be- 
griff „Betrieb gewerblicher Art" gemäß § 4 Abs. 1 
des Entwurfs die land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebe nicht. Das ergibt sich aus der Formulierung 
„ . . . Einrichtungen, die einer . . . Tätigkeit außerhalb 
der Land- und Forstwirtschaft . . . dienen." 
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Nach Satz 1 ist Kennzeichnen der Betriebe gewerb- 
licher Art, daß es sich um Einrichtungen handelt, die 
einer nachhaltigen wirtschaftlichen Tätigkeit „zur Er- 
zielung von Einnahmen 11 dienen. Hierin liegt eine 
weitere Abweichung gegenüber der Definition des § 1 
KStDV 1968, nach der ein Betrieb gewerblicher Art 
auch vorliegt, wenn die Tätigkeit nicht zur Erzielung 
von Einnahmen, sondern zur Erzielung „anderer 
wirtschaftlicher Vorteile 11 dient. Die letztgenannte 
Alternative ist nicht in den § 4 Abs. 1 Satz 1 des 
Entwurfs übernommen worden. Sie ist entbehrlich, 
weil der Einnahmebegriff des § 47 E-EStG auch 
„geldwerte 11 , d. h. wirtschaftliche, Vorteile umfaßt. 

Nach Absatz 1 Satz 2 soll für die Annahme eines 
Betriebs gewerblicher Art nicht erforderlich sein, daß 
die juristische Person des öffentlichen Rechts sich 
durch die in Satz 1 näher gekennzeichnete Einrich- 
tung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr be- 
teiligt. Dieses negative Abgrenzungsmerkmal war 
bisher in der entsprechenden Vorschrift der KStDV 
nicht enthalten. Daraus sind Zweifel entstanden, ob 
sich der Begriff des Betriebs gewerblicher Art vom 
Begriff des Gewerbebetriebes im Sinne des § 1 
GewStDV allein durch das Kriterium der Gewinn- 
erzielungsabsicht unterscheidet, im übrigen die bei- 
den Begriffe aber identisch sind. Es hat in der Ver- 
gangenheit nicht an Stimmen gefehlt, die die Auf- 
fassung vertreten haben, daß zum Begriff des Be- 
triebs gewerblicher Art auch das Merkmal der Be- 
teiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Geschäfts- 
verkehr gehört, der sich also insoweit nicht vom 
Begriff des Gewerbebetriebs unterscheidet, obwohl 
im Gegensatz zu § 1 Abs. 1 GewStDV eine entspre- 
chende körperschaftsteuerliche Bestimmung fehlt. 
Die Frage hat praktische Bedeutung für die Steuer- 
pflicht der sogenannten Eigen- oder Selbstversor- 
gungsbetriebe, die ausschließlich oder fast aus- 
schließlich ihre Lieferungen und Leistungen gegen- 
über der Trägerkörperschaft erbringen. Nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung sind solche 
Selbstversorgungsbetriebe als Betriebe gewerblicher 
Art zu beurteilen, auch wenn sie nicht gegenüber 
Dritten tätig werden. 

Die Besteuerung dieser Betriebe ist unter Wettbe- 
werbsgesichtspunkten gerechtfertigt, weil sie mit den 
im freien Wettbewerb stehenden steuerpflichtigen 
Betrieben insofern konkurrieren, als sie den Bedarf 
der Trägerkörperschaft, zu dessen Befriedigung sie 
eingerichtet werden, vom freien Markt fernhalten. 
Die Einfügung des negativen Abgrenzungsmerkmals, 
daß eine Beteiligung am allgemeinen wirtschaft- 
lichen Verkehr nicht erforderlich ist, soll die aufge- 
tretenen Zweifel beseitigen. 

Absätze 2 und 3 

Beide Vorschriften sind wörtlich aus der KStDV 
1968 übernommen (Absatz 2 = § 5 Abs, 1 KStDV 
1968 und Absatz 3 = § 2 KStDV 1968). Ihnen kommt 
wie bisher in der Ausdeutung des Begriffs „Betrieb 
gewerblicher Art 11 für besonders wichtige Fälle klar- 
' stellende Bedeutung zu, so daß nicht auf sie verzich- 
tet werden kann. Sie beinhalten konkrete Anwen- 
dungsfälle eines Betriebs gewerblicher Art. 


Absatz 4 

Absatz 4 bestimmt, daß als Betrieb gewerblicher 
Art auch die Verpachtung eines solchen Betriebs gilt. 
Die Vorschrift ist aus § 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG 1968 
übernommen worden, um die Bestimmung des Be- 
griffs „Betrieb gewerblicher Art 11 an einer Stelle im 
Gesetz zusammenfassend zu regeln. 

Absatz 5 

Von den steuerpflichtigen Betrieben gewerblicher 
Art sind die Betriebe zu unterscheiden, die der Aus- 
übung der öffentlichen Gewalt dienen und gemein- 
hin als Hoheitsbetriebe bezeichnet werden. Sie un- 
terliegen nicht der Besteuerung. Während das im 
KStG 1925 noch ausdrücklich geregelt war, fehlt seit 
dem KStG 1934 eine entbehrliche ausdrückliche Vor- 
schrift. Sie erschien als entbehrlich, weil sich „Be- 
trieb gewerblicher Art" und „Hoheitsbetrieb" we- 
sensmäßig gegenseitig ausschließen und in § 1 Abs. 1 
Nr. 6 des Gesetzes allein die Steuerpflicht der Be- 
triebe gewerblicher Art bestimmt ist. An dieser 
grundsätzlichen Auffassung wird in der Regierungs- 
vorlage festgehalten. 

Regelungsbedürftig sind aber diejenigen Fälle von 
Einrichtungen der juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts, die nur teilweise der Ausübung öffent- 
licher Gewalt und im übrigen wirtschaftlichen Tätig- 
keiten dienen. In § 4 Satz 1 KStDV 1968 ist hierzu be- 
stimmt, daß Betriebe von Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts, die überwiegend der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt dienen (Hoheitsbetrieb), nicht zu 
den Betrieben gewerblicher Art gehören. Diese Be- 
stimmung ist in § 4 Abs. 5 Satz 1 des Entwurfs über- 
nommen worden. Der Sinn der Bestimmung, die be- 
reits zur Durchführung des Körperschaftsteuergeset- 
zes 1934 ergangen ist, wird durch die Begründung des 
bezeichneten Gesetzes verdeutlicht. Dort ist hierzu 
ausgeführt: „. . . hat jedoch eine Hoheitsverwaltung 
sich einen Betrieb gewerblicher Art eingegliedert 
(z. B. eine Kantine), so ist dieser Betrieb steuer- 
pflichtig .. Die gleiche Ansicht kommt seit jeher 
in den Verwaltungsanweisungen zum Ausdruck. 

In § 6 KStDV 1968 ist bestimmt, daß öffentlich-recht- 
liche Versicherungsanstalten auch unbeschränkt 
steuerpflichtig sind, wenn sie Zwangs- oder Mono- 
polrechte haben. Diese Vorschrift wurde lange dahin 
gehend interpretiert, daß die Tätigkeit der öffent- 
lich-rechtlichen Versicherungsanstalten ausnahms- 
los als gewerblich anzusehen ist. Im Hinblick auf das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Umsatz- 
steuerpflicht der Rundfunkanstalten vom 27. Juli 
1971 (BVerfGE 31, 314) haben sich jedoch Zweifel 
ergeben, ob die konkurrierende Gesetzgebungskom- 
petenz des Bundes ausreicht, die Tätigkeit der öffent- 
lich-rechtlichen Versicherungsanstalten generell als 
gewerblich zu qualifizieren. Die Vorschrift des § 6 
KStDV 1968 wird deshalb nicht in das neue Körper- 
schaftsteuergesetz übernommen. 

Der andererseits vertretenen Auffassung, die Aus- 
stattung einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs- 
anstalt mit Zwangs- und Monopolrechten reiche für 
sich allein aus, ihre Tätigkeit als hoheitlich zu quali- 
fizieren, ist der Bundesfinanzhof in einem zum Ge- 
werbesteuergesetz ergangenen Urteil vom 18. Fe- 
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bruar 1970 (I R 157/67, BStBl. 1970 II. S. 519) entge- 
gengetreten. In dieser Entscheidung ist ausgeführt, 
ob eine öffentlich-rechtliche Versicherungsanstalt 
einen Hoheitsbetrieb oder einen Gewerbebetrieb 
darstellt, sei nach den allgemeinen Abgrenzungs- 
merkmalen zu beurteilen. Allein auf die Zwangs- 
und Monopolrechte könne es nicht abgestellt werden. 
Die Bundesregierung folgt dieser Auffassung. Sie ist 
darüber hinaus der Meinung, daß dies nicht nur für 
öffentlich-rechtliche Versicherungsanstalten gilt, son- 
dern gleichermaßen auch für sonstige öffentlich- 
rechtliche Anstalten und Einrichtungen. Sie hält es 
deshalb für sinnvoll, im Gesetz klarstellend zum 
Ausdruck zu bringen, daß Zwangs- und Monopol- 
rechte für die Annahme eines Hoheitsbetriebs nicht 
ausreichen. Diesem Zweck dient Satz 2 des Ab- 
satzes 5. 


Zu § 5 — Befreiungen 

Die Vorschrift enthält in Absatz 1 die persönlichen 
Befreiungen von der Körperschaftsteuer einschließ- 
lich der Fälle, in denen die Befreiung sich nicht auf 
sämtliche Einkünfte bezieht. Absatz 2 regelt, auf 
welche Sachverhalte die Bestimmungen über die 
Steuerbefreiung nicht anzuwenden sind. 

Die Befreiungen des geltenden Rechts wurden über- 
prüft und zum Teil neu abgegrenzt. Der neue Be- 
freiungskatalog geht überwiegend auf entsprechende 
Vorschriften des § 4 KStG 1968 zurück. Zugleich faßt 
er Befreiungen aus anderen Bestimmungen des KStG 
1968 und der KStDV 1968 zusammen, um das neue 
Körperschaftsteuerrecht überschaubarer zu machen. 
Wie bisher stimmen die Befreiungen bei der Körper- 
schaftsteuer, Gewerbesteuer und Vermögensteuer 
weitgehend überein (vgl. Art. 1 § 3 und Art. 5 
Nr. 2 des Entwurfs eines Zweiten Steuerreformge- 
setzes, Drucksache 7/78). 

Absatz 1 Nr. 1 

Die Vorschrift enthält mit Ausnahme des Unterneh- 
mens „Reichsautobahnen", das nicht mehr besteht, 
die gleichen Befreiungen wie § 4 Abs. 1 Ziff. 1 
KStG 1968. 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist es erforder- 
lich, die Steuerbefreiung für die in der Vorschrift 
bezeichneten Unternehmen wegen ihrer besonderen 
staatswirtschaftlichen Aufgaben im bisherigen Um- 
fang beizubehalten. Aus dem Aufbau des Gesetzes 
folgt, daß die Steuerfreiheit nur insoweit eingrei- 
fen kann, als die staatlichen Einrichtungen nach § 1 
unbeschränkt steuerpflichtig sind, d. h. als sie einen 
Betrieb gewerblicher Art (§ 4) darstellen. Soweit 
z. B. bei der Deutschen Bundespost oder bei der 
Bundesmonopolverwaltung für Branntwein ein Ho- 
heitsbetrieb besteht, fehlt es von vornherein an der 
unbeschränkten Steuerpflicht dieses Betriebs, so 
daß hierfür eine Befreiung nicht in Betracht kommt. 
Wenn trotzdem darauf verzichtet wird, in der Be- 
freiungsvorschrift die Betriebe gewerblicher Art 
ausdrücklich zu benennen, so deshalb, um bei der 
Gesetzesanwendung Abgrenzungsschwierigkeiten zu 
vermeiden. Auch unter diesem Gesichtspunkt hält 


die Bundesregierung es in Übereinstimmung mit 
der Steuerreformkommission (vgl. Tz. IV/298 des 
Gutachtens dieser Kommission, Heft 17 der Schrif- 
tenreihe des Bundesministeriums der Finanzen) 
nicht für vertretbar, die Steuerbefreiung aufzuhe- 
ben, soweit die Betriebe im Wettbewerb mit ande- 
ren steuerpflichtigen Unternehmen stehen. 

Zu den befreiten staatlichen Lotterieunternehmen 
gehören nach der Rechtsprechung des Bundesfinanz- 
hofs nur solche Unternehmen, die der Staat unmittel- 
bar selbst in der Form eines Betriebs gewerblicher 
Art betreibt. Lotterieunternehmen in der Form 
einer Kapitalgesellschaft fallen auch dann nicht un- 
ter die Steuerbefreiung, wenn sich alle Anteile in 
der Hand des Staates befinden (vgl. Urteil Gr. Senat 
1/62 vom 13. November 1963, BStBl. 1964 III S. 190). 

Absatz 1 Nr. 2 

Die Vorschrift regelt die Steuerbefreiung der Kre- 
ditanstalten des öffentlichen Rechts. Sie entspricht 
inhaltlich weitgehend dem § 4 Abs. 1 Ziff. 2 KStG 
1968. Die Grundlage der Regelung bilden die in der 
Bankenenquete enthaltenen Vorschläge der Bundes- 
regierung (Drucksache V/3500, S. 103 ff). Diesen 
Vorschlägen entsprechend, sollen künftig nur noch 
solche Institute von der Körperschaftsteuer befreit 
sein, die — abgesehen von geringfügigen Ausnah- 
men — mit anderen Kreditinstituten nicht im Wett- 
bewerb stehen. 

Die Deutsche Genossenschaftskasse gehört nicht hier- 
zu. Nach den Feststellungen in der Bankenenquete 
führt ihre bisherige Steuerbefreiung zu Wett- 
bewerbsstörungen, weil der Geschäftsbereich der 
Kasse sich mit demjenigen privatwirtschaftlicher 
Kreditinstitute überschneidet. Wegen des anzuwen- 
denden Steuersatzes vgl. § 26 des Entwurfs und 
die Begründung dazu. 

Aus anderen Gründen wurden auch die Deutsche 
Rentenbank und die Deutsche Rentenbank-Kredit- 
anstalt nicht in die Befreiungsvorschrift übernom- 
men. Beide Kreditinstitute befinden sich im Zustand 
der Abwicklung; sie sind nicht zum Neugeschäft zu- 
gelassen. Für die Dauer der Abwicklung erübrigt 
sich ihre Befreiung durch den Entwurf, da die Steuer- 
befreiung nach den Gründungsgesetzen fortgilt. Sie 
ergibt sich für die Deutsche Rentenbank aus § 5 der 
Verordnung über die Errichtung der Deutschen Ren- 
tenbank vom 15. Oktober 1923 (Reichsgesetzbl. I 
S. 963) und für die Deutsche Rentenbank-Kreditan- 
stalt aus § 16 des Gesetzes über die Errichtung der 
Deutschen Rentenbank-Kreditanstalt vom 13. Juli 
1925 (Reichsgesetzbl. I S. 145) in der Fassung der 
Verordnung des Reichspräsidenten zur Belebung der 
Wirtschaft vom 4. September 1932 (Reichsgesetzbl. I 
S. 425). 

Die Deutsche Reichsbank befindet sich zwar eben- 
falls in Abwicklung. Eine Herausnahme diese Insti- 
tuts aus der Befreiungsvorschrift im Körperschaft- 
steuergesetz ist jedoch ohne Rechtsnachteile für das 
Unternehmen nicht möglich, weil hierfür außerhalb 
der Steuergesetze keine Befreiungsvorschrift be- 
steht. 
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Neu in die Vorschrift aufgenommen wurde die 
Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinanzierung. 
Dieses Institut ist im geltenden Recht als Staatsbank 
nach § 4 Abs. 1 Ziff. 3 KStG 1968 befreit. Die Steuer- 
befreiung der Staatsbanken soll nach den Vor- 
schlägen in der Bankenenquete aus Wettbewerbs- 
gründen aufgehoben werden. 

Da die Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinanzie- 
rung vornehmlich Aufgaben erfüllt, die auf Bundes- 
ebene teils von der Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
teils von der Lastenausgleichsbank wahrgenommen 
werden, die beide ebenfalls befreit sind, erscheint 
es gerechtfertigt, die Steuerbefreiung auch für diese 
Anstalt beizubehalten. Die Aufnahme in den Kreis 
der bisher nach § 4 Abs. 1 Ziff. 2 KStG 1968 befrei- 
ten Kreditinstitute führt bei der Bayerischen Lan- 
desanstalt dazu, daß die Steuerbefreiung künftig 
nicht mehr auf die Erfüllung staatswirtschaftlicher 
Aufgaben beschränkt ist. 

Auch die Landeskreditbank Baden-Württemberg ist 
in den Befreiungskatalog einbezogen worden, da sie 
nicht mit steuerpflichtigen Kreditinstituten im Wett- 
bewerb steht. Die Bundesregierung wird im Laufe 
des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob es gerecht- 
fertigt ist, weitere zentrale Kreditinstitute der Län- 
der von der Körperschaftsteuer zu befreien. 

Wegen der Steuerbefreiung für Kreditinstitute, die 
als Organe der staatlichen Wohnungspolitik aner- 
kannt sind, vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 11 des Entwurfs. 

Absatz 1 Nr. 3 

Die Vorschrift regelt die Befreiung der rechtsfähigen 
Pensions-, Sterbe-, Kranken- und Unterstützungs- 
kassen von der Körperschaftsteuer. Die Fassung 
wurde sachlich unverändert aus § 9 Nr. 1 des Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Verbesserung der betrieb- 
lichen Altersversorgung (Bundesrats-Drucksache 
590/73) übernommen. 

Gegenüber dem bisher in § 4 Abs. 1 Ziff. 7 KStG 
1968 geregelten Rechtszustand ergeben sich mehrere 
Änderungen. Die wichtigste besteht in einer Ein- 
schränkung der Befreiung für überdotierte Kassen. 
Die Einzelheiten der Einschränkung werden in § 6 
geregelt. Außerdem soll die Steuerfreiheit für 
Pensionskassen — ebenso wie schon bisher für Un- 
terstützungskassen — nur gewährt werden, wenn 
das Vermögen und die Einkünfte der Kasse für 
deren Zweck dauernd gesichert sind. Neben diese 
materiellen Änderungen treten Änderungen redak- 
tioneller Art. Außerdem werden einzelne Bestim- 
mungen aus den §§ 9 und 11 KStDV 1968 und aus 
den Körperschaftsteuer-Richtlinien in das Gesetz 
übernommen. Wegen der Einzelheiten der Ände- 
rungen vgl. die Begründung zu dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Alters- 
versorgung. 

Absatz 1 Nr. 4 

Die Vorschrift regelt die Steuerbefreiung für klei- 
nere Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. Sie 
dient der Vereinfachung des Besteuerungsverfah- 
rens und wurde in ihren Grundzügen aus § 12 
KStDV 1968 in den Entwurf übernommen. Die Frei- 


grenzen sollen nach Anpassung an die Entwicklung 
der Verhältnisse weiterhin in der Körperschaft- 
steuer-Durchführungsverordnung geregelt werden. 
Hierzu dient die Ermächtigung in § 54 Abs. 1 Nr. 1 
des Entwurfs. 

Absatz 1 Nr. 5 

Die Vorschrift regelt die Befreiung der Berufsver- 
bände ohne öffentlich-rechtlichen Charakter. Sie 
geht auf § 4 Abs. 1 Ziff. 8 KStG 1968 zurück. Die Be- 
freiung wurde im Interesse einheitlicher Rechtsge- 
staltung und der Vereinfachung des Steuerrechts an 
die Regelung für Körperschaften angepaßt, die ge- 
meinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken 
dienen (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Entwurfs). 

Wie bisher sollen Einkünfte des Berufsverbands aus 
einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb steuerpflich- 
tig sein. Die bisherige Unterscheidung zwischen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, die dem Ver- 
bandszweck dienen, und verbandsfremden Ge- 
schäftsbetrieben wird jedoch aufgegeben. Künftig 
soll die Unterhaltung eines verbandsfremden Ge- 
schäftsbetriebs nicht mehr zur Steuerpflicht aller Ein- 
künfte des Berufsverbands führen. Ebenso wie bei 
Geschäftsbetrieben, die dem Verbandszweck dienen, 
soll der Verband auch bei verbandsfremden Betrie- 
ben nur noch mit den Einkünften aus dem wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb partiell steuerpflichtig wer- 
den. Für die übrigen Einkünfte bleibt die Steuerfrei- 
heit erhalten. 

Wegen der Bestimmung des Begriffs wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb vgl. § 13 E-AO. 

Absatz 1 Nr. 6 

Die Vorschrift wurde unverändert aus § 4 Abs. 1 
Ziff. 9 KStG 1968 übernommen. 

Absatz 1 Nr. 7 

Die Vorschrift wurde aus § 8 Abs. 2 KStG 1968 in 
den Katalog der persönlichen Befreiungen übernom- 
men und dabei inhaltlich an die Regelung für Be- 
rufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen Charakter 
(vgl. Nr. 5) angepaßt. Auch diese Anpassung dient 
der Vereinheitlichung steuerre.chtlicher Bestimmun- 
gen. Materiell wird dadurch die Steuerbefreiung der 
politischen Parteien und der politischen Vereine, 
die bisher auf bestimmte Einkunftsarten beschränkt 
war, auf Einkünfte aus Vermietung und Verpach- 
tung (§ 4 Abs. 1 Nr. 6 E-EStG) ausgedehnt. Die 
Steuerbefreiung gilt nicht für Einkünfte, die aus 
einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb bezogen 
werden. 

Der in der bisherigen Gesetzesfassung nicht enthal- 
tene Hinweis auf das Parteiengesetz vom 24. Juli 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 773) dient der Klarstel- 
lung. 

Absatz 1 Nr. 8 

Die Vorschrift regelt die Befreiung für Öffentlich- 
rechtliche Versicherungs- und Versorgungseinrich- 
tungen von Berufsgruppen, deren Angehörige auf- 
grund einer durch Gesetz angeordneten oder auf 
Gesetz beruhenden Verpflichtung Mitglieder dieser 
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Einrichtungen sind. Die Befreiung wurde unverän- 
dert aus § 4 Abs. 1 Ziff. 10 KStG 1968 in den Entwurf 
übernommen. 

Absatz 1 Nr. 9 

Die Vorschrift entspricht § 4 Abs. 1 Ziff. 6 KStG 
1968. Sie regelt die Befreiung für Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die 
nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der 
sonstigen Verfassung und nach der tatsächlichen 
Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwek- 
ken dienen. Der Wortlaut wurde im Interesse einer 
einheitlichen Rechtsgestaltung an die Fassung der 
§§59 und 64 E-AO angepaßt. Durch einen entspre- 
chenden Hinweis wurde klar gestellt, daß die Vor- 
schrift nur für Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen gilt, die steuerbegün- 
stigte Zwecke im Sinne der Abgabenordnung verfol- 
gen. Körperschaften, die ihren gemeinnützigen Sta- 
tus durch ein besonderes Anerkennungs- oder Zu- 
lassungsverfahren aufgrund anderer Gesetze er- 
langt haben (Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
Reichssiedlungsgesetz, Reichsheimstättengesetz), fal- 
len nicht hierunter. Für sie ergibt sich die Steuerbe- 
freiung aus den folgenden Nummern 10 bis 13. 

Absatz 1 Nr. 10 

Die Vorschrift regelt die Befreiung für gemeinnüt- 
zige Wohnungsunternehmen. Die Fassung entspricht, 
abgesehen von redaktionellen Änderungen, § 8 
Ziff, 1 KStDV 1968. 

Die Bundesregierung hält die Steuerbefreiung ent- 
gegen der Auffassung der Steuerreformkommission 
(Tz. IV/361 f. des unter Absatz 1 Nr. 1 angeführten 
Gutachtens dieser Kommission) weiterhin für erfor- 
derlich. Die Erstellung von ausreichendem Wohn- 
raum, der auch für einkommensschwächere Bevölke- 
rungskreise erschwinglich ist, ist eine wichtige ge- 
sellschafts- und sozialpolitische Aufgabe, die auch 
steuerlicher Förderung bedarf. Es kommt hinzu, daß 
bei einem Abbau der Vergünstigung unerwünschte 
Auswirkungen auf die Mietpreisentwicklung nicht 
auszuschließen sind. Diese Überlegungen gelten 
auch für die Nummern 11 bis 13. 

Absatz 1 Nr. 11 

Die Vorschrift übernimmt die in § 8 Ziff. 2 KStDV 
1968 enthaltene Regelung über die Befreiung von 
Organen der staatlichen Wohnungspolitik. Der neu 
aufgenommene Hinweis auf betriebswirtschaftlich 
und organisatorisch getrennte Teile von Unterneh- 
men entspricht der in Aussicht genommenen Ände- 
rung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes. Er 
soll sicherstellen, daß sich die Steuerbefreiung auch 
auf rechtlich unselbständige Unternehmensteile er- 
streckt, die als Organe der staatlichen Wohnungs- 
politik anerkannt sind. 

Absatz 1 Nr. 12 

Die Vorschrift übernimmt die bisherige Regelung 
des § 8 Ziff. 3 KStDV 1968. Die Neufassung stellt 
klar, daß bei gemeinnützigen Siedlungsunternehmen 
die Steuerpflicht nur insoweit eintritt, als ein wirt- 


schaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten wird, der 
über die Durchführung von Siedlungs-, Agrarstruk- 
turverbesserungs- und Landentwicklungsmaßnahmen 
oder von sonstigen gesetzlich zugewiesenen Auf- 
gaben hinausgeht. Die Durchführung von Siedlungs-, 
Agrarstrukturverbesserungs- und Landentwicklungs- 
maßnahmen ist auch dann begünstigt, wenn sie nicht 
ausdrücklich durch Gesetz zugewiesen ist. Zur Er- 
füllung der sonstigen gesetzlich zugewiesenen Auf- 
gaben gehört die Tätigkeit als Beauftragter der Ge- 
meinde bei der Vorbereitung oder Durchführung 
einer Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme, ins- 
besondere als Sanierungsträger oder als Entwick- 
lungsträger sowie als Betreuer von Eigentümern bei 
der Durchführung von Sanierungsmaßnahmen im 
Sinne des § 90 des Städtebauförderungsgesetzes vom 
27. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1125). 

Bei den in der Vorschrift genannten Aufgaben han- 
delt es sich im wesentlichen um die von den zustän- 
digen Landesbehörden genehmigten Satzungsauf- 
gaben. Schon nach dem geltenden Körperschaft- 
steuerrecht wird die Erfüllung dieser Aufgaben von 
den Finanzverwaltungsbehörden allgemein nicht als 
Tätigkeit im Rahmen eines steuerpflichtigen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetriebs angesehen. Die Neu- 
fassung der Vorschrift stellt somit die Fortsetzung 
der bisherigen Verwaltungspraxis sicher. 

Absatz 1 Nr. 13 

Die Vorschrift entspricht der Regelung in § 8 Ziff. 4 
KStDV 1968. Sie stellt klar, daß die von den ober- 
sten Landesbehörden zur Ausgabe von Heimstätten 
zugelassenen gemeinnützigen Unternehmen im Sinne 
des Reichsheimstättengesetzes befreit sind, soweit 
sie keinen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unter- 
halten, der über die Begründung und Vergrößerung 
von Heimstätten hinausgeht. Der Umfang der Be- 
freiung entspricht der in § 34 des Reichsheimstätten- 
gesetzes getroffenen Regelung. 

Absatz 1 Nr. 14 

Nach geltendem Recht (§ 31 KStDV 1968) sind Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften persönlich 
von der Körperschaftsteuer befreit, wenn ihr Ge- 
schäftsbetrieb sich auf die gemeinschaftliche Benut- 
zung land- und forstwirtschaftlicher Betriebseinrich- 
tungen oder Betriebsgegenstände oder auf die Bear- 
beitung oder Verwertung der von den Mitgliedern 
selbst gewonnenen land- und forstwirtschaftlichen 
Erzeugnisse beschränkt. Die Bundesregierung hält 
es aus agrarpolitischen Gründen für geboten, diese 
Befreiung auszudehnen. Die Vorschrift erweitert zu- 
nächst den Kreis der befreiten Körperschaften auf 
Vereine. Darüber hinaus werden nach der Neurege- 
lung auch Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
sowie Vereine von der Körperschaftsteuer befreit, 
die ausschließlich oder neben der schon nach gelten- 
dem Recht begünstigten Tätigkeit Dienst- oder 
Werkleistungen für die Produktion land- und forst- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse oder die Beratung für 
die Produktion oder Verwertung land- und forst- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse der Mitgliedsbetriebe 
zum Gegenstand haben. Die Befreiung erstreckt sich 
nicht auf die Rechts- und Steuerberatung. 
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Das geltende Recht schließt die Befreiung bei einer 
Beteiligung der Genossenschaft an einem steuer- 
pflichtigen Unternehmen aus, sofern es sich nicht 
nur um eine geringfügige Beteiligung an einer Kapi- 
talgesellschaft oder an einer Genossenschaft handelt. 
Durch die Sätze 2 bis 4 der Vorschrift wird diese 
Regelung nach Anpassung an den erweiterten Kreis 
der befreiten Zusammenschlüsse in den Entwurf 
übernommen. Die Abweichungen gegenüber den ent- 
sprechenden Vorschriften in Artikel I § 3 Nr. 7 und 
Artikel 5 Nr. 2 Buchstabe e des Entwurfs eines Zwei- 
ten Steuerreformgesetzes (Drucksache 7/78) beruhen 
darauf, daß sich die neue Fassung stärker an das 
Zivilrecht anlehnt. Sie spricht daher in bezug auf 
Vereine nicht von Beteiligungen oder Kapitalgut- 
haben, sondern von Mitgliedschaftsrechten. 

Absatz 2 

Absatz 2 bezeichnet die Sachverhalte, auf die die 
Befreiungen des Absatzes 1 nicht anzuwenden sind. 
Nach Nummer 1 erstreckt sich die Steuerbefreiung 
nicht auf inländische Einkünfte, die dem Steuerab- 
zug unterliegen. Die Vorschrift entspricht § 4 Abs. 2 
KStG 1968. Der in dieser Vorschrift enhaltene Klam- 
merhinweis auf § 2 Abs. 1 Ziff. 2 KStG 1968 wurde 
nicht übernommen. Dadurch soll zum Ausdruck ge- 
langen, daß Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen mit Sitz oder Geschäftslei- 
tung im Inland künftig auch bei einer Befreiung nach 
§ 5 Abs. 1 unbeschränkt steuerpflichtig sind. 

Nummer 2 bestimmt, daß die Körperschaftsteuer- 
erhöhung bei Gewinnausschüttungen nach § 30 
Abs. 1 und § 46 von der Befreiung ausgenommen ist. 
Gewinnausschüttungen einer befreiten Körperschaft 
unterliegen danach ebenso einer Körperschaftsteuer- 
belastung in Höhe von 36 v. H. wie die Ausschüttun- 
gen steuerpflichtiger Körperschaften. Eine Ausnahme 
gilt nur für Ausschüttungen an befreite Anteilseigner 
(vgl. § 43 Nr. 2 und die Begründung hierzu). Durch 
die Versagung der Steuerbefreiung wird sicherge- 
stellt, daß Gewinnausschüttungen, die bei den An- 
teilseignern nach § 124 E-EStG zur Anrechnung von 
Körperschaftsteuer berechtigen, beim ausschütten- 
den Unternehmen tatsächlich mit Körperschaftsteuer 
belastet worden sind. Die Regelung ist notwendig, 
weil die Anrechnung von Körperschaftsteuer beim 
Anteilseigner aus Gründen der Praktikabilität ohne 
Rücksicht darauf vorgenommen werden soll, ob die 
ausschüttende Körperschaft oder Personenvereini- 
gung unter eine Befreiungsvorschrift fällt oder nicht 
(vgl. auch die Begründung zum Ersten Kapitel des 
Vierten Teils). 

Nummer 3 schließt die Anwendung der Befreiungen 
auf unbeschränkt Steuerpflichtige aus. Die Vor- 
schrift wurde, lediglich redaktionell verändert, aus 
§ 4 Abs. 3 KStG 1968 übernommen. 


Zu § 6 — Einschränkung der Befreiung von Pen- 
sions-, Sterbe-, Kranken- und Unter- 
stützungskassen 

Die Vorschrift bestimmt, in welchem Umfang die 
Steuerbefreiung einer Pensions-, Sterbe-, Kranken- 
oder Unterstützungskasse im Sinne des § 5 Abs. 1 


Nr. 3 eingeschränkt wird, wenn das Vermögen der 
Kasse eine gewisse Höhe übersteigt. Die Fassung 
wurde sachlich unverändert aus § 9 Nr. 2 des Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Verbesserung der betrieb- 
lichen Altersversorgung übernommen (vgl. Bundes- 
rats -Drucksache 590/73). 


ZWEITER TEIL 

Einkommen 


ERSTES KAPITEL 
Allgemeine Vorschriften 

Zu § 7 — Grundlage der Besteuerung 

Die Vorschrift regelt die Bemessungsgrundlage so- 
wie den Bemessungs- und Ermittlungszeitraum für 
die Körperschaftsteuer. 

Absatz 1 bestimmt, daß sich die Körperschaftsteuer 
nach dem zu versteuernden Einkommen bemißt. 
Gegenüber dem geltenden Recht, das in § 5 KStG 
1968 das Einkommen ohne weiteren Zusatz als Be- 
messungsgrundlage bezeichnet, bringt die Neufas- 
sung zum Ausdruck, daß das Einkommen in beson- 
deren Fällen vor Anwendung des Steuersatzes noch 
eine Korrektur erfährt. Die Vorschrift folgt damit 
der Terminologie des Entwurfs des Einkommen- 
steuergesetzes (vgl. § 4 Abs. 4 E-EStG). 

Absatz 2 definiert den Begriff des zu versteuernden 
Einkommens. Hierunter ist das Einkommen im Sinne 
des § 8 Abs. 1, erhöht oder vermindert nach Maß- 
gabe der §§ 13 bis 17, 27 und 28 zu verstehen. 

Der Hinweis auf die §§ 13 bis 17 bedeutet keine 
materielle Änderung gegenüber dem geltenden 
Recht. Diese Vorschriften, die aus § 7 a KStG 1968 
entwickelt worden sind, regeln die Voraussetzungen 
und die Wirkungen der Organschaft. Sie bestimmen, 
daß das Einkommen der Organgesellschaft dem 
Organträger zuzurechnen ist und daß die Organ- 
gesellschaft etwaige Ausgleichszahlungen und die 
darauf entfallende Körperschaftsteuer zu versteuern 
hat. Zu versteuerndes Einkommen ist somit beim 
Organträger der Betrag, der sich unter Berücksichti- 
gung des ihm zuzurechnenden Einkommens der 
Organgesellschaft ergibt. Bei der Organgesellschaft 
ist das zu versteuernde Einkommen unabhängig von 
der Höhe des dem Organträger zur Versteuerung 
zugerechneten Betrags auf der Grundlage etwaiger 
Ausgleichszahlungen und der darauf lastenden Kör- 
perschaftsteuer zu berechnen. 

Eine materielle Änderung des geltenden Rechts be- 
deuten die §§27 und 28. Beide Vorschriften sehen 
unter bestimmten Voraussetzungen die Gewährung 
von Freibeträgen vor, und zwar § 27 für kleinere 
Körperschaften, die keine Gewinne ausschütten, und 
§ 28 für bestimmte, nicht steuerbefreite land- und 
forstwirtschaftliche Kooperationen. Zur Feststellung 
des zu versteuernden Einkommens müssen diese 
Freibeträge vom Einkommen abgezogen werden. 
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Absatz 3 entspricht § 4 Abs. 6 E-EStG. Die Vorschrift 
bringt in Satz 1 zum Ausdruck, daß es sich bei der 
Körperschaftsteuer um eine Jahressteuer handelt. 
Dementsprechend wird in Satz 2 die Regel aufge- 
stellt, daß die Grundlagen für die Festsetzung der 
Körperschaftsteuer jeweils für ein Kalenderjahr zu 
ermitteln sind. Satz 3 enthält eine Ausnahme von 
dieser Regel für die Fälle, in denen die unbe- 
schränkte Steuerpflicht nicht während eines ganzen 
Kalenderjahrs besteht. In diesen Fällen tritt der 
Zeitraum der jeweiligen Steuerpflicht an die Stelle 
des Kalenderjahrs. 

Absatz 4 regelt den Ermittlungszeitraum für diejeni- 
gen Steuerpflichtigen, die Bücher nach den Vor- 
schriften des Handelsgesetzbuchs zu führen haben. 
Diese Steuerpflichtigen haben den Gewinn nach dem 
Wirtschaftsjahr zu ermitteln, für das sie regelmäßig 
Abschlüsse machen. Die Vorschrift entspricht dem 
§ 5 Abs. 2 KStG 1968. Sie wurde lediglich redak- 
tionell an § 9 Abs. 2 Nr. 1 E-EStG angepaßt. 

Absatz 5 entspricht, nur redaktionell verändert, 
§ 16 a Ziff. 2 KStDV 1968. Die Vorschrift regelt die 
Fälle, in denen sich ein Dritter gegenüber dem 
Schuldner der Vermögensabgabe nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz verpflichtet hat, dessen Viertel- 
jahresbeträge der Vermögensabgabe zu tragen. Die 
von dem Dritten geleisteten Vierteljahresbeträge 
unterliegen nach Maßgabe des § 211 LAG bei dem 
Abgabeschuldner der Körperschaftsteuer. Bei der 
Einkommensermittlung des Abgabeschuldners ist 
auch dann von den Leistungen im Kalenderjahr aus- 
zugehen, wenn der Abgabeschuldner den Gewinn 
für ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschafts- 
jahr ermittelt. 

Zu § 8 — Ermittlung des Einkommens' 

Die Vorschrift faßt die allgemeinen Bestimmungen 
über die Ermittlung des Einkommens zusammen. 
Daneben enthält das Gesetz Sondervorschriften für 
die Organschaft (§§ 13 bis 18), für Versicherungs- 
unternehmen (§§ 19 bis 24) und für Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften (§ 2.5). 

Absatz 1 umschreibt den Einkommensbegriff des 
Körperschaftsteuerrechts ebenso wie das geltende 
Recht. Was als Einkommen gilt und wie das Ein- 
kommen zu ermitteln ist, bestimmt sich demgemäß 
nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
und den ihnen vorgehenden speziellen Regelun- 
gen des Körperschaftsteuergesetzes. 

Im Entwurf eines Einkommensteuergesetzes wird 
das Einkommen in § 4 Abs. 3 definiert. Einkommen 
ist hiernach der um die Sonderausgaben (§ 68) und 
die außergewöhnlichen Belastungen (§ 74) ver- 
minderte Gesamtbetrag der Einkünfte. Der Gesamt- 
betrag der Einkünfte ergibt sich aus der Summe 
der Einkünfte nach Abzug des Altersentlastungs- 
betrags (§ 64), des Ausgleichsbetrags (§ 65) und un- 
ter Berücksichtigung des Verlustvortrags (§ 66). 

Gegenüber dem geltenden Recht sind insbesondere 
zwei Änderungen festzustellen. Die erste besteht 
darin, daß das Einkommen um Abzugsbeträge ver- 
mindert ist, die im geltenden Recht erst nach der 
Ermittlung des Einkommens abgezogen werden. Die 


zweite Änderung betrifft die Reihenfolge der Ab- 
züge. Abweichend von der derzeitigen Regelung ist 
künftig der Verlustvortrag vor dem Abzug der Son- 
derausgaben zu berücksichtigen. 

Für die Einkommensermittlung der Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen ha- 
ben die Änderungen jedoch keine Bedeutung, weil 
einerseits Abzugsbeträge wie z. B. der Alters- 
entlastungsbetrag oder außergewöhnliche Belastun- 
gen ihrem Wesen nach bei der Ermittlung des Ein- 
kommens dieser Steuerpflichtigen nicht zu berück- 
sichtigen sind und andererseits Spenden, die nach 
dem Einkommensteuergesetz Sonderausgaben dar- 
stellen, bei Körperschaftsteuerpflichtigen als Be- 
triebsausgaben oder Werbungskosten weiterhin vor 
dem Verlustvortrag zu berücksichtigen sind (vgl. 
§ 9 Abs. 2 und die Begründung hierzu). 

§ 8 Abs. 2 bestimmt, daß bei Steuerpflichtigen, die 
nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 
Bücher führen müssen, alle Einkünfte als Einkünfte 
aus Gewerbe zu behandeln sind. Die Vorschrift 
wurde inhaltlich unverändert aus § 16 KStDV 1968 
übernommen. Die Frage, ob Vermögensvermehrun- 
gen zu Einkünften im Sinne des Einkomensteuerge- 
setzes führen können, ist wie bisher nach den Be- 
stimmungen des Einkommensteuergesetzes zu ent- 
scheiden. Einnahmen und Ausgaben, die im Rahmen 
einer als Liebhaberei ausgeübten Tätigkeit anfallen, 
bleiben danach unberücksichtigt, weil sie keiner der 
im Einkommensteuergesetz bezeichneten Einkunfts- 
arten zuzuordnen sind (vgl. BFH-Urteil vom 4. März 
1970 I R 123/68, BStBl. II S. 470). Ist dagegen die 
Zuordnung zu einer der Einkunftsarten zu bejahen, 
so gelten für die Ermittlung der Einkünfte die Vor- 
schriften über die Ermittlung der Einkünfte aus Ge- 
werbe. 

Absatz 3 bringt zum Ausdruck, daß Gewinnausschüt- 
tungen jeder Art für die Einkommensermittlung 
keine Bedeutung haben. Das gilt auch für verdeckte 
Ausschüttungen. Die Vorschrift wurde, lediglich 
redaktionell verändert, aus § 6 Abs. 1 und aus § 7 
KStG 1968 übernommen. 

Absatz 4 steht im Zusammenhang mit § 55 Abs. 1 
Nr. 3 E-EStG. Nach dieser Vorschrift gehören auch 
das verwendbare Eigenkapital und die darauf ent- 
fallende Tarifbelastung einer Kapitalgesellschaft, 
die nach den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes 
umgewandelt worden ist, zu den Einnahmen aus 
Kapitalnutzung. Durch diese Zuordnung wird in Ver- 
bindung mit § 124 E-EStG sichergestellt, daß die Be- 
lastung der Rücklagen einer Kapitalgesellschaft mit 
Körperschaftsteuer auf die individuelle Einkommen- 
steuerbelastung herabgeschleust wird, wenn die Ka- 
pitalgesellschaft durch Übertragung ihres Vermög- 
gens auf eine Personengesellschaft oder auf eine 
natürliche Person umgewandelt worden ist. 

Ein solches Herabschleusen der Steuerbelastung ist 
bei der Umwandlung auf eine juristische Person 
nicht möglich, weil die umgewandelte Kapitalgesell- 
schaft und der übernehmende Gesellschafter in die- 
sem Falle demselben Steuersatz unterliegen. Die Zu- 
ordnung des verwendbaren Eigenkapitals der 
schwindenden Kapitalgesellschaft zu dem Gewinn 
der übernehmenden juristischen Person hätte im 
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Körperschaftsbereich nur zur Folge, daß die bisher 
unversteuerten oder mit einem ermäßigten Satz 
versteuerten Rücklagen bei der Ubernehmerin sofort 
der vollen Steuerbelastung unterworfen werden 
müßten. Im Rahmen des Anrechnungsverfahrens ist 
eine nachträgliche Belastung solcher Rücklagen aber 
erst bei einer späteren Ausschüttung an die Gesell- 
schafter der Übernehmerin geboten. Sie ist in § 30 
vorgesehen. Die Besteuerung anläßlich des Um- 
wandlungsvorgangs könnte wirtschaftlich sinnvolle 
Umwandlungen erschweren. Um das zu verhindern, 
bestimmt § 8 Abs. 4, daß das verwendbare Eigen- 
kapital und die darauf entfallende Tarifbelastung 
einer umgewandelten Kapitalgesellschaft abwei- 
chend von § 55 Abs. 1 Nr. 3 E-EStG nicht zu den Ein- 
nahmen gehören, wenn das Vermögen der umge- 
wandelten Kapitalgesellschaft auf eine unbeschränkt 
steuerpflichtige Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse übergegangen ist. 

Absatz 5 verfolgt den Zweck, eine Mehrfach- 
besteuerung derjenigen Gewinne zu verhindern, die 
von steuerpflichtigen Betrieben gewerblicher Art 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts aus- 
geschüttet werden. Die Einbeziehung dieser Aus- 
schüttungen in das Anrechnungsverfahren wäre ver- 
waltungstechnisch zu aufwendig. Sie würde eine 
komplizierte Untergliederung des Eigenkapitals der 
Betriebe gewerblicher Art erforderlich machen, wenn 
eine zusätzliche steuerliche Belastung der Ausschüt- 
tungen bei den öffentlich-rechtlichen Trägern dieser 
Betriebe vermieden werden sollte. Um gleichwohl 
eine Mehrfachbelastung auszuschließen, bestimmt 
Absatz 5, daß Gewinne aus Anteilen an einem nicht 
steuerbefreiten Betrieb gewerblicher Art bei der 
Gewinnermittlung des Ausschüttungsempfängers 
außer Ansatz bleiben. Praktische Bedeutung hat die 
Vorschrift vor allem für bestimmte öffentlich-recht- 
liche Kreditanstalten, die an anderen Betrieben ge- 
werblicher Art einer juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts beteiligt sind. Eine mittelbare Beteili- 
gung wird der unmittelbaren Beteiligung gleich- 
gestellt. 

Absatz 6 übernimmt im Kern die in § 8 Abs. 1 KStG 
1968 enthaltene Regelung. Danach bleiben bei Per- 
sonenvereinigungen die aufgrund der Satzung er- 
hobenen Mitgliederbeiträge für die Einkommens- 
ermittlung außer Ansatz. Abweichend vom gelten- 
den Recht wird der Anwendungsbereich der Vor- 
schrift auch auf beschränkt steuerpflichtige Perso- 
nenvereinigungen ausgedehnt, da eine begrenzte 
Anwendung des Rechtsgedankens auf unbeschränkt 
Steuerpflichtige nicht gerechtfertigt erscheint. Nach 
der Neufassung bleiben aber wie bisher nur solche 
Beiträge außer Ansatz, die von den Mitgliedern 
lediglich in ihrer Eigenschaft als Mitglieder erhoben 
werden. Die Formulierung entspricht dem § 20 
Abs. 1 KStDV 1968. Damit wird zugleich klargestellt, 
daß die Vorschrift bei Versicherungsunternehmen 
nicht auf Leistungen der Mitglieder anzuwenden ist, 
die ein Entgelt für die Übernahme der Versicherung 
darstellen. Der Wortlaut des § 20 Abs. 2 KStDV 
1968, der diesen Hinweis enthält, braucht daher 
nicht übernommen zu werden. 

Nach Absatz 8 ist ein Abzug von Ausgaben nicht 
zulässig, wenn das Einkommen nur aus Einkünften 


besteht, von denen ein Steuerabzug vorzunehmen 
ist. Die Vorschrift wurde aus § 13 Satz 2 KStG 1968 
übernommen. Die Übernahme des § 13 Satz 1 KStG 
1968 in den Entwurf war entbehrlich, weil der in 
dieser Vorschrift enthaltene Gedanke in dem Ent- 
wurf eines Einkommensteuergesetzes zum Ausdruck 
gelangt ist (vgl. § 17 Nr. 8) und aufgrund des § 8 
Abs. 1 des Entwurfs auch für Körperschaften gilt. 

Von den Vorschriften des geltenden Rechts, die die 
Einkommensermittlung der Körperschaften betref- 
fen, sind die §§ 15 und 16 KStG 1968 nicht über- 
nommen worden. 

§ 15 KStG 1968 regelt die Fälle der Verschmelzung 
und der Umwandlung. Es ist beabsichtigt, diese 
Sachverhalte zusammenfassend in einem geänder- 
ten Umwandlungssteuergesetz zu regeln. Die Ände- 
rung soll im Rahmen eines Einführungsgesetzes zum 
Dritten Steuerreformgesetz durchgeführt werden. 

§ 16 KStG 1968 betrifft hauptsächlich die Verlegung 
der Geschäftsleitung bzw. des Sitzes einer unbe- 
schränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft in das 
Ausland. Nach der Vorschrift sind die stillen Re- 
serven der Kapitalgesellschaft aufzulösen und zu 
versteuern, wenn sie ihre Geschäftsleitung und 
ihren Sitz oder eines von beiden in das Ausland 
verlegt und dadurch aus der unbeschränkten Steuer- 
pflicht ausscheidet (§ 16 Abs. 1 KStG 1968). Das 
gleiche gilt, wenn die inländische Betriebsstätte 
einer beschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesell- 
schaft aufgelöst oder in das Ausland verlegt oder 
ihr Vermögen als Ganzes auf einen anderen über- 
tragen wird (§ 16 Abs. 2 KStG 1968). Der Sinn der 
Regelung ist im wesentlichen, die zu Lasten des 
steuerlichen Gewinns gebildeten stillen Reserven 
im Inland der Besteuerung zu unterwerfen, bevor 
das Vermögen der inländischen Steuerhoheit ent- 
zogen wird. 

Der Entwurf eines neuen Körperschaftsteuergesetzes 
enthält keine ausdrückliche Vorschrift mehr für diese 
Fälle. Soweit von der Sache her eine Besteuerung 
geboten ist, wird sie künftig durch neugefaßte Be- 
stimmungen über die Entnahmen im Entwurf eines 
Einkommensteuergesetzes sichergestellt. Die in Be- 
tracht kommenden Bestimmungen gelten nach § 8 
Abs. 1 E-KStG auch für die Einkommensermittlung 
der Körperschaften. 

überführt eine Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse ein Wirtschaftsgut aus einem 
inländischen Betrieb in einen ausländischen Betrieb, 
der ihr gehört, so gilt diese Überführung als Ent- 
nahme (§ 15 Abs. 1 Satz 2 E-EStG). Die Entnahme 
ist mit dem Teilwert, mindestens aber mit dem Wert 
anzusetzen, der einem fremden Unternehmen unter 
gleichen oder ähnlichen Verhältnissen in Rechnung 
gestellt würde (vergleichbarer Verkaufswert, § 27 
Abs. 1 Nr. 1 E-EStG). Eine sachgerechte Besteuerung 
der Fälle, in denen eine beschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft eine inländische Betriebstätte 
auflöst, ins Ausland verlegt oder ihr Vermögen an 
einen anderen überträgt, wird durch § 8 Abs. 1 
E-EStG in Verbindung mit § 111 Abs. 1 E-EStG ge- 
währleistet. 
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In materieller Hinsicht unterscheidet sich die neue, 
an die Stelle des § 16 KStG 1968 tretende Regelung 
vor allem dadurch vom geltenden Recht, daß sie 
nicht mehr ausschließlich für Kapitalgesellschaften 
gilt, sondern für alle der Körperschaftsteuer wie der 
Einkommensteuer unterliegenden Steuersubjekte. 
Des weiteren bildet die Verlegung der Geschäftslei- 
tung und des Sitzes einer Kapitalgesellschaft in das 
Ausland keinen selbständigen Steuertatbestand 
mehr. Auch insoweit ergibt sich eine Gleichbehand- 
lung mit den Einkommensteuerpflichtigen, deren 
Wohnsitzverlegung allein grundsätzlich keine Steu- 
erpflicht auslöst. Eine Ausnahme besteht nur bei der 
Wohnsitzverlegung natürlicher Personen, die an 
einer inländischen Kapitalgesellschaft wesentlich 
beteiligt sind (vgl. § 6 des Außensteuergesetzes vom 
8. September 1972, Bundesgesetzbl. I S. 1713). 


Zu § 9 — Abziehbare Ausgaben 

Das geltende Körperschaftsteuergesetz enthält Vor- 
schriften, nach denen bestimmte Beträge bei der 
Ermittlung des Einkommens abziehbar oder nicht- 
abziehbar sind. Dabei handelt es sich um Beträge, 
die entweder ihrer Natur nach nicht abgezogen wer- 
den dürfen oder nach den allgemeinen Vorschriften 
des Einkommensteuerrechts über den Abzug von 
Ausgaben nicht erfaßt werden oder entgegen der 
handelsrechtlichen Regelung steuerlich nicht zum 
Abzug zugelassen werden können. Die §§11 und 12 
KStG 1968 bezeichnen diese Beträge als abzugs- 
fähige bzw. nichtabzugsfähige Ausgaben. 

Audi das künftige Körperschaftsteuergesetz kann 
auf entsprechende Vorschriften nicht verzichten. 
Der Entwurf spricht insoweit von abziehbaren bzw. 
nichtabziehbaren Ausgaben. Die Abweichung im 
Ausdruck bedeutet keine sachliche Änderung. 

Die Vorschrift des § 9 entspricht im wesentlichen 
der des § 11 KStG 1968. Nicht in ihr enthalten ist 
die Regelung über die Abziehbarkeit von Zufüh- 
rungen zu versicherungstechnischen Rückstellungen 
(bisher § 11 Ziff. 2 KStG 1968). Hierfür sollen nun- 
mehr die §§ 19 bis 24 gelten. Eine Regelung der 
Abziehbarkeit des Sanierungsgewinns (bisher § 11 
Ziff. 4 KStG 1968) ist im neuen Körperschaftsteuer- 
gesetz entbehrlich, nachdem nunmehr diese Frage 
generell, also auch für das Körperschaftsteuerrecht 
geltend, in § 11 E-EStG geregelt werden soll. 

Absatz 1 stimmt inhaltlich mit den Vorschriften des 
§ 11 Ziff. 1 und 3 KStG 1968 überein. Die Bundesre- 
gierung tritt entgegen den kritischen Stimmen für 
die Beibehaltung dieser Vorschriften ein. Kritik an 
der derzeitigen Regelung über die Kosten der Aus- 
gabe von Gesellschaftsanteilen hat u. a. auch die 
Steuerreformkommission geübt. Sie hält eine unter- 
schiedliche Behandlung solcher Kosten bei Pari- und 
überpari-Emissionen, wie sie Absatz 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a auch weiterhin vorsieht, für nicht gerecht- 
fertigt (Tz. IV/235 des Gutachtens der Kommission). 
Nach ihrer Auffassung sollten die Ausgabekosten, 
der handelsrechtlichen Beurteilung folgend, auch bei 
einer Überpari-Emission in voller Höhe bei der Er- 
mittlung des Einkommens abziehbar sein, zumal die 


Kosten für die Ausgabe von Anleihen ebenfalls als 
Betriebsausgaben abgezogen werden können. 

Auch der Bundesfinanzhof hat in seiner Entscheidung 
I R 88/71 vom 18. Juli 1973 die unbegrenzte Abzieh- 
barkeit der Emissionskosten unter Hinweis darauf 
bejaht, daß die in § 11 KStG 1968 geforderte Ver- 
rechnung dieser Kosten mit dem Ausgabeaufgeld 
handelsre chtlich nach der Änderung des Aktienge- 
setzes nicht mehr zulässig ist (§ 150 Abs. 2 Nr. 2 
AktG). 

Die Bundesregierung vermag sich dieser Auffassung 
nicht anzuschließen. Was zunächst den Vergleich 
mit den Ausgabekosten für Anleihen angeht, so 
wird dabei übersehen, daß es sich bei der Ausgabe 
von Anleihen um einen Vorgang handelt, der sich 
in seiner zivilrechtlichen Beurteilung sowie in sei- 
ner wirtschaftlichen Bedeutung grundsätzlich von 
der Ausgabe von Gesellschaftsanteilen unterschei- 
det. Es lassen sich daher aus der steuerlichen Be- 
handlung der Ausgabekosten im Fall der Begebung 
von Anleihen auf die steuerliche Behandlung der 
Kosten im Fall der Ausgabe von Gesellschaftsantei- 
len keine Schlußfolgerungen ziehen. Die Bundes- 
regierung ist vielmehr der Ansicht, daß es gewich- 
tige Gründe für die Nichtabziehbarkeit der gesam- 
ten Emissionskosten gibt. 

Wie schon der Reichsfinanzhof in seinem Urteil I A 
32/24 vom 12. November 1925 (RStBl. 1925 S. 66 = 
Sammlung Band 15 S. 200) ausgeführt hat, vollzieht 
sich der Vorgang der Emission im Bereich des Ver- 
mögens und nicht innerhalb der Einkommenssphäre. 
Daraus folgt, daß die Emissionskosten steuerlich 
nicht als durch den Betrieb veranlaßt angesehen 
werden können. Dementsprechend dürfen sich nach 
den allgemeinen einkommensteuerlichen Grundsät- 
zen weder die mit der Emission zusammenhängen- 
den Einlagen der Gesellschafter noch die entspre- 
chenden Aufwendungen der Gesellschaft für die 
Ausgabe der Anteile auf den Gewinn der Kapital- 
gesellschaft auswirken. Der Bundesfinanzhof hat 
bisher stets daran festgehalten, daß Aufwendungen 
nicht als Betriebsausgaben abziehbar sind, wenn sie 
mit Vermögensmehrungen in wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang stehen, die nicht der Einkommensteuer 
oder der Körperschaftsteuer unterliegen (vgl. z. B. 
das Urteil I 179/62 U vom 19. Februar 1964, BStBl. III 
S. 277). Der wirtschaftliche Zusammenhang zwischen 
den Ausgabekosten und den Einlagen der Gesell- 
schafter ist bisher nicht bezweifelt worden. An ihm 
hat sich auch dadurch nichts geändert, daß nach § 150 
Abs. 2 Nr. 2 AktG 1965 die Ausgabekosten entgegen 
der früheren aktienrechtlichen Regelung nicht mit 
dem Ausgabeaufgeld verrechnet werden dürfen. Die 
Vorschriften des § 11 Nr. 1 KStG 1968 stellen somit, 
soweit sie den Abzug von Emissionskosten gestat- 
ten, eine vom Grundsatz her nicht gerechtfertigte 
und seit ihrer Einführung im Jahre 1925 kritisierte 
Ausnahmeregelung dar. Wenn die Bundesregierung 
gleichwohl für die Beibehaltung dieser Vorschriften 
eintritt, so geschieht dies nur, weil sie den Zeit- 
punkt für eine Änderung des geltenden Rechts im 
Hinblick auf die Einführung des Anrechnungsverfah- 
rens und die damit beabsichtigte stärkere Begünsti- 
gung der Ausgabe von Aktien für ungeeignet hält. 
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Sie hält es jedoch andererseits für unzweckmäßig, 
aus diesem Grund die Kosten der Ausgabe von Ge- 
sellschaftsanteilen über den bisherigen Umfang hin- 
aus zum Abzug zuzulassen. 

Um die Fortgeltung der bisherigen steuerrechtlichen 
Regelung trotz des entgegenstehenden BFH-Urteils 
vom 18. Juli 1973 sicherzustellen, erhält § 9 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a eine neue Fassung. Hiernach ist 
der Abzug der Emissionskosten jeweils nur insoweit 
zulässig, als die Kosten das Ausgabeaufgeld über- 
steigen. 

Absatz 2 entspricht inhaltlich im wesentlichen der 
Vorschrift des § 11 Ziff. 3 KStG 1968 über die Ab- 
ziehbarkeit von Spenden bei Körperschaften. Die 
Neufassung der Vorschrift ist vornehmlich redak- 
tioneller Art. Die Abziehbarkeit von Spenden ist im 
einzelnen im Einkommensteuergesetz geregelt (§§ 69 
bis 73 E-EStG). Die Bundesregierung hält es für aus- 
reichend, wenn im Körperschaftsteuergesetz auf 
diese Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
Bezug genommen wird. Allerdings müssen dabei 
wie bisher die systematischen Eigengesetzlichkeiten 
des Körperschaftsteuerrechts beachtet werden. Hier- 
aus ergeben sich wie bisher schon gewisse Abwei- 
chungen gegenüber der Einkommensteuer. So 
kommt den Spenden bei Körperschaften Betriebsaus- 
gaben- bzw. Werbungskostencharakter zu. Um alle 
Zweifel darüber auszuschließen, soll das im Ab- 
satz 2 Satz 1 ausdrücklich gesagt werden. Diese Re- 
gelung hat in der Vorschrift des § 211 Abs. 1 Nr. 1 
LAG betreffend die Abziehbarkeit des abziehbaren 
Teils der Vermögensabgabe ihr Vorbild. 

Für die Körperschaftsteuer war der Höchstbetrag für 
den Spendenabzug bisher schon u. a. nach dem Ein- 
kommen zu bemessen. Dabei muß es aus systemati- 
schen Gründen im Hinblick auf die Vorschriften des 
§ 9 Abs. 1 und § 10 des Entwurfs auch verbleiben. 
Das Einkommen — wie bisher korrigiert um den Ab- 
zug der abziehbaren Spenden und eines etwaigen 
Verlustvortrags — ersetzt die in § 69 Abs. 1 E-EStG 
vorgeschriebene Bemessungsgrundlage „Summe der 
Einkünfte". Absatz 2 Satz 4 in Verbindung mit § 8 
Abs. 7 des Entwurfs entspricht wörtlich dem § 16 a 
KStDV 1968. Danach kommt es bei abweichendem 
Wirtschaftsjahr nicht auf die im Wirtschaftsjahr ge- 
zahlten Spenden an, sondern auf die im Kalender- 
jahr gezahlten Spenden. 

Soweit materielle Änderungen gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage zum Spendenabzug eintreten, 
vgl. die Vorschriften der §§ 69 bis 73 E-EStG und 
die hierzu gegebene Begründung. 


Zu § 10 — Nichtabziehbare Ausgaben 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem § 12 
Ziff. 1 KStG 1968; sie ist geringfügig geändert wor- 
den. Statt des Wortes „Stiftung" wird in Überein- 
stimmung mit dem Wortlaut des § 59 E-AO das 
Wort „Stiftungsgeschäft" gebraucht. Der zweite Satz 
„§ 9 Abs. 2 bleibt unberührt" beseitigt eine Benach- 
teiligung solcher Körperschaften und Stiftungen, 
denen vom Gründer oder Stifter durch die Satzung 
der Auftrag erteilt wurde, sich auch der Förderung 


bestimmter gemeinnütziger Zwecke anzunehmen. 
Nach Auffassung der Bundesregierung verlangt der 
Gleichbehandlungsgrundsatz diese Klarstellung für 
derartige Zweckbetriebe. Sie sollen daher den Spen- 
denabzug wie andere Körperschaften vornehmen 
können, ohne insoweit an das Abzugsverbot des 
Satzes 1 gebunden zu sein. 

Die Regelung des § 12 Ziff. 2 KStG 1968, wonach 
die Steuern vom Einkommen und die Vermögen- 
steuer sowie die Umsatzsteuer für den Eigenver- 
brauch nicht abgezogen werden dürfen, ist im neuen 
Körperschaftsteuergesetz entbehrlich. Diese Rechts- 
folge ergibt sich bereits aus § 8 Abs. 1 des Entwurfs 
in Verbindung mit § 16 Abs. 2 Nr. 3 und § 48 Abs. 1 
Satz 2 E-EStG (vgl. auch die Begründung zu den 
bezeichneten einkommensteuerrechtlichen Vorschrif- 
ten). 

Die Vorschrift des § 12 Nr. 3 KStG 1968 über die 
Nichtabziehbarkeit von Aufsichtsratsvergütungen 
soll ebenfalls entfallen. Die Vergütungen sollen 
künftig als Betriebsausgaben abgezogen werden 
können. Nach Auffassung der Bundesregierung läßt 
sich das bisherige Abzugsverbot im Anrechnungs- 
verfahren unter dem Gesichtspunkt der Beseitigung 
der Doppelbelastung nicht mehr aufrechterhalten. 
Der Abzug der Vergütungen bei der Körperschaft 
erscheint als die einfachste und praktikabelste Lö- 
sung. Die Besteuerung der Vergütungen bei dem 
Empfänger bleibt unberührt. 

Zu § 1 1 — Auflösung und Abwicklung (Liquidation) 

Die Vorschrift übernimmt im wesentlichen die in 
§ 14 KStG 1968 enthaltene Regelung in den Entwurf. 
Sie wurde unter weitgehender Anpassung an die 
Rechtsprechung und Verwaltungspraxis neu gefaßt 
und dabei straffer gegliedert. 

Absatz 1 bestimmt wie bisher, daß in den Fällen der 
Auflösung und Abwicklung (Liquidation) der im 
Abwicklungszeitraum erzielte Gewinn zu besteuern 
ist. Der bisher auf Kapitalgesellschaften begrenzte 
Anwendungsbereich der Vorschrift wurde auf Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie Ver- 
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit erweitert. 
Beide Gruppen von Körperschaften sind für den 
Fall der Verschmelzung, die zur Auflösung der 
übertragenden Körperschaft führt, bereits in der 
Vergangenheit von der Rechtsprechung den Kapital- 
gesellschaften gleichgestellt worden (vgl. BFH-Ur- 
teile I 155/594 und I 182/60 U vom 25. Mai 1962, 
BStBl. III S. 351 und 354). Im Interesse einer ein- 
heitlichen Rechtsgestaltung hält die Bundesregie- 
rung eine solche Gleichstellung auch für die Fälle 
der Auflösung mit nachfolgender Liquidation für 
geboten. Im übrigen wurde § 14 KStG schon frü- 
her bei der Auflösung von Genossenschaften nach 
§ 80 Abs. 4 DMBG angewendet (vgl. Abschnitt 65 a 
DMBErgR vom 28. Mai 1951, Bundesanzeiger vom 
29. Mai 1951). Für die in der neuen Vorschrift nicht 
genannten übrigen Körperschaften, Personenver- 
einigungen und Vermögensmassen gilt in den Fäl- 
len der Auflösung weiterhin das Einkommensteuer- 
recht, wonach insbesondere der Gewinn aus der 
Veräußerung oder Aufgabe eines Betriebs besteuert 
wird (§ 8 Abs. 1 des Entwurfs und § 39 E-EStG). 
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Außerdem wird durch die Neufassung klargestellt, 
daß die Vorschrift nur auf unbeschränkt steuer- 
pflichtige Körperschaften anzuwenden ist. Diese Be- 
grenzung entspricht dem geltenden Recht, ergibt sich 
aber nicht aus dem Wortlaut des § 14, sondern aus 
§ 16 Abs. 2 KStG 1968, der sicherstellt, daß stille 
Reserven, die in der inländischen Betriebstätte 
einer beschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesell- 
schaft enthalten sind, besteuert werden können. 
Künftig soll sich für diese Fälle die Behandlung be- 
schränkt steuerpflichtiger Körperschaften nach § 8 
des Entwurfs in Verbindung mit § 111 E-EStG rich- 
ten. 

Die Neufassung bringt auch zum Ausdruck, daß die 
Vorschrift nicht allein bei Vorliegen eines Auf- 
lösungsbeschlusses anzuwenden ist, sondern auch in 
anderen Fällen der Auflösung (z. B. durch Zeitablauf 
oder durch eine Verfügung des Registergerichts). 
Damit wird für die bisherige Verwaltungspraxis, 
die auf den Entscheidungsgründen des RFH-Urteils 
I 44/40 vom 5. März 1940, RStBl S. 715, beruht, eine 
einwandfreie Rechtsgrundlage geschaffen. 

Absatz 2 bestimmt entsprechend dem geltenden 
Recht, aber unter Verzicht auf Begriffsdefinitionen, 
daß der im Abwicklungszeitraum erzielte Gewinn 
durch Gegenüberstellung des Abwicklungs-Endver- 
mögens und des Abwicklungs-Anfangsvermögens zu 
ermitteln ist. 

Absatz 3 definiert den Begriff des Abwicklungs- 
Endvermögens. Vom geltenden Recht (§ 14 Abs. 2 
und 3 KStG 1968) unterscheidet sich die Definition 
dadurch, daß die im Abwicklungszeitraum zugeflos- 
senen steuerfreien Vermögensvermehrungen künf- 
tig nicht mehr zum Abwicklungs-Endvermögen ge- 
hören. Bisher waren die steuerfreien Vermögens- 
vermehrungen im Abwicklungs-Endvermögen entT 
halten, mußten aber gesondert hiervon abgezogen 
werden. Materiell wird die Besteuerung durch die 
neue Fassung nicht beeinflußt. 

Absatz 4 enthält die Definition des Abwicklungs- 
Anfangsvermögens. Der Begriffsinhalt entspricht 
dem geltenden Recht. Im Hinblick auf die Rechtspre- 
chung und die bisherige Verwaltungspraxis wird 
klargestellt, daß in den Fällen, in denen für den 
vorangegangenen Veranlagungszeitraum eine Ver- 
anlagung nicht durchgeführt worden ist (z. B. bei 
einem Verlust), als Abwicklungs-Anfangsvermögen 
das Betriebsvermögen anzusetzen ist, das im Falle 
einer Veranlagung nach den steuerlichen Vorschrif- 
ten über die Gewinnermittlung auszuweisen gewe- 
sen wäre. 

Absatz 5 regelt den verhältnismäßig seltenen Fall, 
in dem am Schluß des vorangegangenen Veranla- 
gungszeitraums kein Betriebsvermögen vorhanden 
war. Dieser Fall tritt ein, wenn eine neu errichtete 
Gesellschaft noch vor Ablauf des ersten Wirtschafts- 
jahrs wieder aufgelöst wird. Nach geltendem Recht 
tritt bei solchem Sachverhalt an die Stelle des Be- 
triebsvermögens das eingezahlte Grund- oder 
Stammkapital oder - — * wenn haftendes Kapital nicht 
vorhanden ist (z. B. bei bergrechtlichen Gewerk- 
schaften) — die Summe der Einlagen bzw. der An- 
schaffungs- oder Herstellungspreis im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes. Der bisherige Wortlaut 


ist mißverständlich. Die Neufassung stellt zum bes- 
seren Verständnis klar, daß in diesen Fällen die 
Summe der Einlagen, die nach dem Schluß des letz- 
ten Veranlagungszeitraums geleistet worden sind, 
als Abwicklungs-Anfangsvermögen gilt. In welcher 
Form die Einlagen geleistet werden, ob als Grund- 
oder Stammkapital, als Aufgeld oder als verdeckte 
Einlagen, ob als Geld- oder Sacheinlagen, ist uner- 
heblich. 

Absatz 6 bestimmt — wie im geltenden Recht § 14 
Abs. 5 KStG 1968 — , daß bei der Gewinnermittlung 
im übrigen die sonst geltenden Vorschriften anzu- 
wenden sind. 

Absatz 7 stellt klar, daß die Absätze 1 bis 6 sinn- 
gemäß anzuwenden sind, wenn eine Abwicklung 
deshalb unterbleibt, weil über das Vermögen der 
Kapitalgesellschaft, der Genossenschaft oder des 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit das Kon- 
kursverfahren eröffnet worden ist. Die Regelung 
entspricht der Rechtsprechung (RFH I 44/40 vom 
5. März 1940, RStBl. S. 715) und sichert insoweit den 
Fortbestand der derzeitigen Rechtslage. 

Zu § 12 — Beginn und Erlöschen einer Steuer- 
befreiung 

Die Vorschrift ist neu. Sie regelt die Einkommens- 
ermittlung in den Fällen, in denen eine bisher 
steuerpflichtige Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse von der Körperschaftsteuer 
befreit wird und in denen eine bisher befreite Kör- 
perschaft, Personenvereinigung oder Vermögens- 
masse steuerpflichtig wird. Die Regelung ist insbe- 
sondere notwendig, weil sich der Kreis der Steuer- 
befreiten mit dem Inkrafttreten des neuen Körper- 
schaftsteuergesetzes verändert. Z. B. wird die Steuer- 
befreiung im Bereich des Kreditgewerbes einge- 
schränkt, für land- und forstwirtschaftliche Koopera- 
tionen wird sie erweitert. Ein Wechsel von der 
Steuerbefreiung zur Steuerpflicht oder umgekehrt 
kann aber nicht nur durch Gesetzesänderungen ein- 
treten, sondern auch durch Umstände, die im Ge- 
schäftszweck und in der Tätigkeit der Körperschaft 
begründet liegen. Die Bundesregierung hält es des- 
halb für erforderlich, die gesetzliche Regelung nicht 
als Übergangsmaßnahme, sondern als Dauerlösung 
auszugestalten. 

Soweit die Körperschaften zur Gewinnermittlung 
verpflichtet sind, weil sie Einkünfte aus Gewerbe 
oder aus Land- und Forstwirtschaft erzielen, gelten 
- — - wie sich aus Absatz 1 der Vorschrift ergibt — die 
Absätze 2 bis 5. 

Absatz 2 bestimmt, daß Körperschaften, die bisher 
steuerpflichtig waren und künftig befreit werden, 
eine Schlußbilanz auf den Zeitpunkt aufzustellen 
haben, in dem die Steuerpflicht endet. In der 
Schlußbilanz sind alle Wirtschaftsgüter grundsätzlich 
mit den Teilwerten anzusetzen. Das gilt auch, wenn 
sie in der Handelsbilanz mit anderen Werten ange- 
setzt worden sind. Der Sinn der Vorschrift ist es, 
die während des Bestehens der Steuerpflicht gebil- 
deten stillen Reserven aufzudecken und der Besteue- 
rung zuzuführen, bevor die Körperschaft aus der 
Steuerpflicht ausscheidet. Der Vorschrift liegt der 
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gleiche Rechtsgedanke zugrunde, der auch in den 
Fällen der Auflösung einer Kapitalgesellschaft (vgl. 
§11) oder der Entnahme von Wirtschaftsgütern aus 
einem Betrieb (vgl. § 27 E-EStG) zur Besteuerung 
der zu Lasten des Gewinns gebildeten Reserven 
führt. 

Um Härten zu vermeiden und den Zweck der Steuer- 
befreiung nicht zu beeinträchtigen, sieht Satz 3 des 
Absatzes 2 eine Ausnahmeregelung für die Fälle vor, 
in denen die neu eintretende Steuerbefreiung auf 
§ 5 Abs. 1 Nr. 9 beruht und die Körperschaft, Per- 
sonenvereinigung oder Vermögensmasse ausschließ- 
lich und unmittelbar der Förderung wissenschaft- 
licher Zwecke oder der Förderung der Erziehung, 
Volks- und Berufsausbildung dient. In diesen Fällen 
sind die Wirtschaftsgüter in der Schlußbilanz mit den 
Buchwerten anzusetzen. Die Ausnahmeregelung be- 
schränkt sich auf denselben Kreis förderungswürdi- 
ger Einrichtungen, der in § 27 Abs. 2 Nr. 2 E-EStG 
genannt ist. Nach dieser Vorschrift kann ein steuer- 
pflichtiger Unternehmer, der seinem Betrieb ein 
Wirtschaftsgut entnimmt, um es unentgeltlich einer 
der förderungswürdigen Einrichtungen zu übertra- 
gen, die Entnahme ebenfalls statt mit dem Teil- 
wert mit dem Buchwert ansetzen. 

Satz 4 des Absatzes 2 enthält eine Sondervorschrift 
für diejenigen Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen, die ihren Gewinn wäh- 
rend des Bestehens der Steuerpflicht durch Vergleich 
der Betriebseinnahmen mit den Betriebsausgaben er- 
mittelt haben. Auch diese Körperschaften müssen 
eine Schlußbilanz aufstellen, wenn ihre Steuerpflicht 
endet. Es handelt sich hierbei um eine ähnliche Rege- 
lung, wie sie das Einkommensteuerrecht für den Fall 
der Aufgabe eines Gewerbebetriebs vorsieht (vgl. 
§ 39 Abs. 3 E-EStG). Ebenso wie bei der Betriebsauf- 
gabe sind auch beim Eintritt in die Steuerbefreiung 
Zu- und Abrechnungen vorzunehmen, die der Wech- 
sel der Gewinnermittlungsart von der Einnahme- 
überschuß-Rechnung zum Betriebsvermögensver- 
gleich erfordert. Der Hinweis auf § 23 Abs. 3 E-EStG 
soll sicherstellen, daß der im Wege der Einnahme- 
überschuß-Rechnung ermittelte Gewinn durch diese 
Zu- und Abrechnungen berichtigt wird. 

Absatz 3 regelt den umgekehrten Fall, in dem eine 
bisher steuerbefreite Körperschaft steuerpflichtig 
wird. Ermittelt die Körperschaft künftig ihren Ge- 
winn durch Betriebsvermögensvergleich, so hat sie 
auf den Zeitpunkt, in dem die Steuerpflicht beginnt, 
eine Anfangsbilanz aufzustellen. In der Anfangs- 
bilanz sind alle Wirtschaftsgüter mit den Werten 
anzusetzen, mit denen sie im Falle einer Einlage 
nach § 27 Abs. 4 E-EStG anzusetzen waren. Auch 
hierbei handelt es sich im allgemeinen um die Teil- 
werte. In bestimmten Fällen bilden die Anschaf fungs- 
oder Herstellungskosten die Obergrenze für den 
Wertansatz. Auch für den Ansatz in der Anfangs- 
bilanz ist es unerheblich, welche Werte in der Han- 
delsbilanz ausgewiesen worden sind. Die Lösung 
entspricht dem in Absatz 2 zum Ausdruck gebrach- 
ten Grundgedanken. Eine ähnliche Regelung sieht im 
geltenden Recht § 32 KStDV 1968 für Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften vor, die ihre Steuer- 
befreiung verlieren. Der Anwendungsbereich der 


neuen Vorschrift ist jedoch nicht auf Genossenschaf- 
ten beschränkt; er erstreckt sich vielmehr auf alle 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen. 

Absatz 3 Satz 3 enthält eine Sonderbestimmung für 
die Fälle, in denen eine zunächst steuerpflichtige 
Körperschaft steuerfrei geworden ist, später die 
Steuerfreiheit aber wieder verliert. Hat die Körper- 
schaft beim Übergang zur Steuerfreiheit in der 
Schlußbilanz die Wirtschaftsgüter mit den Buchwer- 
ten angesetzt, so muß sie folgerichtig Wirtschafts- 
güter, die bereits in der Schlußbilanz ausgewiesen 
waren, auch in der Anfangsbilanz mit den Buchwer- 
ten fortführen. Durch diese Regelung soll verhindert 
werden, daß sich Körperschaften durch verschieden- 
artige Bewertungsmethoden ungerechtfertigte Steuer- 
vorteile verschaffen. Wirtschaftsgüter, die nicht in 
der Schlußbilanz enthalten waren, sondern erst wäh- 
rend des Bestehens der Steuerbefreiung angeschafft 
oder hergestellt worden sind, können dagegen in der 
Anfangsbilanz unabhängig von der Bewertung der 
übrigen Wirtschaftsgüter in der Schlußbilanz mit den 
Teilwerten oder — bei Vorliegen der entsprechen- 
den Voraussetzungen — mit den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten angesetzt werden. 

Ermittelt eine steuerpflichtig gewordene Körper- 
schaft ihren Gewinn zulässigerweise nicht durch Be- 
triebsvermögensvergleich, sondern durch einen Ver- 
gleich der Betriebseinnahmen mit den Betriebsaus- 
gaben, so braucht sie eine Anfangsbilanz nicht auf- 
zustellen. Satz 4 des Absatzes 3 schreibt unter Hin- 
weis auf die entsprechenden einkommensteuerrecht- 
lichen Vorschriften (§ 24 Abs. 2 Nr. 2 und § 33 
Abs. 6 E-EStG) vor, daß in diesen Fällen für die Be- 
messung der Abschreibungen — wie bei einer Be- 
triebseröffnung — ebenfalls von den Werten aus- 
zugehen ist, die im Falle der Einlage maßgebend 
wären. 

Absatz 4 regelt die Fälle, in denen die Steuerbefrei- 
ung nur teilweise beginnt oder erlischt. In diesen 
Fällen sollen die Vorschriften über die Gewinn- 
ermittlung nach den Absätzen 2 und 3 nur für den 
entsprechenden Teil des Betriebsvermögens gelten. 
Praktische Bedeutung hat die Regelung insbesondere 
bei der partiellen Steuerpflicht einer Pensions- oder 
Unterstützungskasse nach § 6 sowie bei der Grün- 
dung oder Aufgabe eines steuerpflichtigen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetriebs durch eine im übri- 
gen steuerfreie Körperschaft. 

Absatz 5 bestimmt, daß auf die Gewinnermittlung im 
übrigen die sonst geltenden Vorschriften anzuwen- 
den sind. 

Soweit Wirtschaftsgüter einer Körperschaft nicht zu 
einem Betriebsvermögen gehören, ist eine besondere 
Regelung für den Fall des Beginns oder des Er- 
löschens einer Steuerbefreiung grundsätzlich nicht 
erforderlich. Außerhalb des Betriebsvermögens blei- 
ben nichtrealisierte Wertveränderungen des Vermö- 
gens bei der Einkommensermittlung regelmäßig 
außer Betracht. Eine Ausnahme ist für wesentliche 
Beteiligungen an einer Kapitalgesellschaft erforder- 
lich. Die notwendige Regelung enthält Absatz 6 der 
Vorschrift. Hiernach ist bei einer Körperschaft, die 
künftig steuerfrei wird und die eine wesentliche Be- 
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teiligung an einer Kapitalgesellschaft außerhalb des 
Betriebsvermögens hält, § 40 E-EStG sinngemäß an- 
zuwenden. Das bedeutet, daß mit dem Beginn der 
Steuerbefreiung die stillen Reserven in der Beteili- 
gung so zu versteuern sind, als ob die Beteiligung 
veräußert worden wäre. An die Stelle des Veräuße- 
rungspreises tritt der gemeine Wert der Anteile in 
dem Zeitpunkt, in dem die Steuerpflicht endet. Die 
Regelung ist § 6 des Außensteuergesetzes nachge- 
bildet worden, der für den Fall des Wohnsitz- 
wechsels in das Ausland ebenfalls eine Besteuerung 
des Vermögenszuwachses vorsieht. 


ZWEITES KAPITEL 

Sondervorschriften für die Organschaft 

Die §§ 13 bis 18 enthalten Sondervorschriften für die 
körperschaftsteuerliche Organschaft. Dieses Rechts- 
institut, das die steuerlichen Besonderheiten bei or- 
ganschaftlich verbundenen Unternehmen im Einkom- 
mensbereich beinhaltet, ist erstmals im Jahre 1969 im 
Rahmen des Gesetzes zur Änderung des Körper- 
schaftsteuergesetzes und anderer Gesetze vom 
15. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1182) durch 
Einfügung des § 7 a in das Körperschaftsteuergesetz 
kodifiziert worden, nachdem es zuvor jahrzehnte- 
lang auf Grund von Richterrecht praktiziert wurde. 

In dem geltenden Körperschaftsteuersystem, das von 
dem Prinzip der Doppelbelastung der von einer 
Kapitalgesellschaft erwirtschafteten Gewinne be- 
herrscht wird, kommt der körperschaftsteuerlichen 
Organschaft die Bedeutung einer Ausnahme von 
diesem Prinzip zu. Da das Einkommen der Organ- 
gesellschaft nach § 7 a KStG 1968 dem Organträger 
zuzurechnen ist, wird insoweit auf die Doppelbela- 
stung des von der Organgesellschaft erwirtschafteten 
Gewinns verzichtet. Dies gilt insbesondere auch in 
den Fällen, in denen der Organträger der Einkom- 
mensteuer unterliegt. Damit wird im Bereich der Or- 
ganschaft bereits nach geltendem Recht das Ziel er- 
reicht, das durch die Einführung des Anrechnungs- 
verfahrens für ausgeschüttete Gewinne allgemein 
verwirklicht werden soll. Insofern unterscheidet sich 
die Organschaftsregelung von dem Anrechnungsver- 
fahren lediglich in der Methode. 

Die Bedeutung des Instituts der körperschaftsteuer- 
lichen Organschaft reicht jedoch über die Beseitigung 
der steuerlichen Doppelbelastung hinaus. Sie bein- 
haltet darüber hinaus den Verlustausgleich zwischen 
den an der Organschaft beteiligten Unternehmen, 
eine Folge, die dem Anrechnungsverfahren nicht we- 
sensimmanent ist. Die Bundesregierung ist daher der 
Auffassung — und sie folgt darin der Ansicht der 
Steuerreformkommission (vgl. Tz. IV/229) — , daß 
die körperschaftsteuerliche Organschaft als Bestand- 
teil unseres Konzernsteuerrechts auch nach der Ein- 
führung des Anrechnungsverfahrens unentbehrlich 
ist. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß in den Fällen, 
in denen die bisher schon geforderte finanzielle, 
wirtschaftliche und organisatorische Eingliederung 
besteht und ein wirksam abgeschlossener Gewinn- 
abführungsvertrag durchgeführt wird, der Einkom- 


menszurechnung nach § 13 die Priorität vor dem An- 
rechnungsverfahren eingeräumt wird. Für den ab- 
geführten Gewinn einer Organgesellschaft soll nicht 
die Minderung der Körperschaftsteuer nach § 30 und 
die Anrechnung der verbleibenden Körperschaft- 
steuer auf die Steuer des Organträgers erfolgen, 
sondern das Einkommen der Organgesellschaft soll 
auch künftig dem Organträger zugerechnet werden. 
Die Vorschriften des geltenden Rechts über die Or- 
ganschaft können im wesentlichen übernommen wer- 
den. Einige Änderungen sind jedoch als Folge des 
Systemwechsels erforderlich. Das gilt insbesondere 
für das nationale Schachtelprivileg und die damit im 
Zusammenhang stehende Nachsteuer (§ 7 a Abs. 2 
Ziff. 2 und Abs. 4 KStG 1968), sowie für die Regelung 
über die Ausgleichszahlungen (§ 7 a Abs. 3 KStG 
1968, künftig § 15) und die neu einzufügende Rege- 
lung über den Steuerabzug bei dem Organträger 
(§ 18 des Entwurfs). Während bisher die Materie der 
körperschaftsteuerlichen Organschaft, abgesehen von 
der Regelung in § 4 Abs. 7 EStG 1971, in einem Para- 
graphen zusammengefaßt war, soll sie künftig der 
besseren Übersicht wegen in mehreren Vorschriften 
geregelt werden. Außerdem sollen einige offene 
Fragen, die sich seit dem Inkrafttreten des § 7 a KStG 
1968 in der Praxis ergeben haben, im Gesetzgebungs- 
wege gelöst werden. Wegen der Einzelheiten vgl. 
die Begründung zu den §§14 und 15 des Entwurfs. 

Zu § 13 — Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien als Organgesell- 
schaft 

§ 13 des Entwurfs enthält die Grundvorschrift für 
die körperschaftsteuerliche Organschaft. Sie be- 
stimmt die Voraussetzungen und die Wirkungen für 
den Fall, daß Organgesellschaft eine Aktiengesell- 
schaft oder eine Kommanditgesellschaft auf Aktien 
ist Die Vorschrift entspricht bis auf die Einfügung 
im Satz 1 wörtlich dem Absatz 1 des § 7 a KStG 1968. 
Die Einfügung in Satz 1 „soweit sich aus § 15 nichts 
anderes ergibt“ soll gegenüber der bisherigen Fas- 
sung deutlicher machen, daß dem Organträger nicht 
in jedem Fall das gesamte Einkommen der Organ- 
gesellschaft zuzurechnen ist. Das Einkommen der 
Organgesellschaft ist nach den allgemeinen Vor- 
schriften unter Berücksichtigung der besonderen Be- 
stimmungen des § 14 des Entwurfs zu ermitteln. In- 
wieweit dieses Einkommen dem Organträger zuzu- 
rechnen ist, ergibt sich erst nach Anwendung des 
§ 15 des Entwurfs d. h. nach Abzug eines Betrags 
in Höhe der geleisteten Ausgleichszahlungen zu- 
züglich der darauf entfallenden Ausschüttungs- 
belastung mit Körperschaftsteuer (vgl. § 30). Das gilt 
auch, wenn der Organträger die Verpflichtung zum 
Ausgleich erfüllt. 

Die Versteuerung der an außenstehende Gesell- 
schafter geleisteten Ausgleichszahlungen durch die 
Organgesellschaft, auch wenn der Organträger ge- 
leistet hat, war bisher schon in diesem Sinne ge- 
regelt (§ 7 a Abs. 3 KStG 1968). Damit sollte sicher- 
gestellt werden, daß die Ausgleichszahlungen in je- 
dem Fall der steuerlichen Doppelbelastung unter 
Anwendung des ermäßigten Körperschaftsteuer- 
satzes für berücksichtigungsfähige Ausschüttungen 
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unterliegen. Die Regelung basiert auf der Fiktion, 
daß die Ausgleichszahlungen ausnahmslos von der 
Organgesellschaft geleistet werden. Geht man hier- 
von aus, so ist es konsequent, im Falle der Leistung 
durch den Organträger die gleichen Folgerungen für 
das ihm zuzurechnende Einkommen zu ziehen wie 
im Falle der eigenen Leistung durch die Organ- 
gesellschaft. Auch in diesem Fall vermindert sich da- 
her das dem Organträger zuzurechnende Einkom- 
men der Organgesellschaft um den Betrag der Aus- 
gleichszahlungen zuzüglich der darauf entfallenden 
Ausschüttungsbelastung mit Körperschaftsteuer. 

Die Einfügung in Satz 1 in Verbindung mit § 14 des 
Entwurfs hat auch unter einem weiteren Aspekt 
Bedeutung. Hat die Organgesellschaft steuerfreie 
Einnahmen bezogen, so sind diese nach Auffassung 
der Finanzverwaltung zum geltenden Recht anteil- 
mäßig dem dem Organträger zuzurechnenden Ein- 
kommen und dem von der Organgesellschaft selbst 
zu versteuernden Einkommen zuzuordnen. Das be- 
deutet praktisch, daß das zuzurechnende Einkom- 
men sich um den Teil der steuerfreien Einnahmen 
erhöht, der auf das von der Organgesellschaft selbst 
zu versteuernde Einkommmen entfällt. Dieses wie- 
derum vermindert sich um den gleichen Betrag. 

Die Aufteilung der steuerfreien Einnahmen ist eine 
zwangsläufige Folge der Einkommensaufspaltung, 
wie sie die Versteuerung der Ausgleichszahlungen 
bei der Organgesellschaft bedingt. Im Anrechnungs- 
verfahren ist indes für eine derartige Aufteilung 
kein Raum. Durch seine Einfügung gewinnt die Vor- 
schrift über die Versteuerung der Ausgleichszahlun- 
gen durch die Organgesellschaft gegenüber dem 
§ 7 a Abs. 3 KStG 1968 eine ganz andere Bedeutung. 
Sie soll gewährleisten, daß den außenstehenden Ge- 
sellschaftern in jedem Fall, d. h. auch wenn der 
Organträger leistet, die auf den empfangenen Aus- 
gleichszahlungen lastende Körperschaftsteuer eben- 
falls angerechnet wird. Dabei kommt es allein darauf 
an, sicherzustellen, daß die Vorbelastung der Aus- 
gleichszahlungen mit Körperschaftsteuer der Aus- 
schüttungsbelastung im Sinne des § 30 des Entwurfs 
entspricht. Dieses Ziel läßt sich am einfachsten da- 
durch erreichen, daß der Besteuerung der unver- 
änderte Betrag der Ausgleichszahlungen zugrunde 
gelegt wird. Das soll durch die Einfügung in Satz 1 
in Verbindung mit der neugefaßten Vorschrift über 
die Besteuerung der Ausgleichszahlungen durch die 
Organgesellschaft (§ 15 des Entwurfs) zum Ausdruck 
gebracht werden. 

Zu § 14 — Besondere Vorschriften zur Ermittlung 
' des Einkommens der Organgesellschaft 

Diese Vorschrift entspricht dem § 7 a Abs. 2 KStG 
1968. Ihre Bedeutung besteht darin, die Anwendung 
bestimmter Vorschriften, die sonst bei der Ermitt- 
lung des Einkommens der Organgesellschaft zu be- 
achten wären, auszuschließen. 

§ 14 Nr. 1 betrifft den Verlustvortrag aus der vor- 
vertraglichen Zeit. Bereits nach § 7 a Abs. 2 Ziff. 1 
KStG 1968 darf ein Verlustabzug aus der Zeit vor 
Vertragsabschluß das Einkommen der Organgesell- 
schaft, das sie während der Geltungsdauer des Ge- 


winnabführungsvertrags bezieht, nicht mindern. Die 
Neufassung der entsprechenden Bestimmung im 
neuen Körperschaftsteuergesetz hat nur redaktio- 
nelle Bedeutung. 

Nach § 7 a Abs. 2 Ziff. 2 KStG 1968 ist die Anwen- 
dung der Vorschrift über das körperschaftsteuerliche 
Schachtelprivileg bei der Ermittlung des Einkom- 
mens der Organgesellschaft (§ 9 KStG 1968) aus- 
geschlossen, wenn der Organträger nicht zu dem 
Kreis der durch § 9 KStG 1968 begünstigten Steuer- 
pflichtigen gehört. Im Anrechnungsverfahren entfällt 
das Schachtelprivileg im nationalen Bereich. Des- 
halb wird die Vorschrift des § 7 a Abs. 2 Ziff. 2 KStG 
1968 gegenstandslos. Erforderlich ist aber eine ent- 
sprechende Vorschrift, die das Schachtelprivileg aus- 
schließt, das aufgrund eines Abkommens zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung gewährt wird. Das 
geltende Recht regelt diesen Fall nicht ausdrück- 
lich. Deshalb gibt es Meinungsverschiedenheiten 
darüber, ob der Rechtsgedanke des § 7 a Abs. 2 
Ziff. 2 KStG 1968 auch für das zwischenstaatliche 
Schachtelprivileg gilt. Hierfür spricht, daß Vor- 
schriften, die bei der Ermittlung des eigenen Ein- 
kommens des Organträgers nicht anwendbar sind, 
auch nicht eingreifen dürfen, wenn es um die Ermitt- 
lung* des ihm zuzurechnenden Einkommens der 
Organgesellschaft geht. Ist der Organträger z. B. 
eine natürliche Person, so steht ihm das Schachtel- 
privileg nicht zu. Deshalb darf es auch nicht auf 
dem Weg über die Zurechnung des Einkommens 
der Organgesellschaft auf ihn durchschlagen. Dieser 
Gedanke muß auch bei der Auslegung der Doppel- 
besteuerungsabkommen beachtet werden. 

Um Zweifel auszuschließen, enthält § 14 Nr. 2 des 
Entwurfs eine entsprechende gesetzliche Aus- 
legungsregel. 

Zu § 15 — Ausgleichszahlungen 

Auf die Bedeutung des § 15 ist bereits in der Einzel- 
begründung zu § 13 hingewiesen worden. § 15 soll 
gewährleisten, daß Ausgleichszahlungen, die an 
außenstehende Gesellschafter geleistet werden, wie 
Gewinnausschüttungen mit Körperschaftsteuer in 
Höhe der Ausschüttungsbelastung im Sinne des § 30 
vorbelastet werden. Im Hinblick darauf, daß Organ- 
träger auch ein der Einkommensteuer unterliegen- 
der Steuerpflichtiger sein kann, erscheint es gebo- 
ten, die auf die Ausgleichszahlungen entfallende 
Körperschaftsteuer einheitlich bei der Organgesell- 
schaft zu erheben. 

Die Besteuerung der Ausgleichszahlungen soll sich 
nach den allgemeinen Vorschriften vollziehen. Sie 
richtet sich daher nach den Vorschriften der §§ 26 
und 30 ff. des Entwurfs. Bemessungsgrundlage für die 
von der Organgesellschaft zu entrichtende Körper- 
schaftsteuer ist der Teil des Einkommens der Organ- 
gesellschaft, der sich aus dem Betrag der geleisteten 
Ausgleichszahlungen und der darauf entfallenden 
Ausschüttungsbelastung mit Körperschaftsteuer zu- 
sammensetzt. Die Körperschaftsteuer beträgt in je- 
dem Fall 36 v. H. dieses Einkommensteils, der dem 
Gewinn vor Abzug der Körperschaftsteuer im Sinne 
des § 30 E-KStG entspricht. 
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Daß die Körperschaftsteuer, die auf Ausgleichszah- 
lungen entfällt, von der Organgesellschaft ver- 
steuert werden soll, steht im Gegensatz zum gelten- 
den Recht. Aus § 7 a Abs. 3 KStG 1968 ergibt sich, 
daß diese Körperschaftsteuer zu dem Einkommens- 
teil der Organgesellschaft gehört, der dem Organ- 
träger zuzurechnen ist. Die Änderung wird durch 
das Anrechnungsverfahren erforderlich. Ohne sie 
wäre nicht gewährleistet, daß in jedem Falle die 
Ausschüttungsbelastung von 36 v. H. = 9 /ie der ge- 
leisteten Ausgleichszahlungen (vgl. die Begründung 
zu § 30) hergestellt wird. Diese Belastung ist erfor- 
derlich, weil die Empfänger der Ausgleichszahlun- 
gen eine entsprechende Anrechnung von Körper- 
schaftsteuer erhalten sollen. Die Ausschüttungsbe- 
lastung würde ohne die vorgesehene Fassung des 
§ 15 insbesondere nicht hergestellt werden können, 
wenn der Organträger der Einkommensteuer unter- 
liegt. 


Zu § 16 — Andere Kapitalgesellschaft als Organ- 
gesellschaft 

Diese Vorschrift regelt die körperschaftsteuerliche 
Organschaft für den Fall, daß die Organgesellschaft 
eine GmbH, eine Kolonialgesellschaft oder eine 
bergrechtliche Gesellschaft ist. Sie entspricht abge- 
sehen von den in Satz 1 enthaltenen Verweisungen 
wörtlich dem § 7 a Abs. 5 KStG 1968. 


Zu § 17 — Ausländischer Organträger 

Diese Vorschrift regelt die körperschaftsteuerliche 
Organschaft für den Fall, daß der Organträger ein 
ausländisches gewerbliches Unternehmen ist, das im 
Inland eine im Handelsregister eingetragene Zweig- 
niederlassung unterhält. Sie stimmt wörtlich mit der 
Vorschrift des § 7 a Abs. 6 KStG 1968 überein. 


Zu § 18 — Steuerabzug beim Organträger 

Die Vorschrift ist neu. § 7 a KStG 1968 enthält auch 
keine vergleichbare Regelung. Wenn bei der Organ- 
gesellschaft die Voraussetzungen für die Anwen- 
dung besonderer Tarifvorschriften erfüllt sind, die 
einen Abzug von der Körperschaftsteuer vorsehen, 
so stellt sich die Frage, bei wem diese besonderen 
Tarifvorschriften anzuwenden sind, bei der Organ- 
gesellschaft oder beim Organträger oder anteilig bei 
beiden. Als solche besonderen Tarifvorschriften sind 
insbesondere zu nennen: 

§ 29 Abs. 1 des Entwurfs (= § 19 a Abs. 1 KStG 
1968) — Anrechnung ausländischer Steuer, 

§ 29 Abs. 3 bis 5 des Entwurfs (= § 19 a Abs. 2 bis 4 
KStG 1968 i. d. F. des Außensteuergesetzes vom 
8. September 1972 Bundesgesetzbl. I S. 1713) — in- 
direkte Anrechnung ausländischer Steuern, 

§14 Drittes Vermögensbildungsgesetz — Steuerer- 
mäßigung für den Arbeitgeber, 


§ 16 Berlinförderungsgesetz — Steuerermäßigung 
für Darlehen für Finanzierung von betrieblichen In- 
vestitionen, 

§ 17 Berlinförderungsgesetz — Steuerermäßigung 
für Darlehen zur Finanzierung von Baumaßnahmen, 

§ 32 Kohlegesetz — Steuerermäßigung für Investi- 
tionen im Kohlebergbau. 

Außer einer Regelung der Frage, wie in Organ- 
schaftsfällen diese besonderen Tarifvorschriften an- 
zuwenden sind, fehlt im geltenden Recht eine aus- 
drückliche Vorschrift zur Anrechnung von Steuer- 
abzugsbeträgen in Organschaftsfällen. Die Verwal- 
tungspraxis ist hinsichtlich der einzelnen in Betracht 
kommenden Vorschriften unterschiedlich. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im 
Anrechnungsverfahren die Anwendung der beson- 
deren Tarifvorschriften beim Organträger allein zu 
sinnvollen Ergebnissen führt. Für die Anwendung 
beim Organträger ist die Überlegung ausschlagge- 
bend, daß im Anrechnungsverfahren Steuerermäßi- 
gungen durch Abzug von der Steuer sich nur inso- 
weit auswirken können, als die Besteuerung des 
thesaurierten Gewinns in Frage steht. Dagegen ver- 
lieren die bezeichneten besonderen Tarifvorschriften 
ihre praktische Bedeutung, soweit es um die Festset- 
zung der auf dem ausgeschütteten Gewinn lasten- 
den Körperschaftsteuer geht, denn gemäß § 30 des 
Entwurfs muß die Körperschaftsteuer, die auf dem 
ausgeschütteten Gewinn lastet, stets 36 v. H. des 
Gewinns vor Abzug der Steuer betragen. § 30 ent- 
hält insofern einerseits eine Sperrvorschrift, die ver- 
hindert, daß die Anwendung der besonderen Tarif- 
vorschriften zu einer gegenüber der Ausschüttungs- 
belastung niedrigeren Steuerbelastung des ausge- 
schütteten Gewinns führt. Andererseits beinhaltet 
§ 30 eine eigenständige, spezielle Steuerermäßi- 
gungsvorschrift, die den genannten besonderen Ta- 
rifvorschriften vorgeht. Sind aber die besonderen 
Tarifvorschriften bei der Festsetzung der auf dem 
ausgeschütteten Gewinn lastenden Körperschaft- 
steuer nicht anwendbar, so wäre ihre Anwendung 
auf die von der Organgesellschaft zu versteuernden 
Ausgleichszahlungen sinnwidrig, denn diese stehen 
den Gewinnausschüttungen steuerlich gleich, wie 
sich aus der Einzelbegründung zu § 15 ergibt. 

Wenn auch nach Auffassung der Bundesregierung 
der Steuerabzug in den Grenzen der besonderen Ta- 
rifvorschriften grundsätzlich ausschließlich beim Or- 
ganträger vorzunehmen ist, so bedeutet dies nicht, 
daß der Abzug von der Steuer sich in jedem Falle 
bei dem Organträger auswirken kann. Vorausset- 
zung soll vielmehr sein, daß der Organträger selbst 
zu den durch die besonderen Tarifvorschriften be- 
günstigten Personen gehört, d. h. daß für die Steuer, 
welcher der Organträger unterliegt (Körperschaft- 
steuer oder Einkommensteuer), die gleichen oder ent- 
sprechenden Vorschriften gelten. Als Beispiel hierfür 
sind die Vorschriften über die indirekte Anrechnung 
nach § 29 Abs. 3 bis 5 des Entwurfs zu nennen, die 
nur für den Bereich der Körperschaftsteuer und hier 
wiederum nur unter bestimmten Voraussetzungen 
gelten. Unterliegt der Organträger der Einkommen- 
steuer, so können die Vorschriften über die indirek- 
te Anrechnung bei ihm keine Anwendung finden. 
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Ihre Anwendung ist dann überhaupt ausgeschlossen, 
weil sie auch bei der Organgesellschaft nicht in Be- 
tracht kommt. 


Der größeren Klarheit wegen erscheint es als not- 
wendig, die Frage der Anwendung der besonderen 
Tarifvorschriften für sämtliche Möglichkeiten der 
Organträgerschaft zu regeln, nämlich für den Fall, 
daß der Organträger 

— unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig ist 

(Absatz 1) 


— unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist 

(Absatz 2) 


— - eine Personengesellschaft ist 
— beschränkt steuerpflichtig ist 


(Absatz 3) oder 
(Absatz 4). 


Die Anwendung der besonderen Tarifvorschriften 
beim Organträger ist davon abhängig, daß bei der 
Organgesellschaft die Voraussetzungen für die An- 
wendung dem Grunde nach erfüllt sind. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob die Organgesellschaft 
ohne Anwendung des § 13 des Entwurfs Körper- 
schaftsteuer zu zahlen hätte. Im übrigen soll durch 
die Regelung des § 18 des Entwurfs die Anwendung 
der besonderen Tarifvorschriften beim Organträger, 
soweit sie die Steuer für das von ihm selbst erzielte 
Einkommen betreffen, unberührt bleiben. 

Nach Absatz 5 soll die Anrechnung von Steuerab- 
zugsbeträgen, um die Erträge der Organgesellschaft 
gekürzt worden sind, stets auf die Steuer des Organ- 
trägers bzw. wenn er einen Personengesellschaft 
ist, anteilig auf die Steuer der Gesellschafter ange- 
rechnet werden. 


DRITTES KAPITEL 

Sondervorschriften 
für Versicherungsunternehmen 

Das den Bestimmungen über die Organschaft fol- 
gende dritte Kapitel enthält Sondervorschriften für 
Versicherungsunternehmen. Diese Vorschriften re- 
geln insbesondere die Bildung von versicherungs- 
technischen Rückstellungen sowie die Behandlung 
der Aufwendungen für den Abschluß von Versiche- 
rungsverträgen in der Steuerbilanz. Es handelt sich 
dem Wesen nach um Bestimmungen über die Ge- 
winnermittlung, die die allgemeinen Gewinnermitt- 
lungsvorschriften des Einkommensteuergesetzes er- 
gänzen. Soweit sich aus diesen Spezialbestimmungen 
nichts Abweichendes ergibt, gelten die allgemeinen 
Gewinnermittlungsvorschriften des Einkommen- 
steuergesetzes auch für die Versicherungsunterneh- 
men. 

Gegenüber dem geltenden Recht wird der Umfang 
der Sondervorschriften nicht unerheblich erweitert. 
Dies hat seine Ursache aber nur zum Teil in einer 
materiellen Änderung früherer Gesetzesbestimmun- 
gen. Aus Gründen der Rechtssicherheit erachtet es 
die Bundesregierung für geboten, eine Reihe von 
Zweifelsfragen, deren Behandlung sich gegenwärtig 


aus der KStDV 1968 oder aus Verwaltungsanweisun- 
gen ergibt, im Gesetz selbst zu regeln. 

Die bisherige Sonderregelung für beschränkt steuer- 
pflichtige Versicherungsunternehmen (§ 18 KStDV 
1968) wird in den Entwurf nicht übernommen, weil 
hierfür eine sachliche Notwendigkeit nicht besteht. 
Die Behandlung dieser Unternehmen richtet sich 
künftig nach den allgemeinen Vorschriften für be- 
schränkt Körperschaftsteuerpflichtige. 

Zu § 19 — Versicherungstechnische Rückstellungen, 
Abschlußaufwendungen 

Die Vorschrift enthält in Absatz 1 allgemeine Be- 
stimmungen über die Bildung versicherungstechni- 
scher Rückstellungen in der Steuerbilanz. Soweit 
diese Rückstellungen nicht bereits nach den Vor- 
schriften des Einkommensteuergesetzes anzusetzen 
sind, sollen sie in der Steuerbilanz insoweit gebildet 
werden, als sie für die Leistungen aus den am Bi- 
lanzstichtag laufenden Versicherungsverträgen er- 
forderlich sind. 

Der Wortlaut lehnt sich eng an die entsprechende Be- 
stimmung im geltenden Körperschaftsteuergesetz 
(§ 11 Ziff. 2) an. Der Unterschied in der Formulierung 
besteht im wesentlichen darin, daß § 11 Ziff. 2 KStG 
1968 lediglich bestimmt, in welchem Umfang die Zu- 
führungen zu einer versicherungstechnischen Rück- 
stellung bei der Einkommensermittlung abzugs- 
fähig sind, während § 19 des Entwurfs den Ansatz 
dieser Rückstellung in der Bilanz selbst regelt. 

Die Bestimmung wurde als Bilanzierungsvorschrift 
ausgestaltet, weil neben dieser allgemeinen Rege- 
lung Sondervorschriften für den Bilanzansatz be- 
stimmter versicherungstechnischer Rückstellungen 
in das Gesetz aufgenommen werden sollen. Solche 
Sondervorschriften sind vorgesehen für 

— den Beitragsübertrag (§ 20), 

— die Schwankungsrückstellung (§ 21), 

— - die Rückstellung für Großrisiken (§ 22), 

■ — • die Alterungsrückstellung (§ 23) und 

— die Rückstellung für Beitragsrückerstattung (§ 24). 

Diese Bestimmungen gehen der Generalklausel des 
§ 19 als lex specialis im Range vor. Die Generalklau- 
sel gilt hiernach unmittelbar nur für diejenigen ver- 
sicherungstechnischen Rückstellungen, für die der 
Entwurf keine Sondervorschriften enthält. Soweit 
sich jedoch bei der Auslegung der Sondervorschrif- 
ten Zweifel ergeben können, haben die allgemeinen 
Grundsätze der Generalklausel auch Bedeutung füt 
die in den Sondervorschriften geregelten Rückstel- 
lungen. 

Auf der anderen Seite greift die Generalklausel 
des § 19 Abs. 1 Satz 1 nur ein, soweit die versiche- 
rungstechnischen Rückstellungen nicht bereits nach 
den Bilanzierungsgrundsätzen des Einkommen- 
steuerrechts anzusetzen sind. Nach diesen Grund- 
sätzen sind in der Steuerbilanz Rückstellungen für 
ungewisse Verbindlichkeiten und für drohende Ver- 
luste aus schwebenden Geschäften auszuweisen (vgl. 
§ 13 Abs. 1 Nr. 4 E-EStG). Außerdem können Ver- 
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pflichtungen vorliegen, für die ein Rechnungsab- 
grenzungsposten (§ 13 Abs. 1 Nr. 5 b E-EStG) zu 
bilden ist. Die Möglichkeit, aufgrund der allgemei- 
nen einkommensteuerrechtlichen Vorschriften eine 
versicherungstechnische Rückstellung zu bilden, 
wird somit durch § 19 des Entwurfs nicht einge- 
schränkt. 

Bei der Neuregelung der Gewinnermittlung im Ent- 
wurf des Einkommensteuergesetzes sind die Vor- 
schriften über den Ausweis des Betriebsvermögens 
in der Steuerbilanz weitgehend an die entsprechen- 
den Bestimmung des Aktiengesetzes angelehnt wor- 
den (vgl. auch Teil A Nr. V 3 b der Begründung zu 
Artikel I). Das gilt auch für den Ansatz von Rück- 
stellungen. Nach § 26 Abs. 4 E-EStG dürfen Rück- 
stellungen entsprechend der Regelung in § 156 
Abs. 4 AktG höchstens mit dem Betrag angesetzt 
werden, der nach vernünftiger kaufmännischer Be- 
urteilung notwendig ist. Dieser Beurteilungsrahmen 
wird auch bei Anwendung der Generalklausel des 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 E-EStG nicht eingeengt. Dies er- 
gibt sich aus der Tatsache, daß die Generalklausel 
— - soweit nicht Sondervorschriften bestehen — die 
Rückstellungsbildung über die einkommensteuer- 
rechtlichen Vorschriften hinaus erweitert. Für die 
Anwendung der Generalklausel kann daher kein 
engerer Beurteilungsrahmen gelten als für die all- 
gemeinen Bestimmungen des Einkommensteuer- 
rechts. 

Es ist erwogen worden, den Wortlaut der General- 
klausel an die Fassung des § 56 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche- 
rungsunternehmungen (VAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 315, 750), zuletzt geändert durch Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes betreffend Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften vom 9. Oktober 1973 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1451), anzupassen. Nach dieser Be- 
stimmung dürfen versicherungstechnische Rückstel- 
lungen auch insoweit gebildet werden, wie dies 
nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung not- 
wendig ist, um die dauernde Erfüllbarkeit der Ver- 
pflichtungen aus den Versicherungen sicherzustel- 
len. Von dieser Anpassung ist jedoch trotz weitge- 
hender inhaltlicher Übereinstimmung abgesehen 
worden, weil befürchtet wurde, daß der Gedanke 
der Vorsicht, der im Interesse der Versicherten bei 
der Bildung versicherungstechnischer Rückstellungen 
zu beachten ist, überbetont wird. 

Der in Absatz 1 Satz 2 niedergelegte Rechtsgedanke 
entspricht dem Grundsatz der Maßgeblichkeit der 
Handelsbilanz für die steuerliche Gewinnermittlung. 
Die Vorschrift bestimmt, daß der in der Handels- 
bilanz ausgewiesene Wertansatz einer versiche- 
rungstechnischen Rückstellung in der Steuerbilanz 
nicht überschritten werden darf. Der Ansatz in der 
Handelsbilanz bildet somit die oberste Grenze für 
die Rückstellung in der Steuerbilanz. Diese Grenze 
gilt nach der ausdrücklichen Bestimmung in Satz 2 
auch für die Rückstellungen im Sinne der §§ 20 
bis 24. 

Nach Absatz 2 dürfen Aufwendungen für den Ab- 
schluß von Versicherungsverträgen in der Steuer- 
bilanz nicht aktiviert werden. Die Vorschrift ent- 


spricht dem Aktivierungsverbot für Abschlußauf- 
wendungen im Handelsrecht (vgl. § 56 Abs. 2 VAG). 
Die Deckung von Abschlußkosten im Rahmen des 
Zillmer-Verfahrens stellt keine Aktivierung von Ab- 
schlußkosten dar. Die Zillmerung bleibt daher — 
ebenso wie im Handelsrecht — auch bei der steuer- 
lichen Gewinnermittlung weiterhin zulässig. Soweit 
entsprechend der geschäftsplanmäßigen Berechnung 
der Deckungsrückstellung Ansprüche gegen Versi- 
cherungsnehmer auf noch nicht fällige Beitragsteile 
bestehen, die zur Deckung von rechnungsmäßigen 
Abschlußkosten bestimmt sind, steht § 19 Abs. 2 der 
Aktivierung dieser Ansprüche nicht entgegen. 

Zu § 20 — Beitragsübertrag 

Der Beitragsübertrag ist dem Wesen nach ein pas- 
siver Rechnungsabgrenzungsposten. Er dient dazu, 
einen Teil des vereinnahmten Versicherungsbeitrags 
auf das folgende Geschäftsjahr zu übertragen, wenn 
sich die durch den Beitrag abgegoltene Leistung des 
Versicherungsunternehmens über den Bilanzstich- 
tag hinaus erstreckt. 

Nach der früheren Praxis der Finanzverwaltung 
wurde der Beitragsübertrag in der Schaden- und 
Unfallversicherung grundsätzlich in der Höhe an- 
erkannt, die sich ergab, wenn der Tarifbeitrag zu- 
züglich etwaiger Ratenzuschläge um die Abschluß- 
und Inkassokosten gekürzt und der verbleibende 
Betrag zeitanteilig abgegrenzt wurde. Die Kürzung 
erstreckte sich außer auf die sogenannten äußeren 
Kosten auch auf sonstige einmalige Kosten, die mit 
dem Erwerb, der Verlängerung und der Änderung 
von Versicherungsverträgen sowie mit dem Einzug 
der Prämien mittelbar Zusammenhängen. In der 
Lebensversicherung erkannte die Finanzverwaltung 
im Prinzip den Betrag an, der sich bei zeitanteiliger 
Abgrenzung des um die nicht gezillmerten Ab- 
schlußkosten und die sonstigen einmaligen Kosten 
gekürzten Beitrags ergab. Mindestens konnten der 
zeitanteilige Sparanteil, der zeitanteilige Risiko- 
anteil und der zur Deckung der laufenden Verwal- 
tungskosten benötigte Teil des Versicherungsbei- 
trags passiv abgegrenzt werden. 

Neuere Entscheidungen des Bundesfinanzhofs über 
die Bildung von Rechnungsabgrenzungsposten (BFH 
vom 31. Mai 1967 I 208/63, BStBl. III S. 607 und vom 
17. August 1967 IV 285/65, BStBl. 1968 II S. 80) sowie 
über die Behandlung von Schadenermittlungs- und 
Schadenbearbeitungskosten (BFH vom 19. Januar 
1972 I 114/65, BStBl. II S. 392) haben es notwendig 
gemacht, für den Ausweis des Beitragsübertrags in 
der Steuerbilanz die in § 20 des Entwurfs vorge- 
sehene neue gesetzliche Grundlage zu schaffen. Die 
Verwaltungsanweisungen sind auf der Grundlage 
der Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 
an die obersten Finanzbehörden der Länder vom 
2. Februar 1973 — IV B 5 — S 2750 — 7/73 — und 
vom 20. Februar 1973 — IV B 5 — S 2750 — 9/73 — 
bereits weitgehend angepaßt worden. 

Der Aufbau des § 20 trägt dem Umstand Rechnung, 
daß das Versicherungsunternehmen, das den Ver- 
sicherungsvertrag abgeschlossen hat, das Risiko 
nicht immer in vollem Umfang selbst trägt, sondern 
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sich in zahlreichen Fällen bei anderen Versicherern 
rückversichert. Es war deshalb erforderlich, auch den 
Beitragsübertrag bei Vorliegen einer Rückversiche- 
rung zu regeln. Absatz 1 enthält die allgemeinen 
Bestimmungen für die Bildung des Beitragsüber- 
trags in den Fällen ohne Rückversicherung. Absatz 2 
bestimmt die Höhe des Beitragsübertrags für das 
übernommene Rückversicherungsgeschäft (aktive 
Rückversicherung), während Absatz 3 vorschreibt, 
wie der Bilanzansatz für das beim Vorversicherer 
nach Abzug des abgegebenen Rückversicherungs- 
geschäfts (passive Rückversicherung) für eigene 
Rechnung verbleibende Wagnis zu berechnen ist. 

Nach Absatz 1 ist als Beitragsübertrag in der Steuer- 
bilanz der Betrag auszuweisen, der sich ergibt, wenn 
der Tarifbeitrag nach Abzug der gesamten einmali- 
gen Aufwendungen zeitanteilig auf das Jahr des 
Beitragseingangs und das folgende Wirtschaftsjahr 
aufgeteilt wird. Einmalige Aufwendungen sind Auf- 
wendungen, die beim Versicherungsunternehmen 
bezüglich des einzelnen Versicherungsvertrags und 
des den Bilanzstichtag einschließenden Zeitraums, 
für den der Beitrag vereinnahmt worden ist, ein- 
malig anfallen. Dabei kommt es darauf an, daß die 
Aufwendungen, die als Betriebsausgabe das Jahres- 
ergebnis mindern müssen, für das Versicherungs- 
unternehmen einmalig sind, nicht darauf, ob sie für 
eine einmalige oder für eine fortlaufende Tätigkeit 
geleistet werden. Zu den einmaligen Aufwendun- 
gen, die vom Tarifbeitrag abzuziehen sind, gehören 
nicht die Aufwendungen für den Abschluß von Ver- 
sicherungsverträgen sowie für die Leistung, die für 
den Eintritt des Versicherungsfalles vereinbart wor- 
den ist. Daß Aufwendungen für die bei Eintritt des 
Versicherungsfalles vereinbarte Leistung (z. B. der 
Schadensersatz oder die Zahlung der Versicherungs- 
summe) die Bemessungsgrundlage für den Beitrags- 
übertrag nicht mindern dürfen, ergibt sich aus dem 
Wesen des Versicherungsvertrags und aus den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. Das 
Kürzungsverbot für Abschlußaufwendungen folgt 
aus der Weiterentwicklung des in § 19 Abs. 2 nie- 
dergelegten Grundgedankens, nach dem Aufwen- 
dungen für den Abschluß von Versicherungsverträ- 
gen in der Steuerbilanz nicht aktiviert werden dür- 
fen. Künftig ist auch eine mittelbare Aktivierung 
der nicht gezillmerten Abschlußkosten durch Kür- 
zung des Beitragsübertrags nicht mehr zulässig. Als 
einmalige Aufwendungen, die den Tarifbeitrag 
mindern, verbleiben nach der Vorschrift insbeson- 
dere die Inkassokosten und die sonstigen einmali- 
gen Kosten, die unmittelbar oder mittelbar mit der 
Bestandspflege und dem Prämieneinzug Zusammen- 
hängen. Satz 2 enthält eine Sonderregelung für 
Lebensversicherungsunternehmen. Sind in der Le- 
bensversicherung die bei zeitanteiliger Aufteilung 
auf das folgende Wirtschaftsjahr entfallenden Spar- 
und Risikoteile des Tarifbeitrags höher als der Be- 
trag, der sich bei Anwendung des Satzes 1, also 
nach Kürzung um die einmaligen Kosten, ergeben 
würde, so ist als Beitragsübertrag der höhere Be- 
trag auszuweisen. Satz 3 stellt klar, daß in den 
Fällen, in denen ein Tarifbeitrag nicht erhoben 
wird, der vereinbarte Beitrag zugrunde zu legen ist. 


Gegenüber der früheren Verwaltungspraxis ergeben 
sich folgende wesentliche Abweichungen: 

Der Ausgangswert für die Bildung des Beitragsüber- 
trags ist allein der Tarifbeitrag. Etwaige Ratenzu- 
schläge, die für die Entrichtung des Beitrags in Teil- 
beträgen erhoben werden, bleiben außer Betracht, 
weil das Versicherungswagnis ausschließlich durch 
den Tarifbeitrag abgedeckt wird und somit den Zu- 
schlägen keine höhere Versicherungsleistung gegen- 
übersteht. Aufwendungen für den Abschluß von 
Versicherungsverträgen sind nicht mehr vom Aus- 
gangswert abzuziehen. Für Kosten, die für die Be- 
arbeitung eingetretener Schadenfälle noch aufzu- 
wenden sind, darf weder eine besondere Rückstel- 
lung gebildet werden noch dürfen sie in den Bei- 
tragsübertrag einbezogen werden. Nach der Recht- 
sprechung des BFH handelt es sich hierbei um Ver- 
waltungskosten, denen keine aus einem einzelnen 
Versicherungsvertrag herrührende schuldrechtliche 
Verpflichtung des Versicherers zugrunde liegt. Die 
Passivierung in der Steuerbilanz ist daher nicht zu- 
lässig (vgl. BFH vom 19. Januar 1972 I 114/65, 
BStBl. II S. 392). Nach den gleichen Grundsätzen 
dürfen in der Lebensversicherung künftig anfallende 
Verwaltungskosten bei der Berechnung des Beitrags- 
übertrags nicht mehr gesondert berücksichtigt wer- 
den. 

Nicht mit den Schadenbearbeitungskosteil zu ver- 
wechseln sind die Schadenermittlungskosten, die 
für vor dem Bilanzstichtag eingetretene Versiche- 
rungsfälle noch anfallen. Für diese Kosten ist nach 
dem BFH-Urteil vom 19. Januar 1972 eine Rückstel- 
lung für ungewisse Schulden in Höhe der Einzel- 
kosten und der Gemeinkosten der Schadenermitt- 
lung zulässig, weil das Versicherungsunternehmen 
aufgrund des Versicherungsvertrags gegenüber dem 
Versicherungsnehmer zur Schadenermittlung ver- 
pflichtet ist. Die Passivierung dieses Postens erfolgt 
jedoch nicht im Rahmen des Beitragsübertrags, son- 
dern bei der Bilanzierung der Verpflichtung zur 
Schadenleistung. 

Absatz 2 regelt den Beitragsübertrag in den Fällen 
der aktiven Rückversicherung. Für den Rückver- 
sicherer gelten die gleichen Grundsätze wie für den 
Vorversicherer. Die Vorschrift bestimmt, daß für das 
in Rückdeckung übernommene Versicherungsgeschäft 
Absatz 1 mit der Maßgabe anzuwenden ist, daß an 
die Stelle der Aufwendungen für den Abschluß von 
Versicherungsverträgen der Betrag tritt, der dem 
Anteil des Rückversicherers an diesen Aufwendun- 
gen des Vorversicherers entspricht. Dadurch wird 
sichergestellt, daß die Rückversicherungsprovision, 
die der Rückversicherer an den Vorversicherer zahlt 
und die beim Rückversicherer zu den einmaligen 
Aufwendungen rechnet, nicht in vollem Umfang 
seinen Beitragsübertrag mindert. Obwohl der Rück- 
versicherer keine Abschlußkosten im engeren Sinne 
aufwendet, wird aufgrund der Vorschrift ein ent- 
sprechender Teilbetrag wie Abschlußaufwand be- 
handelt. Dies hat zur Folge, daß insoweit eine Kür- 
zung des Beitragsübertrags nicht eintritt. 

Absatz 3 bestimmt, daß bei Abschluß eines Rück- 
versicherungsvertrags der Vorversicherer den Unter- 
schiedsbetrag der Wertansätze nach den Absätzen 1 
und 2 als Beitragsübertrag anzusetzen hat. Diese 
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Regelung soll sicherstellen, daß der Vorversicherer 
und der Rückversicherer zusammen keinen höheren 
Beitragsübertrag passivieren dürfen, als ihn der 
Vorversicherer ausweisen könnte, wenn er den Ver- 
sicherungsvertrag in vollem Umfang für eigene 
Rechnung durchführen würde, 

Zu § 21 — Schwankungsrückstellung 

Die Schwankungsrückstellung trägt den Besonder- 
heiten in der Schaden- und Unfallversicherung Rech- 
nung. Es liegt in der Natur dieser Versicherungs- 
zweige, daß der Schadenverlauf unstetig ist, wäh- 
rend die Beiträge während der Vertragsdauer regel- 
mäßig in gleichbleibender Höhe zu entrichten sind. 
Um den wegen des unstetigen Schadenverlaufs 
schwankenden Jahresbedarf auszugleichen und die 
dauernde Erfüllbarkeit der Versicherungsverpflich- 
tungen sicherzustellen, ist die Bildung einer Schwan- 
kungsrückstellung notwendig. 

Die Rechtsgrundlage für die steuerliche Anerken- 
nung der Schwankungsrückstellung bilden zur Zeit 
§ 11 Ziff. 2 KStG 1968 und § 24 KStDV 1968. Zu- 
führungen zu dieser Rückstellung sind unter folgen- 
den Voraussetzungen zulässig: 

1. Nach den Erfahrungen in dem betreffenden Ver- 
sicherungszweig muß mit erheblichen Schwan- 
kungen des Jahresbedarfs zu rechnen sein. 

2. Die Schwankungen des Jahresbedarfs dürfen 
nicht durch die Beiträge ausgeglichen sein. 

3. Die Schwankungen müssen aus den am Bilanz- 
stichtag bestehenden Versicherungsverträgen her- 
rühren und dürfen nicht durch Rückversicherun- 
gen gedeckt sein. 

4. Die Schwankungsrückstellung darf — ebenso wie 
andere versicherungstechnische Rückstellungen — 
den Betrag nicht übersteigen, der zur Sicherstel- 
lung der Verpflichtungen aus den am Bilanzstich- 
tag bestehenden Versicherungsverträgen erfor- 
derlich ist. 

Im einzelnen ist die körperschaftsteuerrechtliche Be- 
handlung der Schwankungsrückstellung in gleich- 
lautenden Erlassen der obersten Finanzbehörden der 
Länder geregelt (vgl. BStBl. 1966 II S. 135). Die 
steuerliche Regelung lehnt sich im Prinzip an die für 
die Handelsbilanz erlassene Anordnung des Bundes- 
aufsichtsamtes für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen vom 21. Dezember 1965 (vgl. Bundesanzeiger 
Nr. 244 vom 29. Dezember 1965 und BStBl. 1966 II 

5. 136) und die hierzu ergangenen Ergänzungen an, 
mit dem wesentlichen Unterschied, daß die in der 
Handelsbilanz geforderten Mindestansätze steuer- 
lich als Höchstwerte gelten. 

Nach den Verwaltungsanweisungen der Finanzbe- 
hörden darf die Schwankungsrückstellung im Grund- 
satz höchstens 60 v. H. der Uberschadenquote des 
Beobachtungszeitraumes, vervielfacht mit dem ver- 
dienten Beitrag des Wirtschaftsjahrs, betragen. So- 
lange dieser Höchstbetrag nicht erreicht ist, sind 
der Schwänkungsrückstellung jährlich 20 v. H. des 
Höchstbetrags, höchstens jedoch 75 v. H. des Unter- 
schadens zuzuführen. In der Hagelversicherung lie- 
gen die Höchstbeträge über denjenigen in anderen j 


Versicherungszweigen. Je nach der Form der Unter- 
nehmen (Kapitalgesellschaften, öffentlich-rechtliche 
Versicherungsanstalten mit oder ohne gesetzlichen 
Annahmezwang, Versicherungsvereine auf Gegen- 
seitigkeit, die nach dem Geschäftsplan Nachschüsse 
erheben können) gelten unterschiedliche Regelun- 
gen. Auch können in der Hagelversicherung ebenso 
wie in der Feuer-Industrie-Versicherung einschließ- 
lich der Betriebsunterbrechungsversicherung höhere 
Zuführungssätze in Betracht kommen. Der Beobach- 
tungszeitraum umfaßt die letzten 15 Geschäftsjahre, 
in der Hagelversicherung bei bestimmten Versiche- 
rungsunternehmen die letzten 22 Geschäftsjahre vor 
dem Bilanzjahr. Sind die Voraussetzungen für die 
Bildung einer Schwankungsrückstellung weggefal- 
len oder verringert sich ihr Höchstbetrag, so muß die 
Rückstellung, soweit sie nicht mehr gerechtfertigt 
ist, gewinnerhöhend aufgelöst werden. Ein im Bilanz- 
jahr auftretender Uberschaden ist aus dem Auflö- 
sungsbetrag zu decken. 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, den An- 
satz der Schwankungsrückstellung in der Steuer- 
bilanz neu zu regeln und die Regelung aus Gründen 
der Rechtssicherheit in das Gesetz aufzunehmen. 

Den zutreffenden Bilanzansatz bildet — wie schon 
der Reichsfinanzhof hervorgehoben hat — der nach 
versicherungsmathematischen Grundsätzen berech- 
nete Wert der Versicherungsverpflichtungen (vgl. 
RFH vom 13. März 1930 — III A 189/29 — RStBl. 
S. 396). Dementsprechend bestimmt Absatz 1 der 
neuen Vorschrift, daß die Schwankungsrückstellung 
in der Steuerbilanz mit dem Wert anzusetzen ist, der 
sich nach versicherungsmathematischen Grundsätzen 
ergibt. Die Grundsätze der Versicherungsmathematik 
erfordern die Berücksichtigung der Wahrscheinlich- 
keitsregeln und der Zinswirkung. Sie sagen nichts 
über den anzuwendenden Zinssatz aus. Seine Höhe 
bestimmt sich nach den für die Bildung versiche- 
rungstechnischer Rückstellungen geltenden allgemei- 
nen Grundsätzen (vgl. § 19 Abs. 1 und die Begrün- 
dung hierzu). 

Der versicherungsmathematisch berechnete Wert 
läßt sich jedoch nur feststellen, wenn genaue Maß- 
zahlen vorliegen, mit deren Hilfe der Erwartungs- 
wert der über den Durchschnittsbetrag hinausgehen- 
den Schaden- und Kostenbelastung berechnet werden 
kann. Solange solche allgemeingültigen statistischen 
Grundlagen nicht bestehen, müssen wie bisher Nähe- 
rungswerte angesetzt werden. Wie diese Näherungs- 
werte zu ermitteln sind, bestimmen die Absätze 2 
und 3. Absatz 2 legt die absoluten Höchstbeträge 
fest, bis zu denen eine Schwankungsrückstellung 
ausgewiesen werden darf. Die Ansammlung der 
Höchstbeträge vollzieht sich über einen Zeitraum 
von mehreren Jahren. Die Grenzen für die jährlichen 
Zuführungen ergeben sich aus Absatz 3. 

Die Höchstbeträge der Schwankungsrückstellung, die 
nur für den Selbstbehalt des selbstabgeschlossenen 
und des in Rückdeckung übernommenen Geschäfts 
anzusetzen ist, betragen nach Absatz 2 

— - in der Hagelversicherung 180 v. H., 

in den übrigen Zweigen der Ele- 
mentarversicherung einschließlich 
der Feuerversicherung 120 v. H. 
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des Selbstbehaltsbeitrags, der in dem am Bilanz- 
stichtag endenden und in dem vorangegangenen 
Wirtschaftsjahr im Durchschnitt jährlich verdient 
worden ist; 

— • in den übrigen Zweigen der 

Schaden- und Unfallversicherung 75 v. H. 

der Summe der Überschäden im Beobachtungs- 
zeitraum, vervielfacht mit dem Verhältnis aus 
dem verdienten Beitrag des letzten Wirtschafts- 
jahrs und dem im Beobachtungszeitraum im 
Durchschnitt verdienten Jahresbeitrag. Der Beob- 
achtungszeitraum umfaßt die letzten zehn Wirt- 
schaftsjahre, die vor dem Bilanzstichtag geendet 
haben. Die Rückstellung darf für diese Versiche- 
rungszweige — wie nach geltendem Recht — nur 
gebildet werden, wenn erhebliche Schwankun- 
gen im Schadenverlauf auftreten. 

Die neue Regelung unterscheidet zwischen den Ver- 
sicherungszweigen der Elementarversicherung und 
den übrigen Zweigen der Schaden- und Unfallver- 
sicherung. Diese Unterscheidung wurde notwendig, 
weil sich der voraussichtliche Schadenverlauf in der 
Elementarversicherung nicht ohne weiteres aus den 
Verhältnissen der Vergangenheit ableiten läßt. Auch 
wenn das einzelne Unternehmen (z. B. wegen gün- 
stiger örtlicher Witterungsverhältnisse) in der Ver- 
gangenheit keine Überschäden zu verzeichnen hatte, 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß unvorher- 
sehbare Naturereignisse künftig zu solchen Schä- 
den führen. Aus diesen Erwägungen soll der 
Höchstbetrag der Schwankungsrückstellung in der 
Elementarversicherung abweichend von der bishe- 
rigen Praxis nicht mehr nach dem Schadenverlauf 
in einem zurückliegenden Beobachtungszeitraum 
ausgerichtet werden, sondern nach der Höhe der 
durchschnittlichen Selbstbehaltsbeiträge. 

In den übrigen Zweigen der Schaden- und Unfall- 
versicherung kann zwar auf die Erfahrungen in 
einem Beobachtungszeitraum nicht verzichtet wer- 
den. Es war jedoch erforderlich, den Beobachtungs- 
zeitraum von bisher fünfzehn auf zehn Jahre zu 
verkürzen, weil das Versicherungsrisiko mit fort- 
schreitender Entwicklung Strukturänderungen un- 
terworfen ist und daher Vergleichswerte aus weiter 
zurückliegenden Wirtschaftsjahren an Aussagekraft 
verlieren. 

Die neue Vorschrift vereinheitlicht die Berechnungs- 
grundlagen innerhalb des einzelnen Versicherungs- 
zweiges für alle Unternehmen ohne Rücksicht auf 
deren Organisationsform. Zugleich wird durch den 
Wegfall bzw. die Verkürzung des Beobachtungszeit- 
raumes das Berechnungsverfahren vereinfacht. 

Auch die Höhe der jährlichen Zuführungsraten wur- 
de neu geregelt. Zur Zeit ist die Zuführung zur 
Schwankungsrückstellung nur in Wirtschaftsjahren 
zulässig, in denen ein Unterschaden eingetreten ist. 
Bei dieser Regelung kann die Begrenzung der Zu- 
führung auf einen Teilbetrag des Unterschadens 
dazu führen, daß der versicherungstechnische Aus- 
gleich nicht erreicht wird. Um diesen Ausgleich 
sicherzustellen und zugleich eine möglichst gleich- 
mäßige Verteilung der Zuführungsbeträge zu ge- 
währleisten, soll die Zuführung künftig in zwei Kom- 


ponenten gegliedert werden. Lediglich eine der 
Komponenten bemißt sich nach einem Vomhundert- 
satz des Unterschadens und kann daher nur in Un- 
terschadenjahren zugeführt werden. Die zweite 
Komponente ist unabhängig vom versicherungstech- 
nischen Ergebnis. Sie richtet sich allein nach dem 
Höchstbetrag der Rückstellung und kommt daher 
auch in Wirtschaftsjahren in Betracht, in denen ein 
Uberschaden auftritt. Nach Absatz 3 dürfen der 
Schwankungsrückstellung, solange der Höchstbetrag 
noch nicht erreicht ist, jährlich 5 v. H. des Höchstbe- 
trags zuzüglich 50 v. H. des Unterschadens zuge- 
führt werden, der in dem einzelnen Versicherungs- 
! zweig im Wirtschaftsjahr eingetreten ist. Die Aus- 
wirkungen dieser Regelung zeigen die folgenden 
Beispiele: 

Beispiel 1 DM DM 

Ansatz der Schwankungsrück- 
stellung am Beginn des Wirt- 
schaftsjahrs 100 000 

Höchstbetrag der Rückstellung 

nach § 21 Abs. 2 1 000 000 

im Wirtschaftsjahr eingetrete- 
ner Unterschaden 1 20 000 

Zuführungsbetrag: 

5 v. H. des Höchstbetrags 50 000 

50 v. H. des Unterschadens 60 000 1 10 000 

Ansatz der Schwankungsrück- 
stellung am Ende des Wirt- 
schaftsjahrs 210 000 


Beispiel 2 DM DM 

Ansatz der Schwankungsrück- 
stellung am Beginn des Wirt- 
schaftsjahrs 100 000 

Höchstbetrag der Rückstellung 

nach § 21 Abs. 2 1 000 000 

im Wirtschaftsjahr eingetrete- 
ner Unterschaden 2 000 000 

Zuführungsbetrag : 

5 v. H. des Höchstbetrags 50 000 

50 v. H. des Unterschadens 1 000 000 

1 050 000 

Zuführung bis zum Erreichen 

des Höchstbetrags 900 000 

Ansatz der Schwankungsrück- 
stellung am Ende des Wirt- 
schaftsjahrs 1 000 000 

Die Absätze 4 bis 6 übernehmen im Grundsatz zur 
Zeit angewandte Verwaltungsregelungen in den 
Gesetzentwurf. 

Absatz 4 bestimmt, daß die für einen Versicherungs- 
zweig gebildete Schwankungsrückstellung in der 
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Höhe aufzulösen ist, in der ein Überschaden auf- 
tritt. Der Überschaden wirkt sich danach nur inso- 
weit gewinnmindernd aus, als er den Wert der 
Schwankungsrückstellung übersteigt. 

Beispiel 3 DM DM 

Ansatz der Schwankungsrück- 
stellung am Beginn des Wirt- 
schaftsjahrs 100 000 

Höchstbetrag der Rückstellung 

nach § 21 Abs. 2 1 000 000 

im Wirtschaftsjahr eingetrete- 
ner über schaden 120 000 

Auflösung der Rückstellung 

nach § 21 Abs. 4 “100 000 

verbleibender Betrag 0 

Zuführungsbetrag: 

5 v. H. des Höchstbetrags 50 000 

Wert der Schwankungsrückstel- 
lung am End des Wirtschafts- 
jahrs 50 000 


Absatz 5 stellt klar, daß bei der Ermittlung des 
Unterschadens oder eines Uberschadens die Zufüh- 
rung zur Schwankungsrückstellung sowie die Auf- 
lösung der Schwankungsrückstellung außer Betracht 
bleiben. 

Absatz 6 schließt die Bildung einer Schwankungs- 
rückstellung für die Kautionsversicherung aus, für 
die die Versicherungsunternehmen eine Delkredere- 
rückstellung auszuweisen haben. Die Kautionsver- 
sicherung ist ein Vertragsverhältnis, bei dem das 
Versicherungsunternehmen für den Versicherungs- 
nehmer Kautionen (Bürgschaften) übernimmt und 
ihm seine Garantiekraft zur Verfügung stellt. In der 
Kautionsversicherung soll wie bisher eine Delkre- 
dererückstellung in der gleichen Höhe anerkannt 
werden, in der Kreditinstitute für Eventualforde- 
rungen aus Bürgschaftsverbindlichkeiten eine Sam- 
melwertberichtigung zu bilden haben (vgl. hierzu 
auch § 25 E-EStG und die Begründung hierzu). 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob die Bildung 
einer Delkredererückstellung auch in anderen Berei- 
chen der Kreditversicherung zugelassen werden 
kann oder ob in diesen Bereichen die Voraussetzun- 
gen für den Ansatz einer Schwankungsrückstellung 
vorliegen. 

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit von ge- 
ringerer wirtschaftlicher Bedeutung sind nach den 
geltenden Anordnungen des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungswesen nicht verpflichtet, in der 
Handelsbilanz eine besondere Schwankung srück- 
stellung auszuweisen. Soweit sie hierauf verzichten, 
erfüllt die nach § 37 VAG zu bildende Verlustrück- 
lage zugleich die Funktion der Schwankungsrück- 
stellung. Auch mit steuerlicher Wirkung können 
Versicherungsvereine von geringerer wirtschaftlicher 


Bedeutung zum Ausgleich des schwankenden Jah- 
resbedarfs der Verlustrücklage Beträge zu Lasten 
des Gewinns zuführen. Die näheren Einzelheiten 
sind in gleichlautenden Erlassen der obersten Fi- 
nanzbehörden der Länder geregelt (vgl. BStBl. 
1967 II S. 39). Von geringerer wirtschaftlicher Bedeu- 
tung sind Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 
deren Brutto-Beitragseinnahmen derzeit im Durch- 
schnitt der letzten drei Wirtschaftsjahre nicht mehr 
als 500 000 DM betragen. Nach Auffassung der Bun- 
desregierung soll kleineren Versicherungsvereinen, 
die keine Schwankungsrückstellung bilden, auch 
künftig gestattet werden, der Verlustrücklage be- 
stimmte Beträge zu Lasten des steuerlichen Gewinns 
zuzuführen. Das Nähere wird durch eine Rechtsver- 
ordnung der Bundesregierung geregelt werden. Die 
hierfür erforderliche Ermächtigung enthält § 54 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d. 

Durch die Neuregelung können sich gewisse Ver- 
schiebungen des Rückstellungsvolumens zwischen 
den einzelnen Versicherungsunternehmen ergeben. 
Insgesamt betrachtet, sind jedoch haushaltsmäßige 
Veränderungen von einigem Gewicht nicht zu er- 
warten. 

Zu § 22 — Rückstellung für Großrisiken 

Im Versicherungsgeschäft beruhen die Kalkulation 
der Beiträge und das Angebot der Leistungen auf 
der Wirkung des Gesetzes der großen Zahl. Im all- 
gemeinen reichen die Beiträge eines Geschäftsjahrs 
aus, um bei stetigem Schadenverlauf die Schäden 
und Kosten dieses Jahres zu decken. Bei Großrisiken 
ist der Ausgleich innerhalb eines Geschäftsjahrs 
jedoch nicht möglich, weil die Zahl der Risiken ver- 
hältnismäßig gering ist. Der notwendige versiche- 
rungstechnische Ausgleich läßt sich in solchen Fäl- 
len erst über einen längeren Zeitraum hinweg er- 
reichen. Nach Auffassung der Bundesregierung erfor- 
dert dieser Sachverhalt die Bildung einer besonde- 
ren versicherungstechnischen Rückstellung. Die Bun- 
desregierung greift damit einen Vorschlag der 
Steuerreformkommission auf (vgl. Tz. V/402 ff. des 
Gutachtens dieser Kommission). Die Anwendung 
des § 21 bleibt dadurch unberührt. 

Das Problem hat erst größere praktische Bedeutung 
erlangt, als die im Deutschen Luftpool zusammenge- 
schlossenen Versicherungsunternehmen Großraum- 
flugzeuge unter Versicherungsschutz genommen ha- 
ben. Das geltende Körperschaftsteuergesetz enthält 
für die Versicherung von Großrisiken noch keine 
ausdrückliche Regelung. Die Finanzminister der Län- 
der hatten eine bis zum 31. Dezember 1972 befri- 
stete Vewaltungsanweisung erlassen, nach der die 
Versicherungsunternehmer im Falle der Versiche- 
rung von Großraumflugzeugen steuerwirksam einen 
besonderen Passivposten bilden durften (vgl. Erlaß 
des FinMin NW vom 28. September 1970, Der Be- 
trieb 1970 S. 1952). 

§ 22 des Entwurfs beschränkt den Ansatz einer Rück- 
stellung für Großrisiken in der Steuerbilanz nicht 
auf die Versicherung von Großraumflugzeugen. 

I Nach Absatz 1 der Vorschrift ist die Rückstellung in 

I allen Fällen zulässig, in denen das Versicherungs- 
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unternehmen Versicherungsschutz für Großrisiken 
gewährt. Voraussetzung ist jedoch, daß innerhalb 
der Großrisiken eines Versicherungszweigs ein Aus- 
gleich von Leistung und Gegenleistung im Wirt- 
schaftsjahr noch nicht erreicht ist. Die Vorschrift ! 
enthält eine eigene Definition des Begriffs Großri- 
siko. Als Großrisiken werden Risiken bezeichnet, 
die nach der Art des zu versichernden Risikos bei 
dem Unternehmen nicht in bestehende Versiche- 
rungsgemeinschaften eingeordnet werden können 
und deren versicherter Selbstbehalt je Risiko das 
Zweifache des höchsten bisherigen Selbstbehalts je 
Risiko in vergleichbaren Versicherungszweigen 
übersteigt. 

Die Höhe der Rückstellung wir in den Absätzen 2 
und 3 geregelt. 

Absatz 2 bestimmt als Bilanzansatz den Wert, der 
sich nach versicherungsmathematischen Grundsätzen 
ergibt. Wegen der Bedeutung der versicherungs- 
mathematischen Grundsätze vgl. die Ausführungen 
in der Begründung zu § 21 Abs. 1. 

Nach Absatz 3 ist ein Näherungswert anzusetzen, 
wenn für die Ermittlung des nach versicherungs- 
mathematischen Grundsätzen zu berechnenden Wer- 
tes keine allgemein gültigen statistischen Grundla- 
gen vorliegen. Ebenso wie der Näherungswert für 
die Schwankungsrückstellung (vgl. § 21) ist auch der 
Näherungswert für diese Rückstellung durch einen 
absoluten Höchstbetrag und durch bestimmte Zufüh- 
rungsbeträge im Wirtschaftsjahr begrenzt. Der ab- 
solute Höchstbetrag ist die höchste, für ein einzelnes 
Großrisiko auf eigene Rechnung übernommene Ver- 
sicherungssumme abzüglich der im Wirtschaftsjahr 
auf die Großrisiken des Versicherungszweigs insge- 
samt vereinnahmten Selbstbehaltsbeiträge, Solange 
dieser Höchstbetrag nicht erreicht ist, soll der Rück- 
stellung jährlich der Unterschied zwischen 20 v. H. 
des Höchstbetrags und dem Schadenaufwand des 
Versicherungszweigs zugeführt werden. Wegen der 
Berechnung vgl. das unten angeführte Beispiel. 

Absatz 4 enthält nähere Bestimmungen darüber, un- 
ter welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe 
die Rückstellung für Großrisiken aufzulösen ist. 
Wird die Rückstellung mit dem versicherungsmathe- 
matisch berechneten Wert i. S. des Absatzes 2 ange- 
setzt, so ist sie jährlich in Höhe des Schadenauf- 
wandes für den Versicherungszweig aufzulösen. Bei 
Ansatz mit dem Näherungswert i. S. des Absatzes 3 
muß die Rückstellung in Höhe des Schadenaufwan- 
des für den Versicherungszweig aufgelöst werden, 
der 20 v. H. des Höchstbetrags übersteigt. Abge- 
sehen von dieser Regelung ist die Rückstellung für 
Großrisiken in voller Höhe aufzulösen, wenn die in 
Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen für ihre Bil- 
dung weggefallen sind. Das ist der Fall, wenn inner- 
halb der Großrisiken eines Versicherungszweigs im 
Wirtschaftsjahr Leistung und Gegenleistung sich aus- 
gleichen. 

Die Einzelheiten der Berechnung des Näherungs- 
werts nach Absatz 3 und der Auflösung nach Ab- 
satz 4 sind aus dem folgenden Beispiel ersichtlich: I 


Beispiel: 



Es betragen: 

Summe der 
Selbstbehalts- 
beiträge für 
Großrisiken 

Schadenauf- 
wand des Ver- 
sicherungs- 
zweiges 

im Jahre (1) 

100 000 DM 

0 DM 

im Jahre (2) 

150 000 DM 

50 000 DM 

im Jahre (3) 

250 000 DM 

200 000 DM 

Die höchste, für ein einzelnes Großrisiko auf eigene 
Rechnung übernommene Versicherungssumme be- 
trägt in den Jahren (1) bis (3) 1 000 000 DM 

Berechnung der Rückstellung im Jahre (!) 


Höchste 

Versicherungssumme 

1 000 000 DM 


— Selbstbehalts- 
beiträge 

100 000 DM 


Höchstbetrag 

900 000 DM 


davon 20 v. H. 

180 000 DM 


— Schadenaufwand 

0 DM 


Zuführung zur 
Rückstellung 


180 000 DM 

Bilanzansatz am Ende 
des Jahres (1) 


180 000 DM 

Berechnung der Rückstellung im Jahre (2) 


Höchste 

Versicherungssumme 

1 000 000 DM 


— Selbstbehalts- 
beiträge 

150 000 DM 


Höchstbetrag 

850 000 DM 


davon 20 v. H. 

170 000 DM 


— Schadenaufwand 

50 000 DM 


Zuführung zur 
Rückstellung 


120 000 DM 

Bilanzansatz am Ende 
des Jahres (2) 


300 000 DM 

Berechnung der Rückstellung im Jahre (3) 


Höchste 

Versicherungssumme 

1 000 000 DM 


— Selbstbehalts- 
beiträge 

250 000 DM 


Höchstbetrag 

750 000 DM 


davon 20 v. H. 

150 000 DM 


— Schadenaufwand 

200 000 DM 


Auflösung der 
Rückstellung 

- 

- 50 0000 DM 

Bilanzansatz am Ende 
des Jahres (3) 


250 000 DM 
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Zu § 23 — Alterungsrückstellung 

In der Krankenversicherung steigen die Risiken des 
Versicherungsunternehmens allgemein mit zuneh- 
mendem Alter der Versicherten. Die Beiträge kön- 
nen dagegen allein nach dem Eintrittsalter des Ver- 
sicherten bemessen sein und während der Vertrags- 
dauer grundsätzlich in gleichbleibender Höhe erho- 
ben werden. Beitragserhöhungen werden dann in 
der Regel nur bei Kostensteigerungen oder Lei- 
stungsverbesserungen vorgenommen, aber nicht im 
Hinblick auf das mit dem Alter des Versicherten 
wachsende Risiko. Eine solche Tarifgestaltung ist 
deshalb möglich, weil die Beiträge als Durchschnitts- 
werte so bemessen werden, daß sich die Einnah- 
men und Ausgaben unter Berücksichtigung der Zin- 
sen über die gesamte Laufzeit des Vertrages aus- 
gleichen. Infolge des steigenden Risikos sind aber 
die Barwerte der künftigen Versicherungsleistungen 
höher als die Barwerte der künftigen Beitragsein- 
nahmen. Um sicherzustellen, daß die Leistungen 
aufgrund der Versicherungsverträge auch bei stei- 
gendem Risiko erbracht werden können, müssen Bei- 
tragsanteile, die von den Versicherten in jüngerem 
Lebensalter aufgebracht und vom Versicherungs- 
unternehmen zunächst nicht benötigt werden, zur 
Deckung der Risiken in höherem Lebensalter ange- 
sammelt werden. Das geschieht durch die Bildung 
einer Alterungsrückstellung. 

Die Alterungsrückstellung ist eine versicherungs- 
technische Rücklage i. S. des § 11 Ziff. 2 KStG 1968. 
Nach der Rechtsprechung (OFH vom 22. Juni 1949, 
Steuer und Wirtschaft 1949 Nr. 51) ist sie zuläs- 
sig, wenn sich das Versicherungsunternehmen ge- 
genüber den Versicherten vertraglich verpflichtet 
hat, wegen des durch das Altern der Versicherten 
vermehrten Wagnisses für die Zukunft weder die 
Beiträge zu erhöhen noch die Versicherungsleistun- 
gen zu mindern. In der Verwaltungspraxis wird 
eine in der Handelsbilanz gebildete Alterungsrück- 
stellung dem Grunde nach auch steuerlich aner- 
kannt, wenn sie von der Versicherungsaufsichtsbe- 
hörde angeordnet worden ist. 

Die Grundsätze denRechtssicherheit und der Rechts- 
klarheit machen es nach Auffassung der Bundes- 
regierung erforderlich, die Voraussetzungen für die 
Bildung der Alterungsrückstellung im neuen Kör- 
perschaftsteuergesetz ausdrücklich zu regeln. Das 
geschieht in § 23. Materiell folgt die gesetzliche Re- 
gelung der bisherigen Rechtsprechung. 

Absatz 1 macht die Bildung einer Alterungsrückstel- 
lung davon abhängig, daß sich das Krankenver- 
sicherungsunternehmen den Versicherten gegenüber 
verpflichtet hat, wegen der mit dem Alter der Ver- 
sicherten steigenden Wagnisse weder die Beiträge 
zu erhöhen noch die Leistungen zu mindern. Die 
Alterungsrückstellung ist mit dem Wert anzuset- 
zen, der sich nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen ergibt. Wegen der Bedeutung der ver- 
sicherungsmathematischen Grundsätze vgl. die Aus- 
führungen in der Begründung zu § 21 Abs. 1. 

Der bei der Berechnung der Rückstellung anzuwen- 
dende Rechnungszinssatz wird für die in der Praxis 
am häufigsten vorkommenden Fälle angegeben, in 


denen das Versicherungsunternehmen verpflichtet 
ist, die Rückstellung in voller Höhe der Versicher- 
tengemeinschaft anzurechnen, wenn der Beitrag an- 
ders festgesetzt wird. In diesen Fällen ist der im 
Geschäftsplan festgelegte Zinssatz zugrunde zu 
legen, der allgemein unter dem im Geschäftsverkehr 
üblichen Zinssatz für die Verzinsung langfristiger 
Verbindlichkeiten liegt. Für die verhältnismäßig 
seltenen Fälle, in denen es an einer derartigen Ver- 
pflichtung des Versicherungsunternehmens fehlt, 
nennt die Vorschrift keinen Zinssatz. In solchen 
Fällen ist der Zinssatz anzuwenden, der sich nach 
den allgemeinen Grundsätzen für die Bewertung 
unter besonderer Berücksichtigung der in § 19 Abs. 1 
enthaltenen Grundsätze über die Ermittlung der ver- 
sicherungstechnischen Rückstellungen ergibt. 

Abs. 2 regelt die Fälle, in denen sogenannte „nega- 
tive" Alterungsrückstellungen Vorkommen, weil auf 
Grund des Zillmer-Verfahrens oder wegen der Bil- 
dung besonderer Altersgruppen bei dem einzelnen 
Vertrag der Barwert der künftigen Beitragseinnah- 
men den Barwert der künftigen Versicherungslei- 
stungen übersteigt. In solchen Fällen soll der Unter- 
schiedsbetrag von der „positiven" Alterungsrück- 
stellung für andere Verträge abgesetzt werden, weil 
andernfalls die Rückstellung des Versicherungs- 
unternehmens nicht in der zutreffenden Gesamthöhe 
ausgewiesen würde. Diese Regelung entspricht 
ebenfalls der bisherigen Rechtsprechung (vgl. BFH 
vom 19. Januar 1972 I 1 14/65, BStBl. II S. 392). 

Zu § 24 — Beitragsrückerstattungen 

Die Versicherungsbeiträge werden grundsätzlich 
nach den Erfahrungen über den Schadenverlauf in 
der Vergangenheit kalkuliert. Die Übertragung die- 
ser Erfahrungen auf die Zukunft kann nur zu Nähe- 
rungswerten führen. Es läßt sich nicht ausschließen, 
daß künftig zahlreichere und höhere Schäden auftre- 
ten als bisher. Um diese Unsicherheiten aufzufan- 
gen, planen die Versicherungsunternehmen bei der 
Vereinbarung fester Jahresbeiträge einen Sicher- 
heitszuschlag ein. Bei einem Schadenverlauf, der 
den aus der Vergangenheit gewonnenen Erfahrungs- 
werten entspricht, führt die Erhebung des Sicher- 
heitszuschlages zu Überschüssen. An ihnen werden 
die Versicherten im Wege der Beitragsrückerstat- 
tung beteiligt. 

Im geltenden Recht ist die steuerliche Behandlung 
der vom Geschäftsergebnis abhängigen Beitrags- 
rückerstattungen in § 6 Abs. 2 bis 4 KStG 1968 sowie 
in § 17 KStDV 1968 geregelt. Danach sind solche Bei- 
tragsrückerstattungen bei der Einkommensermitt- 
lung der Versicherungsunternehmen nur insoweit 
abziehbar, als sie aufgrund des Geschäftsergebnisses, 
d. h. aus dem in der Handelsbilanz ausgewiesenen 
Überschuß des jeweiligen Geschäftszweigs gewährt 
werden. Hinsichtlich der Höhe des Abzugs wird zwi- 
schen der Lebens- und Krankenversicherung auf der 
einen Seite und den übrigen Versicherungszweigen 
auf der anderen Seite unterschieden. 

Aus dem Lebens- und Krankenversicherungsgeschäft 
stammende Beitragsrückerstattungen sind formal in 
voller Höhe als Betriebsausgabe abziehbar. Im wirt- 
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schaftlichen Ergebnis wird der Abzug aber be- 
schränkt, da Lebens- und Krankenversicherungs- 
unternehmen ein Mindesteinkommen zu versteuern 
haben. Das Mindesteinkommen beträgt 5 v. H. des 
steuerlichen Gewinns, von dem der bei dem Lebens- 
versicherungsgeschäft oder bei dem Krankenver- 
sicherungsgeschäft für die Versicherten bestimmte 
Anteil noch nicht abgezogen ist. 

Beitragsrückerstattungen, die aus anderen Versiche- 
rungszweigen stammen, sind von vornherein nur 
beschränkt abzugsfähig. Dadurch wird im Grundsatz 
ausgeschlossen, daß den Versicherten Beträge un- 
versteuert zugewendet werden, die von ihnen nicht 
selbst durch Beiträge aufgebracht worden sind. 

In der neuen Vorschrift werden die bisher im KStG 
1968 und in der KStDV 1968 enthaltenen Bestim- 
mungen über die Beitragsrückerstattung zusammen- 
gefaßt. An dem Grundsatz, daß nur solche Aufwen- 
dungen als Beitragsrückerstattungen abziehbar sind, 
die tatsächlich aus Beitragseinnahmen stammen, 
hält die Neufassung fest. Auf die Mindestbe- 
steuerung, die im geltenden Recht der Kritik aus- 
gesetzt ist, wird dagegen verzichtet. Die Berechnung 
der abziehbaren Beitragsrückerstattungen wird ver- 
einfacht. Außerdem wird erstmalig gesetzlich be- 
stimmt, unter welchen Voraussetzungen eine für die 
Beitragsrückerstattung gebildete Rückstellung ge- 
winnerhöhend aufzulösen ist. Durch diese Regelung 
soll sichergestellt werden, daß die Rückstellung 
nur Beträge enthält, die ausschließlich für die Bei- 
tragsrückerstattung verwendet werden, nicht dage- 
gen Mittel, die zur Kapitalverstärkung dienen und 
daher den Charakter einer Rücklage haben. 

Absatz 1 regelt den Abzug der für das selbstabge- 
schlossene Geschäft an die Versicherten ausgezahl- 
ten Beitragsrückerstattungen als Betriebsausgabe. 
Wie im geltenden Recht gilt die Vorschrift für Bei- 
tragsrückerstattungen, die aufgrund des Geschäfts- 
ergebnisses oder des versicherungstechnischen Über- 
schusses gewährt werden. Auch künftig wird zwi- 
schen Beitragsrückerstattungen, die aus dem Lebens- 
und Krankenversicherungsgeschäft stammen, und 
solchen aus anderen Versicherungszweigen unter- 
schieden. 

In der Lebens- und Krankenversicherung sind die 
Beitragsrückerstattungen bis zur Höhe des nach 
handelsrechtlichen Vorschriften ermittelten, aber 
für die Berechnung der steuerlichen Abzugsgrenze 
„bereinigten" Jahresergebnisses für das selbstabge- 
schlossene Geschäft abziehbar. Zur Berechnung des 
abziehbaren Betrags sind dem Jahresergebnis die 
zu seinen Lasten aufgewendeten Beitragsrückerstat- 
tungen wieder hinzuzusetzen. Abzusetzen sind Er- 
träge aus der Auflösung einer Rückstellung für Bei- 
tragsrückerstattung nach Absatz 2 sowie der Netto- 
ertrag des nach den Vorschriften über die steuer- 
liche Gewinnermittlung anzusetzenden Betriebsver- 
mögens. Durch den Abzug dieses Nettoertrags wer- 
den die Erträge ausgeschieden, die aus Mitteln des 
Eigenkapitals und der Rücklagen erwirtschaftet wor- 
den sind und daher nicht aus Beiträgen der Mitglie- 
der stammen können. Der Abzug macht die nach 
geltendem Recht durchzuführende Mindestbe- 


steuerung entbehrlich. Als abzusetzender Netto- 
ertrag gilt der Ertrag aus langfristiger Kapital- 
anlage, der anteilig auf das Betriebsvermögen ent- 
fällt, gekürzt um die entsprechenden persönlichen 
und sachlichen Betriebsausgaben. Der Begriff „per- 
sönliche und sachliche Betriebsausgaben" entspricht 
inhaltlich dem geltenden Recht (vgl. § 6 Abs. 2 
Ziff. 2 KStG 1968). Er umfaßt auch die anteiligen 
nichtabziehbaren Betriebsausgaben wie z. B. die 
Steuern vom Einkommen und die Vermögensteuer 
(vgl. RFH vom 9. Januar 1940 I 71/39, RStBl. S. 436.) 

In der Schaden- und Unfallversicherung können Bei- 
tragsrückerstattungen bis zur Höhe des versiche- 
rungstechnischen Überschusses des einzelnen Ver- 
sicherungszweigs aus dem selbstabgeschlossenen 
Geschäft für eigene Rechnung abgezogen werden. 
Beitragsteile, die das Versicherungsunternehmen an 
Rückversicherer weitergeleitet hat, scheiden aus 
der Bemessungsgrundlage aus. Für die Berechnung 
des abziehbaren Betrags ist von der verbleibenden 
Beitragseinnahme des einzelnen Versicherungs- 
zweigs auszugehen, die um alle anteiligen persön- 
lichen und sachlichen Betriebsausgaben des Ge- 
schäfts für eigene Rechnung zu kürzen ist. Zu die- 
sen Ausgaben gehören auch die auf das Wirtschafts- 
jahr entfallenden Versicherungsleistungen, Rück- 
stellungen und Rechnungsabgrenzungsposten. 

Absatz 2 regelt die Voraussetzungen für die Bildung 
und die Auflösung einer Rückstellung für Beitrags- 
rückerstattung. Nach Satz 1 sind Zuführungen zu 
einer Rückstellung für Beitragsrückerstattung inso- 
weit abziehbar, als die ausschließliche Verwendung 
der Rückstellung für diesen Zweck durch die Sat- 
zung oder durch geschäftsplanmäßige Erklärung ge- 
sichert ist. Die Regelung entspricht § 6 Abs. 3 KStG 
1968. 

Absatz 2 Satz 2 bestimmt, daß die Rückstellung für 
Beitragsrückerstattung aufzulösen ist, soweit sie die 
Summe der in den Nummern 1 bis 4 bezeichneten 
Beträge übersteigt. Die in den Nummern 1 und 2 
bezeichneten Beträge können bei allen Versiche- 
rungszweigen anfallen. Es handelt sich hierbei um 
Zuführungen zur Rückstellung innerhalb der letzten 
drei Wirtschaftsjahre und um den Betrag, dessen 
Ausschüttung als Beitragsrückerstattung vom Ver- 
sicherungsunternehmen vor dem Bilanzstichtag ver- 
bindlich festgelegt worden ist. In der Krankenver- 
sicherung tritt der in Nummer 3 bezeichnete Betrag 
hinzu, dessen Verwendung zur Ermäßigung von 
Beitragserhöhungen im folgenden Geschäftsjahr 
vom Versicherungsunternehmen vor dem Bilanz- 
stichtag verbindlich festgelegt worden ist. Bei 
Lebensversicherungsunternehmen wird die Summe 
der in den Nummern 1 und 2 bezeichneten Beträge 
erhöht und den in Nummer 4 aufgeführten Betrag, 
der für die Finanzierung der Schlußgewinnanteile 
erforderlich ist, die auf bereits abgelaufene Versiche- 
rungsjahre entfallen. 

Aus Gründen der Vereinfachung soll zugelassen 
werden, daß die Rückstellung bei Vorliegen des 
Absatzes 2 Satz 2 nicht aufgelöst zu werden braucht, 
wenn den Versicherten nur Kleinbeträge zurück- 
erstattet werden könnten, deren Auszahlung mit 
einem verhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand 
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verbunden wäre. Die hierfür erforderliche Ermäch- 
tigung enthält § 54 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a. 


VIERTES KAPITEL 

Sondervorschriften für Genossenschaften 

Zu § 25 — Genossenschaftliche Rückvergütung 

§ 25 des Entwurfs übernimmt die Vorschrift des § 35 
KStDV 1968 über die steuerliche Behandlung der 
genossenschaftlichen Warenrückvergütungen in 
einer redaktionell geänderten Fassung. Insbesondere 
ist das Wort „Warenrückvergütungen" durch den 
allgemeinen Ausdruck „Rückvergütungen" ersetzt 
worden. Damit wird klargestellt, daß die neue Vor- 
schrift nicht nur für Rückvergütungen aus Waren- 
umsätzen gilt, sondern ebenso für die Rückvergü- 
tungen aus anderen Geschäften, z. B. Dienstlei- 
stungsgeschäften oder Kreditgeschäften. Dies ent- 
spricht der bisherigen Praxis. An den in § 35 KStDV 
1968 enthaltenen Grundsätzen soll sich materiell 
nichts ändern. 

Absatz 1 des neuen § 25 entspricht im wesentlichen 
dem Absatz 2 des § 35 KStDV. 

§ 25 Absatz 2 des Entwurfs stimmt inhaltlich weit- 
gehend mit Absatz 1 der bisherigen Vorschrift über- 
ein, ist jedoch ergänzt worden. Das geltende Recht 
wird von der Finanzverwaltung seit jeher so ausge- 
legt, daß eine Rückvergütung nur abzugsfähig ist, 
wenn sie auf der Satzung oder einen Beschluß der 
Verwaltungsorgane der Genossenschaft bzw. der 
Generalversammlung beruht (vgl. Abschnitt 72 
Abs. 1 KStR 1969), Aus Gründen größerer Klarheit 
und Rechtssicherheit sollen diese Voraussetzungen 
nunmehr in das Gesetz übernommen werden. 

Absatz 3 bestimmt, daß die Absätze 1 und 2 nicht 
für Kreditgenossenschaften und Zentralkassen gel- 
ten, die nach § 26 Abs. 2 Nr. 9 und 10 einem er- 
mäßigten Steuersatz unterliegen. Diese Genossen- 
schaften können daher etwaige Rückvergütungen 
an ihre Mitglieder nicht als Betriebsausgaben ab- 
ziehen. Das Abzugsverbot entspricht dem geltenden 
Recht (vgl. § 35 Abs. 3 KStDV 1968). 


DRITTER TEIL 

Tarif; Besteuerung bei ausländischen 
Einkunftsteilen 


Zu § 26 — Steuersatz 

Die Vorschrift nennt die wichtigsten Steuersätze und 
bestimmt, wie die Körperschaftsteuer zu berechnen 
ist. Soweit andere Rechtsvorschriften Steuerermäßi- 
gungen vorsehen (z. B. § 29), gehen diese Vorschrif- 
ten der Regelung in § 26 im Range vor. 

Nach Absatz 1 beträgt die Körperschaftsteuer im 
Regelfall 56 v. H. des zu versteuernden Einkommens. 
Der Steuersatz hat die gleiche Höhe wie der Spitzen- 


satz des Einkommensteuertarifs. Wegen näherer Ein- 
zelheiten vgl. Teil III Nr. 2 Buchstabe a der allge- 
meinen Begründung. 

Absatz 2 sieht für bestimmte Kreditinstitute einen 
ermäßigten Steuersatz vor. Es handelt sich um In- 
stitute, für die — wie die nachstehende Übersicht 
zeigt — nach geltendem Recht unterschiedliche steu- 
erliche Vergünstigungen bestehen. 


Kreditinstitute 


Steuersatz 
in v. H. 


1. öffentliche oder unter Staatsauf- 
sicht stehende Sparkassen 35 

2. andere als unter Nr. 1 bezeichnete 

Kreditinstitute in der Form einer 
juristischen Person des öffentlichen 
Rechts für Einkünfte aus dem lang- 
fristigen Kommunalkredit-, Real- 
kredit- und Meliorationskreditge- 
schäft 35 

3. Staatsbanken, soweit sie Aufgaben 
staatswirtschaftlicher Art erfüllen steuerfrei 


4. private Bausparkassen für Einkünfte 
aus dem langfristigen Kommunal- 
kredit- und Realkreditgeschäft 

a) in der Form einer Kapitalgesell- 
schaft 

b) in der Form einer anderen Kör- 
perschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse 

5. reine Hypothekenbanken und 
Schiffspfandbriefbanken 

a) in der Form einer Kapitalgesell- 
schaft 

b) in der Form einer anderen Kör- 
perschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse 

6. gemischte Hypothekenbanken 

für Einkünfte aus den in § 5 des Hy- 
pothekenbankgesetzes bezeichneten 
Geschäften 

a) in der Form einer Kapitalgesell- 
schaft, 

b) in der Form einer anderen Kör- 
perschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse 

7. die Industriekreditbank AG, die 
Deutsche Industriebank, die Berliner 
Industriebank, die Saarländische In- 
vestitionskreditbank AG 

für Einkünfte aus dem langfristigen 
Kreditgeschäft 


36,5 

35 


36,5 

35 


36,5 

35 


36,5 


8. Kreditgenossenschaften und Zentral- 
kassen 


32 
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9. Kreditgenossenschaften, die Kredite 
nur an Körperschaften, Personenver- 
einigungen und Vermögensmassen 
gewähren, die nach ihrer Satzung 
und Geschäftsführung ausschließlich 
gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken dienen 19 

10. die Deutsche Genossenschaftskasse steuerfrei 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
unterschiedliche steuerliche Belastung der verschie- 
denen Kreditinstitute unter Wettbewerbsgesichts- 
punkten nicht länger zu vertreten ist. Sie stützt sich 
dabei auf die Ergebnisse des Berichts über die Wett- 
bewerbsverschiebungen im Kreditgewerbe und über 
eine Einlagensicherung vom 18. November 1968 
. (Drucksache V/3500 S. 101). Zugleich hält sie es für 
erforderlich, die bestehende Tarifzersplitterung zu 
beseitigen und damit das Körperschaftsteuergesetz 
überschaubarer zu machen. 

Die Regelung weicht insofern von dem Entwurf eines 
Zweiten Steuerreformgesetzes ab, als dort für die 
Bereiche der Vermögensteuer und der Gewerbe- 
steuer vorgeschlagen worden ist, das Steuerprivileg 
ganz abzubauen und die bisher begünstigten Kredit- 
institute in zwei Stufen an die Vollbesteuerung her- 
anzuführen. Die Bundesregierung ist nach nochmali- 
ger Prüfung zu der Überzeugung gelangt, daß eine 
Anhebung der Körperschaftsteuer auf den Regelsatz 
von 56 v. H. — mindestens für einen Teil der betrof- 
fenen Institute (insbesondere für Sparkassen und 
Kreditgenossenschaften) — wegen der damit ver- 
bundenen Mehrbelastung zur Zeit nicht in Betracht 
gezogen werden kann. Um gleichwohl die bestehen- 
den Wettbewerbsstörungen im Kreditgewerbe so- 
weit wie möglich abzuschwächen, schlägt die Bun- 
desregierung vor, den Körperschaftsteuersatz für die 
vorstehend genannten Institute einheitlich auf eine 
Höhe von 46 v. H. anzuheben. Im Hinblick auf diese, 
im Vergleich zu den früheren Eckwertbeschlüssen 
geringere Anhebung und die zeitliche Verzögerung, 
mit der die Maßnahme wirksam wird, ist eine Über- 
gangsregelung nicht erforderlich. 

Zu einzelnen Regelungen in Absatz 2 ist auf fol- 
gendes hinzuweisen: 

Bei Kreditgenossenschaften und Zentralkassen setzt 
die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung nach 
geltendem Recht voraus, daß die Institute Kredite 
ausschließlich an ihre Mitglieder gewähren. Diese 
Voraussetzung entsprach den Geschäftsbeschränkun- 
gen nach § 8 Abs. 2 des Gesetzes betreffend die Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. Diese Ge- 
schäftsbeschränkungen werden durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften vom 9. Oktober 1973 
(Bundesgesetzbl. I S. 1451) mit Wirkung ab 1. Januar 
1974 aufgehoben. Dementsprechend sollen sie auch 
in die Tarifvorschrift des neuen Körperschaftsteuer- 
gesetzes nicht übernommen werden. 

In dem oben bezeichneten Bericht über die Wett- 
bewerbsverschiebungen im Kreditgewerbe und über 
eine Einlagensicherung ist unter anderem vorge- 
schlagen worden, die Steuerbefreiung bestimmter Un- 


ternehmen aufzuheben, die das Privileg zur Zeit aus 
der Anerkennung als Organ der staatlichen Woh- 
nungspolitik herleiten, aber in Konkurrenz zu ande- 
ren Kreditinstituten stehen. Die Bundesregierung 
beabsichtigt, desen Vorschlag aufzugreifen. Zu die- 
sem Zweck wird sie den gesetzgebenden Körper- 
schaften einen Entwurf zur Änderung des Woh- 
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes vorlegen. Der Ent- 
wurf des Körperschaftsteuergesetzes trägt diesem 
Vorhaben Rechnung. Soweit Kreditinstitute, die bis- 
her als Organ der staatlichen Wohnungspolitik be- 
freit waren, steuerpflichtig werden, gilt auch für sie 
die Regelung des § 26 des Entwurfs. Institute in der 
Form einer juristischen Person des öffentlichen Rechts 
fallen unter § 26 Abs. 2 Nr. 2, Institute in der Form 
einer Genossenschaft, wie z. B. die Bauvereinsban- 
ken, unter § 26 Abs. 2 Nr. 9 des Entwurfs. 

§ 26 Abs. 3 stellt mit dem Hinweis auf den Vierten 
Teil des Entwurfs („ Anrechnungsverfahren") klar, 
daß die festzusetzende Körperschaftsteuer sich nicht 
in allen Fällen allein aus der Anwendung eines 
Steuersatzes auf das zu versteuernde Einkommen 
ergibt, sondern daß der so ermittelte Betrag korri- 
giert werden muß, wenn für ein im Veranlagungs- 
zeitraum endendes Wirtschaftsjahr Gewinn ausge- 
schüttet worden ist. Wie sich aus der Begründung 
zu den §§ 30 ff. des Entwurfs ergibt, mindert oder 
erhöht sich die Körperschaftsteuer in diesen Fällen 
um den Betrag, der erforderlich ist, die in § 30 vor- 
gesehene einheitliche Belastung der ausgeschütteten 
Gewinne herzustellen. Demgemäß entsteht die Kör- 
perschaftsteuerschuld dann in der Höhe, die sich 
aufgrund der Korrektur ergibt. 

Die Absätze 4 und 5 des Entwurfs entsprechen Vor- 
schriften des geltenden Rechts. Absatz 4 stimmt 
wörtlich mit dem § 18 KStG 1968 überein; die in ihm 
enthaltene Abrundungsregelung dient der Verein- 
fachung. Absatz 5 ist, abgesehen von der Verwei- 
sung, wörtlich aus § 19 c KStG 1968 übernommen. 
Er beinhaltet die Koppelungsvorschrift, wonach die 
Körperschaftsteuer zu ermäßigen oder zu erhöhen 
ist, wenn die Einkommensteuer aus konjunkturpoli- 
tischen Gründen unter den in § 191 Abs. 1 Nr. 1 
E-EStG genannten Voraussetzungen gesenkt oder 
angehoben wird. 

Zu § 27 — Freibetrag für kleinere Körperschaften 

Die Vorschrift ist neu. Sie enthält eine Milderungs- 
regelung für bestimmte kleinere Körperschaften. Ihr 
Sinn ist zum einen, Härten zu vermeiden, die bei 
geringem Einkommen durch den proportionalen Kör- 
perschaftsteuertarif in Höhe von 56 v. H. auftreten 
können, zum anderen dient die Vorschrift der Ver- 
einfachung. Sie entlastet die Behörden der Finanz- 
verwaltung von einem Arbeitsaufwand, der bei klei- 
nen Körperschaften erfahrungsgemäß nicht in ange- 
messenem Verhältnis zu dem zu erwartenden Steuer- 
aufkommen steht. Insoweit bedeutet die Vorschrift 
eine Weiterentwicklung der bisherigen Verwal- 
tungsregelung, nach der bei kleinen Körperschaften 
von einer Veranlagung abgesehen wurde, wenn an- 
zunehmen war, daß ihr Einkommen 1 000 DM nicht 
übersteigt (vgl. Abschnitt 64 Abs. 1 KStR 1969). 
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Nach Satz 1 der Vorschrift ist vom Einkommen un- 
beschränkt steuerpflichtiger Körperschaften, Perso- 
nenvereinigungen und Vermögensmassen ein Frei- 
betrag von 5 000 DM, höchstens jedoch in Höhe des 
Einkommens, abzuziehen. Der Freibetrag wird bis zu 
einem Einkommen von 10 000 DM ungekürzt ge- 
währt. übersteigt das Einkommen 10 000 DM, so 
vermindert sich der Freibetrag nach Satz 2 jeweils 
um die Hälfte des übersteigenden Betrags. Die Aus- 
wirkungen der Milderungsregelung verdeutlicht die 
folgende Übersicht: 


Einkommen 

DM 

i Freibetrag 

i 

DM 

zu versteuerndes 
Einkommen 

DM 

3 000 

| 

3 000 

0 

5 000 

5 000 

0 

10 000 

5 000 

5 000 

12 000 

4 000 

8 000 

14 000 

| 3 000 

11 000 

16 000 

| 2 000 

14 000 

18 000 

1 000 

17 000 

20 000 

i o 

20 000 


Satz 3 schränkt die Gewährung des Freibetrags in 
subjektiver Hinsicht ein. 

Nach Nummer 1 des Satzes 3 wird der Freibetrag 
nicht an Körperschaften und Personenvereinigungen 
gewährt, deren Leistungen bei den Empfängern zu 
den Einnahmen i. S. des § 55 Abs. 1 oder 2 E-EStG 
gehören. Darunter fallen Kapitalgesellschaften, Er- I 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und berg- j 
bautreibende Vereinigungen, die die Rechte einer j 
juristischen Person haben. Es handelt sich um Kör- 
perschaften und Personenvereinigungen, deren Kör- 
perschaftsteuer im Falle der Gewinnausschüttung 
nach Maßgabe des § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b 
E-EStG auf die Einkommensteuer der Anteilseigner 
angerechnet wird. Für die Gewährung des Freibe- 
trags ist es unerheblich, ob das Unternehmen im 
jeweiligen Veranlagungszeitraum tatsächlich Ge- 
winne ausgeschüttet hat. Auch wenn das nicht ge- 
schehen ist, können die bezeichneten Körperschaften 
oder Vermögensmassen den Freibetrag nicht in An- 
spruch nehmen. Der Freibetrag ist hiernach im we- 
sentlichen ideellen Vereinen, Anstalten, Stiftungen 
und anderen Zweckvermögen sowie Betrieben ge- 
werblicher Art von juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts Vorbehalten. 

Die Begrenzung des Anwendungsbereichs entspricht 
dem Zweck der Vorschrift. Bei Körperschaften und 
Personenvereinigungen, deren Leistungen in das An- 
rechnungsverfahren einbezogen werden, mindert sich 
die Körperschaftsteuerbelastung bereits im Falle der 
Gewinnausschüttung von 56 v. H. auf 36 v. H. des 
zur Ausschüttung verwendeten Gewinns. Außerdem 
würde die Gewährung des Freibetrags an diese 
Gruppe von Körperschaftsteuerpflichtigen den ange- 
strebten Vereinfachungseffekt in Frage stellen. So- 
bald Gewinne ausgeschüttet werden, müßte nämlich 


bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen die in- 
folge des Freibetrags ermäßigte Körperschaftsteuer 
wieder erhöht werden (vgl. §§ 30 und 36). 

Die Nummer 2 des Satzes 3 schließt die Gewährung 
des Freibetrags für diejenigen Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften und Vereine aus, denen der 
in § 28 vorgesehene Freibetrag zusteht. 

Zu §28 — Freibetrag für Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften sowie Vereine, die 
Land- und Forstwirtschaft betreiben 

In der Land- und Forstwirtschaft verstärkt sich die 
Tendenz, die land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit 
nicht nur in Einzelbetrieben, sondern auch in Form 
von Zusammenschlüssen auszuüben. Die Bundes- 
regierung hält es für angebracht, steuerliche Vor- 
schriften, die aus agrarpolitischer Sicht als Hemm- 
nis für die Bildung derartiger Zusammenschlüsse an- 
gesehen werden, zu beseitigen oder in gewissem 
Umfang zu mildern. Es ist deshalb vorgesehen, einen 
Freibetrag von jährlich 30 000 DM für unbeschränkt 
steuerpflichtige Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften sowie Vereine zu gewähren, deren Tätig- 
keit sich auf den Betrieb der Land- und Forstwirt- 
schaft beschränkt und bei denen eine rein kapitali- 
stische Beteiligung ausgeschlossen ist. Das gleiche 
gilt für Genossenschaften und Vereine, die eine ge- 
meinschaftliche Tierhaltung im Sinne des § 51 a 
BewG betreiben. Die Regelung soll für einen Zeit- 
raum von zehn Jahren gelten. Sie entspricht der 
Freibetragsregelung, die im Entwurf eines Zweiten 
Steuerreformgesetzes bei der Vermögensteuer vor- 
gesehen ist, sowie der im selben Entwurf in Aus- 
sicht genommenen Steuerbefreiung bei der Gewer- 
besteuer (vgl. Artikel 1 § 7 und Artikel 5 Nr. 2 f, 
Drucksache 7/78). Abweichungen im Wortlaut des 
Absatzes 1 Nr. 2 gegenüber den bezeichneten Vor- 
schriften beruhen darauf, daß sich die neue Fassung 
stärker an das private Recht anlehnt (vgl. auch die 
Begründung zu § 5 Abs. 1 Nr. 14). 

Zu § 29 — Besteuerung ausländischer Einkunftsteile 

Die Vorschrift regelt unter weitgehender Verwei- 
sung auf die entsprechenden Vorschriften des neuen 
Einkommensteuergesetzes die Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung bei ausländischen Einkunftsteilen. 

Absatz 1 sieht in Fortführung der bisherigen Rege- 
lung des § 19 a KStG die Anrechnung der von den 
ausländischen Einkunftsteilen erhobenen ausländi- 
schen Steuern vor. 

Absatz 2 ermöglicht wahlweise den Abzug einer 
ausländischen Steuer von der Bemessungsgrundlage 
der deutschen Steuer. 

Die Absätze 3 bis 6 übernehmen im Kern die Vor- 
schriften über die sogenannte indirekte Steuer- 
anrechnung ins Gesetz, die durch das Gesetz zur 
Wahrung der steuerlichen Gleichmäßigkeit bei Aus- 
landsbeziehungen und zur Verbesserung der steuer- 
lichen Wettbewerbslage bei Auslandsinvestitionen 
vom 8. September 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1713) in 
das Körperschaftsteuergesetz eingefügt worden sind. 
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Die Abweichungen beschränken sich auf redaktio- 
nelle Änderungen und auf die Senkung der Beteili- 
gungsgrenze für die Annahme einer inländischen 
Muttergesellschaft von bisher 25 v. H. auf 10 v. H. 

Absatz 7 enthält die genannte Verweisung auf die 
entsprechenden Vorschriften des Einkommensteuer- 
gesetzes. 


VIERTER TEIL 

Anrechnungsverfahren 

Grundzüge des Anrechnungsverfahrens 
im körperschaftsteuerlichen Bereich 

1 . Einführung 

Der Vierte Teil mit den §§ 30 bis 48 betrifft die 
Änderung des geltenden Körperschaftsteuersystems. 
Er gilt nur für unbeschränkt steuerpflichtige Körper- 
schaften. Seine Vorschriften dienen vor allem dem 
Zieh im körperschaftsteuerlichen Bereich exakte 
Grundlagen für die vollständige Beseitigung der 
Doppelbelastung ausgeschütteter Gewinne zu schaf- 
fen. Darüber hinaus wird durch diesen Teil des Ent- 
wurfs die Körperschaftsteuerbelastung ausgeschüt- 
teter Gewinne vereinheitlicht. Sie beträgt 36 v. H. 
des Gewinns, der sich vor Abzug der Körperschaft- 
steuer ergibt. Für den Regelfall der Ausschüttung 
voll mit Körperschaftsteuer belasteten Gewinns folgt 
hieraus, daß diese Belastung schon auf der Ebene 
der Gesellschaft erheblich reduziert wird. Damit 
steht der Vierte Teil des Entwurfs in engstem Zu- 
sammenhang mit den Vorschriften des Entwurfs des 
Einkommensteuergesetzes, wonach die restliche 
Körperschaften die Doppelbesteuerung ausgeschüt- 
teter Gewinne beseitigt wird. Vgl. hierzu Nummer 5 
und die Einzelbegründung zu § 46. 

Aus dem Vierten Teil ergibt sich auch, für welche 
Körperschaften die Doppelbesteuerung ausgeschüt- 
teter Gewinne beseitigt wird. Vgl. hierzu Nummer 5 
und die Einzelbegründung zu § 46. 

2. Steuertechnische Schwierigkeiten für die Milde- 
rung oder Beseitigung der Doppelbelastung 

Die Bemessungsgrundlage für die Besteuerung der 
Kapitalgesellschaft und die Bemessungsgrundlage 
für die Besteuerung des Anteilseigners werden nicht 
in gleicher Weise ermittelt. Grundlage für die Er- 
mittlung des Einkommens der Kapitalgesellschaft 
ist der nach den steuerlichen Vorschriften ermittelte 
Gewinn. Maßgebend für die Besteuerung der An- 
teilseigner ist im Gegensatz zum Mitunternehmer 
einer Personengesellschaft nicht sein Anteil an die- 
sem Gewinn, sondern der ihm zugeflossene Anteil 
an dem nach den handelsrechtlichen Vorschriften 
ermittelten und ausgeschütteten Bilanzgewinn. 
Selbst im Falle der Ausschüttung des gesamten Jah- 
resüberschusses sind der ausschüttbare Teil des Ein- 
kommens der Kapitalgesellschaft und die Summe 


der bei den Anteilseignern steuerpflichtigen Ein- 
nahmen regelmäßig nicht identisch, denn das Be- 
triebsvermögen kann in der Steuerbilanz abwei- 
chend von dem Ausweis in der Handelsbilanz be- 
wertet sein. Die Unterschiede machen es schwierig, 
die Frage zu beantworten, wie steuertechnisch die 
Doppelbelastung gemildert oder gar beseitigt wer- 
den kann. 


3. Milderung der Doppelbelastung nach geltendem 
Recht 

Bei der Einführung des gespaltenen Körperschaft- 
steuersatzes wurde für die Milderung der Doppel- 
belastung eine pauschale Regelung gewählt. Der er- 
mäßigte Ausschüttungssteuersatz wird auf den Teil 
des Einkommens angewendet, der dem nach ord- 
nungsgemäßem Beschluß ausgeschütteten Gewinn 
entspricht. Die Bemessungsgrundlage für die Steuer- 
ermäßigung wird damit nicht aus dem steuerlichen 
Gewinn abgeleitet, sondern ergibt sich unmittelbar 
aus den handelsrechtlichen Vorschriften. Die Höhe 
des Einkommens bildet hierbei nur die obere 
Grenze für die Anwendung des Ausschüttungs- 
steuersatzes. 

Diese Grundsätze gelten auch, wenn in dem ausge- 
schütteten Gewinn nachweislich Beträge enthalten 
sind, die der Körperschaftsteuer nicht unterliegen, 
wie z. B. steuerfreie Einnahmen oder Einlagen der 
Anteilseigner (ständige höchstrichterliche Rechtspre- 
chung, s. insbesondere BFH, Urteil I R 205/70 vom 
12. Juli 1972, BStBl. 1973 II S. 59). Die pauschale 
Regelung führt dann im Ergebnis dazu, daß auch 
Einkommensteile, die nicht ausgeschüttet werden 
können, nämlich bei der Einkommensermittlung 
nichtabziehbare Ausgaben, nur dem ermäßigten 
Ausschüttungssteuersatz unterliegen. Da die Kör- 
perschaftsteuer selbst zu den nichtabziehbaren Aus- 
gaben gehört, kann bei entsprechender Gestaltung 
auch deren Besteuerung vermieden werden, was zur 
Folge hat, daß das gesamte Einkommen einem 
Steuersatz von nur 15 v, H. unterliegt. Auch die 
zusätzliche Besteuerung der auf den ausgeschütte- 
ten Gewinn entfallenden Körperschaftsteuer unter- 
bleibt dann, so daß dessen Belastung mit Körper- 
schaftsteuer (einschließlich der Ergänzungsabgabe) 
nicht 24,6 v. H., sondern nur 15 v. H. beträgt. Die 
geschilderten, mit dem Grundgedanken unseres Kör- 
perschaftsteuersystems nicht zu vereinbarenden 
steuerlichen Vorteile können im Einzelfall sehr er- 
heblich sein. 

Unser geltendes Körperschaftsteuersystem bringt 
jedoch nicht nur die aufgezeigten Ungenauigkeiten 
in der Belastung des nichtausgeschütteten Einkom- 
mens mit sich, sondern gewährleistet umgekehrt 
auch nicht lückenlos, daß der ausgeschüttete Gewinn 
tatsächlich entlastet wird. Will z. B. eine Gesell- 
schaft für ein Jahr ausschütten, in dem sie keinen 
Gewinn erzielt hat, so muß sie auf in Vorjahren 
besteuerte und in die Rücklagen eingestellte Ge- 
winne zurückgreifen; diese werden dann nicht ent- 
lastet. Da das Einkommen in solchen Fällen nur aus 
den nichtabziehbaren Ausgaben besteht, erhält die 
Gesellschaft lediglich insoweit eine Entlastung. Aus 
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der Verknüpfung der Ausschüttungsermäßigung mit 
dem Handelsrecht folgt ferner, daß die Doppelbe- 
lastung bei Ausschüttungen, die nicht aufgrund 
eines ordnungsgemäßen Beschlusses vorgenommen 
werden (verdeckte Gewinnausschüttungen) im all- 
gemeinen ungemildert bestehenbleibt. Andererseits 
hat der Zusammenhang mit dem Handelsrecht die 
mißliche Folge, daß die „Umwandlung" verdeckter 
Gewinnausschüttungen in offene Ausschüttungen 
gelingen kann. 

Die Körperschaftsteuerbelastung. wird des weiteren 
nicht gemildert, soweit in den Liquidationsraten, die 
den Gesellschaftern einer aufgelösten Kapitalgesell- 
schaft zufließen, versteuerte Gewinne enthalten 
sind. Liquidationsraten stellen nach dem gelten- 
den Recht in vollem Umfang Kapitalrückzahlungen 
dar. Sie sind also auch nicht teilweise als Aus- 
schüttungen zu behandeln. Hinsichtlich der in ihnen 
enthaltenen versteuerten Gewinne kommt es daher 
systemwidrig zu ungemilderter Doppelbesteuerung, 
wenn die Anteile der Gesellschafter zu deren Be- 
triebsvermögen gehört haben oder die Vorausset- 
zungen der §§ 22, 23 EStG erfüllt sind. Schließlich 
bewirkt die Anknüpfung an das Handelsrecht auf 
der Ebene der Anteilseigner, daß Einlagen, die den 
Anteilseignern im Rahmen einer Gewinnausschüt- 
tung zurückgewährt werden, bei diesen ungerecht- 
fertigterweise zu den Einnahmen aus Kapitalver- 
mögen gehören (vgl. RFH, Urteil vom 14. September 
1935, VI A 443/34, RStBl. 1936 S. 121). 

Diese Folgen der Ungenauigkeit des geltenden Kör- 
perschaftsteuersystems, die geeignet sind, den Wett- 
bewerb zu verzerren und konjunkturpolitische Maß- 
nahmen zu stören, müssen bei einer grundlegenden 
Reform vermieden werden. 

4. Beseitigung der Doppelbelastung nach dem 
Entwurf 

a) Gliederung des für Ausschüttungen verwend- 
baren Eigenkapitals 

Nach dem Entwurf wird die Doppelbelastung auf 
steuerrechtlicher Basis exakt beseitigt. In einer be- 
sonderen Rechnung soll zu diesem Zweck die Bela- 
stung des nach den steuerlichen Vorschriften er- 
mittelten Gewinns mit Körperschaftsteuer festge- 
stellt werden. Die Belastungsrechnung ist nicht auf 
den ausschüttbaren Gewinn eines einzelnen Wirt- 
schaftsjahrs beschränkt, sondern bezieht alle noch 
nicht ausgeschütteten Gewinne ein. Ihre Summe ist 
aus dem steuerlichen Eigenkapital abzuleiten und 
wird mit dem Ausdruck „für Ausschüttungen ver- 
wendbares Eigenkapital" bezeichnet (§ 32 des Ent- 
wurfs). Zu der Summe der noch nicht ausgeschüt- 
teten Gewinne gehören nicht nur die ausschüttbaren 
Teile des Einkommens, sondern auch alle nicht im 
Einkommen erfaßten ausschüttbaren Vermögens- 
mehrungen in der Höhe, die sich aus der Steuer- 
bilanz ergibt. 

Da der steuerliche Gewinn durch eine Vielfalt von 
Steuerermäßigungen und Steuerbefreiungen nicht 
einheitlich mit Körperschaftsteuer belastet ist, be- 
steht das Ergebnis der Rechnung in unterschiedlich 
mit Körperschaftsteuer belasteten Teilbeträgen des 


verwendbaren Eigenkapitals (§ 33 des Entwurfs). 
Damit die Gliederung des verwendbaren Eigenkapi- 
tals nicht zu unübersichtlich wird, sieht der Entwurf 
in § 35 Vereinfachungen vor, so daß auch bei größe- 
ren Unternehmen das verwendbare Eigenkapital 
regelmäßig aus drei Teilbeträgen besteht, nämlich 
dem ungemildert in Höhe von 56 v. H. des Gewinns 
vor Abzug der Steuer belasteten, dem ermäßigt und 
dem nicht belasteten Teilbetrag. Damit unter an- 
derem Einlagen der Anteilseigner systemgerecht be- 
handelt werden können, wird der letztgenannte Teil- 
betrag weiter unterteilt. 

b) Verbindung zur Besteuerung des Anteilseigners 

Die Verbindung zur Besteuerung der Anteilseigner 
wird durch die Regelung in § 31 geschaffen, die fest- 
legt, in welcher Reihenfolge die Teilbeträge des 
Eigenkapitals als für die Gewinnausschüttung ver- 
wendet gelten. Damit ist die Körperschaftsteuerbe- 
lastung des ausgeschütteten Gewinns bestimmt. 
Hier liegt die entscheidende Neuerung gegenüber 
der pauschalen Methode, mit der die Doppelbela- 
slung nach dem geltenden Recht gemildert wird. Die 
Einbeziehung des gesamten ausschüttbaren Gewinns 
in die Belastungsrechnung ermöglicht es, die Doppel- 
belastung in einem geschlossenen System zu besei- 
tigen. Es kommt deshalb nicht mehr darauf an, ob 
laufender Gewinn oder ob ein zunächst in Rücklagen 
eingestellter Betrag oder ob offen oder verdeckt 
ausgeschüttet wird oder ob der Anteilseigner den 
Gewinn erst anläßlich der Liquidation der Gesell- 
schaft erhält. In allen diesen Fällen wird der Gewinn 
voll von der Körperschaftsteuer entlastet (siehe § 55 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 sowie § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b E-EStG). 

c) Vereinheitlichung der Körperschaftsteuer- 
belastung 

j Ist die Körperschaftsteuerbelastung des Gewinns 
erst einmal bekannt, so kann sie vereinheitlicht 
werden. Sie kann dabei theoretisch auf jede ge- 
wünschte Höhe gebracht werden. In dem Entwurf 
ist die Vereinheitlichung vorgesehen. Der ausge- 
schüttete Gewinn soll generell mit 36 v. H. des Ge- 
winns belastet werden, der sich vor Abzug der 
Körperschaftsteuer ergibt. Je nachdem, wie hoch der 
für die Gewinnausschüttung verwendete Gewinn 
im Zeitpunkt der Ausschüttung mit Körperschaft- 
steuer belastet ist, muß daher die Belastung gemin- 
dert oder erhöht werden. 

Für diese Gestaltung des Entwurfs war ausschlag- 
gebend, daß damit bereits im Zeitpunkt der Aus- 
schüttung die Höhe der anrechenbaren Körperschaft- 
steuer feststeht ohne Rücksicht darauf, ob die aus- 
schüttende Körperschaft die Belastung zutreffend 
ermittelt hat. Änderungen in der Belastungshöhe, 
die sich bei der Aufstellung der Steuerbilanz, im 
Steuerfestsetzungsverfahren oder durch die Berich- 
tigung von Steuerbescheiden ergeben, insbesondere 
auf Grund einer Betriebsprüfung, haben daher kei- 
nen Einfluß auf die Anrechnung der Körperschaft- 
steuer bei den Anteilseignern. Sie erfolgt stets in 
der gleichen Höhe. Die Schwierigkeiten des Verfah- 
rens berühren somit allein die Ebene der Kapital- 
gesellschaft und werden dort behoben. Stellt sich 
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nach der Ausschüttung heraus, daß der ausgeschüt- 
tete Gewinn fälschlich nicht mit 36 v. H. des Gewinns 
vor Abzug der Körperschaftsteuer belastet war, so 
muß selbstverständlich diese Belastung nachträg- 
lich hergestellt werden, soweit die Vorschriften 
über die Berichtigung von Steuerbescheiden dies ge- 
statten. 

Würde man auf die einheitliche Belastung der aus- 
geschütteten Gewinne verzichten, so müßte die aus- 
schüttende Körperschaft die nach ihrer Auffassung 
bestehende Körperschaftsteuerbelastung bescheini- 
gen und wäre der bescheinigte Betrag auf die Steu- 
erschuld der Anteilseigner anzurechnen. Die ge- 
setzlich angeordnete Abhängigkeit der Anrechnung 
von einer solchen Bescheinigung hätte aber zur 
Folge, daß sämtliche späteren Änderungen in der 
Belastungshöhe auf die Anteilseigner durchschlagen 
müßten; der anzurechnende Betrag würde sich spä- 
ter erhöhen oder verringern. Ein solches Verfah- 
ren wäre kaum durchführbar. 

Da der allgemeine Körperschaftsteuersatz 56 v. H. 
betragen soll, ist bei Ausschüttung die Belastung 
regelmäßig um 20 Punkte Körperschaftsteuer zu 
mildern. Die Körperschaftsteuer wird also entspre- 
chend gemindert und dadurch der Gewinn entspre- 
chend erhöht. Stellt zum Beispiel eine Kapitalgesell- 
schaft den Gewinn, der einer Körperschaftsteuer 
von 56 v. H. unterlegen hat, zunächst in eine Rück- 
lage ein, so ergeben sich bei Auflösung der Rück- 
lage und ihrer anschließenden Ausschüttung die 
folgende Körperschaftsbesteuerung und der folgende 


ausschüttbare Betrag: 

Gewinn vor Abzug der Körperschaft- 
steuer 100 

X Körperschaftsteuer 56 

In die Rücklage können eingestellt wer- 
den 44. 

Im Fall der Ausschüttung wird die Kör- 
perschaftsteuerbelastung von 56 auf 36 
gemindert, der Gewinn erhöht sich um 20 

Ausschüttbarer Gewinn 64. 


Der Entwurf sieht diese Technik der Vereinheit- 
lichung der Körperschaftsteuerbelastung sowohl für 
den zunächst in Rücklagen eingestellten Gewinn als 
auch für den Gewinn des letzten vor der Ausschüt- 
tung abgelaufenen Wirtschaftsjahrs vor. Hinsicht- 
lich des letztgenannten Gewinns muß bei der Ver- 
einheitlichung allerdings, wie schon die Ausführun- 
gen unter c) erkennen lassen, die Hypothese zu 
Hilfe genommen werden, daß der Gewinn — wie im 
Falle seiner Thesaurierung — zunächst der Kör- 
perschaftsteuer nach den allgemeinen Tarifvorschrif- 
ten unterliegt und erst danach die Änderung der 
Körperschaftsteuer eintritt. Das verwendbare Eigen- 
kapital ist deshalb nach dieser Belastung mit Kör- 
perschaftsteuer gegliedert, die im Gegensatz .zur 
herzustellenden Ausschüttungsbelastung mit Tarif- 
belastung bezeichnet wird (siehe § 30 und § 32 Abs. 1 
letzter Satz des Entwurfs). 

Obwohl die erwähnte Hypothese nicht damit zu ver- 
einbaren ist, daß die Körperschaftsteuer bereits ge- 


mindert entsteht, ist ihre Anwendung unumgäng- 
lich, weil sie dazu dient, die Tarifbelastung des aus- 
geschütteten Gewinns zu ermitteln. Die Körper- 
schaftsteuerminderung kann nur errechnet werden, 
wenn die Höhe der Körperschaftsteuer bekannt ist, 
die ohne diese Minderung zu entrichten wäre. Die 
Frage nach der Tarifbelastung muß also von der wei- 
teren Frage, in welcher Höhe die Körperschaftsteuer 
für den Gewinn des letzten vor der Ausschüttung 
liegenden Wirtschaftsjahrs entsteht, unterschieden 
werden. 

Die Tarifbelastung bezieht sich somit auf den nicht 
ausgeschütteten Gewinn. Sie zeigt an, in welcher 
Höhe sich der Gewinn bei Ausschüttung erhöht oder 
mindert. Damit wird die Tarifbelastung zu einem 
Faktor für die Höhe der Ausschüttung. Rechnerisch 
ist es selbstverständlich ebenso möglich, ausgehend 
von der nach den Verhältnissen des Kapitalmarkts 
wünschenswerten Dividende die Höhe der Körper- 
schaftsteuer zu bestimmen. Die gegenseitige Abhän- 
gigkeit von Dividende und Körperschaftsteuer ist in 
der Begründung zu den §§ 30 und 31 näher erläu- 
tert. 


5. Gliederung des Vierten Teils 

Der Vierte Teil des Entwurfs besteht aus zwei Ka- 
piteln. Das erste Kapitel trägt die Überschrift „Kör- 
perschaftsteuerbelastung des ausgeschütteten Ge- 
winns". Das zweite Kapitel behandelt unter der 
Überschrift „Bescheinigungen, gesonderte Feststel- 
lung" verfahrensrechtliche Fragen. 

Die Vorschriften des ersten Kapitels sind so aufge- 
baut, daß zunächst in § 30 die Minderung oder Er- 
höhung der Körperschaftsteuer für den bedeutsam- 
sten Fall, die Gewinnausschüttung der unbeschränkt 
steuerpflichtigen Kapitalgesellschaften, geregelt ist. 
In den danach folgenden §§ 31 bis 35 sind die wich- 
tigsten Vorschriften über die Ermittlung der Berech- 
nungsgrundlagen für die Minderung oder Erhöhung 
der Körperschaftsteuer geregelt. § 31 legt die 

Reihenfolge fest, in der unterschiedlich mit Körper- 
schaftsteuer belastete Eigenkapitalteile als ausge- 
schüttet gelten. § 32 definiert das für Ausschüttun- 
gen verwendbare Eigenkapital. Durch die in § 33 
vorgeschriebene Gliederung dieses Teils des Eigen- 
kapitals nach seiner Belastung mit Körperschaft- 
steuer wird eine weitere Grundlage für die Anwen- 
dung des § 30 geschaffen. Mit den Bestimmungen 
des § 34 wird die zutreffende Körperschaftsteuer- 
belastung der bei der Ermittlung des Einkommens 
nichtabziehbaren Ausgaben erreicht. Schließlich soll 
§ 35 die Gliederung des für Ausschüttungen ver- 
wendbaren Eigenkapitals durch Aufteilung ermäßigt 
mit Körperschaftsteuer belasteter Eigenkapitalteile 
erleichtern. 

Bei der Gliederung des Eigenkapitals auftretende 
Sonderfragen werden in den §§ 36 bis 42 behandelt. 
Es geht dabei um die Berücksichtigung von Ver- 
lusten (§ 36), die Auswirkungen eines Erlasses von 
Körperschaftsteuer (§ 37), um fehlendes verwend- 
bares Eigenkapital (§ 38), die Gliederung bei Organ- 
schaft (§§ 39 und 40), den Vermögenübergang im 
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Wege der Gesamtrechtsnachfolge (§ 41) und die 
Auswirkungen der Übertragung von Anteilen auf 
die Gliederung (§ 42). 

Im ersten Kapitel des Vierten Teils sind ferner Aus- 
nahmen von der Körperschaftsteuererhöhung (§ 43), 
die entsprechende Anwendung der §§ 30 bis 43 im 
Falle nicht zu den Gewinnausschüttungen gehören- 
der, auf gesellschaftsrechtlicher Grundlage beruhen- 
der Leistungen der Kapitalgesellschaften (§ 44), die 
Anwendung des § 30 bei Vermögensübertragung 
auf eine steuerbefreite übernehmerin (§ 45) und 
schließlich die sinngemäße Anwendung der §§ 30 bis 
45 auf Gewinnausschüttungen und sonstige Leistun- 
gen der Körperschaften geregelt, die nicht Kapital- 
gesellschaften sind (§ 46). 

Bei den verfahrensrechtlichen Fragen, die das zweite 
Kapitel des Vierten Teils behandelt, geht es vor 
allem um die Bescheinigungen, die zur Erlangung 
des Steuerguthabens vorgelegt werden müssen 
(§ 47). Ferner soll durch § 48 die Tarifbelastung da- 
durch endgültig geklärt werden, daß ihre Bezugs- 
größe — die Teilbeträge des verwendbaren Eigen- 
kapitals — gesondert festgestellt wird. 

ERSTES KAPITEL 

Körperschaftsteuerbelastung des 
ausgeschütteten Gewinns unbeschränkt 
steuerpflichtiger Körperschaften und 
Personenvereinigungen 

Zu § 30 — Minderung oder Erhöhung der Körper- 
schaftsteuer 

Die Vorschrift regelt die unter Nummer 4 c der Vor- 
bemerkungen zum Vierten Teil erörterte Vereinheit- 
lichung der Körperschaftsteuerbelastung ausgeschüt- 
teter Gewinne. Ihr Anwendungsbereich ist dadurch 
begrenzt, daß sie nur an die Gewinnausschüttung 
von Kapitalgesellschaften, die unbeschränkt steuer- 
pflichtig sind, Rechtsfolgen knüpft. Der Entwurf folgt 
damit der Regelung des geltenden Körperschaft- 
steuersystems, nach der nur die Gewinnausschüttun- 
gen unbeschränkt steuerpflichtiger Kapitalgesell- 
schaften die Anwendung des ermäßigten Steuer- 
satzes auslösen können. Aus der begrenzten An- 
wendbarkeit des § 30 ergibt sich, daß die daran an- 
knüpfenden übrigen Bestimmungen des ersten Kapi- 
tels des Vierten Teils ebenfalls nur für unbeschränkt 
steuerpflichtige Körperschaften gelten. Zu ihnen 
gehören auch die steuerbefreiten Körperschaften, die 
nach § 5 Abs. 2 steuerpflichtig sind, soweit es sich 
darum handelt, die Ausschüttungsbelastung herzu- 
stellen. 

Nach Absatz 1 ändert sich die Körperschaftsteuer in 
Höhe des Unterschieds zwischen der Tarifbelastung 
und der Ausschüttungsbelastung. Der Begriff „Be- 
lastung" ist in der Vorschrift nicht definiert. Er ist 
jedoch aus seinem Sinngehalt und aus seiner Be- 
ziehung zu der rechnerischen Größe „Eigenkapital" 
erklärbar, die durch Absatz 1 hergestellt wird. Da 
das Eigenkapital aus der Steuerbilanz abzuleiten ist 
(vgl. § 32 Abs. 1), ist der im Eigenkapital enthaltene 
Gewinn mit Körperschaftsteuer belastet, soweit er 
in der Steuerbilanz um die auf ihn entfallende Kör- 


perschaftsteuer gemindert ist. Der Umfang der Min- 
derung richtet sich nach den steuerlichen Vorschrif- 
ten über die Gewinnermittlung. Es ist zunächst 
Sache der Kapitalgesellschaft, ihren Gewinn und da- 
mit ihr Eigenkapital in der richtigen Höhe um die 
Körperschaftsteuer zu mindern, d. h. zu belasten. 
Wegen der großen Bedeutung, die der Tarifbela- 
stung für die Minderung oder Erhöhung der Körper- 
schaftsteuer zukommt, sieht § 48 die gesonderte 
Feststellung der Teilbeträge des verwendbaren 
Eigenkapitals und damit der Tarifbelastung vor. 

Nach der in Absatz 1 enthaltenen Definition des Be- 
griffs „Tarifbelastung" umfaßt diese nur die Be- 
lastung des Eigenkapitals mit Körperschaftsteuer. 
Hiervon ist die Körperschaftsteuerbelastung der bei 
der Einkommensermittlung nichtabziehbaren Aus- 
gaben zu unterscheiden. Absatz 1 sieht die Minde- 
rung der Körperschaftsteuer lediglich hinsichtlich 
der Belastung des ausgeschütteten Gewinns vor. 
Hieraus folgt, daß die auf den nichtabziehbaren Aus- 
gaben lastende Körperschaftsteuer definitiv bleibt. 
Diese Lösung entspricht dem für die Einkommens- 
ermittlung geltenden Abzugsverbot. 

Aus Absatz 1 ergibt sich ferner, daß zu der Tarif- 
belastung ausgeschütteter Gewinne nur die Bela- 
stung gehört, die bei der ausschüttenden Kapital- 
gesellschaft („bei ihr") eingetreten ist. Diese Ein- 
schränkung ist vor allem für die Fälle bedeutsam, in 
denen steuerbefreite Kapitalgesellschaften, die An- 
teile an einer steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft 
besitzen, die auf den anfallenden Beteiligungserträ- 
gen lastende Körperschaftsteuer nicht durch Weiter- 
ausschüttung an ihre Anteilseigner vermitteln kön- 
nen. Ein Anrechnungsverfahren, bei dem die Be- 
lastung des ausgeschütteten Gewinns durch sämt- 
liche Verschachtelungen bis zu ihrem Ursprung ver- 
folgt werden müßte, wäre nicht praktikabel. 

Die Körperschaftsteueränderung ist dadurch zu er- 
mitteln, daß die Tarifbelastung der vorgesehenen 
Ausschüttungsbelastung von 36 v. H. des Gewinns 
vor Abzug der Körperschaftsteuer gegenübergestellt 
wird. Der Belastungsunterschied und damit die Kör- 
perschaftsteueränderung kann stets berechnet wer- 
den, wenn die Tarifbelastung des für die Ausschüt- 
tung als verwendet geltenden Eigenkapitals bekannt 
ist. Gilt beispielsweise ein ungemildert mit Körper- 
schaftsteuer belasteter Eigenkapitalteil als verwen- 
det, so beläuft sich die Körperschaftsteuerminderung 
auf 20 v. H. dieses Kapitalteils zuzüglich der darauf 
lastenden Körperschaftsteuer (vgl. auch Nummer 4 c 
der Vorbemerkung zum Vierten Teil), d. h. auf 5 /n 
des Eigenkapitalteils und 5 /ie des ausgeschütteten Be- 
trags. Die Minderung der Körperschaftsteuer ist auch 
insoweit zulässig, als sie die Steuerschuld übersteigt. 
Aus dem Zweck der Belastungsminderung ergibt 
sich bereits, daß die Höhe der Jahressteuerschuld 
keine Grenze bilden darf. Um dies zu verdeutlichen, 
wird im Entwurf nicht der Begriff „Ermäßigung", 
sondern der Begriff „Minderung" der Körperschaft- 
steuer verwendet. Welcher Eigenkapitalteil als für 
die Ausschüttung verwendet gilt, richtet sich nach 
§31. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 ergänzt den Absatz 1, 
indem sie den Begriff „Tarifbelastung" sowohl sach- 
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lieh als auch zeitlich einschränkt. In sachlicher Hin- 
sicht besteht die Einschränkung darin, daß zur Tarif- 
belastung nur die Belastung mit inländischer Kör- 
perschaftsteuer, nicht dagegen die Belastung mit 
ausländischer Steuer gehört. Werden ausländische 
Einkünfte ausgeschüttet, so ist die Körperschaft- 
steuer zu erhöhen, soweit die Ausschüttungs- 
belastung nicht bereits durch inländische Körper- 
schaftsteuer erreicht ist. Sind die ausländischen Ein- 
künfte aufgrund eines Abkommens zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung von der inländischen Be- 
steuerung ausgenommen, muß daher die Körper- 
schaftsteuer in Höhe der vollen Ausschüttungsbe- 
lastung erhoben werden. Unterliegen dagegen die 
ausländischen Einkünfte der inländischen Besteue- 
rung. und ist auf die Körperschaftsteuer ihr gleich- 
gestellte ausländische Steuer angerechnet worden, 
so erhöht sich die Körperschaftsteuer anläßlich der 
Ausschüttung nur, soweit durch die Anrechnung der 
ausländischen Steuer die Belastung mit inländischer 
Körperschaftsteuer unter die Ausschüttungsbela- 
stung gesunken ist. Wie alle übrigen Steuerermäßi- 
gungen oder Steuerbefreiungen auf der Ebene der 
Kapitalgesellschaft soll somit auch die Steuerermä- 
ßigung durch die Anrechnung ausländischer Steuer 
und die Freistellung ausländischer Einkünfte bei der 
Kapitalgesellschaft nicht auf die Ebene der Anteils- 
eigner übertragen werden. Der Entwurf folgt damit 
im Prinzip den Regelungen, die das französische und 
britische Anrechnungssystem enthalten. 

Eine zeitliche Einschränkung enthält Absatz 2 inso- 
fern, als die Tarifbelastung nur die Belastung mit 
Körperschaftsteuer umfaßt, die nach dem System- 
wechsel entstanden ist. Wird vorher entstandener 
Gewinn ausgeschüttet, so ist er als nicht belastet zu 
behandeln, die Ausschüttungsbelastung also herzu- 
stellen. Würde die Ausschüttung des vor dem Sy- 
stemwechsel erzielten Gewinns in die gesetzliche 
Neuregelung einbezogen, so würden dadurch die- 
jenigen Kapitalgesellschaften benachteiligt, die bis- 
her ihre Gewinne weitgehend ausgeschüttet und da- 
mit der Doppelbelastung unterworfen haben. 

Es wäre ferner wirtschaftlich nicht gerechtfertigt, 
die Kapitalgesellschaft, die ihre Gewinne vor dem 
Systemwechsel nicht ausgeschüttet hat, bei späterer 
Ausschüttung hinsichtlich der Belastung des Ge- 
winns mit einer Kapitalgesellschaft gleichzustellen, 
die den ermäßigten Ausschüttungssteuersatz durch 
sofortige Ausschüttung des Gewinns erhalten hat. 
Eine solche Gleichstellung zunächst thesaurierten 
Gewinns mit dem sofort ausgeschütteten Gewinn 
sieht das geltende Recht nicht vor. Die Kapital- 
gesellschaft kann im Falle der Auflösung von Rück- 
lagen und anschließender Ausschüttung lediglich für 
die bei der Einkommensermittlung nichtabziehbaren 
Ausgaben eine ermäßigte Besteuerung erreichen 
(vgl. hierzu die Vorbemerkungen zum Vierten Teil). 
Diese Möglichkeit des geltenden Rechts gehört zu 
dessen systembedingten Ungenauigkeiten, die durch 
die Reform beseitigt werden sollen; sie kann des- 
halb auf das Anrechnungsverfahren nicht, auch nicht 
beschränkt, auf die vor dem Systemwechsel gebilde- 


ten Rücklagen übertragen werden. Die Bundesregie- 
rung hält bereits aus dem Grundsatz heraus, daß die 
Besteuerung wettbewerbsneutral sein muß, eine 
gegenüber vergleichbaren Einkommensteuerpflichti- 
gen wesentlich niedrigere Belastung der nichtabzieh- 
baren Ausgaben mit Körperschaftsteuer nicht für 
vertretbar. 

Vertretbar ist dagegen, daß die vor dem System- 
wechsel gebildeten Rücklagen vorrangig in Nenn- 
kapital umgewandelt werden können, mit der Folge, 
daß bei Auszahlung des Nennkapitals an die An- 
teilseigner keine Einnahmen aus Kapitalnutzung 
vorliegen und deshalb auch Einkommensteuer nicht 
entstehen kann (s. §§ 32 Abs. 3 und 44 Abs. 3 des 
Entwurfs). 

Ist der Gewinn nur mit ausländischer Körperschaft- 
steuer belastet oder mit Körperschaftsteuer, die vor 
dem Systemwechsel entstanden ist, so wird der An- 
teilseigner durch die Körperschaftsteuererhöhung 
regelmäßig nicht belastet. Soweit der Anteilseigner 
unbeschränkt steuerpflichtig ist, erhält er in gleicher 
Höhe die Anrechnung auf seine Einkommensteuer. 
Ist er hingegen beschränkt steuerpflichtig, so erhält 
er in beiden Fällen den Erhöhungsbetrag nach § 53 
des Entwurfs vergütet. Seine ausländischen Ein- 
künfte werden infolgedessen nicht zusätzlich mit 
inländischer Körperschaftsteuer belastet, wenn sie 
in das Ausland als Dividende zurückfließen. Außer- 
dem wird erreicht, daß vor dem Systemwechsel ent- 
standener Gewinn bei ihm nicht zweimal, nämlich 
mit alter und neuer Körperschaftsteuer, belastet 
wird. Die zweimalige Belastung muß auch für steuer- 
befreite inländische Anteilseigner vermieden wer- 
den. § 53 sieht deshalb die Vergütung des Erhö- 
hungsbetrags an diesen Kreis von Anteilseignern 
vor. 

Absatz 3 regelt, für welchen Veranlagungszeitraum 
die Änderung der Körperschaftsteuer eintritt. Er be- 
stimmt, daß die Änderung der Körperschaftsteuer im 
Falle eines ordnungsgemäßen Gewinnverteilungs- 
beschlusses bereits für den Veranlagungszeitraum 
eintritt, in dem das Wirtschaftsjahr endet, für das 
die Ausschüttung erfolgt. Diese Regelung entspricht 
dem geltenden Recht. Sie soll sicherstellen, daß die 
Körperschaftsteuerrückstellung nach den bisherigen 
Grundsätzen bemessen werden kann. Das ist ins- 
besondere handelsrechtlich von Bedeutung. Nach 
§ 58 Abs. 4 AktG haben die Aktionäre Anspruch auf 
den Bilanzgewinn. Daraus ist zu folgern, daß der Vor- 
stand bei Aufstellung des Jahresabschlusses grund- 
sätzlich davon auszugehen hat, daß der gesamte 
Bilanzgewinn ausgeschüttet wird. Wie im geltenden 
Recht die Ermäßigung der Körperschaftsteuer für 
berücksichtigungsfähige Ausschüttungen muß des- 
halb nach den aktienrechtlichen Bestimmungen 
künftig die Körperschaftsteuerminderung für den 
auszuschüttenden Gewinn bereits bei Aufstellung 
des Jahresabschlusses berücksichtigt werden. Der 
Entwurf eines Gesetzes über Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung (Drucksache VI/3088) übernimmt 
in § 45 die Regelung des § 58 Abs. 4 AktG. Für den 
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Jahresabschluß einer GmbH gilt deshalb das gleiche 
wie für den einer Aktiengesellschaft. 

Beschließt die Hauptversammlung eine vom Vor- 
schlag des Vorstandes abweichende Gewinnverwen- 
dung, so ist in der nach § 174 Abs. 2 AktG vorge- 
schriebenen Aufgliederung des Gewinnverwen- 
dungsbeschlusses die höhere Körperschaftsteuer als 
zusätzlicher Aufwand anzugeben. Vermindert sich 
dagegen die Körperschaftsteuer, etwa weil durch 
eine niedrigere Ausschüttung die Verwendung von 
unbelastetem Eigenkapital nicht mehr nötig ist und 
deshalb die vom Vorstand berücksichtigte Körper- 
schaftsteuererhöhung wegfällt, so ist analog der 
Regelung für den zusätzlichen Aufwand die dadurch 
entstehende Minderung des Aufwands in dem Ge- 
winnverwendungsbeschluß anzugeben. Durch zu- 
sätzlichen Aufwand oder dessen Minderung wird 
der Jahresabschluß nicht geändert (vgl. § 174 Abs. 3 
AktG). Dementsprechend wird die Gewinn- und 
Verlustrechnung nicht berührt. Der zusätzliche Auf- 
wand ist im nächsten Geschäftsjahr erfolgsneutral 
zu passivieren oder von aktiven Überzahlungen 
abzuziehen; die Minderung des Aufwands ist eben- 
falls erfolgsneutral mit überhöhten Rückstellungen zu 
verrechnen oder einer aktivierten Überzahlung hin- 
zuzurechnen. 

Diese Regelung für die Handelsbilanz gilt auch für 
die Steuerbilanz (vgl. § 12 des Einkommensteuer- 
gesetzentwurfs), 

Um willkürlichen Entscheidungen vorzubeugen, ist 
es notwendig, für die Regelung des § 30 Abs. 3 
Satz 1 einen ordnungsgemäßen Gewinnverteilungs- 
beschluß vorauszusetzen. Es wäre nicht tragbar, 
wenn eine Kapitalgesellschaft ohne handelsrecht- 
liche Bindung gegenüber dem Finanzamt das Wirt- 
schaftsjahr bestimmen könnte, für das zum Beispiel 
eine verdeckte Gewinnausschüttung erfolgt ist. Die 
Änderung der Körperschaftsteuer bei verdeckten 
oder nicht ordnungsgemäß vorgenommenen offenen 
Ausschüttungen tritt deshalb in dem Jahr ein, in 
dem die Ausschüttung erfolgt. 

Wie die Kapitalgesellschaft die Änderung der Kör- 
perschaftsteuer im Falle einer aufgrund eines ord- 
nungsgemäßen Beschlusses erfolgten Ausschüttung 
vorzunehmen hat, ist in dem folgenden vereinfach- 
ten Beispiel dargestellt: 


2. Ermittlung des Gewinns vor Abzug der Körper- 
schaftsteuer (in der Form einer Verlust- und Ge- 
winnrechnung) 


Aufwand 1977 Ertrag 


abziehbare 

Ausgaben 10 000 

Vermögen- 
steuer 500 

Gewinn vor 
Abzug der 
Körperschaft- 
steuer 9 500 


steuerpflichtige 
Erträge 20 000 


20 000 


20 000 


3. Ermittlung der Körperschaftsteuer für 
1977 ohne Berücksichtigung der Ände- 
rung durch die Ausschüttung (Tarifbe- 
lastung und Belastung der nichtabzieh- 
baren Ausgaben) ; 

Gewinn vor Abzug der Körperschaft- 


steuer 9 500 

+ Vermögensteuer 500 

Einkommen 10 000 

Körperschaftsteuer 56 v. H. 5 600 


4. Ermittlung des verwendbaren Eigen- 


kapitals und damit der Tarifbelastung 
Einkommen 10 000 

— Vermögensteuer 500 

— Körperschaftsteuer 5 600 

verbleibt ungemildert mit Körperschaft- 
steuer belastetes Eigenkapital 3 900 


5. Ermittlung der Körperschaftsteuerände- 
rung 


Beispiel: 

1. Sachverhalt 

Die unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesell- 
schaft A stellt ihren Jahresabschluß zum 31. De- 
zember 1977 auf. Sie möchte für 1977 eine Divi- 
dende in Höhe von 2 909 DM ausschütten. Für 
diese Ausschüttung gilt ein Teil des Zugangs 
zum verwendbaren Eigenkapital als verwendet, 
der im Wirtschaftsjahr 1977 entstanden ist, weil 
zu Beginn dieses Wirtschaftsjahrs noch kein ver- 
wendbares Eigenkapital vorhanden war. 


Ausschüttung 2 909 

Es gilt ungemildert mit Körperschaft- 
steuer belastetes Eigenkapital als ver- 
wendet. 

Die Körperschaftsteueränderung beträgt 
2 909 • 5 /ie = 909 


Als verwendet gelten 2 000 


des ungemildert belasteten Eigenkapi- 
tals von 3 900. 
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6. Verlust- und Gewinnrechnung mit Ausweis der 
Körperschaftsteuer, des an die Anteilseigner aus- 
zuschüttenden Betrags und der Einstellungen in 
die Teilbeträge des verwendbaren Eigenkapitals: 
Aufwand 1977 Ertrag 


abziehbare 

Betriebs- 

ausgaben 

10 000 

Vermögen- 

steuer 

500 

Körperschaft- 
steuer 5 600 


— Min- 
derung 909 

4 691 

Jahres- 
über- 
schuß 4 809 

hiervon: 


Einstellung in 
das vollbela- 
stete Eigenka- 
pital 

1 900 

auszuschütten- 
der Betrag 
(= Bilanz- 
gewinn) 

2 909 


20 000 


steuerpflichtige 
Erträge 20 000 


20 000 


7. Verbleibendes verwendbares Eigenkapital 

Nach der Ausschüttung von 2 909 verbleibt, 
wie in der Verlust- und Gewinnrechnung ausge- 
wiesen, noch ein verwendbares Eigenkapital von 
1 900; dieses für zukünftige Ausschüttungen 
als verwendbar geltendes Eigenkapital wird die 
Kapitalgesellschaft jedoch nicht in der Verlust- 
und Gewinnrechnung oder in der Steuerbilanz, 
sondern in einer Nebenrechnung ermitteln. Ein 
Ausweis des verwendbaren Eigenkapitals in der 
Steuerbilanz ist nicht vorgeschrieben. 

Zu § 31 — Für die Ausschüttung verwendetes 
Eigenkapital 

Die Vorschrift regelt, welche Teile des verwend- 
baren Eigenkapitals als für die Ausschüttung ver- 
wendet gelten. Eine ergänzende Bestimmung enthält 
§ 38 des Entwurfs. In ihm sind die Rechtsfolgen 
festgelegt, die eintreten, wenn eine Ausschüttung 
vorgenommen wird, ohne daß verwendbares Eigen- 
kapital vorhanden ist. 

Absatz 1 enthält lediglich den Hinweis, daß die Er- 
mittlung des Eigenkapitals und dessen Tarifbela- 
stung sich nach den Vorschriften der §§ 32 bis 42 
richtet. 

Absatz 2 nennt die Grundlagen für die Ermittlung 
des Betrags, der als für die Ausschüttung verwendet 
gilt. Setzt sich das verwendbare Eigenkapital aus 


unterschiedlich belasteten Teilbeträgen zusammen, 
so entsteht die Frage, in welcher Reihenfolge die 
einzelnen Teilbeträge als für die Ausschüttung 
verwendet gelten. In Anlehnung an die Ausschüt- 
tungspraxis der Gesellschaften läge es nahe, das zur 
Ausschüttung verwendete Eigenkapital in erster 
Linie nach zeitlichen Merkmalen zu bestimmen, so 
daß der Gewinn des letzten Wirtschaftsjahrs als zu- 
erst ausgeschüttet anzusehen wäre, danach der Ge- 
winn der vorhergehenden Wirtschaftsjahre usw. Für 
die betreffenden Wirtschaftsjahre müßten dann bei 
gerechter Ausgestaltung die unterschiedlich mit Kör- 
perschaftsteuer belasteten Gewinnteile anteilig als 
ausgeschüttet behandelt werden. Eine solche Rege- 
lung wäre jedoch zu kompliziert. Absatz 2 sieht des- 
halb ohne Rücksicht auf das Jahr der Entstehung 
des Eigenkapitals die Lösung vor, die für die aus- 
schüttende Gesellschaft im Normalfall am günstig- 
sten ist. Das ist die Verwendung in der Reihenfolge, 
in der die Belastung abnimmt. 

Das ungemildert mit Körperschaftsteuer belastete 
Eigenkapital gilt demgemäß als zuerst verwendet. 
Dies bedeutet, daß nicht oder nur gering belastetes 
Eigenkapital zunächst thesauriert werden kann. 

Das nicht mit Körperschaftsteuer belastete Eigen- 
kapital ist nach § 33 Abs. 2 des Entwurfs weiter zu 
unterteilen. Die dort vorgesehene Reihenfolge be- 
stimmt zugleich die Reihenfolge der Verwendung. 
Danach gilt, wenn mit Körperschaftsteuer belastetes 
Eigenkapital nicht mehr vorhanden ist, zunächst das 
aus ausländischen Einkünften entstandene Eigen- 
kapital als verwendet. Das hat insofern Bedeutung, 
als ausländische Anteilseigner in diesen Fällen nach 
§ 53 des Entwurfs einen Anspruch auf Vergütung 
des Körperschaftsteuer-Erhöhungsbetrags haben 
können. Im Anschluß an die ausländischen Einkünfte 
folgen die nach dem Systemwechsel erzielten steuer- 
freien Gewinne, dann das vor dem Systemwechsel 
entstandene verwendbare Eigenkapital und schließ- 
lich das nach dem Systemwechsel eingelegte Kapital, 
soweit es nicht zum Nennkapital gehört. Die nach- 
rangige Verwendung des vor dem Systemwechsel 
entstandenen Kapitals soll es der Kapitalgesellschaft 
ermöglichen, diesen Teil vorrangig in haftendes Ka- 
pital umzuwandeln, so daß bei späterer Auszah- 
lung an die Gesellschafter die Besteuerung bei die- 
sen entfällt (vgl. hierzu § 30 Abs. 2 des Entwurfs, 
wonach die vor dem Systemwechsel entstandene 
Körperschaftsteuer nicht zur Tarifbelastung gehört, 
§ 32 Abs. 2 und § 44 Abs. 3 des Entwurfs). 

Die Höhe des Betrags, der als für die Ausschüttung 
verwendet gilt, muß sich nicht mit der Barausschüt- 
tung decken. Er ergibt sich aus der Tarifbelastung 
des Teilbetrags, aus dem der als verwendet gel- 
tende Betrag stammt. 

Ist die Tarifbelastung ( = Str) höher als 36 v. H. 
des Gewinns vor Abzug der Steuer und ist die Bar- 
dividende (== B) bekannt, so errechnet sich der als 
verwendet geltende Betrag (= T) nach der folgen- 
den Formel: 

100 - st T 

■y — p 1 

100 - 36 


368 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1470 


Beträgt die Tarifbelastung wie regelmäßig 56 v. H. 
des Gewinns vor Abzug der Körperschaftsteuer, 

so ist T = B * ~ . 

lb 

Die Körperschaftsteuerminderung beträgt B — T. 
Sie beläuft sich daher bei einer Tarifbelastung von 

56 v. H. auf B • - . 

lb 

Ist die Tarifbelastung jedoch niedriger als die Aus- 
schüttungsbelastung, so gilt der Teilbetrag stets in 
Höhe der Bardividende als verwendet. 

Die Körperschaftsteuererhöhung beträgt: 

-jf-B (0,36 - 0,St T ) 

Gilt ein nicht mit Körperschaftsteuer belasteter Teil- 
trag als verwendet, so beträgt die Körperschaft- j 
Steuererhöhung B • - -- - - 

Ergibt sich durch die Anwendung der Formel oder 
bereits überschlägig, daß der nach der vorgeschrie- 
benen Reihenfolge als zuerst verwendet geltende 
Teilbetrag für die Ausschüttung nicht ausreicht, so 
ist ausgehend von diesem Teilbetrag (= T) die ihm 
entsprechende Bardividende nach der folgenden For- 
mel zu errechnen: 

•R = T 100 " 36 
ü 1 100 - St T 

Bei einer Tarifbelastung von 56 v. H. des Gewinns 
vor Abzug der Steuern ist dann 
ß = T • 

Für die restliche Dividende gilt in diesem Fall Eigen- 
kapital aus dem in der Belastungshöhe nächstfol- 
genden Teilbetrag als verwendet. 

Absatz 3 ergänzt § 30 Abs. 1 und Absatz 1 des § 31, 
indem in Satz 1 bestimmt wird, daß neben dem 
Eigenkapital auch der Körperschaftsteuerminde- 
rungsbetrag als für die Ausschüttung verwendet gilt. 
Gedanklich setzt sich demnach die Ausschüttung aus 
Eigenkapital und dem Minderungsbetrag zusammen. 
Erhöht sich dagegen die Körperschaftsteuer, so muß 
sichergestellt sein, daß für den Erhöhungsbetrag ge- 
nügend Eigenkapital verbleibt. Satz 2 der Vorschrift 
sieht deshalb für diese Fälle eine Beschränkung der 
Verwendung vor, damit durch den Abzug des Er- 
höhungsbetrags nach § 34 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs 
ein negativer Teilbetrag in einem positiven ver- 
wendbaren Eigenkapital vermieden wird. 

Zu § 32 — Verwendbares Eigenkapital 

Die Vorschrift enthält die Begriffsbestimmung für 
das „verwendbare Eigenkapital“. Der Begriff ist 
nach steuerrechtlichen Grundsätzen sowohl sachlich 
als auch zeitlich abgegrenzt. 

In Absatz 1 wird der Begriff „Eigenkapital“ defi- 
niert, dessen Höhe aus der Steuerbilanz abzuleiten 
ist. Nach der Zweckbestimmung des § 32, Grundlage 
für die Körperschaftsteueränderung zu sein, ist es 
selbstverständlich, daß bei der Ermittlung des Eigen- 
kapitals die Änderung der Körperschaftsteuer, die 
sich aufgrund einer Ausschüttung im Sinne des § 30 
Abs. 3 Satz 1 des Entwurfs ergibt, noch nicht berück- 
sichtigt werden darf. 


Absatz 2 grenzt das „für Ausschüttungen verwend- 
bare Eigenkapital“ durch eine Definition gegen das 
übrige Eigenkapital ab. Steuersystematisch richtig 
müßte das verwendbare Eigenkapital der Summe 
der in der Gesellschaft thesaurierten Gewinne ent- 
sprechen. Nicht zum verwendbaren Eigenkapital 
dürften demnach die Einlagen der Anteilseigner ge- 
hören. Diese Lösung war jedoch nicht möglich, weil 
vor dem Systemwechsel geleistete Einlagen häufig 
nicht mehr feststellbar sind. Nach der Begriffsbe- 
stimmung des § 32 Abs. 2 sind die Einlagen daher 
Teil des verwendbaren Eigenkapitals, soweit sie 
nicht auf das Nennkapital eingezahlt sind. Die Rück- 
zahlung von Nennkapital ist keine Ausschüttung. 
Deshalb gehört das Nennkapital nicht zu dem ver- 
wendbaren Eigenkapital. 

Zeitlich grenzt der Entwurf das verwendbare Eigen- 
kapital für jede Ausschüttung in der gleichen Weise 
ab. Für die Ausschüttung verwendbar ist das Eigen- 
kapital, das sich zum Schluß des der Ausschüttung 
vorangegangenen Wirtschaftsjahrs ergibt. Bereits im 
Zeitpunkt der Ausschüttung ist das verwendbare 
Eigenkapital bekannt oder es kann ermittelt werden, 
so daß eine sichere Grundlage für die Berechnung 
der Körperschaftsteueränderung vorhanden ist. Für 
welchen Veranlagungszeitraum die Körperschaft- 
steuer zu mindern oder zu erhöhen ist, richtet sich 
nach § 30 Abs. 3 des Entwurfs. 

Absatz 3 ergänzt Absatz 2 und bestimmt, daß auch 
Teile des Nennkapitals zum verwendbaren Eigen- 
kapital gehören können. Es handelt sich um die Be- 
träge, die dem Nennkapital aus nach dem System- 
wechsel erzielten Gewinnen zugeführt worden sind. 

Damit wird erreicht, 

— daß nach dem Systemwechsel erzielter Gewinn, 
der durch Umwandlung von Rücklagen Teil des 
Nennkapitals geworden ist, im Falle der Kapital- 
rückzahlung bei den Anteilseignern zu Einnah- 
men aus Kapitalnutzung führt, und 

— daß die auf diesem Teil des Nennkapitals 
lastende Körperschaftsteuer spätestens bei Rück- 
zahlung des Nennkapitals auf die Steuerschuld 
der Anteilseigner angerechnet werden kann (vgl. 
§§ 55 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie § 124 Abs. 2 
Nr. 2 b E-EStG). 

Durch die Zurechnung des bezeichneten Teils des 
Nennkapitals zum verwendbaren Eigenkapital wird 
im Regelfall sogar eine frühere Anrechnung erfol- 
gen. Soweit nämlich Nennkapital ungemildert mit 
Körperschaftsteuer belastet ist, gilt es nach der in 
§ 31 Abs. 2 des Entwurfs festgelegten Reihenfolge 
als vor den niedriger belasteten Teilen des übrigen 
verwendbaren Eigenkapitals für die Ausschüttung 
verwendet. § 44 Abs. 2 des Entwurfs ergänzt die 
Vorschrift über die Reihenfolge der Verwendung, 
indem bestimmt wird, daß bei Rückzahlung von 
Nennkapital vorrangig der zum verwendbaren 
Eigenkapital gehörende Teil als zurückgezahlt gilt. 

Für vor dem Systemwechsel erzielte Gewinne gilt 
Absatz 3 nicht. Diese Gewinne werden wie nach dem 
geltenden Recht nicht von Körperschaftsteuer ent- 
lastet und können, soweit sie Teil des Nennkapitals 
geworden sind, auch künftig den Anteilseignern 
steuerfrei zurückgezahlt werden. 
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Zu § 33 — Gliederung des verwendbaren Eigen- 
kapitals 

§ 33 ist die Grundvorschrift für die Gliederung des 
verwendbaren Eigenkapitals. Sie wird ergänzt 
durch § 34, der die Belastung der bei der Einkom- 
mensermittlung nichtabziehbaren Ausgaben mit 
Körperschaftsteuer sicherstellen soll und durch die 
§§35 bis 42 des Entwurfs, in denen Sonderfälle der 
Gliederung geregelt sind. 

Absatz 1 schreibt im einzelnen vor, wie und zu 
welchen Zeitpunkten die Gliederung vorzunehmen 
ist. Schon aus Gründen der Rechtssicherheit muß zu 
jedem Steuerbilanzstichtag gegliedert werden. Wird 
die Gliederung ausnahmsweise nicht für die Ände- 
rung der Körperschaftsteuer benötigt, was am 
Bilanzstichtag nur hinsichtlich der ordnungsgemäß 
beschlossenen Ausschüttung, nicht aber für etwaige 
verdeckte Ausschüttungen im folgenden Wirtschafts- 
jahr erkenbar ist, so ist sie doch als Grundlage der 
nächsten Gliederung unentbehrlich. Satz 2 der Vor- 
schrift stellt dies klar und läßt zudem erkennen, daß 
die Gliederung durch Hinzu- oder Abrechnungen 
aus der vorherigen Gliederung zu entwickeln ist. 

Die jährlichen Zugänge zum verwendbaren Eigen- 
kapital werden im Steuerfestsetzungsverfahren 
sichtbar; denn aus dem in der Steuerbilanz auszu- 
weisenden Gewinn (= Zugang zum Eigenkapital) 
wird das Einkommen entwickelt. Die Vorschrift 
knüpft hieran an: Nach der steuerlichen Behand- 
lung des Zugangs muß sich zugleich seine Einord- 
nung in die Teilbeträge des verwendbaren Eigen- 
kapitals richten. 

Der Teil des Zugangs, der bei der Ermittlung des 
Einkommens ausscheidet, weil er z. B. aus Einlagen 
der Anteilseigner stammt oder weil er aus anderen 
Gründen steuerfrei bleibt, ist dem unbelasteten 
Teilbetrag zuzuordnen. Die übrigen in das Einkom- 
men eingehenden Zugänge werden je nach dem 
Steuerbetrag, der für sie nach den Tarifvorschriften 
festzusetzen ist, dem ungemildert belasteten Teil- 
betrag (Steuerbetrag 56 vom Hundert) oder einem 
ermäßigt belasteten Teilbetrag (Steuerbetrag unter 
56 vom Hundert) zugeordnet. Worauf die Ermäßi- 
gung des Steuerbetrags zurückzuführen ist, ist un- 
erheblich. Jede Ermäßigung der Körperschaftsteuer 
auf Grund tariflicher Vorschriften führt zur Einord- 
nung in den entsprechend ermäßigt belasteten Teil- 
betrag. Wird die Körperschaftsteuer zum Beispiel 
nach § 17 des Berlinförderungsgesetzes wegen der 
Hingabe eines unverzinslichen Darlehns ermäßigt, 
so hat das gesamte Einkommen einer ermäßigten 
Körperschaftsteuer unterlegen, weil die Ermäßigung 
nicht auf einen bestimmten Einkommensteil bezogen 
werden kann. 

Bei der Vielzahl von Steuerermäßigungen, die das 
deutsche Steuerrecht kennt, würde ohne eine beson- 
dere vereinfachende Regelung die Gliederung nicht 
mehr praktikabel sein. § 35 des Entwurfs schreibt 
deshalb für ermäßigt belastete Teilbeträge eine Auf- 
teilung vor, so daß regelmäßig neben dem ungemil- 
dert mit Körperschaftsteuer belasteten und dem 
nichtbelasteten Teilbetrag nur noch der in Höhe der 


Ausschüttungsbelastung belastete Teilbetrag in der 
Gliederung auszuweisen ist. 

Absatz 2 schreibt die weitere Unterteilung des nicht 
mit Körperschaftsteuer belasteten Teilbetrags vor, 
damit 

1. die nach § 30 erhobene Körperschaftsteuer den 
folgenden nichtanrechnungsberechtigten Anteils- 
eignern in den Grenzen des § 53 vergütet wer- 
den kann: Ausländern, juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts sowie steuerbefreiten Anteils- 
eignern (vgl. § 33 Abs. 2 Nr. 1 bis 3) und 

2. sämtliche Einlagen der Anteilseigner, die nach 
dem Systemwechsel geleistet worden sind, bei 
ihrer Rückzahlung nicht nach § 30 mit Körper- 
schaftsteuer belastet werden und auch nicht bei 
den Empfängern als Einnahme aus Kapitalnut- 
zung steuerpflichtig sind. 

Zu § 34 — Zuordnung der bei der Einkommens- 
ermittlung nichtabziehbaren Ausgaben 

Die nichtabziehbaren Ausgaben haben, weil veraus- 
gabt, den Gewinn bereits gemindert, der in der 
Steuerbilanz ausgewiesen werden muß. Hat die Ka- 
pitalgesellschaft sowohl steuerpflichtigen als auch 
steuerfreien Gewinn erzielt, so muß für die Ermitt- 
lung der Teilbeträge des verwendbaren Eigenkapi- 
tals bestimmt werden, welcher Gewinnteil durch 
diese Ausgaben als gemindert gilt. Diese Bestim- 
mung trifft die Vorschrift des § 34, indem die nicht- 
abziehbaren Ausgaben bestimmten Teilbeträgen zu- 
geordnet werden. 

Die Absätze 1 und 2 regeln die Zuordnung der nicht- 
abziehbaren Ausgaben für Wirtschaftsjahre, die 
nach dem Zeitpunkt des Systemwechsels enden. Ab- 
satz 3 regelt die Zuordnung nichtabziehbarer Aus- 
gaben, die zwar den Gewinn nach dem System- 
wechsel gemindert haben, aber in Wirtschaftsjahren 
entstanden sind, die vor dem Systemwechsel abge- 
laufen sind. 

Absatz 1 ist die grundlegende Vorschrift für die Zu- 
ordnung der nichtabziehbaren Ausgaben. 

Nummer 1 sieht den Abzug des Erhöhungsbetrags 
von dem Teilbetrag vor, auf den er entfällt. Dadurch 
wird die Belastung des Erhöhungsbetrags mit Kör- 
perschaftsteuer vermieden. Würde der Erhöhungs- 
betrag zum Beispiel von dem ungemildert mit Kör- 
perschaftsteuer belasteten Teilbetrag abgezogen, so 
würde er ebenso wie etwa die Vermögensteuer voll 
mit Körperschaftsteuer belastet (vgl. die Begründung 
zu Nummer 4 der Vorschrift). Nummer 1 steht mit 
§ 31 Abs. 3 Satz 2 in engem Zusammenhang. 

Die differenzierte Zuordnung der ermäßigten Kör- 
perschaftsteuer nach Numer 2 muß aus dem gleichen 
Grunde erfolgen. Daß die Körperschaftsteuer bei der 
Ermittlung des Gewinnteils, der ihr unterlegen hat, 
mindernd berücksichtigt werden muß, ergibt sich be- 
reits aus dem Sinngehalt des Begriffs „Belastung" 
mit Körperschaftsteuer, der eine Minderung um die 
Körperschaftsteuer voraussetzt. Aus dem Begriff 
„Tarifbelastung" ergibt sich ferner, daß die er- 
mäßigte Körperschaftsteuer in der Höhe mindernd 
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berücksichtigt werden muß, in der sie ohne Ände- 
rung nach § 30 angefallen wäre. Der Teil der Kör- 
perschaftsteuer, der — wiederum ohne Änderung 
nach § 30 — in Höhe von 56 v. H. angefallen wäre, 
fällt unter die Nummer 4. 

Nummer 3 regelt die Zuordnung der auf die Körper- 
schaftsteuer anrechenbaren ausländischen Steuer. 
Ausländische Steuer gehört zwar nicht zur Tarif- 
belastung (vgl. § 30 Abs. 2 des Entwurfs), dennoch 
ist ihre differenzierte Zuordnung notwendig, damit 
die verbleibende Belastung mit inländischer Körper- 
schaftsteuer richtig ermittelt werden kann. Die hier 
angesprochenen ausländischen Einkünfte sind dem- 
nach ermäßigt mit Körperschaftsteuer belastet und 
nach § 35 des Entwurfs aufzuteilen. Soweit durch die 
Aufteilung ein nichtbelasteter Teilbetrag entsteht, 
ist er nach § 33 Abs. 2 Nr. 1 des Entwurfs gesondert 
auszuweisen. Der gesonderte Ausweis gilt selbstver- 
ständlich in erster Linie für ausländische Einkünfte, 
die aufgrund eines Abkommens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung von der Körperschaftsteuer frei- 
gestellt sind. Die ausländische Steuer, die auf diese 
steuerfreien Einkünfte entfällt, ist bei der Ermittlung 
des Teilbetrags im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 1 abzu- 
ziehen. 

In der Nummer 4 ist die Zuordnung der übrigen 
neben der Körperschaftsteuer nichtabziehbaren Aus- 
gaben besonders wichtig, zu denen insbesondere die 
Vermögensteuer gehört. 

Nummer 4 der Vorschrift sieht vor, daß diese nicht- 
abziehbaren Ausgaben bei der Ermittlung des unge- 
mildert belasteten Teilbetrags abgezogen werden. 
Der Abzug bedeutet, daß die auf den nichtabzieh- 
baren Ausgaben lastende Körperschaftsteuer weder 
nach § 30 gemindert werden kann noch nach § 124 
Abs. 2 Nr. 2 b E-EStG auf die Steuer des Anteils- 
eigners angerechnet werden kann. Wird zum Bei- 
spiel Vermögensteuer vom vollbelasteten Eigen- 
kapital abgezogen, so kann die darauf lastende 
Körperschaftsteuer in Höhe von 14 /n des Vermö- 
gensteuerbetrags den Anteilseignern nicht mehr ver- 
mittelt werden. 

Die Endgültigkeit dieser Belastung ist die zwangs- 
läufige und gewollte Folge des Verbots, die Aus- 
gaben bei der Ermittlung des Einkommens abzuzie- 
hen. 

Im Gegensatz zu den Nummern 1 bis 3 bezieht sich 
die Nummer 4 der Vorschrift nicht auf einen be- 
stimmten Teilbetrag oder auf einen bestimmten Ein- 
kommensteil eines Veranlagungszeitraums, sondern 
auf den ungemildert belasteten Teilbetrag in seiner 
Gesamtheit. Reicht zum Beispiel das dem Steuersatz 
von 56 v. H. unterliegende Einkommen eines Ver- 
anlagungszeitraums für den Abzug der nichtabzieh- 
baren Ausgaben nicht aus, so wird der bereits vor- 
handene Teilbetrag gekürzt. Durch diese Regelung 
werden vor allem Verschiebungen, die durch unrich- 
tige Bilanzierung der Ausgaben erreicht werden 
können, vermieden. 

Absatz 2 regelt die Fälle, in denen ungemildert mit 
Körperschaftsteuer belastetes Eigenkapital nicht 
vorhanden ist, weil das gesamte Einkommen ermä- 
ßigt besteuert .wird. In die Regelung sind jedoch 


daneben die Fälle eingeschlossen, in denen das un- 
gemildert belastete Eigenkapital durch den Abzug 
nach Absatz 1 Nr. 4 aufgezehrt ist. Auch in diesen 
Fällen ist die vorrangige Belastung der nichtabzieh- 
baren Ausgaben bestimmt. Notfalls sind die nicht- 
abziehbaren Ausgaben vorzutragen. 

Absatz 3 in die Vorschrift aufzunehmen, war not- 
wendig, weil es in den ersten Jahren nach dem 
Systemwechsel Vorkommen wird, daß Vermögen- 
steuer für Wirtschaftsjahre vor dem Systemwechsel 
nachzuzählen ist. Die Vorschrift bestimmt den Ab- 
zug der nachgezahlten Vermögensteuer und ande- 
rer nachgezahlter nichtabziehbarer Ausgaben bei 
dem Eigenkapitalteil, der bereits im Zeitpunkt des 
Systemwechsels vorhanden war. Damit wird die 
Belastung dieser Nachzahlungen mit neuer Körper- 
schaftsteuer vermieden. Durch Umkehrschluß ergibt 
sich die Regelung für Erstattungen. Diese sind dem 
vor dem Systemwechsel entstandenen Eigenkapital 
hinzuzurechnen. 


Zu § 35 — Einordnung bestimmter ermäßigt bela- 
steter Eigenkapitalteile 

Da durch die vielfältigen Steuerermäßigungen, die 
das deutsche Steuerrecht kennt, eine Vielzahl von 
unterschiedlich ermäßigt belasteten Eigenkapitaltei- 
len entsteht, ist eine für die Gliederung des verwend- 
baren Eigenkapitals vereinfachende Regelung unent- 
behrlich. Die Vorschrift sieht die Aufteilung von 
ermäßigt belasteten Eigenkapitalteilen in der Weise 
vor, daß auch für bedeutende Gesellschaften regel- 
mäßig nur drei Teilbeträge in der Gliederung auszu- 
weisen sind, nämlich der ungemildert, der in Höhe 
der Ausschüttungsbelastung belastete und der nicht 
mit Körperschaftsteuer belastete Teilbetrag. 

Eine derartige Aufteilung bewirkt allerdings, daß 
die Minderung der Körperschaftsteuer zeitlich 
jeweils vorgezogen und die Erhöhung jeweils hin- 
ausgeschoben wird. Die Kapitalgesellschaft kann 
infolge der in § 31 fingierten Reihenfolge der Ver- 
wendung zunächst die Körperschaftsteuerminderung 
für den als vollbelastet geltenden Teil des aufge- 
teilten Betrags in vollem Umfang erhalten und kann 
die Teilbeträge thesaurieren, die durch die Auftei- 
lung als in Höhe der Ausschüttungsbelastung bela- 
stet oder als unbelastet gelten. Um diesen Effekt 
der Aufteilung nach Möglichkeit einzuschränken, ist 
die vorgesehene Dreiteilung der rechnerisch ebenso 
möglichen Zweiteilung, bei der nur ungemildert be- 
lastete und nichtbelastete Teilbeträge entstehen, 
vorzuziehen. Darüber hinaus muß gefordert werden, 
daß die Aufteilung auf die Fälle beschränkt bleibt, 
in denen ein größtmöglicher Vereinfadiungseffekt 
erzielt wird. Die Vorschrift läßt dementsprechend 
die Aufteilung nur für die Fallgruppen zu, in denen 
sich regelmäßig für jeden Veranlagungszeitraum 
unterschiedliche Steuerbelastungen ergeben. Jähr- 
lich unterschiedliche Steuerbelastungen entstehen 
beispielsweise durch die Anrechnung ausländischer 
Steuer auf die Körperschaftsteuer, durch die Steuer- 
ermäßigungen nach dem Berlinförderungsgesetz oder 
nach § 14 des Vermögensbildungsgesetzes. 
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Wird dagegen ein ermäßigter Steuersatz angewen- 
det, so entstehen fast ausnahmslos Jahr für Jahr 
Eigenkapitalteile, deren Belastung mit Körperschaft- 
steuer gleich hoch ist; denn ermäßigte Steuersätze 
sind meist auf Einkünfte und nicht auf Einnahmen 
anzuwenden. Es besteht deshalb kein Grund, solche 
Eigenkapitalteile in die Aufteilung einzubeziehen. 
Hinzu kommt, daß bei Anwendung von ermäßigten 
Steuersätzen die Auswirkungen der Aufteilung be- 
sonders deutlich werden. Schüttet nämlich eine Kapi- 
talgesellschaft, deren Einkommen einem ermäßigten 
Steuersatz von mehr als 36 v. H. unterliegt, an eine 
andere Kapitalgesellschaft aus, die ebenfalls einen 
ermäßigten Steuersatz für ihr Einkommen in An- 
spruch nehmen kann, so ergibt sich nicht nur die 
Körperschaftsteuerminderung bei der ausschütten- 
den Kapitalgesellschaft, sondern darüber hinaus 
eine Erstattung von Körperschaftsteuer bei der 
Dividendenempfängerin, wenn deren Steuersatz we- 
niger als 36 v. H. beträgt. Bei mehrfacher Verschach- 
telung könnte die Steuerlast in diesen Fällen für 
den gesamten Gewinn vermieden werden, wenn in 
jeder Stufe der als steuerfrei geltende Teil des Ge- 
winns thesauriert bleibt. 

Die rechnerische Ermittlung der Teilbeträge ist in 
Absatz 3 geregelt. Für die Berechnung genügt die 
Kenntnis der Tarifbelastung des aufzuteilenden 
Teilbetrags. Dieser Betrag ergibt zuzüglich seiner 
Tarifbelastung den Gewinn vor Abzug der Steuer. 

Für die Aufteilung selbst wird unterstellt, daß der 
Gewinn vor Abzug der Körperschaftsteuer entweder 
zwei Steuersätzen unterlegen hat, nämlich dem 
Steuersatz von 56 v. H. oder dem Steuersatz von 
36 v. H. (Fälle des Absatzes 2 Nr. 2) oder zum Teil 
steuerfrei ist und zum anderen Teil einer Steuer 
von 36 v. H. unterlegen hat (Fälle des Absatzes 2 
Nr. 1). 

Für die Aufteilung können die folgenden Formeln 
verwendet werden: 

1. Aufteilung eines niedriger als mit der Ausschüt- 
tungsbelastung belasteten Teilbetrags: 

T (36) = q StT 

T(„) = T — T (36) • 

2. Aufteilung eines höher als mit der Ausschüt- 

tungsbelastung belasteten Teilbetrags: 

G(36) = 2,8 G — 5 Stj 

T (36) = G(36) ~ 0,36 G (36) 

T(56) = T — T (36), 


Es bedeuten: 


T 

= aufzuteilender Teilbetrag 

Stj 

= Tarifbelastung des aufzutei- 
lenden Teilbetrags 

G 

— T + St T 

G(36) 

— T( 36 ) + darauf entfallende 

Tarifbelastung 

T(o) 

— gesuchter unbelasteter Teil- 
betrag 


T ( 36 ) = gesuchter in Höhe der Aus- 

schüttungsbelastung belaste- 
ter Teilbetrag 

T ( 5 ß) — gesuchter ungemildert mit 

Körperschaftsteuer belaste- 
ter Teilbetrag. 

Die Zuweisung der durch die Aufteilung ermittelten 
Teilbeträge nach Absatz 4 der Vorschrift hat insbe- 
sondere Bedeutung für die Zuordnung der nichtab- 
ziehbaren Ausgaben nach § 34. Für die Zuordnung 
der nichtabziehbaren Ausgaben ist es unerheblich, 
ob der betreffende Teilbetrag durch Ableitung aus 
dem Einkommen oder durch Aufteilung nach dieser 
Vorschrift ermittelt worden ist. 


Zu § 36 — Berücksichtigung von Verlusten bei dem 
verwendbaren Eigenkapital 

Verluste mindern das Eigenkapital im Jahre ihres 
Entstehens. Die Körperschaftsteuer wird jedoch erst 
für das Jahr gemindert, von dessen Einkommen der 
Verlust abgezogen wird. 

Damit die Körperschaftsteuer, die auf dem vorhan- 
denen verwendbaren Eigenkapital lastet, zur Ver- 
mittlung an die Anteilseigner erhalten bleibt, wird 
in Absatz 1 der Vorschrift der Abzug des nach den 
steuerlichen Vorschriften ermittelten Verlustes vom 
nichtbelasteten Eigenkapital angeordnet. Die Be- 
stimmung ist nach ihrem Sinngehalt auch anzuwen- 
den, wenn der abzuziehende Verlust das nichtbe- 
lastete Eigenkapital übersteigt. In diesen Fällen ent- 
steht durch den Abzug ein negativer Teilbetrag. 

Soweit der Verlust in späteren Veranlagungszeit- 
räumen vom Einkommen abgezogen werden kann, 
wird der Zuwachs bei dem belasteten Teilbetrag 
entsprechend geringer. Der Abzug, der für das Ver- 
lustjahr beim nichtbelasteten Eigenkapital vorge- 
nommen worden ist, muß deshalb nach Absatz 2 
wieder rückgängig gemacht werden. 

Da vor dem Systemwechsel entstandene Verluste 
das vor dem Systemwechsel entstandene Eigenkapi- 
tal gemindert haben, muß die Hinzurechnung bei 
diesem Teil des Eigenkapitals erfolgen, wenn der 
Verlustabzug vorgenommen wird. 

Die bei der Einkommensermittlung nichtabzieh- 
baren Ausgaben dürfen den steuerlichen Verlustab- 
zug nicht erhöhen, sie fallen deshalb nicht unter 
diese Vorschrift. Ihre Zurechnung richtet sich auch 
im Verlustjahr ausschließlich nach § 34. 

Zu § 37 — Gliederung bei Erlaß 

Wird Körperschaftsteuer, die zur Tarifbelastung ge- 
hört, erlassen, so fällt in Höhe des erlassenen Be- 
trags die Tarifbelastung fort. Diese systembedingte 
Wirkung bringt die Notwendigkeit für eine Umbu- 
chung innerhalb des verwendbaren Eigenkapitals 
mit sich. Es wäre nicht gerechtfertigt, der Kapitalge- 
sellschaft neben dem Erlaß den Vorteil der Körper- 
schaftsteuerminderung nach § 30 und dem Anteils- 
eigner die Anrechnung zu gewähren. 


372 



Deutscher Bundestag 


Die Bedeutung der Vorschrift liegt 

a) in der generellen Anordnung der Umbuchung 
und 

b) in der Klarstellung, wie diese Umbuchung zu er- 
folgen hat. 

Die Bestimmung, daß im Falle des Erlasses stets eine 
Umbuchung von dem belasteten Teil des Eigenkapi- 
tals auf den nichtbelasteten Teilbetrag vorzuneh- 
men ist, dient der Praktikabilität des Verfahrens. 
Durch diese Regelung entfällt die schwierige und 
kaum lösbare Aufgabe, zu überprüfen, ob die erlas- 
sene oder nicht festgesetzte Körperschaftsteuer zur 
Tarifbelastung gehört oder etwa die bei der Ein- 
kommensermittlung nichtabziehbaren Ausgaben be- 
lastet. 

Die Umbuchung eines Teils des belasteten Eigen- 
kapitals in das nichtbelastete Eigenkapital bedeutet, 
daß Körperschaftsteuer in Höhe der Ausschüttungs- 
belastung erhoben werden muß, wenn dieser Teil 
des Eigenkapitals nach § 31 als für die Ausschüttung 
verwendet gilt. 

Der Umfang der Umbuchung richtet sich nach der 
Höhe der erlassenen Steuer und der Tarifbelastung 
der vorhandenen Teilbeträge. Die Umbuchung kann 
nicht erfolgen, soweit die erlassene Körperschaft- 
steuer die Tarifbelastung der im Zeitpunkt des Er- 
lasses vorhandenen Teilbeträge übersteigt. 

Zu § 38 — Fehlendes verwendbares Eigenkapital 

Die Vorschrift ergänzt sowohl § 30 (im Absatz 1) als 
auch die Vorschriften über die Gliederung des ver- 
wendbaren Eigenkapitals (im Absatz 2). 

Absatz 1 regelt den in § 30 nicht angesprochenen 
Sonderfall, in dem eine Gewinnausschüttung vorge- 
nommen wird, ohne daß verwendbares Eigenkapital 
vorhanden ist. Durch die Vorschrift wird sicherge- 
stellt, daß auch in diesem Fall die Ausschüttungs- 
belastung hergestellt wird, 

Absatz 2 bestimmt, daß der negative Eigenkapital- 
teil, der durch die Gewinnausschüttung und durch 
die nach Absatz 1 zu erhebende Körperschaftsteuer 
entsteht, nur durch später entstehendes unbelastetes 
Eigenkapital ausgeglichen werden darf. Durch diese 
Regelung wird erreicht, daß später entstehendes mit 
Körperschaftsteuer belastetes Eigenkapital unge- 
schmälert als für die Ausschüttung verwendet gelten 
kann. 

Zu § 39 — Gliederung des Eigenkapitals bei dem 
Organträger 

Die Notwendigkeit für diese Sondervorschrift über 
die Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals des 
Organträgers ergibt sich aus den Bestimmungen 
über die Organschaft (§§ 13 bis 18 des Entwurfs). 

Wie die allgemeinen Vorschriften über die Gliede- 
rung des Eigenkapitals knüpft auch § 39 nicht an 
den nach den handelsrechtlichen Vorschriften ermit- 
telten Gewinn, sondern an die Vermögensmehrun- 
gen an, die sich aus der Steuerbilanz ergeben. 
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Die in der Vorschrift angeordnete Zurechnung der 
nach den steuerlichen Vorschriften ermittelten Ver- 
mögensmehrungen bedeutet, daß 

— auch der Teil der Vermögensmehrungen, den die 
Organgesellschaft nicht abführt, grundsätzlich im 
Eigenkapita.1 des Organträgers zu erfassen ist; 

— die bei der Organgesellschaft entstandenen, aber 
im Eigenkapital des Organträgers zu erfassenden 
Vermögensmehrungen bei der Gliederung wie 
eigene Vermögensmehrungen des Organträgers 
in dessen Eigenkapital einzufügen sind. 

Es entspricht der Systematik der Einkommenszurech- 
nung, daß grundsätzlich die aus den Vermögens- 
mehrungen der Organgesellschaft entstandenen 
Teilbeträge in das verwendbare Eigenkapital des 
Organträgers einzufügen sind. Das gilt auch für den 
Teil des zuzurechnenden Einkommens, der der Or- 
gangesellschaft für die Bildung eigener Rücklagen 
verbleibt, denn auch insoweit tritt die Belastung mit 
Körperschaftsteuer bei dem Organträger ein. Die 
andere Lösung, nämlich die Fiktion, daß diese Be- 
lastung bei der Organgesellschaft entstanden ist, 
hätte in den Fällen zu unrichtigen Ergebnissen ge- 
führt, in denen Organträger eine Personengesell- 
schaft oder ein Einzelkaufmann ist und deshalb nur 
eine Belastung mit Einkommensteuer eintritt. 

Die von der Organgesellschaft gebildete Rücklage 
ist Teil ihres Eigenkapitals. Dies ergibt sich bereits 
aus der Legaldefinition des Eigenkapitals in § 32 
Abs. 1 des Entwurfs. Auf dieser Rücklage lastet 
keine Körperschaftsteuer, die ihr entsprechende 
Vermögensmehrung ist bei dem Organträger be- 
steuert. Ihre Einordnung in die Gliederung des ver- 
wendbaren Eigenkapitals der Organgesellschaft ist 
in § 40 geregelt. 

Aus der Zurechnung der Vermögensmehrungen er- 
gibt sich die Zuordnung der damit zusammenhän- 
genden Vermögensminderungen ohne weiteres. Die 
Ausgaben der Organgesellschaft zum Beispiel, die 
bei der Ermittlung des zuzurechnenden Einkommens 
nicht abziehbar sind, sind bei der Ermittlung der 
Teilbeträge des verwendbaren Eigenkapitals beim 
Organträger wie dessen eigene nichtabziehbare 
Ausgaben nach § 34 abzuziehen. 

Aus der Systematik der Einkommenszuredinung 
nach § 13 des Entwurfs folgt jedoch, daß die Ver- 
mögensmehrungen von der Zurechnung zum ver- 
wendbaren Eigenkapital des Organträgers ausge- 
nommen werden müssen, die bei der Organgesell- 
schaft zu versteuern sind, sowie diejenigen, die nach 
den steuerlichen Grundsätzen nicht den Gewinn 
(auch nicht den steuerfreien Gewinn), sondern nur 
das Vermögen der Organgesellschaft erhöhen. 

Nummer 1 bringt die erste Ausnahme von der Zu- 
rechnung. Durch die Besteuerung der Ausgleichszah- 
I lungen vor Abzug der Körperschaftsteuer nach § 15 
des Entwurfs wird die Belastung dieser Zahlungen 
mit Körperschaftsteuer gesichert und die anrechen- 
bare Körperschaftsteuer erhoben. Da § 30 wie alle 
übrigen Vorschriften dieses Abschnitts auch für die 
Organgesellschaft gilt, wird auch für die Ausgleichs- 
zahlungen die Ausschüttungsbelastung hergestellt. 
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Das verwendbare Eigenkapital der Organgesellschaft 
erfährt keine Änderung, weil dem Zugang (§15 des 
Entwurfs) ein Abgang (Ausschüttung zuzüglich an- 
rechenbarer Körperschaftsteuer) in gleicher Höhe 
gegenübersteht. 

Nummern 2 und 3 bezeichnen zwei Vorgänge, die 
sich in der Vermögenssphäre der Organgesellschaft 
abwickeln. Sowohl die Einlagen, die die Anteils- 
eigner der Organgesellschaft geleistet haben, als 
auch Hinzurechnungen zum verwendbaren Eigen- 
kapital der Organgesellschaft, die im Falle der Ge- 
samtrechtsnachfolge nach § 41 vorzunehmen sind, 
können nur auf das Eigenkapital der Organgesell- 
schaft bezogen werden. Dies ergibt sich wiederum 
aus der Legaldefinition des Eigenkapitals in § 32 
Abs. 1. 


Zu § 40 — Gliederung des Eigenkapitals 
bei der Organgesellschaft 

Für die Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals 
von Organgesellschaften gelten grundsätzlich die 
allgemeinen Vorschriften dieses Kapitels. Die Son- 
dervorschrift des § 40 zieht — wie § 39 für den Or- 
ganträger — die Folgerungen für das verwendbare 
Eigenkapital der Organgesellschaft, die sich aus der 
Einkommensrechnung nach den §§ 13, 16 und 17 des 
Entwurfs ergeben. Zwischen den Vorschriften der 
§§ 39 und 40 bestehen somit enge Beziehungen. 

Absatz 1 stellt klar, daß die dem Organträger nach 
§ 39 zuzurechnenden Vermögensmehrungen bei der 
Ermitttlung des verwendbaren Eigenkapitals grund- 
sätzlich außer Betracht bleiben. Dies gilt auch für die 
Fälle, in denen der Organträger ein Einzelkaufmann, 
eine Personengesellschaft oder eine Körperschaft ist, 
die nicht nach § 46 in das Anrechnungsverfahren ein- 
bezogen ist. 

Absatz 2 bringt in Satz 1 die Ausnahme von Absatz 1. 
Der Teil der nach § 39 dem Organträger zuzurech- 
nenden Vermögensmehrungen, der an den Organ- 
träger nicht abgeführt wird, muß entgegen Absatz 1 
im Eigenkapital der Organgesellschaft erfaßt wer- 
den. Dies ergibt sich bereits aus der Legaldefinition 
des Eigenkapitals in § 32 Abs. 1 des Entwurfs (vgl. 
auch die Begründung zu § 39). Die Vorschrift regelt 
die Einordnung dieses bei der Organgesellschaft ent- 
stehenden Eigenkapitals. Da der Betrag bei dem Or- 
ganträger entsprechend seiner Belastung mit Kör- 
perschaftsteuer nach § 39 erfaßt ist, darf die spätere 
Abführung oder Ausschüttung bei dem Organträ- 
ger oder bei den anderen Anteilseignern weder zur 
Steuerpflicht noch zur Anrechnung von Körperschaft- 
steuer führen. Dieser Teil des Eigenkapitals ist des- 
halb wie Eigenkapital zu behandeln, das aus Ein- 
lagen der Anteilseigner entstanden ist. 

Satz 2 der Vorschrift ergänzt die Vorschrift über die 
Reihenfolge der fiktiven Verwendung. Abweichend 
von § 31 Abs. 2 des Entwurfs wird bestimmt, daß 
der Teilbetrag im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 4 vor 
den übrigen Teilbeträgen als verwendet gilt, soweit 
der abgeführte Gewinn die Vermögensmehrungen 
übersteigt. Diese Regelung folgt auch hinsichtlich 
des übersteigenden Teils des Gewinns dem wirt- 


schaftlichen Sachverhalt: Abgeführt wird der Ge- 
winn, der aus früheren Wirtschaftsjahren der Organ- 
gesellschaft verblieben war und nach Satz 2 zu dem 
Eigenkapitalteil gehört, der aus Einlagen entstanden 
ist. 

Zu § 41 — Tarifbelastung bei Vermögensübernahme 

Geht das Vermögen einer Kapitalgesellschaft durch 
Gesamtrechtsnachfolge (z. B. durch Umwandlung 
nach dem Umwandlungsgesetz) auf eine andere Ka- 
pitalgesellschaft über, so handelt es sich nicht um 
eine „Ausschüttung". Da die mit Körperschaftsteuer 
belasteten Gewinne in den Fällen des § 41 unge- 
achtet der Gesamtredrtsnachfolge im Bereich der 
Körperschaftsteuer verbleiben, ist es auch nicht er- 
forderlich, den Vermögensübergang in diesen Fäl- 
len als „Ausschüttung" zu fingieren. Die Körper- 
schaftsteuerbelastung wird vielmehr systemgerecht 
erst beseitigt, wenn die Gesamtrechtsnachfolgerin 
Gewinn ausschüttet. Dementsprechend bestimmt die 
Vorschrift des § 41, daß die Gesamtrechtsnachfolge- 
rin die Gliederung des übernommenen Eigenkapitals 
von der aufgelösten Gesellschaft zu übernehmen hat. 

Diese Regelung gilt nicht für den Übergang des 
Vermögens auf einen unbeschränkt steuerpflichtigen, 
von der Körperschaftsteuer befreiten Anteilseigner. 
Er kann die auf seinen Beteiligungserträgen lastende 
Körperschaftsteuer nicht an seine Anteilseigner ver- 
mitteln (vgl. hierzu § 30 Abs. 1 und die Begründung 
dazu). Absatz 2 der Vorschrift sieht deshalb für 
diese Fälle vor, daß das übernommene verwendbare 
Eigenkapital dem unbelasteten Eigenkapital der 
übernehmenden steuerbefreiten Körperschaft zuzu- 
rechnen ist. Die aufgelöste Kapitalgesellschaft wird 
jedoch durch Minderung oder Erhöhung der Körper- 
schaftsteuer so gestellt, daß das übergehende Ver- 
mögen nur in Höhe der Ausschüttungsbelastung be- 
lastet ist (vgl. § 45 des Entwurfs). 

Zu § 42 — Gliederung des verwendbaren Eigen- 
kapitals nach Übertragung von Anteilen 

Die Vorschrift behandelt ein Problem, das entsteht, 
wenn beim Erwerber von Anteilen an einer Kapital- 
gesellschaft die Höhe des Kaufpreises durch das 
Vorhandensein von Rücklagen in dieser Kapitalge- 
sellschaft beeinflußt worden ist und die Rücklagen 
später von der Kapitalgesellschaft ausgeschüttet 
werden. Auch in diesen Fällen ist grundsätzlich die 
Entlastung von der Körperschaftsteuer für den aus- 
geschütteten Betrag durchzuführen, so daß nur die 
auf der Ebene der Anteilseigner erhobene Steuer als 
Belastung der ausgeschütteten Rücklagen verbleibt. 
Die Entlastung kann jedoch immer dann nicht in 
Betracht kommen, wenn auf der Ebene der Anteils- 
eigner keine Steuer oder nur die Kapitalertrag- 
steuer anfällt. Eine solche Einschränkung erscheint 
als selbstverständlich, weil der ausgeschüttete Ge- 
winn anderenfalls im Endergebnis überhaupt nicht 
oder nur geringfügig besteuert wäre. 

Auf diesem Grundgedanken beruht die Vorschrift 
des § 52, wonach die Anrechnung von Körperschaft- 
steuer ausgeschlossen ist, wenn die Erträge aus 
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Anteilen nur der Kapitalertragsteuer unterliegen, 
im übrigen aber steuerfrei bleiben. Dieselbe Über- 
legung muß aber auch maßgebend sein, wenn Rück- 
lagen ausgeschüttet werden, die der Erwerber von 
Anteilen als Bestandteil des Kaufpreises bezahlt hat. 
Es wäre anderenfalls sogar möglich, daß der ausge- 
schüttete Betrag auf der Ebene der Anteilseigner 
unbesteuert bleibt. Der Erwerber von Anteilen, an 
den bezahlte Rücklagen ausgeschüttet werden, wird 
durch einen solchen Vorgang steuerlich entweder 
überhaupt nicht oder nur vorübergehend belastet. 
Für ihn ist die Ausschüttung bezahlter Rücklagen 
eine Vermögensumschichtung, denn einerseits er- 
höht sich sein Geldbestand und andererseits verlie- 
ren die Anteile im gleichen Umfang anWert. Steuer- 
lich werden die ausgeschütteten Rücklagen zwar als 
Ertrag behandelt; die dadurch bedingte Erhöhung 
der Einkünfte des Erwerbers wird aber durch eine 
Teilwertabschreibung oder bei der späteren Ver- 
äußerung durch einen entsprechend geringeren Ver- 
äußerungsgewinn ausgeglichen. Die Entlastung von 
der Körperschaftsteuer ist daher bei Ausschüttung 
bezahlter Rücklagen nur gerechtfertigt, wenn die 
Rücklagen bei dem Veräußerer der Anteile als sein 
Veräußerungsgewinn besteuert werden. Ob die Be- 
lastung des Veräußerungsgewinns mit inländischer 
Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer möglich 
ist, hängt vom Einzelfall ab. 

Hier soll die Vorschrift des § 42 eingreifen. Sie 
setzt voraus, daß bezahlte Rücklagen ausgeschüttet 
werden und der Gewinn aus der Veräußerung der 
Anteile nicht mit Einkommensteuer oder Körper- 
schaftsteuer belastet ist. Für diese Fälle wird durch 
§ 42 die Entlastung der ausgeschütteten Rücklagen 
von der Körperschaftsteuer untersagt. Es soll weder 
eine Minderung der Körperschaftsteuer bei der Ka- 
pitalgesellschaft noch die Anrechnung von Körper- 
schaftsteuer beim Empfänger der Ausschüttung er- 
folgen. 

Das gewünschte Ergebnis soll dadurch erreicht wer- 
den, daß § 42 bezahlte Rücklagen, d. h. den Teil des 
für Ausschüttungen verwendbaren Eigenkapitals, 
der dem Anteil des Erwerbers am Nennkapital ent- 
spricht, als Einlage des Erwerbers fingiert. Diese 
Lösung drängt sich auf, wenn man den wirtschaft- 
lichen Kern des Vorgangs, die Vermögensumschich- 
tung, in den Mittelpunkt der Betrachtung rückt. Die 
Ausschüttung bezahlter Rücklagen ist dann nicht als 
der Besteuerung unterliegende Einnahme zu beur- 
teilen, sondern als Rückzahlung von Einlagen mit 
der Folge, daß die Anschaffungskosten der Anteile 
entsprechend korrigiert werden müssen. Technisch 
wird diese Lösung durch eine Umbuchung innerhalb 
des für Ausschüttungen verwendbaren Eigenkapi- 
tals der Gesellschaft ermöglicht. 

Der vorgesehenen Regelung sind allerdings aus 
Gründen der Praktikabilität relativ enge Grenzen 
gesetzt. Die Anwendung dieser Regelung ist nur 
möglich, soweit das Finanzamt erfahren kann, wer 
der Gesellschafter ist. 

Relativ einfach ist dies bei der Veräußerung von 
GmbH- Anteilen, weil der Erwerb solcher Anteile 
bei der Gesellschaft anzumelden ist (§ 16 Abs. 1 
GmbHG; § 51 Abs. 1 E-GmbHG). Schwieriger ist 


die Ermittlung im Falle der Veräußerung von 
Aktien. Hier wird das Finanzamt eine Nachprüfungs- 
möglichkeit nur haben, wenn es sich um gewichtige 
Fälle handelt, insbesondere um die Veräußerung 
ganzer Beteiligungen oder um ihre Verringerung 
von mehr als 50 v. H. bzw. mehr als 25 v. H. des 
Grundkapitals auf einen unter diesen Grenzen lie- 
genden Prozentsatz. In den genannten Fällen be- 
steht eine Anzeigepflicht der Aktionäre gegenüber 
ihrer Gesellschaft (§ 20 AktG). Werden die Aktien 
an der Börse verkauft, so besteht keine Nachprüf- 
möglichkeit. Allerdings wird es sich dann zumeist 
um Fälle von geringerer Bedeutung handeln. Bei 
dieser Sachlage muß man davon ausgehen, daß eine 
Regelung für Fälle, in denen der Veräußerer mit 
weniger als 25 v. H. beteiligt ist, nicht praktikabel 
wäre. Aus diesen Gründen sollen die Rechtsfolgen 
des § 42 generell, d. h. auch für die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, erst eintreten, wenn der 
Veräußerer zu mehr als 25 v. H. beteiligt war. 

Bei der Ausarbeitung des Entwurfs ist auch geprüft 
worden, ob es zweckmäßig wäre, das in § 42 gere- 
gelte Problem dadurch zu lösen, daß bei Steuerfrei- 
heit des Veräußerungsgewinns den Erwerbern von 
Anteilen die steuerliche Anerkennung ausschüt- 
tungsbedingter Teilwertabschreibungen oder aus- 
schüttungsbedingter Veräußerungsverluste versagt 
wird. Hiergegen sprechen jedoch gewichtige Gründe. 
Es müßte nicht nur damit gerechnet werden, daß 
wirtschaftlich unbefriedigende Ergebnisse entstehen 
können, sondern darüber hinaus würden wichtige 
Grundsätze unseres Steuerrechts durchbrochen. Vor 
allem wäre jedoch zu befürchten, daß sich eine 
solche Lösung trotz ihres begrenzten Anwendungs- 
bereichs als nicht praktikabel erweist, weil im Ge- 
gensatz zu der Regelung des § 42 jeweils geprüft 
werden müßte, ob die Ausschüttung von Rücklagen 
für die Wertminderung von Anteilen kausal war. 
Wenn überhaupt, wäre diese Prüfung nur durch- 
führbar, falls die Entwicklung der stillen Reserven 
der Kapitalgesellschaften genau verfolgbar wäre. 
Das ist aber nicht der Fall. 

In Absatz 1 des § 42 wird der Anwendungsbereich 
der Vorschrift Umrissen und bestimmt, daß das auf 
die Beteiligung des anrechnungsberechtigten Erwer- 
bers entfallende verwendbare Eigenkapital als des- 
sen Einlage gilt, übersteigen die Anschaffungs- 
kosten das auf die Beteiligung des Erwerbers ent- 
fallende Eigenkapital (— Anteil am Nennkapital zu- 
züglich Anteil am verwendbaren Eigenkapital), so 
gelten auch die auf diese Beteiligung entfallenden 
zukünftigen Vermögensmehrungen als Einlage des 
Erwerbers. Dadurch werden auch die bezahlten stil- 
len Reserven mit in die Regelung einbezogen. 

Absatz 2 enthält die Legaldefinition für die nach 
Absatz 1 maßgebende wesentliche Beteiligung. 

In Absatz 3 Satz 1 wird der Zeitpunkt bezeichnet, zu 
dem die Umbuchung vorzunehmen ist. Der geson- 
derte Ausweis nach Satz 2 der Vorschrift ist erfor- 
derlich, weil die übrigen Anteilseigner an den Ein- 
lagen des anrechnungsberechtigten Erwerbers nicht 
teilhaben. An dem Charakter dieses Teils des Eigen- 
kapitals ändert sich — ohne daß dies aus dem Wort- 
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laut der Vorschrift hervorgeht — nichts, wenn die 
Beteiligung auf einen Dritten übergeht. 

Absatz 4 Satz 1 ordnet an, daß die Umbuchung aus 
jedem Teilbetrag erfolgen muß mit Ausnahme des 
Teilbetrags im Sinne des § 33 Abs. 2 Nr. 4, auf den 
umgebucht wird. Satz 2 enthält die hier notwendige 
Ausnahme zu § 31 Abs. 2. Die fiktive Verwendung 
der Teilbeträge erfolgt nicht einheitlich für alle An- 
teilseigner, sondern für den anrechnungsberechtig- 
ten Erwerber gesondert. Die geminderten Teilbeträge 
können in Höhe des verbleibenden Restes nicht als 
für eine Ausschüttung an diesen Anteilseigner ver- 
wendet gelten. Im übrigen gilt jedoch die Reihen- 
folge nach § 31 Abs. 2 auch für den Erwerber. Ist 
neu entstandenes verwendbares Eigenkapital für hin 
vorhanden, das nicht als seine Einlage gilt, so gilt 
vorrangig der belastete Teil des Eigenkapitals als 
für die Ausschüttung verwendet. Insoweit erfolgt die 
fiktive Verwendung wieder einheitlich. 

Die in Absatz 5 enthaltene weitere Einschränkung 
des Anwendungsbereichs der Vorschrift dient der 
Vereinfachung. 

Absatz 6 dehnt die Rechtsfolgen des Absatzes 1 
auf die Fälle aus, in denen ein bisher steuerbefreiter 
Anteilseigner steuerpflichtig wird oder in denen ein 
bisher beschränkt steuerpflichtiger Anteilseigner 
unbeschränkt steuerpflichtig wird. Außerdem wer- 
den die sogenannten Einbringungsfälle erfaßt. Der 
nichtanrechnungsberechtigte Anteilseigner könnte 
sich sonst durch Einbringung der Anteile in eine 
inländische Betriebstätte oder in einen steuerpflich- 
tigen wirtschaftlichen Gechäftsbetrieb oder in einen 
steuerpflichtigen Betrieb gewerblicher Art die An- 
rechnung verschaffen. Die Einbringung von Anteilen 
in eine Tochtergesellschaft fällt bereits unter Ab- 
satz 1. 

Zu § 43 — Ausnahmen von der Körperschaftsteuer- 
erhöhung 

Auf Grund der Vorschrift des § 43 darf in zwei Fall- 
gruppen die Körperschaftsteuer nicht nach § 30 des 
Entwurfs erhöht werden, nämlich 

a) bei Rückzahlungen von Einlagen und den Ein- 
lagen gleichgestellten Beträgen und 

b) bei Ausschüttungen steuerbefreiter Kapitalgesell- 
schaften an andere steuerfreie Kapitalgesell- 
schaften. 

Nummer 1 der Vorschrift regelt die Fallguppe a. 

Nach der ständigen höchstrichterlichen Finanzrecht- 
sprechung ist „jede Zuwendung einer Kapitalgesell- 
schaft an die Gesellschafter, durch die das Reinver- 
mögen der Gesellschaft ohne Kapitalherabsetzung 
vermindert wird, als Kapitalertrag anzusehen" (so 
z.’B. Urteil des Reichsfinanzhofs vom 14. September 
1935, RStBl. 1936 S. 121). Werden Rücklagen aus Ein- 
lagen der Anteilseigner gebildet und werden aus 
diesen Rücklagen Beträge für eine Gewinnausschüt- 
tung entnommen, so sind die ausgeschütteten Be- 
träge nach geltendem Recht bei den Anteilseignern 
als Einnahme aus Kapitalnutzung anzusetzen. Dem- 
gegenüber rechnen nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 und 2 


E-EStG Rückzahlungen von Einlagen nicht mehr zu 
den Einnahmen aus Kapitalnutzung. Dementspre- 
chend dürfen die Einlagen bei ihrer Rückzahlung 
auch nicht mehr mit Körperschaftsteuer belastet wer- 
den. Aus diesem Grunde sind nach den Gliederungs- 
vorschriften der §§ 32 bis 42 die Einlagen der An- 
teilseigner, die das Betriebsvermögen in den nach 
dem 31. Dezember 1975 abgelaufenen Wirtschafts- 
jahren erhöht haben, besonders auszuweisen. Für 
Rücklagen, die eine Organgesellschaft bilden darf, 
gilt aus den zu § 40 dargestellten Gründen das glei- 
che wie für Einlagen. 

Nummer 2 der Vorschrift regelt die Fallgruppe b. 

Aus Gründen der Wettbewerbsneutralität sollen 
auch die Dividenden, die steuerfreie Anteilseigner 
beziehen, mit Körperschaftsteuer in Höhe der Aus- 
schüttungsbelastung belastet sein. Ebenso wie für 
steuerpflichtige Anteilseigner gilt das auch in den 
Fällen, in denen unbelastetes Eigenkapital als für 
die Ausschüttung verwendet gilt. 

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz enthält die 
Nummer 2. Der von einer steuerbefreiten Körper- 
schaft erwirtschaftete Gewinn bleibt danach bei Aus- 
schüttung an eine nicht steuerpflichtige Körperschaft 
unbelastet. Das erscheint vertretbar, weil der er- 
wirtschaftete Gewinn den steuerfreien Raum nicht 
verläßt und der Gesichtspunkt des Wettbewerbs bei 
diesen Ausschüttungen damit zurücktritt. Praktische 
Bedeutung hat die Regelung insbesondere für den 
Bereich der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen. 
Sie gilt grundsätzlich auch für Ausschüttungen 
steuerbefreiter Kapitalgesellschaften an juristische 
Personen des öffentlichen Rechts. 

Sind die Beteiligungserträge jedoch steuerpflichtig, 
weil die Anteile in einem steuerpflichtigen Betrieb 
gewerblicher Art oder in einem wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb gehalten werden, so ist die Ausschüt- 
tungsbelastung wie für jeden anderen steuerpflich- 
tigen Anteilseigner nach § 30 des Entwurfs herzu- 
stellen. 


Zu § 44 — Sonstige Leistungen 

Der Anwendungsbereich der §§ 30 bis 43 wird durch 
die Vorschrift auf bestimmte sonstige Leistungen 
einer Kapitalgesellschaft ausgedehnt. Daneben wird 
ergänzend zu § 31 Abs. 2 geregelt, welcher Teil des 
Nennkapitals bei Kapitalherabsetzung oder Auf- 
lösung der Kapitalgesellschaft als zuerst zurückge- 
zahlt gilt und welche Rücklagen bei Umwandlung 
in Nennkapital als zuerst umgewandelt gelten. 

In Absatz 1 werden die neben der Gewinnausschüt- 
tung in die Belastungsrechnung einzubeziehenden 
sonstigen Leistungen durch den Hinweis auf § 55 
Abs. 1 Nr. 1, 2 E-EStG abgegrenzt. Es sind alle Lei- 
stungen der Kapitalgesellschaft, die sie aufgrund der 
Gesellschaftsrechte der Anteilseigner bewirkt, mit 
Ausnahme der Rückzahlung von Einlagen und des 
Teils des Nennkapitals, das nicht zum verwendbaren 
Eigenkapital gehört (Kapitalrückzahlung). 

Absatz 2 legt die Reihenfolge für die fiktive Ver- 
wendung fest, wenn Nennkapital zurückgezahlt 
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wird. Die Regelung ist notwendig, damit, feststeht, 
ob der zurückgezahlte Teil bei den Anteilseignern 
als Einnahme aus Kapitalnutzung nach § 55 Abs. 1 
E-EStG zu besteuern ist. Gilt nämlich der zum ver- 
wendbaren Eigenkapital gehörende Teil als zurück- 
gezahlt, so liegen bei den Anteilseignern Einnah- 
men aus Kapitalnutzung vor (§ 32 Abs. 3 des Ent- 
wurfs in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
E-EStG). Durch die getroffene Regelung, wonach der 
zum verwendbaren Eigenkapital gehörende Teil des 
Nennkapitals als zuerst zurückgezahlt gilt, ist sicher- 
gestellt, daß bei den Anteilseignern vorrangig Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen anzusetzen sind und die 
auf diesem Teil des Nennkapitals lastende Körper- 
schaftsteuer angerechnet werden kann (vgl. die Be- 
gründung zu § 32 Abs. 3). 

Absatz 3 regelt, welche Rücklagenteile vorrangig 
als in Nennkapital umgewandelt gelten. Da nur die 
Rücklagenteile, die aus vor dem Systemwechsel 
erzieltem Gewinn gebildet worden sind, bei ihrer 
Umwandlung in Nennkapital aus dem verwend- 
baren Eigenkapital ausscheiden (vgl. § 32 Abs. 3 
des Entwurfs), war nur zwischen diesen und den aus 
nach dem Systemwechsel erzieltem Gewinn gebilde- 
ten Rücklagen zu unterscheiden. Aus den bereits in 
der Begründung zu § 30 Abs. 2 aufgeführten Grün- 
den müssen die erstgenannten Rücklagenteile als 
vorrangig in Nennkapital umgewandelt gelten. 

Zu § 45 — Körpersdiaftsteuerminderung und Kör- 
perschaftsteuererhöhung bei Vermögens- 
übertragung auf eine steuerbefreite 
übernehmerin 

Bei der Anrechnung der Körperschaftsteuer im Fall 
der Umwandlung einer unbeschränkt steuerpflich- 
tigen Kapitalgesellschaft sind drei Fallgruppen zu 
regeln: 

Fallgruppe a: 

Umwandlung auf eine unbeschränkt steuerpflichtige, 
nicht steuerbefreite Körperschaft im Sinn des § 46, 

Fallgruppe b: 

Umwandlung auf eine Personenhandelsgesellschaft 
oder auf eine natürliche Person, 

Fallgruppe c: 

Umwandlung auf eine von der Körperschaftsteuer 
befreite Körperschaft. 

Im Falle a wird die Anrechnung der auf dem über- 
nommenen Vermögen lastenden Körperschaftsteuer 
durch die Hinzurechnung des verwendbaren Eigen- 
kapitals der umgewandelten Kapitalgesellschaft zu 
dem verwendbaren Eigenkapital der übernehmen- 
den Kapitalgesellschaft gesichert (vgl. § 41). 

Im Falle b wird die auf das verwendbare Eigenkapi- 
tal der aufgelösten Kapitalgesellschaft entfallende 
Tarifbelastung nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe c 
E-EStG auf die Einkommensteuer der Mitunterneh- 
mer angerechnet. 

In den Fallgruppen a und b erübrigt es sich damit, 
die Körperschaftsteuer anläßlich der Umwandlung 
nach § 30 E-KStG zu mindern oder zu erhöhen. 


Der Fall c wird durch die Vorschrift des § 45 gere- 
gelt. Damit das übergehende Vermögen nicht höher 
oder niedriger mit Körperschafsteuer belastet ist als 
die Ausschüttungen, wird die auf dem verwendba- 
ren Eigenkapital lastende Körperschaftsteuer anläß- 
lich des Umwandlungsvorgangs so erhöht und ge- 
mindert, wie das in § 30 für Ausschüttungen vorge- 
sehen ist. 

Nach Absatz 2 der Vorschrift gelten die Ausnahmen 
von der Körperschaftsteuererhöhung auch in diesen 
Fällen der Umwandlung (siehe §§ 43 und 53 des 
Entwurfs). 


Zu § 46 — Körperschaftsteuerminderung und Kör- 
perschaftsteuererhöhung bei sonstigen 
Körperschaften 

Nach § 46 des Entwurfs werden über die Kapital- 
gesellschaften hinaus weitere Körperschaften und 
Personenvereinigungen, die Ausschüttungen vor- 
nehmen, in das Anrechnungsverfahren einbezogen. 
Es handelt sich hier, wie sich aus der Bezugnahme 
auf § 55 Abs. 1 Nr. 1 und 2 E-EStG ergibt, um die 
unbeschränkt steuerpflichtigen Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften und um andere Körper- 
schaften und Personenvereinigungen, deren Leistun- 
gen bei den Empfängern zu den Einkünften aus 
Kapitalvermögen im Sinne dieser Vorschrift gehö- 
ren. 

Nicht einbezogen werden in das Anrechnungsver- 
fahren Betriebe gewerblicher Art von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, obwohl auch diese 
Betriebe Ausschüttungen vornehmen können. Die 
hier mögliche Doppelbelastung wird aus Vereinfa- 
chungsgründen dadurch ausgeschlossen, daß die von 
einem anderen Betrieb gewerblicher Art empfange- 
nen Beteiligungserträge nach § 8 Abs. 5 steuerfrei 
gestellt sind. Wegen der Einzelheiten wird auf die 
Begründung zu § 8 Abs. 5 des Entwurfs verwiesen. 


ZWEITES KAPITEL 

Bescheinigungen, gesonderte Feststellung 


Zu § 47 — Bescheinigungen 

Die Vorschrift dient zur technischen Durchführung 
des Anrechnungsverfahrens. Hat ein Steuerpflichti- 
ger Einnahmen aus Anteilen an einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaft oder Personenvereini- 
gung im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 E-EStG 
oder aus der Veräußerung von Dividendenscheinen 
im Sinne des § 55 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a E-EStG 
erzielt, so kann er nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b E-EStG grundsätzlich die Anrechnung von 
Körperschaftsteuer in Höhe von 9 /ie der Einnahmen 
auf die Einkommensteuer verlangen. Dieser An- 
spruch kann naturgemäß nur einmal und nur von 
demjenigen geltend gemacht werden, der als An- 
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teilseigner im Sinne des § 55 Abs. 2 Nr. 3 Buch- 
stabe a E-EStG anzusehen ist. Das ist derjenige, dem 
die in § 55 Abs. 1 Nr. 1 E-EStG bezeichneten Anteile 
nach § 42 E-AO zuzurechnen sind. Sind die Einnah- 
men im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 1 E-EStG einem 
Nießbraucher oder Pfandgläubiger zuzurechnen, so 
gilt er als Anteilseigner. 

Der Staat muß sich dagegen schützen, daß der Vor- 
teil der Steueranrechnung zu Unrecht in Anspruch 
genommen wird. Das Anrechnungsverfahren kann 
daher in der Praxis nur funktionieren, wenn die An- 
rechnung beim Anteilseigner an den Nachweis ge- 
knüpft wird, daß die empfangenen Leistungen in der 
richtigen Höhe mit Körperschaftsteuer belastet sind. 
Entsprechendes gilt auch für die Vergütung von 
Körperschaftsteuer. Die Sicherung des Staates gegen 
eine ungerechtfertigte Inanspruchnahme der Steuer- 
anrechnung soll allerdings nicht soweit gehen, daß 
die anzurechnende Körperschaftsteuer vorher von 
der Körperschaft auch tatsächlich gezahlt worden 
sein muß. Die Bundesregierung hält es für vertretbar, 
im Interesse der Verwaltungsvereinfachung in Kauf 
zu nehmen, daß die Anrechnung bisweilen bereits 
erfolgt, obwohl die Körperschaftsteuer von der aus- 
schüttenden Gesellschaft ganz oder teilweise noch 
nicht gezahlt worden ist. Entscheidend muß vielmehr 
sein, daß der Anspruch des Staates auf die Steuer, 
die beim Anteilseigner angerechnet wird, durch ent- 
sprechende Ausgestaltung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes materiell gesichert ist. Dem tragen die 
§§30 ff. Rechnung. 

Zusätzlich muß der Anteilseigner, der die Anrech- 
nung oder die Vergütung von Körperschaftsteuer be- 
ansprucht, nachweisen, daß ihm mit Körperschaft- 
steuer belasteter Gewinn im Veranlagungszeitraum 
auch tatsächlich zugeflossen ist (vgl. § 124 Abs. 2 
Nr. 2 Buchstabe b und § 129 Abs. 2 und 8 E-EStG). 
Dieser Nachweis soll durch eine Bescheinigung im 
Sinne des § 47 des Entwurfs geführt werden. Die 
Vorschrift regelt den Inhalt der Bescheinigung und 
soll zugleich einen klagbaren Anspruch des Anteils- 
eigners auf ihre Ausstellung begründen. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß der Anteils- 
eigner die Ausstellung der Bescheinigung von der- 
jenigen Körperschaft oder Personenvereinigung ver- 
langen kann, an der der Anteil besteht. Außerdem 
bestimmt die Vorschrift, welche Angaben die Be- 
scheinigung im einzelnen enthalten muß. 

Absatz 2 regelt die Voraussetzungen, unter denen 
anstelle der Körperschaft, die den Gewinn ausge- 
schüttet hat, ein Kreditinstitut die Bescheinigung 
ausstellen kann. Das soll dann möglich sein, wenn 
die Auszahlung nur gegen Vorlage und Einzug eines 
Dividendenscheins erfolgt. Dieser Regelung liegt der 
Gedanke zugrunde, daß es für den Normalfall im 
Interesse des Anteilseigners liegt, von der Stelle die 
Bescheinigung zu erhalten, die ihm die Leistungen 
der ausschüttenden Körperschaft übermittelt. Gleich- 
zeitig werden die Körperschaften von zusätzlicher 
Verwaltungsarbeit entlastet. Es muß für diesen Fall 
jedoch sichergestellt werden, daß die Bescheinigun- 
gen nicht doppelt ausgestellt werden, einmal von 
der Körperschaft selbst und zum anderen von dem 
auszahlenden Kreditinstitut. Deshalb schreibt Ab- 


satz 2 weiter vor, daß die Körperschaft eine Beschei- 
nigung nur ausstellen darf, soweit der Anteilseigner 
nachweist, daß das Kreditinstitut die Angaben nicht 
bescheinigt hat. Dieser Nachweis läßt sich unschwer 
durch eine entsprechende Mitteilung des Kredit- 
instituts führen. Hat das Kreditinstitut die Steuer- 
bescheinigung ausgestellt, so wird die Körperschaft 
von ihrer Verpflichtung frei. Verlangt der Anteils- 
eigner eine Bescheinigung mit Angaben im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 5 Satz 2, genügt eine vom Kredit- 
institut ausgestellte Bescheinigung nicht. In diesem 
Falle muß die Körperschaft die erforderlichen An- 
gaben bescheinigen. 

Absatz 3 regelt die Fälle, in denen ein Dividenden- 
schein ohne die Aktie zur Einlösung vorgelegt wird. 
In diesen Fällen muß sichergestellt werden, daß 
jeweils nur der Anteilseigner die Steueranrechnung 
erhält. Besondere Bedeutung kann die Regelung 
beim Handel mit Dividendenscheinen erlangen. Wer- 
den Dividendenscheine ohne das Stammrecht ver- 
äußert, so stellen die Einnahmen beim Veräußerer 
Kapitalerträge im Sinne des § 55 Abs. 2 Nr. 3 Buch- 
stabe a E-EStG dar. Der Erwerber zieht bei der Ein- 
lösung des Dividendenscheins lediglich eine Forde- 
rung ein. Dementsprechend soll auch nur der Ver- 
äußerer, der im Zeitpunkt der Veräußerung Inhaber 
des Stammrechts war, berechtigt sein, die Körper- 
schaftsteuer in Höhe von 9 /ie des Veräußerungsprei- 
ses auf seine Einkommensteuer anzurechnen. Dem 
Erwerber steht dieses Recht nicht zu, weil er weder 
Anteilseigner ist noch Einnahmen im Sinne des § 55 
E-EStG bezieht. Um zu verhindern, daß die Steueran- 
rechnung zu Unrecht gewährt wird, schreibt § 47 
Abs. 3 vor, daß die Bescheinigung durch einen ent- 
sprechenden Hinweis zu kennzeichnen ist, wenn ein 
Dividendenschein ohne die Aktie zur Einlösung vor- 
gelegt wird. Wird dem Finanzamt eine solche ge- 
kennzeichnete Bescheinigung mit dem Antrag auf 
Anrechnung der Körperschaftsteuer eingereicht, so 
hat es im Veranlagungsverfahren zu prüfen, ob der 
Antragsteller Anteilseigner ist. In dem vereinfach- 
ten, auf Massenbewältigung ausgerichteten Vergü- 
tungsverfahren nach § 129 E-EStG ist eine solche 
Prüfung nicht möglich. Die Vergütung ist daher aus- 
geschlossen, wenn die Bescheinigung im Sinne des 
§ 47 Abs. 3 des Entwurfs gekennzeichnet worden ist 
(vgl. § 129 Abs. 7 Nr. 1 E-EStG). 

Absatz 4 bezeichnet die Fälle, in denen eine Be- 
scheinigung nach den Absätzen 1 oder 2 nicht erteilt 
werden darf. Nach Nummer 1 des Absatzes 4 ist die 
Erteilung ausgeschlossen, wenn ein nach Absatz 5 
als veräußert gekennzeichneter Dividendenschein 
zur Einlösung vorgelegt wird. Auch diese Bestim- 
mung dient dazu, Mißbräuche beim Handel mit Divi- 
dendenscheinen zu verhüten. Wer einen nach Ab- 
satz 5 gekennzeichneten Dividendenschein zur Ein- 
lösung vorgelegt, ist durch die Kennzeichnung als 
dessen Erwerber ausgewiesen, dem die Anrechnung 
nicht zusteht. Nummer 2 untersagt die Ausstellung 
der Bescheinigung für die Fälle, in denen eine Er- 
werbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft einen Sam- 
melantrag auf Vergütung von Körperschaftsteuer für 
ihre Mitglieder stellt. Dadurch wird verhindert, daß 
die Mitglieder der Genossenschaft in die Lage ver- 
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setzt werden, ein zweites Mal die Anrechnung oder 
Vergütung zu beantragen. 

Absatz 5 betrifft ebenfalls den Handel mit Dividen- 
denscheinen. Der zur Steueranrechnung berechtigte 
Veräußerer eines solchen Scheins bezieht keine 
Dividenden von der Körperschaft, an der er beteiligt 
ist. Die anzurechnende Körperschaftsteuer bemißt 
sich vielmehr nach dem erzielten Veräußerungspreis. 
Diesen kann die Körperschaft nicht bescheinigen. An 
die Stelle der sonst üblichen Bescheinigung soll da- 
her eine Bescheinigung treten, aus der sich unter 
anderem der Tag der Veräußerung und der Ver- 
äußerungspreis ergeben (Absatz 5 Nr. 2 und 3). Zur 
Ausstellung sind inländische Kreditinstitute und 
Notare verpflichtet. Damit für den Fall einer späte- 
ren Veräußerung auch des Stammrechts der Nach- 
weis geführt werden kann, daß der Veräußerer an- 
rechnungsberechtigt ist, müssen auf der Bescheini- 
gung die Wertpapier-Kennummer und die Nummer 
des Dividendenscheins angegeben werden (Absatz 5 
Nr. 2). 

Es ist denkbar, daß ein Dividendenschein mehrmals 
hintereinander an verschiedene Erwerber veräußert 
wird. Daher muß sichergestellt werden, daß nur der 
erste Veräußerer die Anrechnung oder Vergütung 
der Köperschaftsteuer erhält. Zu diesem Zweck wird 
in Nummer 5 die Bestätigung verlangt, daß der Divi- 
dendenschein in Gegenwart eines Vertreters des 
Kreditinstituts oder des Notars von dem Bogen, der 
die Dividendenscheine und den Erneuerungsschein 
zusammenfaßt, abgetrennt und als veräußert ge- 
kennzeichnet worden ist. 

Auch Absatz 6 dient dem Zweck, einer mehrfachen 
Anrechnung oder Vergütung vorzubeugen. Die An- 
rechnung soll nicht daran scheitern, daß eine Be- 
scheinigung abhandenkommt. In solchen und ähn- 
lichen Fällen können Zweitschriften oder weitere 
Ausfertigungen gefertigt werden. Sie müssen aber 
dem Finanzamt gegenüber als solche kenntlich ge- 
macht werden, um ihm die Kontrolle der Anrech- 
nungsberechtigung zu erleichtern. 


Zu § 48 — - Gesonderte Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen 

Die in der Vorschrift angeordnete gesonderte Fest- 
stellung der Teilbeträge des verwendbaren Eigenka- 
pitals dient der Rechtssicherheit. 

Ohne eine entsprechende Vorschrift könnte die Glie- 
derung des verwendbaren Eigenkapitals erst Ge- 
genstand eines Rechtsbehelfsverfahrens sein, wenn 
die steuerpflichtige Körperschaft durch eine Körper- 
schaftsteuererhöhung oder durch die Versagung 
einer Körperschaftsteuerminderung im Sinne des 
§ 30 beschwert wäre (vgl. § 333 AO-Entwurf). Die 
Minderung oder Erhöhung der Körperschaftsteuer 
kann jedoch nur streitig sein, wenn das ungemildert 
tarifbelastete Eigenkapital nicht für die Gewinnaus- 
schüttung ausreicht. Diese Situation tritt möglicher- 
weise erst nach vielen Jahren ein, so daß die Ent- 
wicklung des verwendbaren Eigenkapitals häufig 
über eine lange Zeit hinweg verfolgt werden müßte. 


Die Sachaufklärung im Rechtsbehelfsverfahren 
würde hierdurch erheblich erschwert. 

Durch den Hinweis in Nummer 1 der Vorschrift auf 
§ 33 des Entwurfs ergibt sich in Verbindung mit der 
Definition des verwendbaren Eigenkapitals in § 32 
Abs. 2 des Entwurfs, daß das verwendbare Eigen- 
kapital zum Schluß jedes Wirtschaftsjahrs geson- 
dert festzustellen ist. Der in der Steuerbilanz für 
dieses Wirtschaftsjahr auszuweisende Gewinn ist 
Bestandteil des verwendbaren Eigenkapitals (vgl. 
hierzu § 32 Abs. 1 des Entwurfs und die Begründung 
dazu). 

Für die nach § 48 des Entwurfs vorzunehmende ge- 
sonderte Feststellung gelten die Vorschriften der 
Abgabenordnung über die gesonderte Feststellung 
von Besteuerungsgrundlagen, ohne daß es hierzu 
eines besonderen Hinweises bedarf. 


FÜNFTER TEIL 

Entstehung, Veranlagung, Erhebung 
und Vergütung der Steuer 

Zu § 49 — Entstehung der Körperschaftsteuer 

Diese Vorschrift regelt die Entstehung der Körper- 
schafststeuer. Sie war bisher in § 3 des Steueranpas- 
sungsgesetzes geregelt. In Zukunft soll § 41 E-AO 
klarstellen, daß der Steueranspruch kraft Gesetzes 
mit der Verwirklichung des Steuertatbestandes ent- 
steht. Das gleiche gilt für die steuerlichen Nebenlei- 
stungen und für Ansprüche aus Steuervergütungen, 
Steuererstattungen und deren Rückforderung. Nach 
der dem Entwurf der Abgabenordnung zugrunde lie- 
genden Konzeption sollen neben der erwähnten all- 
gemeinen Vorschrift des § 41 AO jeweils besondere 
Vorschriften über die Entstehung der verschiedenen 
Steuern in die Einzelsteuergesetze aufgenommen 
werden. Statt vom „Steueranspruch" oder „Steuer- 
schuld" soll im Zusammenhang mit der Entstehung 
einheitlich nur von „Steuer" gesprochen werden. 

Materiell soll sich gegenüber der bisherigen Rege- 
lung in § 3 des Steueranpassungsgesetzes nichts än- 
dern. Die Bestimmungen des § 49 des Entwurfs ent- 
sprechen deshalb inhaltlich den bisherigen Regelun- 
gen. 

Zu § 50 — Veranlagung und Erhebung 
der Körperschaftsteuer 

§ 50 des Entwurfs entspricht dem § 20 Abs. 1 und 2 
KStG 1968. Absatz 1 enthält die allgemeine Verwei- 
sungsvorschrift auf die Verfahrensvorschriften des 
Einkommensteuergesetzes. Außer den Vorschriften 
über die Veranlagung und Entrichtung der Steuer 
sind auch die neu einzuführenden Vorschriften über 
die Anrechnung und Vergütung der Körperschaft- 
steuer bei Körperschaftsteuerpflichtigen anzuwen- 
den, soweit das Körperschaftsteuergesetz nichts Ab- 
weichendes bestimmt. Es gilt demnach § 124 Abs. 2 
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Nr. 2 Buchstabe b E-EStG auch im Körperschaft- 
steuerbereich. Das bedeutet, daß die auf den Aus- 
schüttungen lastende Körperschaftsteuer auch auf 
die Körperschaftsteuer des körperschaftsteuerpflich- 
tigen Anteilseigners anzurechnen ist, soweit nicht 
ihre Vergütung nach den §§ 129 oder 130 E-EStG be- 
antragt oder durchgeführt worden oder die Anrech- 
nung aus anderen Gründen ausgeschlossen ist. Da- 
durch wird erreicht, daß bereits im Körperschaft- 
steuerbereich die Ausschüttungen nur einmal bela- 
stet werden. Das Schachtelprivileg des § 9 KStG 1968 
wird somit gegenstandslos und ist deshalb im Ent- 
wurf nicht mehr enthalten. 

Eine Vergütung von Körperschaftsteuer an einen 
körperschaftsteuerpflichtigen Anteilseigner ist nach 
§ 129 E-EStG möglich, wenn eine Veranlagung nicht 
in Betracht kommt. Dies ist besonders in den Fällen 
der §§27 und 28 des Entwurfs denkbar. 

Absatz 2 des § 50 des Entwurfs regelt die Voraus- 
zahlungen bei abweichendem Wirtschaftsjahr. Diese 
Regelung entspricht dem geltenden Recht (§ 20 
Abs. 2 KStG 1968). 

Zu § 51 — Sondervorschriften für den Steuerabzug 

Die Vorschrift ist im wesentlichen aus dem gelten- 
den Recht übernommen worden. 

Absatz 1 entspricht dem § 20 Abs. 3 KStG 1968. Er 
regelt die Anwendung der einkommensteuerlichen 
Vorschriften über den Kapitalertragsteuerabzug bei 
Zinsen aus Anleihen und Forderungen, die in ein 
öffentliches Schuldbuch eingetragen oder über die 
Teilschuldverschreibungen ausgegeben sind, wenn 
der Gläubiger der Kapitalerträge eine beschränkt 
steuerpflichtige Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse ist. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen im Grundsatz dem 
§ 19 Abs. 7 KStG 1968. Die Vorschriften bestimmen, 
daß kapitalertragsteuerpflichtige Einkünfte entwe- 
der in jedem Fall oder unter bestimmten Vorausset- 
zungen aus der Körperschaftsteuerveranlagung aus- 
scheiden und daß die Körperschaftsteuer durch den 
Kapitalertragsteuerabzug abgegolten wird. 

In jedem Fall sollen wie bisher die Zinsen aus be- 
stimmten festverzinslichen Wertpapieren von der 
Veranlagung ausgenommen werden, was praktisch 
eine Steuerermäßigung für diese Kapitalerträge auf 
den Satz der Kapitalertragsteuer bedeutet (Absatz 2 
Nr. 1). 

Die Nummern 2 und 3 des Absatzes 2 übernehmen 
die Regelung aus Nummer 2 des § 19 Abs. 7 KStG 
1968. Die Aufteilung in zwei Nummern soll der Ge- 
setzessystematik mehr als bisher Rechnung tragen. 
Dabei geht es um den Begriff der beschränkten 
Steuerpflicht. Die beschränkte Steuerpflicht im Sinne 
des § 19 Abs. 7 KStG 1968 wurde weiter verstanden, 
als sie durch § 2 definiert ist. Sie umfaßt auch die 
Steuerpflicht von steuerbefreiten Körperschaften, 
bei denen die unbeschränkte Steuerpflicht in sach- 
licher Hinsicht auf die abzugspflichtigen Kapitaler- 
träge beschränkt ist und die deswegen ebenfalls als 
beschränkt Steuerpflichtige bezeichnet wurden. Um 
eine klare Abgrenzung des in § 2 umschriebenen 
Begriffs der beschränkten Steuerpflicht zu erreichen, 


soll künftig im Zusammenhang mit der Abgeltung 
der Körperschaftsteuer ebenfalls eindeutig unter- 
schieden werden zwischen den beschränkt Steuer- 
pflichtigen im Sinne des § 2 des Entwurfs und den 
unbeschränkt steuerpflichtigen Steuerbefreiten, die 
hinsichtlich der abzugspflichtigen Kapitalerträge 
nicht von der Steuer befreit sind. 

Unter Absatz 2 Nr. 2 fallen auch die Kapitalerträge 
im Sinne des § 155 Abs. 1 Nr. 8 E-EStG. Dabei handelt 
es sich um Einnahmen aus der Vergütung von Kör- 
perschaftsteuer nach § 53 des Entwurfs oder nach 
§ 131 E-EStG. Auch in diesen Fällen soll lediglich we- 
gen der Einnahmen aus Kapitalnutzung, die in den 
empfangenen Barleistungen und der vergüteten Kör- 
perschaftsteuer bestehen, eine Veranlagung nicht 
stattfinden. Die Körperschaftsteuer auf diese Einnah- 
men soll nach § 51 Abs. 3 des Entwurfs mit dem 
Steuerabzug abgegolten sein. 

Nach Absatz 2 Nr. 2 werden die abzugspflichtigen 
Kapitalerträge wie bisher nur dann in die Veranla- 
gung mit einbezogen, wenn die Kapitalerträge in 
einem gewerblichen oder land- oder forstwirtschaft- 
lichen Betrieb anfallen, für den im Inland eine Be- 
triebstätte unterhalten wird. 

Absatz 3 enthält die Abgeltungsvorschrift. Sie wird 
gegenüber der entsprechenden Vorschrift im gelten- 
den Recht präzisiert. Eine Abgeltung soll insoweit 
nicht in Betracht kommen, als der Bezieher der ab- 
zugspflichtigen Einkünfte für die nicht vorschrifts- 
mäßig abgeführte Kapitalertragsteuer nach § 157 
Abs. 5 E-EStG in Anspruch genommen werden kann. 
Der Differenzbetrag soll von dem Bezieher der Ein- 
künfte also nachgefordert werden. 

Durch den Steuerabzug kann nicht auch die Körper- 
schaftsteuer abgegolten werden, die im Falle von 
Ausschüttungen nach § 30 in Höhe des Erhöhungs- 
betrags zu erheben ist. Nimmt zum Beispiel eine 
steuerbefreite Körperschaft Ausschüttungen vor, so 
muß gewährleistet bleiben, daß die Ausschüttungen, 
für die der Empfänger die Anrechnung oder Ver- 
gütung der darauf lastenden Körperschaftsteuer er- 
hält, auch tatsächlich mit Körperschaftsteuer in Hohe 
der Ausschüttungsbelastung vorbelastet werden. 
Dem trägt der Absatz 3 Nr. 2 Rechnung. 

Zu § 52 — Ausschluß der Anrechnung 

Diese Vorschrift ist im Anrechnungsverfahren un- 
entbehrlich. In ihr findet der allgemeine Grundsatz 
seinen Niederschlag, daß eine Anrechnung von Kör- 
perschaftsteuer nur erfolgen darf, wenn die Einnah- 
men, auf die die sonst anrechenbare Körperschaft- 
steuer entfällt, in die Bemessungsgrundlage für die 
Steuer einbezogen werden. Nach dem Sinn und 
Zweck des Anrechnungsverfahrens soll nur die Dop- 
pelbelastung des von einer Körperschaft ausgeschüt- 
teten Gewinns beseitigt werden. Es soll aber der 
ausgeschüttete Gewinn nicht von jeglicher steuer- 
lichen Belastung ausgenommen werden. Diese Folge 
könnte aber eintreten, wenn beim Anteilseigner die 
auf dem ausgesdiütteten Gewinn lastende Körper- 
schaftsteuer angerechnet würde, obwohl die ent- 
sprechenden Einnahmen bei dem Anteilseigner ent- 
weder überhaupt nicht der Besteuerung unterworfen 
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oder nach § 51 Abs. 2 jedenfalls nicht in die Veran- 
lagung einbezogen werden. § 51 Abs. 2 Nr. 2 insbe- 
sondere schließt nicht aus, daß bei beschränkt Steuer- 
pflichtigen eine Veranlagung wegen -anderer inländi- 
scher Einkünfte, die nicht dem Steuerabzug unterlie- 
gen, durchzuführen ist. Vor allem für diese Fälle ge- 
winnt § 52 seine praktische Bedeutung, denn auf die 
Körperschaftsteuer, die für die anderen inländischen 
Einkünfte festgesetzt wird, darf die auf die bezoge- 
nen Kapitalerträge entfallende Körperschaftsteuer 
ebenso wie die Kapitalertragsteuer nicht angerech- 
net werden. 


Zu § 53 — Vergütung des Erhöhungsbetrags 

Die Vorschrift regelt die Vergütung von Körper- 
schaftsteuer, die nach § 30 bis zur Höhe der Aus- 
schüttungsbelastung erhoben wird, soweit für die 
Ausschüttung als verwendet gelten 

a) vor dem Systemwechsel entstandenes Eigenkapi- 
tal oder 

b) aus dem Ausland stammender Gewinn. 

Vergütungsberechtigt sind nichtanrechnungsberech- 
tigte ausländische und nichtanrechnungsberechtigte 
inländische Anteilseigner. Die inländischen Anteils- 
eigner, nämlich die steuerbefreiten Körperschaften 
und die juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
sollen allerdings nur eine Vergütung erhalten, so- 
weit vor dem Systemwechsel entstandenes Eigen- 
kapital als für die Ausschüttung verwendet gilt 
(Fall a). Durch die Vergütung des Erhöhungsbetrags 
im Falle a wird die doppelte Belastung mit alter und 
neuer Körperschaftsteuer für nichtanrechnungsbe- 
rechtigte Anteilseigner vermieden. Da die neue Kör- 
perschaftsteuer vergütet wird, ist es für den nicht- 
anrechnungsberechtigten Anteilseigner ohne Belang, 
ob vor dem Systemwechsel erzielter Gewinn vor 
oder nach diesem Zeitpunkt ausgeschüttet wird. 

Durch die Vergütung des Erhöhungsbetrags im 
Falle b wird sichergestellt, daß ausländische Ein- 
künfte, die eine deutsche Körperschaft bezieht und 
an ihre ausländischen Anteilseigner weiter ausschüt- 
tet, nicht zusätzlich nach § 30 des Entwurfs mit deut- 
scher Körperschaftsteuer belastet werden. § 53 be- 
zieht sich in diesem Zusammenhang auf die Fälle, 
in denen 

— Einkünfte aufgrund eines Abkommens zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung von der inlän- 
dischen Besteuerung freigestellt sind oder 

— ausländische Steuer auf die Körperschaftsteuer 
angerechnet wird und durch die Aufteilung nach 
§ 35 des Entwurfs ein nicht mit Körperschaftsteuer 
belasteter Teilbetrag entsteht. 

Abgesehen von dem ersten Jahr nach dem System- 
wechsel, in dem nur vor dem Systemwechsel erziel- 
ter Gewinn als für die Ausschüttung verwendet gel- 
ten kann (dies ergibt sich aus § 32 Abs. 2 Satz 2 
des Entwurfs) und deshalb die Körperschaftsteuer 
sich stets erhöht, kommt die Körperschaftsteuererhö- 
hung in den folgenden Jahren nur sehr selten in 
Betracht, denn nach § 31 Abs. 2 des Entwurfs gelten 


vorrangig die mit Körperschaftsteuer belasteten 
Eigenkapitalteile als verwendet. 

Die Absätze 1 bis 3 nennen die Voraussetzungen 
für die Vergütung. 

Absatz 4 regelt die Zuständigkeit für die Vergütung. 
Zuständig ist das Bundesamt für Finanzen. Für die 
Antragsfrist gelten die Vorschriften des AO-Ent- 
wurfs, insbesondere § 150 Abs. 2 Nr. 2. 

Durch einen Antrag nach Absatz 4 kann sich die 
ausschüttende Körperschaft die Ausstellung der nach 
§ 47 zu erteilenden Bescheinigung über die Höhe 
der zu vergütenden Körperschaftsteuer ersparen. 

Absatz 5 bestimmt, daß eine Vergütung nicht ge- 
währt werden kann, soweit die in den Absätzen 1 
und 2 bezeichneten Anteilseigner die Anrechnung 
der Körperschaftsteuer erhalten. 


SECHSTER TEIL 

Erraächtigungs- und Schlußvorschriften 

Zu § 54 — Ermächtigungen 

Auch im neuen Körperschaftsteuergesetz sind Er- 
mächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
notwendig. Ihre Zahl ist jedoch geringer als im gel- 
tenden Recht, weil die bedeutsamsten Bestimmun- 
gen der Körperschaftsteuer-Durchführungsverord- 
nung in das Gesetz eingearbeitet worden sind. Der 
größte Teil der restlichen, nicht in den Entwurf 
übernommenen Bestimmungen der KStDV 1968 soll 
ih die nach Inkrafttreten des Gesetzes zu erlassen- 
den Verwaltungsanordnungen (KStR) eingefügt wer- 
den. 

Die Ermächtigung des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe a 
soll es ermöglichen, die bisherigen Vorschriften der 
§§ 9 bis 11 KStDV 1968, soweit sie nicht in das Ge- 
setz übernommen worden sind, in einer neuen 
Rechtsverordnung zusammenzufassen. Die Aufnahme 
dieser Vorschriften in das Körperschaftsteuergesetz 
erscheint insbesondere deshalb nicht zweckmäßig, 
weil dadurch ihre Änderung, insbesondere hinsicht- 
lich der in den Vorschriften enthaltenen Betrags- 
grenzen, erschwert würde. 

Aus den gleichen Gründen ist die Ermächtigung des 
Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b erforderlich. Hiernach 
sollen im wesentlichen die Betragsgrenzen für die 
Steuerbefreiung kleinerer Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit — wie schon bisher in § 12 KStDV 
1968 — durch eine Rechtsverordnung festgelegt wer- 
den. 

Die Ermächtigungsvorschrift des Absatzes 1 Nr. 2 
Buchstabe a bezieht sich auf die Rückstellung für 
Beitragsrückerstattung nach § 24. Nach Absatz 2 
Satz 3 dieser Vorschrift brauchen die Versicherungs- 
unternehmen eine Rückstellung für Beitragsrücker- 
stattungen insoweit nicht aufzulösen, als Kleinbe- 
träge an die Versicherten auszuzahlen wären und 
die Auszahlung dieser Beträge mit einem unverhält- 
nismäßig hohen Verwaltungsaufwand verbunden 
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wäre. Im Gesetz ist offengelassen, welcher Betrag 
als Kleinbetrag anzusehen ist. Dies soll in einer 
Rechtsverordnung geregelt werden. 

Die Ermächtigungen des Absatzes 2 Nr. 2 Buchsta- 
ben b und c sind aus dem geltenden Recht übernom- 
men worden. Es entsprechen 

die Ermächigung unter Buchstabe b; 

§ 23 a Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe i KStG 1968, 

die Ermächtigung unter Buchstabe c: 

§ 23 a Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe k KStG 1968. 

Die Ermächtigungsvorschrift des Absatzes 1 Nr. 2 
Buchstabe d betrifft Versicherungsvereine auf Ge- 
genseitigkeit von geringerer wirtschaftlicher Bedeu- 
tung. Wenn ein solches Versicherungsunternehmen 
eine Schwankungsrückstellung nach § 21 nicht ge- 
bildet hat, so kann es zum Ausgleich des schwan- 
kenden Jahresbedarfs der gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Verlustrücklage auch zu Lasten des steuerlichen 
Gewinns Beträge zuführen (vgl. auch die Begrün- 
dung zu § 21). Die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß die Einzelheiten der Regelung, insbeson- 
dere die Höhe der Beträge, die dieser Verlustrück- 
lage mit steuerlicher Wirkung zugeführt werden 
können, nicht im Gesetz, sondern durch eine Rechts- 
verordnung festgelegt werden sollen. Bei sich än- 
dernden Verhältnissen ist eine Änderung der 
Rechtsverordnung zur Anpassung der Beträge an die 
neuen Gegebenheiten eher möglich als eine ent- 
sprechende Änderung des Gesetzes. 

Absatz 2 Nr. 1 enthält eine Ermächtigung für den 
Bundesminister der Finanzen, nach der er im Einver- 
nehmen mit den obersten Finanzbehörden der Län- 
der die zur Durchführung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes erforderlichen Vordrucke bestimmen kann. 

Die Ermächtigung in Absatz 2 Nr. 2 entspricht der- 
jenigen des § 23 a Abs. 2 KStG 1968. 

Zu § 55 — Schlußvorschriften 

Die Vorschrift regelt die Anwendung des neuen 
Körperschaftsteuergesetzes in zeitlicher Hinsicht. 

Entsprechend dem vorgesehenen Zeitpunkt für das 
Inkrafttreten der Steuerreform bestimmt Absatz 1, 
daß das Gesetz erstmals für den am 1. Januar 1976 
beginnenden Veranlagungszeitraum anzuwenden ist. 

Absatz 2 regelt die Anwendung der Gewinnermitt- 
lungsvorschriften in Übereinstimmung mit § 192 
Abs. 2 E-EStG. Danach sind die Vorschriften über die 
Gewinnermittlung erstmals für die Wirtschaftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1975 be- 
ginnen. Die Regelung ist besonders deswegen not- 
wendig, weil der Gewinn bei einem vom Kalender- 
jahr abweichenden Wirtschaftsjahr als in dem Ka- 
lenderjahr erzielt gilt, in dem das Wirtschaftsjahr 
endet (vgl. § 8 Abs. 1 des Entwurfs und § 9 Abs. 1 
E-EStG). 

Absatz 3 stellt sicher, daß Ausschüttungen, die nach 
dem Systemwechsel erfolgen, mit 36 Prozentpunkten 
anrechenbarer Körperschaftsteuer einheitlich bela- 
stet sind. Die einheitliche Belastung der Gewinnan- 


teile, die den Anteilseignern nach dem 31. Dezem- 
ber 1975 zufließen, dient der Vereinfachung; es ent- 
fällt für die Frage der Anrechnung der Körperschaft- 
Steuer die Prüfung, für welches Wirtschaftsjahr die 
Ausschüttung vorgenommen worden ist. 

Die nach § 30 des Entwurfs zu erhebende Körper- 
schaftsteuer belastet weder die ausschüttende Kör- 
perschaft noch den Anteilseigner, denn die aus- 
schüttende Körperschaft wird in Höhe der Steuer die 
Bardividende kürzen; der Anteilseigner erhält in 
dieser Höhe einen Anspruch auf Anrechnung der 
Körperschaftsteuer. Ist die Anrechnung der Körper- 
schaftsteuer nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b 
E-EStG nicht zulässig, weil der Anteilseigner steuer- 
befreit oder beschränkt steuerpflichtig ist, so unter- 
bleibt entweder die Erhöhung der Körperschaft- 
steuer (§ 43 des Entwurfs) oder der Erhöhungsbe- 
trag wird nach § 53 vergütet. 

Der erste Halbsatz des Absatzes 3 ergänzt § 30 
Abs. 3. Ausschüttungen für Wirtschaftsjahre, die 
vor dem Systemwechsel enden, können nach § 30 der 
Körperschaftsteuer nach dem Systemwechsel nicht 
unterliegen, wenn sie aufgrund eines den gesell- 
schaftsrechtlichen Vorschriften entsprechenden Ge- 
winnverteilungsbeschlusses erfolgen; denn in diesen 
Fällen wäre nach § 30 Abs. 2 die Körperschaftsteuer 
für Veranlagungszeiträume zu erhöhen, für die der 
Entwurf nicht anzuwenden ist. 

Der zweite Halbsatz stellt sicher, daß die ausschüt- 
tende Kapitalgesellschaft die Tarifvergünstigung für 
berücksichtigungsfähige Ausschüttungen nach dem 
KStG 1968 ungeschmälert in Anspruch nehmen kann. 
Zu diesem Zweck wird außer der im Anrechnungs- 
verfahren sich verringernden Bardividende auch die 
darauf entfallende neue Körperschaftsteuer in Höhe 
der Ausschüttungsbelastung als Teil der berücksich- 
tigungsfähigen Ausschüttungen fingiert. 

Für die sonstigen unbeschränkt steuerpflichtigen 
Körperschaften, die neben den unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Kapitalgesellschaften in das Anrech- 
nungsverfahren nach § 46 einbezogen sind, kann nur 
der erste Halbsatz der Vorschrift gelten; denn die- 
sen Körperschaften steht nach geltendem Recht ein 
ermäßigter Steuersatz für Ausschüttungen nicht zu. 

Absatz 4 schreibt die erste Feststellung von Besteue- 
rungsgundlagen i. S. des § 48 zum Schluß des Wirt- 
schaftsjahrs vor, das vor dem 1. Januar 1967 endet. 
Die Feststellung zu diesem Zeitpunkt ist notwendig, 
um das vor dem Systemwechsel entstandene ver- 
wendbare Eigenkapital zu bestimmen. An die fin- 
gierte Verwendung (vgl. § 31) dieses Eigenkapital- 
teils sind eine Reihe von Rechtsfolgen geknüpft, wie 
die Erhöhung der Körperschaftsteuer nach § 30 (vgl. 
§ 30 Abs. 2 in Verbindung mit § 33 Abs. 2 Nr. 3 des 
Entwurfs) und die Vergütung der Körperschaftsteuer 
an nicht anrechnungsberechtigte Anteilseigner nach 
§ 53 des Entwurfs. 

Zu § 56 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Artikel 3 

Sparprämiengesetz 

(SparPG 1975) 


A. ALLGEMEINE BEGRÜNDUNG 
I. Allgemeines 

Die Begründung für staatliche Sparförderungsmaß- 
nahmen hat in der Vergangenheit mehrfach gewech- 
selt. Kapitalmarktpolitische Ziele (so beim steuer- 
begünstigten Kontensparen in den Jahren 1948 bis 
1958 und beim Spar-Prämiengesetz 1959), wohnungs- 
baupolitische Ziele (so beim Gesetz zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes und des Körperschaft- 
steuergesetzes vom 19. Dezember 1956 — - Bundes- 
gesetzbl. I S. 918) und gesellschaftspolitische Ziele 
(so beim Wohnungsbau-Prämiengesetz 1952, beim 
Spar-Prämiengesetz 1963 und bei den Steuerände- 
rungsgesetzen 1966 und 1969) haben die Ausgestal- 
tung der Sparförderung jeweils schwerpunktmäßig 
bestimmt. Auch in Zukunft muß die staatliche Spar- 
förderung den sich wandelnden ökonomischen und 
politischen Erfordernissen angepaßt werden können. 
Deshalb ist es nur bedingt möglich, eine Gesamt- 
konzeption für die Sparförderung mit dem Anspruch 
zu entwickeln, daß sie unabänderlich sein müsse. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
staatliche Sparförderung heute in erster Linie aus 
gesellschafts- und eigentumspolitischen Gründen ge- 
rechtfertigt und geboten ist. Daneben müssen woh- 
nungsbaupolitische und kapitalmarktpolitische Über- 
legungen berücksichtigt werden. Unabhängig davon 
muß die staatliche Sparförderung den haushaltswirt- 
schaftlichen und verwaltungsmäßigen Notwendig- 
keiten Rechnung tragen. 

II. Bisherige Sparförderung 

Nach geltendem Recht wird das Sparen durch 
Steuervergünstigungen, Prämien und Zulagen auf 
unterschiedlicher gesetzlicher Grundlage gefördert: 

a) Nach dem Einkommensteuergesetz können Le- 
bensversicherungs- und Bausparbeiträge im Rah- 
men bestimmter Höchstbeträge als Sonderaus- 
gaben von der einkommensteuerlichen Bemes- 
sungsgrundlage abgezogen werden (§ 10 Abs. 1 
Nr. 2 b und 3 EStG 1971). Dieser Abzug führt zu 
einer Entlastung, die sich nach dem individuellen 
Spitzensteuersatz richtet. Sie beträgt je nach Ein- 
kommenshöhe zwischen 19 v. H. und 53 v. H. 

b) Nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz werden 
Aufwendungen zum Wohnungsbau, insbeson- 
dere Beiträge an Bausparkassen durch Prämien 
gefördert. Das Wohnungsbau-Prämiengesetz er- 
gänzt seit 1952 die bis dahin allein bestehende 
Förderung des Wohnungsbaus durch den Son- 
derausgabenabzug bei der Einkommensteuer. 


Auch die Bezieher kleinerer Einkommen, die im 
Rahmen des einkommensteuerlichen Sonderaus- 
gabenabzugs nur einen geringfügigen oder kei- 
nen Vorteil hätten, erhalten auf diese Weise 
eine angemessene Begünstigung. Die Wohnungs- 
bauprämie ist bei nach dem Familienstand ge- 
staffelten Prämiensätzen zwischen 25 v. H. und 
35 v. H. auf jährlich 400 DM begrenzt. Um die 
Sparbereitschaft der Bezieher kleinerer Einkom- 
men zu erhöhen, ist eine Zusatzprämie von 30 
v. H. dieser Sätze bei Sparern vorgesehen, deren 
zu versteuerndes Einkommen nicht mehr als 
6 000 DM bei Nichtverheirateten oder 12 000 DM 
bei Verheirateten beträgt. 

c) Nach dem Spar-Prämiengesetz wird das allge- 
meine Sparen außerhalb des Wohnungsbaus 
durch Prämien gefördert. Dieses 1959 eingeführte 
Gesetz hat die seit 1948 bestehende steuerliche 
Begünstigung von Kapitalansammlungsverträgen 
durch den Sonderausgabenabzug bei der Einkom- 
mensteuer abgelöst, um insoweit eine gleichmä- 
ßigere Förderung des allgemeinen Sparens zu 
erreichen. Die nach dem Familienstand gestaffel- 
ten Prämiensätze liegen zwischen 20 v. H. und 
30 v. H. Die Prämienhöchstbeträge, die ebenfalls 
nach dem Familienstand gestaffelt sind, betragen 
zwischen 120 und 480 DM. Auch hier erhalten 
Sparer unter denselben Voraussetzungen wie 
beim Wohnungsbau-Prämiengesetz eine Zusatz- 
prämie, jedoch in Höhe von 40 v. H. der genann- 
ten Sätze. 

d) Das Dritte Gesetz zur Förderung der Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer fördert die Spar- 
fähigkeit der Arbeitnehmer durch eine Sparzu- 
lage von 30 v. H. oder — wenn der Arbeitneh- 
mer drei oder mehr Kinder hat — von 40 v. H. 
auf vermögenswirksame Leistungen, die bis zu 
einem Höchstbetrag von 624 DM im Kalender- 
jahr begünstigt sind. In den Anlagevorschriften 
knüpft das Gesetz im wesentlichen an bereits 
bestehende Sparförderungsvorschriften (z. B. 
Spar-Prämiengesetz und Wohnungsbau-Prämien- 
gesetz) an. Durch die Einkommensgrenze von 
24 000 DM für Nichtverheiratete und von 48 000 
DM für Verheiratete wird die Förderung auf die 
unteren und mittleren Einkommensschichten aus- 
gerichtet. 

Die gleichzeitige Inanspruchnahme der Einkommen- 
steuerbegünstigung für Bausparbeiträge, der Woh- 
nungsbauprämie und der Sparprämie wird durch ein 
Kumulierungsverbot ausgeschlossen. Der Sparer hat 
ein Wahlrecht, welche der Begünstigungen er in An- 
spruch nehmen will. Unabhängig hiervon wird die 
Arbeitnehmer-Sparzulage zusätzlich zu der entspre- 
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chenden Einkommensteuervergünstigung oder der 
Prämie nach dem Spar-Prämiengesetz oder dem 
Wohnungsbau-Prämiengesetz, gewährt. 

über die Auswirkungen der Sparförderung nach gel- 
tendem Recht, insbesondere darüber, welchen Ein- 
kommensschichten die einzelnen staatlichen Leistun- 
gen für die gesamte Sparförderung zugute kommen, 
hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 
am 23. Februar 1972 berichtet (vgl. Drucksache 
VI/3186). 

III. Kritik der bisherigen Sparförderung 

Die bisherige staatliche Sparförderung ist in den 
letzten Jahren zunehmend kritisiert worden. Sie sei 
für den Sparer nicht mehr überschaubar und komme, 
soweit Prämien gewährt werden, ungerechtfertigt 
auch solchen Personen zugute, die wegen der Höhe 
ihres Einkommens staatlicher Sparanreize nicht be- 
dürfen. Es sind zahlreiche Vorschläge zur Reform 
der staatlichen Sparförderung gemacht worden (vgl. 
die beispielhafte Darstellung im Gutachten der 
Steuerreformkommission vom 30. März 1971 — 
Schriftenreihe des Bundesministeriums der Finan- 
zen, Heft 17, Abschnitt III Tz. 17 ff.), die in der 
Mehrzahl darauf abzielen, die staatlichen Sparför- 
derungsmaßnahmen zu vereinheitlichen, zu verein- 
fachen und gezielter auf die Bezieher kleiner und 
mittlerer Einkommen auszurichten. Diese Zielset- 
zung entspricht auch dem in der Entschließung vom 
4. Juni 1970 (Drucksache VI/860) enthaltenen Auf- 
trag des Deutschen Bundestages an die Bundesre- 
gierung, wonach die Sparförderung vereinfacht, ver- 
einheitlicht und gezielt auf die unteren und mittle- 
ren Einkommensschichten ausgerichtet werden soll. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Reform der Sparförderung aus folgenden Gründen 
dringend erforderlich ist: 

— Die Zersplitterung der Sparförderungsmaßnah- 
men, die nicht genügend aufeinander abgestimm- 
ten Spar- und Anlageformen und die unterschied- 
liche Ausgestaltung der Vergünstigungen machen 
das Recht der Sparförderung für viele Sparer un- 
überschaubar und für die Finanzverwaltung, die 
Kreditinstitute und die Arbeitgeber außerordent- 
lich arbeitsaufwendig; 

— die Prämiierung des Sparens kommt ungerecht- 
fertigt auch den Beziehern hoher Einkommen zu- 
gute, d. h. Personen, die einer staatlichen Spar- 
förderung nicht bedürfen; 

— die wirtschaftliche Entwicklung und die damit 
verbundene allgemeine Einkommensverbesse- 
rung haben dazu geführt, daß die Sparfähigkeit 
weiter Bevölkerungskreise seit einer Reihe von 
Jahren in außerordentlichem Maße gestiegen ist. 
Die sich daraus ergebende verstärkte Inanspruch- 
nahme der bestehenden staatlichen Sparförde- 
rung hat mittlerweile ein Ausmaß erreicht, das 
es geboten erscheinen läßt, diese Entwicklung für 
die Zukunft nicht in gleichem Umfang weiterlau- 
fen zu lassen. Wie sich aus der nachstehenden 
Übersicht 1 über die bisherige staatliche 
Förderung des Sparens und der Vermögensbil- 


dung — in den Bereichen des allgemeinen Sparens, 
des Bausparens und des Vermögensbildungsge- 
setzes — ergibt, haben sich die für die Sparförde- 
rung aufgewendeten Mittel von 1969 bis 1972 
mehr als verdoppelt. Die Haushalte von Bund 
und Ländern wurden 1972 durch Prämienzahlun- 
gen oder Steuermindereinnahmen mit rd. 7 Mrd. 
DM belastet. 

Die Vorbelastung künftiger Haushalte durch eine 
Fortsetzung dieser dynamischen Entwicklung ist an- 
gesichts der sonstigen Anforderungen an die öffent- 
lichen Haushalte nicht tragbar. Eine maßvolle Ein- 
schränkung der für die Sparförderung eingesetzten 
Mittel, insbesondere die gezieltere Ausrichtung der 
staatlichen Sparanreize auf Personen, für die das 
Sparen einen fühlbaren Konsumverzicht bedeutet — 
d. h. auf Bezieher kleiner und mittlerer Einkom- 
men — ist deshalb erforderlich. Dabei ist es auch 
geboten, das Förderungsvolumen an der Sparfähig- 
keit dieser Bevölkerungsgruppen zu orientieren, 
während sich der Umfang der Förderung nach den 
haushaltsmäßigen Möglichkeiten des Staates richten 
muß. Ferner ist es gerechtfertigt, die Förderungs- 
maßnahmen zu beschränken auf Sparvorgänge, die 
konjunktur- und kapitalmarktpolitisch stabilisierend 
wirken, d. h. insbesondere auf längerfristig festge- 
legte Sparbeiträge. Die geförderten Anlageformen 
dagegen sollten breit gefächert sein, um dem Bürger 
weitgehende Entscheidungsfreiheit darüber zu ge- 
ben, in welcher Form er Vermögen bilden will. 

IV. Reformmaßnahmen 

1. Zusammenfassung der Prämiengesetze 

Die Bundesregierung hat u. a. erwogen, die ver- 
schiedenen Formen der Sparförderung — Steuerver- 
günstigungen, Prämien und Zulagen — durch eine 
einheitliche Förderungsmethode zu ersetzen und in 
einem Gesetz zusammenzufassen. Dabei hat sie zu- 
nächst geprüft, ob alle Sparbeiträge einheitlich ent- 
weder nur im Rahmen der Einkommensteuer oder 
nur durch Prämien gefördert werden sollten. Sie 
schlägt jedoch vor, die verschiedenen Förderungs- 
methoden nebeneinander bestehenzulassen. Hier 
bei hat sie sich von folgenden Erwägungen leiten 
lassen: 

Es erscheint gerechtfertigt, Vorsorgeaufwendun- 
gen bei der Bemessung der Einkommensteuer zu 
berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für So- 
zialversicherungspflichtbeiträge, denen sich der 
Steuerpflichtige nicht entziehen kann. Werden 
aber Sozialversicherungspflichtbeiträge bei der 
Bemessung der Einkommensteuer berücksichtigt, 
so ist es gerechtfertigt, vergleichbare Aufwen- 
dungen (z. B. Lebensversicherungsbeiträge) von 
Personen, die nicht sozialversicherungspflichtig 
sind, ebenso zu berücksichtigen. Nicht gerechtfer- 
tigt erscheint es allerdings, den Umfang der steu- 
erlichen Entlastung für Vorsorgeaufwendungen 
progressiv mit der Höhe des zu versteuernden 
Einkommens wachsen zu lassen und so den Be- 
zieher eines hohen Einkommens stärker zu begün- 
stigen als den Bezieher eines kleinen Einkom- 
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mens. Die Entlastungswirkungen sollten deshalb 
für alle, die Vorsorgeaufwendungen leisten, 
gleichhoch sein. Denkbar wäre zwar auch, alle 
Sparaufwendungen einschließlich aller Vorsorge- 
aufwendungen allein durch Prämien außerhalb 
des Einkommensteuergesetzes zu fördern. Dies 
hätte den Vorteil, daß nicht nur die Aufwendun- 
gen, sondern auch der staatliche Forderungsbetrag 
auf längere Zeit festgelegt werden könnten. Ein 
reines Prämiensystem würde also der gesell- 
schaftspolitischen und wirtschaftspolitischen Ziel- 
setzung der Sparförderung gerecht werden kön- 
nen. Der Nachteil einer Vereinheitlichung der 
Sparförderung auf der Grundlage eines reinen 
Prämiensystems ist — abgesehen von steuerpoli- 
tischen Bedenken — jedoch, daß sich die Sozial- 
versicherungsbeiträge für etwa 20 Millionen Ar- 
beitnehmer nicht befriedigend in ein auf die indi- 
viduelle Sparförderung ausgerichtetes Prämien- 
system eingliedern ließen. 

Dementsprechend sollen Aufwendungen für die 
Lebens- und Zukunftsvorsorge (Sozialversiche- 
rungsbeiträge, Beiträge zu Lebensversicherungen 
und Bausparbeiträge) nach dem Entwurf eines Ein- 
kommensteuergesetzes 1975 (E-EStG 1975) in Zu- 
kunft zwar nicht mehr als Sonderausgaben von 
der einkommensteuerlichen Bemessungsgrundlage, 
jedoch mit einem Betrag von 22 v. H. der Aufwen- 
dungen — bis zu bestimmten Aufwendungs- 
höchstbeträgen — von der Einkommensteuer ab- 
gezogen werden. 

Allerdings sprechen gewichtige Gründe dagegen, 
alle bisher außerhalb des Einkommensteuergeset- 
zes geförderten Sparvorgänge in das bei der Ein- 
kommensteuer vorgesehene Förderungssystem für 
Vorsorgeaufwendungen einzubeziehen. Z. B. das 
Sparen von Personen, die nicht einkommensteuer- 
belastet sind, läßt sich nicht ohne erhebliche Kom- 
plizierung des Steuerrechts integrieren. Ferner 
würde die Festlegung der Sparprämien entfallen; 
denn eine Steuerersparnis steht wieder für den 
Konsum zur Verfügung und braucht nicht gespart 
zu werden. Damit würde dem mit der staatlichen 
Förderung des Sparens verfolgten Zweck, Spar- 
beiträge und Sparprämien längerfristig festzule- 
gen, entgegengewirkt werden. Eine Festlegung 
der Steuerersparnis verstieße gegen das Prinzip 
der Jahresbesteuerung. Schließlich würden bei 
ausschließlicher Förderung aller Sparvorgänge im 
Rahmen des Einkommensteuergesetzes für eine 
Übergangszeit zu starke Belastungen der öffent- 
lichen Haushalte auftreten. Die Sparprämie für 
die nach dem geltenden Spar-Prämiengesetz ge- 
förderten Sparvorhaben wird nämlich erst nach 
Ablauf der Festlegungsfrist ausgezahlt, während 
der Steuervorteil bei einer Förderung im Rahmen 
des Einkommensteuergesetzes jährlich vorhanden 
wäre. Eine zeitliche Gleichschaltung der Spar- 
prämien-Auszahlung mit dem Steuervorteil bei 
der Einkommensteuer würde also bedeuten, daß 
die öffentliche Hand zeitlich vorgezogen auf Be- 
träge verzichten müßte, die in einzelnen Jahren 
die Milliarden-Grenze überschreiten würden. 

Dementsprechend schlägt die Bundesregierung 
vor, neben der einkommensteuerlichen Berücksich- 


tigung von Vorsorgeaufwendungen bestimmte 
Sparvorgänge durch Prämien zu fördern, wie es 
derzeit durch das Spar-Prämiengesetz und das 
Wohnungsbau-Prämiengesetz geschieht. 

Die Bundesregierung hat auch das Für und Wider 
einer Zusammenfassung der beiden bisherigen Prä- 
miengesetze unter gleichzeitiger Einbeziehung des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes in ein einheit- 
liches Sparprämiengesetz erwogen. Sie ist jedoch 
der Auffassung, daß sich das Dritte Vermögensbil- 
dungsgesetz als spezifische Sparförderungsmaß- 
nahme für Arbeitnehmer bewährt hat und deshalb 
als solche eigenständig bestehenbleiben sollte. 
Eine Einbeziehung dieses Gesetzes in ein verein- 
heitlichtes Sparprämiengestz wäre zwar technisch 
und verwaltungsmäßig möglich. Aber auch in einem 
einheitlichen Gesetz müßten Besonderheiten des 
Dritten Vermögenbsbildungsgesetzes, z. B. seine ar- 
beitsrechtlichen Bestimmungen, erhalten bleiben. 
Deshalb ist die Einbeziehung des Dritten Vermö* 
gensbildungsgesetzes in ein einheitliches Sparprä- 
miengesetz auch aus Vereinfachungsgründen nicht 
zwingend geboten. 

Zusammenfassend ist die Bundesregierung der Auf- 
fassung, daß es lediglich geboten ist, das bisherige 
Spar-Prämiengesetz und das bisherige Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz zu einem einheitlichen Sparprä- 
miengesetz zusammenzufassen und dabei die bishe- 
rigen Vorschriften beider Prämiengesetze so weit- 
gehend wie möglich zu vereinheitlichen. 

2. Einkommensgrenze 

übersteigt das Einkommen eine gewisse Höhe, so 
wird ein Teil des Einkommens ohnehin zum Sparen 
und zur Vermögensbildung verwendet. Eines beson- 
deren Anreizes bedarf es dann nicht mehr. Schon 
deshalb ist es gerechtfertigt, die staatliche Sparför- 
derung durch Prämiengewährung nur solchen Spa- 
rern zugute kommen zu lassen, für die das Sparen 
einen belastenden Konsumverzicht bedeutet. Dem- 
entsprechend soll die Förderung nach dem einheit- 
lichen Sparprämiengesetz von einer Einkommens- 
grenze abhängig gemacht werden mit der Wirkung, 
daß das Sparen von Personen mit Einkommen ober- 
halb dieser Grenze nicht mehr durch Prämien geför- 
dert wird. 

Die Bundesregierung hält die folgenden Einkom- 
mensgrenzen für angemessen: 

Alleinstehende und Eheleute, die ge- 
trennt zur Einkommensteuer veranlagt 
werden 24 000 DM, 

Eheleute, die zusammen zur Einkom- 
mensteuer veranlagt werden, insgesamt 48 000 DM. 

Diese Grenzen entsprechen in ihrer nominellen 
Höhe den Grenzen, die für die Arbeitnehmer-Sparzu- 
lage nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz gel- 
ten. Neben dem Bestreben, durch eine für alle Spar- 
förderungsgesetze gleichhohe Grenze eine Verein- 
fachung zu erreichen, ist für die Wahl dieser Grenze 
auch die Überlegung bestimmend gewesen, daß an- 
gesichts der zu erwartenden weiteren Einkommens- 
entwicklung der Rahmen der staatlichen Sparförde- 
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rung nicht zu eng gezogen werden sollte. Für Kinder 
ist, um eine familiengerechte Staffelung der Ein- 
kommensgrenze zu erreichen, eine Erhöhung um 
1 800 DM für jedes Kind vorgesehen. 

3. Vereinheitlichung im einzelnen 

a) Begünstigte Sparleistungen 

Die Bundesregierung schlägt ein für alle nach dem 
einheitlichen Sparprämiengesetz geförderten Sparer 
gleichhohes begünstigtes Sparvolumen von 800 DM 
jährlich vor. Ehegatten sollen ein prämienbegün- 
stigtes Sparvolumen von 1600 DM jährlich erhalten. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dieses 
Sparvolumen, bei dem auch die zusätzliche Förde- 
rung nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz be- 
rücksichtigt werden muß, der Sparfähigkeit des 
begünstigten Personenkreises entspricht. Die Höhe 
des begünstigten Sparvolumens ist auch so bemes- 
sen, daß Einschränkungen gegenüber dem geltenden 
Recht weitgehend vermieden werden. Zwar ist nicht 
zu verkennen, daß im Hinblick auf die Ziele der 
Reform der Sparförderung und im Hinblick darauf, 
daß die systematisch und strukturell sehr unter- 
schiedlich angelegten bisherigen beiden Prämien- 
gesetze vereinheitlicht werden sollen, gewisse Ein- 
schränkungen eintreten. Die Bundesregierung ist je- 
doch der Auffassung, daß insoweit bisher überpro- 
portional gefördert worden ist und Einschränkungen 
geboten erscheinen. Dies gilt auch für Nichtver- 
heiratete mit Kindern und über 50 Jahre alte Per- 
sonen, die aus rechtlichen Gründen nicht mehr mit 
Eheleuten gleichgestellt werden können. Die Bun- 
desregierung sieht sich in dieser Rechtsauffassung 
durch die vom Bundesverfassungsgericht in seinem 
Urteil vom 12. Februar 1964 1 BvL 12/62 (BVerfGE 

17, 210; BStBl 1964 I S. 46) ausgesprochene An- 
regung bestätigt, der Gesetzgeber möge im Falle 
einer Harmonisierung der Prämiengesetze das Ver- 
doppelungsprinzip für Ehegatten übernehmen. Das 
Verdoppelungsprinzip für Ehegatten ist jedoch un- 
vereinbar mit einer Regelung, die auch Nichtver- 
heirateten in bestimmten Fällen ein doppeltes Spar- 
volumen zubilligt; denn bei einer solchen Regelung 
würden diese Personen durch eine Eheschließung 
ein geringeres Sparvolumen haben als beide Ehe- 
partner zusammen vorher hatten. Nichtverheiratete 
Personen mit Kindern erhalten jedoch ebenso wie 
Ehegatten mit Kindern einen erhöhten Prämiensatz 
für ihre Sparleistungen. 

b) Prämiensatz 

Der Prämiensatz soll einheitlich 20 v. H. betragen. 
Dieser Prämiensatz entspricht dem geltenden Spar- 
Prämiengesetz. Je Kind ist eine Anhebung des Prä- 
miensatzes um 2-V.-H. -Punkte vorgesehen. Dies be- 
deutet eine Verbesserung gegenüber dem geltenden 
Recht, das eine Staffelung des Prämiensatzes jeweils 
nur für mehrere Kinder, zusammengefaßt nach Ord- 
nungszahlen, kennt. Für das Bausparen wird ein Zu- 
schlag von 3-V.-H. -Punkten gewährt. Die besondere 
Förderungswürdigkeit des Wohnungsbaus im allge- 
meinen, die höheren Beträge, die für eine Eigen- 
wohnung aufgewendet werden müssen und der Um- 


stand, daß die Tilgung des Bauspardarlehens als 
„Nachsparvorgang" nicht begünstigt ist, rechtfer- 
tigen diese Regelung. 

Die Zusatzprämie von 30 v. H. beim Wohnungsbau- 
Prämiengesetz und von 40 v. H. beim Spar-Prämien- 
gesetz, die bis zu einem zu versteuernden Einkom- 
mensbetrag für Nichtverheiratete von 6000 DM und 
für Verheiratete von 12 000 DM jährlich gewährt 
wird, soll entfallen. Der Sparer erhält nach gelten- 
dem Recht diese Zusatzprämie ohne erneute Prüfung 
der Einkommenshöhe für einen Zeitraum von sechs 
Jahren, wenn er zu Beginn der Sparleistungen die 
Voraussetzungen hinsichtlich des Einkommens er- 
füllt hat. Durch die seit Einführung der Zusatzprämie 
im Jahre 1969 eingetretene Einkommensentwicklung 
— die jährlichen Einkünfte lagen bei einem Arbeit- 
nehmer 1972 durchschnittlich bei 17 000 DM — wer- 
den immer weniger Personen in den Genuß der Zu- 
satzprämie gelangen. Die Voraussetzungen für die 
Zusatzprämie werden zur Zeit in zunehmendem 
Maße nur von nicht ganzjährig Beschäftigten erfüllt, 
bei denen die Gewährung einer derartigen lang- 
fristigen Vergünstigung ohne erneute Prüfung der 
Einkommensverhältnisse nicht als gerechtfertigt an- 
gesehen werden kann, überdies steht die Sparförde- 
rung nach Einführung der vorgesehenen Einkom- 
mensgrenze nur noch den Beziehern kleiner und 
mittlerer Einkommen offen, so daß innerhalb dieser 
Gruppe eine unterschiedliche Behandlung hinsicht- 
lich der Prämie nicht länger aufrechterhalten wer- 
den kann. Schließlich sprechen Gründe der Verwal- 
tung s Vereinfachung für die Beseitigung der Zusatz- 
prämie. 

c) Einheitlicher Anlagekatalog 

Im Rahmen der Maßnahmen zur Zusammenfassung 
der Prämiengesetze ist vorgesehen, den Katalog der 
Anlagearten sowohl der Prämiengesetze als auch 
des Dritten Vermögensbildungsgesetzes zu verein- 
heitlichen. Deswegen ist der bisher nur nach dem 
Dritten Vermögensbildungsgesetz begünstigte Le- 
bensversicherungsvertrag in die Prämienbegünsti- 
gung einbezogen worden. Die nach dem Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetz mögliche Anlageform der un- 
mittelbaren Aufwendungen zum Wohnungsbau oder 
zur Ablösung von für zu diesem Zweck aufgenom- 
menen Verbindlichkeiten soll jedoch in den verein- 
heitlichten Anlagekatalog nicht aufgenommen wer- 
den. Hier ist kein für das Sparprämiengesetz charak- 
teristischer, vom Zweck der Sparförderung her zu 
fordernder Sparvorgang vorgeschaltet, so daß sich 
diese Anlageform nicht systemgerecht in das Prä- 
mienrecht einbeziehen läßt. 

Als eine besondere Verwendungsmöglichkeit von 
Mitteln, die in der Anlageform des Kontensparver- 
trags angesammelt werden, ist das Sparen im eige- 
nen Betrieb aufgenommen worden. 

d) Kumulierungsverbot 

Das seit 1967 geltende Kumulierungsverbot, dessen 
Handhabung sich durch Zusammenfassung beider 
Prämiengesetze vereinfacht, muß aus haushaltsmä- 
ßigen Gründen bestehenbleiben. 
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4. Verfahrens- und Verwaltungs Vereinfachung 

Die Bundesregierung hat dem Erfordernis, das bis- 
her zu arbeitsaufwendige Prämienverfahren zu ver- 
einfachen, besondere Bedeutung zugemessen. Schon 
durch die Zusammenfassung des Spar-Prämienge- 
setzes und des Wohnungsbau-Prämiengesetzes zu 
einem Gesetz mit einheitlicher Begünstigungsstruk- 
tur tritt eine Arbeitserleichterung dadurch ein, daß 
z. B. das Kumulierungsverbot einfacher zu überwa- 
chen ist und die Zahl der zu bearbeitenden Prämien- 
anträge sinkt . Eine entscheidende Vereinfachung 
wird jedoch dadurch erreicht, daß die Prämienfest- 
setzung mit der Einkommensteuerveranlagung oder 
mit dem Lohnsteuer-Jahresausgleich verbunden wird 
und zusammen mit dem Besteuerungsverfahren ma- 
schinell durchgeführt werden kann. Der personelle 
Verwaltungsaufwand in den Finanzämtern läßt sich 
auf diese Weise erheblich einschränken. Auch für 
die Unternehmen ergibt sich durch das neue Verfah- 
ren eine wesentliche Vereinfachung, weil der Sparer 
seinen Prämienantrag beim Finanzamt und nicht wie 
bisher beim Unternehmen zu stellen hat. Die bis- 
herige Prüfung und Weiterleitung der Anträge 
durch die Unternehmen entfällt. 


Bei maschineller Durchführung läßt sich für den Be- 
reich des bisherigen Sparprämiengesetzes auch das 
Auszahlungsverfahren wesentlich vereinfachen. Die 
Prämien können bei Ablauf der Festlegungsfrist aus- 
gezahlt werden, ohne daß es wie nach dem bisheri- 
gen Recht einer Anforderung durch die Unternehmen 
sowie einer nochmaligen Prüfung des Prämienan- 
spruchs durch die Finanzämter bedarf. 

Da die Einführung der maschinellen Prämienfest- 
setzung und -auszahlung längere Vorbereitungen 
erfordert, enthält § 51 Abs. 1 des Entwurfs die Er- 
mächtigung, gegebenenfalls durch Rechtsverordnung 
für eine Übergangszeit Vorschriften zu erlassen, die 
auch eine personelle Durchführung des Prämienver- 
fahrens ermöglichen. 

5. Auswirkungen der Reform der Sparförderung 

Die Auswirkungen der Reform der Sparförderung 
gegenüber dem geltenden Recht sind in den nach- 
folgenden Übersichten 2 und 3 dargestellt. 
Dabei werden die Auswirkungen der Reform für das 
Bausparen mit dem geltenden Wohnungsbau-Prä- 
miengesetz und für das Kontensparen mit dem gel- 
tenden Spar-Prämiengesetz verglichen. 
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Staatliche Förderung der Ersparnis- und Vermögensbildung 

— Beträge in Millionen DM — 


Zeit 

Allgemeine 

Sparförderung 

Förderung 
des Bausparens 

Vermögensbildungs- 

gesetze 

Prämien 

und 

Steuer- 

minder- 

einnahmen 

insgesamt 

Steuer- 
minder- 
einnahmen 
durch 
Kapital- 
ansamm- 
lungs- 
verträge *) 

Prämien 
nach dem 
Spar- 
Prämien- 
gesetz 2 ) 

Prämien 
nach dem 
Woh- 
nungs- 
bau- 

Prämien- 
gesetz 3 ) 

Steuer- 

minder- 

einnahmen 

durch 

Sonder- 

ausgaben- 

abzug 

Steuer- 
minder- 
einnahmen 
wegen 
Begünsti- 
gung ver- 
mögens- 
wirksamer 
Leistun- 
gen 4 ) 

Steuer- 
minder- 
einnahmen 
wegen 
Gewäh- 
rung ver- 
mögens- 
wirksamer 
Leistungen 
für Arbeit- 
geber 

Jahr 



Nach dem Jahr der Entstehung 




1949/54 

990 

— 

220 

750 


— 

1 960 

1955/59 

1 640 

140 

1 510 

1 010 

— 

— 

4 300 

1960/64 

190 

2 090 

3 130 

2 650 

20 

- 

8 080 

1965 

0 

850 

980 

840 

140 

— 

2810 

1966 

— 

945 

1 075 

940 

180 

15 

3 155 

1967 

— 

925 

1 095 

810 

200 

20 

3 050 

1968 

— 

970 

1 220 

770 

230 

20 

3 210 

1969 

- 

1 310 

1 690 

805 

265 

35 

4 105 

1970 

— 

1 740 

2 250 

795 

640 

110 

5 535 

1971 

— 

2 200 

2 610 

760 

2 160 5 ) 

200 

7 930 

1972 

— 

2 550 

3 050 

705 

2 670 

280 

9 255 

1949/1972 

2 820 

13 720 

18 830 

10 835 

6 505 

680 

53 390 


Nach dem Jahr der haushaltsmäßigen Auswirkung 


| 

| 

1950/54 

580 

— 

90 

500 

— 

— 

1 170 

1955/59 

1 620 

— 

1 190 

960 

— 

— ; 

3 770 

1960/64 

630 

250 

2 760 

2 020 

20 



5 680 

1965 

1 

440 

810 

670 

130 

— 

2 051 

1966 

— 

460 

980 

770 

175 

5 

2 390 

1967 

— 

500 

1 075 

840 

200 

10 

2 625 

1968 

— 

690 

1 095 

880 

225 

15 

2 905 

1969 

— - 

970 

1 220 

820 

265 

20 

3 295 

1970 

— 

1 170 

1 620 

790 

590 

30 

4 200 

1971 

— 

1 345 

2 140 

800 

2 030 5 ) 

50 

6 365 

1972 

— 

1 030 

2 500 

790 

2 630 

110 

7 060 

1950/1972 

2 831 

6 855 

15 480 

9 840 

6 265 

240 

41 511 


*) Begünstigt waren nur vor dem 1. Januar 1958 abgeschlossene Ratensparverträge und vor dem 1. Januar 1959 
abgeschlossene allgemeine Sparverträge. 

2 ) eingeführt 1959 

3 ) eingeführt 1952 

4 ) Steuermindereinnahmen durch die Vermögensbildungsgesetze. Die Spar- und Wohnungsbauprämien sowie die 
Steuermindereinnahmen durch Sonderausgabenabzug von Bausparbeiträgen sind in den Aufwendungen der all- 
gemeinen Sparförderung und der Förderung des Bausparens enthalten. 

*) ab 1971 Begünstigung durch Arbeitnehmer-Sparzulage, die ebenfalls zu Steuermindereinnahmen führt 
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Förderung des Kontensparens nach geltendem Recht 
(ohne Zusatzprämie) 

und nach dem Regierungsentwurf des Dritten Steuerifeformgesetzes 

dargestellt an Einzelbeispielen bei Ausschöpfung 
der prämienbegünstigten Höchstbeträge * 


Sparer 

Sparförderung nach 
geltendem Recht 
— SparPG 1972 — 

Neuregelung der Sparförderung 
— SparPG 1975 — 

Mehr (+) 
bzw. Weni- 
ger (-) 
gegenüber 
geltendem 
Recht 

Familienstand 

Begünstigte p räm ie 

Sparleistung Prämie 

gsss 

DM | v. H. | DM 

DM 1 v.H. 1 DM 

DM 

1 | 2 | 3 I 4 | 5 | 6 | 7 | 8 

1 . Lediger Arbeitnehmer 

ohne Kinder 

600 120 

624 20 125 

1 224 245 

800 160 

624 20 125 

1 424 285 

+ 40 

0 

+ 40 

2. Verheiratete Arbeitneh- 
mer (beide berufstätig) 
ohne Kinder 

1 200 240 

624 125 

624 20 125 

2 448 490 

1 600 320 

624 125 

624 20 125 

2 848 570 

+ 80 

0 

+ 80 

3. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 1 Kind 

1 364 300 

624 22 137 

1 988 437 

1 600 352 

624 22 137 

2 224 489 

+ 52 

0 

+ 52 

4. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 2 Kinder 

1 364 300 

624 22 137 

1 988 437 

1 600 384 

624 24 150 

2 224 534 

+ 84 
+ 13 

+ 97 

5. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 3 Kinder 

1 600 400 

624 25 156 

2 224 556 

1 600 416 

624 26 162 

2 224 578 

+ 16 
+ 6 

+ 22 

6. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 4 Kinder 

1 600 400 

624 25 156 

2 224 556 

1 600 448 

624 28 175 

2 224 623 

+ 48 
+ 19 

+ 67 

7. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 5 Kinder 

1 600 400 

624 25 156 

2 224 556 

1 600 480 

624 30 187 

2 224 667 

+ 80 
+ 31 

+ 111 

8. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 6 Kinder 

1 600 480 

624 30 187 

2 224 667 

1 600 512 

624 32 200 

2 224 712 

. 

+ 32 
+ 13 

+ 45 
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Übersicht 3 


Förderung des Bausparens nach geltendem Recht 
(ohne Zusatzprämie) 

und nach dem Regierungsentwurf des Dritten Steuerreformgesetzes 

dargestellt an Einzelbeispielen bei Ausschöpfung 
der prämienbegünstigten Höchstbeträge 


Sparer 

Sparförderung nach 
geltendem Recht 
— WoPG 1969 — 

Neuregelung der Sparförderung 
— SparPG 1975 — 

Mehr (+) 
bzw. Weni- 
ger (-) 
gegenüber 
geltendem 
Recht 

Familienstand 

fp'iss ™»>« 

Begünstigte Prämie 

Sparleistung Prämie 

DM | v.H. | DM 

DM | v.H. | DM 

DM 

1 | 2 I 3 ! 4 | 5 I 6 | 7 | 8 

1 . Lediger Arbeitnehmer 

ohne Kinder 

1 600 400 

624 25 156 

2 224 556 

800 184 

624 23 144 

1 424 328 

-216 
- 12 

-228 

2. Verheiratete Arbeitneh- 
mer (beide berufstätig) 
ohne Kinder 

1 600 400 

624 156 

624 25 156 

2 848 712 

1 600 368 

624 

624 23 287 

- 32 

- 25 

2 848 655 

- 57 

3. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 1 Kind 

1 481 400 

624 27 168 

2 105 568 

1 600 400 

624 25 156 

2 224 556 

0 

- 12 

- 12 

4. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 2 Kinder 

1 481 400 

624 27 168 

1 600 432 

624 27 168 

+ 32 

0 

2 105 568 

2 224 600 

+ 32 

1 

5. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 3 Kinder 

1 333 400 

624 30 187 

1 600 464 

624 29 181 

+ 64 
- 6 

1 957 587 

i 

2 224 645 

i 

+ 58 

6. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 4 Kinder 

1 333 400 

624 30 187 

1 600 496 

624 31 194 

+ 96 
+ 7 

1 957 587 

2 224 690 

+ 103 

7. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 5 Kinder 

1 333 400 

624 30 187 

1 600 528 

624 33 206 

+ 128 
+ 19 

1 957 587 

2 224 734 

+ 147 

■ 

8. Verheirateter Arbeitneh- 
mer, 6 Kinder 

1 143 400 

624 35 218 

1 600 560 

624 35 218 

+ 160 

0 

1 767 618 

2 224 778 

+ 160 
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B. EINZELBEGRÜNDUNG 


I. Persönliche Voraussetzungen 

Zu § 1 — Prämienberechtigte 

Die Vorschrift enthält die persönlichen Vorausset- 
zungen, unter denen natürliche Personen eine Spar- 
prämie erhalten können. Neu gegenüber dem Spar- 
Prämiengesetz (SparPG 1972) und dem Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz (WoPG 1969) ist die Einkom- 
mensgrenze, bei deren überschreiten Prämien nicht 
mehr gewährt werden. Ihre Einführung rechtfertigt 
sich aus der vermögenspolitischen Zielsetzung, die 
Prämiengewährung auf die Bezieher kleiner und 
mittlerer Einkommen zu beschränken. 

Im übrigen entspricht die Abgrenzung des begün- 
stigten Personenkreises im Grundsatz dem geltenden 
Recht (§ 1 Abs. 1 SparPG 1972, § 1 Nr. 1 WoPG 1969). 
Nur diejenigen Personen, die als unbeschränkt Ein- 
kommensteuerpflichtige in vollem Umfang der in- 
ländischen Steuergesetzgebung unterliegen, sollen 
prämienberechtigt sein. Zur Vereinfachung des Ver- 
fahrens wird darauf verzichtet, daß die unbe- 
schränkte Einkommensteuerpflicht im Zeitpunkt der 
Sparleistung bestanden haben muß. Es soll vielmehr 
genügen, wenn sie zu irgendeinem Zeitpunkt des 
Kalenderjahrs der Sparleistung gegeben war. 

Zu § 2 — Einkommensgrenze 
Zu Absatz 1 

Die Höhe der Einkommensgrenze entspricht mit 
24 000 DM/48 000 DM nominell derjenigen, die nach 
dem Dritten Vermögensbildungsgesetz (3. VermBG) 
vom 27. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 930) seit 
dem 1. Januar 1971 schon für die Arbeitnehmer- 
Sparzulage gilt. Infolge der im Entwurf des Einkom- 
mensteuergesetzes 1975 vorgesehenen Änderungen 
im System der Einkommensermittlung, wonach be- 
stimmte Belastungen, wie Vorsorgeaufwendungen 
oder Unterhalt von Kindern, nicht mehr durch Abzug 
von der Bemessungsgrundlage, sondern durch Ab- 
zug von der Steuerschuld berücksichtigt werden sol- 
len, ergibt sich jedoch gegenüber dem jetzigen 
Status des 3. VermBG eine gewisse Verschiebung 
nach unten. Dies wird nach Absatz 2 durch die Er- 
höhung der Einkommensgrenze zugunsten der Fa- 
milien mit Kindern ausgeglichen, ist im übrigen je- 
doch durch die Zielsetzung der Reform gerechtfertigt. 
Die Verdoppelung der Einkommensgrenze bei Ehe- 
gatten erscheint im Hinblick auf Art. 6 Abs. 1 GG 
geboten. Ehegatten, die als Ledige prämienberechtigt 
waren oder prämienberechtigt wären, sollen wegen 
der Eheschließung nicht schlechter gestellt werden. 
Im Fall ihrer getrennten Veranlagung sollen Ehe- 
gatten auch für Zwecke des Sparprämiengesetzes 
grundsätzlich wie unverheiratete Personen behan- 
delt werden. Diese Regelung erleichtert auch in sol- 
chen Fällen die Durchführung des neuen Prämien- 
verfahrens (vgl. § 38 Abs. 2). 


Zu Absatz 2 

Um der geminderten Sparfähigkeit der Familien mit 
Kindern Rechnung zu tragen, sollen sich die Einkom- 
mensgrenzen von 24 000 DM/48 000 DM für jedes 
nach § 28 Abs. 2 zu berücksichtigende Kind um 1800 
DM erhöhen. Soweit die Kinderentlastung für ein 
Kind nach § 99 Abs. 5 E-EStG 1975 beiden Ehegatten 
gemeinsam zusteht, wird im Fall ihrer getrennten 
Veranlagung jedem Ehegatten die Hälfte des Er- 
höhungsbetrags von 1800 DM zugerechnet. Von der 
Berücksichtigung der über 18 Jahre alten Kinder 
mußte abgesehen werden, da diese nach dem System 
des Gesetzes nicht mehr zur Höchstbetragsgemein- 
schaft der Eltern gehören, sondern selbständig prä- 
mienberechtigt sind. 

Zu Absatz 3 

Technisch knüpft die Einkommensgrenze an den Be- 
griff des zu versteuernden Einkommens im Sinne des 
§ 78 E-EStG 1975 an. Dieser Einkommensbetrag ist 
jedoch in den Fällen kein befriedigender Maßstab 
für die Förderungswürdigkeit, in denen der Sparer 
Einkünfte oder Bezüge hat, die entweder steuerfrei 
sind oder bei seiner Besteuerung als unbeschränkt 
Steuerpflichtiger nicht angesetzt werden. Die Zurech- 
nungsvorschrift beschränkt sich, um die daraus er- 
wachsende Belastung der Verwaltung in Grenzen zu 
halten, auf Fälle, in denen solche Einkommensteile 
ohne größere Schwierigkeiten erfaßt werden können. 

Zu Absatz 4 

Die Prämienberechtigung der Kinder soll sich danach 
richten, ob ihre Eltern aufgrund deren Einkommens- 
verhältnisse prämienberechtigt sind. Dies entspricht 
der in § 28 geregelten Höchstbetragsgemeinschaft. 
Eine solche Regelung ist im übrigen erforderlich, um 
bei Personen mit Kindern die Wirkung der Einkom- 
mensgrenze sicherzustellen. Aus Vereinfachungs- 
gründen ist darauf verzichtet worden, die Einkünfte 
der betreffenden Kinder in die Berechnung einzube- 
ziehen. 


II. Sachliche Voraussetzungen 

1. Sparleistungen 
Zu § 3 — Anlagearten 
Zu Absatz 1 

Absatz 1 definiert den Begriff der begünstigten Spar- 
leistungen und enthält damit zugleich den vollstän- 
digen Katalog der zulässigen Anlagearten. Im Zu- 
sammenhang mit der vorgesehenen Änderung des 
Vermögensbildungsgesetzes soll die Neuregelung 
zur Vereinheitlichung des bisher unterschiedlichen 
Anlagekatalogs nach dem Vermögensbildungsgesetz 
einerseits sowie dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 
und dem Spar-Prämiengesetz andererseits führen. 

Gegenüber den bisherigen Anlagemöglichkeiten er- 
geben sich folgende Änderungen: 

1. Beiträge zu bestimmten Kapitalversicherungen 
auf den Erlebens- oder Todesfall (§ 2 Abs. 1 
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Buchstabe f 3. VermBG) die bisher nur als vermö- 
genswirksame Leistungen nach dem Vermögens- 
bildungsgesetz begünstigt waren, sollen nunmehr 
auch prämienbegünstigt sein. 

2. Der Wohnbau-Sparvertrag (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 
WoPG 1969) soll als besondere Anlageform weg- 
fallen. Diese Vertragsart erscheint im Rahmen 
des vereinheitlichten Sparprämiengesetzes ent- 
behrlich. Sie wird weitgehend durch den Konten- 
sparvertrag (§ 4) ersetzt. Durch die Ubergangs- 
regelung in § 52 Abs. 3 ist sichergestellt, daß Bei- 
träge aufgrund von bis zur Verkündung dieses 
Gesetzes abgeschlossenen Wohnbau-Sparverträ- 
gen weiterhin begünstigt sind. 

3. Die im Anlagekatalog des Vermögensbildungs- 
gesetzes stehende besondere Anlageart „Erwerb 
eigener Aktien des Arbeitgebers zu einem Vor- 
zugskurs" (§ 2 Abs. 1 Buchst, d 3. VermBG) wird 
nicht mehr besonders aufgeführt. Hierdurch tritt 
jedoch, abgesehen von der notwendigen Anpas- 
sung der Festlegungsfrist, grundsätzlich keine 
Einschränkung ein, da Aufwendungen für den 
Erwerb von Aktien allgemein im Rahmen eines 
Wertpapiersparvertrags (§ 5) begünstigt sind. 

4. Die bisher nach dem Vermögensbildungsgesetz 
bestehende Möglichkeit, vermögenswirksame 
Leistungen unmittelbar zum Wohnungsbau oder 
zur Tilgung der zu diesem Zweck auf genommenen 
Schulden verwenden zu können (§ 2 Abs. 1 Buch- 
stabe c 3. VermBG), wird nicht mit in den ver- 
einheitlichten Anlagekatalog aufgenommen. Dies 
erschien im Rahmen der Gesamtkonzeption 
schon aus haushaltsmäßigen Gründen ausge- 
schlossen. Im übrigen ließe sich eine entspre- 
chende Anlageform kaum sinnvoll in das System 
des Sparprämiengesetzes einbeziehen. 

Die Sparleistungen müssen - — wie bisher — grund- 
sätzlich bei inländischen Unternehmen angelegt 
werden. Denn Gegenstand der Förderung ist die 
Vermögensbildung im Inland. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift entspricht der Zielsetzung des Geset- 
zes, wonach nur solche Aufwendungen prämienbe- 
günstigt sein können, die nicht betrieblich veranlaßt 
sind und nicht im Zusammenhang mit der Aufnahme 
eines Kredits (§ 12) stehen. 

Zu § 4 — Kontensparverträge 
Zu den Absätzen 1 und 2 

Der neue Kontensparvertrag ersetzt den bisherigen 
allgemeinen Sparvertrag, den Sparvertrag mit fest- 
gelegten Sparraten und den Sparvertrag über ver- 
mögenswirksame Leistungen (§§ 1, 2, 2 a SparPDV 
1972) durch einen einheitlichen Vertragsrahmen, der 
durch zusätzliche Vereinbarungen zwischen Kredit- 
institut und Sparer (z. B. Verpflichtung zur Einzah- 
lung fester Sparraten) ausgefüllt werden kann. Die 
Höhe der Einzahlungen wird lediglich durch einen 
Mindestbetrag (§ 13) und — vom Beginn des vier- 
ten auf das Kalenderjahr des Vertragsabschlusses 
folgenden Kalenderjahrs an — durch einen Höchst- 


betrag (§ 14) begrenzt. Der neue variable Vertrags- 
typ wird dazu führen, daß die Anzahl der prämien- 
begünstigten Sparkonten erheblich zurückgeht, 
worin eine entscheidende Vereinfachung für alle am 
Prämienverfahren Beteiligten liegen wird. Unter 
diesem Gesichtspunkt ist auch die Neuregelung des 
Tatbestands der Unterbrechung zu sehen, die nur 
noch im Fall einer vorzeitigen Verfügung, nicht da- 
gegen — wie bisher — schon dann gegeben sein 
soll, wenn während der Vertragslaufzeit die Spar- 
leistungen vorübergehend (z. B. trotz Vereinbarung 
fester Sparraten) unterbleiben. 

Zu Absatz 3 

Die neue Regelung, die die prämienrechtliche Be- 
handlung der Guthabenzinsen betrifft, dient der 
Vereinfachung. Sie soll insbesondere sicherstellen, 
daß mit Ablauf eines Kalenderjahrs die Höhe der 
Sparleistung endgültig feststeht, damit die Bestäti- 
gung des Kreditinstituts (§ 36) ohne Verzögerung 
erteilt werden kann. 


Zu § 5 — Wertpapiersparverträge 
Zu den Absätzen 1 und 2 

Die neu gefaßten Vorschriften über den Wertpapier- 
sparvertrag entsprechen denjenigen, die für den 
Kontensparvertrag (§ 4) gelten sollen. Unter Be- 
rücksichtigung des nach § 19 zulässigen „Übergangs 
vom Kontensparen zum Wertpapiersparen" wäre 
ein besonderer Wertpapiersparvertrag an sich ent- 
behrlich. Er hat deshalb — entsprechend der bisheri- 
gen Regelung — materiell nur für die Fälle Bedeu- 
tung, in denen Sparverträge zum Zwecke des Er- 
werbs von Anteilscheinen (Absatz 6 Nr. 5) unmittel- 
bar mit der ausgebenden Kapitalanlagegesellschaft, 
die als solche nach den für sie maßgebenden gesetz- 
lichen Vorschriften keine Spareinlagen entgegen- 
nehmen darf, abgeschlossen werden. 

Zu den Absätzen 3 bis 6 

Diese Vorschriften entsprechen dem geltenden Recht 
(§ 1 Abs. 2 Nr. 4 SparPG 1972, § 3 SparPDV 1972). 
Absatz 5 Satz 2 trägt den Bedürfnissen der Schul- 
denverwaltung Rechnung, indem zugelassen wird, 
daß die Aufwendungen für den Erwerb der Schuld- 
buchforderungen nicht unmittelbar bei der Schulden- 
verwaltung, sondern auch bei einem dazwischenge- 
schalteten Kreditinstitut eingezahlt werden können. 

Zu § 6 — Wertpapiersparverträge über Entschädi- 
gungsansprüche 

Diese Vorschrift entspricht dem geltenden Recht 
(§ 1 Abs. 2 Nr. 5 SparPG 1972, § 4 SparPDV 1972). 

Zu § 7 — Bausparverträge 
Zu den Absätzen 1 und 2 

Die Vorschriften entsprechen grundsätzlich dem bis- 
herigen Recht (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 WoPG 1969). Aus 
Vereinfachungsgründen und entsprechend der Ziel- 
setzung, die verschiedenen Anlagearten einander 
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soweit wie möglich anzupassen, wird auf die bis- 
herige Voraussetzung, daß die Bausparbeiträge „zur 
Erlangung von Baudarlehen" erbracht werden müs- 
sen, verzichtet. Im übrigen verbleibt es jedoch da- 
bei, daß nur die bis zur Auszahlung der Bauspar- 
summe geleisteten Sparbeiträge, nicht dagegen Til- 
gungsleistungen begünstigt sind. Dies kommt mit 
der Einführung des Begriffs der Unterbrechung zum 
Ausdruck, die u. a. eintritt, wenn mit der Auszahlung 
der Bausparsumme begonnen wird. 

Zu den Absätzen 3 und 4 

Nach den Bausparbedingungen bleibt der Bauspar- 
vertrag auch im Falle der nachträglichen Erhöhung 
der Bausparsumme als einheitlicher Vertrag beste- 
hen, bei der Zusammenlegung mehrerer Bauspar- 
verträge entsteht dementsprechend ebenfalls ein 
einheitlicher Vertrag. Dieser vertraglichen Kon- 
struktion kann prämienrechtlich insbesondere im 
Hinblick auf die Festlegungsfrist (§ 16) und die 
Höchstgrenze (§ 14) nicht gefolgt werden und macht 
eine besondere Regelung, die bisher im Verwal- 
tungswege getroffen wurde, erforderlich. Es er- 
scheint zweckmäßig, an die Stelle der bisher zu 
komplizierten Regelungen eine gesetzliche Vor- 
schrift treten zu lassen, die in den betreffenden 
Fällen ein möglichst einfaches Verfahren ermöglicht. 

Zu § 8 — * Baufinanzierungsverträge 

Der Baufinanzierungsvertrag entspricht dem bisher 
in § 2 Abs. 1 Nr. 4 WoPG 1969 geregelten Vertrag 
mit Wohnungs- und Siedlungsunternehmen oder 
Organen der staatlichen Wohnungspolitik. Er wurde 
an die für Kontensparverträge und Bausparverträge 
geltenden Bedingungen angepaßt. Neu ist dabei ins- 
besondere die siebenjährige Festlegungsfrist sowie 
der Verzicht auf die Voraussetzung, daß die gelei- 
steten Sparbeiträge innerhalb einer bestimmten Frist 
zu den begünstigten Zwecken verwendet werden 
müssen. Die Aufnahme des Erwerbs von Wohnbesitz 
(Absatz 4) hat die Bundesregierung bereits in dem 
Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Woh- 
nungseigentum und Wohnbesitz im sozialen Woh- 
nungsbau (Drucksache 7/577 — Artikel 6 — ) vor- 
geschlagen. 

Zu § 9 - — Ersterwerb von Geschäftsanteilen an 
Bau- und Wohnungsgenossenschaften 

Diese Anlageart entspricht der bisherigen Vorschrift 
des § 2 Abs. 1 Nr. 2 WoPG 1969. In Anpassung an 
die übrigen Anlagearten soll hierfür ebenfalls eine 
siebenjährige Festlegungsfrist gelten. Das hat zur 
Folge, daß im Gegensatz zum bisherigen Recht nach 
Ablauf dieser Frist die prämienrechtliche Bindung 
in jedem Fall endet und die Prämie ggf. an den 
Sparer ausgezahlt werden kann (vgl. § 30 Abs. 1 
Nr. 2). 

Absatz 2 soll für den Fall, daß die Aufwendungen 
für den Erwerb des Geschäftsanteils in längeren zeit- 
lichen Abständen oder aufgrund einer Erhöhung 
des Geschäftsanteils geleistet werden, eine sinnvolle 
Anwendung der Festlegungsfrist bewirken. 


Zu § 10 — Kapitalversicherungen auf den Erlebens- 
oder Todesfall 

Die bezeichneten Versicherungen, die bisher nur 
nach dem Vermögensbildungsgesetz (§ 2 Abs. 1 
Buchstabe f 3. VermBG) sowie als Sonderausgaben 
nach § 10 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe b EStG 1971 (als 
Vorsorgeaufwendungen nach § 90 E-EStG 1975) be- 
günstigt sind, werden nunmehr im Interesse der Ver- 
einheitlichung in den Anlagekatalog des Sparprä- 
miengesetzes einbezogen. 

Wie bisher, soll die Begünstigung dieser Anlageart 
auf einen Beitragsaufwand von 624 DM je Sparer 
und Kalenderjahr beschränkt bleiben. Nur unter die- 
ser Voraussetzung ist im übrigen auch die Aus- 
nahme vom Kumulierungsverbot des § 15 Abs. 2 
gerechtfertigt. Die 624-DM-Grenze ist jedoch nicht 
mehr wie bisher nach § 2 Abs. 1 Buchstabe f Nr. 5 
3. VermBG Voraussetzung für die Begünstigung der- 
artiger Verträge, sondern lediglich berücksichti- 
gungsfähiger Höchstbetrag. Die übrigen Abweichun- 
gen vom bisherigen Wortlaut haben nur redaktio- 
nelle Bedeutung. 


Zu § 11 — Darlehensverträge mit dem Arbeitgeber 

Diese Anlageart, die erst durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Spar-Prämiengesetzes vom 31. Juli 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 1337) im Vorgriff auf die an- 
gestrebte Vereinheitlichung des Anlagekatalogs in 
die Prämienbegünstigung einbezogen worden ist (§ 1 
Abs. 2 Nr. 6 SparPG 1972), wird an die neuen Bedin- 
gungen des Kontensparvertrags, insbesondere an die 
Festlegungsfrist von sieben Jahren angepaßt. 

Die Beschränkung auf vermögenswirksame Leistun- 
gen im Sinne des § 3 3. VermBG, die über den ge- 
schuldeten Arbeitslohn hinaus erbracht werden, folgt 
aus dem Zweck dieser Anlageart, den kleineren und 
mittleren Betrieben die Gewährung vermögenswirk- 
samer Leistungen ohne Liquiditätsverlust zu ermög- 
lichen. 


Zu § 12 — Kreditaufnahmeverbot 

Das Kreditaufnahmeverbot, das schon bisher nach 
§ 1 Abs. 4 Nr. 1 SparPG 1972, § 2 Abs. 2 WoPG 1969 
gilt, ist auf alle Anlagearten ausgedehnt worden. Es 
entspricht dem Sinn des Gesetzes, nur das Sparen 
aus eigenen Mitteln zu prämiieren, und soll krasse 
Mißbräuche verhindern. 

Die frühere Vorschrift, wonach vom Kreditaufnahme- 
verbot Bausparbeiträge ausgenommen waren, die 
nach Ablauf von fünf Jahren seit Vertragsabschluß 
in der ursprünglich vereinbarten Höhe geleistet wer- 
den, ist im Interesse der Vereinheitlichung fallen- 
gelassen worden, zumal diese Vorschrift kaum eine 
praktische Bedeutung hat. 

Zu § 13 — Mindestbetrag 

Ein Mindestsparbetrag galt schon bisher für den Be- 
reich des Spar-Prämiengesetzes (vgl. § 1 Abs. 7 
SparPG 1972). Er wird unter Erhöhung auf 120 DM 
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nunmehr auf alle Anlagearten ausgedehnt. Er dient 
der Verwaltungsökonomie, indem er Unternehmen 
und Finanzämter von der Bearbeitung solcher Fälle 
freihält, bei denen der Verwaltungsaufwand in kei- 
nem angemessenen Verhältnis zur Höhe der zu ge- 
währenden Prämien steht. 


Zu § 14 — Höchstgrenze für Sparleistungen nach 
Ablauf des vierten Kalenderjahrs 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift entspricht der schon bisher für Bau- 
sparbeiträge geltenden Regelung (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 
WoPG 1969) und ist auf die übrigen Verträge mit 
laufenden Einzahlungen, deren Höhe der Sparer 
künftig frei gestalten kann, ausgedehnt worden. Die 
Begrenzung der berücksichtigungsfähigen Sparlei- 
stungen soll verhindern, daß der Sparer mißbräuch- 
lich die Festlegungsfrist unterläuft, indem er die Ein- 
zahlungen an das Ende der Vertragslaufzeit verlegt. 

Gegenüber der bisher für Bausparbeiträge geltenden 
Regelung des „Eineinhalbfachen" tritt eine Verein- 
fachung dadurch ein, daß zur Berechnung der Höchst- 
grenze lediglich die in den ersten vier vollen Kalen- 
derjahren geleisteten Sparbeiträge zusammenge- 
zählt zu werden brauchen. Dieser Betrag steht damit 
bereits zu Beginn des Kalenderjahrs, von dem ab die 
Begrenzung wirksam wird, fest. Das Unternehmen 
kann ihn dem Sparer zur Disposition mitteilen (vgl. 
§ 36 Abs. 1 Nr. 7). 

Zu Absatz 2 

Vermögenswirksame Leistungen sollen aus Ver- 
einfachungsgründen von der Begrenzung ausgenom- 
men werden, da in diesem Bereich willkürliche Ge- 
staltungen weitgehend ausgeschlossen sind. Dadurch 
ist im Zusammenhang mit den Vorschriften des § 15 
Abs. 2 letzter Satz, § 26 Abs. 3 gleichzeitig sicherge- 
stellt, daß für vermögenswirksame Leistungen, auch 
wenn diese zusätzlich erbracht werden, bei Vor- 
liegen der sonstigen Voraussetzungen in jedem Fall 
eine Sparprämie gewährt werden kann. 

Zu § 15 — Wahlrecht zwischen Sparprämie und 
Einkommensteuerermäßigung, Kumulie- 
rungsverbot 

Zu Absatz 1 

Da Beiträge aufgrund von Bausparverträgen (§ 7) 
und Beiträge aufgrund von Kapitalversicherungen 
auf den Erlebens- oder Todesfall (§ 10) auch nach 
§ 90 E-EStG 1975 begünstigt sind, wird dem Sparer, 
und zwar jeweils gesondert für Bausparbeiträge und 
für Versicherungsbeiträge das Wahlrecht einge- 
räumt, ob er die Sparprämie oder die Einkommen- 
steuerermäßigung erhalten will. Die Bestimmung, 
daß der Sparer und Personen, die zusammen mit 
ihm eine Höchstbetragsgemeinschaft bilden, ihr 
Wahlrecht je Anlageart nur einheitlich ausüben kön- 
nen, ist, soweit sich das nicht schon als Konsequenz 
aus dem Kumulierungsverbot nach Absatz 2 ergibt, 
im Interesse der Vereinfachung geboten. Aus dem- 
selben Grund muß — wie bisher (vgl. § 1 Abs. 4 Nr. 3 


Satz 3 SparPG 1972; § 2 Abs. 4 Satz 3 WoPG 1969) 
— auch die Änderung einer einmal getroffenen Wahl 
ausgeschlossen werden. 

Zu Absatz 2 

Das Kumulierungsverbot hinsichtlich der einkom- 
mensteuerlichen Begünstigung des Bausparens einer- 
seits und den Sparprämien andererseits entspricht im 
Grundsatz der bisherigen Regelung nach § 1 Abs. 4 
Nr. 3 Buchstabe b SparPG 1972, § 2 Abs. 4 Nr. 2 
WoPG 1969. Obwohl ein solches Kumulierungsver- 
bot nach Einführung der Einkommensgrenze (§ 2) aus 
systematischen Gründen und nach der Neuregelung 
des Festsetzungsverfahrens (§ 38 Abs. 2) auch unter 
verwaltungsmäßigen Gesichtspunkten nicht erforder- 
lich gewesen wäre, konnte eine Aufhebung im Hin- 
blick auf die damit verbundenen haushaltsmäßigen 
Mehrbelastungen nicht vorgeschlagen werden. Ge- 
genüber dem geltenden Recht stellt die Neuregelung 
insofern eine Vereinfachung dar, als die bisherige 
Konkurrenz zwischen Sparprämie und Wohnungs- 
bauprämie nach der Zusammenfassung in einem ein- 
heitlichen Sparprämiengesetz entfällt und vermö- 
genswirksame Leistungen, für die Arbeitnehmer- 
Sparzulagen gewährt werden, nunmehr generell vom 
Kumulierungsverbot ausgenommen sind. Die Über- 
wachung des Kumulierungsverbots wird nach der 
Verbindung des Prämienfestsetzungsverfahrens mit 
dem Besteuerungsverfahren (§ 38 Abs. 2) und im Zu- 
sammenhang mit den Vorschriften der §§ 137 ff. 
E-EStG 1975, die eine Berücksichtigung von Beiträ- 
gen zu Versicherungen auf den Erlebens- oder To- 
desfall und von Bausparbeiträgen beim Lohnsteuer- 
abzug ausschließen, zu keiner übermäßigen Verwal- 
tungserschwernis mehr führen. 

Die Beiträge zu den bezeichneten Kapitalversiche- 
rungen sind nicht in das Kumulierungsverbot einbe- 
zogen worden, weil das zu einer sinnwidrigen Beein- 
trächtigung der weiterreichenden steuerlichen Be- 
günstigung von Vorsorgeaufwendungen nach § 90 
E-EStG 1975 führen würde. Dies ist auch deshalb 
gerechtfertigt, weil sich die Prämienbegünstigung 
der Versicherungsbeiträge auf vermögenswirksame 
Leistungen in Höhe von 624 DM beschränkt. 


2. Festlegung 

Zu § 16 — Festlegungsfrist 
Zu Absatz 1 

Die Festlegungsfrist ist vereinheitlicht worden und 
beträgt grundsätzlich entsprechend den derzeitigen 
Bedingungen des Sparratenvertrags (§ 1 Abs. 3 
Satz 3 SparPG 1972) und des Bausparvertrags (§ 2 
Abs. 2 Satz 3 WoPG 1969) sieben Jahre. Eine Aus- 
nahme ist für Kapitalversicherungen auf den Erle- 
bens- oder Todesfall vorgesehen, die ihrer Natur 
nach langfristiger angelegt sind. Bei diesen soll die 
Festlegungsfrist in Übereinstimmung mit der Min- 
destvertragsdauer, die nach § 91 Abs. 1 Nr. 2 E-EStG 
1975 Voraussetzung für die steuerliche Begünstigung 
derartiger Versicherungsbeiträge ist, wie bisher 
zwölf Jahre betragen. Eine Übereinstimmung mit 
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der Festlegungsfrist, die bei Inanspruchnahme der 
entsprechenden Einkommensteuerermäßigung gilt, 
erscheint im Interesse der Vereinfachung auch für 
Bausparbeiträge geboten. Dies wird durch die An- 
passung der Festlegungsfrist in § 92 Abs. 3 E-EStG 
1975 erreicht. 

Um den technischen Arbeitsablauf, insbesondere das 
Auszahlungsverfahren nach § 40 zu vereinfachen, 
wird der Beginn der Festlegungsfrist auf Viertel- 
jahrestermine zurückbezogen. Auf die bisherige Re- 
gelung, wonach bei Sparverträgen im Sinne desSpar- 
Prämiengesetzes der Beginn der Festlegungsfrist auf 
den 1. Januar oder auf den 1. Juli zurückbezogen 
wurde (§ 1 Abs. 3 Satz 4 SparPG 1972), ist verzichtet 
worden. Diese Bestimmung, die ursprünglich als Ver- 
einfachungsmaßnahme gedacht war, würde diesen 
Zweck im Rahmen des neuen Sparprämienverfahrens 
nicht mehr erfüllen, sondern einen gleichmäßigen 
Arbeitsfluß, wie er von Unternehmen und Finanz- 
ämtern angestrebt wird, eher behindern. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschriften betreffen den Beginn der Fest- 
legungsfrist und sollen eindeutige Verhältnisse bei 
größtmöglicher Einfachheit schaffen. Die Regelung in 
Nummer 1, die grundsätzlich auf den Eingang der 
ersten Sparleistung beim Unternehmen abstellt, ent- 
spricht dem in § 36 Abs. 2 Nr. 1 für die zeitliche Zu- 
ordnung der Sparbeiträge vorgesehenen Zufluß- 
prinzip. Die für Kapitalversicherungen in Nummer 4 
getroffene Vereinfachungsregelung entspricht der 
bisherigen Verwaltungspraxis. 


Zu § 17 — - Festlegung von Wertpapieren, Schuld- 
buchforderungen und Anteilscheinen 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die technischen Vorschriften über 
die Art und Weise, wie Wertpapiere, Schuldbuch- 
forderungen oder Anteilscheine festzulegen sind. Sie 
sind gegenüber der bisher in § 5 SparPDV 1972 ge- 
troffenen Regelung im Wortlaut gestrafft, stimmen 
jedoch inhaltlich damit überein. Darüber hinaus wird 
die Verwahrform „Einzelschuldbuchforderung" ent- 
sprechend § 5 Abs. 4 Ziff. 3 SparPDV 1969 zugelas- 
sen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 trifft eine auf Billigkeitserwägungen be- 
ruhende Ausnahmeregelung für bestimmte Fälle, in 
denen die Festlegung vor Ablauf der Festlegungs- 
frist aus Gründen aufgehoben werden muß, die der 
Sparer nicht zu vertreten hat. Sie entspricht den bis- 
herigen Vorschriften in § 12 Abs. 2 SparPDV 1972, 
über deren Inhalt hinaus der Fall der Einlösung bei 
planmäßiger Fälligkeit einer Anleihe einbezogen 
wird. Hiermit wird gleichzeitig klargestellt, daß auch 
solche Schuldverschreibungen prämienbegünstigt er- 
worben werden können, deren Restlaufzeit im Zeit- 
punkt des Erwerbs kürzer als die Festlegungsfrist 1 
nach § 16 ist. j 


Zu § 18 — Vorzeitige Verfügung 
Zu Absatz 1 

Die Vorschrift gibt dem in den vorangegangenen 
Bestimmungen verwendeten Begriff der Festlegung 
einen Inhalt, indem die Tatbestände aufgezählt 
werden, bei deren Eintritt sie als aufgehoben gilt 
(prämienschädliche Verfügung). Die Folgerungen 
hieraus (Wegfall des Prämienanspruchs) werden in 
§ 31 gezogen. Im einzelnen entspricht die getroffene 
Regelung dem geltenden Recht gemäß § 1 Abs. 4 
Nr. 2 SparPG 1972 und § 2 Abs. 2 WoPG 1969. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift enthält den vollständigen Katalog der 
Fälle, in denen die vorzeitige Verfügung vor Ab- 
lauf der Festlegungsfrist aus Billigkeitsgründen 
(Nummer 1) oder aus Gründen, die sich aus beson- 
deren Zielsetzungen des Gesetzes ergeben (Num- 
mer 2 bis 6), nicht zum Verlust des Prämienan- 
spruchs führen, d. h. „prämienunschädlich" sein soll. 
Nicht in den Katalog aufgenommen wurde der sog. 
Übergang vom Kontensparen zum Bausparen, der 
bisher nach § 1 Abs. 6 SparPG 1972 zugelassen ist. 
Der Wegfall dieser Vorschrift ist aus Vereinfa- 
chungsgründen geboten. Im Hinblick auf die geringe 
praktische Bedeutung dieser Ubertragungsmöglich- 
keit wäre es nicht vertretbar, Unternehmen wie Fi- 
nanzverwaltung mit den erheblichen Komplizierun- 
gen, die eine solche Regelung zur Folge hat, und mit 
dem kaum lösbaren Problem der Kontrolle zu bela- 
sten. 

Die Vorschriften der Nummern 1 und 2 überneh- 
men die schon bisher für Todesfälle und Fälle des 
Eintritts der Erwerbsunfähigkeit geltende Rege- 
lung. Dabei wird in der Neufassung klargestellt, daß 
über die von einem verstorbenen Sparer oder sei- 
nem Ehegatten vor Eintritt des Todesfalls geleiste- 
ten Sparbeiträge stets, also auch dann vorzeitig prä- 
mienunschädlich verfügt werden kann, wenn der 
Vertrag zwischenzeitlich von einer anderen Person, 
z. B. vom Erben, fortgesetzt worden ist. Für die Fälle 
der Erwerbsunfähigkeit wird zur Verfahrensverein- 
fachung und zur Verbesserung der Rechtssicherheit 
zugelassen, daß sich der Sparer, bevor er über die 
Sparbeiträge verfügt, die Prämienunschädlichkeit 
vom Finanzamt bescheinigen läßt. Eine Anzeige des 
Unternehmens ist dann nicht mehr erforderlich (vgl. 
§ 43 Abs. 1 Nr. 4). Die Vorschrift der Nummer 3 
wird unverändert aus § 1 Abs. 4 Nr. 2 Buchstabe a 
SparPG 1972 und diejenige der Nummer 7 aus § 2 
Abs. 1 Buchstabe f Nr. 1 3. VermBG übernommen. 
Die Vorschrift der Nummer 6 entspricht nach An- 
passung des Baufinanzierungsvertrags an die übri- 
gen Anlagearten des Sparprämiengesetzes sinnge- 
mäß der Regelung, wie sie bisher in § 2 Nr. 4 WoPG 
1969 in Verbindung mit § 16 WoPDV 1970 getroffen 
ist. 

Zu § 19 — Vorzeitige Verwendung von Sparbeiträ- 
gen zum Erwerb von Wertpapieren, 
Schuldbuchforderungen und Anteilschei- 
nen 

| Die Möglichkeit des sog. Übergangs vom Konten- 

I sparen zum Wertpapiersparen ist durch das Steuer- 
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änderungsgesetz 1969 eingeführt worden, um dem 
Wertpapiersparen einen zusätzlichen Impuls zu ge- 
ben. Die betreffende Vorschrift wird mit dieser Ziel- 
setzung unverändert aus § 1 Abs. 5 SparPG 1972 
übernommen. 

Zu § 20 — Vorzeitige Verwendung von Sparbeiträ- 
gen für Investitionen im eigenen Betrieb 

Zu Absatz 1 

Mit dieser Vorschrift wird der Forderung Rechnung 
getragen, neben den traditionellen Anlageformen 
künftig auch das sog. Sparen im eigenen Betrieb in | 
die Prämienbegünstigung einzubeziehen. Sie beruht 
auf dem Gedanken, daß der selbständig Tätige, j 
wenn sein Einkommen unter der Grenze des Spar- | 
Prämiengesetzes liegt, zur Erlangung einer Sparprä- | 
mie nicht gezwungen sein soll, seine Ersparnisse für 
die Dauer der Festlegungsfrist bei einem Kreditin- j 
stitut anzulegen, wenn er andererseits dringende j 
Investitionen nur mit Hilfe von Krediten finanzie- j 
ren kann. Es ist daran gedacht worden, dem durch t 
eine Prämiierung des nicht entnommenen Gewinns | 
zu entsprechen. Abgesehen von den systematischen j 
Bedenken, die gegen eine solche Lösung im Rah- | 
men des Sparprämiengesetzes sprechen, wäre dieser j 
Weg schon deshalb nicht gangbar, weil gerade in 
den in Betracht kommenden Fällen der Gewinn im 
allgemeinen nach § 4 Abs. 3 EStG 1971 (§21 E-EStG 
1975) ermittelt wird, wobei die Feststellung eines 
nicht entnommenen Gewinns ausgeschlossen ist. Die 
Bundesregierung schlägt deshalb vor, das „Sparen 
im eigenen Betrieb“ in der Weise zu fördern, daß 
ähnlich wie beim „Übergang vom Kontensparen zum 
Wertpapiersparen“ zugelassen wird, die auf einem 
Kontensparvertrag eingezahlten Sparbeiträge vor 
Ablauf der Festlegungsfrist zur Investition im eige- 
nen Betrieb zu verwenden. Auf diese Weise ist es 
möglich, das „Sparen im eigenen Betrieb“ in das 
Sparprämiengesetz einzubeziehen, ohne daß beson- 
dere, den Rahmen dieses Gesetzes sprengende Aus- 
nahmeregelungen erforderlich sind. 

Die Begünstigung ist auf die Anschaffung von ab- 
nutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
beschränkt, deren betriebsgewöhnliche Nutzungs- 
dauer nicht vor Ablauf der für die verwendeten 
Sparbeiträge geltenden Festlegungsfrist endet, d. h. 
mindestens der restlichen Festlegungsfrist im Zeit- 
punkt der Verwendung entspricht. Eine darüber hin- 
ausgehende Verwendungsmöglichkeit erscheint we- 
der erforderlich noch vertretbar. 

Zu Absatz 2 

Zum Nachweis der prämienunschädlichen Verwen- 
dung ist vorgesehen, daß der Sparer dem Kreditin- 
stitut eine Erklärung vorzulegen hat, die die erfor- 
derlichen Angaben enthält. Eine besondere Prü- 
fungspflicht des Kreditinstituts besteht nicht. Es ist 
lediglich verpflichtet, den Sachverhalt dem zustän- 
digen Finanzamt anzuzeigen und die Erklärung des 
Sparers beizufügen (§ 43 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 2 
letzter Satz). Das Finanzamt kann dann aufgrund 
dieser Unterlagen ggf. eine Überprüfung vorneh- 
men. 


Zu Absatz 3 

Die Vorschrift dient der Klarstellung. Auf das Urteil 
des Bundesfinanzhofs vom 24. November 1964 
(BStBl. 1965 III S. 214) wird hingewiesen. 

Zu § 21 — Vorzeitige Verfügung bei 
Bausparverträgen 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift enthält die Voraussetzungen, unter 
denen bei Bausparverträgen im Hinblick auf die 
besondere Förderungswürdigkeit einer Vermögens- 
anlage zum Zwecke des Wohnungsbaus die vorzei- 
tige Verfügung prämienunschädlich sein soll. Diese 
Voraussetzungen entsprechen grundsätzlich der bis- 
her in § 2 Abs. 2 WoPG 1969 getroffenen Regelung. 
Neu ist dabei lediglich Nummer 3, soweit sie den 
Fall des sogenannten Auffüllungskredits betrifft. Die 
Annahme der Prämienunschädlichkeit erscheint hier 
gerechtfertigt, weil die im Wege der Beleihung 
empfangenen Mittel im Rahmen des Bausparvertrags 
angelegt bleiben. 

Zu Absatz 2 

Eine Definition des Begriffs „Wohnungsbau“ war 
bisher lediglich zur Parallelvorschrift des § 10 Abs. 2 
EStG 1971 in Abschnitt 92 Abs. 2 EStR 1972 enthal- 
ten. Der Bundesfinanzhof hatte hierin in ständiger 
Rechtsprechung eine vertretbare Auslegung des Ein- 
kommensteuergesetzes sowie des Wohnungsbau- 
Prämiengesetzes gesehen (vgl. BFH-Urteile vom 
18. September 1959 [BStBl III S. 464] vom 19. Fe- 
bruar 1965 [BStBl III S. 371] und vom 22. März 1968 
[BStBl II S. 512]). Die neue Vorschrift, die aus Grün- 
den der Rechtssicherheit in das Gesetz aufgenommen 
werden soll, lehnt sich hieran an. 

Gegenüber der bisherigen Handhabung sind insbe- 
sondere folgende Änderungen hervorzuheben: 

Zur besseren Abgrenzung wird in Nummer 3 vor- 
geschlagen, daß eine Verbesserung von Gebäuden 
oder Eigentumswohnungen nur dann als „Woh- 
nungsbau“ gilt., wenn für die einzelne Baumaßnahme 
Aufwendungen von mindestens 4 000 Deutsche Mark 
oder 10 vom Hundert des Einheitswerts erbracht 
werden. Damit soll erreicht werden, daß die Vergün- 
stigung entsprechend ihrer Zielsetzung nicht schon 
für kleinere Erhaltungsaufwendungen in Anspruch 
genommen wird. In Nummer 4 ist der bisherige 
Begriff des eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts, 
ebenfalls aus Gründen der besseren Abgrenzung, 
durch den Begriff des dinglichen Wohnrechts, das auf 
Lebenszeit oder für einen Zeitraum von mindestens 
zehn Jahren abgeschlossen werden muß, ersetzt 
worden. Ein solches Wohnrecht kann als beschränkte 
persönliche Dienstbarkeit im Sinne des § 1093 BGB 
sowie als Dauerwohnrecht im Sinne des § 31 des 
Wohnungseigentumsgesetzes bestellt sein. Die Be- 
günstigung des Erwerbs von Wohnbesitz hat die 
Bundesregierung bereits in dem Entwurf eines Ge- 
setzes zur Förderung von Wohnungseigentum und 
Wohnbesitz im sozialen Wohnungsbau (Drucksache 
7/577 — Artikel 6 — ) vorgeschlagen. Nicht mehr 
begünstigt ist die „Beteiligung an der Finanzierung“ 


396 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1470 


eines Wohngebäudes gegen Überlassung einer 
Wohnung. In diesen Fällen haben sich erhebliche 
Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben, die teilweise 
mißbräuchlich ausgenutzt worden sind. Nach der 
Verwaltungspraxis wird jedoch aufgrund dieser Be- 
stimmung unter bestimmten Voraussetzungen zuge- 
lassen, daß der Sparer die Bausparmittel zum Ein- 
kauf in ein Altenheim verwendet. Nummer 5 be- 
günstigt diesen Verwendungszweck und wegen der 
Vergleichbarkeit den Erwerb einer Wohnberechti- 
gung in einem Pflegeheim. In Nummer 6 ist der 
Begriff des Baulandes, das nach den Einkommen- 
steuer-Richtlinien a. a. O. vom Sparer in der Absicht, 
ein Wohngebäude zu errichten, erworben werden 
muß, aus Gründen der besseren Praktikabilität ob- 
jektiviert worden. 

Daß Gebäude oder das Grundstück usw. im Inland 
belegen sein muß, entspricht sowohl der allgemeinen 
Zielrichtung des Gesetzes, wonach nur die Ver- 
mögensbildung im Inland begünstigt werden 
kann (vgl. § 3 Abs. 1 letzter Satz), als auch dem 
besonderen Zweck dieser Vorschrift, nämlich den 
inländischen Wohnungsbau zu fördern (vgl. Urteil 
des BFH vom 11. Februar 1972 [BStBl II S. 304]). 

Zu Absatz 3 

Zur Klarstellung soll nunmehr ausdrücklich im Ge- 
setz geregelt werden, welcher Teil der eingesetzten : 
Bausparsumme oder der aufgrund einer Beleihung j 
des Bausparvertrags empfangenen Beträge als zum 
Wohnungsbau verwendet gilt, wenn das betreffende j 
Gebäude usw. nur zum Teil Wohnzwecken dient. Die 
vorgesehene Regelung, die der bisherigen Praxis 
entspricht, stellt die für den Sparer günstigste Lö- 
sungsmöglichkeit dar. 


3. Sonstige Voraussetzungen 


Zu § 24 — Vertragsfortsetzung durch einen Dritten 
Zu Absatz 1 

Die Fortsetzung eines Vertrages, aufgrund dessen 
laufende Sparleistungen zu erbringen sind, durch 
einen Dritten kommt insbesondere dann vor, wenn 
der Vertrag im Falle des Todes des Sparers auf 
einen Erben oder Vermächtnisnehmers übergeht. 
Bei Bausparverträgen ist auch die entgeltliche Ab- 
tretung der Ansprüche aus einem Bausparvertrag 
zwecks Fortsetzung durch den Dritten üblich. Nach 
I Verwaltungspraxis und Rechtsprechung ist dieser 
| Vorgang entsprechend dem bürgerlichen Recht auch 
steuerlich nicht als Abschluß eines neuen Vertrags 
anzusehen (vgl. BFH-Urteil vom 21. August 1959 
[BStBl III S. 448]; Abschnitt 194 Abs. 2 EStR 1972). 
i Die Folge, daß dementsprechend auch die ursprüng- 
liche Festlegungsfrist bestehen bleibt, führt vielfach 
zu unbefriedigenden Ergebnissen und ist mißbräuch- 
lich ausgenutzt worden. Die Neuregelung schließt 
derartige Gestaltungsmöglichkeiten aus, indem prä- 
mienrechtlich beim Übergang auf den Dritten ein 
neuer Vertragsabschluß fingiert wird. Dabei besteht 
ein Zusammenhang mit § 18 Abs. 2 Nr. 1, wonach 
im Falle des Todes des Sparers über die von diesem 
geleisteten Sparbeiträge auch dann prämienunschäd- 
lich verfügt werden kann, wenn der Vertrag zwi- 
schenzeitlich von einem Dritten fortgesetzt worden 
ist. 

Zu Absatz 2 

Eine Ausnahme von der in Absatz 1 aufgestellten 
Fiktion soll gelten, wenn der Vertrag durch eine 
Person fortgesetzt wird, die im Jahr des Übergangs 
zusammen mit dem Erstsparer einer Höchstbetrags- 
gemeinschaft angehört. Dies erscheint unter Billig- 
keitsgesichtspunkten gerechtfertigt, weil es bei Mit- 
gliedern einer Höchstbetragsgemeinschaft grund- 
I sätzlich nicht darauf ankommen kann, welches Mit- 
| glied die Sparbeiträge geleistet hat. 


Zu § 22 — Gemeinschaftsverträge 

Die Vorschrift stellt klar, daß Gemeinschaftsver- 
träge, die insbesondere im Bereich des Bausparens 
Vorkommen, prämienrechtlich als Einzelverträge der 
beteiligten Sparer gelten. Hinsichtlich der Zurech- 
nung der Sparbeiträge bedarf es einer besonderen 
Erklärung der beteiligten Sparer. Dies entspricht der 
bisherigen Verwaltungspraxis (vgl. Abschnitt 92 
Abs. 4 EStR 1972). 

Zu § 23 — Verträge zugunsten Dritter 

Die Vorschrift besagt, daß der echte Vertrag zu- 
gunsten Dritter prämienrechtlich nicht begünstigt 
werden kann. Diese Regelung, die schon als Verwal- 
tungsrichtlinie für den Bereich des bisherigen Spar- 
Prämiengesetzes galt, ergibt sich aus dem Verbot 
der vorzeitigen Verfügung (§ 18 Abs. 1). Für Bau- 
sparverträge bedeutet dies eine Abkehr von der 
bisherigen Verwaltungspraxis (vgl. Abschnitt 92 
Abs. 3 EStR 1972). 


Zu § 25 — - Übertragung von Verträgen auf ein 
anderes Unternehmen 

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung 
(vgl. § 6 SparPDV 1972, §§ 1 a, 18 WoPDV 1970) 
und soll klarstellen, daß die Übertragung von Spar- 
verträgen auf ein anderes Unternehmen, soweit 
das bürgerlich-rechtlich möglich ist, auch prämien- 
rechtlich anerkannt wird. 


III. Sparprämie 

Zu § 26 — Höchstbetrag für prämienbegünstigte 
Sparleistungen 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Nach § 2 Abs. 1 und 2 SparPG 1972 wird die Höhe 
der Prämie durch Höchstbeträge begrenzt, die nach 
dem Familienstand gestaffelt sind. Daraus ergibt 
sich in Verbindung mit den ebenfalls nach dem Fa- 
milienstand gestaffelten Prämiensätzen rechnerisch 
die Höhe der begünstigten Sparleistungen. Diese 
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sind für Familien mit Kindern am höchsten. Der 
einem Ledigen zustehende Höchstbetrag wird bei 
Ehegatten, denen Alleinstehende über 50 Jahre und 
Alleinstehende mit Kindern gleichgestellt sind, ver- 
doppelt. 

Im Gegensatz hierzu besteht nach § 3 Abs. 1 und 2 
WoPG 1969, und zwar unabhängig vom Familien- 
stand, ein für alle Sparer einheitlicher Prämien- 
höchstbetrag. Die ebenfalls nach dem Familienstand 
gestaffelten Prämiensätze führen dazu, daß das be- 
günstigte Sparvolumen absinkt, d. h. Familien mit 
Kindern brauchen zur Erlangung der Höchstprämie 
geringere Sparleistungen zu erbringen als Allein- 
stehende oder Ehegatten ohne Kinder. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 12. Fe- 
bruar 1964 1 BvL 12/62 (BVerfGE 17, 210; BStBl 
1964 I S. 46) entschieden, daß diese Höchstbetrags- 


regelung, wonach Ehegatten zusammen auch nur 
die Prämie erhalten können, die einer alleinstehen- 
den Person zusteht, das Gebot des Art. 6 Abs. 1 GG 
nicht verletzt. Es hat dabei jedoch zum Ausdruck ge- 
bracht, daß es bei einer „Harmonisierung" nahelie- 
gen würde, das Verdoppelungsprinzip für Ehegatten 
auch in diesem Bereich zu übernehmen. 

Sparer, deren steuerpflichtiges Einkommen bei Le- 
digen 6 000 DM und bei Verheirateten 12 000 DM 
nicht übersteigt, erhalten nach geltendem Recht eine 
Zusatzprämie, die bei einer Anlage nach dem 
SparPG 40 v. H. und bei einer Anlage nach dem 
WoPG 30 v. H. der Normalprämie beträgt (§ 2 Abs. 3 
SparPG 1972, § 3 Abs. 3 WoPG 1969). 

Die Prämiensätze und Höchstbeträge des geltenden 
Rechts sind in der folgenden Übersicht zusammen- 
gestellt: 


A. SparPG 1972 


Personenkreis 

begünstigte 

Sparleistung 

Grundprämie 

Grundprämie 
+ Zusatzprämie 

Prämiensatz 

Prämien- 

höchst- 

betrag 

Prämiensatz 

Prämien- j 

höchst- 
betrag 

DM | 

1 v. H. 1 

DM 

1 V. H. I 

DM 

Ledige 

600 

20 

120 

28 

168 

Ehegatten ohne Kinder 

1 200 ; 

20 

240 

28 

336 

Ehegatten mit 






a) 1 bis 2 Kindern 

1 364 

22 

300 

30,8 

420 

b) 3 bis 5 Kindern 

1 600 

25 

400 

35 

560 

c) mehr als 5 Kindern 

1 600 

i 

30 

480 

42 

672 


B. WoPG 1969 


Personenkreis 

begünstigte 

Sparleistung 

Grundprämie 

Grundprämie 
+ Zusatzprämie 

Prämiensatz 

Prämien- 

höchst- 

betrag 

Prämiensatz 

Prämien- 
höchst- S 

betrag 

DM | 

v. H. 

1 DM 

| v. H. 

| DM | 

Ledige 

1 600 

25 

400 

32,5 

! 

520 i 

Ehegatten ohne Kinder 

1 600 

25 

400 

32,5 

520 

Ehegatten mit 

l 





a) 1 bis 2 Kindern 

1 481 j 

27 

400 

35,1 

520 | 

b) 3 bis 5 Kindern 

1 334 

30 

400 

39 

520 1 

c) mehr als 5 Kindern 

1 143 

35 

400 

| 45,5 

520 
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Bei der notwendigen Harmonisierung der unter- | 
schiedlichen Höchstbetragssysteme geht die Bundes- j 
regierung davon aus, daß im Rahmen eines verein- 
heitlichten Sparförderungsgesetzes die Verdoppelung 
des Höchstbetrags bei Ehegatten aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen geboten ist. Das entspricht der 
in § 2 Abs. 1 hinsichtlich der Einkommensgrenze 
vorgesehenen Regelung und soll sicherstellen, daß 
Ehegatten wegen ihrer Heirat prämienrechtlich 
keine Nachteile haben, sondern zusammen eine 
gleichhohe Prämie wie zwei unverheiratete Perso- 
nen erhalten können. Im Falle der getrennten Ver- 
anlagung wird jeder Ehegatte als Einzelperson be- 
handelt. Damit soll die technische Handhabung des 
Verfahrens (Verbindung der Prämienberechnung 
mit dem Besteuerungsverfahren) erleichtert werden. 
Hinsichtlich einer familiengerechten Prämienstaffel 
erscheint es sachgerechter, lediglich den Prämien- 
satz mit der Kinderzahl ansteigen zu lassen, so daß 
sich bei gleichhoher Sparleistung die Prämie zugun- 
sten der Familie mit Kindern absolut erhöht. 

Aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit werden 
im Gesetz nunmehr Höhe der begünstigten Sparlei- 
stung und Prämiensatz (§ 29) bestimmt, aus denen 
sich rechnerisch der Prämienhöchstbetrag ergibt. Die 
neue Prämienstaffel veranschaulicht die untenste- 
hende Übersicht. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht. Sie 
soll im Zusammenhang mit § 14 Abs, 2 und § 15 
Abs, 2 letzter Satz sicherstellen, daß für vermögens- 
wirksame Leistungen — bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen — in jedem Fall eine Sparprämie 
gewährt werden kann. Hierin liegt eine zusätzliche 
Förderungsmaßnahme zugunsten der betreffenden 
Arbeitnehmer, die gleichzeitig der Vereinfachung 
dient. 


Zu § 27 — * Aufteilung des Höchstbetrags bei meh- 
reren Verträgen oder Anlagen 

Die Regelung schließt an die Vorschriften des § 26 
Abs. 1 an, wonach sich der Höchstbetrag nicht wie 
nach geltendem Recht auf die Prämie, sondern auf 
die berücksichtigungsfähigen Sparleistungen be- 
zieht. Dementsprechend wird die Prämie für den 
Fall, daß die erbrachten Sparleistungen den Höchst- 
betrag übersteigen, nicht mehr anteilig der Summe 
der Sparleistungen zugeordnet, sondern bestimmt, 
welche Sparleistungen als begünstigt gelten. Die 
Regelung, die insbesondere für die Fälle von Bedeu- 
tung ist, in denen mehrere einer Höchstbetragsge- 
meinschaft angehörende Personen Sparleistungen 
erbracht haben, schließt ein Wahlrecht der Sparer 
aus. Das entspricht dem Erfordernis einer automa- 
tionsgerechten Regelung. Gleichwohl hat der Sparer, 
weil er die Höhe seiner Einzahlungen selbst be- 
stimmt oder seinen Prämienantrag auf bestimmte 
Sparleistungen beschränken kann, praktisch einem 
Wahlrecht gleichkommende Gestaltungsmöglichkei- 
ten. 

Zu § 28 — Höchstbetragsgemeinschaft 
Zu Absatz 1 

Daß Ehegatten eine Höchstbetragsgemeinschaft bil- 
den, ergibt sich schon aus § 26 Abs. 1. Wie bisher 
werden bis zu einer bestimmten Altersgrenze auch 
die Kinder des Prämienberechtigten in die Höchst- 
betragsgemeinschaft einbezogen. Eine selbständige 
Behandlung der Kinder scheidet als Alternative 
praktisch aus, weil dann die Wirkung von Einkom- 
mensgrenze und Hödistbeträgen umgangen werden 
kann, so daß Prämien unkontrollierbar einem nicht 
förderungswürdigen Personenkreis zugute kommen. 
Die Höchstbetragsgemeinschaft von Eltern und Kin- 
dern ist im übrigen durch die typisierende Annahme 
zu rechtfertigen, daß Kinder dieses Alters im allge- 


C. SparPG 1975 


Personenkreis 

begünstigte 

Sparleistung 

Bausparbeiträge 

andere Sparleistungen 

Prämiensatz 

Prämien- 

höchst- 

betrag 

Prämiensatz 

Prämien- 

hÖchst- 

betrag 

DM 

v. H. 

DM 

v. H. 

DM 

Ledige 

800 

23 

184 

20 

160 

Ehegatten ohne Kinder 

1 600 

23 

368 

20 

320 

Ehegatten mit 






a) 2 Kindern 

1 600 

27 

432 

24 

384 

b) 4 Kindern 

1 600 

31 

496 

28 

448 

c) 6 Kindern 

1 600 

35 

560 

32 

512 


. 


.... ' - . 

. .. 

j 
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meinen noch keine eigenen Sparleistungen erbrin- 
gen, Sofern sie als Arbeitnehmer vermögenswirk- 
same Leistungen erhalten, sind diese ggf. nach § 26 
Abs. 3 außerhalb des Höchstbetrags begünstigt. 

Die notwendigen Folgerungen hinsichtlich der Ein- 
kommensgrenze, die bei Bestehen einer Höchstbe- 
tragsgemeinschaft maßgebend ist, sind in § 2 Abs. 1 
und 3 und diejenigen hinsichtlich des Prämiensatzes 
für eigene Sparleistungen der Kinder in § 29 Abs. 2 
gezogen. 

Zu Absatz 2 

Im Interesse der Rechtseinheit wie auch unter Ver- 
einfachungsgesichtspunkten schließt sich der prä- 
mienrechtliche Kinderbegriff an § 98 E-EStG 1975 an. 
Die bisherige Altersgrenze wird gegenüber § 2 
Abs. 1 SparPG 1972, § 3 Abs. 1 WoPG 1969 um. ein 
Jahr nach oben verschoben, um eine Übereinstim- 
mung mit der Altersgrenze des § 97 Abs. 2 Satz 3 
E-EStG 1975 herzustellen, bis zu der allgemein eine 
Kinderentlastung gewährt wird, ohne daß besondere 
Voraussetzungen, wie Berufsausbildung usw. vor- 
liegen müssen. Da im Prämienverfahren Kinder je 
Kalenderjahr nur im Verhältnis zu einem Sparer 
bzw. einem Elternpaar berücksichtigt werden kön- 
nen, bedarf es einer besonderen Regelung für den 
Fall, daß für dasselbe Kind nacheinander mehrere 
Personen Kinderentlastung erhalten. Die Vorschrift 
stellt darauf ab, wer im Kalenderjahr der Sparlei- 
stung überwiegend Kinderentlastung erhält. Aus 
Gründen der Gleichbehandlung werden die Kinder 
einbezogen, für die der Sparer Kinderentlastung 
nicht erhält, weil vergleichbare Leistungen aufgrund 
anderer Vorschriften gewährt werden (§ 100 E-EStG 
1975). Verheiratete Kinder unter 18 Jahren bleiben 
im Prämienverfahren unberücksichtigt, weil in die- 
sem Fall die Zusammengehörigkeit der Ehegatten 
Vorrang haben muß. 


Zu § 29 — Prämiensatz 
Zu Absatz 1 

Der Prämiensatz beträgt für Anlagearten, die z. Z. 
nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz begünstigt 
sind, also insbesondere für das Bausparen, grund- 
sätzlich 23 vom Hundert und für die anderen Spar- 
formen, d. h. insbesondere das Konten- und Wert- 
papiersparen, wie bisher nach § 2 Abs. 1 SparPG 
1972 grundsätzlich 20 vom Hundert der Sparleistun- 
gen. Die Präferenz für das Bausparen, das bisher ge- 
genüber dem Konten- und Wertpapiersparen nach 
§ 3 Abs. 1 WoPG 1969 einen 5-Punkte-Vorsprung 
hatte, ist aus wohnungsbaupolitischen Gründen ge- 
rechtfertigt. Die bisherige Zusatzprämie von 40 vom 
Hundert bzw. von 30 vom Hundert der Grundprämie 
für Sparer mit einem Einkommen bis zu 6 000 DM 
bei Ledigen / 12 000 DM bei Verheirateten (§ 2 
Abs. 3 SparPG 1972; § 3 Abs. 3 WoPG 1969) soll im 
Zusammenhang mit der Einführung der allgemeinen 
Einkommensgrenze (§ 1 Nr. 2) entfallen. Zur Höhe 
der Prämiensätze wird im übrigen auf die Ausfüh- 
rungen zu § 26 Abs. 1 und 2 hingewiesen. 


Zu Absatz 2 

Die Regelung, wonach auch für Sparleistungen der 
betreffenden Kinder der für die Eltern maßgebende 
Prämiensatz gilt, ist eine Konsequenz der in § 28 
I geregelten Höchstbetragsgemeinschaft. 

Zu § 30 — Festlegung und Verwendung der Spar- 
prämie 

Die Vorschrift betrifft die Fälle, in denen Sparprä- 
mien nach § 39 Abs. 1 (z. B. bei Bausparverträgen) 
oder nach § 41 Nr. 2 (z. B. bei Kapitalversicherungen 
! auf den Erlebens- oder Todesfall nach Ablauf der 
Festlegungsfrist) während der Laufzeit des Vertrags 
an das Unternehmen auszuzahlen sind. Entsprechend 
der allgemeinen Zielsetzung des Gesetzes, die Ver- 
mögensbildung zu fördern, soll die Sparprämie in 
einer der jeweiligen Anlageart angemessenen 
Weise zusammen mit den Sparbeiträgen, für die sie 
gewährt wird, angelegt werden. Im übrigen führt 
diese Verfügungsbeschränkung praktisch zur Gleich- 
behandlung gegenüber Fällen, in denen die Prämie 
i nach § 40 (z. B. bei Kontensparverträgen) grundsätz- 
lich erst nach Ablauf der Festlegungsfrist ausge- 
zahlt wird. 


IV. Entfallen des Prämienanspruchs 

Zu § 31 — Entfallen des Prämienanspruchs 
Zu Absatz 1 

Für die Gewährung der Sparprämie ist Vorausset- 
zung, daß die betreffende Sparleistung für die 
Dauer der Festlegungsfrist festgelegt wird. Die prä- 
mienschädliche vorzeitige Verfügung (§ 18) muß 
deshalb zum Verlust des Prämienanspruchs führen. 
Die Worte . . so entfällt der Prämienanspruch mit 
Wirkung für die Vergangenheit'' schließen an die 
Vorschrift des § 156 Nr. 2 EAO (Drucksachen VI/1982 
und 7/79) an. Der zugrunde liegende Prämienbe- 
scheid ist danach, vorbehaltlich des § 44 Abs. 2, 
aufzuheben oder zu ändern. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift bestimmt, welche Beträge als prä- 
mienschädlich verwendet gelten, wenn der Sparer 
nur über einen Teil der aufgrund eines Vertrags 
erbrachten Sparleistungen oder Anlagen prämien- 
schädlich verfügt. Angesichts einer Vielzahl von 
Möglichkeiten und Zusammenhänge würde die Fest- 
legung einer bestimmten Reihenfolge, die an sich 
unter verwaltungsmäßigen Gesichtspunkten zu be- 
vorzugen wäre, nicht in jedem Fall der Interessen- 
lage des Sparers entsprechen. Um nach Möglichkeit 
jede Unbilligkeit auszuschließen, wird ihm ein 
Wahlrecht eingeräumt, welche Sparbeiträge als von 
der schädlichen Verfügung betroffen gelten. 

Zu Absatz 3 

Zur Behebung von Zweifeln, die auch die Recht- 
sprechung bisher nicht beseitigt hat, soll im Gesetz 
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nunmehr ausdrücklich bestimmt werden, wie zu ver- 
fahren ist, wenn die Bausparsumme oder die auf- 
grund einer Beleihung empfangenen Beträge teils 
prämienschädlich, teils prämienunschädlich verwen- 
det worden sind. Die getroffene Regelung bedeutet i 
gegenüber der bisherigen Verwaltungspraxis, die 
eine Verhältnisrechnung vorsieht (vgl. Abschnitt 94 
Abs. 5 EStR 1972), eine Verbesserung und stellt die 
für den Bausparer günstigste Berechnungsmöglich- , 
keit dar. 


V. Anwendung des allgemeinen Abgabenrechts, 
Verfahren 

1. Allgemeine Vorschriften 

Zu § 32 — Anwendung der Abgabenordnung 

Im Gegensatz zum bisherigen Prämienrecht, das nur 
einzelne Vorschriften der Abgabenordnung für an- 
wendbar erklärt, soll nunmehr bestimmt werden, 
daß grundsätzlich die Vorschriften der Abgaben- 
ordnung für Steuervergütungen für die Sparprämie 
und das Prämienverfahren anzuwenden sind. Dies 
entspricht dem Grundsatz, daß die Abgabenordnung, 
insbesondere auch bei nicht steuerlichen Gesetzen, 
die die Finanzverwaltung durchzuführen hat, mög- 
lichst weitgehend angewendet werden sollte. 

Der Wortlaut stimmt mit anderen Gesetzen, die die 
Vorschriften der Abgabenordnung für anwendbar 
erklären, überein (vgl. z. B. wegen des Berlinförde- 
rungsgesetzes und des Investitionszulagengesetzes 
die Artikel 6 und 49 des Entwurfs eines Einfüh- 
rungsgesetzes zur Abgabenordnung — Druck- 
sachen VI/3528 und 7/261). übernommen wird dabei 
auch die Klarstellung, daß § 144 EAO (betr. abwei- 
chende Festsetzung von Steuern aus Billigkeitsgrün- 
den), der in einem Massenverfahren wie dem des 
Sparprämiengesetzes nicht praktikabel wäre, keine 
entsprechende Anwendung findet. Anwendbar ist 
dagegen § 208 EAO, wonach Ansprüche auf Rück- 
forderung ausgezahlter Prämien aus Billigkeitsgrün- 
den erlassen werden können. Dies entspricht insge- 
samt der bisherigen Praxis, wonach auf Rückforde- 
rungsansprüche, wenn nicht aufgrund von § 131 AO, 
so nach § 54 der Reichshaushaltsordnung und § 66 
der Reichswirtschaftsbestimmungen bzw. den ent- 
sprechenden landesrechtlichen Bestimmungen ver- 
zichtet werden kann. 

In den folgenden Vorschriften sind deshalb, insbe- 
sondere hinsichtlich des Verfahrens, nur noch die- 
jenigen Regelungen zu treffen, die sich nicht bereits 
aus der Abgabenordnung ergeben oder bei denen 
aus besonderen Gründen davon abqewichen werden 
soll. 

Zu § 33 — Anwendung der Finanzgerichtsordnung 

Die Eröffnung des Finanzrechtswegs ist geboten, da 
die Sparpiäinien von den Finanzämtern verwaltet 
werden (§ 34 Abs. 2). Nach § 33 Abs. 1 Nr. 4 der 
Finanzgerichtsordnung ist dafür eine besondere An- 


wendbarkeitserklärung erforderlich. Sie entspricht 
dem geltenden Recht (§ 3 Abs. 7 SparPG 1972, § 8 
Abs. 1 WoPG 1969). 


2. Besondere Vorschriften 
Zu § 34 — Sachliche Zuständigkeit 
Zu Absatz 1 

Die Vorschrift, daß dieses Gesetz wie das bisherige 
Spar-Prämiengesetz und Wohnungsbau-Prämienge- 
setz im Auftrag des Bundes von den Ländern durch- 
geführt wird, entspricht Art. 104 a Abs. 3 GG. 

Zu Absatz 2 

Die Verwaltung der Sparprämien ist wegen der 
materiellen und verfahrensrechtlichen Verknüpfung 
des Prämienrechts mit der Einkommensbesteuerung 
entsprechend der bisherigen Praxis den Finanzäm- 
tern zu übertragen. Hierzu bedarf es nach § 17 
Abs. 2 Satz 2 des Finanzverwaltungsgesetzes einer 
ausdrücklichen Regelung. 

Zu Absatz 3 

Die Ermächtigung, wonach die Auszahlung der Spar- 
prämien durch Rechtsverordnung der Landesregie- 
rung einer anderen Stelle als den Finanzämtern 
übertragen werden kann, ist vorsorglich aufgenom- 
men worden, falls sich das, z. B. zur Zentralisierung 
der Prämienauszahlungen in den Fällen des § 40, 
für zweckmäßig erweisen sollte. 

Zu § 35 — örtliche Zuständigkeit 
Zu Absatz 1 

Da nach § 38 Abs. 2 die Prämienfestsetzung verfah- 
rensmäßig zusammen mit der Steuerfestsetzung vor- 
zunehmen ist, muß die örtliche Zuständigkeit der 
Finanzämter für beide Verfahren übereinstimmen. 
Die Vorschrift bestimmt deshalb, daß für die Fest- 
setzung der Sparprämie jeweils das Finanzamt zu- 
ständig ist, das für den betreffenden Sparer die 
Einkominensteuerveranlagung oder den Lohnsteuer- 
Jahresausgleich durchzuführen hat. Bei Sparern, für 
die weder die Einkommensteuerveranlagung noch 
ein Lohnsteuer-Jahresausgleich durchzuführen ist, 
richtet sich die Zuständigkeit im Prämienverfahren 
ebenfalls nach der für den Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich bestehenden Regelung. Das wird in Nummer 

2 durch die Worte oder durchzuführen hätte 

zum Ausdruck gebracht. 

Zu Absatz 2 

Im Besteuerungsverfahren können für Eltern und 
Kinder, die nach § 28 Abs. 1 Nr. 2 eine Höchstbe- 
tragsgemeinschaft bilden, verschiedene Finanzämter 
zuständig sein. Es bedarf deshalb für das Präinien- 
verfahren einer besonderen Regelung, die die über- 
einstimmende Zuständigkeit in diesen Fällen 
sicherstellt. 
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Zu Absatz 3 

Diese Vorschrift stellt im Hinblick auf die besondere 
Zuständigkeitsregelung des Absatzes 4 klar, daß 
das nach Absatz 1 für die Prämienfestsetzung zu- 
ständige Finanzamt in jedem Fall für die Auszah- 
lung der Sparprämien nach § 40 zuständig bleiben 
soll, z. B. auch dann, wenn der Sparer zwischen- 
zeitlich seinen Wohnsitz in den Bezirk eines ande- 
ren Finanzamts verlegt hat. Eine derartige Regelung 
erscheint insbesondere für ein automatisiertes Aus- 
zahlungsverfahren zweckmäßig. 

Zu Absatz 4 

In bestimmten Fällen muß das Prämienverfahren 
nachträglich wieder aufgerollt werden (z. B. Wegfall 
des Prämienanspruchs nach § 31). Hier soll bei einem 
Wohnsitzwechsel des Sparers die Zuständigkeit für 
die weitere Durchführung des Prämienverfahrens 
jeweils auf das Finanzamt übergehen, das die Spar- 
prämien für das letzte Jahr zu gewähren hat oder 
— falls dem Sparer Sparprämien für dieses Kalen- 
derjahr nicht zustehen — zu gewähren hätte. Da- 
durch wird erreicht, daß für alle Sparprämienange- 
legenheiten eines Sparers, gleichgültig, auf welches 
Kalenderjahr sie sich beziehen, jederzeit nur e i n 
Finanzamt zuständig sein kann. Das ist insbeson- 
dere dann zweckmäßig, wenn über Sparleistungen, 
die aufgrund eines Sparvertrags in mehreren 
Kalenderjahren geleistet worden sind, vorzeitig 
verfügt wird, so daß über den Prämienfall im gan- 
zen nachträglich neu entschieden werden muß. 


Vorbemerkungen zu §§ 36 bis 42 

Nach den Verfahrensvorschriften des SparPG 1972 
und des WoPG 1969 ist der Prämienantrag vom 
Sparer jeweils bei dem Unternehmen zu stellen, mit 
dem er den Vertrag abgeschlossen hat. Das Unter- 
nehmen bestätigt die Höhe der Sparleistung und 
leitet den Prämienantrag an das zuständige Finanz- 
amt weiter, das alsdann darüber entscheidet. Einen 
förmlichen Prämienbescheid erteilt das Finanzamt 
nur auf besonderen Antrag. 

Die Wohnungsbauprämie zahlt das Finanzamt unmit- 
telbar nach ihrer Festsetzung, die Sparprämie da- 
gegen erst auf Anforderung des Unternehmens 
nach Ablauf der Festlegungsfrist zugunsten des 
Sparers an das kontoführende Unternehmen aus. 
In Todes- und Heiratsfällen sowie in den Fällen 
der völligen Erwerbsunfähigkeit ist eine vorzeitige 
Auszahlung der Sparprämie vorgesehen. Die nach- 
trägliche Auszahlung der Sparprämie in einem zwei- 
ten Verfahrensgang ist seinerzeit eingeführt wor- 
den, um die Belastungen des Haushalts mit Prämien- 
zahlungen möglichst hinauszuschieben. Damit dem 
Sparer hieraus — insbesondere im Vergleich zur 
Wohnungsbauprämie — kein Nachteil erwächst, 
wird der Prämienanspruch verzinst. Die Zinsen 
zahlt das Finanzamt bei Fälligkeit zusammen mit 
der Prämie an das Unternehmen aus. 

Das bisherige, im wesentlichen manuell ablaufende 
Prämienverfahren ist angesichts der in den letzten 
Jahren sprunghaft gestiegenen und voraussichtlich 
auch noch weiterhin ansteigenden Zahl der prämien- 


| begünstigten Sparverträge kaum noch praktikabel. 

| Deshalb ist neben der Zusammenfassung von Spar- 
Prämiengesetz und Wohnungsbau-Prämiengesetz zu 
! einem einheitlichen Gesetz vorgesehen, die Prämien- 
festsetzung mit der Einkommensteuerveranlagung 
bzw. dem Lohnsteuer-Jahresausgleich zu verbinden. 
Der Prämienantrag soll vom Sparer dementsprechend 
! nicht mehr beim Unternehmen, sondern ggf. zusam- 
men mit seiner Einkommensteuererklärung oder dem 
Antrag auf Durchführung des Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleichs unmittelbar beim Finanzamt eingereicht wer- 
den. Die erbrachten Sparleistungen weist der Sparer 
dabei durch eine besondere Bestätigung nach, die 
ihm das Unternehmen zur Verfügung zu stellen hat. 
Wird der Sparer zur Einkommensteuer veranlagt 
oder wird für ihn ein Lohnsteuer-Jahresausgleich 
durchgeführt, so wird über den Prämienantrag zu- 
sammen mit der Steuerfestsetzung entschieden. 
Seine Entscheidung teilt das Finanzamt dem Sparer 
in jedem Fall durch einen schriftlichen Bescheid mit. 
Das Unternehmen erhält gleichzeitig eine entspre- 
! cnende Benachrichtigung. Für Bausparbeiträge sowie 
die anderen bisher nach dem WoPG 1969 begün- 
: stigten Aufwendungen soll die Sparprämie sofort, 
j im übrigen wie bisher nach dem SparPG 1972 bei 
; Ablauf der Festlegung ausgezahlt werden. 

| Das neue Verfahren wird für alle daran Beteiligten 
! zu einer erheblichen Vereinfachung führen. Die 
; Unternehmen werden von der Verteilung, Rück- 
nahme und Weiterleitung der Prämienanträge an 
das Finanzamt entlastet. Sie brauchen dem Sparer 
lediglich die Bestätigung, deren Ausgabe sich auto- 
matisieren läßt, zu erteilen. Der Sparer hat, auch 
wenn er mit mehreren Unternehmen Sparverträge 
abgeschlossen hat, jährlich nur noch einen Prämien- 
antrag zu stellen, der, sofern er mit der Ein- 
| kommensteuererklärung oder dem Antrag auf 
Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs ge- 
; koppelt ist, in diesen Formularen auf wenige Zeilen 
I beschränkt werden kann. Die Verbindung der Prä- 
mienfestsetzung mit dem Besteuerungsverfahren 
| führt für die Finanzverwaltung zu einer Rationalisie- 
rung, weil die für das Prämienverfahren zugrunde 
zu legenden persönlichen Daten (wie Name, An- 
schrift, Familienstand usw.) grundsätzlich mit denen 
übereinstimmen, die auch aus steuerlichen Gründen 
zu erfassen sind. Die Prüfung von Einkommens- 
grenze und Kumulierungsverbot sowie die Prämien- 
berechnung selbst können automatisiert werden, so 
daß der manuelle Aufwand, der durch die Prämien- 
festsetzung zusätzlich entsteht, in diesen Fällen 
auf ein Minimum reduziert ist. Aber auch dann, 
wenn für den betreffenden Sparer ein besonderes 
Steuerfestsetzungsverfahren nicht in Betracht 
kommt, ist das neue Verfahren einfacher. Darüber 
hinaus bietet die vorgeschlagene Neuregelung 
schließlich die Gewähr dafür, daß das Prämienver- 
fahren auch als Massenverfahren sicher und gleich- 
mäßig durchgeführt werden kann. 

Für den Fall, daß bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
bei den Ländern die organisatorischen Vorausset- 
! zungen für die Umstellung des Prämienverfahrens 
I und dessen maschinelle Durchführung nicht geschaf- 
; fen werden können, enthält § 51 Abs. 1 die Ermächti- 
I gung zum Erlaß von Durchführungsvorschriften, die 
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für eine Übergangszeit auch eine personelle Durch- 
führung des neuen Verfahrens ermöglichen sollen. 


Zu § 36 — Bestätigung der Unternehmen 
Zu Absatz 1 

Die Vorschrift verpflichtet die Unternehmen — ent- 
sprechend der bisherigen Praxis — die Höhe der 
vom Sparer erbrachten Sparleistungen sowie das 
Vorliegen der Voraussetzungen für die Gewährung 
der Sparprämie zu bestätigen. Den Bestätigungen 
der Unternehmen kommt für das vorgesehene neue 
Prämienverfahren besondere Bedeutung zu. Erst 
nach Erteilung der Bestätigung kann das Prämien- 
festsetzungsverfahren und damit im Zusammenhang 
ggf. auch das Steuerfestsetzungsverfahren (vgl. 
§ 37 Abs. 2 und 3, § 38 Abs. 2) anlaufen. Den Un- 
ternehmen muß deshalb, um Verzögerungen, insbe- 
sondere beim Lohnsteuer-Jahresausgleich entgegen- 
zuwirken, die Verpflichtung auferlegt werden, die 
Bestätigungen unverzüglich zu erteilen. Im Inter- 
esse eines möglichst rationellen Arbeitsablaufs bei 
der Finanzverwaltung ist es erforderlich, daß die 
Bestätigungen auf einem einheitlichen Muster erteilt 
werden und im übrigen alle Angaben enthalten, die 
für die Festsetzung und Auszahlung der Sparprämie 
von Bedeutung sind. Nach Nummer 7 der Vorschrift 
soll die Höchstgrenze (§ 14) bereits in der Bestäti- 
gung für das dritte auf das Kalenderjahr des Ver- 
tragsabschlusses folgende Kalenderjahr angegeben 
werden, damit der Sparer rechtzeitig über die Hohe 
der von nun ab begünstigten Sparleistungen unter- 
richtet ist. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift regelt, welchem Kalenderjahr die 
Sparleistungen zuzuordnen sind. Dabei wird für die 
in Nummer 1 bezeichneten Anlagearten grundsätz- 
lich auf den Zahlungseingang beim Unternehmen 
abgestellt, der im allgemeinen auch für die Buchung 
auf dem Konto des Sparers maßgebend ist oder 
aber leicht festgestellt werden kann. Außerdem wird 
dadurch erreicht, daß die Höhe der Sparleistung mit 
Ablauf des Kalenderjahrs endgültig feststeht, so 
daß die Bestätigungen der Unternehmen ohne zeit- 
liche Verzögerungen erteilt werden können. Dieses 
Zuflußprinzip soll, um einen optimalen Vereinfa- 
chungseffekt zu erreichen und um zu vermeiden, daß 
die Verbindung der Prämienfestsetzung mit dem Be- 
steuerungsverfahren zu einer zeitlichen Verzöge- 
rung von Steuererstattungen insbesondere im Rah- 
men des Lohnsteuer-Jahresausgleichs führt, auch für 
vermögenswirksame Leistungen gelten. Dabei muß 
in Kauf genommen werden, daß solche Leistungen, 
sofern sie gegen Ende des alten oder zu Beginn 
des neuen Jahres überwiesen werden, prämienrecht- 
lich unter Umständen einem anderen Kalenderjahr 
als für Zwecke der Arbeitnehmer-Sparzulage zuge- 
ordnet werden. Eine Ausnahme gilt nur für Spar- 
leistungen, die im Fall des § 5 Abs. 4 nicht an das 
Kreditinstitut geleistet werden. In diesem Fall wird 
auf den Abfluß beim Arbeitnehmer abgestellt, da 


der Arbeitgeber dem Kreditinstitut gegenüber nur 
diesen Zeitpunkt bestätigen kann. 

I Zu Absatz 3 

Im Hinblick auf die Schlüsselstellung, die den Be- 
| stätigungen der Unternehmen im vorgeschlagenen 
, neuen Verfahren zukommt, müssen Zweitschriften 
der Bestätigungen unverwechselbar gekennzeichnet 
werden. Erkennt das Unternehmen, daß es dem Spa- 
I rer eine unrichtige Bestätigung erteilt hat, so soll 
j es, damit der Fehler nicht erst auf dem Umwege 
| über eine Anzeige nach § 43 Abs. 1 Nr. 1 korrigiert 
i werden muß, nach Möglichkeit die unrichtige Bestä- 
! tigung gegen die berichtigte austauschen, bevor sie 
j der Sparer dem Finanzamt vorlegt. 


Zu § 37 — Antrag 
Zu Absatz 1 

Die Frist für den Prämienantrag muß wegen der 
vorgesehenen verfahrensmäßigen Verbindung von 
j Prämienfestsetzung und Steuerfestsetzung (Ab- 
! satz 3, § 38 Abs. 2) mit den Fristen übereinstimmen, 
die für die Einkommensteuererklärung und den An- 
trag auf Durchführung des Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleichs gelten (§ 121 Abs. 4 und 5, § 148 Abs. 2 
E-EStG 1975). Das ist durch Satz 1 sichergestellt. Im 
übrigen muß nach Absatz 3 Satz 2 die Prämienan- 
tragsfrist das Schicksal der für das betreffende Be- 
steuerungsverfahren geltenden Erklärungs- bzw. 
Antragsfrist teilen. Eine gesonderte Verlängerungs- 
möglichkeit der Frist für den Prämienantrag er- 
scheint wegen seiner Einfachheit sachlich nicht ge- 
I boten. Das Rechtsinstitut der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand (§ 17 EAO) bleibt unberührt. 

Zu Absatz 2 

Die Bestätigung der Unternehmen, die der Sparer 
dem Finanzamt zum Nachweis der begünstigten 
Sparleistungen vorzulegen hat, enthalten neben der 
Höhe der Sparleistung alle sonstigen für das Ver- 
fahren erforderlichen Angaben. Sie müssen deshalb 
als Grundlage für die Festsetzung und Auszahlung 
der Sparprämien beim Finanzamt verbleiben. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift, wonach der Prämienantrag grund- 
sätzlich in Verbindung mit der Einkommensteuer- 
erklärung bzw. mit dem Antrag auf Durchführung 
des Lohnsteuer-Jahresausgleichs zu stellen ist, sind 
durch das vorgesehene neue Prämienverfahren be- 
dingt. Um den beabsichtigten Vereinfachungseffekt 
für die Verwaltung zu sichern, können Ausnahmen 
von diesem Grundsatz nicht schon entsprechend der 
Interessenlage des Sparers, sondern nur dann zu- 
gelassen werden, wenn dies aus zwingenden Grün- 
den, die Besteuerungsverfahren liegen, unumgäng- 
lich ist. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift soll dem Finanzamt in den in Betracht 
kommenden Fällen die Prüfung des Einkommens 
erleichtern. 
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Zu Absatz 5 

Im Interesse der Verwaltungsvereinfachung wird, 
soweit es nicht schon aus Absatz 3 Satz 1 folgt, aus- 
drücklich vorgeschrieben, daß Personen, die eine 
Höchstbetragsgemeinschaft bilden, einen gemein- 
samen Prämienantrag stellen müssen. Bei unter 18 
Jahre alten Kindern, die auch im Falle der Höchst- 
betragsgemeinschaft mit ihren Eltern subjektiv 
prämienberechtigt (§ 1) sind, richtet sich die Höhe 
der Prämie nach den persönlichen Verhältnissen der 
Eltern (§ 2 Abs. 4, § 29 Abs. 2). Es wird deshalb vor- 
geschrieben, daß der Prämienantrag für Kinder so 
gestellt wird, als ob die Eltern Sparer wären. 


Zu § 38 — Festsetzung der Sparprämie 
Zu Absatz 1 

Die Sparprämie soll — wie bisher — ausnahmslos j 
jeweils erst nach Ablauf des Kalenderjahrs der 
Sparleistung festgesetzt werden. Im Hinblick auf 
die vorgesehene maschinelle Durchführung der 
Prämienfestsetzung ist es möglich, die Sparprämie 
durch einen förmlichen Bescheid (§ 136 EAO), der 
nach dem geltenden Recht des SparPG und des 
WoPG nur auf besonderen Antrag erteilt wird, fest- 
zusetzen. Dies dient der Rechtssicherheit. 

Zu Absatz 2 

Die Verbindung der Prämienfestsetzung bei Sparern, 
die zur Einkommensteuer veranlagt werden oder für 
die ein Lohnsteuer-Jahresausgleich durchgeführt 
wird, mit dem betreffenden Besteuerungsverfahren 
ist das Kernstück der neuen Verfahrensregelung 
(vgl. dazu die Vorbemerkungen zu den §§ 36 bis 42). 
Ausnahmen von dieser verfahrensmäßigen Verbin- 
dung können deshalb, wenn der gebotene Verein- 
fachungseffekt erreicht werden soll, nur aus zwin- 
genden Gründen zugelassen werden, so z. B., wenn 
die vorherige Steuerfestsetzung zur Sicherung des 
Steueranspruchs oder bei Wegfall der unbeschränk- 
ten Einkommensteuerpflicht (§ 115 Abs. 2 Satz 4, 

§ 148 Abs. 2 Satz 2 E-EStG 1975) geboten ist. 

Durch § 116 Abs. 1 Nr. 1 E-EStG 1975 wird sicher- 
gestellt, daß Sparer, die eine Sparprämie beantragt 
haben, deren Einkommen jedoch die in § 2 genann- 
ten Einkommensgrenzen übersteigt, in jedem Fall 
zur Einkommensteuer veranlagt werden. 

Zu Absatz 3 

Den Unternehmen sind im Prämienverfahren be- 
stimmte Pflichten auferlegt (z. B. Anforderung der 
Prämie in den Fällen des § 40 Abs. 2, Anzeige- 
pflichten nach § 43, Rückzahlung der Sparprämien 
nach § 45 Abs. 1), die sie nur dann erfüllen können, 
wenn ihnen der zugrunde liegende Sachverhalt be- 
kannt ist. Die Finanzämter müssen deshalb die 
Unternehmen von jeder Prämienfestsetzung unter- 
richten und ihnen dabei die Daten mitteilen, die für 
die weitere Bearbeitung bei den Unternehmen er- 
forderlich sind. I 


| Zu § 39 — Auszahlung der Sparprämie für Spar- 
| leistungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 4 

| bis 6 — 

Soweit die Sparprämie für Bausparbeiträge, Beiträge 
aufgrund von Baufinanzierungsverträgen und Auf- 
: Wendungen für den Ersterwerb von Geschäftsantei- 
len an Bau- und Wohnungsgenossenschaften ge- 
währt wird, soll sie unmittelbar nach Bekanntgabe 
des Prämienbescheids zugunsten des Sparers an das 
kontoführende Unternehmen ausgezahlt werden, 
das sie nach den Vorschriften des § 30 festzulegen 
hat. Dies entspricht der bisherigen Regelung des 
Wohnungsbau-Prämiengesetzes. 

Zu § 40 — Auszahlung der Sparprämie für Spar- 
leistungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 — 

Zu Absatz 1 

Da eine Harmonisierung des Auszahlungsverfahrens 
aus haushaltsmäßigen Gründen nicht vorgeschlagen 
werden kann, muß es hinsichtlich der Prämien für 
Sparbeiträge, die zur Zeit nach dem Spar-Prämien- 
gesetz begünstigt sind, bei dem gegenwärtigen Aus- 
zahlungsverfahren bleiben. Die gewährten Spar- 
prämien können deshalb grundsätzlich erst zum Ab- 
lauf der Festlegungsfrist bzw. vorzeitig in den Fäl- 
len der Heirat, des Todes oder des Eintritts der Er- 
werbsunfähigkeit ausgezahlt werden. 

Zu Absatz 2 

Nach dem derzeitigen Spar-Prämienverfahren for- 
dert das kontoführende Unternehmen die auszuzah- 
lenden Prämien beim Finanzamt an, das vor der 
Auszahlung eine nochmalige Überprüfung des Prä- 
mienanspruchs an Hand der Prämienakten vorzu- 
nehmen hat. Das neue Verfahren sieht in diesem 
Punkt eine wesentliche Vereinfachung vor: Eine An- 
forderung der Sparprämien durch die Unternehmen 
ist nur noch bei vorzeitiger Fälligkeit (Tod, Heirat 
oder Eintritt der Erwerbsunfähigkeit) erforderlich. 
Im übrigen sind die bei Ablauf der Festlegungsfrist 
auzuzahlenden Prämien von Amts wegen an die Un- 
ternehmen zu überweisen. Eine nochmalige Über- 
prüfung des Prämienanspruchs durch das Finanzamt 
wird dabei grundsätzlich nicht mehr erforderlich 
sein. Die Auszahlung der Prämien wird damit zu 
einem reinen Zahlungsvorgang und kann zur weite- 
ren Vereinfachung einer zentralen Stelle übertragen 
werden (vgl. § 34 Abs. 3). 

Soweit die Prämien vom Unternehmen angefordert 
werden, ist es im Interesse eines möglichst rationel- 
len Arbeitsablaufs erforderlich, daß dafür einheit- 
liche Vordrucke verwendet werden. 


Zu § 41 — Auszahlung der Sparprämie für Spar- 
leistungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 7 
und 8 — 

Die Vorschrift betrifft das Auszahlungsverfahren bei 
Kapitalversicherungen auf den Erlebens- oder To- 
desfall (§ 10) und bei Darlehnsverträgen mit dem 
Arbeitgeber (§ 11). Diese Anlagearten sollen hin- 
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sichtlich des Zeitpunkts der Prämienauszahlung 
grundsätzlich den bisher nach dem SparPG begün- 
stigten Verträgen gleichgestellt werden. Bei den be- 
zeichneten Anlagearten ist die der Festlegungsfrist 
entsprechende Vertragsdauer nur eine Mindestfrist. 
Sparbeiträge werden deshalb u. U. weit über die 
Festlegungsfrist hinaus geleistet. Soweit dies der 
Fall ist, erscheint es allerdings weder billig noch 
unter verwaltungsmäßigen Gesichtspunkten zweck- | 
mäßig, die Auszahlung der Sparprämie bis zum Ende i 
der Vertragslaufzeit hinauszuschieben. Es bietet sich I 
deshalb folgende Unterscheidung an: 

Sparprämien für Sparleistungen, die der Sparer vor j 
Beginn des Kalenderjahrs, in dem die Festlegungs- ! 
frist endet, geleistet hat, werden nach den Grund- 
sätzen des § 40 und Sparprämien für Sparleistungen 
nach diesem Stichtag werden nach den Grundsätzen 
des § 39 behandelt. 

Für die Verwendung und Festlegung der Prämie 
gilt § 30. 

Zu § 42 — Verzinsung der Sparprämie 
Zu Absatz 1 

Soweit die Sparprämien in den Fällen der §§ 40, 41 
aus haushaltsmäßigen Gründen nicht unmittelbar 
nach der Bekanntgabe des Prämienbescheids, son- 
dern grundsätzlich erst bei Ablauf der Festlegungs- 
frist ausgezahlt werden, soll dem Sparer — wie bis- 
her nach § 3 Abs. 5 SparPG 1972 — ein Zinsausgleich 
in Höhe von 4 vom Hundert jährlich gewährt wer- 
den. Die Bestimmungen über das Ende des Zinslaufs 
beruhen auf Gründen der Verwaltungsvereinfa- 
chung. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift bestimmt für Kapitalversicherungen 
auf den Erlebens- oder Todesfall (§ 10) sowie für 
Dari ehns vertrüge mit dem Arbeitgeber (§ 11), daß 
die anfallenden Prämienzinsen hinsichtlich ihrer 
Verwendungsmöglichkeit das Schicksal der Sparprä- 
mie teilen. 


Zu § 43 — Anzeigepflichten 
Zu Absatz 1 

Es ist zur Durchführung des Prämienverfahrens er- 
forderlich, daß die Unternehmen — wie bisher — 
bestimmte Anzeigepflichten gegenüber dem Finanz- 
amt erfüllen. Anzeigepflichtig sind die Tatbestände, 
bei denen die Prämienfestsetzung aufzuheben oder 
zu ändern ist oder das Unternehmen die Prämien- 
unschädlichkeit des Sachverhalts nicht abschließend 
beurteilen kann, so daß dem Finanzamt Gelegenheit 
zur Überprüfung des Prämienanspruchs gegeben 
werden muß. 

Zu Absatz 2 

Um die Arbeitsabläufe bei den beteiligten Stellen 
möglichst einfach zu gestalten, ist es erforderlich, 
daß die Anzeigen auf vorgeschriebenen Formularen 
erstattet werden und im übrigen alle Angaben ent- 


I halten, die zur Bearbeitung bei den Finanzämtern 
■ erforderlich sind. 

Zu den Absätzen 3 bis 5 

Die dem Arbeitgeber, der Schuldenverwaltung und 
dem Sparer selbst auferlegten Anzeigepflichten sind 
erforderlich, weil in den bezeichneten Fällen das 
Unternehmen keine Kenntnis von der prämienschäd- 
lichen Verfügung zu haben braucht. 


Zu § 44 — Aufhebung und Änderung der Prämien- 
festsetzung 

Zu Absatz 1 

Da das Prämienverfahren als Massenverfahren so 
einfach wie möglich durchgeführt werden muß, läßt 
sich nicht ausschließen, daß Anzeigen des Unterneh- 
mens, die schon vor Abschluß des Festsetzungsver- 
fahrens beim Finanzamt eingehen, erst nach Festset- 
zung der betreffenden Sparprämien ausgewertet 
werden können. Die Vorschrift stellt sicher, daß der 
betreffende Prämienbescheid in derartigen Fällen 
ggf. auch dann aufgehoben oder geändert werden 
kann, wenn der Tatbestand des § 154 EAO, der eine 
Aufhebung oder Änderung nur bei Bekanntwerden 
neuer Tatsachen oder Beweismittel zuläßt, nicht ge- 
geben ist. 

Zu Absatz 2 

Abweichend von den Vorschriften der Abgaben- 
ordnung (vgl. §§ 128, 136 Nr. 3, 138 EAO) soll zur 
Vereinfachung des Prämienverfahrens zugelassen 
werden, daß eine Prämienfestsetzung mit Zustim- 
mung des Sparers aufgehoben oder geändert werden 
kann, ohne daß hierüber ein förmlicher Bescheid er- 
teilt wird. Diese Vereinfachungsmaßnahme ist für 
prämienschädliche Verfügungen gedacht, bei denen 
der Sachverhalt unstreitig und der Sparer sich über 
den Verlust des Prämienanspruchs im Klaren ist. 
Es ist der Praxis überlassen, von dieser Verein- 
fachungsmöglichkeit in geeigneter Weise Gebrauch 
zu machen. 

Zu Absatz 3 

Ebenso wie dem Unternehmen die Einzelheiten der 
Prämienfestsetzung mitgeteilt werden müssen (vgl. 
§ 38 Abs. 3), ist es für das Verfahren erforderlich, 
es von einer Aufhebung oder Änderung der Prä- 
mienfestsetzung zu unterrichten. 


Zu § 45 — Rückzahlung der Sparprämie 
Zu Absatz 1 

Zur weiteren Vereinfachung des Verfahrens wird 
in Nummer 1 bestimmt, daß die Sparprämien, auf 
die der Sparer nach einer prämienschädlichen Ver- 
fügung über die betreffenden Sparbeiträge keinen 
Anspruch mehr hat, nach Möglichkeit sogleich vom 
anzeigepflichtigen Unternehmen zurücküberwiesen 
werden, ohne daß es dazu einer besonderen Auf- 
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forderung des Finanzamts bedarf. In dieser Weise 
ist in der Praxis zum Teil schon verfahren worden. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschriften enthalten die erforderliche Rege- 
lung, wenn die vereinfachte Abwicklung der Prä- 
mienrückzahlung nach Absatz 1 nicht zum Zuge 
kommt, so daß es einer besonderen Rückforderung 
durch das Finanzamt bedarf. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift betrifft Prämienzinsen, die das Schick- 
sal der zurückzuzahlenden Sparprämie teilen, für 
die sie gewährt worden sind. 


Zu § 46 — Maßgeblichkeit der im Besteuerungs- 
verfahren getroffenen Entscheidungen 

Die Vorschriften entsprechen der Billigkeit sowie 
der Verwaltungs- und Prozeßökonomie. Absatz 1, 
wonach den im Besteuerungsverfahren getroffenen 
Entscheidungen Bindungswirkung für das Prämien- 
verfahren zukommt, ist § 334 Abs. 2 EAO nachge- 
bildet, Absatz 2 Nr. 2 Satz 2 entspricht § 152 Abs. 6 
EAO. Wird die Prämienfestsetzung nachträglich 
wegen überschreiten der Einkommensgrenzen auf- 
gehoben, so kann bei Bausparbeiträgen von Amts 
wegen die Einkommensteuerermäßigung gewährt 
werden (vgl. § 93 Abs. 3 E-EStG 1975). 


Zu § 47 — Verfahren im Fall der Abtretung der 
Ansprüche aus einem Bausparvertrag 

Nach § 21 Abs. 1 Nr. 2 ist die Abtretung der An- 
sprüche aus einem Bausparvertrag prämienunschäd- 
lich, wenn der neue Bausparer die betreffenden 
Bausparmittel unverzüglich und unmittelbar nach 
ihrem Empfang zum Wohnungsbau für den Abtre- 
tenden oder dessen Angehörige verwendet. Sofern 
eine solche Verwendung nicht sogleich nach der 
Abtretung erfolgt, soll für die verfahrensmäßige 
Behandlung in der Zwischenzeit zunächst von der 
Verwendungsabsicht der Beteiligten ausgegangen 
werden. Werden die betreffenden Bausparmittel ent- 
gegen einer zunächst erklärten Absicht später tat- 
sächlich zu anderen als den begünstigten Zwecken 
verwendet, so ist dies ein prämienschädlicher Sach- 
verhalt, den die Bausparkasse nach § 43 Abs. 1 
Nr. 3 anzuzeigen hat. Andererseits wird zugelassen, 
daß zurückgeforderte Sparprämien nachträglich er- 
neut gewährt werden, falls eine unschädliche Ver- 
wendung innerhalb einer Frist von drei Jahren 
nach der Abtretung tatsächlich erfolgt. Die Befri- 
stung ist erforderlich, weil die Akten der Finanz- 
ämter nicht zeitlich unbegrenzt aufbewahrt werden 
können. 

Die getroffene Regelung, die im Ergebnis dem Ver- 
fahren nach § 2 Abs. 3 i. V. m. § 1 Abs. 2 der WoPDV 
1970 entspricht, soll die bisherige Handhabung 
technisch vereinfachen. 


VI. Sonstige Vorschriften 

Zu § 48 — Prüfung bei den Unternehmen 

Die in das Prämienverfahren eingeschalteten Unter- 
nehmen haben u. a. die Bestätigungen, die der Prä- 
mienfestsetzung zugrunde gelegt werden (§§ 36, 37 
Abs. 2), zu erteilen sowie bestimmte Anzeigepflich- 
ten (§ 43) zu erfüllen. Ihre weitgehende Verant- 
wortlichkeit dafür, daß Sparprämien nicht zu Unrecht 
gewährt oder belassen werden, gebietet es, den 
Finanzbehörden insoweit das Recht zu einer Prüfung 
bei den Unternehmen einzuräumen. Es sollen dafür 
die §§ 174 ff. EAO über die Außenprüfung sinnge- 
mäß gelten. Entsprechende Prüfungsmöglichkeiten 
bestehen hiernach z. B. auch bei den Arbeitgebern 
hinsichtlich ihrer Pflichten zur Einbehaltung der 
Lohnsteuer (§ 175 Abs. 1 letzter Satz EAO). 


Zu § 49 — Haftung der am Prämienverfahren Be- 
teiligten 

Aus den zu § 48 dargestellten Gründen ist es auch 
erforderlich, eine Haftung der am Prämienverfahren 
Beteiligten für zurückzuzahlende Prämien und Zin- 
sen vorzusehen, falls infolge eines fehlerhaften oder 
vorschriftswidrigen Verhaltens dieser Beteiligten 
Sparprämien zu Unrecht ausgezahlt oder Rückforde- 
rungsansprüche gefährdet worden sind. Auf das 
Verschulden kann dabei aus Gründen der Praktika- 
bilität nicht abgestellt werden. Dies entspricht den 
Vorschriften des § 152 E-EStG 1975 über die Haf- 
tung des Arbeitgebers im Lohnsteuerverfahren. 


Zu § 50 — Aufbringung der Mittel 

Die Vorschrift bestimmt, daß die zur Auszahlung 
der Sparprämien erforderlichen Haushaltsmittel je 
zur Hälfte vom Bund und von den Ländern getragen 
werden (Artikel 104 a Abs. 3 GG). 


Zu § 51 — Ermächtigungen 
Zu Absatz 1 

Die in den §§35 ff. enthaltenen Verfahrensvorschrif- 
ten gehen davon aus, daß die Prämienfestsetzung 
und -auszahlung maschinell durchgeführt wird. Die 
Einführung dieses Verfahrens wird eine längere 
Vorbereitungszeit erfordern. Für den Fall, daß die 
maschinelle Durchführung für das Kalenderjahr 1975 
noch nicht möglich sein sollte, können für eine Über- 
gangszeit durch Rechtsverordnung Verfahrensvor- 
schriften getroffen werden, die eine personelle Fest- 
setzung und Auszahlung der Prämien oder eine 
schrittweise Einführung des maschinellen Verfah- 
rens erlauben. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Die Vorschriften ermächtigen den Bundesminister 
der Finanzen, für das Prämienverfahren bundesein- 
heitliche Vordruckmuster herauszugeben und den 
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Wortlaut des Gesetzes in der jeweils geltenden Fas- 
sung bekanntzumachen. 

Zu den Absätzen 4 und 5 

Der Gesetzentwurf sieht die Verbindung der Prä- 
mienfestsetzung mit der Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer und dem Lohnsteuer-Jahresausgleich vor, 
die von der Finanzverwaltung schon seit langer 
Zeit mit Hilfe automatischer Einrichtungen bearbei- 
tet werden. Dabei verursacht die Erfassung der 
Daten auf maschinell verwertbaren Datenträgern 
einen erheblichen personellen Aufwand. Um zu ver- 
meiden, daß dieser personelle Aufwand durch die 
Einbeziehung der Prämienfestsetzung und -auszah- 
lung — auch bei den beteiligten Unternehmen — in 
einem nicht mehr tragbaren Umfang vergrößert 
wird, sollen für den Bundesminister der Finanzen 
die in den Absätzen 4 und 5 enthaltenen Ermächti- 
gungen geschaffen werden. 

Absatz 4 ermächtigt den Bundesminister der Finan- 
zen, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das Nähere zur Automationsgeeignet- 
heit der Vordrucke für die Bestätigung der Spar- 
leistung, des Antrags auf Gewährung der Sparprä- 
mie, der Anforderung der Sparprämie für Sparlei- 
stungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und der Anzeige 
des Unternehmens nach § 43 Abs. 2 zu bestimmen. 
Die Ermächtigung ist insbesondere erforderlich, um 
die Datenerfassung für die maschinelle Festsetzung 
und Auszahlung der Prämie zu erleichtern. 

Absatz 5 enthält eine Ermächtigung für den Bundes- 
minister der Finanzen, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, daß die 
Angaben in den vorbezeichneten Vordrucken, die 
Mitteilung über die Prämienfestsetzung und die An- 
gaben für die Auszahlung der Prämie auf maschinell 
verwertbaren Datenträgern übermittelt werden 
können. Mit dieser Regelung können die Voraus- 
setzungen für einen Datenverbund zwischen der 
Finanzverwaltung und den Unternehmen, die sich 
für die Verbuchung und Auszahlung einer elektroni- 
schen Datenverarbeitungsanlage bedienen, geschaf- 
fen werden. Durch den Datenverbund könnten die 
Datenerfassungsarbeiten und Maschinenausdrucke 
bei allen beteiligten Stellen entfallen. Dieser Daten- 
verbund kann nur durch eine verbindliche bundes- 
einheitliche Regelung geschaffen werden. 


VII. Übergangs- und Schlußvorschriften 

Zu § 52 — Anwendungsbereich, Übergangsvor- 
schriften 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt als Grundsatz, daß das neue 
Gesetz erstmals auf Sparleistungen des Kalender- 
jahrs 1975 anzuwenden ist. Das soll auch dann gel- 
ten, wenn der zugrunde liegende Sparvertrag vor 
dem 1. Januar 1975 abgeschlossen worden ist. Uber- 
gangsvorschriften für Sparbeiträge, die aufgrund 
von vor diesem Stichtag abgeschlossenen Verträgen 
geleistet werden und bei denen das neue Recht zu 
Verschlechterungen führt, sind — abgesehen von 
den mehr technischen Regelungen in den Absätzen 2 
und 3 — nicht vorgesehen, aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen im übrigen auch nicht geboten. Auf 
Abschnitt VI Nr. 2 der Allgemeinen Begründung 
zum Entwurf des EStG 1975 wird Bezug genommen. 

Zu Absatz 2 

Die Nummern 1 bis 5 betreffen Sachverhalte, bei 
denen eine Ausnahme von dem Grundsatz des Ab- 
satzes 1 aus Gründen der Praktikabilität geboten ist. 

Zu Absatz 3 

In den Anlagekatalog des § 3 sind Wohnbauspar- 
verträge i. S. des § 2 Abs. 1 Nr. 3 WoPG 1969 nicht 
und Verträge mit Wohnungs- und Siedlungsunter- 
nehmen i. S. des § 2 Abs. 1 Nr. 4 WoPG 1969 in 
geänderter Form aufgenommen worden. Die Vor- 
schrift stellt sicher, daß Beiträge aufgrund solcher 
Verträge, die vor dem Inkrafttreten des neuen Ge- 
setzes abgeschlossen worden sind, bis zum Auslau- 
fen nach Maßgabe der bisherigen Durchführungsvor- 
schriften prämienbegünstigt bleiben, sofern die Vor- 
aussetzungen des § 1 gegeben sind. Im übrigen sol- 
len die Vorschriften des neuen Gesetzes, insbeson- 
dere also die §§26 bis 29 betreffend Prämienhöchst- 
betrag und Prämiensatz sowie die Ubergangsrege- 
lung des Absatzes 1 Nr. 5 für Bausparbeiträge ent- 
sprechend gelten. 

Zu § 53 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Artikel 4 

Inkrafttreten 


Die Vorschrift enthält die übliche Inkrafttretens- 
klausel. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Bundesrat sieht sich im gegenwärtigen Zeit- 
punkt noch nicht in der Lage, zu dem Entwurf 
abschließend Stellung zu nehmen. Er behält sich 
daher vor, zu einer Reihe von Einzelfragen im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
noch Stellung zu nehmen und seine Vorschläge 
und Bedenken durch Beauftragte im Deutschen 
Bundestag darzulegen. 

2. Zu Artikel 1 § 2 Abs. 2 

Die steuerliche Behandlung von Leistungen aus 
öffentlichen Mitteln zur Bestreitung von Unter- 
haltskosten nach § 6 Abs. 2 JWG (Pflegegelder) 
sowie von Beträgen aus öffentlichen Mitteln 
an Pflegeeltern zur Anerkennung ihrer erzie- 
herischen Leistung (Erziehungsgelder) stößt in 
der Praxis immer wieder auf Unsicherheiten. 
Es sollte daher eine klarstellende Regelung ein- 
gefügt werden, daß diese Leistungen steuerfrei 
sind. 


3. Zu Artikel 1 § 6 Abs. 8 Nr. 18 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte im 
letzten Satz des § 6 Abs. 8 Nr. 18 klargestellt 
werden, daß es sich bei der Höchstsumme von 
2 000 Deutsche Markt nur um eine Bemessungs- 
grundlage handelt, die unabhängig von der 
Höhe des tatsächlichen monatlichen Arbeits- 
verdienstes ist. 


4. Zu Artikel 1 § 17 Nr. 2 

Die Abzugsfähigkeit der Bewirtungskosten 
sollte bei Konkretisierung der Angemessenheit 
durch Festlegung von Bezugsgrößen, Maßstäben 
und Höchstgrenzen beibehalten werden. Das 
vollständige Verbot des Abzugs dieser Betriebs- 
ausgaben allein aus Mißbrauchsgründen er- 
scheint dem Bundesrat nicht gerechtfertigt. 

5. Zu Artikel 1 §§ 41 f., 43 ff., 52 Abs. 2, § 55 
Abs. 4, §§ 74 ff., 89, 91, 97 ff., 125, 126, 132 ff. 

Durch die ixn Entwurf für bestimmte Steuer- 
ermäßigungen vorgesehene Umstellung des Ab- 
zugs von der Bemessungsgrundlage auf einen 
Abzug von der Steuer wird tief in die Syste- 
matik des geltenden Einkommensteuerrechts 
eingegriffen. Widersprüche in Teilbereichen 
sowie neue Abgrenzungsschwierigkeiten sind 
die Folge. 

So wird z. B. die Zuordnung von bestimmten 
Versicherungsbeiträgen zum betrieblichen oder 
privaten Bereich stärker als bisher zu Ausein- 


andersetzungen führen, weil sie unterschiedlich 
berücksichtigt werden. Unterhaltsaufwendun- 
gen haben verschiedene steuerliche Auswir- 
kungen, je nachdem ob sie als außergewöhn- 
liche Belastung angesetzt werden oder im Rah- 
men des Kinderlastenausgleichs Berücksichti- 
gung finden. Ebenso problematisch ist der Ab- 
zug von der Steuer beim Arbeitnehmerfreibe- 
trag gegenüber den Freibeträgen für Land- und 
Forstwirte, für freie Berufe und jetzt auch für 
Sparer, die — wie auch der Weihnachtsfrei- 
betrag — weiterhin die Bemessungsgrundlage 
mindern. 

Der Bundesrat appelliert an Bundestag und 
Bundesregierung, im weiteren Gang des Ge- 
setzgebungsverfahrens zu versuchen, eine bes- 
sere Abgrenzung in diesen Bereichen zu erzie- 
len. 

6 . Zu Artikel 1 § 51 Abs. 4 Nr. 1 

Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. Die Landesregierungen setzen nach Anhö- 
rung der Statistischen Landesämter für üb- 
liche Sachbezüge durch Rechtsverordnun- 
gen durchschnittliche Verkehrs- oder Er- 
fahrungswerte für jedes Kalenderjahr im 
voraus fest, die für Verbrauchergruppen 
verschieden hoch sein können." 

Begründung 

Die Änderung soll sicherstellen, daß die Sach- 
bezugswerte auch künftig im Steuer- und So- 
zialversicherungsrecht eine einheitliche Be- 
handlung und Bewertung erfahren; zugleich 
wird die Ermächtigung konkretisiert. 

Aus Gründen der Aktualität müssen die Sach- 
bezugswerte jährlich festgesetzt werden. 

Die Regelung soll sich auf die üblicherweise ge- 
währten Sachbezüge beschränken, da nicht alle 
vorhandenen Sachbezüge generell bewertet 
werden können. 

Es besteht ein Bedürfnis, bei der Bewertung 
nach Verbrauchergruppen zu differenzieren; das 
gilt insbesondere für Unterkünfte. 

Eine zuverlässige Bewertung setzt die Berück- 
sichtigung der bei den Statistischen Landes- 
ämtern vorhandenen Daten voraus. 

Da die Rechtsverordnungen sich auf mehrere Be- 
reiche auswirken, sollten sie — wie in der So- 
zialversicherung — von der Landesregierung 
selbst erlassen werden. 

Es wird Sache der Landesregierungen sein, die 
Sachbezugsverordnungen künftig einheitlich 
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für Steuer- und Sozialversicherungsrecht zu ge- 
stalten. 

7. Zu Artikel 1 § 53 Abs. 3 und § 68 Abs. 3 

Wenn auch der Entwurf der Bundesregierung 
gewisse Verbesserungen und Vereinfachungen 
beinhaltet, so gilt dies jedoch nicht für den wich- 
tigen Bereich der Werbungskosten und der Son- 
derausgaben. 

8. Zu Artikel 1 § 53 Abs. 3 

Der Werbungskosten-Pauschbetrag für Arbeit- 
nehmer besteht in der derzeitigen Höhe von 
564 DM seit 1958. Er erfüllt heute seine Auf- 
gabe nicht mehr, zumindest die durchschnittlich 
entstehenden Werbungskosten (z. B. Beiträge 
für Berufsverbände — Fahrten zur Arbeitsstätte 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln im innerstädti- 
schen Bereich) abzudecken. Um wenigstens diese 
Aufwendungen pauschal zu erfassen und den 
Arbeitnehmern insoweit den Weg zum Finanz- 
amt zu ersparen, erscheint dem Bundesrat eine 
Erhöhung der Werbungskosten-Pauschale auf 
mindestens 720 DM, jährlich angezeigt. 

9. Zu Artikel 1 § 57 Abs. 3 

Das geltende Recht besagt für eigengenutzte Ein- 
familienhäuser und Eigentumswohnungen, daß 
die erhöhten Abschreibungen gemäß § 7 b EStG 
nur bis zu Herstellungskosten von 150 000 DM 
und nur auf die Dauer von 8 Jahren vorgenom- 
men werden können. Sowohl die normale Ab- 
schreibung für die 150 000 DM übersteigenden 
Herstellungskosten als auch die Abschreibung 
vom Restwert sind für eigengenutzte Einfami- 
lienhäuser und Eigentumswohnungen nicht zu- 
lässig, wie dies der Fundesfinanzhof mehrfach, 
zuletzt mit Urteilen vom 16. Januar 1973 (VIII R 
104/69, BStBl. 1973 II S. 443) und vom 29. Mai 
1973 (VIII R 66/69, BStBl. 1973 II S. 659), ausge- 
führt hat. 

Aus der Verweisung in § 57 Abs. 3 des Ent- 
wurfs auf die Vorschrift des § 170 ergibt sich 
nicht eindeutig, daß die erhöhten Abschreibun- 
gen nur die Abschreibung auf die Dauer von 
8 Jahren und bis zu Herstellungskosten von 
150 000 DM erfassen, denn § 170 Abs. 1 Satz 2 
und 3 des Entwurfs sehen weitere Abschrei- 
bungsmöglichkeiten vor, die auch unter dem Be- 
griff „erhöhte Abschreibungen" erfaßt werden 
können. Zur Vermeidung erneuter Finanzge- 
richtsverfahren sollte daher die Einschränkung, 
die sich durch die bisherige Rechtsprechung er- 
geben hat, in den Gesetzeswortlaut übernommen 
werden. 

Die Bundesregierung wird gebeten, in Artikel 1 
§ 57 Abs. 3 den Begriff der erhöhten Abschrei- 
bungen nach § 170 entsprechend der Rechtspre- 
chung des Bundesfinanzhofes zu § 7 b abzugren- 
zen. 


10. Zu Artikel 1 § 68 Abs. 3 

Der vorgesehene Sonderausgaben-Pauschbetrag 
von 240 DM reicht nicht aus, um die schon bei 
unterdurchschnittlichen Arbeitseinkommen ent- 
stehende Kirchensteuerbelastung abzudecken. 
Um zumindest die genannte Aufwendung pau- 
schal zu erfassen und den Arbeitnehmern inso- 
weit den Weg zum Finanzamt zu ersparen, er- 
scheint dem Bundesrat eine Erhöhung der Son- 
derausgaben-Pauschale auf 360 DM jährlich an- 
gezeigt. 

11. Zu Artikel 1 § 76 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge- 
prüft werden, ob bei Steuerpflichtigen nach Voll- 
endung des 60. Lebensjahres entsprechend der 
steuerlichen Berücksichtigung von Aufwendun- 
gen bei Beschäftigung einer Haushaltshilfe nicht 
auch Aufwendungen für die Inanspruchnahme 
von Hilfe in einem Heim als außergewöhnliche 
Belastung berücksichtigt werden können. Dies 
könnte wenigstens teilweise die Belastung der 
Heimbewohner durch die ständig steigenden 
Kosten in Alten- und Pflegeheimen mildern. 

12. Zu Artikel 1 § 76 Abs. 1 Nr. 4 

In Absatz 1 Nr. 4 sind die Worte „oder schwer 
körperbehindert ist" durch die Worte „oder 
körperlich, geistig oder seelisch schwer behin- 
dert ist" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Betreuung eines schwer geistig oder seelisch 
behinderten Familienangehörigen, insbesondere 
eines geistig behinderten Kindes, bedeutet für 
die Familie eine mindestens ebenso große, in 
vielen Fällen sogar noch größere Belastung als 
die Pflege eines Körperbehinderten. Diese Fälle 
sollten gleich behandelt werden. Unter dem Be- 
griff „Krankheit" kann die geistige oder seeli- 
sche Behinderung nicht ohne weiteres sub- 
sumiert werden, da nach herrschender Auffas- 
sung diese Behinderungen keine Krankheiten 
darstellen. 


13. Zu Artikel 1 § 77 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b 

In Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe b sind die Worte 
„äußerlich erkennbaren" zu streichen. 

Begründung 

Der Pauschbetrag sollte nicht nur bei äußerlich 
erkennbarer dauernder Einbuße der körper- 
lichen Beweglichkeit gewährt werden. Jede Ein- 
buße der körperlichen Beweglichkeit gleichgül- 
tig, ob sie äußerlich erkennbar ist oder nicht, ist 
für den Betroffenen eine erhebliche Belastung. 
Sie sollte deshalb auch in allen Fällen durch Ge- 
währung des Pauschbetrags ausgeglichen wer- 
den. 
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14. Zu Artikel 1 § 77 nach Absatz 5 

Nach Absatz 5 ist folgender neuer Absatz 5 a 
einzufügen: 

„(5 a) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 
gelten für geistig oder seelisch Behinderte ent- 
sprechend." 

Begründung 

Der inzwischen einhelligen Praxis der Finanz- 
ämter, die Pauschbeträge für Körperbehinderte 
auch geistig Behinderten bei vergleichbarer Be- 
hinderung zu gewähren, sollte durch eine Klar- 
stellung im Gesetzestext Rechnung getragen 
und auch eine entsprechende Begünstigung für 
seelisch Behinderte vorgesehen werden. Die 
Richtlinien der Finanzverwaltung, in denen 
nach wie vor nur von Körperbehinderten die 
Rede ist, sind insoweit unvollständig und daher 
irreführend. 

15. Zu Artikel 1 § 80 

Die Beibehaltung und gleichzeitige Verdop- 
pelung der Proportionalzone im Einkommen- 
steuer-Tarif bedeutet für die Finanzverwaltung 
eine Arbeitserleichterung. Durch diese Tarif- 
gestaltung wird nicht nur das sprunghafte Hin- 
einwachsen von Lohnsteuerpflichtigen in das 
Einkommensteuer- Veranlagungsverfahren un- 
terbrochen, die erweiterte Proportionalzone er- 
laubt es vielmehr, Steuerpflichtige — insbeson- 
dere Doppelverdiener — zunächst wieder in das 
Lohnsteuerverfahren zurückzuführen. 

Falls diese Entlastung nicht von Dauer sein 
sollte, muß es eine vordringliche Aufgabe blei- 
ben, Wege zur Verbesserung des Besteuerungs- 
verfahrens zu suchen, die die bei einem Tarif 
mit Proportionalzone sonst immer wieder nöti- 
gen, aber kaum noch möglichen weiteren An- 
passungen überflüssig machen. 

16. Zu Artikel 1 § 84 Abs. 5 Nr. 1 

Die Zuständigkeitsregelung steht mit den Zie- 
len des Entwurfs eines Gesetzes zur Erleichte- 
rung der Verwaltungsreform in den Ländern 
(BT-Drucksache 7/273) nicht in Einklang. Wie in 
anderen Vorschriften, so sollte auch hier die 
von der Landesregierung bestimmte Stelle zu- 
ständig sein. 

17. Zu Artikel 1 § 85 

a) In Absatz 1 ist Satz 4 zu streichen. 

b) Nach Absatz 1 ist folgender Absatz 1 a ein- 
zufügen: 

„(1 a) Ein Arbeitnehmer wird als freier 
Erfinder behandelt, wenn er 
1. seine freie Erfindung verwertet, soweit 
nicht der Arbeitgeber ein Vorrecht nach 
§ 19 des Gesetzes über Arbeitnehmer- 
erfindungen ausübt, oder 


2. seine nach § 8 Abs. 1, § 14 Abs. 2 oder 
§ 16 Abs. 1 des Gesetzes über Arbeit- 
nehmererfindungen frei gewordene Er- 
findung verwertet." 

Begründung zu a und b 

§ 85 Abs. 1 Satz 4 des Entwurfs will alle Fälle 
erfassen, in denen der Arbeitnehmer seine Er- 
findung frei vom Zugriff des Arbeitgebers ver- 
wertet. Diese Absicht kommt im Entwurf nicht 
genügend zum Ausdruck. Nicht erfaßt werden 
die Arbeitnehmererfindungen, die vom Arbeit- 
geber nur beschränkt in Anspruch genommen 
sind und deshalb durch den Arbeitnehmer noch 
außerhalb des Betriebes des Arbeitgebers ver- 
wertet werden können (§ 8 Abs. 1 Nr. 2, § 14 
Abs. 3 und § 16 Abs. 3 ArbNErfG). Ferner wer- 
den auch nicht die Arbeitnehmererfindungen 
erfaßt, die wegen des Ablaufs der Inanspruch- 
anhmefrist frei geworden sind (§ 8 Abs. 1 Nr. 3 
ArbNErfG). Daher muß eine Ergänzung des Ent- 
wurfs erfolgen. 

Die Fassung des Entwurfs läßt ferner die Zwei- 
felsfrage offen, ob diese Bestimmung auch für 
den Fall der Übernahme einer betriebsbezoge- 
nen freien Erfindung durch den Arbeitgeber 
nach § 19 ArbNErfG gilt. In diesem Fall hat der 
Arbeitgeber ein Recht zur Nutzung der Erfin- 
dung. Daher ist der Arbeitnehmer in der Ver- 
wertung seiner freien Erfindung beschränkt. 
Infolgedessen muß auch eine solche freie Er- 
findung, soweit sie vom Arbeitgeber nach § 19 
ArbNErfG übernommen wird, steuerlich wie 
eine Diensterfindung behandelt werden und 
nicht wie die Erfindung eines freien Erfinders. 


18. Zu Artikel 1 § 86 Satz 2 

In § 86 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Die Mehrzahl der Erfindungen bedarf einer 
jahre-, u. U. auch jahrzehntelangen Anlaufzeit, 
ehe sie in die Produktion eingeführt werden 
können. Andererseits ist der Arbeitgeber ge- 
halten, aus dem Gedanken der Erfindungsför- 
derung, die in allseitigem Interesse liegt, vom 
Zeitpunkt der unbeschränkten Inanspruch- 
nahme an schon Erfindungsvergütungszahlun- 
gen zu leisten (§ 9 Abs. 1 ArbNErfG); insoweit 
ist die Situation eine andere als beim freien 
Erfinder. Diese Zahlungen des Arbeitgebers 
werden anfangs nur Anerkennungsbeträge sein. 
Der Arbeitnehmer wird erst später angemessen 
am Umsatz oder Gewinn der Erfindung betei- 
ligt sein, wenn diese verwertet wird. Deshalb 
ist die nunmehr beabsichtigte Beschränkung 
der Tarifermäßigung auf 9 Jahre mit dem Sinn 
der Steuererleichterungen für Arbeitnehmer- 
erfinder, nämlich im Interesse der Gesamtwirt- 
schaft Anreize zur Entfaltung erfinderischer 
Tätigkeit zu schaffen, nicht zu vereinbaren. 
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19. Zu Artikel 1 § 87 

In § 87 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Steuererleichterungen nach § 86 werden 
bei Arbeitnehmererfindungen nur gewährt, 
wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer für 
eine Erfindung im Sinne des § 2 des Gesetzes 
über Arbeitnehmererfindungen oder einen Ver- 
besserungsvorschlag im Sinne des § 20 Abs. 1 
des vorgenannten Gesetzes eine Vergütung - 
zahlt, soweit diese nicht unangemessen hoch 
ist/' 

Begründung 

Die Fassung des § 87 Satz 1 umfaßt nur die 
Diensterfindungen, die der Arbeitgeber nach 
§ 6 ArbNErfG in Anspruch genommen hat. 
Diese Vorschrift ist zu eng, denn sie erstreckt 
sich nach ihrem Wortlaut nicht auf Dienst- 
erfindungen, die der Arbeitgeber aufgrund 
einer Vereinbarung nach § 22 Satz 2 ArbNErfG 
übernimmt. Zwar enthält § 1 der VO über die 
steuerliche Behandlung der Vergütungen für 
Arbeitnehmererfindungen vom 6. Juni 1951 eine 
ähnliche Formulierung; jedoch hat die bisherige 
Rechtsprechung (vgl. BFH vom 25. Januar 1963 
AP Nr. 2 zu § 5 ArbNErfG) die Bestimmungen 
der VO weitergehend interpretiert und den Fall 
der Vereinbarung steuerlich gleich behandelt. 
Um neue Auslegungsschwierigkeiten und 
Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, muß die Fas- 
sung des Entwurfs auch auf den Fall der Ver- 
einbarung ausgedehnt werden. 

Im Entwurf ist überdies nicht berücksichtigt 
worden, daß der Arbeitgeber auch das Vorrecht 
ausüben kann, eine freie Erfindung seines Ar- 
beitnehmers zu übernehmen, wenn sie in den j 
vorhandenen oder vorbereiteten Arbeitsbereich 
des Betriebes des Arbeitgebers fällt (§ 19 Arb- j 
NErfG). In der Wirkung ist die Übernahme einer 
solchen freien Erfindung durch den Arbeitgeber 
gleichzusetzen mit der Inanspruchnahme einer i 
Diensterfindung. Deshalb muß sich die Vor- | 
schritt des Entwurfs auch auf die betriebsbezo- 1 
gene freie Erfindung eines Arbeitnehmers er- 1 
strecken, die der Arbeitgeber nach § 19 ArbN- 
ErfG übernimmt. Um dies zu erreichen, muß der j 
Begriff „Diensterfindung" im Entwurf durch den 
übergeordneten Begriff der Erfindung im Sinne 
des § 2 ArbNErfG ersetzt werden. 


20. Zu Artikel 1 § 88 Abs. 1 Nr. 1 

Durch Änderung des § 88 Abs. 1 Nr. 1 sollte 
klargestellt werden, daß der Arbeitgeber auch 
einen Vertreter in diesen Ausschuß delegieren 
kann. Ferner sollte sichergestellt werden, daß 
die Arbeitnehmervertreter im Ausschuß in Be- 
trieben, in denen ein Betriebsrat besteht, ent- 
sprechend dem Grundsatz der betrieblichen 
Partnerschaft vom Betriebsrat vorgeschlagen 
werden. 


21. Zu Artikel 1 § 89 

Der Bundesrat begrüßt die Erhöhung der Arbeit- 
nehmerfreibeträge. 

Er bedauert jedoch, daß die Arbeitnehmer ge- 
genüber anderen Einkommensbeziehern (wie 
z. B. den freien Berufen und den Landwirten) un- 
terschiedlich behandelt werden, weil bei diesen 
die entsprechenden Freibeträge von der Bemes- 
sungsgrundlage abgesetzt werden können. 

22. Zu Artikel 1 § 94, 132 ff. 

Der Bundesrat unterstützt mit Nachdruck die 
Einführung eines pauschalierten Vorwegabzugs 
der Vorsorgeaufwendungen bei Arbeitneh- 
mern; dieser bedeutet für die Finanzämter und 
für die Arbeitgeber eine Vereinfachung. 

Der pauschalierte Vorwegabzug ermöglicht 
gleichzeitig die vom Bundesrat seit langem ge- 
forderte Einschränkung des Lohnsteuerermäßi- 
gungsverfahrens. Dadurch wird für die Finanz- 
verwaltung ein Vereinfachungseffekt erreicht, 
ohne daß die Interessen der Arbeitnehmer we- 
sentlich beeinträchtigt werden. Der Bundesrat 
begrüßt auch die im Entwurf vorgesehene Neu- 
gestaltung der Lohnsteuerklassen, weil sie zu 
einer Verminderung der Nachforderungsfälle 
führt. 

23. Zu Artikel 1 §§ 97, 125, 126, 132 ff. 

A 

Der Bundesrat teilt die Auffassung der Bundes- 
regierung, daß der Kinderlastenausgleich neu 
geordnet und verbessert werden muß. Er hält 
es für wünschenswert, wenn das Nebeneinander 
von Direktzahlungen an Kindergeld und steuer- 
lichen Erleichterungen durch ein einheitliches 
und gerechtes Ausgleichssystem ersetzt werden 
kann. 

Der Bundesrat hat jedoch erhebliche Bedenken 
gegen die von der Bundesregierung vorgese- 
hene technische Abwicklung des Kinderlasten- 
ausgleichs innerhalb des Besteuerungsverfah- 
rens. Diese steuertechnische Lösung ist nicht 
praktikabel; sie hat auch familien- und sozial- 
politische Nachteile. 

a) Die Kinderentlastung bringt den Lohnsteuer- 
stellen, den Veranlagungsstellen, den Kassen 
und den Vollstreckungsstellen der Finanz- 
ämter umfangreiche neue Aufgaben, die 
überwiegend in einem neuartigen Verfahren 
abgewickelt werden müssen. Sie erfordert 
darüber hinaus für einen von den Finanz- 
ämtern bisher nicht erfaßten und zudem noch 
stark fluktuierenden Personenkreis zwingend 
die Einrichtung von Sonderstellen. 

Auf Grund von Untersuchungen verschiede- 
ner Bundesländer würde sich für die Steuer- 
verwaltungen der Länder zur Durchführung 
der vorgesehenen Kinderentlastung insge- 
samt folgender Personalmehrbedarf ergeben: 
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Arbeitskräfte 


Lohnsteuerinnendienst . . . 600 bis 680 

Veranlagungsstellen 400 bis 440 

Finanzkassen 2 000 bis 2 320 

Vollstreckungsstellen .... 50 bis 60 

Sonderstellen „Kindergeld“ 800 bis 1 100 

übrige Bereiche 
(einschließlich 

Lohnsteueraußendienst) 750 bis 850 


zusammen ... 4 600 bis 5 450 

Dieser Mehrbedarf läßt sich durch EDV-Un- 
terstützung im Bereich der Finanzkassen — 
jedoch nicht entscheidend — vermindern. 
Wegen der notwendigen Verflechtung mit 
den Steuerprogrammen ist aber ein funk- 
tionsfähiges EDV-Verfahren in keinem Land 
bis zum 1. Januar 1975 zu verwirklichen. 

Der Einsatz des zusätzlich erforderlichen 
Personals würde die Bereitstellung entspre- 
chender Sachmittel und Unterbringungsmög- 
lichkeiten voraussetzen. Diesen personellen, 
sächlichen und organisatorischen Anforde- 
rungen können die Steuerverwaltungen der 
Länder bei ihrer gegenwärtigen Gesamtlage 
in absehbarer Zeit nicht entsprechen. 

b) Der Entwurf sieht monatliche Abschlagszah- 
lungen bzw, Auszahlungen vor. Diese Rege- 
lung erscheint sozialpolitisch erforderlich, be- 
reitet jedoch in ihren Auswirkungen der 
Steuerverwaltung wegen der engen Verbin- 
dung zum vierteljährlichen Vorauszahlungs- 
modus — auch im Hinblick auf die Notwen- 
digkeit zeitgerechter Zahlungen — nahezu 
unüberwindliche Schwierigkeiten. Dies gilt 
verstärkt bei plötzlicher Häufung des Ar- 
beitsanfalls. 

c) Die Ausgestaltung des Kinderlastenausglei- 
ches im Rahmen des Besteuerungsverfahrens 
bedingt eine Anzahl von Regelungen, die be- 
sondere familien- und sozialpolitische Errun- 
genschaften des Bundeskindergeldgesetzes 
vom 14. April 1964 wieder beseitigen. Im 
Vordergrund steht dabei, daß der sozialpoli- 
tische Effekt des Kinderlastenausgleichs der- 
zeit in besonderem Maße durch die Regel- 
mäßigkeit und Pünktlichkeit der Zahlungen 
sichergestellt wird. Die Anbindung an das Be- 
steuerungsverfahren führt hier besonders bei 
sozial benachteiligten Bevölkerungsschichten 
zu Verschlechterungen. Unregelmäßige Ar- 
beitsweise, ebenso wie Arbeitslosigkeit, 
Streik oder länger als 6 Wochen andauernde 
Krankheit bedingen immer wieder Warte- 
fristen (§ 126 Abs. 2), die gerade in sozialen 
Notsituationen zum Ausbleiben der Kinder- 
entlastung führen, in denen die pünktliche 
Zahlung von besonderem Interesse ist. Un- 
vertretbar erscheint unter diesem Gesichts- 
punkt der Ausschluß der Möglichkeit, Kin- 


derentlastung nach dem 30. November zu be- 
antragen, die Einbeziehung in den Lohn- 
steuerjahresausgleich kann zu monatelangen 
Verzögerungen führen. 

Dabei fällt auch ins Gewicht, daß Anträge auf 
Lohnsteuerjahresausgleich vielfach aus Un- 
kenntnis oder Unvermögen nicht gestellt 
werden. Die dadurch eintretenden Verluste 
für die Familien würden künftig auch die 
Kinderentlastung einschließen. 

Insgesamt stellt die starke Mitwirkungsab- 
hängigkeit der Leistungen einen sozialpoli- 
tischen Rückschritt dar. Das gilt insbesondere 
für die in vielen Problemsituationen verlang- 
ten Anträge nach § 126, aber auch für die 
Nachweispflichtigen bei der Regelung der 
Zuordnung der Kinder nach § 99. Dadurch 
werden gerade die Familien weniger erfahre- 
ner oder weniger gewissenhafter Berechtig- 
ter benachteiligt. 

d) Auch für den Arbeitgeber sind mit der vor- 
geschlagenen Regelung erhebliche Nachteile 
verbunden. Abgesehen von der allgemeinen 
arbeitsmäßigen Mehrbelastung werden ge- 
rade Kleinbetrieben oder wirtschaftlich 
schwachen Unternehmen schwer zumutbare 
Pflichten auferlegt, wenn die Kinderent- 
lastung als Negativ-Steuer zu gewähren ist 
und die auszuzahlenden Beträge die von 
ihnen insgesamt abzuführende Lohnsteuer 
übersteigen. Die Arbeitgeber müßten in die- 
sen Fällen für das Finanzamt in Vorlage tre- 
ten. Manipulationen zu Lasten des Arbeit- 
nehmers wären eine naheliegende Gefahr. 

e) Die steuertechnische Lösung setzt in ihrer 
Zuordnungsregelung eine angemessene Ver- 
teilung des Kindergeldes in enge Grenzen. 
Aus technischen Gründen besteht keine Mög- 
lichkeit, Kinder, für die der Steuerpflichtige 
keine Kinderentlastung erhält, bei der Be- 
messung der Kinderentlastung für andere 
Kinder als sog. Zahlkinder zu berücksichti- 
gen. 

Im übrigen fehlt eine Möglichkeit — wie im 
gegenwärtig geltenden Recht durch das Vor- 
mundschaftsgericht — bei Nichteinigung der 
Eltern eine sinnvolle Verteilung der Kinder- 
entlastung herbeizuführen. Die vorgeschla- 
gene Regelung birgt die Gefahr in sich, daß 
Entscheidungen über die Verteilung der Kin- 
der mit Fragen des für sie zu gewährenden 
Kindergeldes verbunden werden. Später ge- 
borene Kinder wären „mehr wert". Es be- 
darf daher einer Regelung, nach der das ge- 
samte Kindergeld im Zweifel nach Kopftei- 
len aufzuteilen ist. 

f) Die Regelung des Entwurfs steht grundsätz- 
lich der noch anstehenden befriedigenden 
Berücksichtigung von im Ausland lebenden 
Kindern ausländischer Arbeitnehmer entge- 
gen. Die hier zur Vermeidung von Dispari- 
täten erforderliche Auszahlung von Teillei- 
stungen ist steuertechnisch nicht möglich. 
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g) Die steuertechnische Lösung führt für Ju- 
gendämter, die Kinder wegen Hilfen zur Er- 
ziehung, freiwilliger Erziehungshilfe oder 
angeordneter Fürsorgeerziehung betreuen, 
zu erheblichen Verwaltungserschwernissen. 
Auch weiterhin ist erforderlich, die auf das 
jeweilige Kind entfallende anteilige Kinder- 
entlastung zur teilweisen Deckung der Ko- 
sten abzuzweigen. Die notwendige Überwei- 
sung durch den Arbeitgeber ist nicht nur 
eine Komplizierung des Verfahrens, sondern 
wird bei häufigem Wechsel der Arbeitsstätte 
oft auch einer Realisierung der Forderungen 
entgegenstehen. Auch für die Träger der 
Sozialhilfe würden bei der Regelung des Ent- 
wurfs praktische Schwierigkeiten und finan- 
zielle Ausfälle zu befürchten sein. 

B 

Aus diesen Gründen ist der Bundesrat der Auf- 
fassung, daß ein einheitliches Kindergeldsystem 
nur außerhalb des Besteuerungsverfahrens in 
Betracht käme. Eine solche Lösung würde alle 
Vorteile der derzeitigen Festsetzung und Aus- 
zahlung des Kindergeldes über die Arbeitsver- 
waltung sichern. Auch im gesamtwirtschaftlichen 
Interesse wäre die Zusammenfassung aller An- 
spruchsberechtigten über eine bundeseinheit- 
liche Kindergeldkasse finanziell weniger auf- 
wendig, zumal hier ein eingespielter Verwal- 
tungsapparat mit zentraler Datenverarbeitung 
zur Verfügung steht, systembedingte Erschwer- 
nisse entfallen und eine Inanspruchnahme der 
Arbeitgeber vermieden wird. 

Die Bundesregierung hat in der Begründung zum 
Gesetzentwurf auf nachteilige Auswirkungen 
eines reinen Kindergeldsystems im Bereich der 
sog. Annexsteuern, insbesondere die Nichtbe- 
rücksichtigung entsprechender Steuerermäßigun- 
gen bei Kirchensteuer, hingewiesen und dies so- 
gar als mit maßgebend für ihre Entscheidung zur 
steuerlichen Lösung des Kinderlastenausgleichs 
bezeichnet. Der Bundesrat stimmt mit der Bun- 
desregierung darin überein, daß derartige nach- 
teilige Auswirkungen vermieden werden sollten, 
Der Bundesrat sieht jedoch auch bei einer Ein- 
heitslösung außerhalb des Besteuerungsver- 
fahrens praktikable Möglichkeiten, solche Nach- 
teile zu vermeiden. Der Bundesrat wird entspre- 
chende Vorschläge im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens im Bundestag vortragen. 

Der Bundesrat verkennt nicht, daß eine einheit- 
liche Kindergeldlösung außerhalb des Besteue- 
rungsverfahrens weitere Überlegungen zur Ko- 
stenverteilung zwischen Bund und Ländern er- 
forderlich machen kann. Die Frage der Kosten- 
verteilung darf jedoch für die Entscheidung über 
den technischen Vollzug des Kinderlastenaus- 
gleichs nicht ausschlaggebend sein. 

24. Zu Artikel 1 §§ 97 ff. 

Die Anpassung der Kindergeldleistungen an die 
allgemeine Preis- und Einkommensentwicklung 
hat in der Vergangenheit erhebliche Probleme 


aufgeworfen. Es sollte daher geprüft werden, ob 
eine regelmäßige Anpassung im Zusammenhang 
mit dem vorliegenden Entwurf eingeführt wer- 
den kann. 

Der Bundesrat verweist hierzu auf seine Stel- 
lungnahme zum Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 
(BT-Drucksache 7/1130 Anlage 2, S. 6). 

25. Zu Artikel 1 § 97 Abs. 2 

Die vorgesehene Kinderentlastung bringt Ver- 
besserungen des Familienlastenausgleichs be- 
sonders für die Kleinfamilie mit 1 oder 2 Kin- 
dern. Die Entlastungswirkung wird um so ge- 
ringer, je mehr Kinder eine Familie hat. Es ist 
jedoch ein besonderes Anliegen des Bundes- 
rates (vgl. Bundesratsdrucksache 470/73 — Be- 
schluß — ) und auch des zuständigen Ausschus- 
ses des Bundestages (vgl. BT-Drucksache 7/1227), 
daß bei der Reform des Familienlastenaus- 
gleichs eine finanzielle Besserstellung gerade 
für die Mehrkinderfamilien erreicht wird. 

Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregie- 
rung, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens zu prüfen, inwieweit eine stärkere 
Verbesserung der Leistungen gerade für Mehr- 
kinderfamilien möglich ist. 

26. Zu Artikel 1 § 100 

Der Grundsatz Mehrfachentlastungen auszu- 
schließen (§ 100), wird unterstrichen. Dabei er- 
scheint auch sachgerecht, bei über 18 Jahre 
alten Kindern auf den Nachweis zu verzichten, 
daß der Steuerpflichtige die Unterhaltskosten 
überwiegend trägt und die eigenen Einkünfte 
des Kindes einen bestimmten Grenzbetrag nicht 
überschritten haben. Der Überprüfung bedarf 
diese Regelung jedoch, wenn der Unterhalt für 
Auszubildende durch Leistungen aus dem Aus- 
bildungsverhältnis praktisch voll sichergestellt 
ist. In diesem Fall ist die Aufrechterhaltung der 
Kinderentlastung nicht gerechtfertigt. 

27. Zu Artikel 1 § 116 Abs. 1 Nr. 1 und Artikel 3 § 2 

Eine Veranlagungsgrenze für Arbeitnehmer ist 
im Hinblick auf die gesetzliche Regelung der 
Arbeitnehmer- Sparzulage (Rückforderung zu 
Unrecht gewährter Zulagen) und die beabsich- 
tigte Einführung von Einkommensgrenzen im 
Prämienrecht auch zukünftig erforderlich. Die 
vorgesehene Grenze von 24 000/48 000 DM ver- 
schlechtert jedoch die Stellung der Empfänger 
von Arbeitnehmer-Sparzulagen, da die vorge- 
sehenen Einkommensgrenzen infolge der neuen 
Systematik des Abzugs bestimmter Aufwendun- 
gen von der Steuer — statt von der Bemes- 
sungsgrundlage — im Ergebnis niedriger liegen 
als die gegenwärtig gültigen Einkommensgren- 
zen. Hinzu kommt, daß durch inzwischen ein- 
getretene Lohnerhöhungen zum Ausgleich von 
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Preissteigerungen sich die bisherige Einkom- 
mensgrenze verschoben hat. 

Die Veranlagungsgrenze sollte daher auf min- 
destens 30 000/60 000 DM angehoben werden. 

Entsprechend sind die Einkommensgrenzen im 
Vermögensbildungsgesetz und im Prämienrecht 
anzupassen. 

28. Zu Artikel 1 § 168 

Bei der Abfallbeseitigung nimmt der Entwurf 
Bezug auf § 2 des Abfallbeseitigungsgesetzes. 
Hierzu sollte klargestellt werden, daß — wie 
in der Begründung ausgeführt — jede Abfall- 
beseitigung gemeint ist, die nach den Grund- 
sätzen des Abfallbeseitigungsgesetzes durchge- 
führt wird und eine Einschränkung nach § 1 
Abs. 3 AbfG nicht beabsichtigt ist. 

29. Zu Artikel 1 § 168 Abs. 3 

Die zunehmende Umweltverschmutzung hat zu 
gesetzgeberischen Maßnahmen geführt, die ver- 
schärfte Anforderungen an den Staub- und Ab- 
gasgehalt bestimmter Produkte (insbesondere 
Brenn- und Kraftstoffe) stellen. Diese Forde- 
rungen lassen sich z. T. nur durch besondere 
Produktionsanlagen erfüllen. Es ist allgemein 
bekannt, daß insbesondere durch die Verwen- 
dung abgasarmer Brennstoffe eine wesentliche 
Senkung der bisherigen Immissionen erreicht 
werden kann. 

Es sollte deshalb geprüft werden, inwieweit die 
Herstellung emissionsarmer Brenn- und Kraft- 
stoffe steuerlich gefördert werden kann. 

30. Zu Artikel 1 § 170 

An geeigneter Stelle sollte eine Sonderrege- 
lung für Berlin eingeführt werden, die der jet- 
zigen Regelung des § 53 Abs. 3 Einkommen- 
steuergesetz 1971 entspricht. 

31. Zu Artikel 1 § 187 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
sieht der Entwurf Sonderabschreibungen für 
Wirtschaftsgüter im Kohlen- und Erzbergbau 
nur dann vor, wenn diese Wirtschaftsgüter zum 
Tiefbaubetrieb des Steinkohlen-, Pechkohlen-, 
Braunkohlen- und Erzbergbaues gehören; die 
frühere Begünstigung von Wirtschaftsgütern 
des Tagebaubetriebes im Braunkohlen- und Erz- 
bergbau ist bereits nach geltendem Recht aus- 
gelaufen. 

Im Hinblick auf die veränderte energiepoliti- 
sche Situation und die daraus resultierende 
Notwendigkeit, verstärkt auf einheimische 
Energieträger zurückzugreifen, hält es der Bun- 
desrat für geboten, die Steuerbegünstigung wie- 
der vorzusehen. Auf die entsprechende Stel- 
lungnahme zum Entwurf eines Zweiten Steuer- 
änderungsgesetzes 1973 wird Bezug genommen. 


In diesem Zusammenhang ist zu prüfen, ob die 
Vergütung auf Anschlußtagebaue sowie auf die 
Wiederinbetriebnahme stillgelegter Tagebaue 
ausgedehnt werden muß. 

32. Zu Artikel 2 

Der Bundesrat sieht in der Einführung des An- 
rechnungsverfahrens, durch das die steuerliche 
Doppelbelastung des Gewinns beseitigt werden 
soll, einen bedeutsamen Beitrag für eine im Hin- 
blick auf die Unternehmensorganisation, die Fi- 
nanzierungsform und den internationalen Wett- 
bewerb neutrale Gewinnbesteuerung. Zugleich 
dient diese Maßnahme in wünschenswerter 
Weise dem Interessenausgleich zwischen Ge- 
sellschaft und Anteilseignern bei der Aus- 
schüttungspolitik sowie der Förderung der Ver- 
mögensbildung. 

Die enge Verzahnung der Besteuerung der Kör- 
perschaften und der einkommensteuerlichen Be- 
handlung der Erträge aus Anteilsbesitz sowie 
der Abstimmung der Steuersätze lassen es ge- 
boten erscheinen, daß das Einkommensteuer- 
gesetz und das Körperschaftsteuergesetz zu 
einem einheitlichen Zeitpunkt in Kraft treten. 

Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregie- 
rung, das von ihr im Zusammenhang mit der 
Körperschaftsteuerreform in Aussicht gestellte 
Gesetz zur Beteiligung breiter Bevölkerungs- 
schichten am Produktivvermögen so rechtzeitig 
vorzulegen, daß dessen Behandlung in die Be- 
ratung über die Einkommen- und Körperschaft- 
steuer mit einbezogen werden kann. 

Der Bundesrat vermag indes zur Reform der 
Körperschaftsteuer in Gestalt der Einführung 
des Anrechnungsverfahrens noch nicht ab- 
schließend Stellung zu nehmen. Dafür sind fol- 
gende Gründe maßgebend: 

a) Die wirtschaftlichen Auswirkungen des Kör- 
perschaftsteueranrechnungsverfahrens kön- 
nen erst beurteilt werden, wenn die Gesamt- 
belastung der Kapitalgellschaften mit Kör- 
perschaftsteuer und der von der Bundes- 
regierung geplanten Gewinnabgabe bekannt 
ist. Die Auswirkungen des Anrechnungs- 
verfahrens sind von der Höhe der Gewinn- 
ausschüttungen der Kapitalgesellschaften 
abhängig. Diese wiederum werden durch 
die Gesamtbelastung des Gewinns der Ka- 
pitalgesellschaft beeinflußt. 

b) Zur Untersuchung über die Auswirkungen 
des Körperschaftsteueranrechnungsverfah- 
rens wird zur Zeit vom Bundesminister der 
Finanzen ein Planspiel durchgeführt. Dieses 
Planspiel ist noch nicht abgeschlossen. Aus 
den Ergebnissen des Planspiels werden aber 
wesentliche Erkenntnisse zur Beurteilung 
der verwaltungsmäßigen Praktikabilität des 
vorliegenden Gesetzes erwartet. 

c) Die vorgesehenen Vorschriften des Anrech- 
nungsverfahrens im vierten und fünften Teil 
des Körperschaftsteuergesetzes und im Ent- 
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wurf des Einkommensteuergesetzes bedür- 
fen noch einer eingehenden Beratung, be- 
vor dazu abschließend Stellung genommen 
werden kann. Da im Rahmen des Anrech- 
nungsverfahrens die Ausstellung und die 
Vorlage verschiedener Bescheinigungen 
zwecks Anrechnung oder Vergütung der 
Körperschaftsteuer unumgänglich sind, müs- 
sen auch noch Lösungen gefunden werden, 
die die damit in Zusammenhang stehende Be- 
trugsanfälligkeit des Anrechnungsverfah- 
rens auf ein Mindestmaß beschränken. 


33 Zu Artikel 3 

Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die von 
der Bundesregierung vorgeschlagene Verein- 
heitlichung der Sparförderung. Er weist jedoch 
nachdrücklich darauf hin, daß die dafür erfor- 
derliche Verfahrensumstellung zum vorgesehe- 
nen Zeitpunkt nicht zu verwirklichen ist. Davon 
geht offenbar auch die Bundesregierung aus. 

Es ist aber auch nicht möglich, für Sparleistun- 
gen nach dem 1. Januar 1975 isoliert ein neues 
materielles Prämienrecht einzuführen, verfah- 
rensmäßig aber für eine Übergangszeit das gel- 
tende Recht beizubehalten, wie das in Artikel 3 
§ 51 des Entwurfs vorgesehen ist. Ein neues 
materielles Prämienrecht hat zwangsläufig er- 
hebliche Auswirkungen auf die verfahrensmä- 
ßige Abwicklung. Insbesondere ist die Einfüh- 
rung einer generellen Einkommensgrenze für 
die Sparförderung nur vollziehbar, wenn die Be- 
arbeitung der Prämienanträge mit der Einkom- 
mensteuerveranlagung bzw. dem Lohnsteuer- 
Jahresausgleich organisatorisch verbunden 
wird. Die dafür erforderlichen technischen und 
personellen Voraussetzungen können kurzfri- 
stig nicht geschaffen werden. 

Der Bundesrat ist daher der Auffassung, daß die 
gesamte Reform des Prämienrechts frühestens 
für Sparleistungen ab dem 1. Januar 1977 ver- 
wirklicht werden kann. Bei der Reform ist zu 
beachten, daß die Bearbeitung der Prämien- 
anträge ein die Finanzämter stark belastendes 
Massengeschäft ist. Dieses Massengeschäft läßt 
sich mit vertretbarem Aufwand nur dann be- 
wältigen, wenn ein einfaches und automations- 
gerechtes Verfahren eingeführt wird. 


34. Zu Artikel 3 § 20 

Der Bundesrat sieht in der Möglichkeit der vor- 
zeitigen Verwendung von Sparbeiträgen für In- 
vestitionen im eigenen Betrieb einen system- 
gerechten ersten Schritt zur Förderung der 
Eigenkapitalbildung vorwiegend im mittelstän- 
dischen Bereich. 

35. Zu Artikel 3 § 50 

Der Bundesrat lehnt die in Artikel 3 § 50 vor- 
gesehene spezielle Lastentragungsregelung ab. 
Sie ist ein unsystematischer Bestandteil der 
Steuerreformgesetze. Die Vorschriften der 
Steuerreformgesetze haben eine Vielzahl von 
unterschiedlichen finanziellen Auswirkungen 
auf die Haushalte von Bund, Ländern und Ge- 
meinden. Ihr Ausgleich ist in den Steuerreform- 
gesetzen — von der obigen Ausnahme abge- 
sehen — bewußt nicht geregelt, sondern der er- 
forderlichen „Schlußabrechnung" Vorbehalten. 

36. Zu Artikel 1 und Artikel 3 

Der Bundesrat weist mit Nachdruck darauf hin, 
daß das Einkommensteuergesetz 1975 (Artikel 1) 
und das Sparprämiengesetz 1975 (Artikel 3) 
nicht in ihrer Gesamtheit — wie von der Bun- 
desregierung vorgeschlagen — zum 1. Januar 
1975 in Kraft treten können. Die Finanzverwal- 
tung ist nicht in der Lage, bis zu diesem Zeit- 
punkt die hierfür erforderlichen personellen, 
technischen und organisatorischen Vorausset- 
zungen zu schaffen. 

37. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Die Gesetze zur Steuerreform führen neben 
ihren Auswirkungen für die Steuerpflichtigen 
zu einer Vielzahl unterschiedlicher, aber erheb- 
licher finanzieller Folgen für die Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden. Der Bundes- 
rat geht davon aus, daß diese Lastenverschie- 
bungen auf der Einnahme- und Ausgabeseite 
der öffentlichen Gebietskörperschaften einen 
finanziellen Ausgleich durch Neuregelung der 
Steuerverteilung mit Wirkung ab Inkrafttreten 
der Steuerreformgesetze zwingend zur Folge 
haben. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates 


Zu 2. (Artikel 1, § 6 Abs. 2) 

Die Bundesregierung wird diese Frage im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 3. (Artikel 1, § 6 Abs. 8 Nr. 18) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag. 
Nach dem Sozialrecht (vgl. § 10 des Kündigungs- 
schutzgesetzes, § 113 des Betriebsverfassungsgeset- 
zes) wird bei der Bemessung der Abfindungen von 
dem tatsächlichen Arbeitslohn ausgegangen. Es ist 
deshalb gerechtfertigt, hieran auch für die Steuer- 
befreiung anzuknüpfen. Die neu vorgesehene 
Höchstgrenze von 2 000 DM soll Ausuferungen ver- 
meiden. 

Zu 4. (Artikel 1, § 17 Nr. 2) 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. In 
der Vergangenheit ist bereits mehrfach der Versuch 
unternommen worden — u. a. mit der Festlegung 
von Höchstbeträgen für den Abzug von Bewirtungs- 
kosten durch die Spesenverordnung vom 24. Juni 
1953 (BGBl. I S. 871) — , dem Mißbrauch des steuer- 
lichen Spesenabzugs entgegenzutreten. Diese Maß- 
nahmen haben die Mißbrauchsproblematik nicht be- 
friedigend lösen können. 

Zu 5. (Artikel 1, §§ 41 ff., 43 ff., 52 Abs. 2, § 55 
Abs. 4, §§ 74 ff., 89, 91, 97 ff., 125, 126, 132 ff.) 

Die für bestimmte Steuerermäßigungen vorgesehene 
Umstellung des Abzugs von der Steuerbemessungs- 
grundlage auf einen Abzug von der Steuerschuld ist 
auch nach Auffassung der Bundesregierung eine 
tiefgreifende Systemänderung des geltenden Ein- 
kommensteuerrechts. Die Bundesregierung sieht 
darin ein Kernstück der Einkommensteuerreform. 
Bei der Neuregelung des Kinderlastenausgleichs, 
der Erhöhung des Arbeitnehmer-Freibetrags und der 
Berücksichtigung der Vorsorgeaufwendungen kommt 
es der Bundesregierung entscheidend darauf an, für 
die überwiegende Mehrheit der Steuerpflichtigen 
Verbesserungen zu erreichen sowie diese Steuer- 
ermäßigungen für die Bezieher unterschiedlich ho- 
her Einkommen in gleicher Weise wirksam werden 
zu lassen. Dies ist durch die vorgeschlagene System- 
umstellung sichergestellt. 

Zu 6. (Artikel 1, § 51 Abs. 4 Nr. 1) 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Bundesrat 
darin überein, daß die Sachbezugswerte durch 
Rechtsverodnung der zuständigen Landesregierung 
möglichst einheitlich für das Einkommensteuer- und 


Sozialversicherungsrecht festgesetzt werden sollten. 
Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Er- 
mächtigungsvorschrift bietet dafür eine ausreichende 
Grundlage. 

Zu 7. (Artikel 1, § 53 Abs. 3 und § 68 Abs. 3) 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Vereinfachungsvorschlägen des Bundesrates ergibt 
sich aus den Gegenäußerungen zu Nummer 12 und 
Nummer 14. 


Zu 8. (Artikel 1, § 53 Abs. 3) 

Die Verwirklichung des Vorschlags würde nur zu 
einer geringen Entlastung der Finanzverwaltung 
führen, würde aber das Steueraufkommen um 550 
Millionen DM jährlich vermindern. Die erzielbare 
Vereinfachung steht hiernach in keinem ausgewo- 
genen Verhältnis zu den eintretenden Steuermin- 
dereinnahmen. Die Bundesregierung hält es nicht 
für gerechtfertigt, daß die Freibetragswirkung des 
Werbungskosten-Pauschbetrags für einen großen 
Teil der Arbeitnehmer, der tatsächlich niedrigere 
Werbungskosten als 564 DM jährlich hat, erhöht 
wird. Dies erschiene im Hinblick auf den Grundsatz 
der gleichmäßigen Besteuerung bedenklich. 

Zu 9. (Artikel 1, § 57 Abs. 3) 

Nach Auffassung der Bundesregierung ergibt sich 
aus dem Wortlaut der Vorschrift, daß bei einem 
eigengenutzten Einfamilienhaus — außer den 
Schuldzinsen — von dem Grundbetrag nur erhöhte 
(d. h. nicht die normalen) Abschreibungen abgesetzt 
werden dürfen. Die Bundesregierung hält deshalb 
die vom Bundesrat beschlossene Klarstellung nicht 
für erforderlich. 


Zu 10. (Artikel 1 , § 68 Abs. 3) 

Die Erhöhung des Sonderausgabenpauschbetrags 
auf 360 DM (bei Ehegatten 720 DM) jährlich würde 
zu Steuermindereinnahmen von 390 Millionen DM 
führen. Die Bundesregierung hat deshalb Bedenken 
gegen diesen Vorschlag. Sie wird ihn jedoch im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
nochmals prüfen. 

Zu 11. (Artikel 1, § 76) 

Die Prüfung dieser Einzelfrage muß in den Rahmen 
einer Gesamtüberprüfung des § 76 einbezogen wer- 
den. 
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Zu 12. (Artikel l r § 76 Abs. 1 Nr. 4) 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß der 
Wortlaut des Entwurfs bereits die schweren Fälle 
der geistigen oder seelischen Behinderung erfaßt. 
Sie wird den Vorschlag jedoch im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens nochmals über- 
prüfen. 

Zu 13. (Artikel 1, § 77 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b) 

Bei einem Verzicht auf das Merkmal der äußer- 
lichen Erkennbarkeit wäre eine sinnvolle und prak- 
tikable Eingrenzung des Begriffs der dauernden 
Einbuße der körperlichen Beweglichkeit kaum mehr 
möglich. Die Folge davon wäre, daß in zahlreichen 
Fällen Steuervergünstigungen ungerechtfertigt oder 
sogar mißbräuchlich in Anspruch genommen werden 
könnten. Die Bundesregierung muß deshalb der 
Empfehlung des Bundesrates widersprechen. 

Zu 14. (Artikel 1, § 77 nach Absatz 5) 

Die vorgeschlagene Erweiterung erscheint unter der 
Voraussetzung sachlich vertretbar und verwaltungs- 
mäßig praktikabel, daß — wie in § 97 Abs. 2 Nr. 3 — 
nur solche Personen einbezogen werden, die we- 
gen geistiger oder seelischer Behinderung dauernd 
erwerbsunfähig sind. Mit dieser Maßgabe wird die 
Bundesregierung den Vorschlag im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 15. (Artikel 1, § 80) 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß der Bundes- 
rat die vorgesehene Gestaltung des Einkommen- 
steuertarifs positiv bewertet. Sie ist mit dem Bun- 
desrat der Auffassung, daß trotz der jetzt gefunde- 
nen Lösung auch weiterhin Verbesserungen des 
Besteuerungsverfahrens angestrebt werden müssen. 
Die Bundesregierung ist bereit, sich dieser Aufgabe 
auch künftig zu stellen. 

Zu 16. (Artikel 1, § 84 Abs. 5 Nr. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu 17. (Artikel 1, § 85) 

Die Bundesregierung wird diese Frage im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 18. (Artikel 1, § 86 Satz 2) 

Die Bundesregierung verkennt nicht die Bedenken, 
die gegen eine zu starre zeitliche Begrenzung er- 
hoben werden können und wird deshalb im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob 
eine bessere Abgrenzung möglich ist. 

Zu 19. (Artikel 1, § 87) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


Zu 20. (Artikel 1, § 88 Abs. 1 Nr. 1) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 21. (Artikel 1, § 89) 

Die Bundesregierung ist im Hinblick auf die haus- 
haltsmäßig gesetzten Grenzen der Auffassung, daß 
das vorrangige Ziel, für die große Masse der Ar- 
beitnehmer zu Steuererleichterungen zu kommen, 
am besten durch die von ihr vorgeschlagenen Maß- 
nahmen erreicht wird. 

Zu 23. (Artikel 1, §§ 97 ff., 125, 126, 132 ff.) 

I. 

Die Bundesregierung begrüßt die Auffassung des 
Bundesrates, daß das geltende mehrgleisige Kinder- 
lastenausgleichssystem durch ein einheitliches Aus- 
gleichssystem ersetzt werden sollte. Die vom Bun- 
desrat vorgetragenen Einwände und Bedenken rich- 
ten sich gegen die vorgeschlagene technische Ab- 
wicklung und damit verbundene soziale Sonderpro- 
bleme, die jedoch in der Masse der Fälle keine Be- 
deutung haben. 

Die Bundesregierung vermag die Bedenken des 
Bundesrates nicht zu teilen. Sie hält an ihrer Auf- 
fassung fest, daß der Kinderlastenausgleich im Be- 
steuerungsverfahren abgewickelt werden sollte. 

Im einzelnen wird zu den verwaltungstechnischen 
und sozialpolitischen Einwänden sowie zu der auf- 
gezeigten Alternativlösung wie folgt Stellung ge- 
nommen: 

1. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
sich die mit der Durchführung des Kinderlasten- 
ausgleichs verbundene Verwaltungsbelastung der 
Finanzämter in engen Grenzen hält. Nach der im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Regelung tritt für 
rd. 90 v. H. der Steuerpflichtigen, die Anspruch 
auf Kinderentlastung haben, überhaupt keine 
Verwaltungsbelastung ein. Hierbei handelt es 
sich um den Personenkreis, der die Kinderent- 
lastung entweder im Zusammenhang mit der 
Lohnsteuererhebung durch den Arbeitgeber oder 
durch entsprechend verminderte Vorauszahlun- 
gen auf die Einkommensteuer erhält. Die zur 
Feststellung der Anspruchsvoraussetzungen er- 
forderlichen Arbeiten halten sich in dem Rah- 
men, der im geltenden Recht für die Gewährung 
der Kinderfreibeträge bei der Einkommensteuer 
(Lohnsteuer) besteht. 

Zusätzliche Belastungen für die Finanzämter ver- 
ursachen nur die Fälle, in denen die Kinderent- 
lastung gesondert auszuzahlen ist. Die Bundes- 
regierung hält jedoch die Schätzungen der Län- 
der zu diesen Belastungen und zu dem dadurch 
verursachten Personalmehrbedarf für überhöht. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob die 
Belastung der Finanzämter dadurch verringert 
werden kann, daß die Gewährung der Kinderent- 
lastung an arbeitslose Arbeitnehmer mit An- 
spruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen- 
hilfe mit der Gewährung dieser Leistungen ver- 
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bunden werden kann. Sie wird voraussichtlich 
im Rahmen des Entwurfs eines Einführungsgeset- 
zes zum Dritten Steuerreformgesetz einen ent- 
sprechenden Lösungsvorschlag vorlegen. Im übri- 
gen weist die Bundesregierung darauf hin, daß 
durch die Steuerreform auch ins Gewicht fallende 
Entlastungen der Finanzverwaltung eintreten. 

2. Die Bundesregierung wird die Frage prüfen, ob 
an der vorgesehenen monatlichen Auszahlung 
der Kinderentlastung festgehalten werden muß. 
Es erscheint u. U. vertretbar, bei Nicht-Arbeit- 
nehmern, die zur Einkommensteuer veranlagt 
werden, in Übereinstimmung mit dem Voraus- 
zahlungsmodus nur vierteljährliche Abschlag- 
zahlungen vorzusehen. Eine solche Änderung 
würde die Verwaltungsbelastung weiter vermin- 
dern. 

3. Die Bundesregierung verkennt nicht, daß in Aus- 
nahmefällen Schwierigkeiten bestehen, eine kon- 
tinuierliche Auszahlung der Kinderentlastung 
sicherzustellen. Dies sollte jedoch nicht dazu füh- 
ren, die steuerliche Lösung insgesamt abzuleh- 
nen. Im übrigen widerspricht die Bundesregie- 
rung der Auffassung des Bundesrates, daß die 
Einbeziehung des Kinderlastenausgleichs in das 
Besteuerungsverfahren besonders bei sozial be- 
nachteiligten Bevölkerungsgruppen zu Ver- 
schlechterungen führe. Bei der sozial schwächsten 
Gruppe, den Sozialhilfeempfängern, tritt eine 
solche Wirkung nicht ein. Diese Gruppe wird die 
Kinderentlastung regelmäßig monatlich durch die 
Finanzämter erhalten. Unterbrechungen bei der 
Gewährung der Kinderentlastung treten in der 
Regel auch bei Krankheit und Streik der Arbeit- 
nehmer nicht ein. In diesen Fällen soll nach dem 
Gesetzentwurf die Kinderentlastung durch den 
Arbeitgeber für bestimmte Zeiträume weiter ge- 
währt werden. Für die Fälle der Arbeitslosigkeit 
ist die Bundesregierung — wie oben bereits er- 
wähnt — bestrebt, eine Lösung vorzubereiten, 
nach der die Kinderentlastung mit dem Arbeits- 
losengeld bzw. mit der Arbeitslosenhilfe verbun- 
den wird. Es ist davon auszugehen, daß auch bei 
Arbeitslosigkeit keine Unterbrechung der Kin- 
derentlastung eintritt. Der Ausschluß der Mög- 
lichkeit, im Lohnsteuerverfahren Kinderent- 
lastung nach dem 30. November zu beantragen, 
hat für die Berechtigten kaum praktische Be- 
deutung. Denn für alle Kinder, für die Kinder- 
entlastung für den Monat Dezember zu gewäh- 
ren ist, können die Anträge auch vor dem 1. De- 
zember gestellt werden. 

Die Abhängigkeit der Kinderentlastung von der 
Mitwirkung der Berechtigten ist bei der vorge- 
sehenen Lösung nicht größer als beim heutigen 
Kindergeld. Die Gewährung des Kindergeldes 
nach dem Bundeskindergeldgesetz setzt in jedem 
Fall einen entsprechenden Antrag des Berechtig- 
ten voraus. Demgegenüber wird die vorgesehene 
Kinderentlastung für Kinder unter 18 Jahren 
im Lohnsteuerverfahren antragsunabhängig ge- 
währt. Auch im Einkommensteuer-Veranlagungs- 
verfahren werden Kinder unter 18 Jahren von 
Amts wegen berücksichtigt. Die Antragsabhän- 


gigkeit der Kinderentlastung beschränkt sich da- 
her grundsätzlich auf Kinder über 18 Jahre und 
auf Sonderfälle. Durch die Zuordnungsregeln des 
§ 99 E-EStG 1975 werden auch die Nachweis- 
pflichten gegenüber dem geltenden Kindergeld- 
recht eingeschränkt. 

4. Die Bundesregierung widerspricht der Auffas- 
sung des Bundesrates, daß den Arbeitgebern 
durch die steuerliche Abwicklung des Kinder- 
lastenausgleichs erhebliche Mehrarbeit und kaum 
zumutbare Belastungen entstehen. Bei der An- 
hörung der Wirtschaftsverbände durch den Bun- 
desminister der Finanzen zu der vorgesehenen 
Reformlösung sind entsprechende Einwände 
nicht vorgetragen worden. 

5. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
durch den Unterhalt und die Erziehung von Kin- 
dern entstehende Belastung um so größer ist, je 
mehr Kinder zu einem Haushalt gehören. Aus 
diesem Grunde ist es gerechtfertigt, die Kinder- 
entlastung nach der Zahl der zu einem Haushalt 
gehörenden Kinder zu staffeln. 

Eine sinnvolle Verteilung der Kinderentlastung 
auf getrenntlebende Eltern, die beide zum Unter- 
halt ihrer Kinder beitragen, kann nach Auffas- 
sung der Bundesregierung durch eine teilweise 
Anrechnung der Kinderentlastung, die ein Eltern- 
teil erhält, auf die Unterhaltsleistungen des an- 
deren Elternteils erreicht werden. Die Bundes- 
regierung wird bei der Vorbereitung des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Dritten Steuerreformgesetz 
prüfen, ob diesbezügliche Vorschriften geschaffen 
werden sollten. 

6. Die Bundesregierung stimmt der Auffassung des 
Bundesrates zu, daß die Gewährung von Teil- 
entlastungsbeträgen für die im Ausland leben- 
den Kinder steuertechnisch nicht möglich ist. Sie 
wird im Rahmen des Entwurfs eines Einführungs- 
gesetzes zum Dritten Steuerreformgesetz einen 
Lösungsvorschlag vorlegen. 

7. Die Bundesregierung räumt ein, daß es im Rah- 
men der steuerlichen Lösung des Kinderlasten- 
ausgleichs zu Erschwerungen kommen kann, 
wenn die Kinderentlastung an Heime oder staat- 
liche Stellen gezahlt werden muß, die die Kin- 
der betreuen. Fälle dieser Art sind jedoch zah- 
lenmäßig nicht sehr bedeutend. 

II. 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zuzustimmen, den Kinderlasten- 
ausgleich außerhalb des Besteuerungsverfahrens 
technisch abzuwickeln. 

Die steuerpolitischen Vorzüge der von ihr vorge- 
schlagenen Einbeziehung des Kinderlastenausgleichs 
in das Besteuerungsverfahren hat die Bundesregie- 
rung im allgemeinen Teil der Gesetzesbegründung 
auf S. 213 f. im einzelnen dargelegt. Aus gesamt- 
wirtschaftlicher Sicht spricht gegen ein Kindergeld- 
system, daß auf der Basis des geltenden Bundes- 
kindergeldgesetzes alle zwei Monate 10 Millionen 
Auszahlungen erforderlich wären, die insbesondere 
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den Geldübcrweisungsverkehr erheblich belasten 
würden. 

Zu 24. (Artikel l r § 97 ff.) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
regelmäßige Anpassung der vorgesehenen Kinder- 
entlastungsbeträge nicht vorgeschrieben werden 
sollte. Der vorgesehene Kinderlastenausgleich um- 
faßt bereits für 1975 ein Volumen von mehr als 
15 Mrd. DM. Dieses übersteigt die Steuerminder- 
einnahmen und Haushaltsausgaben, die mit den 
bisherigen Maßnahmen des Kinderlastenausgleichs 
verbunden sind, um rd. 4 Mrd. DM. Angesichts die- 
ser Ausweitung des Kinderlastenausgleichs erscheint 
es nicht vertretbar, bereits jetzt eine weitere An- 
hebung vorzusehen. 

Zu 25. (Artikel 1, § 97 Abs. 2) 

Die Bundesregierung sieht in der von ihr vorge- 
schlagenen Abstufung der Kinderentlastungsbeträge 
für Mehrkinderfamilien eine ausgewogene Lösung; 
sie kommt insbesondere einkommensschwachen 
Steuerpflichtigen mit Kindern zugute. Gegen wei- 
tere Verbesserungen bestehen haushaltsmäßige Be- 
denken. 

Zu 26. (Artikel 1, § 100) 

Die Bundesregierung hat aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung allgemein davon abgesehen, bei 
der Gewährung der Kinderentlastung eigene Ein- 
künfte des Kindes zu berücksichtigen. Sie wird je- 
doch die Anregung des Bundesrats zum Anlaß neh- 
men zu prüfen, ob die vorgeschlagene Lösung ohne 
größere Verwaltungsmehrarbeit verwirklicht wer- 
den kann. 

Zu 27. (Artikel 1, § 16 Abs. 1 Nr. 1 und Artikel 3, 

§ 2 ) 

Die Bundesregierung muß einer Erhöhung der im 
Sparprämiengesetz und im Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetz vorgesehenen Einkommensgrenze schon 
aus haushaltsmäßigen Gründen widersprechen (ge- 
schätzter Prämienmehraufwand bei Erhöhung auf 
30 000 DM / 60 000 DM rd. 800 Millionen DM). Sie 
hält die vorgeschlagene Grenze von 24 000 DM / 
48 000 DM z. Z. aber auch noch für angemessen, um 
die staatlichen Vergünstigungen auf den förderungs- 
würdigen Personenkreis zu beschränken. 

Zu 28. (Artikel 1, § 168) 

Die Bundesregierung wird diese Frage im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 29. (Artikel 1, § 168 Abs. 3) 

Die Abschreibungsvergünstigung für Umweltschutz- 
Investitionen hat den Zweck, für die in der Regel 
unrentablen Umweltschutz-Investitionen, durch die 


Dritte vor den Folgen eigener Emissionen ge- 
schützt werden sollen, eine Finanzierungshilfe zu 
geben. Eine Ausdehnung der Abschreibungsvergün- 
stigung auch auf Investitionen, durch die eigene 
Produkte in bestimmter umweltfreundlicher Weise 
verbessert werden, ist nicht unbedenklich. Denn es 
müßte mit zahlreichen Forderungen auf Einbezie- 
hung weiterer Anlagen zur Herstellung umwelt- 
freundlicher Produkte gerechnet werden. 

Zu 30. (Artikel 1, § 170) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu und 
wird eine entsprechende Regelung im Entwurf eines 
Einführungsgesetzes zum Dritten Steuerreform- 
gesetz vorsehen. 

Zu 31. ( Artikel 1, § 187) 

Im Hinblick auf die veränderte energiepolitische 
Lage hat die Bundesregierung am 19. Dezember 
1973 die Wiedereinführung der Abschreibungsver- 
günstigung beschlossen. 

Zu 32. (Artikel 2) 

Die Bundesregierung begrüßt die positive Stellung- 
nahme des Bundesrates zur Reform der Körper- 
schaftsteuer. Auch sie verkennt nicht, daß zwischen 
der Besteuerung der Körperschaften, der einkom- 
mensteuerlichen Behandlung der Beteiligungserträge 
bei den Anteilseignern und der Abstimmung der 
Steuersätze im Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
gesetz ein enger sachlicher Zusammenhang besteht. 
Im Hinblick auf die von der Körperschaftsteuer- 
reform ausgehenden Be- und Entlastungseffekte be- 
steht zugleich ein enger sachlicher Zusammenhang 
mit der Vermögensbildung. Nach Auffassung der 
Bundesregierung soll deshalb das Körperschaft- 
steuergesetz zusammen mit einem Gesetz zur Be- 
teiligung breiter Schichten der Bevölkerung am Pro- 
duktivvermögen in Kraft treten. Die Bundesregie- 
rung ist bemüht, den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten sobald wie möglich den Entwurf eines solchen 
Gesetzes vorzulegen. 

Zu den Überlegungen, die den Bundesrat bewogen 
haben, zu der beabsichtigten Reform der Körper- 
schaftsteuer im ersten Durchgang nicht Stellung zu 
nehmen, bemerkt die Bundesregierung: 

zu b) 

Das Planspiel über die Auswirkungen der Körper- 
schaftsteuerreform wird in zwei Abschnitten durch- 
geführt. Im ersten Abschnitt sind die Auswirkungen 
des neuen Körperschaftsteuersystems auf die Kör- 
perschaften selbst untersucht worden. Diese Unter- 
suchungen sind abgeschlossen. Sie haben ergeben, 
daß das Anrechnungsverfahren in diesem Bereich 
praktikabel ist. Der zweite Abschnitt des Planspiels 
befaßt sich mit den Auswirkungen des Anrechnungs- 
verfahrens bei den Anteilseignern und bei der 
Finanzverwaltung. Die Arbeiten sind weit fortge- 
schritten. 
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Die Bundesregierung wird die Ergebnisse rechtzei- 
tig zu den Beratungen des Gesetzentwurfs im Bun- 
destag vorlegen. 

zu c) 

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf setzt die An- j 
rechnung von Körperschaftsteuer — ebenso wie ihre ! 
Vergütung — voraus, daß bestimmte Nachweise ge- j 
führt werden (vgl. Artikel 1 § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b und § 129 Abs. 2 und 3). Im Rahmen des 
Planspiels wird geprüft, ob diese Sicherungen aus- 
reichen, um Betrugsmöglichkeiten so weit wie mög- 
lich auszuschließen. 

Zu 33. (Artikel 3) 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, die 
neuen Prämiensätze und -höchstbeträge sowie die 
Einkommensgrenze zum 1. Januar 1975 in Kraft tre- 
ten zu lassen. 

Zu 35. (Artikel 3, § 50) 

Die Bundesregierung hält an der Vorschrift fest. 
Nach Artikel 104 a Abs. 3 GG bedarf es einer aus- 


drücklichen Lastentragungsregelung im Spar- 
prärniengesetz selbst, wenn eine Beteiligung des 
Bundes vorgesehen werden soll. Um ein gleichmäßi- 
ges Interesse von Bund und Ländern am Vollzug 
des Prämiengesetzes sicherzustellen, erscheint die 
hälftige Aufteilung der Kosten zweckmäßig. Hier- 
durch wird gleichzeitig erreicht, daß das Sparprä- 
miengesetz, das verfahrensmäßig mit der Steuerfest- 
setzung verbunden werden soll, ebenso wie das 
Einkommensteuergesetz von den Ländern im Auf- 
träge des Bundes durchzuführen ist (Artikel 104 a 
Abs. 3 Satz 2 GG). 

Zu 36. (Artikel 1 und Artikel 3) 

Die Bundesregierung nimmt den Hinweis des Bun- 
desrates zur Kenntnis. Im Laufe des Gesetzgebungs- 
verfahrens wird zu prüfen sein, welche Reformmaß- 
nahmen bereits zum 1. Januar 1975 in Kraft gesetzt 
werden können. 

Zu 37. (Gesetzentwurf insgesamt) 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Bundesrates. 
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